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; | Vorwort zur ersten Auflage. 


Seit ungefähr dreißig Jahren war es in Deutschland verpönt, 

Vein Lehrbuch der Nationalökonomie zu schreiben; die Wissenschaft 

| ) oder, wenn man will, die „Zeit“ — so wurde et 
x noch nicht reif. Diese Behauptung hatte anfänglich ihre volle Be- 
_rechtigung. Das Lehrgebäude der sog. klassischen National- 
—ökonomie, das seinerzeit 30 scharf und rein wie ein Kristall dazu- 
m schien, erwies sich allgemach als rissig und vermochte es 
nicht, gegenüber den Zweifeln standzuhalten, die speziell in der 

DB entschen Gelehrtenwelt schüchtern raunhten, dann aber unter 

dem Eindrucke der sozialistischen Lehre immer lauter und lauter 
wurden. Schließlich brach der ganze, scheinbar so harmonisch ab- 
gerundete und formvollendete Bau wie ein Kartenhaus in sich selbst 

f zusammen, als die Vertreter der nationalökonomischen Wissenschaft 
Br _ an den deutschen Hochschulen im Oktober 1872 in Eisenach 
= zusammenkamen und dort in seltener Übereinstimmung ihre Mei- 
> nung dahin aussprachen, daß es so nicht weitergehe und daß die 
5 Wissenschaft vom Wirtschaftsleben auf andere Grundlagen gestellt. 
werden müsse. Nun begann die Detailarbeit auf allen Gebieten. 

Auf dem Gebiete der nationalökonomischen Theorie unterzog 
Adolf Wagner die Elemente des Wirtschaftslebens einer ein- 
gehenden Erörterung und faßte die Ergebnisse seiner Studien in 
seiner epochemachenden „Grundlegung“ zusammen. Schmoller, 

seine zahlreichen Schüler und andere machten die Wirtschafts- 
geschichte zum Gegenstande ihrer Spezialforschung, während ins- 
besondere der rührige „Verein für Sozialpolitik“ bestrebt war, die 
es auf die tatsächlichen er und Vorkommnisse 








zur Stelle geschafft war, wäre es in der Tat ein gewagtes Beginnen 

gewesen, mit einem „Lehrbuche‘ — das denn doch die Aufgabe hat, 

“ er den jeweiligen Stand der Wissenschaft zu einem abgerundeten 
_ S Ganzen zusammenzufassen — vor die Öffentlichkeit zu treten. 


VI Vorwort zur ersten Auflage. 


Seither sind dreißig Jahre emsiger Arbeit ins Land gegangen, 

so daß man seit einiger Zeit schon daran denken durfte, das in der 
Zwischenzeit zusammengetragene massenhafte Material in ein 
System zu bringen. Hierzu kam sodann noch ein fernerer Um-, 
‚stand, den speziell die Nationalökonomie am allerwenigsten unbe- 
achtet lassen kann, d. i. das praktische Bedürfnis. Das Publikum, 
d. i. in erster Reihe die Regierungen und die Parlamente, dann die 
Männer des praktischen Lebens sind nicht in der Lage, alle erdenk- 
lichen Spezialschriften zu studieren; sie verlangen zusammen- 
fassende Werke, welche den jeweiligen Stand der Wissenschaft 
widerspiegeln. Dieses Bedürfnis war nicht abzuweisen, und ihm 
verdanken wir die Entstehung und den fast beispiellos zu nennen- 
den Erfolg dreier monumentaler Werke der deutschen Literatur, 
des Sehönbergschen „Handbuches der politischen Ökonomie“, 
des Frankenstein-Heckelschen Sammelwerkes als syste- 
: matisch angeordnete Nachschlagewerke und des großartigen „Hand- 
wörterbuches der Staatswissenschaften“ von Conrad, Elster, 
Lexis und Löning, welche als nahezu vollständige Enzyklo- 
pädien der Staatswissenschaften angesehen werden dürfen. 

Indes ist damit — so großartig die genannten drei Werke ange- 
legt sind (oder vielleicht gerade deshalb) — dem vorhandenen Be- 
dürfnisse nur zur Hälfte Rechnung getragen. Neben den Männern 
der Praxis, die sich — wie es just der äußere Anlaß mit sich 
bringt — über diese oder jene Frage des praktischen Wirtschafts- 
lebens eingehender zu informieren wünschen, steht unsere stu- 
dierende Jugend, die den nicht minder dringenden Wunsch emp- 
findet, neben und zu den Vorträgen ihrer akademischen Lehrer 
{verba volant!) ein Buch in die Hand zu bekommen, das ihnen in 
relativer Kürze ein abgerundetes Bild des betreffenden Wissens- 
zweiges bietet. Dieses Bedürfnis war gleichfalls nicht abzuweisen. 
Einem Studenten, der sich zum Examen vorbereitet, kann un- 
möglich zugemutet werden, er möge das Sehönbergsche „Hand- 
buch“ oder gar „den Frankenstein-Heckel“ oder das 
„Handwörterbuch“ studieren. So entstanden — trotz der eingangs 15 
erwähnten Abneigung gegen die Abfassung von Lehrbüchern — in 
den letzten Jahren die verschiedenen „Grundrisse der politischen 
Ökonomie“, wie der von Conrad, von v. Philippovichund 


von Schmoller. „Grundrisse“ sind aber eben nur’ Grundrisse, 


d. i, mehr oder weniger gedrängte Darstellungen der betreffenden 








Vorwort zur ersten Auflage. VI 


Disziplin, die lediglich die Aufgabe haben, dem Studierenden die 
näheren Ausführungen des Lehrers in den Vorlesungen ins Ge- 
dächtnis zurückzurufen. Hat der Student die Vorlesungen eben 
dieses Lehrers nicht gehört, so bleibt für ihn der „Grundriß“ zu- 
meist unverständlich oder doch schwer genießbar. 

Ich selbst habe während meiner — eben nicht kurzen — akade- 
mischen Lehrtätigkeit den Mangel eines Lehrbuches der National- 
ökonomie unzählige Male unangenehm empfunden, weil ich jedes- 
mal, wenn ein Student mit der Frage zu mir kam, welches Lehr- 
buch ieh ihm empfehlen könnte, in die peinliche Lage kam, ihm 
sagen zu müssen, daß wir kein den Anforderungen der Gegenwart 
entsprechendes Lehrbuch besitzen. Diese Erwägungen bestimmten 
mich, als vor zwei und einhalb Jahren die Verlagsfirma mit der 
ehrenvollen Aufforderung an mich herantrat, ein Lehrbuch der 
theoretischen (allgemeinen) Nationalökonomie zu verfassen, ‚„ja‘ 
zu sagen und die Lösung dieser Aufgabe in Angriff zu nehmen. 
3 Die Berechtigung hierzu glaube ich aus meiner nun schon sechıs- 
unddreißigjährigen akademischen Lehrtätigkeit schöpfen zu dürfen. 
Daß die Abfassung eines Lehrbuches keine wissenschaftliche „Tat“, 
sondern nur die Arbeit eines Schreibers ist, weiß ich, tröste mich 
aber mit dem Gedanken, daß das Handwerk, d. i. eine gewisse 
mechanische Tätigkeit, die erste und unausweichliche Voraussetzung 
& jeder Wissenschaft und jeder Kunst ist. Überdies sind wir akade- 
“ mischen Lehrer (zu Hause in seiner Studierstube mag jeder forschen 
z und Wissenschaft treiben, soviel er will) im Hörsaale, wo wir zu 
_ unterrichten haben, Handwerker und nichts als Handwerker, und 
3 glücklich die Anfänger — das habe ich seinerzeit als Student, sowohl 

nach der positiven als nach der negativen Seite, selbst empfunden —, 
deren Lehrer im Hörsaale nichts anderes sein wollen als tüchtige 
 Schulmeister. 

Und so möge denn dieses „Handwerks-Produkt“ hinausflattern 
in die Welt; — erfüllt es seinen Zweck, die studierende Jugend 
mit den Anfangsgründen unserer Wissenschaft vertraut zu machen, 

80 wird dies mein schönster Lohn sein! 


Ozernowit z, am 23. März 1902. 
Friedr. Kleinwächter. 





Vorwort zur zweiten Auflage. 


Der. zweiten Auflage dieses Lehrbuches habe ich nur wenige 
Bemerkungen vorauszuschicken. 

Als ich seinerzeit von der Verlagsbuchhandlung eingeladen 
wurde, ein Lehrbuch der (theoretischen) Nationalökonomie zu ver- 
fassen, war mein Lehrbuch als der erste Teil eines dreibändigen 
Sammelwerkes (theoretische Nationalökonomie, Volkswirtschafts- 
politik, Finanzwissenschaft) gedacht. Dem ganzen Werke mußte 
selbstverständlich ein einheitlicher Plan zugrunde liegen, und so 
wurde mir denn ein genaues Programm des Lehrbuches der theore- 
tischen oder allgemeinen Nationalökonomie zugemittelt. Dieses 
Programm, von dem ich nicht abweichen zu sollen glaubte, enthielt 
in der „Einleitung“ unter Ziffer II,3 einen Abschnitt: „Die Me- 
thoden und Richtungen der Nationalökonomie“, in welchem die 
‘Geschichte der Nationalökonomie (Merkantilismus, Physiokratis- 
mus usw.) behandelt werden sollte und von mir auch behandelt 
wurde. Im I. Kapitel fand sich ein Abschnitt: „IV. Individualis- 
mus und Kollektivismus“, in welchem die Lehre vom Kommunismus 
und Sozialismus untergebracht war. Bei der Bearbeitung der 
zweiten Auflage erschien es mir zweckentsprechender, die Lehre 
vom Kommunismus und Sozialismus dort einzufügen, wo .die Ge- 
schichte der nationalökonomischen Wissenschaft erörtert wird. 
Dagegen versetzte ich die Lehre von den Einzel- und Gemeinwirt- 
schaften (von den Kollektivbedürfnissen), die in der ersten Auf- 
lage in der „Einleitung“ unter I,4 untergebracht war, in der 
zweiten Auflage in das I. Kapitel unter der Überschrift: „IV. Indi- 
vidualismus und Kollektivismus“. 

Die Lehre vom Kapital erfuhr eine ziemlich einschneidende 
Umarbeitung. Ich habe darauf verzichtet, die Reihe der Kapitals- 
definitionen um eine neue zu vermehren und war nur bestrebt, zu 
zeigen, welehe Wandlungen der Kapitalsbegriff im Laufe der Zeit 
bis zum heutigen Tage durchgemacht hat. 





Vorwort zur dritten Auflage. IX 
n 
> Daß ich die Lehre von den Banken, die in der ersten Auflage 
ziemlich kurz gehalten war, in der zweiten Auflage eingehend er- 
örtert: habe, bedarf wohl keiner besonderen Rechtfertigung. 

Die sonstigen Änderungen, die ich in der zweiten Auflage vor- 
genorninen habe, betreffen nur die Form, nicht das Wesen. Ein- 
zelne Wiederholungen, die sich in die erste Auflage eingeschlichen 
hatten, wurden gestrichen, einzelne Stellen wurden etwas kürzer 
gefadt u.dgl. 


Czernowitz am 2. Januar 1909. 


Friedr. Kleinwächter. 


-— 


Vorwort zur dritten Auflage. 


Die vorliegende dritte Auflage erscheint später, als es beabsich- 
tigt war. Ende 1914, bald nach Beginn des Krieges, wurde ich von 
der Verlagsfirma eingeladen, die Bearbeitung der dritten Auflage 
in Angriff zu nehmen, weil die zweite Auflage nahezu vergriffen 
war. Ich schritt sofort an die Arbeit, allein der Krieg zog sich in 
die Länge und die durch ihn hervorgerufene Störung in allen Pro- 
duktionszweigen machte es unmöglich, den Druck des Werkes be- 
ginnen zu lassen. Hierzu kam der fernere Umstand, daß wir hier 
in der Bukowina seit Anfang November 1918 vom Westen nahezu 
vollständig abgeschlossen waren. Erst Ende Juni 1919 ist es 
_ mir möglich geworden, mich mit der Verlagsbuenhandlung ins 
Einvernehmen zu setzen und ihr das Manuskript zugehen zu lassen. 
Der Druck des Weries konnte erst im Frühling 1920 in Angriff 
genommen werden. 


Czernowitz am 12. September 1920. 
Friedr. v. Kleinwächter. 
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Einleitung. 


I. Wirtschaft und Volkswirtschaft. 
1. Begriff und Wesen der Wirtschaft. 


Bedürfnis. Jeder Mensch empfindet, kontinuierlich das 
Unbefriedigende seines Zustandes oder seiner Lage, er empfindet 
Hunger, Durst, Kälte, Mattigkeit usw. und hat den Wunsch, das- 
jenige zu erlangen oder zu tun, was geeignet ist, jenem unbefriedi- 
genden Zustande abzuhelfen. Diese unangenehme Empfindung; oder 
dieses Verlangen nennt man Bedürfnis. Indes müssen hier zwei 
einschränkende Momente hinzugefügt werden. Einmal muß jener 
Wunsch oder jenes Verlangen auf ein konkretes Objekt oder Ziel 
gerichtet sein. Jenes bei sentimentalen Naturen auftretende Ver- 
langen nach einem undefinierbaren Etwas, das man als „Welt- 
schmerz“ u. dgl. zu bezeichnen pflegt, ist kein Bedürfnis im Sinne 
der Nationalökonomie. Sodann muß das Verlangen auf ein erreich- 
bares Ziel gerichtet sein. Es wäre sicherlich im höchsten Grade 
interessant und belehrend, wenn wir die verschiedenen Himmels- 
körper besuchen könnten, und wir können bedauern, daß uns dies. 
unmöglich ist, aber vernünftigerweise kann niemand sagen, daß er 
das „Bedürfnis“ habe, etwa eine Reise nach dem Monde oder nach 
dem Mars anzutreten. 

Bedarf. Unter ‚„Bedarf‘“ versteht man eine Gesamtheit von 
Bedürfnissen, und zwar wird dieser Ausdruck in einem zweifachen 
Sinne gebraucht. Man spricht einmal von: dem ‚‚Bedarfe‘ eines In- 
dividuums, einer Familie, eines Volkes usw. und versteht darunter 
die Gesamtheit der verschiedensten Bedürfnisse dieser Person oder 
dieses Kreises von Personen. Man spricht aber zweitens auch von 
dem Fleisch-, Brot-, Holz-usw.-Bedarf einer Person oder eines Krei- 
ses von Personen und versteht darunter das Gesamtbedürfnis dieser 

Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie. 1 
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Person oder dieses Kreises von Personen an diesem bestimmten 
Artikel im Laufe einer bestimmten Periode (Tag, Woche, Monat, 
Jahr usw.). 

Wirtschaft. Jenes Gefühl des Unbehagens, welches wir 
„Bedürfnis“ nennen, veranlaßt uns, dasjenige zu tun, was geeignet 
ist, diesem unbefriedigenden Zustande abzuhelfen. Und diejenige 
Tätigkeit, welche darauf gerichtet ist, planmäßig für die Befriedi- 
gung unserer verschiedenen, immer wieder von neuem auftretenden 
Bedürfnisse vorzusorgen, oder kürzer ausgedrückt: diejenige Tätig- 
keit, welche planmäßig darauf gerichtet ist, den Bedarf des Men- 
schen an Gütern, d. i. an Mitteln zur Befriedigung jener Bedürt- 
nisse, zu decken, nennt man wirtschaftliche Tätigkeit oder Wirtschaft. 
Die wirtschaftliche Tätigkeit ist somit gerichtet auf die Herstellung 
(Erwerbung) der gewünschten Güter, auf die richtige Verwendung 
und eventuell auf die Erhaltung (Konservierung) derselben bis 
zum Zeitpunkte ihrer Verwendung (Gebrauch oder Verbrauch). 

Prinzip jeder Wirtschaft. Die Befriedigung eines 
Bedürfnisses erzeugt jedesmal eine gewisse Genugtuung (,„Befriedi- 
gung“), also ein gewisses angenehmes Gefühl. Andererseits kostet 
die Herbeischaffung oder Herstellung der Befriedigungsmittel 
immer eine gewisse Anstrengung, ein Opfer. Es wird daher jeder 
Mensch unwillkürlich erwägen, was größer ist, ob die Annehmlich- 
keit der Befriedigung oder die Unannehmlichkeit der Anstrengung 
(des Opfers)! Aus diesem Grunde wird jeder denkende Mensch 
bestrebt sein, die Annehmlichkeit der Befriedigung mit der ver- 
hältnismäßig geringsten Anstrengung zu erkaufen. Mit anderen 
Worten: das Prinzip einer jeden (vernünftigen) Wirtschaft oder 
das Wesen der Wirtschaftlichkeit ist, den relativ größten Effekt 
mit dem relativ geringsten Aufwande (Opfer) zu erzielen. 

Die Triebfedern (Motive) des wirtschaftlichen 
Handelns. Die Frage nach den Triebfedern des wirtschaft- 
lichen Handelns hätte zu weniger Meinungsverschiedenheiten 
Anlaß gegeben, wenn sie nicht von Anfang an in einseitiger Weise 
beantwortet worden wäre. Die Tatsache, daß der (Durchschnitts-) 
Mensch im gewöhnlichen Leben nicht so handelt, wie er eigentlich 
handeln sollte, hat bekanntlich die Religionslehrer und Moralphilo- 
sophen aller Zeiten beschäftigt, und der Refrain all dieser Lehren 
lautet immer: Religion und Moral fordern, daß jeder seine privaten 
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Interessen gegenüber dem Wohle seiner Nebenmenschen zurück- 
treten lassen und bestrebt sein solle, das Wohlergehen seiner Neben- 
menschen nach Kräften zu fördern; im gewöhnlichen Leben aber 
kümmert sich niemand um jene Vorschriften der Religion und der 
Moral. Jeder stellt seine Sonderinteressen in den Vordergrund 
und ist bestrebt, sie eventuell auf Kosten und zum Schaden der 
anderen rücksichtslos zu verfolgen. Als dann Adam Smith, der 
bekanntlich ursprünglich Professor der Moralphilosophie an. der 
Universität Glasgow war, an die Abfassung seines für die 
nationalökonomische Wissenschaft grundlegenden und bahnbrechen- 
den Werkes herantrat, konnte ihm begreiflicherweise dieser Gegen- 
satz zwischen der Moral und dem täglichen Leben nicht verborgen 
bleiben, und demgemäß geht er denn in seinem nationalökonomischen 
Werke — wenn er dies auch nicht ausdrücklich ausspricht — von 
der Voraussetzung aus, daß die Menschen sich im Wirtschaftsleben 
ausschließlich vom Selbstinteresse leiten lassen. Damit war das 
Selbstinteresse — oder wenn man will, der Egoismus — zum Mittel- 
und Angelpunkte des gesamten Wirtschaftslebens und der National- 
ökonomie gemacht. 

An sich ist dieser Gedanke ja unbedingt ale denn der Egois- 
mus oder das Selbstinteresse ist nichts anderes als der Selbsterhal- 
tungstrieb, und die Rücksicht auf unsere Selbsterhaltung veranlaßt 
uns, tagtäglich für unsere ununterbrochen wiederkehrenden Lebens- 
bedürfnisse vorzusorgen. Allein dieser ganz richtige Gedanke 
wurde in der Folge in ganz einseitiger Weise weiter ausgebaut und 
bis zur Karikatur verzerrt. Die Nachfolger von Adam Smith 
griffen nämlich diesen Gedanken auf, allein da sie immer nur den 
niedrigsten und kurzsichtigsten Egoismus im Auge hatten, verwan- 
delte sich unter ihren Händen das ‚Selbst“-Interesse in ein „Er- 
werbs‘“- oder „‚Geld“-Interesse und wurde die Sache so dargestellt, 
als liefe im Wirtschaftsleben das Interesse der Menschen einzig und 
allein darauf hinaus, auf Schritt und Tritt „Geld zu machen“, d. Aa 


möglichst viel zu verdienen, bzw. möglichst viel zu ersparen. Da 


jeder bestrebt sei, möglichst viel zu erwerben, so sei es selbst- 
verständlich — so wurde gelehrt —, daß jeder Produzent immer 
bereit sei, den minder lohnenden Erwerbszweig zu verlassen und 
den lohnenderen Erwerb zu ergreifen. Und da umgekehrt jeder 


kontinuierlich darauf bedacht sei, jede überflüssige Ausgabe zu 
- ersparen, so sei es auch wieder nur selbstverständlich, daß jeder 
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Kauflustige kontinuierlich Umschau halte und sich immer und so- 
fort der billigsten Bezugsquelle zuwende., Dort also, wo die Preise 
zu hoch sind, finde sofort ein vergrößertes Angebot statt, wo sie zu 
niedrig sind, trete sofort eine verstärkte Nachfrage auf, und so wer- 
den durch das „freie Spiel der natürlichen Kräfte“ die Preise und 
die Gewinstsätze in allen Produktionszweigen von selbst nivelliert 
und auf ihre naturgemäße Höhe herabgedrückt, bzw. gehoben. 
Hatte man sich aber einmal in die Überzeugung hineingelebt, daß 
die Menschen im Wirtschaftsleben sich immer und ausschließlich 
nur vom Erwerbsinteresse leiten lassen, so lag es nahe, zu glauben, 
daß man alle erdenklichen „wirtschaftlichen Gesetze“, d. h. ver- 
meintliche Gesetze, aufstellen dürfe, wie die Menschen in den ver- 
schiedensten Lagen des Lebens wirtschaftlich handeln müssen und 
handeln werden. Es bedarf keines weiteren Beweises, daß dies 
alles keine Nationalökonomie mehr war, denn es war keine Dar- 
stellung dessen, wie die Menschen in Wirklichkeit wirtschaftlich 
tätig sind und tatsächlich handeln, sondern ein Phantasiegemälde, 
wıe die Menschen handeln würden, wenn sie sich in ihrem Tun 
und Treiben ausschließlich vom. ungezügelten Erwerbstriebe leiten 
ließen. Es war dies nicht die Lehre von der wirklichen ‚Wirt- 
schaft“, sondern eine Lehre vom ‚‚Erwerbstriebe“. Tatsächlich fiel 
es noch in der ganzen ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts fast keinem 
der damaligen Autoren ein, hinauszugehen in die wirkliche Welt und 
sich umzusehen, was die Landwirte, die Gewerbetreibenden oder die 
Kaufleute usw. unter der Herrschaft dieses oder jenes staatlichen 
Gesetzes wirklich tun, oder wie sie sich bei dem Eintritte dieses oder 
jenes Ereignisses tatsächlich verhalten. Und ebensowenig fiel es den 
damaligen Autoren ein, in der Geschichte nachzusehen und danach 
zu forschen, wie die Menschen in früheren Jahrhunderten gewirt- 
schaftet haben, wie sie sich unter der Herrschaft der damaligen 
staatlichen Einrichtungen verhielten, wie der damalige Mangel an 
Kommunikationsanstalten auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
zurückgewirkt hat u. dgl. m. Die Herren zogen es vor — es war 
auch unstreitig viel bequemer —, sich in ihre Studierstube einzu- 
schließen und darüber nachzusinnen, wie ein ausschließlich auf 
seinen wirtschaftlichen Vorteil bedachter Mann unter den bestimm- 
ten Umständen handeln würde, und waren dann überzeugt, daß die 
Menschen so und so handeln werden. Daß es auch andere Motive 
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des wirtschaftlichen Handelns geben könne, das kam ihnen nicht in 
den Sinn. | 

Jene einseitige Lehre vom ungezügelten Erwerbstriebe als ein- 
ziger Triebfeder des wirtschaftlichen Handelns leidet an einer 
ganzen Reihe von Denkfehlern und konnte sich demgemäß auf die 
Dauer nicht halten. Sie setzt einmal voraus, daß die Menschen in 
wirtschaftlichen Dingen sozusagen allwissend sind, und vergißt, daß 
jeder von uns nur eine sehr beschränkte Kenntnis der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse besitzt. Wer von uns kennt denn alle Winkel 
der Welt, und wer weiß es, wo er seine Produkte oder seine Lei- 
stungen am besten verkaufen oder wo er am billigsten einkaufen 
kann? Und selbst wenn wir dies immer wüßten, würde uns diese 
Kenntnis nicht immer nützen. Wer beispielsweise nicht genügend 
bares Geld hat und genötigt ist, auf Borg zu kaufen, kann nicht die 
billigste Einkaufsquelle aufsuchen, sondern muß sich an denjenigen 
_ Verkäufer wenden, der ihm Kredit gibt, selbst wenn er weiß, daßer 
hier mehr zahlen muß. Überdies spielen hier die persönlichen Be- 
ziehungen (das Trägheitsmoment) wesentlich mit. Jeder Produzent 
begünstigt oder zieht vor seine ständigen ‘Abnehmer, mit denen er 
bekannt oder vielleicht befreundet ist, und umgekehrt wendet sich 
der Konsument lieber an seine gewohnten Lieferanten, die ihn und 
seine speziellen Wünsche genau kennen. 

Jene Lehre vom ungezügelten Erwerbstriebe setzt zweitens vor- 
aus, daß die Menschen absolut beweglich sind, und vergißt auch hier 
wieder das Trägheitsmoment, das „Beharrungsvermögen“. Ist es 
denn möglich, jedesmal sofort „umzusatteln“, d. h. den bisherigen 
Beruf mit einem lohnenderen zu vertauschen? Kann der Jürist: 
morgen Arzt und übermorgen Techniker, Kaufmann oder Landwirt 
werden, kann etwa der Maschinenfabrikant morgen Zucker- und 
übermorgen Schuhwarenfabrikant sein? Kann jeder, dem es in 
seiner Heimat nicht am besten geht, sofort auswandern und sich 
dort niederlassen, wo die Bedingungen für sein Fortkommen gün- 
stiger liegen ? 

Jene Lehre vom ungezügelten Erwerbstriebe hat drittens immer 
den niedrigen und kurzsichtigen Egoismus im Auge und glaubt, 
daß jeder Mensch bestrebt ist, nach jedem sich ihm darbietenden 
materiellen Vorteil zu haschen, ohne Rücksicht auf die Folgen, die 
sich möglicherweise hieran knüpfen. Es gibt aber auch einen weiter- 


6 Einleitung. I. Wirtschaft und Volkswirtschaft. 


blickenden oder höheren Egoismus, der uns häufig veranlaßt, irgend- 
einen augenblicklichen Vorteil zu verschmähen, weil wir fürchten, 
daß wir dadurch unsere Ehre, unser Ansehen oder unsere soziale 
oder auch unsere wirtschaftliche Position schädigen könnten. Nicht 
selten kommt es auch vor, daß jemand ein Vermögen opfert, sich 
also wirtschaftlich schädigt, weil er hofft, auf diese Weise einen ihm 
größer scheinenden materiellen Vorteil zu erringen, 

Jene Lehre vom Erwerbstriebe ist endlich rein individualistisch, 
sie faßt immer nur das Individuum ins Auge und vergißt, daß jeder 
von uns durch tausend unsichtbare Fäden mit einer sozialen Gruppe 
verknüpft ist. Jeder von uns ist bekanntlich von der Wiege bis zum 
Grabe auf die Unterstützung oder Mitwirkung seiner Neben- 
menschen angewiesen, und demgemäß ist jeder einzelne an der Er- 
haltung und an dem Wohle seiner Nebenmenschen kaum weniger 
interessiert als an seinem eigenen Wohlergehen. Dieses Interesse 
ist um so größer, je näher uns die betreffende Gruppe (Familie, 
 Berufsgenossenschaft, Gemeinde, Staat) steht. Aus diesem Grunde 
ist jeder Egoismus unklug und verwerflich, der sich auf Kosten und 
zum Schaden der Nebenmenschen betätigt, und er ist um so ver- 
werflicher, je näherstehend die soziale Gruppe ist, zu deren Schaden 
er sich betätigt. Wer also seine privaten persönlichen Interessen 
gegenüber den Interessen seiner sozialen Gruppe zurücktreten läßt, 
. handelt eventuell sehr wirtschaftlich, weil ihm die Förderung der 
Interessen seiner Gruppe unter Umständen mehr Vorteil bringt, 
als der persönliche Gewinn, den er auf Kosten und zum Nachteile 
seiner sozialen Gruppe erzielt. 

Demgemäß lehrt denn die heutige Lehre, daß das Selbstinteresse 
zwar die kräftigste und hervorstechendste Triebfeder des wirtschaft- 
lichen Handelns ist, daß daneben aber die vorstehend angedeuteten 
Motive (Gesetz, Moral, Sitte, Gemeinsinn, Trägheit, Unwissen- 
heit) wesentlich mitwirken. Unter Umständen ist auch der Hab eine 
mächtige Triebfeder der Wirtschaft. Schon im Falle eines ein- 
fachen Boykotts wird beim Boykottierten nichts gekauft und wird 
an ihn nichts verkauft, auch wenn der Mann günstigere Bedingungen 
‚stellen würde als seine Konkurrenten, weil man den Verfehmten 
schädigen will. Und nun erst im Falle eines Krieges. 


on 
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2. Der Zweck der Wirtschaft und die Stadien der 
wirtschaftlichen Prozesse. 


Der Zweck aller wirtschaftlichen Tätigkeit und jeder Wirtschaft 
ist die Befriedigung unserer Bedürfnisse. Zur Befriedigung unserer 
(materiellen) Bedürfnisse benötigen wir selbstverständlich eine 
ganze Reihe von materiellen Gütern, und da diese bekanntlich nicht 
überall (oder nicht überall in genügender Menge) vorkommen, 30 
muß man dieselben vorerst aufsuchen. Das heißt also: das erste 
Stadium aller wirtschaftlichen Tätigkeit besteht in dem Aufsuchen 
derjenigen Gegenstände, die wir brauchen, oder allgemein ausge- 
drückt: das erste Stadium besteht in gewissen Vorstudien, die mit- 
unter sehr einfach, mitunter aber auch sehr kompliziert und lang- 
wierig sein können. Ist dies geschehen, so müssen in den aller- 
meisten Fällen die betreffenden Güter herbeigeschafft werden. Das 
heißt: die Gewinnung und Herbeischaffung der fraglichen Gegen- 
stände bildet in der Regel das zweite Stadium der wirtschaftlichen 
Tätigkeit. Daß auch dieses zweite Stadium unter Umständen sehr 
schwierig und zeitraubend sein kann, bedarf keiner weiteren Aus- 
einandersetzung. — Und da uns drittens die Natur am allerwenig- 
sten Güter in gebrauchsfertigem Zustande liefert, so muß sich auch 

Jeder in den meisten Fällen an die Herbeischaffung der rohen 
Stoffe die weitere Be- oder Verarbeitung derselben zu fertigen 
Genußgütern anschließen. Diese Fertigstellung der Genußgüter 
bildet somit das dritte Stadium der wirtschaftlichen Prozesse. — 
Diese drei Stadien zusammengenommen bilden dasjenige, was man 
als „Produktion der Güter‘ bezeichnet. 

‚Das letzte Stadium der Wirtschaft bildet selbstverständlich die 
Konsumtion, d. i. der Verbrauch oder Gebrauch der fertigen Genuß- 
-güter. Nicht immer aber liegen die Dinge so einfach, daß die fer- 
tigen Genußgüter sofort in Gebrauch genommen oder konsumiert 
werden. Es müssen sehr häufig Güter für einen künftigen späteren 
. Bedarf produziert werden, und demgemäß schiebt sich zwischen die 
Produktion und Konsumtion sehr häufig ein weiteres, viertes Sta- 
dium der wirtschaftlichen Prozesse ein, d. i. die Sorge für die Ver- 
wahrung und Erhaltung der fertiggestellten Genußgüter bis zum 
 Zeitpunkte ihrer Verwendung. Daß auch diese Tätigkeit unter 
Umständen (die Industrie der „Konserven“) eine recht kompli- 
zierte sein kann, ist gleichfalls bekannt. 
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In unserer Zeit der hoch entwickelten Technik und der Arbeits- 
teilung ist es unmöglich, daß jeder die Güter, die er braucht, auch 
selbst erzeugt, und ebenso unmöglich ist es, daß an jedem Orte alle 
erdenklichen Genußgüter hergestellt werden. Infolgedessen schiebt 
sich in der Regel zwischen die Produktion und die Konsumtion ein 
ferneres Zwischenglied, der Verkehr, ein, d.h. es müssen die Güter 
herbeigeschafft werden und aus dem Eigentum des Produzenten in 
das des Konsumenten übergehen. Dieser Verkehr vollzieht sich 
heute bekanntlich sehr häufig auch wieder in mehreren Zwischen- 
stadien, da schon die Rohstoffe und die Halbfabrikate mehrfach den 
Ort und ihren Besitzer wechseln. 

Sehr häufig kommt es vor, daß das fertige Genußgut aus der 
Hand des sog. eigentlichen Konsumenten wieder in den Verkehr 
gelangt. Das abgenutzte Gut wandert vielleicht zum Trödler, von 
diesem in eine Reparaturwerkstätte und dann erst wieder zum 
eigentlich „letzten‘‘ Konsumenten. Allein auch damit ist oft genug 
die Wanderung nicht abgeschlossen, sondern der Kreislauf beginnt 
von neuem, indem die Industrien, die sich mit der Verwertung der 
Abfälle beschäftigen, sich der letzten. Reste des ehemaligen Gutes 
bemächtigen und dieselben zu neuem Leben erwecken. 

Immer aber bleibt der letzte Zweck aller Produktion die Be- 
friedigung der Bedürfnisse, d. i. die Konsumtion, und werden alle 
Güter in der Absicht produziert, daß sie der Konsumtion dienen 
sollen. In letzter Reihe bleibt also die Konsumtion für Richtung 
und Umfang jeder Produktion maßgebend. 


3. Die Arten der Wirtschaft. 


Der Zweck der Wirtschaft geht, wie gesagt, dahin, den Bedarf 
des wirtschaftlichen Subjektes zu decken. Es kann daher vorkommen 
und kommt vor, daß der einzelne für sich allein wirtschaftet, oder 
daß mehrere Individuen sich vereinigen, um gemeinsam für die 
Deckung ihres Bedarfes vorzusorgen. Man unterscheidet daher: 

a) Einzel- und Kollektivwirtschaften, und 
zwar wird dieser Ausdruck in einem doppelten Sinne gebraucht. 
Geht\man von der Anzahl der Personen aus, die in einer Wirt- 
schaft tätig sind, so sind Einzelwirtschaften solche, in denen 
eine einzige Person tätig ist, Kollektivwirtschaften solche, in 
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denen mehrere Personen beschäftigt sind. In diesem Sinne sind 
also weitaus die Mehrzahl der Wirtschaften Kollektivwirtschaften. 
Als Einzelwirtschaften kommen in Frage nur die Hauswirtschaften 
derjenigen alleinstehenden Personen, die keine Dienstboten halten, 
sodann diejenigen Erwerbswirtschaften, in denen der Betreffende 
ganz allein (ohne Hilfskräfte) tätig ist. — Man kann andererseits 
von der Frage ausgehen, wer der Eigentümer der betreffenden Wirt- 
schaft ist. Steht die Wirtschaft im Besitze einer einzelnen physi- 
schen Person, wird sie auf Rechnung dieser Person geführt und ver- 
fügt diese letztere über die Leitung der Wirtschaft, so liegt eine 
Einzelwirtschaft vor. Steht dagegen die fragliche Wirtschaft im 
Besitze einer Mehrheit von Personen, einer Gesellschaft oder einer 
juristischen Person (Staat, Provinz, Gemeinde, Berufsgenossen- 
schaft, Stiftung), so ist sie eine Kollektivwirtschaft. 

b) Privat- und Gemeinwirtschaft. Als Privatwirt- 
schaft bezeichnet man die einer einzelnen physischen Person, einem 
privaten Verein oder einer Gesellschaft privaten Rechtes (offene, 
stille Aktiengesellschaft, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft 
o. dgl.) gehörige Wirtschaft. Unter Gemeinwirtschaft versteht man 
die einer juristischen Person öffentlichen Rechtes (Staat, Provinz, 
Gemeinde etc.) gehörige Wirtschaft. Einer Privatwirtschaft kann 
man es nicht verargen, wenn sie nach privatwirtschaftlichen Prin- 
zipien geführt wird, d.h. wenn sie bestrebt ist, so viel zu erwerben, 
als sie anständigerweise erwerben kann. Von einer Gemeinwirt- 
schaft hingegen wird in der Regel verlangt, daß sie den Erwerbs- 

ieb gegenüber der Rücksicht auf das allgemeine Wohl tunlichst 
zurücktreten lasse. 

Die Kollektivwirtschaften privaten Rechtes (Vereine, die Ge- 
sellschafter- nach Handelsrecht u. dgl.) beruhen auf dem Prinzip 
der Freiwilligkeit; man kann ihnen beliebig: beitreten und kann 
beliebig aus ihnen ausscheiden. Die Gemeinwirtschaften öffent- 
lichen Rechtes hingegen (Staat, Provinz, Gemeinde, Berufsgenossen- 
schaft u. dgl.) sind Zwangsgemeinwirtschaften, d. h. der einzelne 
muß ihnen angehören und kann aus ihnen nicht ohne weiteres aus- 
scheiden. Diese Zwangsgemeinwirtschaften zerfallen dann wieder 
in zwei Unterarten, nämlich solche (Staat, Gemeinde), die, wie 
man zu sagen pflegt, den ganzen Menschen nach allen Seiten seines 
Lebens umfassen, und andererseits solche, die den einzelnen nur 
nach einer Richtung hin erfassen. Wer einen bestimmten Beruf 
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ausübt, muß eventuell Mitglied der fraglichen Berufsgenossenschatt, 
der Besitzer des betreffenden Grundstückes muß der betreffenden 
Deich- oder sonstigen Wasserbaugenossenschaft angehören und dem- 
gemäß an der von dieser Zwangsgenossenschaft geführten Wirt- 
schaft partizipieren, aber dieser Zwang beschränkt sich eben nur 
auf diese eine Seite seines Daseins. 

e) Erwerbs- (Produktions--) und Hauswirtschaft. 
Jeder Mensch muß diese zwei Wirtschaften führen; er muß einer- 
seits planmäßig bestrebt sein, Güter für seinen Bedarf zu produ- 
zieren bzw. ein Einkommen zu erwerben, und andererseits muß er 
planmäßig darauf bedacht sein, die produzierten Güter (seine Ein- 
nahmen) zur Deckung seines Bedarfes zu verwenden. 

d) Privat-, Volks-, Weltwirtschaft Män vers 
steht unter Privatwirtschaft die Wirtschaft eines einzelnen ; unter 
Volkswirtschaft die Wirtschaft eines bestimmten Volkes; unter 
Weltwirtschaft die Wirtschaft der gesamten. Menschheit. Diese 
Unterscheidung muß aus dem Grunde gemacht werden, weil die 
Wirtschaftswissenschaft, die sich mit der Wirtschaft der Menschen 
befaßt, sich nieht nur auf den privaten Standpunkt des X oder des Y 
stellen und nur danach fragen darf, ob das oder jenes diesem Indi- 
viduum Vorteil bringt, sondern sich immer die Frage vorlegen muß, 
ob die Sache auch für ein bestimmtes Volk und eventuell für die 
eanze Menschheit vorteilhaft oder schädlich ist. Wenn also bei- 
spielsweise die Schuhe, die ein Schuhmacher anfertigt, einen flotten 
Absatz finden, so nützt dies diesem Manne, weil er ein gut Stück 
Geld verdient; er nützt damit aber gleichzeitig auch seinen Mit- 
bürgern und weiter (bis zu einem gewissen Grade) der ganzen 
Menschheit, weil dadurch so und so viele Menschen den Vorteil 
genießen, nunmehr gute Schuhe tragen. zu können. Oder mit an- 
deren Worten: war unser Schuhmacher etwa ein Franzose, so wird 
nicht nur er, sondern auch das französische Volk und mit diesem die 
ganze Menschheit jährlich um so und so viel Paar Schuhe reicher. 
Nicht immer aber nützt, was dem einen Vorteil bringt, auch dem 
betreffenden Volke oder der ganzen Menschheit. Wenn ein Karten- 
spieler von seinen Partnern bedeutende Summen gewinnt, so ist er 
unstreitig reicher geworden, aber seinem Volke oder der ganzen 
Menschheit hat dies keinen Vorteil gebracht, denn was der Mann 
sewann, haben die anderen verloren; und sind die Verlierenden 
etwa wirtschaftlich ruiniert, so hat das ganze Volk und damit die 
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Menschheit einen Schaden erlitten, der größer ist, als der Vorteil 
des einen Gewinnenden. Und ebenso kann mitunter etwas einem 
ganzen Volke Nutzen bringen, die ganze übrige Menschheit aber 
schädigen. Als seinerzeit Dänemark das völkerrechtlich anerkannte 
Recht besaß, von jedem den Sund passierenden Schiffe eine be- 
stimmte Abgabe zu erheben, war dies eine Einrichtung, die dem 
dänischen’Volke Vorteil brachte; den übrigen Völkern aber war dies 
nachteilig, weil es ihre Schiffahrt belastete. 


4. Das Wesen der Volkswirtschait. 
(Begriff und Organisation.) 


Begriff der Volkswirtschaft. Definiert man — wie 
‚dies hier geschehen ist und in allen Lehrbüchern der National- 
 ökonomie geschieht — die Wirtschaft als diejenige planmäßige 
Tätigkeit des Menschen, welche darauf gerichtet ist, seinen Bedarf 
an Gütern zu decken, so muß man folgerichtig die Volkswirtschaft 
definieren als diejenige Tätigkeit eines ganzen Volkes (d. ı. also 
aller Angehörigen eines Volkes), welche darauf gerichtet ist, den 
Bedarf des Volkes (d. i. aller seiner Angehörigen) an Gütern zu 
decken. Tatsächlich wird auch in allen Lehrbüchern der Begriff der 
Volkswirtschaft ungefähr in dieser Weise (auf die einzelnen Worte 
kommt es ja hier nicht so sehr an) definiert. Damit sah man sich 
aber plötzlich vor eine große Schwierigkeit gestellt, denn der ein- 
heitliche „Plan“ für die wirtschaftliche Tätigkeit des ganzen Volkes 
liest nirgends vor — er fehlt. Somit ist also die Volkswirtschaft 
‚keine „planmäßige“ Tätigkeit und ist die angebliche „Volkswirt- 
schaft überhaupt nicht vorhanden ? 

Den älteren nationalökonomischen Schriftstellern (Ad. Smith 
und seinen ersten Nachfolgern), die sozusagen noch mit einer ge- 
wissen Unbefangenheit ans Werk gingen, und die demgemäß auch 
nicht daran dachten, den Begriff der Wirtschaft regelrecht zu defi- 
nieren, kam diese Schwierigkeit noch gar nicht zum Bewußtsein. 
Erst die späteren Autoren, die in ihrem’ Streben nach möglichster 
Gründlichkeit bemüht waren, gewisse feststehende Schulbegrifte 
aufzustellen und dieselben möglichst genau zu umschreiben, fühlten 
sich gedrängt, den Begriff der Wirtschaft, der in gewissem Sinne 
den Angelpunkt der ganzen Volkswirtschaftslehre bildet, festzu- 
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stellen. Damit aber war die vorstehend angedeutete Frage, ob es 
eine wirkliche „Volkswirtschaft“ gebe oder nicht, von selbst auf- 
geworfen. Die einen behaupteten, daß die Angehörigen eines Volkes 
tatsächlich in planmäßiger Weise auf die Deckung des Volksbedarfes 
hinarbeiten; die anderen wieder behaupteten, daß jene angebliche 
‚Volkswirtschaft‘ nur eine begriffliche Abstraktion sei, weil ja der 
einheitliche Plan der wirtschaftlichen Tätigkeiten nirgends vor- 
liege. Der ganze Streit ist ein ziemlich müßiger und wäre ver- 
mieden worden, wenn die Betreffenden sich weniger fest an das 
Wort „Plan“ oder ‚planmäßig‘ geklammert hätten. | | 

Wenn man nämlich die Wirtschaft definiert als die ‚„plan- 
mäßige“ Tätigkeit des Menschen, welche darauf gerichtet ist, seinen 
Bedarf an Gütern zu decken, so soll damit nichts anderes besast 
werden, als daß man nur eine vernünftige oder „zweckmäßige‘“ Vor- 
sorge für den Bedarf als „Wirtschaft“ bezeichnen will, daß man 
jedoch einem unzweckmäßigen und daher unvernünftigen Vorgehen 
diesen Namen nicht beilegen will. Nun ist es ja ganz richtig, daß 
der einzelne als vernünftiger Mensch überlegt, bevor er handelt, 
daß er also, wenn er irgend etwas unternimmt, „planmäßig“ han- 
delt; allein daraus folgt noch lange nicht, daß eine Mehrheit von 
Menschen nur dann zweckmäßig handeln kann, wenn die Betreffen- 
den vorher eine formell regelrechte Beratung gepflogen und sich 
über die Art ihres Vorgehens geeinigt haben, oder wenn sie einem 
einheitlichen Kommando gehorchen. Das übersahen diejenigen 
Nationalökonomen, welche das Vorhandensein einer eigentlichen 
„Volkswirtschaft“ leugneten und meinten, die ‚Volkswirtschaft“ sei 
lediglich eine Abstraktion, ein Begriff. Sie verwechselten die Aus- 
drücke „zweckmäßig“ und „planmäßig“ und meinten, es gebe keine 
Volkswirtschaft im eigentlichen Sinne des Wortes, weil wir keine 
Behörde besitzen, welche den einheitlichen „Plan“ für die wirt- 
schaftliche Tätigkeit des ganzen Volkes entwirft, welche bestimmt, 
wieviel Korn, Weizen usw. angebaut, wieviel Leinwand, Tuch, 
Papier usw. erzeugt werden soll. Sie vergaßen jedoch, daß es für 
den praktischen Effekt, d. i. für die Regelung der Produktion bis 
zu einem gewissen Grade, ‘ziemlich gleichgültig ist, ob der einzelne 
durch einen Auftrag der Regierung oder durch gewisse andere Um- 
stände, wie etwa durch die Bewegung der Preise, veranlaßt wird, 
soundsoviel von seinem Artikel zu produzieren. In Utopien würde 
der einheitliche „Plan“ der Volkswirtschaft effektiv vorliegen, denn 
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dort würden die Akten sich vorfinden, in denen verzeichnet ist, 
was und wieviel jeder Landbezirk und jede Stadt erzeugen soll. In 
der heutigen Volkswirtschaft liegen allerdings derartige Schrift- 
stücke nicht vor, allein der einzelne wird durch die Aussicht auf 
den möglichen Gewinn veranlaßt, sich diesem oder jenem Produk- 
tionszweig zuzuwenden, d.h. also dasjenige zu unternehmen, was 
. der Gesamtheit wünschenswert ist, und ebenso wird er durch das 
‚Steigen oder Fallen des Preises veranlaßt, seine Produktion auszu- 
dehnen oder einzuschränken, d. h. seine Produktion dem Bedarfe 
anzupassen. Der Effekt ist also hier wie dort (so ziemlich) der 
gleiche, die Produktion wird — trotz dem Fehlen eines formellen 
„Planes“ — „zweckmäßig“ geregelt. 

Übrigens fehlt auch in der heutigen Volkswirtschaft der förm- 
liche Plan nicht. Einen einheitlichen Plan für die Regelung der 
ganzen Volkswirtschaft besitzen wir allerdings heute nicht, wohl 
aber eine Reihe von Teilplänen. Jede Regierung führt nämlich 
eine ganze Reihe von „planmäßigen“ Wirtschaften, wie beispiels- 
weise die Heeresverwaltung, die Verwaltung der Staatseisenbahnen, 
der Post, der Telegraphen, der Domänen, Forsten, Bergwerke usw. 
Das gleiche gilt von den unzähligen Kommunen und ihrem Besitz. 
Sodann darf man die vielen Kartelle nicht vergessen, die ja nichts 
anderes sind als (ziemlich erfolgreiche) Bestrebungen, die Produk- 
tion „planmäßig“ zu regeln. Endlich darf man nicht übersehen, 
daß der Staat, namentlich durch die Zollgesetzgebung und zahlreiche 
sonstige Maßregeln, eine gewisse Einheit in das scheinbare Chaos 
bringt. Es ist daher ganz unzulässig, die heutige Volkswirtschaft 
als ein regelloses Konglomerat von wirr durcheinandergewürfelten 
Einzelwirtschaften aufzufassen, unter denen kein Zusammenhang 
besteht. 

Die Organisation der Volkswirtschaft. Wenn 
man ein richtiges Bild davon gewinnen will, wie die heutige Volks- 
wirtschaft aussieht, so empfiehlt es sich, den von Ad. Wagner 
in seiner „Grundlegung“ (8.299 ff.) eingeschlagenen Vorgang zu 
beobachten und sich zunächst eine Vorstellung zu machen, wie die 
Volkswirtschaft möglicherweise eingerichtet sein könnte. Die Prin- 
zipien nun, nach denen die Volkswirtschaft eingerichtet sein 
könnte, sind drei: das privatwirtschaftliche, das gemeinwirtschaft- 
liche und das sog. karitative Prinzip. 
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a) Das privatwırtschaftliehe Prinzip. Wir kön- 
nen .uns zunächst vorstellen, daß sich — wie dies auf den ersten 
Blick tatsächlich zu sein scheint — im wirtschaftlichen Leben kein 
Mensch um den anderen bekümmert, und daß jeder ausschließlich 
für sieh selbst (und die Seinigen) sorgt. Ob dann jeder — wie 
dies bei Bauernfamilien in entlegeneren Orten vorkommt — ein 
Stück Grund bestellt und die gewonnenen Rohstoffe zu fertigen 
Genußgütern verarbeitet, oder ob der eine Getreide, der zweite 
Schuhe, der dritte Kleider usw. produziert, und ob diese Personen 
dann ihre überschüssigen Produkte gegeneinander tauschen, ist 
gleichgültig. Wer nichts besitzt, oder wer nichts produziert, was die 
anderen ihm bezahlen und abkaufen wollen, mag (bei strenger 
Durchführung dieses Prinzips) verhungern. 

b) Dasgemeinwirtschaftliehe Prinzip. Wir kön- 
nen uns ferner vorstellen, daß das ganze Volk wie dies etwa 
Thomas Morus in seiner berühmten „Utopia“ anschaulich 
schildert — wie eine einzige große Familie lebt und wirtschaftet. 
In einem solchen Falle stünde alles im gemeinsamen Eigentum, die 
Regierung müßte bestimmen, was und wieviel von den Bürgern 
produziert werden soll, und die gewonnenen Produkte kämen in die 
öffentlichen Magazine. Die Bürger würden in gemeinsamen Gebäu- 
den wohnen und dort von der Regierung — wie etwa die Soldaten 
in. der Kaserne oder wie die Mönche im Kloster — verpfleegt. 

c) Das sog. karitative Prinzip. Wir können uns end- 
lich vorstellen, daß zwar jeder (wie unter der Herrschaft des 
privatwirtschaftlichen Systems) unabhängig von den anderen für 
sich wirtschaftet, daß aber jeder bestrebt ist, möglichst viel und 
möglichst gut zu produzieren, um den ganzen Überschuß seiner 
Produkte aus purer Nächstenliebe an seine Nebenmenschen zu ver- 
schenken. Da auf diese Weise jeder schenken würde und umgekehrt 
jeder beschenkt würde, so wäre jeder mit allen zum Leben notwen- 





digen Gütern versehen. 

Die wirkliche Volkswirtschaft nun ist eine Kom- 
bination dieser drei Prinzipien oder Systeme. Vorherrschend ist 
das privatwirtschaftliche Prinzip, denn man darf wohl behaupten, 
daß um die große Masse unserer Bedürfnisse sich niemand beküm- 
mert; für die Stillung seines Hungers, für die Beschaffung der 
Kleidung, der Wohnung usw. muß bekanntlich jeder von uns selbst 
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sorgen. Daneben spielt aber das gemeinwirtschaftliche oder. — 
wenn man will — das kommunistische Prinzip eine sehr wesentliche 
Rolle, denn in jeder Familie, in jeder Kaserne, in jedem Kloster 
herrscht ein gutes Stück Kommunismus. Hierzu kommt ferner das 
unendlich weite Gebiet der gemeinwirtschaftlichen Fürsorge für 
eine lange Reihe unserer Bedürfnisse, wie etwa die staatliche und 
kommunale Fürsorge für den Verkehr, für den Unterricht, für 
ein geregeltes Münz-, Maß- und Gewichtswesen, für den Kredit, 
für das Versicherungswesen, für die Kranken- und Armenpflege, 
für Sicherheit und Rechtsschutz usw., sowie die Tätigkeit der 
freien Gemeinwirtschaften (Erwerbsgesellschaften, Geselligkeits- 
vereine usw.). Nicht minder groß aber ist endlich auch das Tätig- 
keitsgebiet der Karitas, der Liebe. Man denke nur an die wahr- 
hait aufopfernde Liebe, die sich im Kreise der Familie, der 
Freundschaft abspielt, an die unzähligen Stiftungen und Wohl- 
tätigkeitsanstalten, die wir besitzen, sowie an die ganze private 
Geselligkeit und an die ungezählten kleinen Gefälligkeiten, die 
jeder von uns im Laufe eines Tages seinen Nebenmenschen 
erweist, und die umgekehrt jedem von uns täglich von anderen 
erwiesen werden. 

Durch den Weltkriegs erhielt die Organisation der Volkwirt- 
schaft, .die bis dahin — wie gesagt — vorwiegend auf dem privat-, 
wirtschaftlichen Prinzip aufgebaut war, in einer Reihe von Län- 
dern eine wesentlich geänderte Gestalt. Dies gilt ganz besonders 
von den sog. Zentralmächten, und hier wieder in erster Reihe von 
Deutschland und von Österreich-Ungarn. Den Zentralmächten, die 
einer Welt von Feinden gegenüberstanden und von allen übrigen 
Ländern abgeschnitten waren, wurde die Rolle einer belagerten 
Festung aufgezwungen. Der Bezug irgendwelcher Stoffe aus über- 
seeischen Ländern wurde den gedachten Staaten unmöglich ge- 
macht; sie waren in der Hauptsache gezwungen, mit den Vorräten, 
die sie aus der Friedenszeit herübergenommen haben, und mit 
demjenigen das Auslangen zu finden, was sie auf dem eigenen 
Boden produzieren. Und die notwendige Konsequenz hiervon war, 
daß in der Volkswirtschaft Deutschlands wie Österreich-Ungarns 
das gemeinwirtschaftliche Prinzip stark in den Vordergrund ge- 
rückt war. In einer belagerten Festung kann man nicht erwarten, 
daß jeder durch sein eigenes Interesse und durch die Konkurrenz 
gezwungen sein werde, dasjenige zu tun, was der Gesamtheit nutzt: 
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die ‚Staatsgewalt mußte eingreifen, und die Ziele ihrer Tätigkeit 
waren ihr durch die Verhältnisse selbst vorgezeichnet. Einerseits 
mußte ihre Sorge darauf gerichtet sein, daß keine Gelegenheit 
ungenutzt bleibe, um so viel als möglich an Lebensmitteln und an 
sonstigen notwendigen Bedarfsartikeln zu produzieren. Anderer- 
seits mußte sie darauf bedacht sein, daß die vorhandenen unent- 
behrlichen Güter in möglichst haushälterischer Weise dem Konsum 
zugeführt und doch auch tunlichst gleichmäßig unter die Bevöl- 
kerung verteilt werden. | 

Was nun zunächst die Regelung der Produktion anbelangt, so 
war begreiflicherweise das allgemeine Interesse in erster Reihe der 
landwirtschaftlichen Produktion zugewendet. Demgemäß wurden 
von den Regierungen Erhebungen über die anbaufähigen Flächen 
sowie über die mutmaßlichen Ernteergebnisse gepflogen. Die 
Landwirte wurden belehrt, welehe Früchte besonders benötigt wer- 
den und daher zunächst anzubauen wären; Subventionen zum 
Ankauf von Saatgut, Düngemitteln, Zugtieren, Maschinen u. dgl. 
wurden ihnen bewilligt. Andererseits wurde ihnen die Verpflich- 
tung auferlegt, ihre sämtlichen benutzbaren Grundstücke zu be- 
stellen, und wurde verfügt, daß Grundstücke, die vom Eigentümer 
nicht bestellt werden, entweder den Gemeinden oder solchen Per- 
sonen (Kleinwirten) zur Benutzung überlassen werden sollen, die 
sie bestellen wollen. Die Landwirte konnten von der Regierung 
zum Drusche des geernteten Getreides, die Mühlen zum Lagern 
und Vermahlen des Getreides verhalten werden. Der Staat wahrte 
sich das Recht, Getreide und Mehl zu enteignen. Die Erzeuger von 
stickstoffhaltigen und von phosphorhaltigen Düngemitteln konnten 
zur Ablieferung ihrer Erzeugnisse verpflichtet werden, ebenso 
konnten Knochenmühlen gezwungen werden, ihren Betrieb auf- 
rechtzuerhalten. Die gleiche Verpflichtung wurde den Kohlen- 
und den Metallbergwerken auferlegt. Ähnliche Verfügungen 
wurden bezüglich des Kautschuks, des Leders, der Wolle etc. 
getroffen. 

Andererseits wurde — wie angedeutet — eine Reihe von Ver- 
fügungen erlassen, welche auf eine möglichst sparsame Verwen- 
dung der vorhandenen Vorräte abzielen. Hierher gehört die Be- 
stimmung, daß kein reines Weizenmehl zum Backen verwendet 
werden darf, bzw. daß das Weizenmehl mit minderen Mehl- 


5. Entwicklungsstufen der Volkswirtschaft. 17 


sorten (Roggen, Hafer, Gerste ete.) vermischt werden muß; die 
Beschränkung der Spirituserzeugung, damit dem Ernährungs- 
bedürfnis nicht zu viel Kartoffeln o. dgl. entzogen werden. Die 
Festsetzung der Quoten, die auf den Kopf der Bevölkerung ent- 
fallen, bzw. die Einführung der Brot-, Fett-, Fleisch-, Zucker-, 
Kohlen-, Kleider-, Wäsche- ete. Karten, die Einführung der 
fleisch- und fettlosen Tage; die Statuierung des staatlichen 
Rechtes, Lebensmittel oder sonstige unentbehrliche Bedarfs- 
‚güter zu beschlagnahmen ete.; die Verbote oder Beschränkungen 
der Ausfuhr von Lebensmitteln u. dgl.*). Ähnlich gestalteten sich 
die Dinge in einem Teil der europäischen neutralen Länder. 
Nach Beendigung des Krieges ist man sukzessiv zu der früheren 
Organisation der Volkswirtschaft wieder zurückgekehrt. 


5. Entwicklungsstufen der Volkswirtschaft. 


Dasjenige, was wir heute als „Volkswirtschaft“ zu bezeichnen 
gewohnt sind, d. h. derjenige Zustand, in dem die Berufe sich ge- 
sondert haben, in dem der eine dies und der andere jenes produ- 
ziert, in dem jeder mit dem anderen im Tiauschverkehr steht und 
die Produkte der verschiedensten Weltteile und Zonen gegenein- 
ander getauscht werden, war begreiflicherweise nicht von Anbeginn 
der Zeiten vorhanden, sondern hat sich allmählich im Laufe der 
Jahrtausende entwickelt. Diese Tatsache ist von den Historikern 
und Nationalökonomen längst erkannt und demgemäß auch nie von 
jemandem geleugnet worden. Stand diese Überzeugung einmal fest, 
so war es naheliesend, sich die Frage vorzulegen, welche Stadien 
(oder Stufen) dieser Entwicklungsgang durchgemacht haben 
mochte, und die Antwort auf diese Frage lautete verschieden. Noch 
bis tief in die erste Hälfte des abgelaufenen Jahrhunderts hinein 
war — und dies ist wohl vorwiegend auf den Einfluß und das An- 
sehen der biblischen Tradition zurückzuführen — die Anschauung 
vorherrschend, daß die Menschen ursprünglich je nach ihren Wohn- 
sitzen (Binnenland oder Seeküste) Jäger und Fischer waren, daß 


*) Vgl. für Deutschland die amtliche „Denkschrift über wirtschaftliche Maß- 
nahmen aus Anlaß des Krieges vom 23. November 1914“ samt den Nachträgen. 
Für Österreich die „Denkschrift über die von der k. k, Regierung aus Anlaß 
des Krieges getroffenen Maßnahmen“. Bis Ende Juni 1915 samt den Nachträgen. 
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sie später zur Viehzucht übergingen und Nomaden wurden, und daß 
sie schließlich die Kunst des Ackerbaues erlernten und damit seB- 
haft wurden. Auf dieser Anschauung fußend, hat Friedrich 
List nachstehende fünf Entwicklungsstufen unterscheiden zu 
sollen geglaubt, und zwar: Jagd und Fischerei — Viehzucht — 
Ackerbau — Ackerbau und Gewerbe — Ackerbau, Gewerbe und 
Handel. 

Die Listsche Aufstellung dieser fünf Entwicklungsstufen hat 
unstreitig eine gewisse Berechtigung, weil er das Aufkommen der 
verschiedenen Produktionszweige zum Unterscheidungsgrunde 
wählt. Unzweifelhaft ist es, daß nach unserer heutigen Kenntnis 
der prähistorischen Zustände sich das Menschengeschlecht aus einem 
Zustande tierischer Roheit ganz allmählich zur Gesittung und 
Kultur emporgearbeitet hat. Jene ersten Repräsentanten der 
Spezies „homo sapiens“ konnten daher ihr Leben nur in der, Weise 
fristen, daß sie — wie die Tiere — sich von wild wachsenden 
Pflanzen und von dem Fleische der erlegten oder der gefangenen 
Tiere nährten. Ob sie vorwiegend Land- oder vorwiegend Wasser- 
tiere verzehrten, hängt wohl in erster Reihe davon ab, ob sie im 
Binnenlande oder an Gewässern lebten, ist aber in der Hauptsache 
gleichgültig. Man kann sie daher je nach Belieben als Jäger oder 
Fischer bezeichnen ; sicher ist nur eines, daß sie keine andere als die 
rein okkupatorische Tätgikeit gekannt haben können. Ebenso un- 
zweifelhaft ist es, daß die Menschen in irgendeiner Zeit angefangen 
haben müssen, ihre Nahrungsmittel planmäßig zu produzieren. 
Daß sie aber just mit der Produktion animalischer Lebensmittel, 
d. i. also mit der Viehzucht oder — wie die biblische Tradition 
es darstellt — mit dem Nomadentum begonnen haben, ist nirgends 
nachgewiesen. Jene Urmenschen können ebensogut mit einem 
primitiven Ackerbau oder mit Ackerbau und Viehzucht gleichzeitig ° 
begonnen haben, und am wahrscheinlichsten ist es wohl, daß sie in 
lem einen Lande so und in dem andern Lande anders begonnen 
haben. Und noch viel weniger kann man. annehmen, daß die ge- 
werbliche Produktion erst nach dem Seßhaftwerden der Menschen 
und nach dem Aufkommen des Ackerbaues sich einstellte — be- 
sitzen doch schon die biblischen Nomaden Kleider, Zelte und son- 
stige Gerätschaften, d. h. also gewerbliche Produkte! Wir müssen 
vielmehr umgekehrt annehmen, daß jene allerersten Urmenschen, 
die nur sog. Jäger oder Fischer waren, noch lange ehe sie zur Vieh- 
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zucht oder zum Ackerbau gelangten, irgendwelche Schlag-, Wurf- 
oder Schneidewerkzeuge und irgendwelche Anfänge der Bekleidung 
(Tierfelle), also irgendwelche Industrieerzeugnisse besessen haben. 
Dagegen darf man List wohl unbedingt beipflichten, wenn er lehrt, 
daß erst in einem viel späteren Zeitpunkte die gewerbliche Produk- 
tion als Lebensberuf sich von der früheren Wirtschaft (die sich 
mit Ackerbau, Viehzucht und gewerblicher Produktion gleichzeitig 
befaßte) abgezweigt hat. Und ebenso richtig ist es wohl, daß aber- 
mals erst in einem viel späteren Zeitpunkte der eigentliche Handel 
als Lebensberuf gewisser Personen hinzutrat, wenn auch die ersten 
Anfänge des Handels noch in die Nomadenzeit (der betreffenden 
Nomadenstämme) zurückreichen. 
Andere Entwicklungsstufen hat Bruno Hildebrand auf- 
gestellt; er glaubt die Perioden der Natural-, der Geld- und der 
Kreditwirtschaft unterscheiden zu sollen. Eine gewisse Berechti- 
gung läßt sich auch dieser Aufstellung nicht absprechen, denn sicher- 
lich hat es eine lange Periode gegeben, in der es kein (und später 
fast kein) Geld gab; dann folgt die Periode der Geldwirtschaft, und 
heute leben wir in einer Zeit sehr lebhaften Kreditverkehrs. Ebenso 
richtig ist es ferner, daß die Sonderung der Berufsbeschäftigungen 
und damit die Produktion der Güter in größerem Maßstabe, sowie 
die Entwicklung des Verkehrs durch den Mangel an Geld ganz 
unmöglich gemacht wird. Und richtig ist endlich, daß der Verkehr 
unter der Herrschaft eines entwickelten Kreditsystems einen ganz 
kolossalen Aufschwung nimmt. Andererseits aber ist diese Hilde- 
brandsche Einteilung durchaus nicht einwandfrei. 

Zunächst ist die Vorstellung, die sich Hildebrand von der 
Periode der Naturalwirtschaft macht, eine irrige. 

Hildebrand fußt mit dieser Anschauung auf der Vorstellung 
der ersten Nationalökonomen (Adam Smith, Ricardo und 
deren Nachfolger), die, um das Entstehen der wirtschaftlichen 
Vorgänge und Erscheinungen zu erklären, von einem sogenannten’ 
_„Urzustande‘“ ausgingen und diesen „Urzustand‘ in der Weise dar- 
stellten, als habe es seit jeher eine arbeitsteilige Volkswirtschaft 
gegeben, als habe auch in dem vermeintlichen ‚„Urzustande‘ oder in 
der Zeit der ,„Naturalwirtschaft“ der eine Getreide, der zweite 
Wild, der dritte etwa Bogen und Pfeile, der vierte Kähne, Netze 
und Fische auf den Markt gebracht usw., und als habe sich dort ein 
regelrechter Marktverkehr, jedoch mit Naturaltausch, entwickelt, so 
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also, daß der Getreideproduzent sein Getreide direkt gegen Wild- 
bret, gegen Bogen und Pfeile oder gegen einen Kahn samt Netz 
u. dgl. vertauschte. Und diese Vorstellung war eine irrige, denn 
wir wissen heute, daß in der sog. Urzeit die Menschen nicht isoliert 
nebeneinander, sondern in kleinen blutsverwandten Horden oder 
Stämmen vereint beisammenlebten. Jede dieser kleinen Horden 
führte die gleiche Wirtschaft und produzierte selbst alles, was ihre 
Angehörigen brauchten. Ein Tausch der beiderseitigen Produkte 
hätte daher — weil alle ziemlich das gleiche produzierten — gar 
keinen Sinn gehabt und konnte somit bestenfalls nur ganz verein- 
zelt und nur ausnahmsweise vorkommen. Der Ausdruck ‚„Natural- 
wirtschaft‘ bedeutet daher nicht so sehr — wie die älteren National- 
ökonomen meinten — einen Zustand, in dem die Menschen Ware 
gegen Ware in natura zu tauschen pflegten, sondern vielmehr umge- 
kehrt eine Zeit, in der der Tausch so gut wie gar nicht vorkam, weil 
jede Wirtschaft (jede Horde) alles produzierte, was ihre Ange- 
hörigen brauchten. In der Hauptsache aber, daß nämlich die soge- 
nannte Naturalwirtschaft sich ganz wesentlich von der sogenannten 
Geldwirtschaft unterscheidet, hat Hildebrand recht. 

Noch viel weniger einwandfrei ist sodann die Hildebrand- 
sche Entwicklungsstufe der „Kreditwirtschaft“. Es ist ja ganz 
richtig, daß durch die Entwicklung des Kreditwesens das wirtschaft- 
liche Leben ganz außerordentlich gefördert wird, aber der Kredit 
' bringt nicht ein derartig neues Moment in den Verkehr, wie dies 
beim Gelde der Fall ist. Die kolossale Erleichterung des Verkehrs, 
die das Geld mit sich bringt, besteht doch nur darin, daß nunmehr 
jede Tauschoperation in zwei Teile zerlegt wird: Verkauf der 
eigenen Ware (oder Leistung) gegen Geld und Kauf der gewünsch- 
ten Ware um Geld. Der Nagelschmied, der eine Kuh zu kaufen 
wünscht, braucht — um mit Roscher zu sprechen — nicht zu 
suchen, bis er einen Besitzer einer Kuh findet, der just so viele 
Nägel braucht, als die Kuh wert ist, sondern verkauft seine Nägel 
in kleinen Partien gegen Geld und kauft sodann für dieses Geld die 
Kuh. Eine derartige Neuerung wird durch den Kredit nicht ge 
schaffen, und der ganze praktische Effekt unseres gesamten groß- 
artig entwickelten Kreditwesens läuft nur darauf hinaus, daß wir 
uns dort, wo wir momentan zu wenig bares Geld haben, mit Hilfe 
des Kredits ein papiernes Umlaufsmittel (Banknoten, Wechsel, 
Schecks u. dgl.) schaffen, und daß es für die Praxis gleichgültig ist, 


D. Entwicklungsstufen der Volkswirtschaft. 9] 


ob wir mit Geld oder Papier zahlen, oder daß derjenige, der kein 
Geld hat, sich im Wege des Darlehens solches beschafft, aber gezahlt 
muß in allen Fällen werden. Es ist daher einigermaßen fraglich, 
ob man auf die Entwicklungsstufe „Geldwirtschaft‘“ die weitere 
angebliche Entwicklungsstufe „Kreditwirtschaft“ aufsetzen darf. 

Eine beiläufige Bemerkung möge hier Platz finden. Die natio- 
nalökonomischen Schriftsteller aus der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts, die den „heutigen“ (soll heißen ‚‚damaligen“) Zustand 
der Volkswirtschaft mit Vorliebe als „höchste Entwicklungsstufe“ 
zu bezeichnen liebten (als ob eine weitere Entwicklung ganz un- 
denkbar wäre) — die gedachten Schriftsteller pflegten mit einem 
gewissen Selbstbewußtsein unsere heutige Geld- und Kreditwirt- 
schaft der sog. Naturalwirtschaft gegenüberzustellen, in welcher die 
Menschen Ware gegen Ware tauschten, und stellten die Sache 
immer so dar, als ob der Naturaltausch nur auf einer niedrigen 
Kulturstufe vorkomme. Die Herren würden sehr erstaunt sein, 
wenn sie den großen Krieg erlebt und gesehen hätten, welche Rolle 
der Naturaltausch während des Krieges wieder gespielt hat. Be- 
kanntlich herrschte in den Zentralstaaten eine gewisse Knappheit 
an Lebensmitteln, Kleiderstoffen u. dgl. Die gedachten Artikel 
sind begreiflicherweise sehr begehrt, und dies um so mehr, als man 
sie nur in beschränkter Menge und nur gegen Bezugschein um Geld 
kaufen konnte. Und infolgedessen fand man in dem Annoncenteil 
der Taagesblätter häufig Inserate, in denen der Betreffende bekannt- 
gibt, daß er irgendeinen Gegenstand gegen ein bestimmtes Quantum 
Lebensmittel (Zucker, Kaffee, Kartoffeln, Butter, Reis o. dgl.) zu 
erwerben oder hinzugeben beabsichtigt. Und nicht nur zwischen 
Privatpersonen spielten sich Akte des Naturaltausches ab, auch die 
Regierungen trieben damals Tauschhandel. Mit Rücksicht auf den 
gefährdeten Stand der Valuta konnten die Regierungen unmöglich 
gestatten, daß ihre Angehörigen beliebige Quantitäten von Waren 
im Auslande kaufen und dafür Gold hinaussenden, und infolge- 
dessen unterhandelten die Regierungen der verschiedenen Staaten 
miteinander und vereinbarten, welche Waren hinausgehen und 
welche Waren umgekehrt als Bezahlung hierfür zum Import ge- 
langen sollen. 

Eine dritte Einteilung hat Karl Bücher aufgestellt; er 
unterscheidet nachstehende drei Entwicklungsstufen: die geschlos- 
sene Hauswirtschaft; die Stadtwirtschaft; die Volkswirtschaft. 


99 Einleitung. I. Wirtschaft und Volkswirtschaft. 


1. Die Periode der geschlossenen Hauswirtschaft ist die Zeit der 
tauschlosen Wirtschaft, d. h. die Güter werden (selbstverständlich 
von vereinzelten Ausnahmen abgesehen) in derselben Wirtschaft 
verbraucht, in der sie erzeugt wurden (die sog. reine Eigenproduk- 
tion). Es ist diejenige Form der Wirtschaft, die wir heute noch 
bei manchen bäuerlichen Familien in entlegenen Gegenden (Ge- 
birgstälern o. dgl.) beobachten können. Daß einzelne Güter, die — 
wie etwa Salz oder Metalle — nicht im Hause produziert werden 
können, im Wege des Tausches von außen in die Wirtschaft herein- 
kommen, ändert an der Hauptsache nichts. Diese Periode beginnt 
mit den ersten Anfängen der Kultur und dauert im großen Ganzen 
bis tief in das Mittelalter hinein. Vereinzelt hat sich diese Wirt-: 
schafteform — wie gesagt — bis in die Gegenwart herein erhalten. 

2. Die Periode der Stadtwirtschaft, d. i. die Periode der Kun- 
denproduktion oder des direkten Austausches, in der die Güter in 
der Regel aus der produzierenden Wirtschaft direkt in die konsu- 
mierende Wirtschaft übergehen. Es ist dies diejenige Wirtschafts- 
form, die sich in der zweiten Hälfte des Mittelalters in den Städten 
entwickelt hat. Dort sondert sich die gewerbliche Produktion von 
der Landwirtschaft, und es entsteht ein eigener Berufsstand von 
Gewerbetreibenden, allein da wegen des Mangel: an Straßen die 
Zufuhr gewerblicher Produkte von außen nahezu unmöglich war, 
so mußte jede Stadt, was sie an gewerblichen Erzeugnissen brauchte, 
auch selbst erzeugen. Das heißt, jede Stadt bildete für sich ein 
geschlossenes Wirtschaftsgebiet. Und da in der Stadt die Produ- 
zenten und die Konsumenten dicht beieinander wohnten und dem- 
gemäß ein Handel mit Gewerbeerzeugnissen überflüssig war und 
die Waren nur unnötigerweise verteuert hätte, so ging die Wirt- 
schaftspolitik der Städte allerorts dahin, den Handel mit gewerb- 
lichen Produkten tunlichst hintanzuhalten und den unmittelbaren 
Übergang der Ware aus den Händen des Produzenten in die des 
Konsumenten zu begünstigen. Daß daneben auf dem platten Lande 
die Form der geschlossenen Hauswirtschaft überwog oder doch viel- 
fach vorkam, daß andererseits so manche seltene Ware, die in der 
Stadt absolut nicht erzeugt werden konnte (wie etwa Gewürze aus 
Indien, kostbare orientalische Gewebe o. dgl.), auf dem Wege des 
Handels in die Stadt gelangte, ändert auch wieder so gut wie nichts 
an der Sache. 

3. Die Periode der Volkswirtschaft, d. i. die Benede der Waren- 
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produktion oder des Güterumlaufes. Es ist dies die heutige Form 
der arbeitsteiligen Volkswirtschaft, in der jeder in der Regel für 
den Bedarf anderer Personen und zumeist auch fernerer Gegenden 
produziert, so daß die Güter in den meisten Fällen nicht direkt 
aus der Hand des Produzenten in die des Konsumenten gelangen 
können, sondern eine Reihe von fremden Wirtschaften (in denen 
sie häufig eine teilweise weitere Verarbeitung erfahren) passieren 
müssen. Die Entstehung und Ausbildung dieser Form der Wirt- 
schaft fällt in die sog. Neue Zeit, d. i. in die Zeit der Entstehung 
und Ausbildung der Territorialstaaten; gefördert wurde sie 
durch die merkantilistische Wirtschaftspolitik der Staaten in 
jener Zeit. Die Voraussetzung dieser Ausbildung des Verkehrs 
war die Sorge für die Herstellung genügender Kommunikations- 
mittel, zunächst der Landstraßen und Kanäle und in unseren 
Tagen der Eisenbahnen. 

Eine in der Hauptsache mit Bücher übereinstimmende Ein- 
teilung hat Schmoller aufgestellt. 

Schmoller, der ein größeres Gewicht auf die politischen 
Verhältnisse legt als Bücher, unterscheidet die Dorf-, die Stadt-, 
die Territorial- und die Staatswirtschaft, weil ursprünglich die 
Mark- oder die Dorfgemeinde, später die Stadt, noch später der 
Territorialhlerr und heute der Staat der Inhaber der öffentlichen 
Gewalt war bzw. ist. In der Hauptsache unterscheidet sich aber, 
wie gesagt, die Schmollersche Einteilung nicht weit von der 
Bücherschen. 

Anders Sombart?!). Er geht davon aus, daß es zwei Wirt- 
schaftssysteme gibt, die voneinander toto coelo verschieden sind: 
die Bedarfsdeckungswirtschaften und die Erwerbswirtschaften. 
Ausmaß und Art der Produktion in der Bedarfsdeckungswirtschaft 
wird bestimmt durch den Bedarf einer bestimmten Person oder 
einer Festimmten Gruppe von Personen. Über den Bedarf dieser 
Personen hinaus zu produzieren, hat keinen Sinn. „Dagegen gibt 
es für die Erwerbswirtschaft nur eine Grenze für die Menge der 
Produktion und nur eine Direktive für die Art der Produktion: 
das ist die Möglichkeit, durch Verwertung der Produkte Gewinn zu 
erzielen. An sich besteht daher, da die Vermehrung des Gewinnes 
ebenso wie das darauf gerichtete Streben praktisch unendlich ist, 


1) Werner Sombart: „Der moderne Kapitalismus“. 2 Bände. Leipzig 1902. 
I. Bd. S. 50 ff., insbesondere S. 59 ff. | 
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keinerlei Begrenzung der Produktion weder nach Quantität noch 
nach Qualität.“ Da nun die Bedarfsdeckungswirtschaft die ur- 
sprüngliche und erste Form der Wirtschaft ist, aus der die Erwerbs- 
wirtschaft erst viel später hervorgegangen ist, unterscheidet S o m- 
 bart drei Wirtschaftsstufen, nämlich: 

1. die Individualwirtschaft, 

2. die Übergangswirtschaft und 

3. die Gesellschaftswirtschaft. 

„Die Stufe der Individualwirtschaft ist diejenige, auf welcher 
der Gesamtbedarf einer Konsumtionswirtschaft in derselben Wirt- ' 
schaft, die also gleichzeitig Produktionswirtschaft ist, hergestellt 
wird und höchstens eine Berührung, keine Verschlingung mit an- 
deren Wirtschaften besteht.“ R 

„Die Stufe der Übergangswirtschaft, auch als Gesellschaftswirt- 
schaft niederer Ordnung zu bezeichnen, wird charakterisiert da- 
durch, daß bereits eine ständige Trennung von Konsumtions- und 
Produktionswirtschaft eingetreten ist. Der Gesamtbedarf einer 
Wirtschaft wird regelmäßig durch Mitwirkung anderer Wirtschaften 
gedeckt. Es herrscht also bereits ein Zustand der Vergesellschaf- 
tung. Jedoch einer noch nicht sehr hoch entwickelten und stark 
differenzierten Vergesellschaftung. Ein beträchtlicher Teil des 
Gesamtbedarfes wird vielmehr noch innerhalb derselben Wirtschaft 
erzeugt, in der er konsumiert wird, so daß die Verunselbständisung 
der einzelnen Wirtschaft noch keine absolute ist... . .“ 

„Die Stufe der Gesellschaftswirtschaft im eigentlichen Sinne, 
der Gesellschaftswirtschaft höherer Ordnung endlich ist diejenige, 
auf welcher die Differenzierung der Produktionswirtschaften und 
ihre Verschlingung zu einem untrennbaren Ganzen vollkommen ge- 
worden ist und einen solchen Grad in quantitativer wie räumlicher 
Beziehung erreicht hat, daß neben und über den alten Gemein- 
schaften neue Formen für die Verknüpfung der einzelnen Produk- 
tionswirtschaften künstlich geschaffen werden müssen, also daß an 
Stelle der einstigen Organismen ein Mechanismus des Wirtschafts- 
lebens tritt.“ | 

Roscher, System, Bd-I, $ 2, dann 8$ 12ff. — Jul. Lehr, Grund- 
begriffe der Nationalökonomie, 2. Aufl. Herausgegeben von Max v. Heckel, 
Leipzig 1901, S. 37f., 45ff., dann 59ff., ferner 8. 70f. und 8. 97. — 
v. Philippovich, Grundriß der politischen Ökonomie, 3. Aufl, Bd. I,. 
Freiburgi.B,S. 1ff., S. 6ff., 8. 17f., S. 93ff. — Schönberg, Hand- 


1. Begriff der Wissenschaft überhaupt. 25 


buch der politischen Ökonomie, 4. Aufl, Bd. I, Tübingen 1896, S. 1ff. 
Ss. 13ff., S. 29 ff. — Artikel „Volkswirtschaft“ (von Schmoller) im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften. — Adolf Wagner, Grundlegung, 
3. Aufl, Bd. I, S 29, SS 144ff, SS 299 ff. — Derselbe, Theoretische 
Sozialökonomie, I. Abteilung, Leipzig 1907, SS 1, 2, 11, 12, 13, 19, 20, 21, 
. 22, 23. Daselbst zahlreiche Literaturnachweise. — Gustav Schmoller, 
Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre, Bd. I, Leipzig 1900, 
Ss. 1f., S. 194 ff. — Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen, 
2. Aufl., S. 12ft., S. 34ff. — Friedr. List, Das nationale System der 
politischen Ökonomie, 1843. — Knies, Die politische Ökonomie vom Stand- 
punkte der geschichtlichen Methode, 1853; 2. Aufl. unter dem Titel: „Die 
politische Ökonomie vom geschichtlichen Standpunkte“, 1883. -- Bruno 
Hildebrand, Nationalökonomie der Gegenwart und Zukunft, 1848. — 
Karl Bücher, Die Entstehung der Volkswirtschaft, 1893; 2. Aufl. 1904. — 
Schmoller, Studien über die wirtschaftliche Politik Friedrichs des Großen 
im Jahrbuch für Gesetzgebung, Volkswirtschaft und Verwaltung, 8. Jahrg., 
1854. — Wernicke, Kapitalismus und Mittelstandspolitik, Jena 1907, 
Ss. 1fl. — Josef Grunzel, Allgemeine Volkswirtschaftslehre, Wien u. 
Leipzig 199, S. 1f. — Hermann v. Schullern-Schratten- 
hofen, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, Wien u. Leipzig 1911, 
S. 5ff., dann S. 18#. 


1. Die Wissenschaft der Nationalökonomie. 


1. Begriff der Wissenschaft überhaupt. 


Wissenschaft. Es bedarf keines weiteren Beweises, daß 
jede Wissenschaft mit der Erwerbung einer gewissen Summe von 
positiven Kenntnissen beginnen muß. Eine Zoologie ohne Kenntnis 
der Tiere, eine Philologie ohne Kenntnis der betreffenden Sprache 
oder Sprachen, eine Geschichtswissenschaft ohne Kenntnis der Ge- 
schehnisse usw. ist einfach undenkbar. Wer also mit einer Wissen- 
schaft sich vertraut machen will, muß jedesmal damit beginnen, die 
betreffenden Dinge oder Erscheinungen zu beobachten und eine 
gewisse Summe von Daten seinem Gedächtnisse einzuprägen, was 
selbstverständlich eine rein mechanische, mehr oder weniger geist- 
lose Arbeit ist. Diese Beobachtung und Kenntnis der Tatsachen ist 
aber noch lange keine Wissenschaft. Ein Pferdeliebhaber etwa, der 
alle Pferde seines Wohnortes kennen würde und imstande wäre, sie 
nach Größe, Farbe, Geschlecht, Herkunft usw. genau zu beschreiben, 
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ist selbstverständlich noch lange kein Zoolog. Ein Mann, der bei- 
spielsweise ein lateinisches, griechisches oder sonstiges Wörterbuch 
memorieren würde, wäre kein Philolog. Und ein Mann, der über 
alle Tagesereignisse genau Buch führt und etwa gewissenhaft 
notiert, daß am ersten des betreffenden Monate ein heftiges Gewitter 
niederging, daß am zweiten ein neuer Bürgermeister gewählt wurde, 
daß am dritten ein Haus in der und der Straße abbrannte usw., ist 
bekanntlich kein Historiker, sondern ein Chronist. 

Wer jedoch die betreffenden Dinge oder Vorgänge mit offenen 
Augen beobachtet, wird bald die Erfahrung machen, daß in der 
Vielheit der Gegenstände oder Erscheinungen eine gewisse Regel- 
mäßigkeit“oder Einheitlichkeit zutage tritt. Vergleicht man — um 
bei den gewählten Beispielen zu bleiben — die verschiedenen 
Pferde zunächst äußerlich, und studiert man sodann deren ana- 
tomischen Bau, so wird man sehr bald finden, daß die meisten 
Merkmale bei den verschiedenen Individuen regelmäßig wieder- 
ehren, und daß die einzelnen Exemplare sich nur in wenigen 
Punkten (dieman darum als ‚„‚unwesentliche‘“ Merkmale bezeichnet) 
voneinander unterscheiden. Wer ferner eine Sprache studiert, 
wird bald die Beobachtung machen, daß der Bau der Worte, unge- 
achtet all ihrer Verschiedenheit, nach gewissen einheitlichen Regeln 
(bei der Deklination und Konjugation) erfolgt, oder daß der Satz- 
bau gewissen allgemeinen Regeln unterliegt, kurz, er wird bald die 
Beobachtung machen, daß die betreffende Sprache von einer 
Grammatik und Syntax beherrscht wird. Ebenso wird man, wenn 
man die Geschichte eines bestimmten Volkes studiert, bald. die 
Beobachtung machen, daß in der Vielheit der historischen Daten 
gewisse leitende Ideen zur Erscheinung gelangen, d.h. daß das 
betreffende Volk in den verschiedenen Zeiten von gewissen leitenden 
Ideen erfüllt und bewegt war. Ein Gleiches gilt von allen anderen 
Wissenschaften. | 

Dieses Suchen nach den Regelmäßigkeiten, welche in der Viel- 
heit der Erscheinungen hervortreten, oder das Suchen nach den 
leitenden Ideen, die in der Mannigfaltigkeit der Tatsachen oder 
Dinge zur Erscheinung gelangen, bildet den Anfang, den ersten 
Schritt der Wissenschaft, ist wissenschaftliche Tätigkeit. In den 
meisten Fällen wird sich jedoch der Wissensdrang mit diesem ersten 
Schritte nicht begnügen, weil ein weiteres Forschen bald zeigt, daß 
höhere Einheiten vorhanden sind. Der Zoolog — um abermals auf 
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das frühere Beispiel zurückzukommen —, der zu der Erkenntnis 
gelangt ist, daß die Pferde in ihrem anatomischen Bau usw. über- 
einstimmen, wird: sich mit diesem Resultate nicht begnügen. Er 
wird — vom Besonderen zum Allgemeinen fortschreitend — bald 
die Entdeckung machen, daß gewisse anatomische Merkmale, die 
bei den Pferden vorkommen, auch bei anderen Tieren wiederkehren. 
Er wird vom Genus „Pferd“ zur Familie der Einhufer, zur Klasse 
der Säugetiere, der Wirbeltiere emporsteigen, kurz er wird bald zu 
der Erkenntnis gelangen, daß gewisse Eigenschaften oder Merkmale 
dem ganzen Tierreiche gemeinsam sind. Ebenso wird der Sprach- 
forscher, der die Grammatik und Syntax der einen Sprache erforscht 
hat, hierbei nicht stehen bleiben, sondern durch Vergleichung dieser 
Sprache mit anderen die Beobachtung machen, daß gewisse Sprachen 
mehr oder weniger miteinander verwandt sind. Er wird also, von 
der einen Sprache ausgehend, zum Begriffe der romanischen, der 
germanischen, der slawischen usw. Sprachen emporsteigen und wird 
diese Sprachen, weil sie wieder untereinander verwandt sind, unter 
der Bezeichnung ‚indogermanische Sprachen‘ zusammenfassen: 
Desgleichen wird der Jurist, der die Gesetze seines Heimatstaates 
' studiert und in ein System gebracht hat, sich mit diesem Resultate 
nicht begnügen, sondern dieses Rechtssystem mit denen der übrigen 
Kulturstaaten vergleichen und auch da wieder die Beobachtung 
machen, daß alle diese Rechtssysteme in gewissen Punkten mit- 
einander übereinstimmen. 

Auf diese Weise sucht die wissenschaftliche Forschung auf den 
verschiedensten Gebieten jedesmal nach der Einheit, die in der 
Vielheit der Erscheinungen zutage tritt. Sie bringt sodann die 
einzelnen Erscheinungen (Dinge, Tatsachen oder Vorgänge) in 
Gruppen und sucht dann wieder nach denjenigen Merkmalen, die 
ihrerseits wieder diesen Gruppen gemeinsam sind, bis sie auf diese 
Weise zur erreichbar höchsten Einheit emporgestiegen ist. 

Indes kann sich der Wissensdrang auch damit nicht zufrieden 
stellen. Dem forschenden Geist kann es nicht genügen, sich die 
Kenntnis der Tiatsachen angeeignet zu haben und zu wissen, daß 
gewisse Dinge oder Erscheinungen miteinander mehr oder weniger 
. verwandt sind. Er muß vielmehr weiter die Frage aufwerfen: ‚Wie 
ist das Bestehende geworden?“ So schließt sich allerorts an das 
Studium des betreffenden Faches von selbst das Studium der Ge- 
schichte dieses Faches. An das Studium der Anatomie und Physio- 


98 Einleitung. II. Die Wissenschaft der Nalionalökonomie. 


logie der Tiere und Pflanzen reiht sich das Studium der Entwick- 
lungsgeschichte der Organismen, an die Philologie das der Entwick- 
lungsgeschichte der Sprachen, an die Rechtswissenschaft das der 
Rechtsgeschichte u. dgl. m. 

Allein auch die Kenntnis der Fntwicklungere bedeutet 
noch nicht die letzte Lösung des Rätsels für den forschenden Geist. 
Kennt man nämlich die Dinge oder Erscheinungen, und kennt man 
ferner den Entwicklungsgang, den dieselben im Laufe der Zeit ge- 
nommen haben, so muß schließlich noch die letzte Frage auftauchen: 
„Warum haben sich die Dinge just so und nicht anders entwickelt ?“ 
d. i. mit anderen Worten die Frage nach den Ursachen, welche 
diesen Entwicklungsgang beeinflußt haben, bzw. nach den Regel- 
mäßigkeiten, die hierbei zutage getreten sind. Erst wenn diese 
Frage in befriedigender Weise beantwortet ist, können. wir sagen, 
daß dem Forschungsdrange, der uns eingeboren ist, Genüge ge- 
schehen, erst dann können wir sagen, daß wir wissen, was wir wissen 
wollten. (Und selbst da ist noch ein weiterer Fortschritt möglich, 
denn wenn man den Entwicklungsgang der Organismen mit dem 
der Sprachen, des Rechtes usw. vergleicht, werden auch da wieder 
gewisse Übereinstimmungen hervortreten, die man konstatieren und 
nach deren Ursachen man forschen kann.) | 

Demgemäß kann man die Wissenschaft definieren als: \ 

1. die Kenntnis (,,Kunde“) der betreffenden Tatsachen (Dinge, 
Erscheinungen, Vorgänge); 

2. die Kenntnis der Einheit in der Vielheit (d. i. die Kenntnis 
derjenigen Merkmale, in denen die betreffenden Dinge über- 
einstimmen, beziehentlich die Kenntnis der Regelmäßigkeit 
in den zahlreichen Erscheinungen und deren Aufeinander- 
folge, beziehentlich die Kenntnis der leitenden Ideen, die in 
der Vielheit der menschlichen Handlungen oder Einrichtungen 
zutage treten) ; 

3. die Kenntnis des Entwicklungsganges, den die Dinge im 
Laufe der Zeit genommen haben bzw. nehmen; 

4. die Kenntnis derjenigen Ursachen und Umstände, die diesen 
Entwicklungsgang beeinflußt und bestimmt haben, und der 
Regelmäßigkeiten, die hierbei hervorgetreten sind. 

Damit soll aber nicht entfernt gesagt sein, daß es jeder einzelnen 

Wissenschaft auch gelingen müsse, die vorstehenden vier Aufgaben 
in befriedigender Weise zu lösen, denn die ersten Anfänge der be- 
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treffenden Dinge fallen zumeist in eine so entfernte Vorzeit, daß es 
ganz unmöglich ist, ihren Entwicklungsgang klarzulegen. Ist dies 
aber unmöglich, so ist es selbstverständlich noch weit weniger mög- 
lich, zu ergründen, welche Ursachen und Umstände jenen Entwick- 
lungsgang beeinflußt haben. | 

Methode. Induktion. Der Weg, auf dem die wissen- 
schaftliche Forschung vorwärtsschreitet, ist ein doppelter. Zunächst 
muß jede wissenschaftliche Forschung selbstverständlich mit der 
Beobachtung der Tatsachen (Erscheinungen, Dinge) beginnen und 
nach der „Einheit in der Vielheit‘‘ suchen. Man nennt dies den 
induktiven Weg oder die induktive Methode. Wer also beispiels- 
weise die verschiedenartigsten Gegenstände nacheinander in die 
Hand nimmt und die Beobachtung macht, daß jeder dieser Gegen- 
stände beim Loslassen zu Boden fällt, gelangt auf induktivem 
Wege zu dem allgemeinen Satze: „Jeder Körper, der nicht irgend- 
wie in seiner Lage festgehalten wird, fällt zu Boden.“ 

Deduktion. Unser Wissensdurst — oder, wenn man will, 
unsere Neugier — ist jedoch so geartet, daß unsere Gedanken un- 
serem positiven Wissen kontinuierlich voraneilen, und daß wir, 
um ein Bild des Unbekannten zu gewinnen, auf Schritt und Tritt 
bestrebt sind, aus unseren positiven Kenntnissen, d. h. aus den allge- 
meinen Sätzen, zu denen wir gelangt sind oder gelangt zu sein 
glauben, logische Schlußfolgerungen zu ziehen. Wer also — um 
auf das frühere Beispiel zurückzukommen — die Beobachtung 
gemacht hat, daß jeder Körper die Tendenz hat, zu Boden zu fallen, 
wird, wenn er einen neuen, ihm bisher unbekannten Gegenstand in 
die Hand bekommt, auf dem Wege des Denkens zu nachstehender 
Schlußfolgerung gelangen und sich sagen müssen: „Die Erfahrung 
lehrt, daß jeder Körper, den man in die Hand nimmt, beim Los- 
lassen zu Boden fällt. — Der Gegenstand, den ich in der Hand halte, 
ist ein Körper. — Ergo muß auch dieser Gegenstand, wenn ich ihn 
loslasse, zu Boden fallen.“ Man nennt diesen Weg der Forschung, 
weil er auf dem Vorgange der logischen Schlußfolgerung oder des 
deduktiven Denkens beruht, die deduktive Methode. 

Auf diese Weise schließt sich überall, d. h. auf jeder Stufe un- 
seres positiven Wissens, an die Induktion die Deduktion an. Er 
bedarf jedoch keines weiteren Beweises, daß die Deduktion nur 
dann zu einem richtigen Resultat führen kann, einmal, wenn der 
logische Gedankengang ein richtiger war, und zweitens, wenn die 
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Prämissen, von denen man ausgegangen ist, vollständig und richtig 
waren. | | 

Kunst. Von der Wissenschaft scharf zu sondern ist die Kunst. 
Die Wissenschaft als solche ist ein rein theoretisches „Wissen“ ohne 
jede Beziehung zur Praxis, zum „Können“. Dem entgegen bedeutet 
„Kunst“ in diesem Sinne ein ‚Können‘, eine Fertigkeit, dasjenige, 
was der Mensch zu tun vermag. Das Lesen, Schreiben, Rechnen, 
_ die Fähigkeit, seine Gedanken in Worte zu kleiden, sie faßlich und 
in abgerundeter Form darzustellen, ist eine Kunst. Eine Kunst ist 
die Fertigkeit, die verschiedenen Stoffe zu bearbeiten oder zu ver- 
arbeiten und daraus entweder z30g. „schöne“ Kunstwerke oder 
eigentliche Industrieerzeugnisse herzustellen. Desgleichen ist eine 
Kunst in diesem Sinne die praktische Medizin, d. i. die Fertigkeit 
des Arztes, diejenigen Bedingungen herbeizuführen, welche die 
Gesundung des kranken Organismus begünstigen; nicht minder 
ist die staatliche Politik, die praktische Landwirtschaft usw. eine 
Kunst. | 

Wissenschaft und Kunst stehen an sich in gar keinem Zusam- 
menhange, denn Wissen und Können (Tun) sind ursprünglich 
zwei ganz gesonderte, voneinander vollständig unabhängige Funk- 
tionen. Indessen gibt es doch zwei Punkte, wo Wissenschaft und 
Kunst sich gegenseitig berühren. 

Zunächst beruht fast jedes „Können“ auf einem vorher erwor- 
benen Wissen, und zwar gleichgültig, ob dieses Wissen auf dem 
Wege der rohen Empirie oder auf dem der streng wissenschaftlichen 
Forschung gewonnen wurde. Oder mit anderen Worten: die Mei- 
sten Künste beruhen auf einer Nutzanwendung des Wissens. Bin 
ich z. B. auf irgendeinem Wege zu dem allgemeinen Satze gelangt, 
daß alles Eisen bei entsprechender Erhitzung rotglühend und 
hämmerbar wird, so liegt es nahe, diesen wissenschaftlichen Satz 
umzukehren und,zu sagen: „Wenn ich Eisen schmieden will, so 
muß ich es bis zum Rotglühen erhitzen.“ Auf diese Weise leitet die 
Wissenschaft von selbst zur Kunst hinüber; sie zeigt, wie die Dinge 
auf die verschiedenen Einflüsse reagieren, und indem sie das tut, 
legt sie uns den Gedanken nahe, diejenigen Einflüsse künstlich 
herbeizuführen, welche geeignet sind, den gewünschten Zustand des 
betreffenden Dinges hervorzurufen. Derartige praktische Lehrsätze 
bilden jedoch immer nur ein (mitunter allerdings überaus wert- 
volles) Nebenprodukt der wissenschaftlichen Forschung, das ge- 
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legentlich.abfällt, nie aber sind sie das eigentliche Ziel der wissen- 
schaftlichen Forschung, denn diese entspringt unserem Wissens- 
drange und verfolgt lediglich den Zweck, uns zu belehren oder unsere 


Neugier zu befriedigen, hat aber an sich mit der praktischen An- 


wendung des Gelernten nichts zu schaffen. Wo diese beginnt, hört 
die Wissenschaft, das rein theoretische Wissen auf und tritt die 
Kunst (das „Können“) in ihr Recht. 

Zum zweiten kann die Wissenschaft sich der verschiedenen 
Künste bemächtigen und sie zum Gegenstande ihrer Forschung 
machen. Und da das Wesen jeder Wissenschaft, wie gesagt, in dem 
Suchen nach der Einheit in der Vielheit besteht, so wird auch hier 
die Wissenschaft die verschiedenen Künste vornehmen und nach 
den leitenden Ideen suchen müssen, die jeder derselben zugrunde 
liegen. Beispielsweise wird also die Ästhetik, deren Aufgabe es ist, 
das Schönheitsideal zu ergründen —, wird die Ästhetik, wenn sie 
eine wirkliche Wissenschaft (keine „philosophische“ Spekulation ) 
sein will, damit beginnen müssen, die Kunstwerke der verschiedenen 
Völker in den verschiedenen Perioden zu studieren, sie wird sodann 
durch Vergleichung dieser Kunstwerke das Wesen der einzelnen 
Stilarten zu ergründen, die Entwicklung dieser verschiedenen Stile 
im Laufe der Zeit zu verfolgen haben und auf diese Weise schließ- 
lich zur Erkenntnis der Schönheitsideale der einzelnen Völker auf 
dem Gebiete der Architektur, der Plastik, der Malerei usw. empor- 
steigen. In ähnlicher“Weise wird die Wissenschaft der Technologie 
die verschiedenen Arten der Bearbeitung des Holzes, des Eisens usw. 
oder die verschiedenen Arten des Verfahrens in der chemischen 
Industrie studieren und durch Vergleichung derselben zu den leiten- 
den Grundgedanken gelangen, die diesen diversen Arbeitsprozessen 
gemeinsam sind. Desgleichen wird die Technologie die Entstehung 
und Entwicklung der Werkzeuge, und zwar vom abeebrochenen 
Baumaste und vom aufgelesenen Steine angefangen bis zur kompli- 
ziertesten Maschine und zur Kruppschen Kanone, zu verfolgen und 
die verschiedenen Stadien dieses Entwicklungsganges klarzulegen 
haben. Nie und nimmer aber ist die Technologie eine Sammlung 
von Rezepten, und umgekehrt kann eine Sammlung von Rezepten 
(so wünschenswert und nützlich eine solche für den praktischen 
Gebrauch auch sein mag) nie und nimmer Anspruch darauf machen, 
als-eine Wissenschaft zu gelten. 

Die vorstehende Auseinandersetzung war aus dem Grunde ge- 
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beten, weil die Frage nach dem wissenschaftlichen Charakter der 

Nationalökonomie nur dann richtig beantwortet werden kann, wenn 

man sich vorher über den Begriff der Wissenschaft im allgemeinen 

klar geworden ist. 

F. Kleinwächter, Die Nationalökonomie als Wissenschaft und ihre Stellung 
zu den übrigen Disziplinen. Berlin 1883. 


Derselbe, Wesen, Aufgabe und System der Nationalökonomie, in den Conradschen 
Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik. Neue Folge. 18. Bd. (1889). 


2. Wesen, Aufgabe und System der Nationalökonomie. 


Die Nationalökonomie ist die Wissenschaft, welche die 
Wirtschaft zum Gegenstande hat. Und wie jede Wissenschaft nach 
der Einheit in der Vielheit der Erscheinungen ihres Gebietes sucht, 
so hat auch die Nationalökonomie nach der Einheit in der Vielheit 
der Erscheinungen des wirtschaftlichen Lebens zu suchen. Dieses 
(Suchen nach der Einheit in der Vielheit nimmt jedoch auf dem 
Gebiete des Wirtschaftslebens eine mehrfache Gestalt an. 

a) Die sog. theoretische Nationalökonomie 
befaßt sich mit der Frage: „Wie wirtschaften die Menschen !“ 
Adam Smith hat — wie oben ausgeführt wurde — diese Frage 
sehr summarisch beantwortet, wenn er lehrt, daß die Menschen im 
wirtschaftlichen Leben sich nur vom Eigennutz (Selbstinteresse, 
Egoismus) leiten lassen. Und da er überdies annimmt, daß jeder 
Mensch seinen natürlichen Verstand hat und am besten weiß, was 
er will und was ihm Vorteil bringt, versucht er, in seinem Buche 
ein Bild davon zu geben, wie der sog. ‚homo oeconomieus“ unter 
der Herrschaft der freien Konkurrenz in den verschiedenen Lagen 
des Lebens wirtschaftlich handelt, und gelangt auf diesem Wege 
selbstverständlich zu der Forderung, daß der Staat sich um Gottes 
willen in das wirtschaftliche Leben nicht einmischen solle. 

Die Lehre ds Adam Smith blieb durch nahezu hundert 
Jahre die herrschende. In Deutschland bereitete sich jedoch seit 
ungefähr der Mitte des 19. Jahrhunderts ein Umschwung vor, der 
1870 mit der Gründung des Vereins für Sozialpolitik zum Durch- 
bruch gelangte. Speziell Adolf Wagner unterzog damals die 
Frage nach den Motiven des wirtschaftlichen Handelns einer ein- 
sehenden Untersuchung und kam zu dem gleichfalls schon oben er- 
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wähnten Resultate, daß der Eigennutz oder das Selbstinteresse 
zwar die kräftigste Triebfeder des wirtschaftlichen Handelns ist, 
daß daneben aber andere, sehr schwerwiegende Motive (wie die 
Nächstenliebe, die Moral, die Sitte, das Gesetz, die Gewohnheit odar 
Trägheit, die Unkenntnis der einschlägigen Verhältnisse, persön- 
liche Beziehungen zum Partner beim Geschäftsabschlusse u. dgl.) 
mitspielen. Als ebenso irrig erwies und erweist sich die Smith- 
sche Voraussetzung, daß nämlich jeder Mensch den nötigen Ver- 
stand mitbringt und am besten beurteilen kann, was für ihn im 
gegebenen Falle am vorteilhaftesten sei. 

Sind aber die beiden Voraussetzungen, von denen Smith aus- 
geht, nicht richtig, dann kann man die Frage: „Wie wirtschaften 
die Menschen ?‘ nicht mehr in der oben angegebenen Weise beant- 
worten, weil man nie wissen kann, einmal, von welchem Motiv sich 
der Betreffende in jedem einzelnen Falle eben leiten läßt, und 
zweitens, ob er auch die nötige Dosis Verstand besitzt. 

Überdies ist unsere gesamte Wirtschaftsführung heute eine ganz 
andere geworden, als sie zur Zeit de Adam Smith war, weil 
seither ein Moment in die Erscheinung getreten ist, von dem 
Smith und seine Zeitgenossen noch so gut wie keine Ahnung 
hatten, das ist das Zusammenwirken der Menschen in wirtschaft- 
lichen Dingen. Was Smith von kollektiven Wirtschaften sah, 
waren der Staat und ein paar offene oder stille Handelsgesell- 
schaften. Der Staat wurde von ihm mit dem bekannten Ausspruch 
abgetan: „Der Staat ist ungeschickt, ein Gewerbe zu betreiben.“ 
Die offene sowie die stille Handelsgesellschaft unterscheidet sich 
äußerlich so wenig vom Einzelkaufmann, daß man keck behaupten 
darf, die ältere Nationalökonomie habe bei all ihren Auseinander- 
setzungen nichts anderes vor Augen gehabt, als lauter Einzelwirt- 
schaften. Heute hingegen spielen die unzähligen Erwerbsgesell- 
schaften sowie die sonstigen freien Vereine, dann die ebenso zahl- 
reichen Zwangsgemeinwirtschaften (der Staat, die Provinzen, 
Kreise, Bezirke, Gemeinden, Teilgemeinden, die Berufsgenossen- 
schaften, die Zwangsvereinigungen der Besitzer gewisser Liegen- 
schaften (Deich- und die sonstigen Wasserbaugenossenschaften 
u. dgl.), die Religionsgesellschaften usw. usw.) eine so kolossale 


Rolle im Wirtschaftsleben, daß man die Frage: „Wie wirtschaften 
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die Menschen ?“ am zutreffendsten mit den Worten beantwortet: 
„Die Menschen wirtschaften teils individualistisch, teils kollektiv.‘ 
Und diese Antwort ist um so zutreffender, als heute im Wirtschafts- 
leben sich alles um die große Frage dreht, ob individualistisch oder 
kollektiv gewirtschaftet werden soll. Mit all den genannten Kol- 
lektivwirtschaften hat sich die Nationalökonomie zu befassen und 
hat zu untersuchen, welche Erfolge sie aufzuweisen haben und 
welche Mängel ihnen anhaften, wie sich die Staatsgewalt ihnen 
gegenüber verhält oder doch verhalten sollte usw. usw. 

Hierzu kommt ein weiteres. Die Nationalökonomie hat in ähn- 
licher Weise wie die deskriptive Anatomie und die Physiologie nach 
der Einheit in der Vielheit der Erscheinungen zu suchen. Die 
deskriptive Anatomie beschreibt die verschiedenen Organe des 
tierischen Organismus, die Physiologie (des gesunden wie des 
kranken Körpers) lehrt, wie diese verschiedenen Organe aufein- 
ander wirken. Ähnlich die Nationalökonomie. Die Sonderung der 
Berufe erzeugt die verschiedenen Berufsstände, d. i. also soziale 
Gruppen, deren jede ihre besonderen Bedürfnisse und Bestrebungen 
hat, und diese verschiedenen Gruppen wirken aufeinander ein, sie 
bekämpfen oder mitunter unterstützen sich gegenseitig. So stehen 
sich beispielsweise die Gruppen: Landwirtschaft, Industrie, Handel 
gegenüber, aber innerhalb dieser großen Gruppen finden sich klei- 
nere Gruppen (Großgrundbesitz — mittlerer und kleiner Grund- 
“besitz, Großindustrie — Handwerk — Arbeiter, Großhandel — 
Kleinhandel u. dgl.), deren jede ihre Sonderwünsche und -bestre- 
bungen hat. 

Schließlich gibt es gewisse Grundbegriffe, wie Wert, Preis, Ka- 
pital, Geld usw. usw., welche die theoretische Nationalökonomie zu 
erörtern hat. 

b) Die Wirtschaftsgeschichte. Die vorstehend auf- 
gezählten Aufgaben bilden das Gebiet der sog. „allgemeinen“ oder 
„theoretischen Nationalökonomie“. Wie jedoch schon an früherer 
Stelle hervorgehoben wurde, ist damit die Aufgabe der Wissenschaft 
nicht erschöpft; der forschende Geist kann sich mit der eventuell 
noch so vollständigen und genauen Kenntnis des Bestehenden nicht 
begnügen, sondern will wissen, wie das Bestehende geworden und 
warum es just so und nicht anders geworden ist. Zu dem Studium 
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der Nationalökonomie tritt somit das Studium der Wirtschafte- 
geschichte, wie und unter welchen Einflüssen sich das Wirtschafts- 
leben der einzelnen Völker im Laufe der Zeit entwickelt hat. Es 
ist dies diejenige Forschung, die in Deutschland ganz besonders von 
der sog. historischen Schule (Sehmoller und seine zahlreichen 
Schüler) gepflegt wird. 

e) Die sog. spezielle oder praktische (ange- 
wandte) Nationalökonomie, Volkswirtschafts. 
pflege oder Volkswirtschaftspolitik. Es wurde in 
dem früheren Abschnitte darauf hingewiesen, daß die Wissenschaft 
auch die Kunst zum Gegenstande ihrer Forschung macht. Dies 
gilt denn auch von der Nationalökonomie. Die Sorge für das täg- 
liche Brot nimmt im Leben der einzelnen wie in dem der Völker 
einen so breiten Raum ein und ist von einer so kolossalen Bedeu- 
tung für die Gesamtheit, daß wir uns gar kein Gemeinwesen vor- 
stellen können, in dem die öffentliche Gewalt nicht regelnd in das 
Wirtschaftsleben eingreifen würde. Soweit unsere Kenntnis von 
den menschlichen Gemeinwesen reicht, sehen wir allerorts und zu 
allen Zeiten, daß die Träger der öffentlichen Gewalt ihre Aufmerk- 
samkeit dem Wirtschaftsleben zuwandten, sei es, daß sie gewisse 
Zweige der allgemeinen (der Volks-) Wirtschaft selbst in die Hand 
nahmen, sei es, daß sie sich darauf beschränkten, die Wirtechaft 
ihrer Volksangehörigen zu fördern oder gewisse Störungen oder 
Einflüsse hintanzuhalten. Diese Eingriffe der Regierungen in das 
Wirtschaftsleben ihrer Völker nennt man „Volkswirtschaftspflege“ 
oder „Volkswirtschaftepolitik“, und wie jede praktische Tätigkeit 
ist die Förderung der Volkswirtschaft durch die Regierung eine 
Kunst. Sieht man nun etwas genauer hin, so zeigt sich auch auf 
diesem Gebiete eine gewisse Übereinstimmung, eine gewisse Ein- 
heit in der Vielheit der Erscheinungen, und zwar tritt diese Ein- 
heit nach zwei Richtungen hin hervor. 

Man kann nämlich einmal die verschiedenen Staaten in einem 
gegebenen Zeitpunkte ins Auge fassen und das Verhalten der betref- 
fenden Regierungen gegenüber dem Wirtschaftsleben ihrer Völker 
studieren. Tut man dies, so wird man bald die Beobachtung machen, 
daß jede Regierung ein ganzes System von Maßregeln anwendet, 
um die Landwirtschaft, den Bergbau, die Fischerei, die Gewerbe, 
den Handel, das Kredit-, das Verkehrswesen usw. ihres Volkes zu 
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heben, und daß die angewandten Maßregeln selbst (Gebundenheit 


oder Freiheit des Grundbesitzes — die sog. Bergfreiheit — Prä- 
miierung der Seefischerei — Zunftsystem oder Gewerbefreiheit — 
Arbeiterschutzgesetzgebung — Bankgesetzgebung — die Tarif- 


systeme der Eisenbahnen und die Eisenbahngesetzgebung usw.) 
nicht nur eine große Ähnlichkeit aufweisen, sondern daß sie viel- 
fach da wie dort geradezu identisch sind. 


Man kann aber zum zweiten die Volkswirtschaftspolitik der 
Regierung eines und desselben Volkes im Laufe der Zeit studieren 
und wird auch hier die Beobachtung machen, daß diesem schein- 
baren Gewirr ganz unzusammenhängender und wechselnder Re- 
glerungsmaßregeln ein gewisses System, ein leitender Gedanke 
zugrunde liegt, und daß die aufeinanderfolgenden Maßregeln der 
Regierung sich jedesmal den geänderten Zeit- und sonstigen Ver- 
hältnissen zwar angepaßt haben, daß sie aber immer das eine Ziel 
— die Wirtschaft des Violkes zu heben und zu fördern — unver- 
rückt im Auge behalten haben. 

d) Die Finanzwissenschaft. Jedes Gemeinwesen, 
und zwar vom bescheidensten Vereine angefangen bis hinauf zum 


Großstaate, setzt sich gewisse Aufgaben, zu deren Durchführung 


materielle Mittel notwendig sind, und demgemäß muß jedes Ge- 
meinwesen eine eigene Wirtschaft — eine „Finanzwirtschaft“ — 
führen. Die wissenschaftliche Erforschung dieser diversen Finanz- 
wirtschaften bildet gleichfalls einen Teil der nationalökonomischen 
Wissenschaft, die „Finanzwissenschaft“. Der Weg, den die wissen- 
schaftliche Forschung — das Suchen nach der Einheit in der Viel- 
heit auf dem Gebiete des Finanzwesens einschlagen kann, ist 
genau der nämliche wie auf dem Gebiete der Volkswirtschafts- 
politik. Man kann nämlich einmal die Finanzen der verschiedenen 
(öffentlichen) Gemeinwesen, d. i. der verschiedenen Staaten, der 
sog. überstaatlichen Verbände (Reich, Union, Bundesstaat u. dgl.) 
und der sog. unterstaatlichen Verbände (Provinz oder Kronland, 
Kreis, Bezirk, Gemeinde u. dgl.) vergleichend ins Auge fassen. 
Und wenn man dies tut, wird man sehr bald die Beobachtung 
machen, daß alle diese verschiedenen Finanzen eine überraschende 
Übereinstimmung aufweisen, daß allerorts dieselben Einnahme- 
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quellen (sog. Domanialeinnahmen, gebührenartige Abgaben, 


- Steuern) vorkommen, daß die Steuern allerorts in der Hauptsache 


die gleichen sind (Steuern auf das werbende Vermögen, auf die 
Person, auf den Aufwand, auf den Rechtsverkehr), daß das Schul- 
denwesen überall die gleichen Einrichtungen aufweist u. dgl. m. 
Man kann sodann die historische Entwicklung des Finanzwesens 
in den einzelnen Staaten studieren und wird finden, daß durch die 
Finanzgeschichte eines jeden Staates wie ein roter Faden sich das 
Bestreben hindurchzieht: einmal die Abgaben im ganzen Staats- 
gebiete einheitlich zu gestalten (d.i. die älteren territorialen Ver- 
schiedenheiten der Abgaben zu beseitigen), zweitens die Einnahme- 
quellen immer ergiebiger zu gestalten, drittens die Abgaben 
möglichst zu differenzieren, um sie den Bürgern erträglicher zu 
machen usw. Weiter hat die Wissenschaft danach zu forschen, 
welche Wirkungen die Abgaben einerseits, die staatlichen Institu- 
tionen andererseits auf die Volkswirtschaft ausüben usf. 

e) Die Geschichte der nationalökonomischen 
Literatur. Endlich kann, wie auf jedem anderen Wissens- 
gebiete, auch auf dem Gebiete der Nationalökonomie die Fach- 
literatur zum Gegenstande eines besonderen wissenschaftlichen Stu- 
diums gemacht werden. Die wissenschaftliche Forschung — das 
Suchen nach der Einheit in der Vielheit — besteht hier darin, daß 
hervorgehoben wird, wie die verschiedenen Schriftsteller die wirt- 
schaftlichen Vorgänge und Erscheinungen aufgefaßt haben, von 
welchen nationalökonomischen Ideen (kommunistisch, sozialistisch, 
individualistisch, merkantilistisch, physiokratisch usw.) sie erfüllt 
waren, und welche Wandlungen diese Auffassungen und Ideen im 
Laufe. der Zeit durchgemacht und erfahren haben. 

f{) Das System der Nationalökonomie ergibt sich 
aus dem vorstehend Gesagten von selbst. Das wirtschaftliche Stu- 
dium umfaßt, wie oben dargelegt wurde: 

1. die theoretische Nationalökonomie, d. i. die Lehre von der 
Volkswirtschaft, £ 

2. die Wirtschaftsgeschichte, 

3. die sog. angewandte Nationalökonomie oder Wirtschafts- 
politik, d. i. die Lehre von dem Verhalten der Staatsgewalt gegen- 
über den verschiedenen Gebieten des Wirtschaftslebens, 
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4. die Finanzwissenschaft, d. i. die Lehre von der Finanzwirt- 
schaft der verschiedenen Gemeinwesen, und 


5. die Geschichte der volkswirtschaftlichen Literatur. 


Sieht man jedoch genauer zu, um die Sache in ein System zu 
bringen, so zeigt sich’s, daß das Lehrgebäude der Nationalökonomie 
in drei große Teile zerfällt, in: 


die theoretische Nationalökonomie, 


die sog. angewandte Nationalökonomie oder Volkswirtschafts- 
politik und 


die Finanzwissenschaft. 


Das historische und literarhistorische Studium schließt sich an 
jedes dieser drei Gebiete an, denn jedes derselben (die Volkswirt- 
schaft, die staatliche Wirtschaftspolitik und die Finanzwirtschaft 
der verschiedenen Gemeinwesen) hat seine besondere Geschichte 
und seine besondere Literatur. 


3. Der Werdegang der nationalökonomischen” Wissenschaft, 
ihre Methoden und Richtungen. 


a) Dieersten Anfänge. 


In der Nationalökonomie wiederholt sich der nämliche Vor- 
gang, den wir bei einer ganzen Reihe von Wissensgebieten beob- 
achten können, daß nämlich die Kunst früher da war als die 
Wissenschaft. Jahrtausende hindurch haben die Menschen Kranke 
gepflegt und Zaubermittel oder heilkräftige Kräuter angewendet, 
ehe die Wissenschaft der Medizin entstand. Jahrtausende hin- 
durch haben die Menschen Werkzeuge und Waffen angefertigt und 
gehandhabt, ehe die Wissenschaft der Mechanik (Physik) entstand. 
Jahrtausende hindurch haben die Menschen gesprochen, ehe die 
Wissenschaft der Sprachforschung entstand, und Jahrtausende hin- 
durch haben die Menschen gewirtschaftet, ehe es ihnen in den Sinn 
kam, den Prozeß der Wirtschaft wissenschaftlich zu analysieren. 
Der natürliche Vorgang in einem derartigen Falle ist, daß die 
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betreffende Wisschschaft sozusagen von ler von unten aufkeimt, 
d. h. daß irgendein denkender Kopf anfängt, über die Dinge, die 
er täglich in der Hand hat oder täglich übt, zu grübeln, und daß er 
auf diese Weise zur Erkenntnis gewisser Regelmäßigkeiten (einer 
gewissen Einheit) in der Vielheit der Erscheinungen gelangt, und 
daß er oder seine Schüler auf diesem Wege der Forschung immer 
weiter vorwärtsschreiten. Dies gilt denn auch bis zu einem ge- 
wissen — aber allerdings nur bis zu einem gewissen — Grade von 
der Nationalökonomie. Bereits im Altertume haben einzelne her- 
vorragende Geister begonnen, einzelne wirtschaftliche Fragen oder 
Erscheinungen zu erörtern. So spricht Xenophon in seiner 
„Kyropädie“ (Buch VILl2) davon, daß die Speisen, die auf 
die Tafel des Königs kommen, besser zubereitet seien, als die in 
einem kleinen Haushalt. Er erklärt dies aus dem Umstande, daß 
der König für die Bereitung der verschiedenen Speisen verschie- 
dene Köche hält, und benutzt diesen Anlaß zu einem kleinen Exkurs 
über die Vorteile der Arbeitsteilung. Er verweist darauf, daß in 
der kleinen Stadt jeder sozusagen alles machen muß, während in 
der großen Stadt sich jeder Gewerbetreibende auf eine Spezialität 
verlegt und daher in seinem Fache eine große Übung und Fertig- 
keit erlangt. 

In ähnlicher Weise handelt Plato in seinen beiden Schriften 
„Der Staat‘ und „Die Gesetze“ von der Arbeitsteilung. Er unter- 
scheidet die drei Stände: die Philosophen (die Weisen), die den 
Staat regieren, die Wächter oder Krieger, die den Staat verteidigen 
sollen, und den Stand der Erwerbtreibenden, deren Beschäftigung 
eine gemeine und unedle ist. Die beiden oberen Stände sollen in 
voller. Gütergemeinschaft leben, für den dritten Stand soll das 
Privateigentum beibehalten werden. Die Erwerbtreibenden be- 
fassen sich mit verschiedenen Beschäftigungen, der eine produziert 
dies, der andere jenes, die Leute müssen also ihre Erzeugnisse gegen- 
seitig austauschen; auf diese Weise entsteht der Markt und das 
Geld. Die Menschen haben ferner bekanntlich verschiedene Natur- 
anlagen, es wird daher dieser diesen, der andere jenen Artikel besser 
herstellen ; und da es für die Gesamtheit der Bürger wünschenswert 
ist, daß a: verschiedenen Erzeugnisse in bester Qualität auf den 
Markt gebracht werden, so soll das Gesetz verfügen, daß jeder nur 
denjenigen Artikel erzeugen darf, für den er am besten geeignet 
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ist; die Anfertigung anderer Artikel soll ihm verboten sein. (Die 
mittelalterliche Zunftverfassung!) 

Ebenso bespricht Aristoteles einzelne wirtschaftliche Fragen. 
Er unterscheidet ganz richtig die beiden Wirtschaftsformen, d. i. die 
Oikonomia oder die Hauswirtschaft, die edel und eines freien 
Mannes würdig ist, und die Öhrematistik oder die Erwerbs- 
wirtschaft, die auf ungezügelten Erwerb gerichtet und daher unedel 
und schmutzig ist. Er spricht vom Gelde, das des Handels wegen 
eingeführt wurde, um die Warenumsätze zu vermitteln, das aber im 
Wuchergeschäfte dazu mißbraucht wird, um gewissermaßen aus Geld 
neues Geld zu machen. In verzinslichen Darlehen wird das Geld 
verwendet, um „Junge zu werfen“, denn der Zins (,620g“) ist Geld 
aus Geld. „Das Geborene ist nämlich dem Erzeugenden ähnlich 
und der Zins ist Geld aus Geld. Darum ist eben dieser Erwerbs- 
zweig der naturwidrigste von allen.“ 


Es hat hier keinen Zweck und ist auch hier nicht der Ort, alle 
Stellen bei den verschiedenen Autoren zusammenzutragen, die von 
wirtschaftlichen Dingen handeln. Es genügt, darauf hingewiesen 
zu haben, daß schon im Altertum bei den Griechen und ebenso 
später bei den Römern einzelne hervorragende Geister sich gelegent- 
lich mit der einen oder anderen wirtschaftlichen Erscheinung be- 
faßten und ihre Meinung darüber aussprachen. 


Ein Gleiches gilt nachmals vom Mittelalter. Hier waren es vor- 
wiegend die Kirchenväter, die insbesondere die Frage des Zinsen- 


nehmens und des Wuchers, die Frage nach dem „justum pretium‘“, 


dem „gerechten Preise“ der verschiedenen Güter, sowie die Frage 
der sog. „laesio enormis“, der „Verletzung über die Hälfte“ (die 
heute noch im Zivilrechte eine gewisse Rolle spielt), oder die Frage 
des Geldes und der Münzprägung mit großer Gründlichkeit und 
einem großen Aufwande von (damaliger) Gelehrsamkeit erörterten. 


Schon damals also kam es vor, daß einzelne Männer sich hie 
und da gelegentlich mit einzelnen wirtschaftlichen Erscheinungen 
oder Fragen beschäftigten — eine eigentliche Wissenschaft ‚der 
Nationalökonomie aber war dies noch nicht. Es war dies ein ähn- 
licher Vorgang, wie wenn etwa der eine das Herz, ein zweiter das 
Auge, ein dritter den Magen oder die Lunge usw. untersucht 
hätte — eine eigentliche Anatomie und Physiologie wäre dies nicht, 
solange die Erkenntnis fehlt, daß alle diese Organe des tierischen 
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Körpers miteinander im Zusammenhange stehen und: gegenseitig 
aufeinander wirken. Wäre jener Entwicklungsgang des national- 
ökonomischen Denkens ungestört verlaufen, so wäre die national- 
ökonomische Wissenschaft aller Wahrscheinlichkeit nach ruhig fort- 
geschritten wie die meisten übrigen Wissenschaften, d.h. man hätte 
wahrscheinlich angefangen, die Erscheinungen und Vorgänge des 
Wirtschaftslebens zu beobachten und zu studieren ; man hätte ange- 
fangen, zu beobachten und zu studieren, wie sich die Menschen im 
wirtschaftlichen Leben verhalten und warum sie just so und nicht 
anders handeln, und wäre auf diesem ‚Wege allmählich zu der Er- 
kenntnis gelangt, daß die Wissenschaft der Nationalökonomie sie! 
mit der Frage zu befassen hat: „Wie wirtschaften die Menschen ?“ 
Der Verlauf der Dinge brachte es jedoch mit sich, daß jener ruhig® 
Entwicklungsgang unserer Wissenschaft gewaltsam unterbrochen 
und daß den Menschen das nationalökonomische Denken durch die 
Staatsgewalt geradezu aufgezwungen wurde. 


b) Das Merkantilsystem. 


Die sog. „Neue Zeit‘ ist bekanntlich die Periode des Kampfes 
der landesfürstlichen Gewalt mit den verschiedenen autonomen 
ständischen Körperschaften. Die Landesherren waren allerorts be- 
strebt, die unter ihrem Zepter vereinigten, oft heterogenen Terri- 
torien zu einem einheitlichen Staatsgebilde zusammenzuschweißen, 
dasselbe stramm zu administrieren und eventuell zu vergrößern. 
Hierzu brauchte man einen geschulten und fest gegliederten Be- 
amtenkörper und ein stehendes Heer ; beides aber kostete Geld, viel 
Geld. Sollte es daher den Landesfürsten gelingen, die benötigten 
Geldsummen im Wege der Besteuerung von ihren Untertanen auf- 
zubringen; so mußten diese selbstverständlich zahlungsfähig, d. h. 
wohlhabend sein. Auf diese Weise drängte sich den Machthabern 
jener Zeit ganz von selbst die Frage auf: „Wie kann man ein Volk 
reich machen ?“ So trat seit dem Ausgange des Mittelalters die 
Nationalökonomie zwar im großen Stil, aber nicht als wissenschaft- 
liche Theorie, sondern als praktische Regierungskunst in die Er- 
scheinung. Die Frage lautete nicht: „Wie wirtschaften die Men- 
schen, welehe Übereinstimmung weisen die verschiedenen Wirt- 
schaften auf, welehe Erscheinungen und Einrichtungen ruft das 
wirtschaftliche Leben hervor %‘ —, sondern sie lautete: „Was kann 
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und soll die Regierung tun, um ein Volk reich zu machen, auf 
welche Weise kann man den Wohlstand eines Volkes heben ?“ Und 
diese Frage hat Jahrhunderte hindurch das gesamte national- 
ökonomische Denken beherrscht. Die Antwort war eine scheinbar 
naheliegende, sie lautete ungefähr *): 

Hauptfrage: Wie macht man ein Volk reich ? 

1. Vorfrage: Wer ist ein „Volk“, aus wem besteht es? 

Antwort: Ein Volk besteht aus der Summe seiner einzelnen 
Bürger. Somit wird ein Volk reich sein, wenn jeder einzelne seiner 
Bürger reich ist. | 

2. Vorfrage: Wer ist „reich‘‘ ? 

Antwort (und diese Antwort wird auch heute noch der einfache 
‘lann aus dem Volke geben): ‚Reich‘ ist, wer viel Geld hat. 

Schlußantwort: Ergo wird das Volk reich sein, wenn es viel 
Geld hat. 

Der Weg, der eingeschlagen werden muß, um ein Volk reich an 
Gold und Silber zu machen, ist ein sehr einfacher. Ein Volk kann 
nämlich auf zweifache Weise in den Besitz von Gold und Silber ge- 
langen, und zwar einmal, wenn es die in seinem Boden lagernden 
Schätze an diesen Metallen hebt. Aus diesem Grunde empfehlen die 
Vertreter der merkantilistischen Ideen den Betrieb von Edelminen, 
selbst wenn dies mit Verlust geschehen sollte. Das Geld — so argu- 
mentieren sie —, das den Grubenarbeitern gezahlt wird, wird von 
diesen wieder verausgabt, bleibt also im Lande, während die Menge 
des zirkulierenden Goldes und Silbers durch das neu Gewonnene 
vergrößert wird. (Daß eine Arbeit, die nicht lohnt, eine verschwen- 
dete ist, und daß statt ihrer eine nützlichere, besser lohnende ver- 
richtet werden könnte, wurde von den Vertretern der merkantili- 
stischen Lehre nicht erkannt.) 

Zum zweiten kann ein Volk im Wege des Handelsbetriebes in 
den Besitz von Gold und Silber gelangen, denn wenn das betreffende 
Volk Waren exportiert, so muß eine entsprechende Summe Goldes 
oder Silbers aus dem Auslande ins Inland hereinfließen. Und da 


*) Ich weiss sehr wohl, dass die Frage nicht mit den vorstehenden Worten 
gestellt und beantwortet wurde, der im Text skizzierte Gedankengang scheint 
mir jedoch die Entstehung der merkantilistischen Ideen am deutlichsten zu 
illustrieren. 


3. Der Werdegang der nationalökonomischen Wissenschaft etc. 43 


selbstverständlich fertige Fabrikate einen viel größeren Wert 
repräsentieren, als die Rohstoffe, aus denen sie hergestellt werden, 
so sollen nicht Rohstoffe, sondern nur fertige Fabrikate exportiert 
‚werden ; die Rohstoffe sollen vielmehr im Lande zurückbehalten, ja 
sogar aus dem Auslande bezogen werden, damit der heimischen 
Exportindustrie immer genügende Rohmaterialien zur Verfügung 
stehen. Umgekehrt mußte dafür Sorge getragen werden, daß das 
Gold und Silber dem Lande erhalten bleibe und nicht etwa auf der 
anderen Seite wieder ins Ausland abfließe. Um dieses Ziel zu 
erreichen, soll der Handel des Inlandes mit dem Auslande geregelt 
werden : Die Einfuhr fremder Fabrikate soll verboten werden (denn 
zur Bezahlung derselben würde Gold abfließen); dagegen soll die 
Ausfuhr heimischer Fabrikate auf alle Weise begünstigt werden 
(sie bringt Gold ins Land). Die Ausfuhr von Rohstoffen soll (aus 
den vorstehend angeführten Gründen) verboten, die Einfuhr frem- 
der Rohstoffe soll gestattet werden. Um den Abfluß von Gold ins 
Ausland zu verhindern, soll es inländischen Pensionisten verboten 
werden, ihre Ruhegenüsse im Auslande zu verzehren ; aus demselben 
Grunde wird den Inländern verboten, in ausländischen Lotterien 
zu spielen, dagegen wird es gern gesehen, wenn Ausländer sich am 
inländischen Lotteriespiele beteiligen u. dgl. m. 

Handelsbilanz. Zur Kontrolle, ob die angedeuteten 
Maßregeln gut funktionieren, sollen die Grenzzollämter genaue 
Verzeichnisse über die Warenaus- und -einfuhr führen und soll 
dahin gewirkt werden, daß die „Handelsbilanz‘“ sich möglichst 
günstig stelle, d. h. daß die Gesamtausfuhr größer sei als die 
Gesamteinfuhr, weil für das Plus der Ausfuhr Gold ins Land 
fließen-muß. Handelsbilanzen werden bekanntlich heute noch auf- 
gestellt, und heute weiß man auch, daß jede Handelsbilanz einen 
Fehler enthält, weil der Wert der Einfuhr durch die Transport- 
kosten der Ware erhöht wird. (Eine Ware z. B., die aus Deutsch- 
land nach Amerika exportiert wird, wird in die deutsche Export- 
liste mit dem Werte eingestellt, den sie loco Deutschland hat. In 
der amerikanischen Importliste wird sie hingegen mit dem Werte 
eingestellt, den sie loco Amerika, d. ı. mit Hinzurechnung der 
Transportkosten, repräsentiert, so daß diese beiden Werte mitein- 
‚ander nicht übereinstimmen. Der Wert der Einfuhr erscheint 
infolgedessen immer relativ zu hoch.) 
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Zahlungsbilanz. Die Handelsbilanz kann nie ein rich- 
tiges Bild der internationalen Goldbewegung geben, weil es eine 
Geldbewegung gibt, die von der Warenbewegung unabhängie ist. 
Inländer, die ins Ausland reisen, tragen Geld hinaus und umge- 
kehrt (man denke nur an die Unsummen, die von fremden Rei- 
senden alljährlich in der Schweiz oder in Italien verausgabt 
werden — sog. „Fremdenindustrie!‘) ; ist das Inland an das Aus- 
land verschuldet (befinden sich z. B. inländische Wertpapiere im 
Besitze von Ausländern), so müssen Zinsen und Kapital ans Aus- 
land gezahlt werden ; die Leistungen ausländischer Transportunter- 
nehmungen müssen oft von Inländern bezahlt werden (bezieht z. B. 
ein Österreicher Ware aus Frankreich, so muß er die Transport- 
kosten an die schweizerische oder deutsche Eisenbahnverwaltung 
bezahlen) u. dgl. m. Daß es eine Zahlungsbilanz neben der Handels- 
bılanz gebe, war den Vertretern der merkantilistischen Lehren un- 
bekannt, teils, weil die Erkenntnis der wirtschaftlichen Vorgänge 
zu jener Zeit noch nicht weit vorgeschritten war, teils, weil die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse jener Zeit noch wenig entwickelt waren 
(Reisen im Auslande kamen nur ‚ganz vereinzelt vor; ein inter- 
nationaler Verkehr mit Wertpapieren war nahezu unbekannt). 

Handelsverträge Kolonien. Eine konsequente . 
Durchführung der merkantilistischen Forderungen macht selbst- 
verständlich jeden Handelsverkehr zwischen den verschiedenen 
Staaten ganz unmöglich. Jeder Staat will seine Fabrikate expor- 
tieren, kein Staat gestattet aber die Einfuhr fremder Fabrikate; 
jeder Staat will Rohstoffe aus fremden Staaten’ importieren, kein 
Staat aber gestattet die Ausfuhr seiner Rohprodukte. Um also doch 
einen Verkehr von Land zu Land zu ermöglichen, empfehlen die 
Vertreter der merkantilistischen Ideen einmal den Abschluß 
„günstiger“ Handelsverträge, d. h. der Staat soll dem betreffenden 
anderen Staate den Import irgendeines oder einiger möglichst 
unschädlicher Artikel, d.h. soleher Artikel gestatten, welche für die 
Entwicklung der heimischen Industrie möglichst unbedenklich sind, 
dagegen soll der heimische Staat (um es ganz trivial auszudrücken) 
bestrebt sein, seinen Partner nach Kräften übers Ohr zu hauen, 
d. h. sich von ihm die größtmöglichen Vorteile zusichern zu lassen. 
Andererseits empfehlen die Vertreter der merkantilistischen Lehren 
die Erwerbung von Kolonien, welche die Möglichkeit bieten sollen,» 
die Forderungen des Merkantilismus praktisch durchzuführen. Den 


3. Der Werdegang der nationalökonomischen Wissenschaft etc. 45 


Kolonien wurde verboten, mit anderen Ländern als dem Mutter- 
lande Handel zu treiben, und gleichzeitig wurde jede Entstehung 
einer Industrie in den Kolonien gewaltsam unterdrückt, um auf 
diese Weise die Kolonien zu zwingen, ihre Rohprodukte ausschließ- 
lich an das Mutterland (billig) zu verkaufen und ihren Bedarf an 
fertigen Gewerbeerzeugnissen ausschließlich aus dem Mutterlande 


(selbstverständlich zu möglichst hohen Preisen) zu beziehen. — Der 
Abfall der Kolonien war begreiflicherweise das Schlußresultat dieser 
Ausbeutungspolitik. 


Sonstige Maßregeln zur Hebung der heimi- 
schen Industrie. Die Regierungen der merkantilistischen 
Epoche begnüsten sich jedoch nicht mit den vorerwähnten Maß- 
regeln (Zollgesetzgebung, Handelsverträge, Kolonien), sondern 
waren bestrebt, die Industrie ihrer Länder auf jede erdenkliche 
Weise zu heben und zu fördern. Die Konzession zur Erriehtung 
einer „Manufaktur“ wurde, ohne nach dem durch die Zunftord- 
nungen vorgeschriebenen. Lehrgang zu fragen, und ohne Rücksicht 
auf die Konfession des Bewerbers (ob Katholik, Protestant oder 
Jude) in der liberalsten Weise jedem, der sich meldete, erteilt; die 
Konzessionsbewerber wurden vielfach von der Regierung durch die 
unentgeltliche Überlassung eines Grundstückes, eines alten Staats- 
gebäudes oder eines ehemaligen Klosters, durch Gewährung unver- 
zinelicher Staatsvorschüsse oder direkter Geldsubventionen materiell 
unterstützt; es wurde dem Konzessionsbewerber und eventuell auch 
seinen Bediensteten die Steuerbefreiung sowie die Befreiung von 
der Militär- und Einquartierungslast zugestanden. Wo es möglich 
war, wurde dem Unternehmer der Absatz seiner Produkte gesichert, 
indem der Staat im eigenen Namen und im Namen der unter seiner 
Leitung-stehenden Anstalten (Krankenhäuser, Waisenhäuser u. dgl.) 
sich verpflichtete, seinen Bedarf an den fraglichen Artikeln (Papier, 
Bekleidungsstoffe, Waffen usw.) aus den bestehenden inländischen 
Fabriken zu beziehen. Gleichzeitig waren die Regierungen bestrebt, 
durch Erlassung von Industriereglements (eingehende Vorschriften 
darüber, wie produziert werden soll, wie die Stoffe bei der Be- oder 
Verarbeitung zu behandeln seien, welche Hilfsstoffe verwendet 
werden dürfen usw.), durch amtliche Prüfung und Abstempelung 
der fertigen Ware u. dgl. m., durch Vorzeichnung von Taxen usw. 
dafür zu sorgen, daß nur gute ünd preiswürdige Waren zum Ver- 
kaufe gebracht werden. Erwiesen sich im einzelnen Falle alle diese 
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Maßregeln als vergeblich, um irgendeine gewünschte Produktion im 
Lande ins Leben zu rufen, so griff die Regierung auch wohl selbst 
zu und nahm die Errichtung der betreffenden ‚„Staatsmanufaktur“ 
selbst in die Hand. 


Die Entstehung der merkantilistischen Leh- 
ren. Der Merkantilismus ist ein System der staatlichen Volkswirt- 
schaftspolitik, aber nicht ein solches, das von irgendeinem theore- 
tischen Forscher in der Stille seiner Studierstube ersonnen worden 
wäre, sondern eine Summe von praktischen Maßregeln, die von den 
Regierungen jener Zeit da und dort ergriffen wurden, um die 
heimische Volkswirtschaft zu heben und zu fördern. Die ersten 
Ansätze hierzu finden sich in Venedig am Ausgange des Mittel- 
alters; seine konsequenteste Ausgestaltung erfuhr es in Frankreich 
durch Colbert, den berühmten Finanzminister Ludwigs XIV. 
(„Colbertismus“). Hinterher kamen dann die diversen 
Schriftsteller, die die merkantilistischen Ideen in ein System 
brachten und „wissenschaftlich“ zu begründen versuchten. Von 
italienischen Schriftstellern namentlich Serra (1613), Geno- 
vesi (1769), von Franzosen Bodin (1584), Forbonnais 
(1758), Necker (1732—1804), von Deutschen Klock (1634), 
v.Seckendorff (1656), Becher (1677), v. Justi (1752), 
v.Sonnenfels (1765) u.a. 


Würdigung des Merkantilismus. Der Merkanti- 
lismus.erfuhr im Laufe der Zeit eine verschiedene Beurteilung. 
Auf den ersten Blick präsentiert er sich als unstillbarer Durst nach 
Gold und Silber und wurde — weil die Edelmetalle in erster Reihe 
nur dem Luxusbedürfnisse und keinen ernsten Lebensbedürfnissen 
dienen — von seinen ersten Gegnern, den Physiokraten, als krasser 
Widersinn betrachtet. Später erkannte man, daß jener Durst nach 
Gold und Silber sozusagen nur die äußere Schale bildet und daß der 
eigentliche Kern des Merkantilismus in dem Streben der Regie- 
rungen zu erblicken sei, die Industrie und den Handel ihrer Län- 
der zu heben. Heute hat man erkannt, daß diese beiden im Mer- 
kantilismus steckenden Gedanken, sowohl das Streben nach Gold 
und Silber als die Förderung von Industrie und Handel, nicht nur 
in der Zeit, da der Merkantilismus entstand, ihre volle Berechti- 
gung hatten, sondern auch heute nech bis zu einem gewissen Grade 
berechtigt sind. 
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Was zunächst die Förderung von Industrie anbelangt, so muß 
man sich gegenwärtig halten, daß das Mittelalter keine Groß- 
industrie besaß; die gesamte gewerbliche Produktion war Hand- 
werk. Das Mittelalter besaß ferner keine Straßen, die einen 
Transport von voluminöseren Gütern auf größere Entfernungen 
gestattet hätten, und infolgedessen war jede Stadt gezwungen, was 
sie an gewerblichen Produkten brauchte, in der Hauptsache selbst 
zu erzeugen. Jeder Handwerker wollte begreiflicherweise eine an- 
ständige Existenz finden, und so war denn die ganze Zunftverfassung 
darauf zugeschnitten, das Handwerk in den Grenzen des Klein- 
betriebes festzuhalten; jeder Meister sollte seinen angemessenen 
Lebensunterhalt finden, aber keiner sollte die Möglichkeit haben, 
seinen Geschäftsbetrieb ins Große wächsen zu lassen und seinen 
Berufsgenossen auf diese Weise die Kundschaft zu entziehen. Nun 
kam die Entdeckung von Amerika, und die nächste Folge hier- 
von war, daß alljährlich wachsende Scharen von Europäern hinüber- 
zogen nach dem neuen Kontinent, und da begreiflicherweise drüben 
nicht sofort eine entsprechende Industrie vorhanden sein konnte, 
trat an die europäische Industrie die Aufgabe heran, nicht nur der 
heimischen europäischen, sondern überdies auch den gewaltigen 
überseeischen Bedarf an gewerblichen Erzeugnissen zu decken. 
Dieser Aufgabe war das Handwerk, das durch die Zunftverfassung 
in die engen Grenzen des Kleinbetriebes gebannt war, nicht ge- 
wachsen. Die Fesseln mußten gesprengt werden, und die Regie- 
rungen boten um so lieber ihre Hand hierzu, als aus Amerika 
sich ein reicher Goldstrom nach Europa ergoß, ein Goldstrom, der 
zuerst von den Spaniern und Portugiesen aufgefangen 
wurde, von dem man aber einen Teil ins eigene Land ablenken 
konnte, wenn es gelang, dieses exportfähig zu machen. Daher denn 
jene ungezählten Eingriffe in das Wirtschaftsleben seitens der 
damaligen Regierungen, die sozusagen mit überhitztem Volldampf 
‘ darauf hinarbeiteten, ihre Länder, wenn möglich, über Nacht zu 
Industrieländern zu machen. Hierzu kam noch ein anderer, aller- 
dings nur sekundärer Umstand. Hatte das Mittelalter nur eine 
Form des Reichtums, nämlich den Grundbesitz, gekannt, so er- 
kannte man nun plötzlich, daß es auch einen beweglichen Besitz gebe, 
und daß man durch Industrie und Handel reich werden könne. 
Es lag somit in der menschlichen Natur, daß man — in dem 
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Streben, das bisher Vernachlässigte nachzuho)len — nunmehr 
diese beiden Zweige der Volkswirtschaft einseitig zu begünstigen 
suchte. 

Ein Gleiches gilt von dem Jagen nach Gold und Silber. Dieses 
wurde — wie erwähnt — anfänglich von den ersten Gegnern des 
Merkantilismus als eine Art Midas-Wahn bezeichnet und verlacht. 
Später dämmerte die Erkenntnis auf, daß jenem Streben nach Gold 
und Silber denn doch eine gewisse Berechtigung innegewohnt haben 
müsse, und glaubte man, dieselbe mit einem nebulosen Hinweise auf 
„den Übergang von der Natural- zur Geldwirtschaft‘“ erklären zu 
können, der sich seit dem Beginn der sog. Neuen Zeit zu vollziehen 
begann. Der eigentliche Grund ist ein viel tiefer liegender und ist 
darin zu suchen, daß man zu jener Zeit, wenn auch vielfach unklar 
und unbewußt, die Bedeutung des Geldes für das Wirtschaftsleben 
und seine Macht zu ahnen begann, Im gesamten menschlichen 
Leben, und zwar im staatlichen wie im wirtschaftlichen Leben 
(speziell bei fast jeder Produktion), handelt es sich darum, die 
Menschen zusammenzufassen und sie zu einem harmonischen Zu- 
sammenwirken nach einem einheitlichen Plane, d. i. also zum Ge- 
horsam, zu veranlassen. (Vgl. hierüber unten: I. Kapitel, II. Die 
Arbeit, 2. Die Arbeitsverfassung.) Das weitaus wirksamste Mittel 
hierzu ist das Inaussichtstellen eines Vorteiles, d. i. also ın der 
Hauptsache die Zusicherung eines entsprechenden Lohnes. Die 
Zusicherung eines Lohnes setzt aber voraus, daß der Versprechende 
etwas besitzt, was er hergeben kann, d. h. also mit anderen Worten: 
der Besitz erweist sich als eines der wirksamsten Herrschaftsmittel. 
Der Besitz kann ein doppelter sein, einerseits der Grundbesitz und 
andererseits der Besitz beweglichen Vermögens, d. i. also vorwiegend 
Geldbesitz. Die Form, in der der Grundbesitz zum Herrschafts- . 
mittel gemacht werden kann, ist das Lehen, und von dieser Form 
hat das geldarme Mittelalter bekanntlich den ausgiebigsten und 
ausgedehntesten Gebrauch gemacht. Nun kam die Neue Zeit, in 
der das Bedürfnis, die Menschen zusammenzufassen und zum Ge- 
horsam zu veranlassen, mit besonderer Intensität hervortrat. Auf 
der einen Seite waren es die Landesfürsten, die ergebene Beamten 
und Soldaten brauchten. Auf der anderen Seite standen die auf- 
keimenden industriellen Großunternehmungen, die sog. „Manufak- 
turen“, an welche die Aufgabe herantrat, immer größere Scharen 
von Arbeitern zusammenzufassen und in ihren Betrieben zum har- 
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monischen Zusammenarbeiten zu veranlassen. An eine Wiederher- 
stellung der Sklaverei war begreiflicherweise nicht zu denken; das 
Lehenwesen hatte sich — wenn man so sagen darf — ausgelebt, 
d.h. der Grund und Boden war verteilt und es waren keine Län- 
dereien mehr vorhanden, die man hätte als Lehen austeilen können. 
Überdies war in der Stadt mit dem Lehenwesen erst recht nichts 
anzufangen. Man mußte sich deshalb nach einem anderen Aus- 
kunftsmittel umsehen, um die Menschen zum Gehorsam und zum 
Zusammenarbeiten zu veranlassen, und als solches bot sich sozusagen 
von selbst das Geld dar, das in der Stadt schon seit längerer Zeit zur 
Lohnzahlung, speziell an die Handwerksgesellen, verwendet wurde. 
Soll aber das Geld in größerem Maßstabe zur Lohnzahlung ver- 
wendet werden, so muß man es selbstverständlich vorerst haben, 
d.h. es müssen — was im geldarmen Mittelalter bekanntlich nicht 
‚der Fall war — entsprechende Mengen zirkulierenden Geldes im 
Lande vorhanden sein; und die Mittel und Wege, wie ein Land in 
den Besitz von Gold und Silber gelangen kann, die lehrte und wies 
eben das Merkantilsystem. 

Hierin liegt die eigentliche Bedeutung dieses Systems. Die 
Menschheit der damaligen Zeit brauchte Geld, aber nicht — wie die 
späteren Nationalökonomen lehrten —, weil mit dem Beginn der 
sog. Neuen Zeit sich der Übergang von der Natural- zur Geldwirt- 
schaft zu vollziehen beginnt, sondern man brauchte das Geld als 
Herrschaftsmittel, und zwar ganz besonders, um die Arbeiter unter 
den Willen der industriellen Großunternehmer (denn in den land- 
wirtschaftlichen Großbetrieben behalf man sich noch immer mit 
lehenartigen Verhältnissen) zu zwingen und sie zur Arbeit in den 
gewerblichen Großbetrieben anzuhalten. Eine derartige Produk- 
tion, bei der eine größere Anzahl von Arbeitern beschäftigt und 
durch Zahlung eines Geldlohnes zum Gehorsam und zum Zusammen- 
arbeiten nach dem Plane und Willen eines „Herrn“ verhalten wird, 
bezeichnet man als „kapitalistische Produktion“. Das Merkantil- 
system diente somit dazu — und das war sein eigentlicher Zweck 
und seine eigentliche Bedeutung —, die sog. kapitalistische Pro- 
duktion in die Welt zu setzen. 

Die neuesten Schriftsteller endlich, wie Schmoller und 
Bücher, erblicken im Merkantilismus (Bau von Straßen, Auf- 
hebung der inneren Zwischenzoll-Linien und Verlegung des Zolles an 

Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie, 4. 
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die Staatsgrenze) den Übergang von der mittelalterlichen „Stadt“- 
wirtschaft zur „Volks“wirtschaft. 

Die merkantilistischen Lehren hatten indessen nicht nur eine 
historische Berechtigung, eine Berechtigung nur für die Zeit, in der 
sie entstanden, sie sind vielmehr auch heute noch zum guten Teile 
richtig. Dies gilt zunächst von dem Verhalten der Staatsgewalt 
gegenüber der Industrie und dem Handel. Es ist allgemein bekannt 
und bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung, daß jeder Staat 
bestrebt ist, die Industrie und den Handel zu fördern, und daß 
jeder Staat die Entstehung neuer Industrien im Lande zu begün- 
stigen und zu unterstützen sucht. In Ländern, deren Industrie 
weniger vorgeschritten ist, kommt es auch heute vor, daß der Staat 
— ganz wie zur Zeit der herrschenden merkantilistischen Ideen — 
neu entstehenden Industrieunternehmungen auf eine Reihe von 
Jahren die Steuerfreiheit zugesteht, daß er ihnen die Zusicherung 
gibt, er werde den Bedarf seiner Armee (Militärtuch, Waffen o. dgl.) 
oder seiner Ämter (Papier u. dgl.) bei den fraglichen Unter- 
nehmungen decken, daß er neu entstehende Industriezweige durch 
entsprechende Zölle schützt u. del. m. 

Allein auch das Streben nach Gold und Silber ist heute noch bis 
zu einem gewissen Grade gerechtfertigt. Die Edelmetalle — in 
erster Reihe das Gold — bilden bekanntlich das Zahlungsmittel im 
internationalen Verkehr, soweit er nicht durch die gegenseitigen 
Warensendungen beglichen wird. Es ist daher für jeden Staat von 
der allergrößten Bedeutung, daß er über einen genügenden Vorrat 
dieses internationalen Zahlungsmittels verfüge, und jeder Staat 
muß darüber wachen, daß ihm sein Vorrat an Edelmetallen nicht 
durch eine andauernd ungünstige Zahlungsbilanz entzogen werde. 
Die Vertreter der merkantilistisechen Lehren gingen nur zu weit, 
wenn sie eine unbegrenzte Vermehrung des Metallreichtums im 
Lande anstrebten. In einem vernünftigen Maße ist das Streben 
nach Gold und Silber durch die Bedürfnisse des internationalen 
Verkehrs vollkommen gerechtfertigt. 

Die im Kriege gemachten Erfahrungen haben dies biszur Evidenz 
bewiesen. Auf der einen Seite liegen die bei der Kriegsindustrie 
gemachten Erfahrungen vor. Die Merkantilisten verlangen, daß 
tunlichst alle Produktionszweige im Lande vertreten seien, damit 
das Inland nicht gezwungen sei, irgendwelche Erzeugnisse aus dem 
Auslande zu beziehen und dafür Gold oder Silber hinauszusenden. 
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Der Krieg hat die Berechtigung dieser Forderung dargetan. 
Deutschland und Österreich-Ungarn waren in der Lage, ihren 
Kriegsbedarf im Inlande zu erzeugen, und infolgedessen blieb das 
Geld im Lande und konnte in der Form von Kriegsanleihen wieder 
an die Staatskassen zurückfließen, während die Ententestaaten ge- 
nötigt waren, ihren Kriegsbedärf zum guten Teile aus Amerika und 
Japan zu beziehen und in ausgiebigem Maße Schuldner dieser 
Staaten geworden sind. Auf der anderen Seite sehen sich die 
Zentralstaaten bemüßigt, den Import von Waren aus dem Auslande 
auf ein Minimum zu reduzieren, um die Abwanderung ihres Gold- 
schatzes tunlichst zu verhindern. Umgekehrt hat — wenn es über- 
haupt noch eines Beweises bedürfte — der Krieg dargetan, daß der 
ungezügelte Durst der Merkantilisten nach Gold und Silber nicht 
nur sinnlos ist, sondern unter’Umständen sogar zu einer Kalamität 
führen kann. Die kriegführenden Staaten, deren Industrie zum 
guten Teile gelähmt war, waren gezwungen, große Quantitäten 
unentbehrlicher Güter aus den neutralen Ländern zu beziehen, und 
mußten sie selbstverständlich mit Gold bezahlen. Infolgedessen 
ergoß sich über die gedachten Länder ein Goldstrom von solcher 
Mächtigkeit, daß sie sich veranlaßt sahen, den Zufluß von Gold 
abzuwehren und den Export ihrer Waren zu verbieten. 

Der Merkantilismus ist, wie erwähnt, kein System der theore- 
tischen Nationalökonomie, weil er sich nicht die Frage vorlegt: 
„Wie wirtschaften die Menschen ?“ Gegenüber aber den Schrift- 
stellern des Altertums und des Mittelalters, die nur einzelne wirt- 
schaftliche Fragen herausgriffen und zu erörtern unternahmen, 
repräsentiert der Merkantilismus einen ganz kolossalen Fortschritt 
und den Anfang einer nationalökonomischen Wissenschaft. Denn 
indem er die Frage aufwirft: Wie macht man ein „Volk“ reich? 
bringt er zum ersten Male den Gedanken zum Ausdruck, daß das 
Volk ein zusammenhängendes Ganzes, einen wirtschaftlichen 
Organismus bildet. | 


ec) Die physiokratische Lehre. 


Reaktionaufden Merkantilismus. Der Merkan- 
tilismus repräsentiert eine arge Einseitigkeit und mußte daher wie 
jede Übertreibung eine Reaktion hervorrufen. Zunächst war es 
jenes Streben nach Gold und Silber, das zum Widerspruche reizte. 

4* 
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Es bedurfte keines besonderen Scharfsinnes, um zu erkennen, daß 
ler Besitz von Gold und Silber seinem Eigentümer nur dann einen 
Vorteil bringt, wenn der Mann es verausgaben und hierfür andere 
Dinge, die er zum Leben braucht, erwerben kann. Ein merkanti- 
listisch regiertes Volk gleicht aber einem Menschen, der ungezählte 
Mengen von Gold und Silber besitzt, der aber von der übrigen Welt 
abgeschnitten ist, denn nach merkantilistischen Grundsätzen soll 
zwar möglichst viel Gold ins Land hereinkommen, aber hinausgehen 
darf es nicht. Ebenso lag es nahe, zu erkennen, daß die eigentliche 
Funktion des Geldes in der Volkswirtschaft darin besteht, die 
Tauschoperationen zu vermitteln, und daß eventuell ein aus einem 
anderen Stoffe (Eisen, Leder, Papier) hergestelltes Geld diesen 
Dienst ebensogut leisten kann. 

Ein zweiter Punkt, der den Widerspruch herausforderte, war die 
Lehre von der Handelsbilanz. Die Merkantilisten wollen bekannt- 
lich, daß die Handelsbilanz eine möglichst „günstige“ sei, d.h. die 
Warenausfuhr soll größer sein als die Einfuhr, weil die Differenz 
durch Gold oder Silber beglichen werden muß. Dabei verschmähen 
es die Merkantilisten nicht, sich gelegentlich auf den Standpunkt 
des dummschlauen Krämers zu stellen, der sich freut, ein „gutes“ 
Geschäft gemacht zu haben, wenn es ihm gelingt, seinen Kunden 
nach Kräften zu übervorteilen. — Einiges Nachdenken über diese 
Sache mußte zu dem Resultate führen, daß auch hier eine Engherzig- 
keit vorliege, weil ein redlicher Handel beiden Teilen nützt. Er 
kauft die Ware dort, wo sie billig ist, d. h. also, wo man ihrer nicht 
bedarf, und bringt sie dorthin, wo sie gut bezahlt wird, wo also ein 
dringendes Bedürfnis nach ihr vorliegt. 

Zum dritten begünstigt der Merkantilismus einseitig die Indu- 
strie und den Handel, und dies sogar auf Kosten der Urproduktion, 
d.i. also zum guten Teile auf Kosten der Landwirtschaft. Auch 
hier mußte sich die Erkenntnis bald aufdrängen, daß der allgemeine 
Wohlstand eines Volkes nur gehoben werden könne, wenn alle Pro- 
duktionszweige gleichmäßig gepflegt und gefördert werden. Und 
ganz besonders mußte es von den Landwirten drückend empfunden 
werden, daß man sie durch das Verbot des Exportes ihrer Boden- 
produkte indirekt nötigte, diese im Inlande „billig“, also eventuell 
sogar mit Verlust, zu verkaufen. Die Tatsache, daß auf diese Weise 
die betreffenden Produktionszweige geradezu ruiniert werden kön- 
nen, wurde von den Merkantilisten nicht bedacht. 


3. Der Werdegang der nationalökonomischen Wissenschaft ete. 53 


Endlich mußte auch die unter der Herrschaft der merkantilisti- 
schen Ideen übliche Einmischung der Staatsgewalt in alle erdenk- 
lichen Gebiete des Wirtschaftslebens als lästig und eventuell als 
schädlich empfunden werden. Es ist ja ganz schön, wenn die Re- 
gierung neu entstehende gewerbliche Unternehmungen auf alle 
Weise unterstützt, aber die Gefahr liegt überaus nahe, daß auf diese 
Weise die Indolenz großgezogen wird, weil der Betreffende sich 
leicht sagen wird, er habe es nicht nötig, auf Verbesserungen zu 
sinnen und sich anzustrengen, wenn er weiß, daß er keine Steuern 
zu zahlen braucht, oder daß ihm der Absatz seiner Produkte an die 
Staatsverwaltung oder an die unter staatlicher Verwaltung stehen- 
den Anstalten garantiert ist. Und als ebenso lästig muß, es in un- 
zähligen Fällen vom Konsumenten empfunden werden, wenn die 
Regierung es erzwingen will, daß etwa nur Waren bester Qualität 
erzeugt werden, weil es unzählige Fälle gibt, in denen dem Käufer 
gerade eine Ware minderer Qualität (eine sog. „unechte“ Ware) 
erwünscht ist. 

Die Opposition gegen das Merkantilsystem kam aus Frank- 
reich, wo der Merkantilismus, wie schon erwähnt, unter Öolbert 
zur konsequentesten Durchführung gelangt war. Hierzu kam, daß 
in Frankreich zu jener Zeit der Bauernstand auf das unglaublichste 
bedrückt war, weil er wegen der Steuerfreiheit des Adels und des 
Klerus den weitaus größten Teil der staatlichen Lasten zu tragen 
hatte. Da war es denn kein Wunder, daß einzelne warmfühlende 
Männer (wie Boisguillebert, geb. 1646, gest. 1714, dann 
der berühmte Marschall Vauban, geb. 1633, gest. 1707), denen 
das Elend des Bauernstandes zu Herzen ging, anfingen, in ihren 
verschiedenen Schriften an dem herrschenden Regierungssystem 
Kritik zu üben, Die von diesen Männern angeregten Gedanken 
wirkten weiter, bis sie von dem Leibarzte Ludwigs XV, Francois 
Quesnay (geb. 1694, gest. 1774), und seinen zahlreichen An- 
hängern und Schülern in ein geschlossenes System — „das physio- 


‚kratische System‘ — gebracht wurden. 


Der Kerngedanke der physiokratischen Lehre läßt sich 
in folgender Weise zusammenfassen: Der Besitz von Gold und 
Silber macht ein Volk nicht glücklich („maudit’argent !“), denn die 
Edelmetalle haben lediglich die Aufgabe, als Geld zu dienen, und 
dieser Dienst kann eventuell auch durch Papiergeld (ein „morceau 
de papier“ — Boisguillebert) geleistet werden. Ein Volk ist reich, 
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wenn es mit allen zum Leben notwendigen Gütern versehen ist. Den 
Stoff, aus dem alle diese Güter angefertigt werden, liefert uns die 
Natur; die Natur allein ist produktiv, und daher ist die Landwirt- 
schaft die einzige.produktive Beschäftigung *). — Keine Handels- 
bilanz, denn der Handel nützt beiden Völkern gleichmäßig. — Keine 
staatliche Einmischung ins Wirtschaftsleben, kein Zuvielregieren, 
keine Bevormundung im Wirtschaftsleben, denn jeder einzelne 
weiß selbst am besten, was er zu tun hat. — Wenn die Merkantilisten 
durch die Stellung der Frage, wie man ein „Volk“ reich machen 
kann, schon den Gedanken ausgesprochen haben, daß das ganze Volk 
einen wirtschaftlichen Organismus bilde, so wird dieser Gedanke 
von den Physiokraten noch schärfer betont, wenn sie den Satz auf- 
stellen: „Pauvres paysans, pauvre royaume — pauvre royaume, 
pauvre roy.“ Es ist dies derselbe Gedanke, den der deutsche Spruch 
ausdrückt: „Hat der Bauer Geld, hat’s die ganze Welt.“ Endlich 
ziehen die Physiokraten aus ihrem Satze, daß die Landwirtschaft die 
einzige produktive Beschäftigung sei, eine finanzwissenschaftliche 
Konsequenz, indem sie die Forderung aufstellen, daß die Grund- 
steuer die einzige Steuer sein solle. Ihr Gedankengang ist der 
folgende: Die Landwirtschaft allein ist „produktiv“, weil sie allein 
ein „produit net“, einen Überschuß über die Produktionskosten gibt, 
und zwar hat man sich die Sache in folgender Weise vorzustellen. 
Man vergegenwärtige sich einen Landwirt, dessen Scheunen und 
Magazine nach der Ernte mit Bodenprodukten aller Art angefüllt 
sind, und nehme an, daß der Mann nichts von diesen Produkten 
verkauft. Er wird also im Laufe des auf die Ernte folgenden 
Jahres seinen Magazinen täglich entnehmen, was er zur Aussaat, 
sowie zur Erhaltung des Lebens seiner Person, seiner Familie, 
seiner Arbeiter und seiner Tiere braucht. Und wenn nun das Jahr 
um ist und die neue Ernte hereingebracht werden soll, wird es sich 
herausstellen, daß die vorjährige Ernte nicht ganz aufgezehrt wurde, 
daß vielmehr noch ein Rest davon vorhanden ist. Dieser Rest ist 
das „produit net“, der Überschuß ‘über die Produktionskosten. Im 
wirklichen Leben verkauft der Landwirt diesen Überschuß. Die 
Gewerbe geben einen derartigen Überschuß nicht. Fordert man 
daher vom Gewerbetreibenden eine Steuer, so wird er sie zwar 








*) Über „die Entwicklung des Produktionsbegriffes in der Wissenschaft“ 
siehe unten: I. Kapitel. I. Das Wesen der Produktion und Konsumtion. 1. Tech- 
nische und ökonomische Produktion. 
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formell zahlen, da er aber kein Produit net hat, so kann er die Steuer 
nicht tragen, sondern muß sie auf den Preis seiner Artikel schlagen. 
Auf diese Weise wird die Steuer so lange weitergewälzt werden, bis 
sie schließlich auf demjenigen liegen bleiben wird, der allein sie 
tragen kann, weil er ein „Produit net“ hat, und das ist der Land- 
wirt. Wozu also dieser Umweg? Da ist es viel einfacher, die Steuer 
nur vom Landwirt zu fordern, die Grundsteuer soll also die einzige 
Steuer sein. (Zum ersten Male die Lehre von der Steuerabwälzung 
berührt. ) 

Würdigung der physiokratischen Lehre Die 
physiokratische Lehre bildet, wie gezeigt, den natürlichen Rück- 
schlag auf den Merkantilismus. Ist dieser einseitig, weil er das 
Gold und Silber überschätzt, weil er einseitig nur Industrie und 
Handel gefördert sehen will, und weil er überall die Einmischung 
der Staatsgewalt fordert, so verlangt der Physiokratismus überall das 
Eintgegengesetzte; er spricht von dem ‚„maudit argent“, vom „ver- 
fluchten Gelde“, er verlangt die Förderung der Landwirtschaft und 
verwirft jede Einmischung der Regierung in das Wirtschaftsleben : 
„Laissez faire, laissez passer, Je monde va de lui möme.“ Der Physio- 
kratismus verfällt in das entgegengesetzte Extrem, aber in ihm tritt 
der uralte Interessengegensatz zwischen Stadt und Land zutage: der 
Merkantilismus vertritt die städtischen, der Physiokratismus die 
ländlichen (‚‚agrarischen“) Interessen. Weil aber der Physiokratis- 
mus die merkantilistischen Lehren bekämpft, repräsentiert er einen 
ganz respektablen Fortschritt der nationalökonomischen Wissen- 
schaft, denn dadurch wurden die Vertreter der physiokratischen 
Lehre gezwungen, in die Erscheinungen und Vorgänge des Wirt- 
schaftslebens tiefer einzudringen. Wollten sie der merkantilisti- 
schen Überschätzung des baren Geldes einerseits, der Industrie und 
des Handels andererseits entgegentreten, so mußten sie die Bedeu- 
tung des Geldes, sowie die der drei Produktionszweige: Landwirt- 
schaft, Industrie und Handel, in das richtige Licht stellen, d.h. sie 
mußten gewisse Einrichtungen und Erscheinungen des Wirtschafts- 
lebens studieren. Bekämpften sie die staatliche Bevormundung der 
Volkswirtschaft, so mußten sie sich mit der Frage beschäftigen, wie 
denn die Menschen wirtschaften, weil sie ja den Beweis erbringen 
wollten, daß alles das, was die Regierung durch ihre wirtschafts- 
politischen Maßnahmen erzielen wollte, viel besser und vollständiger 
erzielt würde, wenn man den Individuen die vollste Freiheit ge- 
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währte, zu tun und zu lassen, was jeder einzelne für gut fand. 
Dadurch also, daß die Vertreter der physiokratischen Lehre bestrebt 
waren, die merkantilistische Wirtschaftspolitik zu bekämpfen, 
wurden sie zwar veranlaßt, die wirtschaftlichen Vorgänge wissen- 
schaftlich zu betrachten, andererseits aber wurde gerade durch diesen 
Umstand der aufkeimenden Wissenschaft ein fremder Zug aufge- 
prägt, denn immer schwebte den Forschern der damaligen Zeit in 
letzter Reihe die Frage vor: ,,Was soll die Regierung tun, um den 
Wohlstand des Volkes zu heben ?“ 


d) Dassog. Industriesystem des Adam Smith. 


Kurze Zeit nach dem Auftauchen der physiokratischen Lehre, 
und zwar schon im Jahre 1776, trat Adam Smith mit seinem für 
die nationalökonomische Wissenschaft grundlegenden Werke: „Eine 
Untersuchung der Natur und der Ursachen des Volkswohlstandes“ 
hervor. Was den eigentlichen Kern der Frage, nämlich die Natur 
und die Ursachen des. Volkswohlstandes, anbelangt, so geht Adam 
‚Smith über die Physiokraten hinaus und geht auf die Sache tiefer 
ein. Waren die Merkantilisten der Ansicht, daß der Reichtum der 
Völker in dem möglichst großen Besitz von Gold und Silber bestehe, 
und glaubten sie, daß die (für den Export tätige) gewerbliche Ar- 
beit ganz besonders geeignet sei, jenen Reichtum an Edelmetallen 
zu steigern, — glaubten andererseits die Physiokraten, daß wir den 
Besitz der zum Leben notwendigen Güter einzig und allein der 
landwirtschaftlichen Arbeit zu verdanken haben, so lehrte Adam 
Smith, daß die Arbeit überhaupt, und zwar die gewerbliche eben- 
sowohl als die landwirtschaftliche, die Quelle alles Reichtumes sei. 
Allerdings mit der Einschränkung, daß nur die sog. materielle 
(nicht die geistige) Arbeit, und daß diese nur dann produktiv sei, 
wenn sie den Wert des Stoffes erhöht. Im übrigen, d. i. bezüglich 
der Frage des Verhaltens der Staatsgewalt gegenüber dem Wirt- 
schaftsleben, schließt sich Ad. Smith den Physiokraten an, d.h. 
“ er verlangt mit ihnen (allerdings mit einigen nicht unwesentlichen 
Einschränkungen) die tunlichste Nichteinmischung der Regierung. 

Würdigung dieser drei Systeme. Man hat sich 
daran gewöhnt, die in Rede stehenden ‚drei staatswirtschaftlichen 
Systeme“, den Merkantilismus, den Physiokratismus und die Lehre 
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des Ad. Smith, als drei verschiedene Richtungen in der National- 
ökonomie zu bezeichnen, und hat sich mitunter darin gefallen, zu 
sagen, der Merkantilismus erkläre das Kapital, der Physiokratismus 
die Natur und Ad. Smith die Arbeit für produktiv. Sieht man 
jedoch etwas genauer hin, so erscheint es einigermaßen fraglich, ob 
man an dieser Dreiheit auch fernerhin festhalten darf, weil zwi- 
schen dem Merkantilismus und der Smithschen Lehre eigentlich 
kein richtiger Gegensatz besteht. Auf den ersten Blick scheint 
allerdings zwischen der Lehre des Ad. Smith und seiner Nach- 
folger und zwischen dem Merkantilsystem eine unüberbrückbare 
Kluft zu gähnen. Die Merkantilisten erblicken den Reichtum des 
Volkes in dem Besitze von möglichst viel Gold und Silber, — Smith 
dagegen lehrt, daß die Arbeit allein die Quelle des Volkswohlstandes 
ist. Die Merkantilisten verlangen, daß der Staat nach allen erdenk- 
lichen Richtungen hin eingreifen und reglementieren soll, um die 
Industrie auf jede mögliche Weise zu fördern, — Smith hingegen 
und seine Anhänger fordern, daß der Staat sich jeder Einmischung 
in das Wirtschaftsleben möglichst enthalten soll. Das sind die denk- 
bar schärfsten Gegensätze. Wo also soll das verbindende und eini- 
gende Moment liegen? — Und doch ziehen beide an demselben 
Strang. Die eigentliche Bedeutung des Merkantilismus war näm- 
lich — wie oben hervorgehoben wurde —, die sog. kapitalistische 
Produktion in die Welt zu setzen und zu rechtfertigen. Dem 
gleichen Zwecke aber dient die Freihandelslehre. Die Lehre nämlich, 
daß jeder, der Arbeiter wie der Gutsbesitzer und wie der Kaufmann, 
ein Warenverkäufer sei, und die- stillschweigende Annahme, daß 
die jedesmaligen Käufer und Verkäufer sich als gleich starke und 
ebenbürtige Kontrahenten gegenüberstehen, oder, mit anderen Wor- 
ten, der kindlich naive Glaube, daß der Preis aller Güter durch das 
ewige und unabänderliche „Gesetz“ von Angebot und Nachfrage 
gebildet werde, bot eine überaus bequeme Handhabe, um alle 
Schritte und Maßnahmen aller Kapitalisten (Unternehmer) gegen- 
über ihren Arbeitern zu rechtfertigen und als vollkommen legitim 
hinzustellen. Für den Starken bildet ja der Grundsatz der wirt- 
schaftlichen Freiheit den überaus wertvollen Rechtstitel, um den 
Schwachen in aller Form Rechtens nach Herzenslust und nach allen 
Richtungen hin ausbeuten zu dürfen. Wohl waren unter der Herr- 
schaft der merkantilistischen Ideen die Regierungen bestrebt, durch 
alle erdenklichen Eingriffe und Maßregeln die Industrie zu fördern, 
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während die Staatsgewalt unter der Herrschaft der „liberalen“ 
Ideen sich jeder Einmischung in die Wirtschaft der Individuen 
tunlichst enthält. Aber im Wesen dienten alle Regierungsmaßregeln 
der merkantilistischen Epoche nur dazu, die Unternehmer — und 
nicht etwa die Arbeiter — zu unterstützen und zu fördern, und dem 
gleichen Zwecke dient unter der Herrschaft der „Freiheit“ die 
Nichteinmischung der Staatsgewalt, weil sie die Arbeiter als den 
schwächeren Teil den Unternehmern schutzlos ausliefert. 
Merkantilismus und ökonomischer Liberalismus repräsentieren 
also nicht zwei verschiedene „staatswirtschaftliche Systeme“, son- 
dern sind zwei Entwicklungsstadien eines und desselben staatswirt- 
schaftlichen Systems, nämlich der sog. „kapitalistischen Wirtschafts- 


und Gesellschaftsordnung“, oder — präziser ausgedrückt —: des 
Industrialismus, denn diesen beiden:sog. „Systemen“ ging es in 


erster Reihe nur darum, die Industrie um jeden Preis in die Höhe 
zu bringen. Will man die Sache mit anderen Worten ausdrücken, 
so kann man sagen, daß man es hier mit dem uralten Gegensatz von 
Stadt und Land oder von Gewerbe und Landwirtschaft zu tun hat. 
Der Merkantilismus und der ökonomische Liberalismus (das sog. 
„Industriesystem des Ad. Smith“) repräsentieren die Interessen 
der Industrie und des Handels, — der sog. Physiokratismus die der 
Landwirtschaft. 


Die Smithsche Lehre von der Produktivität der (materiellen) 
Arbeit ist übrigens nur bedingungsweise richtig. Wenn nämlich 
Ad. Smith im Gegensatze zu den Physiokraten den Satz auf- 
stellte, daß nicht nur die landwirtschaftliche, sondern überhaupt 
jede materielle (also auch die gewerbliche) Arbeit produktiv ist, 
wenn sie den Wert des betreffenden Stoffes erhöht, so hat er — rein 
theoretisch gesprochen — unbedingt recht, denn unsere gesamte sog. 
Produktion besteht (da wir bekanntlich auch nicht ein einziges 
Stäubchen aus nichts zu schaffen vermögen) lediglich darin, daß 
wir gewisse, für uns wünchenswerte Naturstoffe oder -gegenstände 
herbeischaffen, daß wir sie in eine wünschenswerte (chemische oder 
mechanische) Verbindung bringen oder aus einer derartigen Ver- 
bindung herauslösen, oder daß wir ihnen eine uns wünschenswerte 
Form geben. Und das tut der Gewerbetreibende ebensogut wie der 
Landwirt, der Jäger oder der Bergmann. Und ebenso richtig ist 
es, daß uns mit der bloßen Rohproduktion nur wenig gedient ist, 
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weil die meisten Rohstoffe — ehe sie unseren Bedürfnissen dienen 
können — vorher einer gewissen Be- oder Verarbeitung bedürfen. 
Mit anderen Worten, wenn wir unsere materiellen Bedürfnisse be- 
friedigen wollen, so müssen Rohproduktion und gewerbliche Arbeit 
Hand in Hand gehen. | 

Wenn jedoch Ad. Smith lehrte, daß die Arbeit allein Reich- 
tum schaffe, und wenn seine Nachfolger, gestützt auf diese Behaup- 
tung, die Lehre von der ‚„ernährenden Kraft‘ der industriellen 
Arbeit aufstellten, so war dies nicht nur ein kolossaler, sondern ein 
überaus folgenschwerer Irrtum. Unsere gesamte „Arbeit“ ist nichts 
weiter als Bewegung, und sich bewegen, d. h. laufen, springen, mit 
den Armen in der Luft herumfuchteln, kann jeder, so viel er will. 
Wenn jedoch diese Muskelanstrengung sich nicht an irgendeinem 
Stoffe verkörpert, so ergibt sie auch kein greifbares Resultat, son- 
dern bleibt eine einfache Turnübung. Die Arbeit „an sich“ ist also, 
wirtschaftlich betrachtet, gar nichts, und am allerwenigsten eine 
„Quelle des Reichtums“; zu einer solchen kann sie erst werden, 
wenn sie ein wertvolles Produkt liefert, allein auch dies nur be- 
dingungsweise. Der Mensch muß nämlich bekanntlich — wenn er 
leben will — zunächst essen ; wenn er also durch seine Arbeit keine 
Lebensmittel, sondern sonstige Genußgüter produziert, so kann er 
verhungern. In unserer heutigen arbeitsteiligen und verkehrswirt- 
schaftlich organisierten Volkswirtschaft kann allerdings nicht nur 
der Gewerbetreibende, sondern auch der®Seiltänzer, Kunstreiter 
oder Luftspringer nicht bloß leben, sondern unter Umständen auch 
ein reicher Mann werden, kann also auch diese ‚‚Arbeit‘“ Quelle des 
Reichtums sein, aber immer nur unter einer Voraussetzung, näm- 
lich dann, wenn der Mann andere findet, die ihm seine Leistungen 
mit sonstigen Gütern, und zwar insbesondere auch mit Lebens- 
mitteln, bezahlen. Und dieser Satz, dessen Richtigkeit so hand- 
greiflich ist, daß es keines weiteren Beweises bedarf, gilt selbstver- 
ständlich nicht nur von einzelnen, sondern ebenso von einem ganzen 
Volke. Ein Volk kann sich nur dann zu einem sog. Industrievolke 
auswachsen und nur so lange als solches existieren, wenn und so 
lange andere Völker vorhanden sind, die geneigt sind, ihm seine 
überschüssigen Industrieprodukte abzunehmen und ihm hierfür die 
‚notwendigen Lebensmittel zu liefern. Fehlt diese Voraussetzung 
oder fällt sie fort, so muß die ganze Industrieherrlichkeit — so 
sicher wie zweimal zwei vier ist — zusammenbrechen. 
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Die Physiokraten vertreten einen an sich richtigen Gedanken, 
aber sie lassen sich eine arge Übertreibung zuschullden kommen, 
Wir sagen heute nieht mehr, daß die Landwirtschaft die „einzige 
produktive“ Beschäftigung sei, aber wir geben bereitwilligst zu, daß 
sie die „weitaus wichtigste“ Arbeit ist, weil sie uns die unentbehr- 
lichen Lebensmittel, also die weitaus wichtigsten Güter, liefert. 
Adolf Wagner hat in diversen Schriften diesen Gedanken ver- 
treten und immer darauf hingewiesen, in welch prekärer Lage sich 
ein Staat befindet, der, wie England, seine Landwirtschaft so weit 
verkümmern läßt, daß sie nicht mehr imstande ist, die heimische 
Bevölkerung zu ernähren, und der Staat auf die regelmäßige Zufuhr 
fremden Brotgetreides angewiesen ist. Der gegenwärtige Welt- 
krieg, der große Lehrmeister nicht nur auf dem Gebiete des Kriegs- 
wesens, sondern auch auf dem der staatlichen Finanzen und der 
Volkswirtschaft, hat die Richtigkeit dieser Anschauung dargetan. 
England, das wahrscheinlich seine eigenen Verhältnisse vor Augen 
hatte, faßte den kühnen Entschluß, die beiden Zentralstaaten 
Deutschland und Österreich-Ungarn auszuhungern und war und ist 
bestrebt, ihnen .die überseeischen Getreidezufuhren abzuschneiden. 
Es übersah aber, daß diese beiden Staaten im Notfalle auf die Zu- 


fuhren verzichten können, weil sie selbst das notwendige Getreide 


produzieren. 


® ; 
e) Die Gegner der bestehenden Wirtschafts. 
ordnung. 


Die bisher erwähnten Schriften, sowie die Schriften derjenigen 
auf Ad. Smith folgenden Autoren, die sich mehr oder weniger 
dem Meister anschließen und auf den von ihm geschaffenen Grund- 
lagen weiterbauen — es ist dies diejenige Literatur, die man bis zu 
einem gewissen Grade als „‚orthodoxe‘‘ Nationalökonomie bezeichnen 
kann —, stehen auf dem Boden der gegebenen Tatsachen, d.h. sie 
nehmen die gegebenen tatsächlichen Verhältnisse einfach hin und 
forschen danach, wie die Menschen in der wirklichen Welt wirt- 
schaftlich tätig sind. Ihnen trat eine Ideenrichtung gegenüber, die 
schon in sehr früher Zeit auftaucht und heute noch fortlebt, — eine 
Ideenrichtung, welche die in der wirklichen wirtschaftlichen Welt 
unstreitig vorhandenen schweren Übelstände herausgreift und sich 
die Frage vorlegt, ob es nicht möglich wäre, durch eine gänzliche 
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Umgestaltung der historisch gewordenen Verhältnisse einen für die 
gesamte Menschheit glücklichen Zustand herbeizuführen. 

In der wirklichen Welt ist bekanntlich der sog. Individualismus 
vorherrschend, d.h. jeder (oder, wenn man will, jede Familie) wirt- 
schaftet für sich und ist bestrebt, in der Hauptsache für die Be- 
friedigung der eisenen Bedürfnisse selbst vorzusorgen. Dieser 
Individualismus ist uralt; er reicht so weit zurück wie unsere sog. 
Weltgeschichte Es kann daher nicht wundernehmen, daß auch 
seine Schattenseiten schon im Urbeginn der Zeiten hervortraten, 
und die hervorstechendste derselben ist, daß es seit jeher Reiche 
und Arme gegeben hat, und zwar Reiche, die ohne ihr Verdienst 
oder gar auf unlautere Weise reich geworden waren, und Arme, die 
bei all ihrem Streben und ungeachtet aller Anstrengungen unver- 
dienterweise in Not und Elend schmachteten. Diese unerfreuliche 
Tatsache mußte zum Nachdenken Anlaß geben, und so konnte es 
denn nicht ausbleiben, daß schon in den frühesten Zeiten edle Cha- 
raktere (namentlich die verschiedenen Religionsstifter) sich mit 
dieser Erscheinung beschäftigen und mit Vorschlägen (insbeson- 
dere mit dem Gebote, daß der Reiche Almosen spenden, also mit 
den Armen „teilen“ solle) hervortraten. Diese Ideen waren, spe- 
ziell in den verschiedenen Religionen, immer lebendig, daneben 
aber traten sie periodisch immer wieder mit großer Vehemenz, 
sozusagen stoßweise, hervor. Eine derartige Periode war die Zeit 
der großen französischen Revolution und dann wieder die Zeit der 
dreißiger und vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts. In dieser Zeit 
taucht der Name „Sozialismus“ auf — der Ausdruck „Kommunis- 
mus“ war schon früher üblich —, aber er repräsentierte zunächst 
einen ganz verschwommenen und nebulosen Begriff. Man warf mit 
den Ausdrücken „Sozialismus“ und „Kommunismus“ um sich, ohne 
sich darüber klar zu sein, was man darunter eigentlich zu verstehen 
habe, und das große Publikum gewöhnte sich daran, sie als identisch 
oder doch synonym zu betrachten. Erklärlich ist dies, denn die An- 
sichten und Reformvorschläge, die zu jener Zeit laut wurden, waren 
so verschieden und schwirrten so bunt durcheinander, daß es tat- 
sächlich nahezu ein Ding der Unmöglichkeit war, ein klares Bild 
davon zu gewinnen, was namentlich unter „Sozialismus“ zu ver- 
stehen sei, und wodurch er sich vom Kommunismus unterscheide. 
Seither haben sich die Meinungen einigermaßen geklärt, so daß sie 
sich bis zu einem gewissen Grade in Gruppen bringen lassen, 
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a“) Dierohesteundnegative Form des 
Kommunismus. 


Jedesmal, wenn die kommunistischen Ideen in den breiten 
Massen des Volkes auftauchen, kann man von der Straße her die 
Rufe vernehmen, die Vermögen sollen „verteilt“ oder das Eigen- 
tum solle „abgeschafft‘‘ werden. Beide Forderungen sind so kurz- 
sichtig, daß sie nur in ganz unklaren Köpfen auftauchen können, 
in Köpfen, die — wie man zu sagen pflegt — nicht über die eigene 
Nasenspitze hinaus zu denken vermögen, denn jeder vernünftig 
denkende Mensch muß sich sofort die Frage vorlegen: „Und was 
dann?“ Diese Frage wird von jenen Leuten unbeantwortet ge- 
lassen. Das Verlangen nach der „Teilung“ kann sich zwar bis zu 
einem gewissen Grade auf die Autorität der religiösen Vorschriften, 
betreffend das Almosengeben, berufen, allein jeder vernünftige 
Mensch muß einsehen, daß — selbst wenn die Teilung durchgeführt 
würde — schon in der ersten Minute nach der Teilung die Ver- 
mögensungleichheiten wieder da sein werden, weil der eine den 
Wein, den er erhalten hat, sofort austrinken wird, während der 
zweite die Absicht haben wird, ihn nach Hause zu tragen und für 
eine spätere Gelegenheit aufzubewahren. Wenn möglich noch 
unsinniger und widerspruchsvoller ist die zweite Forderung der 
„Abschaffung“ des Eigentums. Die Forderung ist nur verständlich 
vom Standpunkte des armen Teufels, der mit leeren Taschen und 
knurrendem Magen vor dem Wurst- oder dem Bäckerladen steht 
und nicht zugreifen darf, weil ihm die Institution des Eigentums 
hindernd im Wege steht. Dieser Mann mag wohl momentan für 
die „Abschaffung“ des Eigentums schwärmen, wenn man aber näher 
zusieht, so zeigt sich’s, daß dieser Mann im Grunde seines Herzens 
gar nicht revolutionär, sondern sehr konservativ gesinnt ist. Er 
schwärmt nämlich absolut nicht für die Abschaffung der Institution 
des Eigentums an sich, sondern lediglich für die Abschaffung des 
Eigentums des Selehers oder Bäckers; denn würde dieses Eigentum 
abgeschafft, so könnte er von den Würsten oder Broten nehmen, 
so viel als sein Herz begehrt. Hätte er aber diese einmal genommen, 
so würde er sofort „sein“ Eigentum nachdrücklichst verteidigen. — 
Beide Forderungen sind so unsinnig, daß sie ernstlich nicht in Be- 
tracht gezogen werden können, 
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ß) Der vernünftige und positive Kommunismus, 
und zwar zunächst der „volle“ oder „ganze“ 
Kommunismus 


Ein ganz anderes Bild erhält man, wenn man die ganz kommu- 
nistischen Staatsromane (von denen hier nur die „Utopie“ von 
Thomas Morus, die „Oivitas Solis“ von OCampanella, die 
„Geschichte der Sevarambier“ von Vairasse, die „Reise nach 
Ikarien“ von ÖOabet genannt sein mögen), den „Üöde de la nature“ 
von Morelly, die Schriften von Babeuf (bis zu einem ge- 
wissen Grade die Schriften von Fourier), de Nordhoffsche 
Schilderung der .nordamerikanischen Kommunistengemeinden und 
andere einschlägige Schriften liest. Der Kerngedanke aller dieser 
Schilderungen (bzw. Forderungen) ist, daß alles gemeinsam ist, und 
daß die Angehörigen derartiger Gemeinwesen wie eine einzige 
große Familie leben. Im gemeinsamen Eigentume aller stehen 
oder sollen stehen die sämtlichen Produktionsmittel, d. ı. also: der 
gesamte Grund und Boden, die Bergwerke, die Straßen und Kom- 
munikationsanstalten, alle Fabriken und Werkstätten, alle Ma- 
schinen, Werkzeuge, Gerätschaften, sowie die Nutztiere, alle 
Arbeits- und Hilfsstoffe. Gemeinsam wird die Produktionswirt- 
schaft betrieben, d.h. die Regierung bestimmt, was und wie viel 
von jeder Gütersorte produziert werden soll, und die Bürger (und 
Bürgerinnen) arbeiten gemeinsam nach den Anordnungen der Re- 
sierung auf den Feldern, in den Bergwerken, den Kommunika- 
tionsanstalten, den Fabriken und den Werkstätten. Im gemein- 
samen Eigentum stehen ferner die sämtlichen Genußgüter; die 
sämtlichen gewonnenen Produkte kommen nämlich in die öffent- 
lichen Magazine, und im gemeinsamen Eigentume stehen alle 
Wohnhäuser, alle Möbel, Kleider usw., kurz alles, was man im 
gewöhnlichen Leben tagtäglich braucht. Gemeinsam endlich ist der 
Haushalt; die Bürger wohnen (etwa wie die Soldaten in der 
Kaserne oder die Mönche im Kloster) in großen, gemeinsamen 
Gebäuden, die Möbel und Kleider usw. werden ihnen von der Re- 
gierung aus den Staatsmagazinen geliefert. Alle speisen an 
gemeinsamen Tafeln; die Lebensmittel werden täglich oder 
wöchentlich von der Regierung aus den öffentlichen Magazinen 
ausgefolgt, und die Bereitung der Speisen wird von den Frauen 
gemeinsam besorgt. Die Reinigung und Instandhaltung der 
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Wäsche und Kleider, das Reinhalten der Wohnungen usw. ist 
gemeinsame Aufgabe der Frauen. Die Kinder werden gemeinsam 
erzogen, die Pflege und Wartung derselben, sowie die Pflege der 
Kranken ist Sache der Frauen und wird von diesen gemeinsam 
besorgt. 

Also, um es nochmals kurz zu rekapitulieren: Im gemeinsamen 
Eigentume stehen die sämtlichen Produktionsmittel, und gemein- 
sam wird die Produktionswirtschaft besorgt. Im gemeinsamen 
Eisentume stehen ferner die gesamten Genußgüter, und gemeinsam 
wird der Haushalt geführt. Die Leitung der gesamten Produktion 
sowie des gesamten Haushaltes liest in den Händen der Regierung. 


y) Der „halbe“ Kommunismus der heutigen 

Sozialdemokratie, vielfach auch als eigent- 

licher oder auch als wissenschaftlicher 
„Sozialismus“ bezeichnet. 


Das, was im vorstehenden über den „ganzen“ oder „vollen“ 
Kommunismus gesagt wurde, stand seit mehr als hundert Jahren, 
teilweise (Thomas Morus, Campanella u.a.) zeit meh- 
reren hundert Jahren in den ganz kommunistischen Staatsromanen 
oder in anderen kommunistischen Schriften; es wurde jedoch nicht 
scharf und präzis hervorgehoben oder drang doch nicht recht ins 
öffentliche Bewußtsein. Demgegenüber tauchten dann — wie 
bereits erwähnt — in der Zeit der großen französischen Revolution 
bis ungefähr in die vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts unzählige, 
mehr oder weniger weitgehende Reformpläne auf, die einen Wust 
der verschiedensten Meinungen repräsentierten. Später erschienen 
die Schriften von Rodbertus, Marx und Lassalle, und an 
sie schlossen sich die Publikationen der heutigen sozialdemokrati- 
schen Partei. Man hatte sich gewöhnt, diese Ideen als „Sozialismus“ 
oder als „Sozialismus und Kommunismus“ zu bezeichnen, aber kein 
Mensch fand sich in diesem Chaos von Meinungen zurecht. Da kam 
Schäffle mit seiner — ich möchte sagen geradezu unübertreff- 
lichen — kleinen Schrift „Die Quintessenz des Sozialismus“ (zuerst 
1874, dann öfter), in der er (die Leistung war keine geringe, weil 
die Anhänger der sozialdemokratischen Lehre mit .der Darlegung 
ihrer Ideen über die künftige Gestaltung der Wirtschaft außer- 


ordentlich zurückhaltend waren und nur ab und zu zerstreute 
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gelegentliche Bemerkungen hierüber fallen ließen) die sozial- 
demokratischen Reformideale und Zukunftspläne zu einem ein- 
heitlichen und übersichtlichen Bilde zusammengefaßt hat. Nach- 
mals hat dann Bellamy in seinem in den .weitesten Kreisen 
bekannt gewordenen „Rückblick“ (in einer zweiten deutschen 
Ausgabe auch unter dem Titel: ‚Alles verstaatlicht“) diesen Ideal- 
zustand in der anschaulichsten und anziehendsten Weise geschildert. 

Hiernach sollen (und zwar genau wie in einem ganz kommuni- 
stischen Gemeinwesen) die sämtlichen Produktionsmittel in den 
' Besitz der Gesamtheit — sagen wir der leichteren Verständlich- 
keit wegen: ‚des Staates‘ — überführt werden, und die Regierung 
bestimmt, was und wieviel von jeder Gütersorte produziert werden ° 
soll. Da nun auf diese Weise kein einzelner mehr in den Besitz 
von Produktionswerkzeugen oder Arbeits- und Hilfsstoffen, also 
kein einzelner mehr in den Besitz (eines werbenden Vermögens) 
eines „Kapitales“ gelangen kann, so bleibt ihm, wenn er erwerben 
und arbeiten will — und wer nicht arbeitet, kann verhungern —, 
kein anderer Ausweg übrig, als im Staatsdienste (in der staatlichen 
Landwirtschaft oder in den staatlichen Werkstätten) Arbeit zu 
suchen. Es werden also alle Güter von den Bürgern gemeinsam 
produziert. Oder mit anderen Worten: die Vertreter der sozial- 
. demokratischen Lehre verlangen das gemeinsame Eigentum an den 
Produktionsmitteln und die gemeinsame Produktionswirtschaft, 
und zwar ebenso, wie dies die Vertreter des „ganzen“ oder „vollen“ 
Kommunismus verlangen. 

Dagegen soll nach den Forderungen der sozialdemokratischen 
Lehre das private Eigentum an den Genußgütern und ebenso der 
. private Haushalt wie in der heutigen Welt weiterbestehen, und zwar 
stellen sich die Anhänger dieser Lehre die Sache ungefähr in fol- 
“sender Weise vor. In der heutigen Welt befinden sich bekanntlich 
die Landgüter, Bergwerke, Fabriken usw. im Besitze privater 
Personen, d.i. der Unternehmer. Die Unternehmer engagieren 
Hilfsarbeiter, lassen durch diese die Güter herstellen und werden 
selbstverständlich Eigentümer der produzierten Güter. Im Sozial- 
staate wäre der Staat der einzige Unternehmer, alle Bürger wären 
seine Arbeiter, und demgemäß würde der Staat zunächst Eigen- 
tümer aller neu produzierten Güter, und diese kämen in die staat- 
liehen Magazine. Ebenso wie der heutige Unternehmer seine Hilfs- 
arbeiter bezahlt, würde der Staat seine Arbeiter bezahlen, aber 
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nicht in Gold oder Silber, sondern in Noten, und zwar in sog. 
„Arbeitspapiergeld“ Nach der sozialdemokratischen Lehre ist 
nämlich die „gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit“ der einzig 
gerechte Maßstab der Werte; ein Gegenstand, zu dessen Herstellung 
beispielsweise zwanzig Arbeitstage (nach dem heutigen Stande der 
Technik) notwendig sind, hätte also im Sozialstaate nicht — wie 
heute — etwa einen Wert von 40 oder 50 Mark oder Franken usw., 
sondern von „20 Arbeitstagen“, und irgendeine Kleinigkeit, die 
heute fünf Pfennige kostet, hätte im Sozialstaate etwa den Wert 
von einer halben oder viertel „Arbeitsstunde“. Derart bewertet, 
würden alle Güter in den Staatsmagazinen lagern. Andererseits 
würden die arbeitenden Bürger, die heute ihre Gehälter in Ein-, 
Zehn-, Fünfzig- oder Hundertmarkscheinen o. dgl. beziehen, im 
Sozialstaate ihre Gehälter in Scheinen zu „einem Arbeitstage“, 
„einer Arbeitswoche“ u. dgl. beziehen. 

Jeder Bürger, der irgendeinen Gegenstand zu kaufen wünscht, 
würde — während er heute in den Laden des Kaufmanns oder des 
Gewerbetreibenden tritt — in das staatliche Magazin eintreten, 
dort den gewünschten Gegenstand wählen und mit dem gedachten 
„Arbeitspapiergeld“ bezahlen (Bellamys Schilderung des 
Wareneinkaufes). Der gekaufte Gegenstand — und das ist das 
Entscheidende — würde genau so wie heute in das volle und 
unbeschränkte Privateigentum des Käufers übergehen. Und ebenso 
soll im Sozialstaat der private Haushalt aufrechterhalten werden, 
die Bürger würden also in den staatlichen Gebäuden nach ihrem 
Belieben Wohnungen mieten, jede Familie würde gesondert 
wohnen, Küche führen usw., kurz ebenso leben wie heute. 

Vergleicht man nun diesen Zustand mit dem im Kommunisten- 
staat, so zeigt sich’s, daß die Vertreter der sozialdemokratischen 
Lehre genau die Hälfte von dem verlangen, was die Vertreter des 
„ganzen“ oder „vollen“ Kommunismus fordern. Fordern die Kom- 
munisten das gemeinsame Eigentum an den Produktionsmitteln 
und am Genußvermögen, so verlangt die moderne Sozialdemokratie 
das gemeinsame Eigentum nur an den Produktionsmitteln und will 
das Privateigentum an den Genußgütern unverändert fortbestehen 
lassen. Fordern die Kommunisten die gemeinsame Produktions- 
wirtschaft und den gemeinsamen Haushalt, so begnügt sich die 
Sozialdemokratie mit der gemeinsamen Produktionswirtschaft und 
will den privaten Haushalt unangetastet lassen. Ich glaube also 
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(ohne indes für diese meine Terminologie Propaganda machen zu 
wollen), daß man mit vollem Rechte die erstgedachte Theorie als 
„vollen“ oder „ganzen“, die zweitgedachte als „halben“ Kommunis- 
mus bezeichnen kann. Andere Schriftsteller ‚bezeichnen die erst- 
gedachte Theorie als „Kommunismus“ schlechtweg, die zweite als 
„Sozialismus“ oder auch als „‚wissenschaftlichen Sozialismus“, (Ich 
für meine Person würde — wie weiter unten auseinandergesetzt 
werden soll — den Ausdruck „Sozialismus im engeren Sinne“ zur 
Bezeichnung noch anderer Theorien wählen.) Nur beiläufig sei 
hier noch bemerkt, daß der „ganze“ oder „volle“ Kommunismus in 


Dee) 
der heutigen Literatur keine Anhänger mehr zählt, wohl aber der 


„halbe“, 

Sombart“*) meint, daß eine Definition, welche (wie die vor- 
liegende) das Wesen. des sog. Sozialismus darin erblickt, daß er 
genau die Hälfte von dem anstrebt, was der (,volle“) Kommunis- 
mus will, in ein „nationalökonomisches Herbarium“ gehört. Er 
definiert den Sozialismus wie folgt: „Was ist denn eine soziale 
Bewegung? Ich antworte: Unter einer sozialen Bewegung ver- 
stehen wir den Inbegriff aller derjenigen Bestrebungen einer 
sozialen Klasse, die darauf gerichtet sind, eine bestehende soziale 
Ordnung in einer den Interessen dieser Klasse entsprechenden 
Weise umzugestalten.“ | 

Ich bin sehr gerne bereit, zuzugeben, laß meine Definition etwas 
schulmeisterlich Pedantisches an sich trägt, während die Som- 
bartsche mehr aus dem vollen Leben herausgegriffen ist und einen 
gewissen „großen Zug“ an sich trägt. Aber trotzdem glaube ich, 
daß meine Definition den charakteristischen Unterschied zwischen 
(„vollem“) Kommunismus und Sozialismus (,„halbem Kommunis- 
mus‘) scharf hervorhebt. Andererseits ist die Sombartsche 
Definition zu weit. Nach ihr müßte es auch als Sozialismus be- 
zeichnet werden, wenn die Vertreter der kapitalistischen Interessen 
sich zusammentun, um eine ihren Wünschen genehme soziale Ord- 
nung anzustreben. 

‚Der Gedankengang, auf dem die Begründer des sog. wissen- 
schaftlichen Sozialismus (des „halben“ Kommunismus) zu ihren 
Forderungen gelangen, ist im wesentlichen der folgende: Der mittel- 


*) Werner Sombart, Sozialismus und soziale Bewegung im 19. Jahrhundert. 
Jena 1897. 3.—12. Tausend. (8. 2.) Seither öfter. Aus dem damaligen dünnen 


Heftchen ist in den späteren Auflagen ein stattlicher Band geworden. 
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lose Arbeiter will erwerben, d.h. arbeiten, um leben zu können; er 
möchte gern Güter produzieren, kann dies aber nicht, weil er kein 
Vermögen besitzt und daher weder Produktionswerkzeuge noch 
Arbeitsstoffe kaufen kann. Es bleibt ihm also kein anderer Aus- 
weg übrig, als zum Kapitalisten, d.i. zum Unternehmer (der Pro- 
duktionswerkzeuge und Arbeitsstoffe besitzt) zu gehen und diesem 
seine Dienste anzubieten. Der Unternehmer nützt den Vorteil 
seiner Stellung aus; er kann warten und weiß überdies, daß er Ar- 


beiter haben kann, so viele, als er will; er bietet also dem Arbeiter 


den Minimallohn, d. i. das Existenzminimum. Der Arbeiter an- 
dererseits steht unter dem Drucke der denkbar schärfsten Kon- 
kurrenz und muß zugreifen, denn er weiß, daß zehn oder mehr 
andere (die „industrielle Reservearmee“) bereit sind, eventuell 
unter noch drückenderen Bedingungen an seine Stelle zu treten. 
Nun stellt der Unternehmer den Arbeiter in seinen ‚Betrieb ein 
und läßt ihn arbeiten. Der Arbeiter produziert dort jedoch weit 
mehr als die Kosten seines notwendigen Lebensunterhaltes; er pro- 
‚duziert (nach Marx) in der sog. „notwendigen Arbeitszeit“, d. i. 
in etwa sechs Stunden das, was er zur Fristung seines Lebens 
braucht, und diesen Betrag zahlt ihm der Unternehmer als Lohn 
aus. Der Unternehmer läßt aber den Arbeiter länger, die sog. 
„wirkliche Arbeitszeit‘ hindurch, etwa zehn bis zwölf oder mehr 
Stunden, lang arbeiten, und was der Arbeiter in diesen späteren 
Stunden produziert, den sog. „Mehrwert“, den steckt der Unter- 
nehmer in seine Tasche, er bildet den (unrechtmäßigen) Gewinn 
des Unternehmers, denn dieser Betrag gebührt eigentlich von 


Rechts wegen dem Arbeiter. (Das Recht auf den vollen Arbeits- 


ertrag.) Hierin besteht die ‚Ausbeutung‘ des Arbeiters. 

Heute wird der Arbeiter vom Unternehmer ausgebeutet, weil 
der Unternehmer selbstverständlich von dem Streben erfüllt sein 
muß, möglichst viel. zu profitieren, und daher trachten muß, dem 
Arbeiter möglichst viel am Lohne abzuzwacken. Und das wirk- 
'samste Instrument der Ausbeutung ist das ‚Kapital‘, der private 
Kapitalbesit Würde sich dagegen das gesamte Kapital in. den 
Händen der Gesamtheit, des Staates, befinden, so daß dieser der 
einzige Arbeitgeber wäre, so hätte — weil ja der Staat niemand 
anderer ist als die Gesamtheit der arbeitenden Bürger — niemand 
ein Interesse daran, den Arbeiter auszubeuten. Der Arbeiter würde 
gerecht, d. i. voll, gelohnt, denn er bekäme seinen „vollen Arbeits- 
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ertrag“ als Lohn. Aus diesem Grunde muß das „gesamte Kapital“, 
müssen die sämtlichen Produktionsmittel in den Besitz der Ge- 
samtheit gebracht werden und muß die Produktionswirtschaft eine 
gemeinsame sein. Das Genußvermögen birgt keine Gefahr in sich 
_ und ebensowenig der Haushalt; aus diesem Grunde kann das pri- 
vate Eigentum an den Genußgütern und kann auch der private 
Haushalt beibehalten werden. | 

Diese Rodbertus-Marx-Lassallesche Lehre von der 
Ausbeutung leidet an einer Reihe von Unrichtigkeiten. Zunächst 
kann man in gewissem Sinne ohne weiteres die Forderung aner- 
kennen, daß dem Arbeiter ‚der volle Ertrag seiner Arbeit“ gebühre, 
nur kommt es darauf an, was der Arbeiter als den Ertrag „seiner“ 
Arbeit bezeichnen darf. Rodbertus, Marx und Lassalle 
gehen von der Ansicht aus, daß alle (materiellen) Produkte einzig 
und allein das Resultat der Arbeit des Handarbeiters seien, und 
wenn diese Ansicht richtig wäre, dann würden allerdings von 
Rechts wegen die sämtlichen neu produzierten Güter den Hand- 
arbeitern gehören. Diese Ansicht ist jedoch unhaltbar. In unserer 
arbeitsteilig organisierten Volkswirtschaft kann — von ganz unbe- 
deutenden Ausnahmen abgesehen — fast niemand behaupten, er 
allein habe dieses oder jenes Gut produziert, sondern man kann nur 
sagen, daß das sog. Nationalprodukt von dem ganzen Volke her- 
‚gestellt wurde, und daß jeder, der in irgendeiner Weise nützlich 
tätig war, an der Herstellung dieses Nationalproduktes mitgewirkt 
hat. Und nun versuche man bei Heller und Pfennig auszurechnen, 
was der einzelne — und zwar gleichgültig, ob Handarbeiter oder 
sog. geistiger Arbeiter — als den vollen Ertrag „seiner“ Leistung 
beanspruchen darf. | 

Übrigens könnten — selbst wenn man sich auf den Standpunkt 
stellt, daß die Handarbeiter diejenigen sind, die die Güter „ge- 
macht‘ haben — auch im Sozialstaat die Handarbeiter nie den 
vollen Ertrag ihrer Arbeit bekommen, denn auch im Sozialstaat 
wird es Kinder und Greise, kranke und sonst arbeitsunfähige Per- 
sonen geben, die man nicht willens sein wird, einfach totzu- 
schlagen, die man also aus dem Ertrage der Arbeit der übrigen 
Arbeiter wird füttern müssen. Ferner wird auch der Sozialstaat 
auf Beamte, Ärzte, Lehrer, wissenschaftliche Forscher u. dgl. nicht 
verzichten können; es wird daher ein fernerer Teil von dem Ar- 
beitsertrage der Handarbeiter in Anspruch genommen werden 
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müssen, um diese Personen zu erhalten. Was also gegen die sog. 
„Ausbeutung“ des Arbeiters geltend gemacht wird, bezieht sich bei 
näherer Betrachtung nur auf denjenigen Teil des Arbeitsproduktes, 
der dem Arbeiter entzogen und dem sog. Kapitalisten als Entgelt 
dafür ausgefolgt wird, daß er sein Kapital (im Sinne der Privat- 
wirtschaft) der Produktion gewidmet hat. Sieht man jedoch genauer 
zu, so zeigt sich’s, daß auch an diesem Betrage zwei wesentliche Ab- 
striche gemacht werden müssen. Zunächst befinden sich unter den 
vielgeschmähten Kapitalisten, die das berüchtigte „faule Rentner- 
leben“ führen, unzählige Waisen, Witwen und Greise, die auch im 
Sozialstaat, nur unter einem anderen Titel, ernährt werden müßten. 
Sodann gibt es nicht wenige „Kapitalisten“, die auf Grund ihrer 
Rentenbezüge dem Erwerbe nicht nachzugehen brauchen, aber dafür 
unbesoldete Ehrenämter bekleiden oder sonst in gemeinnütziger 
Weise tätig sind. Endlich darf man nicht vergessen, daß auch in 
 Utopien oder im Sozialstaate seitens der Regierung für die 
Kapitalisierung gesorgt werden müsse. Auch dort könnte man sich 
nicht darauf beschränken, nur Lebensmittel, Kleider, Möbel und 
sonstige dem Wohlleben dienende Artikel zu erzeugen, sondern es 
müßte dafür gesorgt werden, daß die Werkgebäude, die landwirt- 
schaftlichen Gerätschaften, die Maschinen und Werkzeuge, die 
Straßen- und Kommunikationsmittel (d. i. das sog. „National- 
kapital‘) instand erhalten und kontinuierlich vermehrt werden. 
Und hierfür sorgen in der heutigen Welt zum guten Teile auch 
wieder die Kapitalisten, d. i. diejenigen Personen, die Geldstücke 
beiseite legen, um sie seinerzeit irgendeinem Unternehmer zur Ver- 
fügung zu stellen. Als wirkliche und eigentliche Ausbeutung kann 
also nur derjenige Teil des Nationalproduktes angesehen werden, 
der unter dem Titel Kapitalzins (oder auch Grundrente) absoluten 
Müßiggängern zufließt und von diesen vergeudet wird. Und dieser 
Betrag ist schließlich im Vergleich zum ganzen sog. National- 
produkt nicht gar so groß. 

Sodann darf man einen zweiten Umstand nicht übersehen. Die 
sog. Ausbeutung besteht einfach darin, daß der eine arbeitet und 
daß ein zweiter die Früchte dieser fremden Arbeit genießt. Und 
das ist eine Tatsache, über die wir nirgends und nimmer hinaus- 
kommen, denn solange die Welt besteht, müssen die Eltern für ihre 
Kinder und oft genug die erwachsenen Kinder für ihre greisen 
Eltern sorgen. Und dasselbe wiederholt sich tagtäglich in jeder 
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Erwerbswirtschaft, denn der Betrefiende engagiert und bezahlt 
einen Hilfsarbeiter immer nur dann, wenn ihm der Hilfsarbeiter 
mehr einbringt, als er kostet. Der Impresario, der irgendeinen 
hervorragenden Sänger oder Virtuosen zu einer einjährigen ameri- 
kanischen Tourn&e engagiert und ihm hierfür 100 000 Dollar oder 
mehr bezahlt, tut dies doch nicht aus Menschenliebe, sondern auf 
Grund einer sorgfältigen Rechnung, die ihn zu dem Resultate führt, 
daß er trotz des hohen Honorars und der nicht geringen Reise- und 
Regiekosten einen hübschen Gewinn einstreichen wird. Das heißt 
also mit anderen Worten: nicht die Ausbeutung an sich ist ein 
Unglück, sie kann jedoch unter gewissen Umständen hart und 
drückend werden. 

Der mittelalterliche Handwerksgeselle wurde genau in der näm- 
lichen Weise von seinem Meister ‚„ausgebeutet“, wie der heutige 
Fabrikarbeiter vom Unternehmer, und trotzdem ist es bisher nıe- 
mandem eingefallen, über diese Ausbeutung Klage zu führen. Und 
ebenso denkt niemand daran, den vorhin erwähnten armen und 
unglücklichen Künstler zu bedauern, der von dem hartherzigen 
Impresario in so unmenschlicher Weise ausgebeutet wird. Der 
Grund hiervon liest einfach in dem folgenden Umstande Der 
mittelalterliche Handwerksgeselle wurde unstreitig von seinem 
Meister „ausgebeutet‘“, aber der Handwerksgeselle war ein junger 
Mann, er hatte sozusagen die Garantie, daß er nach einigen Jahren 
selbst Meister werden würde, und dann konnte er sich schadlos 
halten und nunmehr umgekehrt seine Gesellen ausbeuten. Und der 
fahrende Künstler, der die 100 000 Dollar erhält, weiß sehr wohl, 
daß er vom Impresario ausgebeutet wird, läßt sich aber diese „Aus- 
beutung“ sehr gern gefallen, weil er auf diese Weise binnen Jahres- 
frist zu einem wohlhabenden Manne wird. Also wie eben bemerkt: 
Die Ausbeutung an sich ist kein Unglück, sie wird nur dann hart 
und drückend: 

1. wenn der Ausgebeutete nicht mehr erhält, als den nackten 
Lebensunterhalt, und 

2. wenn der Ausgebeutete keine Aussicht hat, je aus dieser 
drückenden Lage herauszukommen. 

Leider trifit dies bei dem heutigen Arbeiter fast jedesmal zu. 
Gelänge es aber, dem Arbeiter eine auskömmliche Existenz und eine 
feste, beamtenartige Stellung zu verschaffen, so würde die „Aus- 
beutung“ ihren Schrecken sofort verlieren. 
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Der dritte Irrtum dieser Lehre besteht darin, daß ihre Anhänger 
sich an das Wort „Privatkapital‘“ klammern und meinen, das gol- 
dene Zeitalter würde anbrechen, wenn das gesamte „Kapital“ (die 
sämtlichen Produktionsmittel) in den Besitz der Gesamtheit über- 
führt würde. Dabei wird übersehen, daß jedes Genußgut in den 
Händen seines Besitzers sofort in ein „Kapital“ im privatwirtschaft- 
lichen Sinne (in ein Erwerbsvermögen) umgewandelt werden 
kann, und daß auf diese Weise der „Kapitalismus“, den man zum 
Fenster hinausgeworfen zu haben wähnt, durch die Hintertür wie- 
der hereinschleichen würde. 

DieRodbertus-Marx-Lassallesche Lehre wird häufig, 
und zwar mit Recht, als sog. „wissenschaftlicher‘‘ Sozialismus be- 
zeichnet. Der Grund ist der folgende: Die ersten Vertreter der 
kommunistischen und der sozialistischen Ideen waren keine Na- 
tionalökonomen von Fach, sie sahen den unverdienten Reichtum 
auf der einen, die unverschuldete Armut auf der anderen Seite und 
gelangten so zu dem Resultate, daß dieser Zustand ein unerfreu- 
licher sei und daß ihm .abgeholfen werden sollte. Ein solcher Ge- 
dankengang ist weder „wissenschaftlich“, noch setzt er besondere 
nationalökonomische Kenntnisse voraus. Die späteren Kommu- 
nisten, und zwar von Thomas’ Morus angefangen bis zu 
Morelly, begründen ihre Ideen schon etwas eingehender. 
ThomasMorus geht nämlich in seiner „Utopie“ von der 
Tatsache aus, daß die heutige Gesellschaftsordnung eine ungenügende 
sei, daß die Güter dieser Welt ungleich verteilt seien und daß unter 
der Herrschaft der heutigen Gesellschaftsordnung unzählige Ver- 
brechen begangen werden, die sich speziell gegen das Eigentum 
kehren. Wohl werden die Verbrecher bestraft, allein dadurch 
werde der Zustand nicht verbessert, denn die Bestrafung richte sich 
lediglich gegen das Symptom der Krankheit, nicht aber gegen diese 
selbst. Soll Wandel geschaffen werden, so muß man die Wurzel des 
Übels beseitigen, und diese sei die Institution des privaten Eigen- 
tums. Und um den Beweis für die Richtigkeit dieser seiner Be- 
hauptung zu erbringen, schildert er sodann das glückliche Volk der 
UÜtopier. ne 

Dieser Gedanke kehrt bei den späteren ganz kommunistischen 
Schriftstellern immer wieder. Erst Morelly bringt einen wei- 
teren neuen, der damals herrschenden Aufklärungsphilosophie ent- 
stammenden Gedanken herein. In seinem „Cöde de la nature“ 
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verweist er zwar ebenso wie sein Vorgänger auf die zahllosen Ver- 
brechen, die auf die Institution des privaten Eigentums zurückzu- 
führen sind, fügt aber hinzu, daß die Menschen von Natur aus gleich 
und gleichberechtigt seien. Die Natur habe ihren gesamten Pro- 
duktionsfonds dem Menschengeschlechte als eine ungeteilte und 
unteilbare Einheit zur Verfügung gestellt, und aus diesem Grunde 
habe niemand ein Recht, sich einen Teil dieses Produktionsfonds 
als sein ausschließliches Eigentum anzueignen. Dieser, von 
Morelly vorgetragene Gedanke blieb insbesondere für die fran- 
zösischen Sozialisten und Kommunisten maßgebend. 

Beide Gedanken, sowohl der Hinweis auf die Verbrechen als der 
Hinweis auf die Gleichheit und Gleiehbereehtigung der Menschen, 
haben mit dem Wissensgebiete der Nationalökonomie nichts zu 
schaffen, sie sind von außen hereingetragen. Erst die deutschen 
Sozialisten Rodbertus, Marx und Lassalle entnehmen das 
Rüstzeug zur Bekämpfung — nicht des privaten Eigentums über- 
haupt, sondern lediglich — des privaten Kapitaleigentums der 
nationalökonomischen Wissenschaft (die Lehre von der Ausbeutung 
des Arbeiters durch den Kapitalisten und bzw. Grundbesitzer), und 
aus diesem Grunde bezeichnet man ihre Lehre als sog. „‚wissenschaft- 
lichen“ Sozialismus. 


6) Der Sozialismusim engeren Sinne. 


Neben diesen beiden Richtungen, dem „ganzen“ oder „vollen“ 
und dem „halben“ Kommunismus, deren jede ein ganz klares und 
scharf umschriebenes System repräsentiert, gibt es zahllose Schrift- 
steller, die man gewöhnlich auch als „Sozialisten“ bezeichnet, die 
sich aber von dem sog. „wissenschaftlichen Sozialismus“ (dem 
„halben“ Kommunismus) der modernen Sozialdemokratie wesent- 
lich unterscheiden. Ich möchte sie darum (ohne aber für meine 
Terminologie Propoganda machen zu wollen) „Sozialisten im 
engeren Sinne des Wortes“ nennen. Das gemeinsame Merkmal 
dieser Autoren ist (ich gebe aber bereitwillig zu, daß dies eine Defi- 
nition aus Kautschuk ist), daß sie mehr oder weniger an der Insti- 
tution des privaten Eigentums festhalten, daß sie aber durch etwas 
einschneidendere Maßregeln dem Individualismus Schranken ziehen 
wollen; auf welche Weise jedoch dieses Ziel erreicht werden soll, 
darüber gehen die Meinungen auseinander. Es ist nieht möglich, 
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hier alle diese Schriftsteller und ihre Ideen anzuführen; nur bei- 
spielsweise seien einige von ihnen genannt. 

Wenn also Plato in seinem „Staat“, Harrington in seiner 
„Oceana“ und der unbekannte Verfasser des Staatsromans „Die 
glückliche Nation der Folizier‘ der Vermögensansammlung in den 
Händen eines einzelnen eine Obergrenze ziehen wollen; 

wenn Bazard das „Erbrecht der Geburt“ abschaffen und durch 
das „Erbrecht des Verdienstes“ ersetzen will; 

wenn LouisBlanc und nach ihm Lassalle (letzterer aller- 
dings nur als Auskunftsmittel für die Gegenwart und eine abseh- 
bare Zukunft) den Arbeitern die Bildung großer nationaler Pro- 
duktivgenossenschaften empfehlen ; 

wenn Rodbertus (auch wieder nur vorläufig) befürwortet, 
daß den Arbeitern eine Quote (?/,.) des Nationalproduktes als 
Lohn zugewiesen werde; 

wenn der sog. katholische Sozialismus die Hebung des christlichen 
Sinnes und eine Reihe kleinerer staatlicher Maßregeln empfiehlt; 

wenn der sog. deutsch-protestantische Sozialismus sich für die 
Verstaatlichung gewisser wichtiger Produktionszweige ausspricht; 

wenn der verstorbene Freiherr v. Vogelsang die berufsgenos- 
senschaftliche Gliederung der Gesellschaft befürwortet usw. usw., 

so würde ich diese Ideen — da sie weder „ganzer“ noch „halber“ 
Kommunismus sind, aber doch als „sozialistisch‘“ bezeichnet wer- 
den — „Sozialismus im engeren Sinne des Wortes‘ nennen, gebe 
aber gern zu, daß dann die Grenze zwischen Individualismus und 
Sozialismus sich fast vollständig verwischt, und daß dann fast jeder 
moderne Nationalökonom als „Sozialist“ in diesem Sinne ange- 
sehen werden kann. (Die Katheder-,,Sozialisten‘‘ !) 


€) Der sog. Distributismus. 


Mit diesem Namen kann man die verschiedenen Ideen und 
diversen kleinen Sekten bezeichnen, die im Laufe der Geschichte 
wiederholt aufgetaucht sind, die von einer gemeinsamen Erwerbs- 
wirtschaft nichts reden, also eventuell auch voraussetzen, daß jeder 
gesondert für sich erwirbt, die aber — zumeist auf der Lehre des 
Urchristentums fußend — verlangen, daß jeder Besitzende mit 
seinem dürftigen Nebenmenschen teilen soll, die also einen gemein- 
samen Konsum des separat Erworbenen fordern. 


E7 
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Damit ist das mögliche Schema erschöpft. Jeder Mensch führt 
eine doppelte Wirtschaft, eine Erwerbs-(Produktions-) wirtschaft 
und eine Konsumwirtschaft oder Hauswirtschaft, und jede dieser 
Wirtschaften kann (samt dem dazugehörigen Vermögen) eine 
gemeinsame oder eine gesonderte sein, und hierans ergibt sich nach- 
stehendes Schema: 

dr 


Gesonderter Erwerb. Gesonderter Konsum. 
ae en ee ee 


Individualismus. 





2. 


Gemeinsamer Erwerb. Gemeinsamer Konsum. 
Teer 
Voller und ganzer Kommunismus. 


5. 
zemeinsamer Erwerb. Gesonderter Konsum. 


D> 





Halber Kommunismus. 


4. 


Gesonderter Erwerb. Gemeinsamer Konsum. 
ee sr Te 
Distributismus. 


() DerAnarchismus. 

Eine ganz eigentümliche, rein negative Richtung repräsentieren 
diejenigen Ideen, die man als Anarchismus bezeichnet. Als Be- 
sründer dieser Lehre ist Proudhon anzusehen, der in seiner 
(1840 erschienenen) Schrift „Qu’est-ce que la propriöte“ zwar auf 
einem anderen Wege, aber zu dem gleichen Resultate gelangt, wie 
der sog. „wissenschaftliche Sozialismus“, daß nämlich der Arbeiter 
vom Unternehmer ausgebeutet wird. Die Ursache dieser Erschei- 
nung ist in dem Umstande zu suchen, daß der Arbeiter beim Ab- 
schlusse des Arbeitsvertrages nicht „frei“ ist; und er ist nicht frei, 
weil er unter der Herrschaft und dem Drucke der Eigentumsord- 
nung steht. Damit ist jedoch die Sache nicht abgetan ; der Arbeiter 
befindet sich infolge der herrschenden Eigentumsordnung in einer 
überaus gedrückten und prekären Lage, er leidet oft die bitterste 
Not und begeht infolgedessen so manches Verbrechen. Dem muß 
abgeholfen werden ; der Arbeiter muß in den Stand gesetzt werden, 
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für seine Arbeit bzw. deren Produkt in freiem- und gerechtem 
' Handel den vollen Gegenwert zu erhalten, und dies ist nur möglich, 
wenn alle Herrschaftsverhältnisse aufgehoben und beseitigt werden. 
Der unverletzbare Grundsatz der Zukunftsgesellschaft ist, daß jeder 
„frei“ nur seinen eigenen Neigungen folgen kann. I mag 
arbeiten, was, wann und so viel ihm beliebt. Mit der Erfüllung 
dieses Postulates ist aber keine Regierung, welche den einzelnen 
Bürgern Arbeit und Lohn zudiktiert oder ihnen überhaupt in 
irgendeiner Weise Befehle zukommen läßt, verträglich, selbst wenn 
diese Regierung die Majorität der Bürger repräsentieren sollte. 
Nichts soll über den Menschen herrschen, es sei denn seine eigene 
Vernunft oder sein eigenes Gefühl. Daher: Abwesenheit jeder 
souveränen Gewalt, mit einem Worte: Herrschaftslosigkeit oder 
„Anarchie“. Erst in der Anarchie ist aller Handel frei und gerecht. 

Ähnlich lehrt Most: Der Boden sowie alle Kapitalien sind 
Eigentum der ganzen Gesellschaft, bleiben jedoch den einzelnen, 
sich nach vollkommen freiem Belieben bildenden Produktions- 
gruppen, deren Zweck sie dienen sollen, überlassen. Die fertigen 
Sachen gehören zunächst derjenigen Organisation, aus deren 
Tätigkeit sie hervorgegangen sind. Damit nun alle Waren einen 
gerechten Preis gemäß den zu ihrer Herstellung notwendigen 
Arbeitsquantitäten erhalten, werden von der Gesellschaft Sachver- 
ständigenbureaus errichtet, welche auszurechnen haben, wieviel 
Arbeit in jeder Ware steckt. Der sich hiernach ergebende Preis 
kann schon deshalb nicht überschritten werden, weil die Konsu- 
menten zum Zwecke des Einkaufs der gewünschten Artikel ebenso 
freie Gruppen bilden, wie die Produzenten. In dieser Gesellschaft 
hat natürlich die Frau das gleiche vollkommene Selbstbestimmungs- 
recht wie der Mann. Die Ehe wird nach Belieben eingegangen und 
gelöst. Die Erziehung der Kinder wird von freien Gruppen über- 
nommen. Gesetze gibt es nicht. An ihre Stelle tritt die „Ent- 
schließung“ der Gesellschaft von’ Fall zu Fall. 

Der theoretische Anarchismus ist, wie man sieht, der Ausfluß der 
Gemütsstimmung derjenigen ke die sich durch die herr- 
schende Rechts- ‚und Gesellschaftsordnung benachteiligt ‘fühlen. 
Sein eigentlicher Kerngedanke ist weniger auf dem wirtschaft- 
lichen als auf dem politischen Gebiete zu suchen. Der Staat und 
die Kirche, die Gesetze und die Religion, kurz jeglicher Zwang und 
jegliche Herrschaft soll abgeschafft werden. Dann erst werden die 


I 
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Menschen wahrhaft „frei“ sein, und dann erst werden sich ihre 
guten und edlen Eigenschaften entfalten. Jeder wird tun, was 
ihm beliebt; allein weil jeder in seinem Tun und Lassen sich von 
der Vernunft leiten lassen wird, so wird jeder nur das tun, was 
allen frommt, — das Paradies auf Erden wird verwirklicht sein. 

Betrachtet man die Sache vorurteilsfrei, so wird man zugeben 
müssen, daß dem Gedankengang, der dem Anarchismus zugrunde 
liegt, eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden kann. 
Die Gesetze — das läßt sich ja nicht leugnen — sind ein Notbeheltf, 
der den Zweck verfolgt, ein geordnetes Zusammenleben der Men- 
schen zu ermöglichen und sie zu einem harmonischen Zusammen- 
wirken zu verhalten. Und weil die Gesetze immer nur auf den 
Durchschnitt zugeschnitten sein können, kann es nicht ausbleiben, 
daß ihre Herrschaft gerade von den besten und edelsten Menschen 
im einzelnen Falle oft als eine drückende Fessel empfunden wird. 
Der Anarchismus hat daher so ganz unrecht nicht, wenn ihm die 
Abwesenheit jedes Zwanges und jeder Herrschaft als Idealzustand 
vorschwebt. Er übersieht dabei nur eines, daß nämlich die Voraus- 
setzung der Verwirklichung jenes Idealzustandes fehlt; jenes 
Gesellschaftsideal wäre nämlich sehr leicht zu verwirklichen, wenn 
die Menschen eben keine Menschen, sondern Engel wären. — Ein 
anderes als dieser theoretische Anarchismus ist freilich der sog. 
„Anarchismus der Tat“, der vor keinem Mittel zurückschreckt, um 
die heutige Rechts- und Gesellschaftsordnung umzustoßen. 


£f) Die Methode der Nach-Smithschen Zeit. 

Die Methoden der wissenschaftlichen Forschung sind — wie 
oben bereits bemerkt wurde —: die Induktion und die Deduk- 
tion. Nun bedarf es keines weiteren Beweises, daß die induktive 
Forschung die mühsamere und zeitraubendere ist. Wer induktiv 
forschen will, der muß hinaus in die Natur oder ins wirkliche 
Leben, er muß zahlreiche, möglichst genaue Beobachtungen machen ; 
und erst wenn er ein reiches Tatsachenmaterial zusammengetragen 
hat, kann er darangehen, dasjenige zu suchen und herauszugreifen, 
was all den beobachteten Tatsachen oder Erscheinungen gemeinsam 
ist. Demgegenüber repräsentiert die Deduktion ein viel einfacheres 
und bequemeres Verfahren; man geht von irgendwelchen wirklich 
oder auch nur vermeintlich richtigen allgemeinen Sätzen aus und 
begnügt sich, aus diesen Prämissen auf dem Wege des logischen 
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Denkens Schlußfolgerungen zu ziehen. Diese Methode der For- 
schung gewährt den großen Vorteil, daß man die bequeme Studier- 
stube nicht zu verlassen braucht. Tatsächlich zeigt sich’s auch, daß 
die Menschen, wenn sie darangehen, irgendwelche Erscheinung zu 
studieren, jedesmal mit der Spekulation, dem deduktiven Denken, 
beginnen. Dies gilt denn auch von der Wirtschaftswissenschaft. 

Bei den Schriftstellern des Altertums und des Mittelalters kann 
man allerdings von einer Methode der wissenschaftlichen Forschung 
überhaupt noch nicht sprechen. Sie erörterten zwar — wie bereits 
oben erwähnt wurde — einzelne wirtschaftliche Fragen, aber es 
fehlte ihnen noch die Erkenntnis des Zusammenhangs; bis zum Be- 
griffe einer einheitlichen ‚„Volks“wirtschaft hatten sie sich noch 
nicht durchgerungen. Zu dieser Erkenntnis gelangten erst die 
Merkantilisten, weil sie sich zum ersten Male die Frage vorlegten: 
„Wie kann man ein ganzes Volk reich machen ** Darüber hinaus 
kam aber ihre „Wissenschaft“ nicht. Von einer „Methode“ der 
wissenschaftlichen Forschung ist bei ihnen schon aus dem Grunde 
keine Rede, weil der Merkantilismus anfänglich nichts anderes war, 
als ein System praktischer Regierungsmaßregeln, und weil die Re 
gierungen jener Zeit überhaupt nicht wissenschaftlich grübelten, 
sondern kurzweg anordneten oder taten, was ihnen als wünschens- 
wert erschien. 

Erst die Physiokraten und Adam Smith, die darauf aus- 
gingen, die merkantilistische Wirtschaftspolitik der Staaten theore- 
tisch zu bekämpfen, waren gezwungen, wissenschaftlich zu denken 
und demgemäß auch sich einer Methode der wissenchaftlichen For- 
schung zu bedienen. Dies gilt denn auch ganz besonders von Adam 
Smith. Ihm war es in erster Reihe darum zu tun, den Beweis zu 
erbringen, daß das merkantilistische Vielregieren in wirtschaftlichen 
Dingen von Übel ist. Sollte ihm aber diese Beweisführung gelingen, 
so mußte er zeigen, daß die Menschen „von selbst“, d. h. durch 
ihren natürlichen Verstand und die tatsächlichen Vorgänge im wirt- 
schaftlichen Leben, veranlaßt werden, dasjenige zu tun, was die 
merkantilistisch angehauchten Regierungen durch ihre unzähligen 
Vorschriften und Eingriffe in das Wirtschaftsleben erzielen wollten, 
daß also die Menschen aus freien Stücken immer dasjenige tun 
und tun werden, was der Gesamtheit wünschenswert ist. Das heißt 
also mit anderen Worten: Smith legte sich vor und suchte zu be- 
antworten die Frage: „Wie wirtschaften die Menschen ?“ 


' 
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Wer vorurteilsfrei und unbefangen an diese Frage herantritt 
und nüchtern zu denken gewohnt ist, wird sich sagen müssen, daß 
man — wenn man erfahren will, wie sich die Menschen auf irgend- 
einem Gebiete des praktischen Lebens, also auch auf dem des Wirt- 
schaftslebens, tatsächlich verhalten, d.h. also, wenn man erfahren 
will, was die Menschen in dieser oder jener Lebenslage wirklich 
tun — hinausgehen und sie beobachten, oder daß man mit ihnen 
reden und sie eventuell befragen muß. Und da ferner die Menschen 
nicht nur heute wirtschaften, sondern schon vor Hunderten und 
Tausenden von Jahren wirtschaftlich tätig waren, so wird man die 
historischen Quellenwerke zur Hand nehmen und — soweit dies 
eben möglich ist — danach forschen müssen, wie die Menschen 
früherer Zeiten sich in wirtschaftlichen Dingen verhalten habefl. Da; 
alles tat Adam Smith nicht. Einerseits war er als ehemaliger 
Professor der Philosophie gewohnt, in erster Reihe deduktiv zu 
denken, und andererseits schien ihm die Frage: „Wie wirtschaften 
die Menschen ?“ so einfach und selbstverständlich, daß jeder normal 
denkende Mensch sie sofort beantworten kann. Sein Gedanken- 
gang, den er allerdings nirgends in scharfer Formulierung hinstellt 
und ausspricht, war ungefähr der folgende: 

1. Im wirtschaftlichen Leben — das ist selbstverständlich und 
bedarf keines weiteren Beweises — verfolgt jeder seinen persön- 
lichen Vorteil, d.h. also in unserer arbeitsteiligen und geldwirt- 
schaftlichen Zeit, jeder will möglichst viel erwerben, oder mit 
anderen Worten: jeder will seine Produkte oder seine Leistungen 
möglichst teuer verkaufen. Oder abermals mit anderen Worten: 
das Selbstinteresse ist die Triebfeder des wirtschaftlichen Handelns. 

2. Jeder wünscht, wie gesagt, seine Produkte oder seine Lei- 
stungen möglichst teuer zu verkaufen. Dies kann ihm aber nur 
dann gelingen, wenn er seine Produkte oder seine Dienstleistungen 
möglichst den Wünschen der anderen (der Kauflustigen) anpaßt. 
Das heißt, jeder wird durch seine eigenen Interessen veranlaßt, das- 
jenige zu tun, was den übrigen Menschen (der Gesamtheit) am 
wünschenswertesten ist. Und sollte es da oder dort vorkommen, 
daß dieser oder jener Produzent in seiner Kurzsichtigkeit wähnte, 
er könne einen. größeren Gewinn einheimsen, wenn er seine Pro- 
dukte oder Leistungen über Gebühr teuer verkauft, oder wenn er 
seinem Abnehmer eine schleuderhafte und unsolide Arbeit liefert, 
so wird er durch die herrschende Konkurrenz bald eines Besseren 


80 Einleitung. II. Die Wissenschaft der Nationalökonomie. 


belehrt werden. Er wird seine Kundschaft verlieren und wird die 
Beobachtung machen, daß seine Kundschaft sich an einen solideren 
Produzenten wendet. Das heißt mit anderen Worten: Adam 
Smith geht von der stillschweigenden Voraussetzung aus, daß im 
Wirtschaftsleben im allgemeinen die Interessen des einzelnen mit 
denen der Gesamtheit parallel gehen, und daß dort, wo ausnahms- 
weise einmal eine Kollision dieser Interessen vorliegt, diese Kolli- 
sion durch den regelnden Einfluß der Konkurrenz gehoben wird. 
Aus diesem Grunde aber muß eben die Konkurrenz „frei“, d. h. 
sie darf nicht unterbunden oder gehemmt sein. Alle Gesetze oder 
Vorschriften, durch welche die Konkurrenz eingeengt wird, sollen 
aufgehoben werden. 

3.®*Jeder will ungehindert seinem Erwerbe nachgehen. Wel- 
chen Erwerbszweig er aber ergreifen und wie er seinen Geschäfts- 
betrieb einrichten soll, das ist ausschließlich seine Sache, denn nur 
er hat den Einblick in die Verhältnisse seiner Umgebung, nur er 
kennt die Wünsche und Neigungen seiner Kundschaft. Desgleichen 
ist es ausschließlich seine Sache und geht es niemanden etwas an, 
auf welche Weise er sich die zu seinem Geschäftsbetriebe erforder- 
lichen Kenntnisse und Geschicklichkeiten aneignen will oder an- 
geeignet hat. Das heißt also, Adam Smith nimmt an, daß 
jeder die erforderliche Dosis von Verstand und Einsicht schon von 
selbst mitbringt und daher am besten weiß, was ihm frommt. Und 
ein Gleiches gilt selbstverständlich vom Kauflustigen.. Die Regie- 
rung soll sich daher in diese Angelegenheiten nicht einmischen. 

4. Jeder wünscht möglichst viel zu erwerben, beziehungsweise 
als Käufer seinen Vorteil nach Kräften zu wahren. Jedem Kauf- 
und Verkaufabschlusse liegt ein zweiseitiger Vertrag zugrunde, 
in welchem die beiden vertragschließenden Teile einander frei 
gegenübertreten. Findet also der Verkaufslustige, daß der andere 
ihm zu wenig bietet, oder findet der Kauflustige, daß der andere 
zu viel fordert, so wird das Geschäft nicht zustande kommen, denn 
keiner von beiden ist gezwungen, den Vertrag abzuschließen. (Im 
Falle eines direkten Zwanges oder eines Betruges liegen die Dinge 
allerdings anders.) Das heißt also, Adam Smith nimmt an, dab 
bei jedem sog. „freien“ oder „freiwillig geschlossenen“ Vertrage 
sich die beiden Kontrahenten als ebenbürtige, d.i. als gleich kluge 
oder gleich geschäftskundige und als wirtschaftlich gleich starke 
Partner gegenübertreten, 
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Sind Jiese vier Voraussetzungen zutreffend, d. h. wirtschaften 
die Menschen in der Tat so, wie Adam Smith es schildert, so 
gelangt man damit notwendig zu der Schlußfolgerung, die er aus 
diesem wirtschaftlichen Handeln der Menschen zieht, daß nämlich 
die Staatsgewalt sich so wenig als möglich in das Wirtschaftsleben 
einmengen soll, oder, wie die.ihm in dieser Richtung so nahestehen- 
den Physiokraten sich ausdrückten: „laissez faire, laissez aller, 
le. monde va de lui möme.“ 

Treffen aber diese vier Voraussetzungen nicht zu, d. h. 

1. kommt es vor, daß ein Teil der Menschen im Kampfe ums 
Dasein (d. i. eben im Wirtschaftsleben) seine Sonderinteressen 
rücksichtslos verfolgt, während ein anderer Teil sich durch alle 
erdenklichen Nebenrücksichten (Gesetz, Moral, Sitte, Nächsten- 
liebe, Indolenz etc.) leiten läßt; 

2. kommt es vor, daß die Interessen der einzelnen und die der 
Gesamtheit — und zwar nicht nur ausnahmsweise, wie Adam 
Smith meint, sondern — sehr häufig miteinander kollidieren, 
und daß die Konkurrenz, auch wenn man alle ihr entgegenstehenden 
gesetzlichen Schranken beseitigt, sich doch nicht immer einstellt; 

3. kommt es vor, und leider kommt es sehr häufig vor, daß nicht 
jeder die erforderliche Dosis von Verstand und Einsicht von Hause 
aus mitbringt, daß also nicht jeder am besten weiß, was ihm frommt; 

4. kommt es vor, daß die im Vertragsabschlusse einander gegen- 
übertretenden Kontrahenten nicht immer (richtiger gesagt: nur 
ausnahmsweise) ebenbürtige Partner sind (der eine ist vielleicht 
ein geschäftskundiger geriebener Kunde, der andere ein gutgläu- 
biger, wenig erfahrener Mensch — der eine befindet sich in einer 
unabhängigen, gefestigten Stellung, der andere steht unter dem 
Einflusse eines inneren, nicht nach außen hervortretenden Zwanges; 
er wird vielleicht von seinen Gläubigern gedrängt, vielleicht will 
er auswandern, vielleicht wird er durch seinen Gesundheitszustand 
usw. veranlaßt, das Geschäft abzuschließen), dann zeigt sich’s eben, 
daß die Menschen nicht immer in der Weise wirtschaftlich han- 
deln, wie Adam Smith es annimmt, und damit fällt dann auch 
die von ihm hieraus gezogene Schlußfolgerung, daß die Staatsgewalt 
sich um die wirtschaftlichen Dinge möglichst wenig bekümmern 
soll, haltlos in sich zusammen. | 
Ein wesentlich neuer Gedanke wurde durch Adam Smith in 
die nationalökonomische Wissenschaft hineingetragen, und das ist 
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die Frage nach der Verteilung des Volkseinkommens. Die Bewohner 
des britischen Inselreiches sind bekanntlich tüchtige Geschäftsleute 
und gute Rechner. Für jeden Geschäftsmann ist es von größter 
Bedeutung, genau Buch zu führen, um ein Bild davon zu gewinnen, 
nicht nur wie das ganze Geschäft geht, sondern auch, wie sich jeder 
Teil des Geschäfts oder jeder Teil des eingeschossenen Vermögens 
rentiert. Adam Smith hatte insbesondere die englischen Guts- 
pächter im Auge und sah, wie der Pächter mit seinem eigenen 
Kapital auf fremden Grundstücken mit gedungenen Arbeitskräften 
wirtschaftet. Dies führte ihn zu der Frage, wie sich das Rohein- 
kommen des Pächters und — indem er einen Schritt weiterging — 
wie sich das Einkommen eines ganzen Volkes verteilt. Die Ant- 
wort lautete: dem Pächter gehören die erzielten Früchte, diese 
bilden sein Roheinkommen, aus diesem bezahlt er erstens die Pacht- 
rente an den Grundeigentümer, sodann bezahlt er die Löhne seiner 
Arbeiter, und was übrigbleibt, gehört ihm, dem Pächter, und bildet 
seinen Kapitalgewinn. Ein gleiches gilt vom Volkseinkommen, 
dieses verteilt sich zwischen den Grundbesitzern, den Kapitalisten 
und den Arbeitern. Damit war der Grundstein gelest zu der Lehre 
von der Verteilung des Einkommens, d.h. die Lehre von der Grund- 
rente, dem Kapitalzins, dem Arbeitslohn und dem Unternehmer- 
gewinn. | 

Die Smithsche Lehre wurde für mehr als ein halbes Jahr- 
hundert die tonangebende, fast die gesamte auf Smith folgende 
Literatur bewegt sich in den von ihm gewiesenen Bahnen. Wie 
schon oben angedeutet wurde, fiel es keinem seiner zahlreichen Nach- 
folger ein, hinauszugehen in die wirkliche Welt und sich’s anzusehen, 
wie die Menschen sich im Wirtschaftsleben tatsächlich verhalten, 
vielmehr glaubten sie alle, die Frage, wie die Menschen wirtschaften, 
auf dem Wege des deduktiven Denkens beantworten zu können. 
Und hieraus ergaben sich zwei folgenschwere Irrtümer. 

Indem nämlich diese Autoren ebenso wie Smith — wenn auch 
vielfach unbewußt — immer von den vorstehenden vier Voraus- 
setzungen ausgingen, von denen Smith ausging, mußten sie selbst- 
verständlich zu dem gleichen Resultate gelangen wie dieser, daß 
nämlich jede Einmischung der Regierung in das Wirtschaftsleben 
von Übel sei. So entstand jene, speziell um die Mitte des abgelau- 
fenen Jahrhunderts in der üppigsten Blüte gestandene national- 
ökonomische Pseudowissenschaft, deren ganze Weisheit in dem 
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Worte „freie Konkurrenz“ gipfeltee Wo immer zu jener Zeit von 
irgendeiner Seite Klage über wirtschaftliche Mißstände laut wur- 
den — jedesmal lautete die Antwort der „Freihandelsschule‘‘, das 
sei ganz natürlich und selbstverständlich, weil eben zu wenig Frei- 
heit und Konkurrenz herrsche. Man räume nur die gesetzlichen 
Schranken hinweg, die sich der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit 
entgegenstellen, dann werde sich schon alles „von selbst“ machen. 
Einen großen Vorteil hatte diese „Wissenschaft“, sie war leicht zu 
erlernen. Auf der anderen Seite darf man allerdings nicht ver- 
gessen, daß die Forderung der Hinwegräumung der gesetzlichen 
Schranken zu jener Zeit eine gewisse Berechtigung hatte, weil 
speziell die ganze damalige Gewerbeverfassung sowie die Zollgesetz- 
gebung noch auf die früheren kleinen Verhältnisse zugeschnitten 
und mit der modernen, zu Beginn des 19. Jahrhunderts einsetzen- 
den Entwicklung (Maschinenwesen — Eisenbahnen) nicht mehr 
vereinbar war. Jene älteren gesetzlichen Vorschriften und staat- 
lichen Einrichtungen mußten zum Falle gebracht werden und wur- 
den zum Falle gebracht, aber trotzdem gibt es keinen Kulturstaat, 
der das physiokratisch-Smithsche „Laissez faire“ zum Leitstern 
seiner Wirtschaftspolitik erhoben hätte. In allen Staaten gibt es 
allgemeine Gesetze, welche das Wirtschaftsleben regeln. In allen 
Staaten gibt es Spezialvorschriften, durch welche der Betrieb dieser 
oder jener für das Gemeinwesen besonders wichtigen Unternehmung 
(wie etwa die großen zentralen Zettelbanken, Eisenbahnunterneh- 
mungen, die Gas- oder Elektrizitätswerke in den Städten usw.) bis 
ins Detail hinunter geregelt wird (die sog. „regulierten Unterneh- 
mungen“ oder „delegierten Verwaltungen“). Und in allen Staaten 
kommt es vor, daß die betreffende Gesamtheit (Staat, Provinz, 
Gemeinde) den Betrieb der fraglichen Anstalten selbst in die Hand 
nimmt, wenn sie zu der Überzeugung gelangt, daß auch die sog. 
regulierte Unternehmung nicht so funktioniert, wie es im Interesse 
der Gesamtheit wünschenswert ist. | 
Der zweite noch folgenschwerere Irrtum ist eine Konsequenz 
jener Vorstellung, daß im Preiskampfe (beim Geschäftsabschlusse) 
sich jedesmal zwei ebenbürtige, d. h. zwei gleich starke Partner 
gegenüberstehen. Die Vertreter der Freihandelsschule hatten nicht 
_ die leiseste Ahnung davon, daß die Kräfte ungleich verteilt sein 
können, und daß daher der stärkere Teil die Macht hat, den Preis 
zu seinen Gunsten und zuungunsten des anderen Teiles zu beein- 
6* 
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flussen. Sie hatten immer nur das mit handgreiflicher Deutlichkeit 
vorliegende Verhältnis von Angebot und Nachfrage im Auge und 
konnten sich’s gar nicht vorstellen, daß die betreffenden Kreise 
durch ein solidarisches Vorgehen sowohl das Angebot als auch die 
Nachfrage willkürlich einschränken, also hier den Preis ihrer 


Artikel künstlich erhöhen, dort den Preis der fremden Artikel 


künstlich drücken können. Ihnen erschienen Angebot und Nach- 
frage als gegebene Größen, gewissermaßen als Naturkräfte, die nach 
bestimmten „ewigen ehernen großen Gesetzen‘ aufeinanderwirken 
und demgemäß ein naturgesetzlich bestimmtes Resultat ergeben, 
das durch Menschenkraft nicht abgeändert werden kann. Dies galt 
nach ihrer Meinung ganz besonders von der sog. Verteilung des 
Volkseinkommens; Grundrente, Kapitalzins, Arbeitslohn und 
Unterhehmergewinn waren nach der Meinung jener Autoren die 
Resultanten des Aufeinanderwirkens jener Naturkräfte, die der 
Mensch ebenso hinnehmen muß wie etwa den Wellenschlag des 
Ozeans, den er auch nicht meistern kann. 

Eine fernere Reihe von Irrtümern ist auf den Umstand zurück- 
zuführen, daß die ersten Nachfolger von Adam Smith ebenso wie 
dieser unter dem Banne der sog. Aufklärungsphilosophie standen, 
und daß sie nicht historisch zu denken vermochten. Die sog. Auf- 
klärungsphilosophie geht bekanntlich immer nur vom Individuum 
aus und hat immer nur dieses im Auge, und dadurch wurde die 
Lehre von der Güterproduktion und teilweise auchdie Lehre von der 
Einkommensverteilung in ein schiefes Licht gerückt. Ad. Smith 
als Sohn seiner Zeit sah — wie an späterer Stelle eingehender 
dargetan werden soll — immer nur das Individuum. Er sah, wie 
der Schuhmacher das Leder in der Hand hat und wie er mw Hilfe 
seiner Werkzeuge das Leder zu Schuhen formt, und auf Grund 
dieser grobsinnlichen Wahrnehmung stellt er die Behauptung auf, 
der Schuhmacher, und zwar der Schuhmacher allein habe die 
Schuhe „gemacht“, d. h. produziert. Und weil der Richter, der 
Verwaltungsbeamte, der Lehrer, der Arzt, der Soldat usw. das Leder 
und die Werkzeuge nicht in der Hand gehabt haben, zieht er hier- 
aus den Schluß und stellt den Satz auf, daß nur die materielle 
Arbeit „produktiv“ sei, nıcht aber die sog. immaterielle Arbeit. 
Daß der sog. „materielle“ Arbeiter nur aus dem Grunde arbeiten 
kann, weil die gedachten anderen Personen es ihm ermöglichen, 
seiner Berufsbeschäftigung ruhig nachzugehen, das entging seinem 
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Blicke. Die Vertreter der sozialistischen Lehre, die sich in diesem 
Punkte auf die von Smith vorgetragene Lehre und auf den Satz 
stützen, daß jedem Arbeiter der volle Ertrag ‚seiner‘ Arbeit ge- 
bühre, ziehen dann hieraus den Schluß, daß streng genommen dem 
materiellen oder Handarbeiter allein das ganze Produkt gehöre. — 
Die heutige Forschung lehrt, daß man nirgends das isolierte Indi- 
viduum ins Auge fassen darf, daß man vielmehr umgekehrt vom 
Nationalprodukt (dem gesamten Arbeitsprodukt des ganzen Volkes) 
ausgehen muß und nur sagen kann, daß jeder Angehörige dieses 
Volkes, der in irgendeiner Weise nützlich tätig war, an dem Zu- 
standekommen dieses Nationalproduktes mitgearbeitet hat. Jeder 
Versuch, den Anteil des einzelnen auf Heller und Pfennig aus- 
rechnen und damit seinen „gerechten Lohn“ ausmitteln zu wollen, 
ist ein müßiges Beginnen. 

Adam Smith und seine ersten Nachfolger hatten ferner, 
wie erwähnt, nicht die leiseste Ahnung davon, daß es auch eine 
Wirtschaftsgeschichte gebe. Sie betrachteten vielmehr alle wirt- 
schaftlichen Vorgänge immer nur durch die Brille der Gegenwart. 
Wo sie daher gewisse Erscheinungen aus den Vorgängen früherer 
Zeiten erklären zu müssen glaubten, da dachten sie nicht entfernt 
daran, in den historischen Urkunden oder Aufzeichnungen nach- 
zuforschen, sondern sie konstruierten sich — wenn man so sagen 
‚darf — die Geschichte ganz willkürlich nach rückwärts. Sie glaub- 
ten in kindlich naiver Weise, daß unsere heutige Arbeits- und Be- 
rufsteilung seit dem Urbeginn der Zeiten existiert habe und wenn 
sie beispielsweise die Vorgänge des Tausch- und Marktverkehrs er- 
klären wollten, so griffen sie — wie dies Ad. Smith wiederhelt 
tut — auf die nur in ihrer Phantasie existierende „Urzeit“ zurück 
und erzählten, wie schon damals der eine Jäger, der andere Fischer 
war, wie ein Dritter sich ausschließlich mit der Anfertigung von 
Bogen und Pfeilen beschäftigte, wie ein Vierter berufsmäßig Netze 
strickte oder Boote zimmerte und wie dann diese Leute im Urwalde 
oder sonst irgendwo zusammenkamen und regelrechte Tausch- und 
Handelsgeschäfte untereinander abschlossen, wie ferner der Preis 
dieser verschiedenen Artikel entweder je nach der zu ihrer Ge- 
winnung oder Herstellung erforderlichen Arbeitszeit oder je nacn 
dem Verhältnisse von Angebot und Nachfrage „selbstverständlich“ 
zustande kam usw. Heute wissen wir, daß die Dinge sich nie und 
nimmer in dieser Art und Weise abgespielt haben. Die moderne 
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historische und prähistorische Forschung lehrt uns, daß der Mensch 
nie isoliert nur für sich gewirtschaftet hat, daß der Mensch gerade 
umgekehrt ein sog. Herdenwesen ist, daß er nie und nirgends 
isoliert, sondern immer und speziell in der Urzeit nur als Ange- 
höriger einer sozialen Gruppe (Horde, Stamm, Gens, Sippe u. dgl.) 
auftrat, und daß diese ursprünglichen kleinen Horden oder Stämme 
allerorts eine gemeinsame Wirtschaft führten, d. h. daß sie gemein- 
sam für ihren Unterhalt sorgten. Diese ursprünglichen Verbände 
haben sich später erweitert und gelockert, sie sind heute scheinbar 
verschwunden, aber trotzdem sind sie auch heute als „‚soziale Klasse“ 
noch immer vorhanden, und demgemäß gibt es auch heute keine 
wirklich isolierte oder Einzelwirtschaft, sondern jede sog. Einzel- 
wirtschaft ist durch tausend unsichtbare Fäden mit allen übrigen 
Wirtschaften verbunden und wird von ihnen nach allen erdenk- 
lichen Richtungen hin beeinflußt. 

Man urteilt wohl kaum zu hart, wenn man die (größere) erste 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts als eine Periode der Ver- 
flachung (vielleicht richtiger gesagt: „der Plattheit‘‘) der national- 
ökonomischen Wissenschaft bezeichnet, und die Erklärung dieser 
Tatsache ist in den allgemeinen Zeitverhältnissen, d. i. also ganz 
besonders in der allgemeinen Erschlaffung in der langen Ära des 
Friedens nach den Befreiungskriesen zu suchen. Das wirtschaft- 
liche Leben stagnierte, man sah keinen Fortschritt auf dem Gebiete 
der Landwirtschaft, der Industrie und des Verkehrswesens. In 
Deutschland kam noch ein besonderer Umstand hinzu, nämlich der, 
daß die Universitäten zumeist in kleinen Städten errichtet waren. 
Die dortigen Professoren sahen (bis in die vierziger Jahre) über- 
haupt nicht viel mehr von der Welt als die menschenleeren Straßen 
ihres heimatlichen Städtchens; wollten also die damaligen National- 
ökonomen ihrem Arbeitsdrange nachkommen, so blieb ihnen gar 
nichts anderes übrig, als sich in ihre Studierstuben einzuschließen 
und dort über Grundrente, Kapitalzins, Arbeitslohn und Unter- 
nehmergewinn zu grübeln. So entstand jene öde nationalökono- 
mische Scholastik, die das Höchste geleistet zu haben glaubte, wenn 
sie etwa den schon zehnmal gespaltenen Begriff des Unternehmer- 
gewinnes noch weitere zehnmal spaltete. 
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g) Die moderne Forschung. 

Ein frischerer Zug kam in die nationalökonomische Wissen- 
schaft erst infolge des Auftretens der sozialistischen Schriftsteller, 
in Deutschland speziell durch die Begründer des.sog. ‚„‚wissenschaft- 
lichen Sozialismus“ (des „halben Kommunismus“): Rodbertus 
(geb. 1806, gest. 1875), Marx (geb. 1818, gest. 1883) und Las 
salle (geb. 1825, gest. 1864), d. i. also ungefähr in den sechziger 
und siebenziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts. Diese 
Schriftsteller gehen — wie oben auseinandergesetzt wurde — vou 
der Überzeugung aus, daß der Arbeiter vom Kapitalisten „ausge- 
'beutet‘“ werde, d. h. sie gehen von der Überzeugung aus, daß eigent- 
lich und von Rechts wegen dem Arbeiter der sog. „volle Arbeits- 
ertrag“ gebühre, und suchen nun nachzuweisen, wie durch die 
Institution des privaten Grund- und Kapitaleigentums dem Grund- 
besitzer und dem Kapitalisten eine Handhabe geboten wurde, dem 
Arbeiter einen Teil seines Arbeitsertrages (eigentlich in wider- ' 
rechtlicher Weise) zu entziehen und in die eigene Tasche gleiten 
zu lassen. Durch diese Lehre wurde der frühere Glaube an die 
Richtigkeit der Grundlagen der sog. orthodoxen Nationalökonomie, 
der Glaube, daß die Höhe der verschiedenen Einkommenszweige 
(Grundrente, Kapitalzins, Arbeitslohn und Unternehmergewinn) 
durch die obenerwähnten, vermeintlich unabänderlichen „Gesetze“ 
festgesetzt werde, erschüttert, und damit kam das ganze Lehrgebäude 
ins Wanken, und die weitere Konsequenz hiervon ist, daß die For- 
scher heute auf der ganzen Linie daran sind, die Wirtschaftswissen- 
schaft neu und gehörig zu fundamentieren. Oder mit anderen 
Worten, man ist zu der Überzeugung gelangt, daß man die Frage: 
„Wie wirtschaften die Menschen ?“ nicht länger auf dem Wege des 
lediglich deduktiven Denkens beantworten kann, und daher geht 
heute (d. h. seit ungefähr fünfzig Jahren) das Bestreben der 
nationalökonomischen Forschung dahin, das wirtschaftliche Tun 
und Lassen der Menschen empirisch, d. h. auf dem Wege der Beob- 
achtung, zu ergründen. Demgemäß kann man heute drei Rich- 
tungen der wissenschaftlichen Forschung unterscheiden. 

a) Die historische Riehtung. Die Vertreter dieser 
Richtung — die aber darum in keinem Gegensatz zu den beiden 
anderen Richtungen treten — gehen von der Anschauung aus, daß 
es nicht genügt, die heutigen Verhältnisse zu studieren, sondern, 
daß man auch die wirtschaftlichen Verhältnisse der Vergangenheit 
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erforschen müsse, weil das Bestehende nur verständlich wird, wenn 
man seinen Werdegang kennengelernt hat. Die Vertreter dieser 
Richtung befassen sich in erster Reihe mit der Wirtschaftsgeschichte, 
sie wollen also beispielsweise erforschen, wie etwa die Handwerks- 
meister einerseits, die Handwerksgesellen andererseits sich unter 
der Herrschaft der mittelalterlichen Zunftverfassung verhalten 
haben; in welcher Lage sich die Grundbesitzer und die ländlichen 
Arbeiter in diesem oder jenem vergangenen Jahrhunderte befanden ; 
wie sich im Zaufe der Zeit der Handel, das Geld- und Kredit- 
wesen usw. gestaltet und entwickelt hat. Und immer ist das Ziel 
der Forschung darauf gerichtet, zu ergründen, wie zu dieser oder 
jener Zeit die Menschen und warum sie so gewirtschaftet haben. 
ß) Die realistische und sozialpolitische Riceh- 
tung. Sucht die historische Richtung das wirtschaftliche Han- 
deln der Menschen in der Vergangenheit zu erforschen, so forscht 
die sog. realistische und sozialpolitische Richtung danach, wie die 
heutigen Menschen und warum sie so wirtschaften. Wenn also bei- 
spielsweise der eine nach England ging, um dort die Gewerkvereins- 
bewegung der Arbeiter aus eigener Anschauung kennenzulernen 
und dieselbe sodann zu schildern; wenn ein anderer Erkundi- 
gungen über die Kartelle der Unternehmer einzog und ein Bild 
dieser Bewegung zu entwerfen versuchte, wenn ein Dritter und 
Vierter die englischen oder französischen Eisenbahnen zum Gegen- 
stande seiner Spezialstudien gemacht hat; wenn irgendeine Re- 
sierung oder ein Parlament eine Enquete veranstaltet und so und 
so viele Personen etwa über die wirtschaftliche Lage der Berg- 
arbeiter, über den Terminhandel oder eine sonstige Erscheinung 
einvernimmt; wenn der „Verein für Sozialpolitik“ so und so viele 
Personen ersucht, in ihrem Wohnsitz die Verhältnisse etwa der 
Handwerker, der hausindustriellen Arbeiter, der Kleingrundbe- 
sitzer, der Hausierer o. dgl. zu studieren und darüber zu berichten; 
wenn ein Forscher irgendwelche statistische Tabellen zur Hand 
nimmt, und aus der Veränderung der Ziffern im Laufe der Jahre 
Schlüsse auf die wirtschaftliche Lage dieser oder jener Klasse 
zieht usw. —, so ist das eine sog. ‚realistische‘ Forschung, weil man 
in allen diesen Fällen ergründen will, wie in Wirklichkeit die be- 
treffenden Personen oder Klassen und warum sie so, wirtschaften. 
„Sozialpolitisch“ nennt man diese Richtung aus zwei Gründen. 
Einmal aus dem Grunde, weil sie nicht danach fragt, wie der X 
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oder Y, sondern wie die betreffende soziale Gruppe (die Hand- 
werker, die Kleingrundbesitzer, die Bergarbeiter usw.) wirtschaftet. 
Zum zweiten aus dem Grunde, weil 1 heutige Forschung immer 
bestrebt ist, zu ergründen, welcher sozialen Klasse (ob dem Arbeit- 
geber oder dem Arbeiter, ob dem Grundbesitzer oder dem Indu- 
striellen, ob dem Kreditgeber oder dem Kreditnehmer usw.) diese 
oder jene Einrichtung oder Strömung zum Vorteile oder Nachteile 
gereicht. Ein Gegensatz zwischen dieser und der historischen Rich- 
tung ist schon aus dem Grunde ausgeschlossen, weil das „heute“ 

schon morgen zum „gestern“ geworden ist und somit schon am mor- 
gigen Tage der „Geschichte“ angehört. 

y) Die sog. exakte Riehtung. Eine dritte Richtung, 
die namentlich in Wien ihren Sitz hat und sich „exakt“ nennt, ist 
in erster Reihe bestrebt, die inneren oder psychologischen Vorgänge 
des wirtschaftlichen Handelns, und zwar ganz besonders die der 
Wertschätzung zugrunde liegenden Erwägungen und der sie beein- 
flussenden Momente zu ergründen. Scheinbar steht sie den beiden 
vorher genannten, vorwiegend auf die Erforschung des praktischen 
Wirtschaftslebens hinzielenden Richtungen fern, auch bedient sie 
sich mehr als diese der deduktiven Methode; allein auch sie geht bis 
zu einem gewissen Grade induktiv vor, weil sie eben jene psycho- 
logischen Vorgänge, auf denen das wirtschaftliche Handeln beruht, 
einer genauen Analyse und Erforschung unterzieht. 

‚Erst seit der Zeit, da die nationalökonomische Forschung aufge- 
hört hat, ausschließlich deduktiv vorzugehen, also seitdem sie be- 
sonnen hat, sich vorwiegend der induktiven Methode zu bedienen und 
auf dem Wege der Beobachtung der Tatsachen nach „der Einheit in 
der Vielheit der Erscheinungen“ zu suchen, ist die Nationalökonomie 
in die Reihe der wirklichen Wissenschaften eingetreten. Damit soll 
aber nicht gesagt sein, daß die nationalökonomische Wissenschaft 
gänzlich der deduktiven Methode entraten könnte. In unzähligen 
Fällen muß der Nationalökonom bestrebt sein, sich ein Bild davon 
zu machen, wie die Menschen sich wirtschaftlich verhalten werden, 
wenn etwa dieses oder jenes Gesetz erlassen oder irgendein be- 
stimmtes Ereignis eintreten würde, und zwar muß er bestrebt sein, 
sich dieses Bild zu machen, ohne vorher die Veranstaltung einer 
großen Enquete abwarten zu können, oder dergleichen, und in allen 
derartigen Fällen wird ihm kein anderer Ausweg als der des deduk- 
tiven Denkens übrigbleiben. 
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4. Die „Gesetze“ der Nationalökonomie. 


Die Ausdrücke „Naturgesetz“, „Gesetz“, „Gesetzmäßigkeit“ 
spielen bekanntlich in den verschiedenen Wissenschaften eine große 
Rolle, und so wurde denn auch in der nationalökonomischen Literatur 
vielfach die Frage erörtert, ob es derartige „Naturgesetze“ in der 
Volkswirtschaft gebe oder nicht. Will man diese Frage richtig 
beantworten, so muß man zunächst versuchen, sich über die Bedeu- 
tung dieser Ausdrücke klar zu werden. Die Ausdrücke ‚„Natur- 
gesetz‘ oder „Gesetz“ wurden im vorstehenden ängstlich vermieden ; 
und wenn andere Forscher mit Vorliebe davon sprechen, daß es die 
Aufgabe der Wissenschaft sei, nach den „Gesetzen“ zu forschen, 
welche das betreffende Gebiet beherrschen, so wurde hier mit Vor- 
bedacht bisher immer nur gesagt, daß es die Aufgabe der Wissen- 
schaft sei, nach der ‚Einheit‘ oder nach den „Regelmäßigkeiten“ 
in der Vielheit der Erscheinungen zu forschen. Der Grund hier- 
von ist ein doppelter. 

Zunächst herrscht Streit über die Bedeutung des Wortes „Gesetz“. 
Die einen, wie namentlich die Statistiker, gebrauchen den Ausdruck 
schon dort, wo eine gewisse Erscheinung mit einer gewissen Regel- 
mäßigkeit auftritt. So sprechen z. B. die Statistiker von einer 
„Gesetzmäßigkeit‘“ der scheinbar willkürliehen menschlichen Hand- 
lungen und meinen damit die Tatsache, daß auf je 10 000 oder 
100 000 Menschen jährlich so und so viele Trauungen, Geburten, 
Todesfälle, Selbstmorde usw. vorkommen, oder daß in den einzelnen 
Bahnhöfen jährlich so und so viele Regenschirme, Spazierstöcke, 
Reisetaschen usw. als „vergessen‘‘ vorgefunden werden u. dgl. m. 
Andere wieder, wie z.B. Rümelin (‚Reden und Aufsätze“, Tü- 
bingen 1895, 8.3) wollen den Ausdruck „Gesetz“ in derartigen 
Fällen nicht angewendet wissen, sondern definieren das „Gesetz“ als 
den „Ausdruck für die elementare, konstante, in allen Fällen als 
Grundform erkennbare Wirkungsweise von Kräften“, d.h. sie ver- 
langen, daß der Ausdruck „Gesetz“ nur dort angewendet werde, wo 
man die fragliche Erscheinung deutlich als die Wirkung einer 
bestimmten „Kraft“ erkennt. Ähnlich set Gumplowicez 
(„Grundriß der Soziologie“, Wien 1885, S. 57): „Wo uns Erschei- 
nungen immer in derselben Form der Aufeinanderfolge oder der 
Koexistenz entgegentreten, da sprechen wir von einem dieser Gleich- 
förmigkeit zugrunde liegenden Gesetz.“ 
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Sieht man etwas genauer zu, so zeigt es sich jedoch, daß die 
Meinungsdifferenz keine gar zu weitgehende it. Rümelin ver 
langt, daß die sog. „Kraft“ — sagen wir lieber die „Ursache“ —, 
welche eine bestimmte Wirkung hervorbringt, deutlich erkennbar 
sei, etwa in der Weise, wie wir deutlich sehen, daß Eisen infolge der 
Erhitzung rotglühend wird und schmilzt. Die Statistiker schweigen 
von der Ursache und sprechen schon von einem „Gesetz“, wenn sie 
konstatieren, daß z. B. in den Bahnhöfen regelmäßig so und so viele 
Reiseeffekten herrenlos vorgefunden werden. Vernünftigerweise 
muß man aber doch annehmen, daß auch diese Erscheinung auf 
irgendeine Ursache — mag man sie nun „Hast“ oder „nervöse Auf- 
regung“ der Reisenden oder wie immer nennen — zurückzuführen 
ist. Beide Streitteile stimmen also darin überein, daß sie dort von 
einem sog. „Gesetz“ sprechen, wo eine bestimmte Erscheinung mit 
einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkehrt, weil man entweder 
deutlich sieht oder doch vernünftigerweise annehmen muß, daß 
dieser Tatsache irgendeine bestimmte Ursache zugrunde liege. 

Zum zweiten ist der Ausdruck „Gesetz“ eigentlich ein Verlegen- 
heitsausdruck, den wir jedesmal dort anwenden, wo wir mit unserem 
positiven Wissen zu Ende sind. Wir sehen, daß irgendeine Er- 
scheinung mit einer gewissen Regelmäßigkeit eintritt, kennen aber 
die Ursache dieses regelmäßigen Eintretens nicht. Da wir aber ver- 
nünftigerweise denn doch annehmen müssen, daß hier eine bestimmte 
(regelmäßig wirkende) Ursache vorliege, so helfen wir uns in der 
Weise, daß wir sagen: „Es ist ein ‚Gesetz‘, daß dem so und so sei.“ 
In ähnlicher Weise spricht ja auch der Physiker von „Kräften“, und 
doch weiß kein Sterblicher zu sagen, was so eine „Kraft“ eigentlich 
ist. Mit diesem Vorbehalte kann denn auch von den „Gesetzen“ des 
wirtschaftlichen Lebens gehandelt werden. Indes ist gerade hier 
eine gewisse Vorsicht geboten und muß man zwischen den verschie- 
denen Wissensgebieten unterscheiden. 

Am einfachsten liegen die Dinge auf dem Gebiete der sog. anor- 
ganischen Natur. Die sog. anorganischen Körper sind in gewissem 
Sinne die unempfindlichsten oder konstantesten, d. h. diejenigen, die 
sich verhältnismäßig am wenigsten verändern. Das Eisen beispiels- 
weise bleibt Eisen, ob wir es an den Pol oder unter den Äquator, ob 
wir es in den Schacht des tiefsten Bergwerkes oder auf den Gipfel 
des höchsten Berges bringen. Die anorganischen Körper sind ferner 
verhältnismäßig einfache Körper und reagieren aus diesen beiden 
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Gründen auf eine von außen kommende Einwirkung jedesmal in 
ziemlich gleicher Weise. Hier also ist es relativ leicht, die Regel- 
mäßigkeit in dem Verhalten dieser Körper gegenüber einer von 
außen kommenden Einwirkung (d.i. die sog. „Gesetze“, denen die 
anorganischen Körper unterworfen sind), aufzufinden und zu kon- 
statieren. So z.B. war es verhältnismäßig leicht, das „Gesetz“ zu 
entdecken, daß das Eisen bei entsprechender Erwärmung rotglühend 
wird und schmilzt. 

Dementgegen sind die lebenden Organismen nicht nur überaus 
empfindlich, sondern auch (im chemischen Sinne) sehr komplizierte 
Körper, die eben wegen ihrer Empfindlichkeit oder Veränderlich- 
keit der chemischen Analyse die größten Schwierigkeiten bereiten, 
und demgemäß ist denn auch unsere Kenntnis der Organismen nach 
dieser Richtung hin eine noch ziemlich lückenhafte. Die notwendige 
Folge hiervon ist, daß es ungeheuer schwer ist, die Regelmäßigkeit 
in der Reaktion der Organismen auf äußere Einwirkungen zu er- 
kennen. Durch die Beobachtungen, die wir speziell auf dem Gebiete 
der anorganischen Natur gemacht haben, und durch die ganze Natur 
unseres Denkens sind wir allerdings zu der Annahme gezwungen, 
daß die gleiche Einwirkung auf gleiche Körper in allen Fällen die 
gleiche Reaktion hervorrufen müsse, und im allgemeinen trifft dies 
wohl auch bei den Organismen zu. Im einzelnen Falle gestaltet sich 
jedoch die Wirkung sehr verschieden und weiß beispielsweise jeder 
Arzt genau, daß er bei der Wahl der Mittel, die er seinen Patienten 
verschreibt, vorsichtig zu Werke gehen muß, weil die einzelnen 
Individuen — auch bei der nämlichen Krankheit — auf das näm- 
liche Medikament sehr verschieden reagieren. Der Grund .dieser 
ungleichen Reaktion, die wir im voraus nie mit mathematischer 
Genauigkeit angeben können, ist lediglich in dem Umstande zu 
suchen, daß die einzelnen Individuen — wie man zu sagen pflegt — 
verschieden „organisiert“, d.h. daß sie ungleich zusammengesetzt 
sind, und daß wir eben diese „Organisation“ der einzelnen Indivi- 
duen niemals genau kennen. 

Und nun erst das Gebiet des sog. geistigen Lebens! Ist schon 
unsere Kenntnis der Organismen, wie eben erwähnt, eine sehr unge- 
naue, so kennen wir den unendlich komplizierten und feiaen 
Mechanismus des sog. geistigen Lebens der einzelnen Menschen noch 
viel weniger und können um so weniger auch nur mit einiger Wahr- 
scheinliehkeit angeben, wie die einzelnen Individuen auf eine be- 
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stimmte äußere Einwirkung reagieren werden. Lehrt uns doch die 
Erfahrung sozusagen tagtäglich, daß der eine durch die Wider- 
wärtigkeiten des Lebens zur Verzweiflung und Selbstmord getrieben 
wird, während ein zweiter durch die gleichen Schicksalsschläge 
zur äußersten Energie angespornt wird, so daß er sich gewaltsam 
aufrafft und der Schwierigkeiten Herr wird. Lehrt aber die Er- 
fahrung, daß das Individuum, wenn wir es nicht sehr genau kennen, 
für uns unberechenbar ist, und daß wir nie mit Bestimmtheit an- 
geben können, wie es sich einer von außen her kommenden Einwir- 
kung gegenüber verhalten wird, so lehrt uns die Erfahrung doch 
andererseits wieder, daß das Verhalten der verschiedenen ethnischen 
und sozialen Gruppen sich — wie inbesondere Gumplowiecz 
(„Der Rassenkampf“, Innsbruck 1883, S. 37) hervorhebt — bis zu 
einem gewissen Grade sehr wohl im voraus bestimmen läßt, weil es 
eben gewisse Regelmäßigkeiten aufweist. Jeder Politiker und nicht 
nur jeder Politiker, sondern jeder, der das öffentliche Leben mit 
nur einiger Aufmerksamkeit verfolgt, weiß bis zu einem gewissen 
Grade sehr wohl, wie sich die verschiedenen politischen und sozialen 
Parteien, also beispielsweise die konservative, die liberale, die 
klerikale, die Militärpartei usw., oder wie sich die Agrarier (und 
zwar die großen Grundbesitzer einerseits, die kleinen andererseits), 
die Börsenkreise, ‘die Kaufleute (und zwar auch wieder die großen 
einerseits, die kleinen andererseits), . die Großindustriellen, die 
Handwerker, die Arbeiter usw. usw. den verschiedenen politischen 
und wirtschaftlichen Fragen gegenüber verhalten werden. 

Die Erklärung dieser auf den ersten Blick befremdenden Er- 
scheinung kann nur in der Tatsache gefunden werden, daß die 
Menschen bei aller Verschiedenheit im einzelnen, doch im großen 
ganzen ebenso geistig wie körperlich gleichartig organisiert sind. 
Das heißt mit anderen Worten, daß die Menschen, die unter gleichen 
Verhältnissen leben, auch ziemlich gleichartig denken und daher 
auch mehr oder weniger gleichartig handeln werden. Wenn daher — 
wie vorhin bemerkt wurde — die Statistik konstatiert, daß auf den 
Bahnhöfen alljährlich so und so viele herrenlose Reiseeflekten vor- 
gefunden werden, so beweist dies, daß unter den Hunderttausenden 
oder Millionen Eisenbahnreisenden sich jedesmal so und so viele 
Personen mit schwächeren Nerven befinden, die durch die Bahnreise 
in eine gewisse Aufregung oder Hast geraten und infolgedessen 
nicht imstande sind, ihre Aufmerksamkeit den Reiseeflekten zuzu- 
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wenden. Oder wenn ferner in jedem Lande jährlich so und so viele 
Selbstmorde vorkommen, so beweist dies, daß unter denjenigen 
Menschen, die alljährlich von wirklichen oder eingebildeten Schick- 
salsschlägen (materielle Not, Krankheit, Liebesgram u. dgl.) ge 
troffen werden, sich jedesmal so und so viele befinden, die durch ihre 
Gedankenoperationen zu dem Resultate gelangen, es sei für sie das 
zweckmäßigste, freiwillig aus dem Leben zu scheiden. Und unter 
diesen werden sich auch wieder jedesmal so und so viele befinden, 
die zu dem Resultate gelangen werden, daß sie am sichersten oder 
schnellstens dieses Ziel erreichen, wenn sie sich erschießen, er- 
hängen, ertränken, auf die Schienen legen o. dgl. m. 

Es kann daher durchaus nicht überraschen, daß diejenigen Per- 
sonen, die den gleichen Beruf ausüben, die gleichen Interessen haben 
und daher auch im wirtschaftlichen Leben ziemlich gleichartig han- 
deln werden. Und insofern dies tatsächlich der Fall ist und man 
dieses gleichartige wirtschaftliche Verhalten der Berufsgenossen 
oder der sozial Gleichgestellten im Wege der Beobachtung konstatiert 
hat, kann man von sozialen oder wirtschaftlichen Gesetzen sprechen 
und das künftige Verhalten dieser einzelnen sozialen Gruppen mit 
einer gewissen Wahrscheirlichkeit (d. h. immer mit dem Vorbehalte: 
wenn nicht gewisse unvorhergesehene störende Einflüsse dazwischen- 
treten) vorhersagen. 
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I. Kapitel. 
Die Produktion der Güter. 


; I. Die Produktion im allgemeinen. 


1. Begriff der Produktion. 


Produzieren heißt: etwas Neues hervorbringen. Damit sind von 
selbst zwei Fragen aufgeworfen, nämlich: 

1. wer produziert und kann produzieren? und 
2. was kann produziert werden? 

Die erste Frage beantwortet sich von selbst. Zunächst produziert 
die Natur, und zwar produziert sie einmal immerwährend neue 
(chemische) Verbindungen der einmal vorhandenen sog. anor- 
ganischen Stoffe, sodann produziert sie Pflanzen und Tiere, endliclhı 
produziert sie Kräfte (Wärme, Licht, Wind- und Wasserkraft, 
Elektrizität, Magnetismus usw.). Zum zweiten kann produzieren 
und produziert der Mensch. 

Damit ist auch schon die zweite Frage beantwortet: Was kann 
produziert werden? Die Natur produziert einmal gewisse Güter, 
die man mit den Händen greifen kann, d. h. also, sie produziert 
materielle Güter. Sie produziert aber sodann auch die vorerwähnten 
Kräfte, die für uns von der größten Bedeutung (d.i. die wertvoll) 
sind, die wir aber nicht mit den Händen greifen können (die keine 
sog. „Körper“ sind), oder mit anderen Worten, die Natur produziert 
auch immaterielle Güter. Analoges gilt vom Menschen. Ier 
Mensch kann zunächst und an sich nichts anderes hervorbringen als 
„Kraft“, d.h. er kann Ideen und Leistungen hervorbringen. Diese 
Ideen und Leistungen (sog. persönliche Dienstleistungen, wissen- 
schaftliche, künstlerische Leistungen); können an sich schon wertvoll 
sein, d.h. also, der Mensch kann immaterielle Güter produzieren. 
„verkörpern“ sich (wie man zu sagen pflegt) die Arbeitsleistungen 
des Menschen an einem Stoffe, so sagt man: der Mensch produziert 
materielle Güter. 
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Der Satz: „Der Mensch produziert materielle oder körperliche 
Güter“ ist jedoch begreiflicherweise nur bedingungsweise richtig. 
Es bedarf nämlich keines Beweises, daß keine Macht der Erde 
imstande ist, auch nur ein Stäuhellen gänzlich zu vernichten, oder 

umgekehrt, auch nur ein Stäubehen aus nichts hervor DT 
en besteht das Wesen aller sog. „materiellen“ Produktion 
einmal in der Gewinnung (Herbeischaffung) von Stoffen und 
zweitens in der Umwandlung derselben. Die Stoffumwandlung 
kann darin bestehen, daß mehrere Stoffe (und zwar gleichgültig, ob 
chemische Elemente oder schon zusammengesetzte Stoffe) in eine 
neue chemische oder mechanische Verbindung gebracht werden, daß 
eine chemische oder mechanische Verbindung mehrerer Stoffe gelöst 
wird, oder daß dem betreffenden (einfachen oder zusammengesetzten ) 
Stoffe eine neue Form oder Gestalt gegeben wird. 

Wenn im vorstehenden gesagt wurde, daß der Mensch materielle 
und immaterielle Güter hervorbringen kann, so darf man aber frei- 
lich nicht vergessen, daß es in unzähligen Fällen ganz unmöglich ist, 
die Grenze zwischen der materiellen und immateriellen Produktion 
haarscharf zu ziehen. Sind z. B. Bücher materielle oder immaterielle 
Produkte? Das Buch als solches kann allerdings mit den Händen 
gegriffen werden, allein sein Wert liegt doch weit weniger im 
Papier, als in den guten Ideen, die es enthält. 


2. Die ökonomische Produktion. 


Im vorstehenden wurde die Produktion lediglich von ihrer tech- 
nischen Seite betrachtet, d.h. es wurde lediglich die Frage erörtert, 
wer Produkte hervorbringt oder hervorbringen kann, und was für 
Produkte hervorgebracht werden können. Für das Wirtschaftsleben 
kommt aber hier noch ein fernerer Umstand in Betracht. Für die 
Wirtschaft, die es mit den Bedürfnissen des Menschen zu tun hat, 
handelt es sich in erster Reihe darum, daß nur dasjenige herbei- 
geschafft oder hergestellt — „produziert“ — werde, was dem Men- 
schen nach irgendeiner Beziehung hin wünschenswert oder vorteil- 
haft ist, was also irgendeinen „Wert“ hat. Vom Standpunkte der 
Wirtschaft erscheint also die Herbeischaffung oder Herstellung von 
absolut unbrauchbaren Dingen nicht als „Produktion“, oder umge- 
kehrt, vom Standpunkte der Wirtschaft kann man nur dort von einer 
Produktion sprechen, wo brauchbare oder nützliche, d. i. „wertvolle“ 
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Dinge hervorgebracht wurden. Und da der Mensch — wie gesagt — 
keine neuen Stoffe hervorbringen, sondern nur die vorhandenen her- 
beischaffen oder umformen kann, und da er überdies zwar ungreif- 
bare, aber wertvolle Ideen oder Leistungen hervorzubringen vermag, 
so kann man den Begriff der Produktion definieren als die Hervor- 
bringung oder Schaffung von Werten, und zwar gleichgültig, ob diese 
Werte mit den Händen gegriffen werden können oder nicht, d. h. ob 
sie materiell oder immateriell sind. Andererseits repräsentiert jede 
Produktion, die der Mensch vornimmt, ein Opfer; es muß eine ge- 
wisse Arbeit geleistet werden, die mehr oder weniger als eine An- 
strengung (als eine Last) empfunden wird, es müssen — bei der 
materiellen Produktion — in der Regel gewisse Stoffe (die Arbeits- 
stoffe) zerstört werden, die Werkzeuge werden abgenutzt u. dgl. m. 
Es wird daher jedem, der eine Produktion vorzunehmen beabsich- 
tigt, sich unwillkürlich die Frage aufdrängen, ob sich ihm das be- 
treffende Opfer lohnt, d. h. es wird jeder abwägen, ob der Gewinn, 
den er aus seiner Produktion erwartet, größer ist, als das Opfer, das 
er bringen muß. Ist der Gewinn geringer, als das Opfer war, so 
liegt eben kein Gewinn, sondern eigentlich nur ein Verlust vor. 
Man kann daher im wirtschaftlichen Sinne nur dort von einer 
(eigentlichen oder gelungenen) Produktion sprechen, wo der neu 
geschaffene Wert größer ist als der zerstörte. Daß jeder denkende 
Produzent bestrebt sein wird, seine Produktion möglichst ‚„wirt- 
schaftlich“ einzurichten, d. h. den relativ größten Erfolg mit dem 
relativ geringsten Opfer zu erkaufen, ist selbstverständlich. 


3. Die Entwicklung des Produktionsbegriffes in der 
Wissenschaft. 


Der im vorstehenden gewonnene Begriff der Produktion und der 
Produktivität hat sich in der Wissenschaft nur ganz allmählich her- 
ausgebildet. Die ersten Vertreter der nationalökonomischen Wis- 
senschaft, die Merkantilisten, haben den Begriff der „Produktion“ 
noch nicht in seiner vollen Schärfe erfaßt, sondern denselben 
— wenn man so sagen darf — nur dunkel geahnt. Sie sprechen 
noch nicht von der „Produktion“ oder von der „Produktivität“ der 
Arbeit, aber indem sie die Frage aufwerfen: „Wie macht man ein 
Volk reich %“ haben sie sich die Frage vorgelegt: „Welche Arbeit 
schafft den Volksreiehtum ?“ Die Antwort lautet bei ihnen bekannt- 
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lich: „Ein Volk ist reich, wenn es viel Gold und Silber besitzt, ergo 
muß man Gold- und Silberbergbau treiben und möglichst viele Fa- 
brikate erzeugen und dieselben an das Ausland verkaufen.“ Das 
heißt also mit anderen Worten: die Gewinnung von Gold und Silber 
im Inlande und die für den Export tätige gewerbliche Arbeit, sowie 
der Exporthandel — das sind die „Reichtum schaffenden“ (oder wie 
wir heute sagen: „die produktiven‘) Arbeiten. 

Vieltiefer gehen schon die Physiokraten auf den Kern der Frage 
ein. Ihre Lehre gipfelt bekanntlich in dem Satze: Der Besitz von 
Gold und Silber an sich macht ein Volk nicht glücklich, denn man 
kann mit Gold und Silber nicht den Hunger stillen. Ein Volk ist 
$lücklich (‚‚reich“), wenn es mit allen zum Leben notwendigen 
Gütern versehen ist, und diese danken wir der Natur, der wir die 
betreffenden Stoffe durch den Betrieb der Landwirtschaft ent- 
nehmen; die Landwirtschaft ist somit die einzige „produktive“ Be- 
schäftigung. Hier ist also die Frage nach der „Produktion“ und 
nach der „Produktivität“ der Arbeit mit voller Schärfe aufgeworfen 
und ebenso präzis beantwortet. Eigentümlich — ich möchte sagen 
„halb kaufmännisch‘“ — ist der Gedankengang, auf den die Physio- 
kraten zu dem Resultate gelangen, daß die Landwirtschaft die einzige 
produktive Beschäftigung sei. Sie stellen sich — wie bereits an 
früherer Stelle erwähnt wurde — einen Landwirt vor, der seine 
ganze Ernte eingeheimst und in seine Scheunen und Speicher ge- 
Beach hat. Nimmt man an, daß dieser Landwirt mit der übrigen 
Welt in gar keinem Verkehr steht und nichts von seinen Produkten 
verkauft, so wird man beobachten können, daß der Mann zunächst 
einen Teil seiner Ernte dem Magazine wieder entnimmt und zur 
Aussaat verwendet. Er wird sodann tagtäglich in seine Speicher 
gehen und so viel herausnehmen, als er zu seiner, seiner Familie und 
seines Gesindes Ernährung und zur Fütterung seiner Tiere benötigt. 
_ Und wenn das Jahr um ist und die neue Ernte hereingebracht wer- 
den soll, so wird sich’s zeigen, daß die Magazine nicht ganz leer ge- 
worden sind, daß vielmehr ein Rest der vorjährigen Ernte noch 
immer vorhanden ist. (Es ist dies derjenige Teil der Ernte, den 
in Wirklichkeit der Landwirt verkauft, derjenige Teil der Ernte, 
der zur Ernährung der nicht Landwirtschaft treibenden Bevölkerung 
dient.) Dieser übrigbleibende Rest der Ernte repräsentiert das 
„Produit net“, den Nettoertrag, den Überschuß des landwirtschaft- 
lichen Er rehes, und damit ist der Beweis erbracht, daß die Land- 
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wirtschaft tatsächlich eine „produktive“ Beschäftigung ist!). Aller- 
dings beschränken die Physiokraten den Begriff Produktivität nur 
auf die „grande culture‘, auf den landwirtschaftlichen Großbetrieb, 
weil nur dieser den gedachten Überschuß ergibt, während der kleine 
Landwirt seine ganze Ernte selbst verzehrt. Die Gewerbe ergeben 
keinen derartigen Überschuß, daher kann die gewerbliche Arbeit 
nicht als „produktiv“ bezeichnet werden. 


Unzweifelhaft spielt — wenn dies auch nicht klar ausgesprochen 
wird — bei dieser Auffassung des Produktionsbegriffes eine grob- 
sinnliche Anschauung mit. Beim Gewerbetreibenden, sagen wir 
beispielsweise beim Tischler, der einen Tisch anfertigt, ist es ja so- 
zusagen handgreiflich, daß er nichts Neues ‚produziert‘, denn die 
Bretter waren ja schon da, er hat sie lediglich zerschnitten und die 
Teile zu einem Tische zusammengefügt; die gewerbliche Arbeit 
schafft also nichts Neues. Anders dagegen die Arbeit des Land- 
mannes. Dieser bestellt seine Felder, und das Resultat seiner Be- 
mühung ist, daß auf dem Felde Getreide emporsprießt. Dieses Ge- 
treide war bisher nicht vorhanden, das ist etwas Neues, das hat der 
Landwirt „produziert“. 


Abermals schärfer erfaßt Ad. Smith die Frage. Er erkennt 
— wenn er es auch nicht ausdrücklich ausspricht —, daß der Land- 
wirt ebensowenig oder ebensogut wie der Gewerbetreibende irgend 
etwas Neues hervorbringen kann. Er nennt daher konsequenter- 
weise die Arbeit der Gewerbetreibenden ebensogut produktiv wie 
die des Landwirtes, aber auch Smith kann sich von der grobsinn- 
lichen Auffassung nicht ganz freimachen, er haftet an dem, was 
man mit den Augen sehen oder mit den Händen greifen kann und 
nennt nur die materielle Arbeit — „diejenige Arbeit, die den Wert 
des Stoffes, an den sie gewendet wird, erhöht‘ — produktiv. Die 
immaterielle, speziell die geistige Arbeit bezeichnet er als überaus 
nützlich, als wertvoll, als unentbehrlich usw., aber das. Prädikat 


1) Lavoisier: „Resultats extraits d’un ouvrage .intitul&: De la richesse 
territoriale du royaume de France (ouyrage dont la redaction n’est point achevee)“, 
1791: „Le revenu net, c’est ce qui reste du revenu territorial en argent apres que 
toutes les d&penses en ont 6t& prelevees*, abgedruckt bei v. Roschmann, 
Hörburg: „Bericht über die Tätigkeit des statistischen Seminars an der k. k., 
Universität Wien im Wintersemester 1886—1887“ in der Wiener „Statistischen 
Monatsschrift“, 13. Jahrgang, Heft 11 und 1%, — Vgl. auch Kleinwächter. 
Das Einkommen und seine Verteilung. Leipzig 1896, S. 47, 
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„produktiv“ kann er ihr nicht zuerkennen, weil sie kein mit den 
Händen greifbares Resultat ergibt. 

Erst der Franzose Jean Bapt. Say (geb. 1767, gest. 1832) 
sagt ganz unumwunden, daß wir weder ein Stäubchen „schaffen“, 
noch ein solches vernichten können, daß daher unsere ganze sog. 
„Produktion“ nur in der Herbeischaffung oder Formveränderung 
der vorhandenen Stoffe und in der Hervorbringung von Gedanken 
oder der Leistung von Diensten, kurz, daß unsere sog. „Produktion“ 
nur in der Schaffung von Werten besteht, und zwar gleichgültig, 
ob diese Werte materieller oder immaterieller Natur sind. Dieser 
Auffassung hat sich später auch Rosceher angeschlossen, und sie 
darf als die heute herrschende bezeichnet werden. 

Die Smithsche Lehre von der Produktivität -der Arbeit, der 
sich die Engländer und auch die älteren deutschen Vertreter unserer 
Wissenschaft angeschlossen haben, entspringt — wie bereits an frü- 
herer Stelle bemerkt wurde — dem Grundirrtume, in dem Smith 
und alle Denker der damaligen Zeit befangen waren, nämlich der 
individualistischen Auffassung des Menschen und seines ganzen 
Tun und Lassens, Smith sah gewissermaßen den Schuhmacher, 
der da sitzt und die Schuhe anfertigt, und da erschien es ihm ganz 
selbstverständlich und keines weiteren Beweises bedürftig, daß eben 
der Schuhmacher die Schuhe angefertigt oder „produziert“ habe. 
Und diese Anschauung ist eine grundfalsche. Der Schuhmacher 
könnte die Schuhe nicht anfertigen, wenn nicht andere Personen 
das Kalb gezüchtet, es geschlachtet und abgehäutet und die Haut zu 
Leder verarbeitet hätten. Der Schuhmacher könnte die Schuhe 
nicht anfertigen, wenn nicht andere Leute die Werkstätte gebaut, 
ihm die Werkzeuge und die Hilfsstoffe (Leinwand, Pech, Faden, 
Nägel usw.) geliefert hätten. Der Schuhmacher könnte die Schuhe 
nicht anfertigen, wenn nicht andere Personen ihm die Kleider, die 
Nahrungsmittel, das Beleuchtungs- und Heizmaterial beistellen 
würden. Und da es keines weiteren Beweises bedarf, daß nicht alle 
diese Dinge im Heimatsorte des Schuhmachers gewonnen oder her- 
gestellt werden konnten, so ist es auch wieder evident, daß der Mann 
die Schuhe nicht anfertigen könnte, wenn es nicht Leute gäbe, die 
diese diversen Artikel aus der Entfernung herbeischaffen, magazi- 
nieren, bereithalten usw., d.h. wenn es keine Kaufleute, Tele- 
graphen-, Post-, Eisenbahnbedienstete, Schiffer u. dgl. geben würde. 
Der Schuhmacher könnte ferner die Schuhe nicht (oder wenigstens 
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nicht in dem Maße) anfertigen, wenn er sozusagen mit dem ge- 
ladenen Gewehr im Arm dasitzen müßte und gezwungen wäre, sich 
alle Augenblicke gegen räuberische Überfälle oder reißende Tiere 
selbst zu verteidigen, d. h. also wenn es keine Richter, Verwaltungs- 
beamte, Soldaten, Gendarmen usw. geben würde. Der Schuhmacher 
könnte weiter die Schuhe nicht (oder nicht in der Art) anfertigen, 
wenn er nicht ein gewisses Maß allgemeiner und technischer Bil- 
dung sich angeeignet hätte, und wenn es nicht Forscher geben würde, 
die kontinuierlich studieren, Versuche anstellen und bestrebt sind, 
auf allen Gebieten der Urproduktion, der Gewerbe und des Kom- 
munikationswesens Verbesserungen zu ersinnen. Der Schuhmacher 
ist überdies keine eiserne Maschine (und auch eine solche bedarf 
von Zeit zu Zeit einer Reparatur), er könnte also seine Schuhe nichi 
anfertigen, wenn er im Falle einer Erkrankung nicht Ärzte und 
Apotheker (die selbstverständlich auch wieder auf besonderen 
Schulen ausgebildet werden müssen) finden würde. Der Schuh- 
macher ist endlich doch auch ein Mensch, und der Mensch kann nicht 
nur unausgesetzt arbeiten, sondern bedarf von Zeit zu Zeit der Er- 
holung und Anregung, mag dieselbe nun in der Lektüre irgend- 
welcher Schriften, im geselligen Verkehr mit Freunden oder im 
Besuche eines Vergnügungsetablissements od. dgl. bestehen. 

Mit anderen Worten: Niemand von uns darf sich rühmen, daß 
er, und zwar er allein, irgend etwas hergestellt, erzeugt oder ‚„‚produ- 
ziert‘ habe, wir können vielmehr nur sagen, daß das sog. National- 
produkt (die Gesamtheit der von einem bestimmten Volke im Ver- 
laufe einer bestimmten Periode, eines Jahres od. dgl. produzierten 
Güter) durch das Zusammenwirken aller derjenigen Volksange- 
hörigen hergestellt wurde, welche in irgendeiner Weise nützlich 
tätig waren. Alle diese Personen dürfen von sich behaupten, daß 
ihre Tätigkeit eine „produktive“ war —, „unproduktiv“ sind nur 
diejenigen Personen, welche in keiner Weise zum Zustandekommen 
des Nationalproduktes beigetragen haben, und das sind die Kinder 
(soweit sie nicht etwa auch mitgearbeitet haben), die Greise, die 
Kranken und die absoluten Müßiggänger. Es ist aber ganz unzu- 
lässig — wie dies die älteren Nationalökonomen getan haben —, 
einzelne Personen aus diesem Zusammenhange herauszureißen und 
etwa zu behaupten, der Ackersmann, der Schmied, der Tischler usw. 
habe „produktiv“ gearbeitet, dagegen sei die Tätigkeit des Priesters, 
des Lehrers, des Richters,- des Soldaten oder des Musikers u. dgl. 
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eine „unproduktive“. Ja wenn wir streng und gerecht sein wollen, 
so dürfen nicht einmal wir, die wir heute leben und in irgendeiner 
Weise zur Herstellung des Nationalproduktes beigetragen haben, 
behaupten, daß „wir“ und wir allein das Nationalprodukt hergestellt 
haben, weil wir alle auf dem reichen Schatze von Erfahrungen und 
Wissen fußen, den unsere Vorfahren angesammelt haben. 


4. Ökonomik und Technik. 


Zwei Disziplinen sind es, die sich mit der Produktion von Gütern 
befassen, die Technik und die Wirtschaftslehre; jede derselben 
nimmt einen besonderen Standpunkt ein. Die Technik befaßt sich 
ausschließlich mit der Frage, wie die Güter, und zwar in möglichster 
Vollkommenheit, hergestellt werden können ohne jede Nebenrück- 
sicht. Der Wirtschaftslehre ist der technische Prozeß der Her- 
stellung als solcher gleichgültig (also beispielsweise, wie etwa das 
Eisen oder die Gespinstfaser usw. behandelt werden soll), dagegen 
steht für sie die Frage im Vordergrunde, ob es sich verlohne, den 
fraglichen Artikel überhaupt oder doch in dieser Weise zu erzeugen. 
Beide Gebiete beeinflussen sich jedoch gegenseitig. 

Zunächst wird die Technik durch wirtschaftliche Rücksichten 
auf Schritt und Tritt beeinflußt. Selbst derjenige Techniker, dem 
die Kosten des Herstellungsverfahrens im gegebenen Falle eventuell 
ganz gleichgültig sein können, wird sich als vernünftiger Mensch 
kontinuierlich von dem „Prinzip der Wirtschaftlichkeit“ leiten 
lassen, weil er kontinuierlich vor der Aufgabe steht, daß er einen 
bestimmten technischen Effekt mit einem gewissen Kraftaufwande, 
also eine gewisse Wirkung mit gewissen Mitteln erzielen will. Er 
wird also beispielsweise nicht eine riesige Dampfmaschine konstru- 
ieren, wenn er eine nur geringe Triebkraft braucht od. dgl. m. In 
noch viel höherem Grade gilt dies für das Wirtschaftsleben, wo die 
Kosten des Betriebes einer Unternehmung in erster Reihe für die 
Höhe des Gewinnes maßgebend sind; hier wird daher immer die 
Frage in den Vordergrund treten, wie man den größtmöglichen 
Effekt mit dem relativ geringsten Opfer oder Aufwande erkaufen 
kann. Technik und Ökonomik stehen sich im wirklichen Leben 
häufig wie zwei entgegengesetzte Pole gegenüber; der Techniker 
wird immer bestrebt sein, die Sache möglichst gut und vollkommen 
zu machen, der Ökonom wird fast immer geneigt sein, zu diesem Be- 
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hufe nur die geringsten Mittel aufzuwenden, und in allen diesen 
Fällen handelt es sich darum, die richtige Mitte zwischen beiden 
Extremen zu finden, 

Bei der Rübenzuckerfabrikation z. B. handelt es sich darum, den 
Zucker aus dem Rübensafte möglichst vollständig zu extrahieren, 
denn jedes Atom Zucker, das man in den Rückständen zurückläßt, 
repräsentiert in gewissem Sinne eine Verschwendung. Anderer- 
seits aber würde eine Zuckerfabrik, die sich’s angelegen sein ließe, 
auch das letzte Atom Zucker aus dem Rübensafte zu extrahieren, 
mit so kolossalen Kosten produzieren, daß sie nur mit Verlust ar- 
beiten könnte. Der Fabrikant steht also hier vor dem Dilemma: 
„Hoher Rohertrag, hohe Produktionskosten — niedriger Rohertrag, 
niedrige Produktionskosten“ und muß bestrebt sein, zwischen diesen 
beiden Extremen denjenigen Punkt herauszufinden, bei dem sich 
der höchste Reinertrag herausstellt. Analog liegen die Dinge bei 
einer Eisenbahn. Technisch am vollkommensten ist diejenige Bahn, 
die möglichst gerade und möglichst horizontal angelegt ist, weil hier 
die Zugkraft der Lokomotive am vollständigsten ausgenutzt werden 
kann, andererseits macht eine derartige Anlage zahlreiche Auf- 
schüttungen, Einschnitte, Brücken, Tunnels usw. notwendig und 
erhöht selbstredend die Anlagekosten. Man steht daher bei jedem 
Bahnbaue vor der Alternative: „Hohe Produktionskosten, geringe 
Betriebskosten — billige Anlage, teuerer Betrieb“, und demgemäß 
muß auch hier die Unternehmung denjenigen in der Mitte liegen- 
den Punkt suchen, bei dem sich das wirtschaftlich günstigste Re- 
sultat herausstellt. 


Zum zweiten wird aber umgekehrt die Volkswirtschaft von dem 


jeweiligen Stande der Technik beeinflußt, weil diese die Bedingungen 
und die Modalitäten der Güterproduktion schafft. Es ist selbstver- 
ständlich nicht möglich, hier die Geschichte der Technik und damit 
die der Volkswirtschaft seit der Herstellung der ersten Steinaxt bis 
zur heutigen Maschine zu schreiben, nur daran sei erinnert, wie 
sehr die gesamte Volkswirtschaft und damit die politische Weltlage 
durch die Verwendung der Dampfkraft umgestaltet wurde. Vor 
dem Aufkommen der Dampfmaschine gab es bekanntlich fast keinen 
Landverkehr, demzufolge mußte fast jeder Ort dasjenige, was er an 
. gewerblichen Produkten brauchte, selbst erzeugen; die gewerbliche 
Produktion war Handwerk. Der einzelne Handwerksmeister be- 
schäftigte nur wenige Hilfsarbeiter, die Einrichtung seiner Werk- 
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stätte erforderte nur bescheidene Geldmittel, und daher konnte fast 
jeder Geselle mit Sicherheit darauf rechnen, zum selbständigen 
Meister emporzusteigen. Nun kam die Dampfmaschine auf. Die 
Anschaffung und der Betrieb derselben erfordert schon bedentendere 
Mittel, die Dampfmaschine entfaltet aber andererseits eine gewal- 
tige Kraft, so daß sich die Anwendung derselben nur beim Groß- 
betriebe lohnt. Dies machte die Herstellung großer Fabrikanlagen 
und die Verwendung zahlreicher Arbeitskräfte notwendig. Je kost- 
- spieliger aber die Anlage einer Fabrik und je größer die Anzahl der 
Arbeiter ist, die die einzelne Fabrik beschäftigt, um so geringer wird 
die Möglichkeit für den einzelnen Arbeiter, jemals zum selbstän- 
digen Unternehmer emporzusteigen, um so mehr ist er verurteilt, 
sein Lebenlang ein dienendes Glied der Unternehmung zu bleiben. 
Dadurch wurde diejenige Erscheinung heraufbeschworen, welche 
der Gegenwart ihr Gepräge aufdrückt — die sog. Arbeiterfrage, die 
Gewerkvereinsbewegung einerseits, die Kartelle, die Trusts usw. 
andererseits. Die Anwendung der Maschine blieb jedoch nicht auf 
die eigentliche Industrie beschränkt, sie wurde auf das Transport- 
gewerbe übertragen; es kamen die Dampfschiffe und die Eisen- 
bahnen auf. Dadurch. wurde es den Fabriken ermöglicht, ihre 
massenhaften Produkte nach den entferntesten Gegenden der Erde 
abzusetzen, es entstand dasjenige, was wir heute als die Weitwirt- 
schaft oder den Weltverkehr bezeichnen. DBeiläufig bemerkt hat 
dieser Weltverkehr, der gleichzeitig auch die Verfrachtung, der Bo- 
 denprodukte hervorgerufen hat, für Europa die sog. Agrarfrage im 
Gefolge gehabt. Dieser internationale Verkehr bewirkt, daß die 
Verschiedenheit des Post-, Telegraphen-, des Münzwesens, des Maß- 
und Gewichtssystems, des Zollwesens, des Handels- und Wechsel- 
rechts in den verschiedenen Staaten unangenehm empfunden wird. 
Es entsteht der Wunsch nach einer einheitlichen Gestaltung dieser 
Einrichtungen, und dies führt zu Staatsverträgen, Staatenbünd- 
nissen oder gar zu Verschmelzungen mehrerer Staatswesen, also zur 
Bildung von Großstaaten. Die Industrie, die zahlreiche Arbeits- 
kräfte braucht, begünstigt die Volksvermehrung, die Bevölkerung 
wächst derart, daß die heimische Scholle sie nicht mehr ernähren 
kann, die betreffenden Staaten sind gezwungen, nach Kolonialbesitz 
zu streben, es entstehen die Weltreiche. 

Die Vervollkommnung der Kommunikationsanstalten erleichtert 
das Reisen bzw. die Veränderung des Wohnsitzes, und nun erst wer- 


106 — I. Kapitel. I. Die Produktion im allgcmeinen. 


den die Menschen beweglich. Die Angehörigen der verschiedenen 
Volksstämme, die bis dahin der Hauptmasse nach ruhig beisammen- 
saßen, lösen sich von ihrer Heimat los, sie dringen unter anders 
sprechende Menschen ein, und dadurch wurde — wenigstens in Zen- 
traleuropa — die Sprachen- und Nationalitätenfrage hervorgerufen, 
und wie diese Frage auf die politische Gestaltung der Dinge in 
Europa zurückwirken wird, das wissen vorläufig nur die Götter. 


5. Die Produktion für den eigenen Bedarf und für den Absatz. 


Je nach der Person, für welche produziert wird, unterscheidet 
man die Produktion für den eigenen Bedarf oder die hauswirtschaft- 
liche Produktion (isolierte Produktion, Eigengewinnung) und die 
gewerbliche für den Absatz (für den Handel oder auf Bestellung), 
also für den Bedarf fremder Personen und gegen Entgelt arbeitende 
(die verkehrsmäßige oder gesellschaftliche) Produktion. Das Ur- 
sprüngliche ist zweifellos die Produktion für den eigenen Bedarf, 
die ursprüngliche Horde (der Stamm) produzierte selbst, was ihre 
Angehörigen brauchten. Erst allmählich entwickelte sich der Ver- 
kehr (der anfänglich nur ein gelegentlicher war) und mit ihm die 
Produktion für den Absatz; sie wird immer allgemeiner, so daß 
Lassalle nicht ganz ohne Berechtigung den Satz aufstellen durfte, 
heute produziere fast jeder dasjenige, „was er nicht braucht“. Es 
wäre jedoch verfehlt, hieraus den Schluß ziehen zu wollen, daß etwa 
die Produktion für den eigenen Bedarf ganz aufgehört habe oder 
doch bedeutungslos geworden sei. Jeder Produzent ist doch auf der 
anderen Seite ein Konsument, und fast jeder Gewerbetreibende 
konsumiert (oder benutzt) wenigstens einen Bruchteil seiner eigenen 
Produkte. In noch viel höherem Grade gilt dies von der Landwirt- 
schaft treibenden Bevölkerung, die einen namhaften Teil ihrer 
eigenen Produkte selbst konsumiert, und schließlich wird in der 
Hauswirtschaft fast nur für den eigenen Bedarf produziert. 

In wirtschaftlicher Beziehung liegt allerdings ein tiefgehender 
Unterschied zwischen diesen beiden Arten der Produktion vor. Die 
Produktion für den eigenen Bedarf ist selbstverständlich beendet, 
wenn das betreffende Gut gebrauchsfertig hergestellt (technisch 
vollendet) ist. Bei der verkehrsmäßigen Produktion muß sich 
jedoch an die Vollendung des technischen Produktionsprozesses noch 
der wirtschaftliche Prozeß, d. i. der lohnende Absatz der Produkte, 
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anschließen. Erst wenn der für den Absatz arbeitende Produzent 
seine Artikel mit einem entsprechenden Gewinn verkauft hat, kann 
er behaupten, daß er seinen Produktionsprozeß zu Ende geführt 
habe; solange er seine fertigen Produkte — und wären sie technisch 
noch so gelungen — noch auf dem Lager hat, ist der wirtschaftliche 
Produktionsprozeß nicht abgeschlossen. Und kann er seine Produkte 
überhaupt nicht oder nur mit Schaden (bzw. ohne Gewinn) ver- 
kaufen, so ist der wirtschaftliche Produktionsprozeß mißlungen, 
geradeso wie der technische Produktionsprozeß mißlungen ist, wenn 
das hergestellte Produkt gar nicht oder nur schlecht zu gebrauchen ist. 


6. Spekulation und Risiko. 


Aus der Natur des (technischen und des wirtschaftlichen) Pro- 
duktionsprozesses ergeben sich sehr bedeutsame wirtschaftliche Er- 
scheinungen. Schon jeder technische Produktionsprozeß ist. mit 
einem gewissen Risiko verbunden. Wer auch nur für den eigenen 
Bedarf einen Artikel herzustellen übernimmt, kann nie für seine 
eigene Geschicklichkeit, für das Material, das er in die Hand nimmt, 
oder für irgendwelche äußere Einflüsse oder Zufälle mit unbedingter 
Sicherheit einstehen. Und wer — er mag noch so geübt und ge 
schickt sein — etwa hundert- oder tausendmal den nämlichen Ar- 
tikel produziert, wird jedesmal die Erfahrung machen, daß ihm die 
Produktion ab und zu mißlingt. Dieses Risiko verdoppelt sich bei 
dem wirtschaftlichen Produktionsprozeß, bei der Produktion für 
den Absatz, weil zu der Gefahr des technischen Mißlingens noch 
die weitere Gefahr hinzutritt, daß die fertigen (die technisch ge- 
lungenen) Produkte nicht oder nicht preiswürdig abgesetzt werden 
können. Und diese letztere Gefahr ist auf zwei Möglichkeiten zu- 
rückzuführen: es ist einmal möglich, daß der Geschmack der Kon- 
sumenten sich in der Zwischenzeit ändert (Modeartikel!), so daß 
sie den Artikel überhaupt nicht oder nur zu sehr niedrigen Preisen 
kaufen wollen, — es ist ferner möglich, daß die Konsumenten just 
bei diesem Produzenten nichts kaufen wollen, weil sie es vorziehen, 
ihren Bedarf bei einem zweiten zu decken. | 

Die Übernahme des mit der Produktion für den Absatz verbun- 
denen Risikos bezeichnet man als Spekulation. Wer unmittelbar für 
den eigenen Bedarf produziert, der „spekuliert“ nicht, er braucht _ 
in der Regel nicht viel nachzudenken, sondern sorgt einfach für die 


> 


ee Fi, AT 
were ar 
vw 


108 I. Kapitel. I. Die Produktion im allgemeinen, 


Befriedigung seines Bedürfnisses, er weiß, daß der fragliche Artikel 
— wenn er nur hergestellt sein wird — seine Verwendung finden 
wird. Und mißlingt die Produktion (technisch), nun so muß er 
wieder von vorn anfangen und die Sache zum zweiten Male ver- 
suchen; die Verwendung des fertigen Artikels steht außer Zweifel. 
Anders bei der Produktion für den Absatz, die erfordert schon ein 
viel eingehenderes Nachdenken, „Spekulieren“. Zunächst muß er- 
wogen werden, ob der Artikel überhaupt Käufer finden wird, d. h. 
ob er überhaupt einem Bedürfnisse entspricht, eine Frage, die 
speziell bei neuen Artikeln nicht immer über jeden Zweifel erhaben 
ist. Unterliegt es aber auch wirklich keinem Zweifel, daß der Ar- 
tikel beliebt und gangbar ist, so muß der Produzent erwägen, ob es 
just ihm gelingen wird, Käufer für seinen Artikel zu finden, er muß 
also erwägen, ob noch überhaupt ein Bedarf für seinen Artikel vor- 
handen ist, d. h. ob der allgemeine Bedarf schon befriedigt ist, oder 
ob noch Raum für das neue Unternehmen vorhanden ist bzw. ob es 
ihm (dem fraglichen Produzenten) gelingen wird, seine Konkur- 
renten siegreich aus dem Felde zu schlagen. Endlich muß der Be- 
treffende den Rechenstift zur Hand nehmen und genau berechnen, 
wie sich der Verkaufspreis des Artikels zu den Herstellungskosten 
verhalten wird. 

Das Risiko, welches der für den Absatz arbeitende Produzent 
übernimmt, kann verschieden abgestuft sein. Es ist nahezu Null, 
wenn ein seinen Beruf ausübender, in einer festen Stellung befind- 
licher Mann, also beispielsweise ein (etwa an einem Universitäts- 
oder dergleichen Laboratorium) fix angestellter Mechaniker gelegent- 
lich von einem Privatmanne eine Bestellung übernimmt und die- 
selbe in seinen freien Stunden auszuführen verspricht. Sie ist grö- 
ßer, wenn der Mann die Produktion für den Absatz zu seinem De- 
rufe wählt, sich aber darauf beschränkt, auf die Bestellung seitens 
der Kundschaft zu warten, wie dies beim früheren Handwerker zu- 
meist der Fall war. Hier besteht das Risiko nur darin, daß der 
Mann möglicherweise vergeblich auf die Kunden wartet, kommt 
aber die Bestellung, so unterliegt es keinem Zweifel, daß der bestellte 
Artikel auch seine Verwendung finden wird. Am größten endlich 
ist das Risiko, wenn der Mann, ohne auf die vorhergegangene Be- 
stellung zu warten, die fraglichen Artikel für den Verkauf fertig 
herstellt, weil es nicht feststeht, daß die Produkte auch Abnehmer 
finden werden. 
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7. Produktion und Erwerb 
sind an sich zwei ganz verschiedene Begriffe. „Produzieren“ heißt: 
Güter (Werte) schaffen; „erwerben“ heißt: Güter (Werte) in 
seinen Besitz bringen. In der Mehrzahl der Fälle, d. h. sofern der 
Erwerb ein entgeltlicher ist, fallen jedoch diese beiden Begriffe zu- 
sammen, denn der einzelne kann in der Regel nur in der Weise in 
den Besitz neuer Güter (Werte) gelangen, wenn er selbst diese 
Güter herstellt, oder wenn er andere Güter (oder Leistungen) pro- 
duziert und mit denselben im Tauschwege die gewünschten Artikel 
von einem Zweiten erwirbt. Der entgeltliche Erwerb — wenn er, 
auch im großen ganzen die Regel bildet — ist jedoch nicht der 
einzig mögliche Erwerb. Neben demselben kommen Erwerbsarten 
vor, die mit der Produktion nichts oder fast nichts zu schaffen haben, 
nämlich: 
1. Der freiwillige unentgeltliche Erwerb, wie Schenkungen, 
Erbschaften, Spielgewinne u. dgl., 
2. der zwangsweise unentgeltliche Erwerb, und dieser wieder 
kann beruhen: 
a) auf einem gesetzlich zulässigen Zwange; hierher gehören: 
0.) die öffentlichen Abgaben. Der Zwang wird hier durch 
das öffentliche Recht ausgesprochen ; 
ß) indes gestattet auch das Privatrecht bis zu einem gewissen 
Grade dem einzelnen, einen bestimmten Zwang auf einen 
zweiten Privatmann auszuüben. Dies ist beispielsweise 
dort der Fall, wo das geltende Recht die Institution der 
Sklaverei kennt, denn was der Sklave produziert oder er- 
wirbt, gehört nicht ihm, sondern seinem Herrn. Ähn- 
lich bei der Institution der Hörigkeit, welche den Hörigeu 
zwingt, gewisse Giebigkeiten oder Leistungen dem Herrn 
unentgeltlich darzubringen. Endlich muß das Privat- 
recht — und dies ist heute der häufigste Fall der in Rede 
stehenden Erwerbsart — der Vertragsfreiheit einen ge- 
wissen Spielraum gönnen, und damit ist minder skrupu- 
losen Elementen bis zu einem gewissen Grade (d. i. bis 
zu demjenigen Punkte, wo der Strafrichter erst zin- 
schreiten kann) die Handhabe geboten, die Notlage »der 
die Unerfahrenheit des anderen Kontrahenten auszu- 
nutzen, um sich von diesem ungebührliche Vorteile zu- 
sichern zu lassen ; 
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b) auf einem gesetzlich unzulässigen Zwange, wie beim Raub, 
Diebstahl, Betrug u. dgl.; 

3. der zufällige oder unbeabsichtigte unentgeltliche Erwerb in- 
folge einer günstigen Konjunktur (eine Kurssteigerung der Wert- 
papiere, die Wertsteigerung der Grundstücke und Häuser in einer 
aufblühenden Stadt usw.) oder als unbeabsichtigte Folge einer 
eigenen oder fremden Handlung. Man denke z. B. an einen Grund- 
besitzer, der auf seinem Felde zu irgendeinem Zwecke graben läßt 
und zufällig auf einen Schatz, ein Kohlenlager od. del. stößt; an 
einen Grundbesitzer, dessen Landgut durch den Bau einer Eisen- 
bahn, die Anlage einer Fabrik od. dgl. eine bedeutende Wertsteige- 
rung erfährt usw. Die Fälle dieser Art sind bekanntlich Legion. 


Die älteren Vertreter unserer Wissenschaft haben fast durch- 
gehends die vorstehend erwähnten Erwerbsarten unberücksichtigt 
gelassen und die Sache immer so dargestellt, als sei der Reichtum 
in allen Fällen auf Fleiß und Sparsamkeit zurückzuführen, und 
dies ist selbstredend nicht richtig. 


8. Produktivität und Rentabilität 


sind zwei Begriffe, die — ebenso wie die Begriffe „Produktion“ 
und „Erwerb“ — an sich nichts miteinander gemein haben; unter 
„Produktivität“ versteht man die Ergiebigkeit einer Produktion 
(Unternehmung), unter „Rentabilität“ den Gewinn, den sie ihrem 
Eigentümer abwirft. Es kann höchst rentable Unternehmungen 
geben, wie beispielsweise eine Spielbank, die aber trotzdem nicht 
nur nicht „produktiv“, sondern im höchsten Grade gemeinschädlich 
sind. Im praktischen Leben freilich werden diese beiden Begriffe 
zumeist bis zu einem gewissen Grade zusammenfallen, da ja -— wie 
bereits erwähnt — derjenige, der „erwerben“ will, in der Regel 
produzieren muß. Es wird daher zumeist eine Unternehmung um 
so rentabler sein, je produktiver sie ist, d. h. je mehr Güter sie mit. 
dem relativ geringsten (Arbeits-) Aufwande hervorbrinst. Als aus- 
nahmslos darf man diesen Satz allerdings nicht hinstellen, denn die 
Interessen des einzelnen sind häufig denen der Gesamtheit entgegen 
gesetzt. Der einzelne Unternehmer wird zumeist das Interesse 
haben, wenige Güter mit dem relativ geringsten Arbeitsaufwande, 
also eventuell schleuderhaft zu produzieren, dieselben aber möglichst 
teuer zu verkaufen, während die Devise der Gesamtheit lautet: 
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„Viel, gut und billig.“ Ebenso kann es für den einzelnen unter 


Umständen höchst rentabel sein, Raubbau zu treiben, während ein 

solcher für die Gesamtheit nur nachteilig ist und jedenfalls nicht 

„produktiv“ genannt werden kann, 

Adam Smith, Über die Quellen des Volkswohlstandes, Bd, I, 3. Kap. 

J.B. Say, Ansführliches Lehrbuch der praktischen politischen Ökonomie. Deutsch 
von Max Stirner (Leipzig 1845). Bd. I. 4. Kap. 8. 103 ff. 

Roscher, System, Bd. I $ 59ff. 

v. Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen, 2. Aufl., S. 143 ff. 

v. Philippovich, Grundriß, 3 Aufl., S. 102 ff. 

Schönberg, Handbuch, Bd I, SER nenalıne von Kleinwächter. 

Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft. 
Leipzig 189. 


Die sog. Produktionsfaktoren oder Elemente der 
Produktion. 


1. Die natürlichen Elemente der Produktion. 


Jedes von Menschenhand hergestellte materielle oder Sachgut ist 
das Resultat einer Arbeit, die sich an einem Stoffe verkörpert. Da 
aber bekanntlich unsere Kraft nur eine sehr beschränkte ist und da 
andererseits uns die Natur eine ganze Reihe von Kräften zur Ver- 
fügung stellt, so war schon im Anfang der Zeiten das Bestreben des 
Urmenschen instinktiv und unbewußt darauf gerichtet, jene Natur- 
kräfte in seinen Dienst zu zwingen. Wirkt doch im geschleuderten 
Stein oder in dem geschwungenen Baumast nichts anderes als das 
Trägheitsmoment, welches die einmal in Bewegung gesetzte Masse 
zwingt, in dieser Bewegung zu verharren, und dieses Trägheits- 
moment ermöglicht es dem Menschen, eine Wirkung zu erzielen, die 
er durch einen einfachen Sprung oder durch das Schwingen seines 
Armes nie erzielt hätte. Mit anderen Worten: Mit unseren bloßen 
Händen können wir blutwenig zustande bringen, wir bedürfen viel- 
mehr zu fast jeder Verrichtung eines Werkzeuges, und die Bedeu- 
tung des Werkzeuges liegt immer nur darin, daß es — wenn man so 
sagen darf — ein Apparat ist, der dazu dient, irgendeine Natur- 
kraft einzufangen und in den Dienst des Menschen zu stellen. 

Betrachtet man daher die Güterproduktion mit dem Auge des 
Naturwissenschaftlers oder des Technikers, so muß man — wie dies 
die älteren Nationalökonomen zum Teile getan haben — sagen, daß 
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es drei „natürliche Elemente“ der Produktion oder drei sog. „‚Pro- 
duktionsfaktoren“ gebe, nämlich: 

1. die Natur, die dem Menschen die Stoffe und gewisse Kräfte 
liefert, 

2. die menschliche Arbeit, und 

3. das Werkzeug, welches die menschliche Arbeit unterstützt. 
Die Werkzeuge wurden von einem Teile der Nationalökonomen 
unter dem Sammelnamen ‚das Kapital“ zusammengefaßt. 

Demgemäß wurde gelehrt, daß bei jeder (materiellen) Produk- 
tion die drei Produktionsfaktoren: Natur, Arbeit und Kapital, 
zusammenwirken müssen. Schon bei dieser sozusagen rein natur- 
wissenschaftlichen oder technischen Betrachtung tritt die ungeheure 
Bedeutung dieser drei Produktionsfaktoren oder -elemente für die 
vesamte Volkswirtschaft deutlich hervor. 

Durch die äußere Natur — größere oder geringere Fruclıtbar- 
keit des Bodens, wärmeres oder kälteres Klima, Reichtum des Bodens 
an mineralischen Schätzen, Konfiguration des Landes (Gebirge oder 
Ebene), Lage des Landes an der Seeküste oder fern derselben, 
Wasserläufe (schiffbare Ströme) u. dgl. — wird der gesamten wirt- 
schaftlichen Tätigkeit des betreffenden Volkes ein besonderes Ge- 
präge aufgedrückt. 

Die Arbeitsleistungen des betreffenden Volkes werden durch den 
sog. Nationalcharakter wesentlich beeinflußt: Unternehmungsgeist, 
Energie, Zähigkeit, angeborener künstlerischer Sinn, strammes 
Pflichtgefühl, höhere Bildung einerseits, — andererseits Trägheit, 
Indolenz, Unsolidität, Leichtsinn, geringer Bildungsgrad, schwäch- 
licher Körperbau der Bevölkerung u. dgl. m. 

Daß endlich ein Volk, welches vorzügliche maschinelle Anlagen 
sowie vollkommene Kommunikationsanstalten und Transportmittel 
besitzt, viel mehr und vollendetere Güter produzieren kann, als ein 
Volk, dem diese Einrichtungen fehlen, bedarf keines weiteren 
Beweises. 

Würde die ganze Welt in ‚lauter ganz-kommunistische Staats- 
wesen zerfallen, und wären alle Menschen so pflichteifrig und arbeits- 
freudig, wie dies etwa Thomas Morus in seiner „Utopia“ oder 
EtienneÜabetin seiner „Reise nach Ikarien“ schildert, so wäre, 
mit dem vorstehend Gesagten alles gesagt, was über die Bedeutung 
der gedachten drei Produktionsfaktoren für die Volkswirtschaft 
überhaupt zu bemerken ist. Wir leben aber bekanntlich in einer 
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Welt, die das private Eigentum am Grund und Boden sowie am sog. 
Kapitalvermögen zuläßt, und überdies sind die Menschen durchaus 
nicht immer pflichteifrig und arbeitsfreudig, und insbesondere sind 
die Menschen nicht geneigt, zu gehorchen und sich den Befehlen 
anderer willig zu fügen, und dadurch gewinnt die Bedeutung jener 
drei sog. Produktionsfaktoren oder Produktionselemente in der heu- 
tigen Volkswirtschaft eine ganz andere Gestalt, die im nachstehen- 
den erörtert werden soll. 


2. Die Bedeutung der sog. Produktionsiaktoren in der 
heutigen Volkswirtschaft. 


A. Die Natur. 


Daß die Wirtschaft eines jeden Volkes durch die äußere Natur, 
in der dieses Volk lebt, ein besonderes Gepräge erhält, wurde im 
vorstehenden Abschnitte angedeutet; aber damit ist die Bedeutung 
des sog. Naturfaktors für die Wirtschaft nicht erschöpft. Es ist ja 
unbedingt richtig, daß die Wirtschaft des betreffenden Individuums 
oder des betreffenden Volkes sich viel erfolgreicher gestaltet, wenn 
der Boden fruchtbar ist, wenn er reiche Schätze an nutzbaren Mi- 
neralien enthält, wenn zahlreiche Wasserläufe mit starkem Gefälle 
eine ausgiebige Triebkraft liefern usw.; *aber alle diese schönen 
Dinge nutzen dem einzelnen sehr wenig, wenn ihm rechtliche 
Schranken entgegentreten, die ihm die Benutzung dieser. frei- 
willigen Naturgaben verbieten. Mit anderen Worten: die in der 
gesamten zivilisierten Welt herrschende Rechtsordnung gestattet 
bekanntlich, daß gewisse Teile der äußeren Natur in das Privat- 
eigentum einzelner Individuen übergehen, und die Aufgabe der 
nationalökonomischen Wissenschaft ist es daher, zu zeigen, wie 
dieses Privateigentum auf die Wirtschaft der nicht ein derartiges 
Privateigentum besitzenden Personen zurückwirkt. Indes muß man 
nach dieser Richtung hin unterscheiden. 

Die herrschende Rechtsordnung kennt nämlich das private 
Eigentum an Grundstücken, d. i. an Teilen der Erdoberfläche, sie 
kennt das Eigentum an dem Erdinnern, d. i. an den im Schoße der 
Erde lagernden nutzbaren Mineralien. Sie kennt endlich ein 
sogenanntes, präziser ausgedrückt ein beschränktes Eigentum an ge- 
wissen Gewässern, speziell an gewissen (kleinen) Wasserläufen. 
Dagegen können nicht ins Privateigentum übergehen die. sog. 

Kleinwächter, Lehrb, d, Nationalökonomie. ur Halt: 
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„öffentlichen“ Gewässer (die flöß- oder schiffbaren Ströme), speziell 
auch nicht das Meer, nicht die atmosphärische Luft und nicht die 
sog. freien Naturkräfte, wie die Sonnenwärme und das Sonnenlicht, 
die Kraft des Windes, die Schwerkraft u. dgl. m. 

Diese letzteren, nicht appropriierbaren oder die sog. „freien“ 
Güter stehen selbstverständlich jedem zur freien Verfügung; er 
kann sie in seiner Wirtschaft verwerten und braucht auch (wenig- 
stens im gewöhnlichen Sinne des Wortes) mit ihnen nicht hauszu- 
halten '). Bezüglich dieser sog. freien Güter ist hier nichts weiter 
' zu bemerken. 

Anders hingegen bei denjenigen Teilen der äußeren Natur, die 
nach der herrschenden Rechtsordnung ins Privateigentum einzelner 
übergehen können. Die Menge der Grundstücke, die Menge der in 
der Erde lagernden nutzbaren Mineralien, die Menge der als Trieb- 
kraft verwertbaren Wasserläufe, sowie die Menge der Mineral- 
quellen ist schließlich doch eine beschränkte, und infolgedessen be- 
finden sich die Eigentümer derartiger Naturobjekte dort, wo die 
Bevölkerung eine entsprechend dichte geworden ist, im Besitze 
eines gewissen Monopoles, welches ihnen ein mehr oder weniger 
weitgehendes Übergewicht gegenüber der sonstigen Bevölkerung 
sichert. Sie können einmal ihre Produkte bis zu einem gewissen 
Grade zu Monopolpreisen verkaufen, sie können ferner, wenn sie 
die Nutzung des betreffenden Naturobjektes einem zweiten über- 
lassen, von diesem ein Entgelt fordern, das in Abgaben oder Dienst- 
leistungen bestehen kann, d. h. sie können unter Umständen die 
Nichteigentümer in ein gewisses Abhängigkeits- oder Hörigkeits- 
verhältnis hinunterdrücken. Hiervon soll an späterer Stelle (im 
Kapitel „Arbeitsverfassung“ und im Kapitel „Grundrente“) ein- 
gehender gehandelt werden. Hier möge nur die nachstehende Be- 
merkung Platz finden. 

Wo die Bevölkerung nur einigermaßen dichter geworden ist, 
muß der Boden regelrecht bestellt werden, um die Nahrungsmittel 


1) Ganz richtig ist dies freilich nicht. Der Landwirt muß auch mit der 
Sonnenwärme „haushalten“, denn er muß die Früchte derart anbauen, daß sie 
innerhalb der warmen Jahreszeit zur Reife gelangen. Desgleichen muß der 
Windmüller mit der Kraft des Windes haushalten, d.h. er muß bestrebt sein, 
seinen Mühlenbetrieb derart einzurichten, daß — wenn möglich — jedesmal 
Getreide zum Vermahlen bereitliegt, wenn der Wind seine Mühle in Bewe- 
gung setzt, Analoges gilt von der Verfrachtung auf den Binnengewässern 
(günstiger Wasserstand) usw. 
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für die Bevölkerung zu liefern. Eine regelrechte Bestellung des 
Bodens ist aber undenkbar, wenn demjenigen, der Landwirtschaft 
treiben will, nicht die ausschließliche Verfügung über die betreffen- 
den Grundstücke zusteht. Das heißt mit anderen Worten, der Bo- 
den kann nicht res nullius sein, denn niemand wird ein Feld be- 
stellen und — sagen wir — heute Weizen anbauen, wenn er 
befürchten muß, daß morgen ein anderer kommt, der das Feld 
neuerlich umpflügt und etwa mit Kartoffeln bestellt. Diese ge 
radezu zwingende Notwendigkeit hat (neben anderen Umständen 
mit) dazu geführt, daß sich historisch, und zwar in der ganzen Welt, 
die Institution des privaten Grundeigentums herausgebildet hat. 
Unbedingt notwendig ist dies aber nicht, da sehr wohl der eine das 
Eigentum und ein anderer das ausschließliche (aber allerdings das 
zeitlich mehr oder weniger beschränkte) Verfügungs-(Nutzungs-) 
recht über die Grundstücke besitzen kann. Beim Pachtverhältnisse 
ist dies bekanntlich der Fall: der eine ist der Eigentümer, der 
Pächter dagegen hat, solange das Pachtverhältnis dauert, das aus- 
schließliche Verfügungs- und Nutzungsrecht. Im Lehensstaate galt 
der König als der oberste Lehensherr und damit als der eigentliche 
(oder Ober-)Eigentümer fast des ganzen Bodens im Lande, der 
Vasall besaß das erbliche Nutzungsrecht. Starb aber die Familie 
des Vasallen aus, so fiel das Landgut wieder an den Lehensherrn 
zurück. Es wäre daher theoretisch der Fall sehr wohl denkbar, daß 
der Staat (die Gesamtheit) im Laufe der Zeit wieder Eigentümer 
des gesamten Bodens wird, und daß er sodann die Landgüter an 
einzelne Personen oder Genossenschaften verpachtet. Beiläufig be- 
merkt ist ja heute auch das Eigentum am Bergwerk oder das Eigen- 
tum an einem ‘Wasserlaufe kein unbedingtes, BORUSEN einer ganzen 
Reihe von Beschränkungen unterworfen. 


B. Die Arbeit. 
a) Allgemeines. 

Begriff. Unter Arbeit im wirtschaftlichen Sinne versteht 
man die bewußte Tätigkeit des Menschen, welche darauf gerichtet 
ist, einen wirtschaftlichen Wert, d. i. etwas hervorzubringen, was 
geeignet ist, einem wirtschaftlichen Bedürfnisse des Menschen zu 
dienen. In einem weiteren Sinne spricht man auch von der Arbeit 
der Tiere, der Maschinen, der Natur, wenn diese Tätigkeiten darauf 
gerichtet sind, etwas für den Menschen (oder für die betreffenden 
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Tiere — Arbeit der Ameisen, der Bienen o. dgl.) Nützliches hervor- 
zubringen. Im weitesten Sinne endlich versteht man unter Arbeit 
jede auf einen Effekt gerichtete Tätigkeit (man sagt beispielsweise 
von einem mühsam nach Atem ringenden Menschen: seine Brust 
„arbeitet“ schwer). 

Artender Arbeit. 1. Materielle und immaterielle Arbeit. 
Als materielle Arbeit bezeichnet man diejenige, die sich an einem 
Stoffe verkörpert, die ein greifbares Produkt gibt, als immaterielle 
Arbeit diejenige, die kein greifbares Produkt gibt, wie z. B. die 
persönlichen Dienstleistungen. 

2. Geistige und körperliche oder mechanische Arbeit. Eine 
scharfe Grenze zu ziehen ist unmöglich, weil jede sog. körperliche 
Arbeit (beispielsweise also auch die eines Holzspalters oder Steine- 
klopfers) eine gewisse „geistige“ Tätigkeit (eine gewisse Über- 
lesung) erfordert und umgekehrt jede sog. geistige Arbeit (wie 
etwa die des Forschers oder Künstlers) mit einer körperlichen Tä- 
tigkeit (Gehirntätigkeit o. dgl.) verbunden ist oder sich — wie z. B. 
die Tätigkeit des Schriftstellers, Malers, Bildhauers usw. — an 
einem Stoffe verkörpert. Man kann daher eigentlich immer nur 
von einer „mehr“ oder „überwiegend“ geistigen oder körperlichen 
Arbeit reden. Materielle und immaterielle Arbeit einerseits und 
geistige und körperliche Arbeit andererseits sind nicht zu verwech- 
seln. Die Arbeit eines Boten beispielsweise ist zwar eine „imma- 
terielle“, aber keine „geistige“, | 

3. Produktive und unproduktive Arbeit. Dieselbe wurde be- 
reits an früherer Stelle (S. 98 ff.) erörtert. | 

Von viel größerer praktischer Bedeutung als die vorstehenden 
Unterscheidungen der Arbeiten — die bestenfalls doch nur ein 
theoretisches Interesse beanspruchen dürfen — sind die beiden fol- 
genden „Arten“ der Arbeit, nämlich: 

4. die freie und unfreie (Sklaven- u. dgl.) Arbeit und 

5. die gelernte oder qualifizierte und die ungelernte oder un- 
qualifizierte Arbeit. Von beiden soll weiter unten eingehender ge- 
handelt werden. | 21% 

Entwurf, Leitungund Ausführungder Arbeit. 
Jede Arbeit — und wäre es selbst die denkbar einfachste, wie etwa 
die des Beerensammelns im Walde — setzt voraus einen Entwurf 
oder Plan, also selbstverständlich eine gewisse „geistige“ Tätigkeit. 
In unzähligen Fällen ist das Entwerfen dieses Planes eine so ein- 
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fache Leistung, daß wir uns derselben gar nicht bewußt werden. 
Mitunter aber kann schon das Entwerfen des Planes geradezu eine 
Riesenleistung sein, man denke beispielsweise nur an die jahre- 
langen Vorstudien, Reisen u. dgl., die Lesseps machen mußte, 
als er den Plan zur Herstellung des Suezkanals entwarf. Dem Ent- 
werfen des Planes können bis zu einem gewissen Grade beigezählt 
werden die Vorbereitungsarbeiten, die geleistet werden müssen, ehe 
an die eigentliche Ausführung der Arbeit geschritten werden kann. 
Beginnt ja doch schon die Arbeit des bescheidenen Handwerkers in 
unzähligen Fällen damit, daß er sich in das Haus des Kunden be- 
gibt, um dort Maße abzunehmen, Rücksprache zu pflegen u. dgl. m. 
Und nun denke man beispielsweise wieder an den Kanal von Suez 
und vergegenwärtige sich die Vorarbeiten, die notwendig waren, 
ehe der eigentliche Bau in Angriff genommen werden konnte. 
Vorerst mußten Verhandlungen mit der französischen und der 
ägyptischen Regierung gepflogen werden; dann mußte die Aktien- 
gesellschaft ins Leben gerufen werden, um die notwendigen Geld- 
mittel aufzubringen ; es mußten riesige Baegermaschinen und eine 
Unmasse von Gerätschaften hergestellt und an Ort und Stelle ge- 
bracht werden ; Ingenieure und Arbeiter mußten engagiert und an 
den Bauort befördert werden ; man mußte für die Verproviantierung 
und Unterkunft dieser Menschenmasse sorgen ; es mußte vorerst ein 
Süßwasserkanal zur Herbeischaffung des notwendigen Trinkwassers 
hergestellt werden, ehe man auch nur daran denken konnte, den 
ersten eigentlichen Spatenstich zu machen. Sind Entwurf und 
Vorbereitungsarbeiten durchgeführt, so kann nunmehr an die eigent- 
liche Ausführung der Arbeit geschritten werden. Da aber die 
meisten Arbeiten das harmonische Zusammenwirken mehrerer Per- 
sonen erheischen, so muß dafür Sorge getragen werden, daß die zu- 
sammenarbeitenden Personen die Arbeit dem Plane gemäß aus- 
führen, d. h. die Tätigkeit der betreffenden Personen muß über- 
wacht und geleitet werden. (Ein Orchester ohne Kapellmeister ist 
eben nahezu undenkbar!) 

Auch hierin wieder zeigt sich der Irrtum, den sich Adam 
Smith und die älteren Vertreter der nationalökonomischen Wis- 
senschaft zuschulden kommen ließen, wenn sie nur die sog. mate- 
rielle Arbeit als produktiv gelten lassen wollten, denn alle diese 
Tätigkeiten (Entwerfen des Planes — Vorarbeiten — Leitung — 
ausführende Arbeit) gehören zusammen, bilden ein Ganzes und 
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sind notwendig, wenn das fragliche Produkt hergestellt werden 
soll. Es geht daher nicht an, diese verschiedenen Arbeiten aus- 
einanderzureißen und etwa zu behaupten, der Ingenieur, der die 
Zeichnung (den Plan) entwirft, der Korrespondent im Bureau, der 
die Briefe schreibt (die Bestellungen macht), und der Werkmeister, 
der die eigentlichen (Hand-)Arbeiter überwacht und ihnen sagt, 
was sie zu tun haben, haben unproduktiv gearbeitet, und nur die 
Handarbeiter haben die Sache „gemacht“, sie allein also haben 
produktiv gearbeitet. Freilich darf man andererseits nicht über- 
sehen, daß der Irrtum des Ad. Smith ein entschuldbarer war, 
weil er durch die Kleinheit der damaligen Produktion hervorgerufen 
wurde Wenn heute etwa eine Lokomotive konstruiert oder gar 
eine Eisenbahn gebaut werden soll, so tritt es mit handgreiflicher 
Deutlichkeit zutage, daß vorerst der Plan entworfen werden muß, 
und daß dies unter Umständen eine ganz gewaltige Leistung ist; 
daß sodann die Vorarbeiten — die eventuell auch wieder sehr um- 
fangreich sein können — erledigt werden müssen, und daß man 
weiter die Handarbeiter nicht lediglich hinstellen und arbeiten 
lassen kann, wie sie wollen, sondern daß man Werkmeister oder 
Aufseher bestellen muß, welche darüber wachen, daß die Handarbeit 
zweckentsprechend geleistet und durchgeführt werde. Derartig 
große Produktionen kamen aber zu jener Zeit nur selten vor. Ad. 
Smith hatte vorwiegend den bescheidenen Handwerker im Auge, 
und bei diesem treten jene Teile der Arbeit nicht deutlich hervor. 
Der „Plan“ der Arbeit wird dem Handwerker vielfach von dem 
bestellenden Kunden gegeben; die ‚„Vorbereitungsarbeiten“ sind 
ganz unbedeutend, denn die Werkzeuge sind in der Werkstatt vor- 
handen, und der Einkauf der Rohstoffe wird gelegentlich besorgt, 
wenn nicht (wie früher beim Schneider) der Kunde dem Meister 
gar den Rohstoff ins Haus bringt; und die „Kontrolle“ wird auch 
vielfach vom Kunden besorgt, der kommt und nachsieht und ge- 
legentlich Erläuterungen und Weisungen gibt. Unter solchen Um- 
ständen erschien es ganz selbstverständlich, daß nur derjenige die 
Sache „gemacht“ habe, der die ausführende Arbeit leistete. 

Der Fehler, den Ad. Smith hier beging, war übrigens ein 
rein theoretischer und daher an sich ein ganz harmloser. Eine 
— und zwar nicht geringe — praktische Bedeutung erlangte er erst 
in unseren Tagen dadurch, daß die Begründer des sog. „wissen- 
schaftlichen Sozialismus“ (Rodbertus, Marxund Lassalle) 
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die Smithsche Behauptung in ihr Lehrgebäude aufnahmen und 
sie mit der Lehre vom sog. „vollen Arbeitsertrage“ in Verbindung 
brachten. Die Forderung, daß dem Arbeiter von Rechts wegen der 
volle Ertrag „seiner“ Arbeit als Lohn gebühre, kann unbedenklich 
zugegeben werden. Geht man jedoch — wie die Vertreter des sog. 
wissenschaftlichen Sozialismus — von der Anschauung aus, daß die 
Güter nur von den Handarbeitern hergestellt würden, dann gelangt 
man zu dem Resultate, daß die sämtlichen von Menschenhand her- 
gestellten Güter eigentlich nur den Handarbeitern gehören und daß 
die geistigen Arbeiter mehr .oder weniger als Schmarotzerpflanzen 
anzusehen sind, die dem Arbeiter einen Teil seines rechtmäßigen 
Lohnes entziehen. 

Der Erfolg der Arbeit hängt ab zum Teil von äußeren 
Umständen, wie Wind und Wetter (Landwirtschaft!), Beschaffen- 
heit der Rohstoffe, der Werkzeuge u. dgl., zum Teil von der Person 
des Arbeiters, wie Geschicklichkeit, Kraft, Ausdauer u. dgl. An 
sich betrachtet ist dieser Satz ein Gemeinplatz, er gewinnt jedoch 
für die gesamte Volkswirtschaft eines Landes eine ungeheure Be- 
deutung, wenn die in Rede stehenden Eigenschaften des Arbeiters 
zum Nationalcharakter des betreffenden Volkes werden, wie dies an 
früherer Stelle bereits angedeutet wurde Der ungeheure Auf- 
schwung Nordamerikas zum Beispiel ist in erster Reihe dem Unter- 
nehmungsgeiste, der Kraft und Intelligenz seiner Bevölkerung zu- 
zuschreiben, ebenso wie umgekehrt die Ursache des Zurückbleibens 
anderer Länder in der geringeren Tüchtigkeit der betreffenden 
Rassen zum guten Teile zu suchen ist. 

v. Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen, 2. Aufl., S. 167 ff. 

Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft, 
Leipzig 189, 8.18 ff. 

v. Philippovich, Grundriß, 3. Aufl., S. 110 ff. 

Schmoller, Grundriß, $. 139 ff. 


Schönberg, Art. „Arbeit“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 
Schönberg, Handbuch der polit. Ökonomie, 4. Aufl., Bd. I, 8. 192. 


b) Die Arbeitsteilung. 

Seitdem Ad. Smith der Lehre von der Arbeitsteilung ein 
eigenes Kapitel gewidmet hat und dieses an die Spitze seines be- 
rühmten Werkes gestellt hat, ist es üblich geworden, die Arbeits- 
teilung in den Lehrbüchern der Nationalökonomie eingehender zu 
erörtern. Mit Recht, denn die Arbeitsteilung ist in der Tat für 
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unser gesamtes Wirtschaftsleben von der allergrößten Bedeutung. 
Man versteht unter Arbeitsteilung die Tatsache, daß die einzelnen 
Menschen verschiedene Funktionen des wirtschaftlichen (oder 
sesellschaftlichen) Lebens übernehmen, daß sie sich also ‚in die ver- 
schiedenen Arbeiten teilen“. Indes ist der Komplex derjenigen 
Erscheinungen, die man als Arbeitsteilung zu bezeichnen pflegt, 
wenigstens in unserer heutigen Volkswirtschaft, kein einheitlicher. 
Wir beobachten nämlich — und diesen Unterschied hat schon Ad. 
Smith hervorgehoben — einmal, daß die Angehörigen einer 
Wirtschaft sich in die verschiedenen Arbeiten teilen, daß also bei- 
spielsweise von den Arbeitern einer Fabrik der eine Teil diese, ein 
anderer Teil jene, ein dritter Teil wieder andere Arbeiten über- 
nimmt, und bezeichnen dies als Arbeitsteilung. Wir sehen aber 
auch andererseits und bezeichnen es gleichfalls als Arbeitsteilung, 
daß die Berufe sich sondern, daß der eine Landwirt, der zweite Ge- 
werbetreibender, der dritte Arzt ist u. dgl. Beides ist unstreitig als 
Arbeitsteilung aufzufassen, denn hier wie dort liegt die Erschei- 
nung vor, daß der eine diese, der zweite jene Arbeitsleistung auf 
sich nimmt. Die Ursache und der Zweck dieser beiden Formen der 
Arbeitsteilung ist jedoch in jedem Falle ein anderer. 

Die Ursache derjenigen Form der Arbeitsteilung, die sich inner- 
halb einer und derselben Wirtschaft abspielt, ist nämlich in der 
Anordnung des Wirtschaftsvorstandes oder in der (ausdrücklichen 
oder stillsehweigenden) Übereinkunft der Angehörigen dieser Wirt- 
schaft zu suchen. Der Zweck dieser Form der Arbeitsteilung ist, 
die betreffende Wirtschaft zu fördern, d.h. die beabsichtigten Lei- 
stungen mit dem relativ geringsten Arbeitsaufwande auszuführen. 
Beides ist so naheliegend und so selbstverständlich, daß man keck 
die Behauptung aufstellen darf, diese Form der Arbeitsteilung sei 
so alt wie das Menschengeschlecht. Überdies beruht diese Form der 
Arbeitsteilung auf der natürlichen Verschiedenheit des Alters und 
des Geschlechtes. Es bedarf keines Beweises, daß auch in der primi- 
tiven Horde nicht die Kinder hinausgeschickt wurden, den Bären 
und den Elch zu jagen, und daß nicht die Männer diejenigen waren, 
denen die Wartung und Pflege der kleinen Kinder anvertraut war. 
Wenn es zulässig ist, die Vorgänge im Wirtschaftsleben mit denen in 
der Tier- und Pflanzenwelt zu vergleichen, so entspricht die Ar- 
beitsteilung, die sich innerhalb einer Wirtschaft abspielt, derjenigen 
Erscheinung, welche die modernen Biologen als „Arbeitsteilung der 
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Zellen“ bezeichnen, d. i. die Tatsache, daß die ursprünglich gleichen 
Zellen, welche den tierischen oder pflanzlichen Organismus bilden, 
im Laufe der Zeit verschiedene Funktionen gruppenweise über- 
nommen haben, daß die einen zu Atmungs-, die anderen zu Er- 
nährungs-, zu Fortbewegungsorganen u. dgl. mehr geworden sind. 
Ganz anders die zweite Form der Arbeitsteilung, die Sonderung 
der Berufe, die (in der heutigen Volkswirtschaft — nicht aber in 
einem kommunistischen Gemeinwesen) anf dem Gebiete des wirt- 
schaftlichen Lebens dasjenige repräsentiert, was man auf dem 
Gebiete des organischen Lebens als ‚die Entstehung der Arten“ 
bezeichnet. Die moderne Naturforschung lehrt uns, daß durch den 
Kampf ums Dasein häufig Tiere und Pflanzen hinausgedrängt 
werden in Regionen, die ungünstigere oder doch andere Lebens- 
bedingungen darbieten, als die bisherigen. Einem Teile dieser Ver- 
drängten gelingt es, sich den geänderten Lebensbedingungen anzu- 
passen; sie vererben diese Eigenschaft auf ihre Nachkommen, und 
im Laufe der Zeit entsteht eine neue Spezies, deren Angehörige 
in ihrer Art ebenso lebensfähig und kräftig sind, wie die anderen 
Nachkommn der gemeinsamen Voreltern. Das gleiche Bild zeigt 
uns der Vorgang bei der „Enstehung der Arten“ auf dem wirtschaft- 
lichen Gebiete, d. i. bei der Sonderung der Berufe. Diese Form 
der Arbeitsteilung, die Übernahme verschiedener Funktionen durch 
die einzelnen, vollzieht sich weder auf Grund einer Anordnung eines 
Wirtschaftsvorstandes, noch infolge einer Vereinbarung unter den 
betreffenden Individuen, sondern sozusagen von selbst unter dem 
Drucke der Verhältnisse. Das betreffende Gebiet wirtschaftlicher 
Tätigkeit ist voll besetzt oder schon etwas übersetzt; der eine Pro- 
duzent, der vielleicht unter dem Druck der Konkurrenz mehr zu 
‚leiden hat, als die übrigen, beginnt — sei es, weil er eine besondere 
Vorliebe hierfür hat, sei es, weil er zufällig mehrere Bestellungen 
der betreffenden Art auszuführen hat — eine Spezialität seines Pro- 
duktionszweiges besonders zu pflegen; die Sache findet Anklang 
beim Publikum, der Absatz erweitert sich, und nach einiger Zeit hat 
der Mann sein ursprüngliches Produktionsgebiet verlassen und 
kultiviert ausschließlich die neue Spezialität. Ein neuer Produk- 
tionszweig — Beruf — ist entstanden. Bei der früher besprochenen 
Form der Arbeitsteilung, die sich (zumeist auf Anordnung des 
Wirtschaftsvorstandes) im Innern der betreffenden Wirtschaft voll- 
zieht, geht der Zweck dahin, das Gedeihen dieser Wirtschaft zu 
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fördern, ‘d.h. die Produktion im Innern dieser Wirtschaft ratio- 
neller zu regeln und effektvoller zu machen. Hier dagegen vollzieht 
sich keine Funktionsteilung im Innern der Wirtschaft (unter den 
Angehörigen derselben), sondern die ganze Wirtschaft ändert teil- 
weise ihren Charakter, und der Effekt ist, daß eine neue „Art“ ent- 
standen ist, von der sich im Laufe der Zeit in analoger Weise wieder 
eine neue Spezialität abzweigt usf. 

Diese Form der Arbeitsteilung, die Sonderung der Berufe, ist 
allerdings nicht so alt wie das Menschengeschlecht, sondern ver- 
hältnismäßig jungen Datums. Bei den uns bekannten wilden Völker- 
schaften sehen wir keine Sonderung der Berufe, sondern jeder 
Stamm führt seine gemeinsame Wirtschaft und produziert das 
Wenige selbst, was seine Angehörigen zum Leben brauchen. Und 
da die benachbarten Stämme mehr oder weniger unter den gleichen 
Verhältnissen und Bedingungen leben, so produzieren sie alle so 
ziemlich das gleiche, und es ist an einen gegenseitigen Tausch ihrer 
Produkte nicht leicht zu denken. In dieser Art, nur noch weit roher 
und tierischer, haben wir uns die primitiven Horden vorzustellen, 
und Jahrtausende mußten vergehen, ehe es den Menschen gelang, 
swh aus jenem Zustande tierischer Roheit nur einigermaßen empor- 
zuarbeiten. An einen Gütertausch — sofern er sich nicht etwa aus 
dem Frauenkauf entwickelte — ist erst zu denken, als fremde 
Stämme, die verschiedene Produkte erzeugten, miteinander in Be- 
rührung kamen. Selbstverständlich konnte dieser erste Tausch nur 
ein gelegentlicher sein und noch keine Sonderung der Berufe 
erzeugen, sondern im günstigsten Falle nur zu einer Mehrproduk- 
tion der betreffenden Artikel anregen. Erst. als die Städte (die 
anfänglich nichts anderes waren als größere Dörfer, d.h. Wohnsitze 
von Landwirten) anfingen, sich zu entwickeln, konnte ein regel- 
mäßiger Tauschverkehr aufkommen, konnte der Betrieb von Ge- 
werben sich als besonderer Beruf von der früheren undifferenzierten 
Gesamtproduktion abzweigen. Und ebenso kann eine fernere Ab- 
zweigung einer neuen Spezialität immer nur dann vorkommen, 
wenn eine genügende Zahl von Abnehmern des fraglichen Produktes 
vorhanden ist, so daß der Mann von der Ausübung seines Spezial- 
berufes auch leben kann. 

Hiernach beantwortet sich die Frage nach den Voraussetzungen 
der Arbeitsteilung von selbst. In den meisten Lehrbüchern der 
Nationalökonomie wird diese Frage dahin beantwortet, daß die 
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Arbeitsteilung abhängig ist von der Ausdehnung des Marktes, d. i. 
von der Möglichkeit, das betreffende Spezialprodukt auch abzusetzen. 
Diese Antwort ist für die zweite Form der Arbeitsteilung, für die 
Sonderung der Berufe, unstreitig richtig, denn es ist evident, daß 
z. B. ein Arzt nur dann sich auf die Spezialität der Augenheilkunde 
verlegen und sich nur dann als Augenarzt etablieren kann, wenn er 
im Orte eine genügende Anzahl von Augenkranken vorfindet. Da- 
gegen hat die Ausdehnung des Marktes mit der ersten Form der 
Arbeitsteilung, d. i. mit der Teilung der Beschäftigungen innerhalb 
der einzelnen Wirtschaft, nichts zu schaffen, weil dies lediglich eine 
Frage der Zweckmäßigkeit ist. Tatsächlich kann eine derartige 
Teilung der Beschäftigungen auch im Innern einer sog. ge- 
schlossenen Wirtschaft (die nichts von außen bezieht und nichts 
hinaus verkauft) vorkommen. 

Als eine fernere Voraussetzung der Arbeitsteilung wird in den 
Lehrbüchern der Nationalökonomie der‘ Umstand hervorgehoben, 
daß in dem betreffenden Produktionszweige der Faktor „Arbeit“ 
überwiegen müsse. Zur Illustrierung dieser Tatsache wird darauf 
hingewiesen, daß z. B. in der Landwirtschaft von der Arbeitsteilung 
viel weniger Gebrauch gemacht werden kann, als in der Industrie, 
weil es ganz unmöglich sei, daß etwa der eine das ganze Jahr hia- 
durch nur säe oder nur ackere oder nur las Getreide mähe usw. 
Indes muß man auch hier unterscheiden. Die vorstehende Behaup- 
tung ist richtig, sofern es sich um die Teilung der Beschäftigungen 
im Innern der einzelnen Wirtschaft handelt. Im Innern eines 
landwirtschaftlichen Betriebes kann allerdings die Arbeitsteilung 
nicht so weit gehen, daß der eine z. B. sich nur mit dem Säen des 
Getreides beschäftigt, weil die Arbeiten sich den Jahreszeiten und 
dem Wetter anpassen müssen; es wird also derselbe Arbeiter bald 
ackern, bald eggen, bald säen, bald das Vieh warten müssen usw. 
Dagegen hat die in Rede stehende Tatsache mit der zweiten Form 
der Arbeitsteilung, mit der Sonderung der Berufe, nichts zu 
schaffen, und tatsächlich sehen wir, daß auch die landwirtschaft- 
lichen Betriebe, teils infolge der natürlichen Unterschiede der Boden- 
beschaffenheit und des Klimas, teils infolge der Vervollkommnung 
der Transportmittel, welche einen weiteren Absatz der Produkte 
gestatten, eine immer weitergehende Spezialisierung aufweisen. 
Es gibt Betriebe, die sich nur mit der Forstwirtschaft, andere, die 
sich ausschließlich mit der Viehzucht und der Herstellung ani- 
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malischer Produkte (Wolle, Molkereiprodukte, Schlachttiere) be- 
fassen, während andere die Landwirtschaft im allgemeinen oder 


gewisse Kulturen — etwa vorwiegend Weizenbau, die Kultur von 
Wein, Obst, Gemüse, Blumen, Zuckerrohr, Tee, Kaffee, Baum- 
wolle, Tabak usw. — pflegen. 


Eventuell kann man noch eine dritte Form der Arbeitsteilung 
unterscheiden, die darin besteht, daß gewisse Gegenden (Landes- 
teile oder ganze Länder) vorwiegend gewisse Artikel produzieren 
und in den Weltverkehr bringen. So spricht man heute bekannt- 
lich von Industrie- und Agrikulturstaaten, von Weizen-, Wein-, 
Hopfen-, Obst- usw. -Gegenden, von Goldländern, von Ländern oder 
Landesteilen, in denen vorwiegend die Metall-, die keramische, die 
Textilindustrie usw, blüht. Selbstverständlich ist es ferner, daß die 
Seefischerei nur in den Küstengegenden, der Bergbau nur dort 
betrieben werden und florieren kann, wo sich die fraglichen Mine- 
ralien vorfinden usw. 

Innerhalb der ersten Form der Arbeitsteilung, d. i. derjenigen, 
die sich innerhalb der einzelnen Wirtschaft abspielt, kann man auch 
wieder zwei besondere Arten unterscheiden, und zwar: 

a) die sog. zeitliche Arbeitsteilung, die darin besteht, daß eine 
und dieselbe Person, welche eine Reihe von Arbeitsleistungen zu 
vollführen hat, jedesmal die gleichen Akte zusammenfaßt und unter 
einem verrichtet. Jede simple Waschfrau wird z. B. die sämtlichen 
Wäschestücke zuerst waschen, dann trocknen, dann rollen und 
schließlich plätten ; sie wird aber nicht diese vier Prozesse an jedem 
einzelnen Wäschestücke separat vornehmen, weil sie instinktiv weiß, 
daß dies viel zu umständlich und zeitraubend wäre. — Beiläufig 
bemerkt, hat diese Art der Arbeitsteilung mit dem vorhin erwähnten 
„Vorhandensein eines genügend großen Marktes‘ absolut nichts 
zu tun; 

. b) die sog. persönliche Arbeitsteilung, die darin besteht, daß der 
eine diese, der andere jene Arbeiten verrichtet, daß also beispiels- 
weise auch in einer bescheidenen Schuhmacherwerkstätte der eine 
das Leder zuschneidet, der zweite die Oberteile näht, der dritte die 
Sohlen aufschlägt, während der vierte die fertigen Schuhe appretiert 
und gebrauchsfertig herstellt. Auch diese Art der Arbeitsteilung 
hat mit der „Ausdehnung des Marktes“ nichts zu schaffen, weil sie 
auch schon in der Konsumwirtschaft (im Haushalte) vorkommt, 
die selbstverständlich keine Produkte für den Verkehr liefert. 
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Was sodann die Frage nach der Bedeutung der Arbeitsteilung 
anbelangt, so muß man auch wieder die beiden in Rede stehenden 
Formen unterscheiden. Durch diejenige Form der Arbeitsteilung, 
die sich im Innern der einzelnen Wirtschaft abspielt, wird unstreitig 
die Produktion dieser Wirtschaft außerordentlich gefördert. Es 
wird die Geschicklichkeit der Arbeiter, die sich einer bestimmten 
Tätigkeit ausschließlich widmen, außerordentlich gesteigert. Es 
wird der Zeitverlust erspart, der mit jedem Wechsel der Beschäfti- 
gung (man denke nur an den Übergang von einer unreinlichen zu 
einer reinlichen Beschäftigung, an den Wechsel der Werkzeuge, an 
den Wechsel des Arbeitsortes usw.) verbunden ist. Es wird mög- 
lich, ganz einseitige Arbeitskräfte (schwächliche oder krüppelhafte 
Personen) zu verwenden. In je einfachere Akte die Arbeit zerlegt 
wird, um so eher wird es möglich, die einzelnen Arbeitsakte von 
Maschinen übernehmen zu lassen. (Eine Maschine, die auf der 
einen Seite die rohe Gespinstfaser in Empfang nimmt und auf der 
andern Seite die fertigen Kleider liefert, können wir uns nicht wohl 
denker, aber Maschinen, die spinnen, weben, zuschneiden und 
nähen, besitzen wir Bekduniliah.) 

Im einzelnen ähnlich, andererseits ir von der allergrößten 
Tragweite ist die zweite Kon der Arbeitsteilung, die sich als Son- 
derung der Berufe vollzieht, denn alles, was die Kulturvölker auf 
dem Gebiete der Wissenschaft, der Technik und der Kunst ge- 
leistet haben, ist einzig und allein der Sonderung der Berufe zuzu- 
schreiben, die es ermöglicht, daß jeder seine ganze Kraft seinem 
Spezialberufe widmet. Daß aber jeder, der sich einem Spezial- 
berufe widmet, dadurch von allen anderen abhängig wird, daß die 
wirtschaftliche Lage des einzelnen sich günstig oder ungünstig ge- 
staltet, je nachdem es den anderen gut oder schlecht geht, ist selbst- 
verständlich, und ebenso selbstyerständlich ist es, daß jeder, der sich 
einem Spezialberufe widmet, bis zu einem gewissen Grade einseitig 
wird. Man mag dies beklagen, aber man muß es hinnehmen, denn 
die „Entstehung der Arten“ ist ein Naturprozeß, den wir weder zu 
. beschleunigen, noch aufzuhalten vermögen. 

Die unangenehmste Schattenseite der Arbeitsteilung ist, wie 
Hein!) sagt, der Umstand, daß der Teilarbeiter vom Markte aus- 


1) ClemensHein, Die Arbeitsteilung und die Beschäftigung minderwertiger 
Arbeitskräfte in der modernen Großindustrie, im Schmollerschen Jahrbuch für Gesetz- 
‚gebung, Verwaltung usw., 37. Jahrg., 1913, 1. Heft, S. 119 ff., insbesondere S. 123, 
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geschlossen und gezwungen wird, als Lohnarbeiter bei einem Unter- 
nehmer in den Dienst zu treten. Mit besonderer Deutlichkeit zeigt 
sich dies in der Hausindustrie. Zum Betriebe der Hausindustrie 
gehört es selbstverständlich, daß der Hausindustrielle seine Erzeug- 
nisse verkauft, und dieser Verkauf vollzieht sich anfänglich in der. 
Weise, daß der Hausindustrielle mit seinen Erzeugnissen hausieren 
geht. Wenn nun ein ganzes Dorf die gleiche Hausindustrie betreibt, 
so ist es überaus naheliegend, daß der eine dieser hausierenden 
. Hausindustriellen einem zweiten und dritten den Antrag stellt, er 
werde die Erzeugnisse dieses zweiten oder dritten gleichzeitig mit 
seinen eigenen Waren im Wege des Hausierhandels vertreiben. 
Und ebenso naheliegend ist es, daß jener zweite oder dritte an den 
ersten mit der Bitte herantritt, dieser möge ihn der Mühe des 
Wanderns entheben und den Vertrieb der Ware (des zweiten und 
dritten) übernehmen. Setzt sich diese Übung fest, so ist der ge- 
dachte zweite und dritte — wenn man so sagen darf — verloren. 
Der Hausierende, der das Land durchwandert, lernt die Orte 
kennen, wo er die Ware vorteilhaft absetzen kann, während die zu 
Hause Bleibenden diese Kenntnis verlieren. Der Hausierende 
steigt zum Verleger empor, der bei den Daheimbleibenden Be- 
stellungen macht und ihnen einen festen Lohn zahlt, während er 
den Überschuß des Erlöses für die verkaufte Ware für sieh behält. 
Der Daheimbleibende sınkt zum Lohnarbeiter herab, der sich even- 
tuell mit einem geringen Lohn begnügen muß, weil er die Kenntnis 
des Marktes verloren hat; er ist „vom Markte ausgeschlossen“. 

Daß der Teilarbeiter, der nur ein Teilprodukt oder eine Teil- 
arbeit liefert (der etwa nur Löcher bohrt oder nur gewisse Stücke 
poliert o. dgl.), nieht auf dem Markte erscheinen und dort seine 
Produkte nicht verkaufen kann, ist selbstverständlich. Andererseits 
hat eine so weitgehende Arbeitsteilung den Vorteil, daß der Teil- 
arbeiter die diversen einfachen Arbeitsleistungen leicht erlernen 
und daher verhältnismäßig leicht zu einer anderen Beschäftigung 
übergehen kann. 

Das, was man als Arbeitsteilung bezeichnet, bildet jedoch: sozu- 
sagen nur die eine Seite der Medaille, denn wenn man die Sache 
von der anderen Seite betrachtet, so stellt sich die Arbeitsteilung als 
Arbeitsvereinigung dar. Die einzelnen teilen sich in die verschie- 
denen Arbeiten, und jeder übernimmt eine besondere Beschäfti- 
gung; der Zweck oder der Effekt dieser Arbeitsteilung ist aber, daß 
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durch das Zusammenwirken dieser verschiedenen Arbeitskräfte die 

sanze Arbeit geleistet wird. 

Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft, 
S. 70 ff. 

Schmoller, Grundriß, S. 324ff. Daselbst zahlreiche re we 

Bücher, Entstehung der Volkswirtschaft, 1. Aufl. 1893, 2. Aufl. 1898, 

Artikel „Arbeit“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 

Schönberg, Handbuch, 4. Aufl., S. 199 ff. 

v. Philippovich, Grundriß, I. Bd., 3. Aufl,, 8. 79ff. 


c) Die Arbeitsverfassung. 

Wiederholt wurde im vorangehenden darauf hingewiesen, dab 
fast jede Produktion eine kollektive ist, d. h. daß sie das har- 
monische Zusammenwirken mehrerer Personen nach einem ein- 
heitlichen Plane erfordert, und daß daher das große Problem der 
Wirtschaft darin besteht, die Menschen zu eben diesem harmoni- 
schen Zusammenwirken, d. i. zur Unterordnung unter einen einheit- 
lichen Plan oder zur Unterordnung unter das einheitliche Kom- 
mando zu veranlassen. Dreierlei Mittel gibt es, den Gehorsam zu 
erzielen, das Gefühl der Autorität (Zusammengehörigkeit), den 
. physischen Zwang und das Versprechen eines Vorteiles.. Demgemäß 
kann man drei Arten von Gehorsam unterscheiden: 

1. den freiwilligen Gehorsam, der aus dem Gefühle der Zu- 
sammengehörigkeit, dem Autoritätsgefühle, dem Pflichtgefühle der 
freien Erkenntnis o. dgl. entspringt; 

2. den erzwungenen Gehorsam, der durch die rohe physische 
Gewalt erzielt wird; und 

3. den erkauften Gehorsam, der dadurch erreicht wird, daß 
man dem Betreffenden einen Vorteil verspricht. 

Auf diesen drei Momenten bauen sich denn auch die verschie- 
denen Arbeitsverfassungen auf, 

Die Arbeitsverfassung der prähistorischen Horde darf hier 
füglich übergangen werden. Soweit unsere Kenntnisse reichen, 
bildete der kleine Stamm eine Familie und Wirtschaftsgemeinde; 
der Gehorsam kann demnach kein anderer als ein freiwilliger, auf 
dem Gefühle der Zusammengehörigkeit (Autoritätsgefühle) be- 
ruhender gewesen sein. 

a) Dieunfreie Arbeitsverfassung. Die Sklaverei 
ist auf zwei Momente zurückzuführen. Einmal auf die menschliche 
Natur. Der Mensch ist, wie bereits Aristoteles ganz richtig 
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gesagt hat, ein Zoon politikon, ein geselliges Tier, d.h. der einzelne 
Mensch verfügt nur über ein bescheidenes Maß von Kraft und 
empfindet daher instinktiv das Bedürfnis, sich an seinesgleichen 
anzulehnen; er ist — wie Schäffle sich modern in überaus 
zutreffender Weise ausdrückt — „darauf angewiesen, kollektiv den 
Kampf ums Dasein zu führen“, er ist auf das Zusammenarbeiten 
mit anderen Menschen angewiesen. Auf diesem Gefühle und der 
Erkenntnis der Tatsache, daß jede Vereinigung von Menschen um 
so mächtiger ist, je größer die Zahl der Arme und Fäuste ist, über 
die sie verfügt, beruht das jeder Vereinigung mit naturgesetzlicher 
Notwendigkeit innewohnende Streben, die Zahl ihrer Angehörigen 
zu vergrößern. | 

Die zweite Ursache der Sklaverei ist der Mangel eines anderen 
Auskunftsmittel.. Wenn wir heute jemanden veranlassen wollen, 
uns zu gehorchen (uns Dienste zu leisten), so helfen wir uns über 
diese Schwierigkeit sehr einfach in der Weise hinweg, daß wir dem 
Manne einen angemessenen Lohn versprechen. Dies setzt aber 
zweierlei voraus: einmal, daß einer da ist, der etwas hat und 
darüber verfügen kann, und zweitens, daß ein zweiter da ist, der 
nichts oder wenig hat und jenes „Etwas“ (den Lohn) zu erlangen 
wünscht. Diese Voraussetzung fehlte in der Urzeit. Die Horde 
besaß nichts, was sie den Angehörigen der anderen Horde hätte als 
Lohn anbieten können; das Mobiliareigentum war von keiner Be- 
deutung; der Grund.und Boden stand noch im Eigentum des einen 
oder des anderen Stammes und war überdies im Überflusse vor- 
handen, und die Angehörigen der anderen Horde waren materiell 
nicht schlechter situiert als die Erstgedachten. Da somit an eine 
freiwillige Unterwerfung nicht zu denken war, so blieb nichts 
anderes übrig als das Goethesche „Und bist du nicht willig, 50 
brauch’ ich Gewalt“. s 

War die Sklaverei auf diese Weise einmal entstanden, so erhielt 
sie sich nach dem Gesetze der Trächeit, und zwar als allgemeine 
Einrichtung selbst bei den damaligen Kulturvölkern bis tief in die 
historische Zeit herein, also bis in eine Zeit, in der sich das. Privat- 
eigentum zur vollen Schärfe ausgebildet hatte. Die Sklaven 
standen im Privateigentum ihrer Herren, und das Institut der 
Sklaverei, d. i. die rohe physische Gewalt (die Peitsche), war ziem- 


lieh das einzige Mittel, die Menschen zum Gehorsam und zum. 


harmonischen Zusammenarbeiten zu verhalten. Daneben begann 
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dann später, und zwar namentlich im römischen Reiche, auch schon 
das Geld eine Rolle zu spielen; aber bis zur vollen Entwicklung 
einer eigentlichen Lohnarbeiterschaft gelangte das Altertum nicht. 

Die Sklaverei milderte sich im Laufe der Zeit, und zwar aus 
verschiedenen Gründen. Der eine ist die Blutvermischung. Je 
häufiger es vorkam, daß die Kinder der Sklavinnen auch die Kinder 
des Herrn waren, um so weniger war es auf die Dauer möglich, diese 
Sklavinnen und diese Kinder ‘als reine Haustiere zu behandeln. 
Ein fernerer Umstand war die Ausgleichung des Bildungsniveaus. 
Einen ganz rohen und ungebildeten Sklaven kann (und muß man 
vielleicht auch) wie ein 'Tier behandeln, einem gebildeten Sklaven 
gegenüber ist eine derartige Behandlung auf die Dauer unmöglich. 
Eine weitere Milderung erfuhr die Sklaverei durch die Ausbildung 
des Kolonates oder der Leibeigenschaft. Dadurch, daß der Sklave 
juristisch mit dem Landgute in untrennbare Verbindung gebracht, 
daß er juristisch zum Zubehör des Landgutes gemacht wird, hört er 
auf, eine bewegliche Sache zu sein. Es kann wenigstens die Familie 
des Leibeigenen nicht mehr willkürlich auseinandergerissen werden. 
Die Leibeigenschaft mildert sich später zur Hörigkeit, und gleich” 
zeitig entwickelt sich aus der Leibeigenschaft allmählich die Insti- 
tution des geteilten Eigentums am Grund und Boden. Hierzu kam 
ferner der Einfluß der christlichen Lehre und die allgemeine Mil- 
derung und Verfeinerung der Sitte und der Anschauungen. End- 
lich sind die wirtschaftlichen Momente nicht zu vergessen. Dem 
Sklaven erwächst aus seiner -Pflichterfüllung kein wesentlicher 
Vorteil; er hat nur die Peitsche zu fürchten, wenn er nicht ordent- 
lich arbeitet, und infolgedessen ist sein Gehorsam nur ein äußer- 
licher: er arbeitet nicht mehr, als er unbedingt muß. Es wird wirt- 
schaftlicher (vorteilhafter), mit gedungenen freien Arbeitern zu 
produzieren. 

ß) Die mittelalterliche Arbeitsverfassungin 
Stadtund Land. Kann oder will man die rohe physische Ge- 
walt nicht anwenden, um die Menschen zum Gehorsam zu zwingen, 
so bietet sich als zweites Mittel dar das Versprechen eines Vorteiles. 
Beiläufig bemerkt, sind Peitsche und Zucker (oder allgemein aus- 
gedrückt: Strenge und Sanftmut) die einzigen’zwei Mittel, um die 
Tiere zu dressieren, d.h. sie zum Gehorsam zu veranlassen. Der 
Vorteil nun, den man dem Betreffenden in Aussicht stellt, kann 
jedoch ein zweifacher sein: man kann ihm die Erlangung von 
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Rechten, man kann ihm die Erlangung von Vermögensvorteilen 
versprechen. (Faktisch freilich werden die größeren Rechte gewisse 
Vermögensvorteile und umgekehrt wird das erlangte Vermögen auch 
größere Rechte nach sich ziehen.) 

Von diesen beiden Modalitäten hat das Mittelalter Gebrauch ge- 
macht. Die eigentliche Sklaverei war jener Periode fremd, anderer- 
seits war damals das bare Geld rar, so daß von der Form der Lohn- 
zahlung in Geld kein Gebrauch gemacht werden konnte. Demgemäß 
bildeten sich zwei Formen der Gewährung von Vorteilen heraus, 
von denen die eine vorwiegend auf dem platten Lande, die andere 
vorwiegend in den Städten zur Anwendung gelangte Auf dem 
platten Lande entwickelte sich das Lehenwesen, dessen juristischer 
Kern in der Spaltung des Eigentums in Ober- und Untereigentum 
besteht. Allerdings bildete das Lehenwesen zunächst die Grundlage 
der Heeresverfassung, aber jene Spaltung des Eigentums an Grund 
und Boden erwies sich als eine derart praktische Form der Zuwen- 
dung eines widerrufbaren Vermögensvorteiles, daß sie nicht auf den 
Kriegerstand beschränkt blieb, sondern auch zur Begründung wirt- 
schaftlicher Dienst- und Abhängigkeitsverhältnisse benützt wurde. 
Daß dann später die Bauern in ein der eigentlichen Leibeigenschaft 
- mehr oder weniger nahekommendes Abhängigkeitsverhältnis herab- 
gedrückt wurden, ändert nichts an dem Kern der Sache, denn auch 
der Leibeigene hat gewisse Nutzungsrechte an den ihm zugewiesenen 
Grundstücken. Der Vasall wie der Dienstmann erhielt vom Herrn 
gewisse Grundstücke zugewiesen, die er nutzen durfte, solange er 
seine Verpflichtungen erfüllte; im entgegengesetzten Falle konnte 
ihm der Herr kraft des ihm zustehenden Obereigentumes die 
Nutzung entziehen. Dadurch war der Mann gebunden und zum 
Gehorsam gezwungen. Wir zahlen heute dem Dienenden einen 
Lohn (Gehalt) in Monats- oder sonstigen Raten unter der Be- 
dingung, daß der Mann seine Arbeit in der ausbedungenen Weise 
leiste; der mittelalterliche Vasall oder Dienstmann erhielt vom 
Herrn Felder mit der Ermächtigung, sich seinen Lohn (Gehalt) 
sozusagen herauszuackern. Der Fffekt ist in beiden Fällen der 
gleiche. 

In der Stadt fehlte die Voraussetzung eines ähnlichen Verhält- 
nisses; es fehlte die Möglichkeit, dem Dienenden Grundstücke zur 
dauernden Nutzung zu überlassen. Hier also mußte ein anderes 
Auskunftsmittel gewählt werden. Dasselbe war in der berufs- 
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genossenschaftlichen (ständischen) Gliederung der mittelalterlichen 
Gesellschaft bald gefunden. Das Wesen dieser ständischen Glie- 
derung bestand darin, daß allerorts die Berufsgenossen und die: 
Gleichgestellten sich zu Körperschaften zusammenschlossen, die 
sich — bei dem nahezu vollständigen Fehlen einer strammen Staats- 
gewalt war dies sehr leicht durchführbar — ihr eigenes Recht 
(„Statuten würden wir heute sagen) selbst schufen. Die Hand- 
werker waren in den Zünften geeint; die Zünfte besaßen das aus- 
schließliche Recht des Gewerbebetriebes, und die Zunftordnungen 
bestimmten, einmal, daß die Zunft selbst das Meisterrecht zu ver- 
leihen habe, und zweitens, daß nur derjenige Meister werden könne, 
der vorher die Stadien als Lehrling und Geselle durchgemacht hatte 
und seinen Verpflichtungen regelrecht nachgekommen war. Damit 
waren die Hilfsarbeiter (Lehrlinge und Gesellen) zum Gehorsam 
gezwungen, denn wer nicht gehorchte, erhielt kein Zeugnis und 
konnte nicht emporsteigen. Die Löhnung der Hilfsarbeiter war in 
der Weise geregelt, daß die Lehrlinge und Gesellen der Familie des 
Meisters eingegliedert wurden und daselbst die volle Verpflegung 
fanden. Die Gesellen erhielten überdies (in den Städten war dies 
möglich, weil hier doch schon einiges Geld kursierte) einen kleinen 
Geldlohn. Die Aufnahme der Hilfsarbeiter, in die Familie des 
Meisters hatte die weitere gute Folge, daß das Autoritätsgefühl in 
den Leuten wachgehalten und dadurch die Aufrechterhaltung der 
_ Disziplin wesentlich erleichtert wurde. Man kann diese Arbeits- 
verfassung, weil sie aus der korporativen Gliederung der Berufs- 
stände hervorging, die „korporative Arbheitsverfassung‘“ nennen. 

y) Die Arbeitsverfassung der sog. wirtschaft- 
lichen Freiheit. Die geänderten wirtschaftlichen Verhält- 
nisse seit dem Beginn der sog. Neuen Zeit (Entdeckung von 
Amerika), das Aufkommen der Großindustrie und ganz besonders 
das Aufkommen der Maschinen brachte’ es mit sich, daß die Hand- 
werksverfassung — die früher die Verfassung der gesamten In- 
dustrie war — sich für die Großindustrie nicht mehr aufrecht- 
erhalten ließ. Die Einteilung der Gewerbetreibenden in Lehr- 
linge, Gesellen und Meister ließ sich auf die Angehörigen der Groß- 
industrie nicht mehr anwenden. Die Arbeit des Arbeiters an der 
Maschine ist vielfach eine so einfache, daß sie nicht erst besonders 
„erlernt“ zu werden braucht, und damit verschwand — wenigstens 
vielfach — der Unterschied zwischen Lehrlingen und Gesellen, 
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Andererseits erfordert die Anlage einer Großindustrie ein so bedeu- 
tendes Vermögen, daß der frühere bescheidene „Geselle‘“ fast nie 
zum selbständigen Unternehmer, emporsteigen kann. Aus den frü- 
heren Lehrlingen und Gesellen einerseits und den früheren Mei- 
stern andererseits wurden im Laufe der Zeit „Arbeiter“ und 
„Unternehmer“. Beide sind (in der Regel) durch eine unüber- 
brückbare Kluft getrennt. Die Arbeiter rekrutieren sich aus deu 
unbemittelten, die Unternehmer aus den bemittelten Volksschichten, 
und — was die Hauptsache ist — die Arbeiter sind, von verhältnis- 
mäßig seltenen Ausnahmen abgesehen, verurteilt, ihr Leben lang 
Arbeiter, d.h. dienende Glieder des Unternehmers zu bleiben. 

War auf diese Weise für die Großindustrie das sukzessive Empor- 
steigen des in den Beruf eintretenden jungen Mannes fortgefallen, 
so versagte selbstredend auch das Mittel, das im Mittelalter zur Auf- 
rechterhaltung der Disziplin angewendet wurde, nämlich die Zuer- 
kennung größerer Rechte als Belohnung für die getreue Pflicht- 
erfüllung. Es verblieb somit als einziges Mittel, den Arbeitenden 
zum Gehorsam und zur Pflichterfüllung zu verhalten, die Lohn- 
zahlung in Geld, und die Anwendung dieses Mittels war um :o 
leichter möglich, als wir heute über genügende Mengen zirkulieren- 
den Geldes verfügen. Auf dem platten Lande, wo zumeist die Menge 
des zirkulierenden Geldes eine geringere ist, erhielt sich die Zu- 
weisung von Grundstücken zur Nutzung viel länger im Gebrauche; 
sie spielt dort heute noch eine große Rolle, daneben kommt aber die 
Geldlohnung immer mehr in Übung. 

Man nennt diesen Modus, den Gehorsam und die Pfliehterfüllung 
zu erzielen, die „Arbeitsverfassung der wirtschaftlichen Freiheit“ 
oder den „freien Arbeitsvertrag“. Das eigentliche Wesen dieses 
sog. freien Arbeitsvertrages liegt darin, daß die beiden vertrag- 
schließenden Teile (wenigstens im Prinzip) miteinander verhan- 
deln und sich über die Vertragsmodalitäten frei einigen. Daß da- 
neben auch heute die anderen Arten des Gehorsams gepflegt werden, 
bedarf weiter keiner weiteren Auseinandersetzung. In den Straf- 
häusern herrscht selbstverständlich die unfreie Arbeitsverfassung. 
Der militärische Gehorsam beruht zur einen Hälfte auf dem 
Zwange, zur anderen Hälfte baut er sich auf dem Autoritätsgefühle, 
der Liebe zum Herrscher und zum Vaterland usw. auf. Im kleinen 
Kreise, in der Familie und dort, wo die Dienenden dem Familien- 
haushalte eingegliedert sind, beruht er auf der Autorität des Fami- 
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lienoberhauptes. In der Schule und im öffentlichen Dienste bildet 
das Bestreben, emporzusteigen (die Zuerkennung größerer Rechte), 
den Kern der Disziplin. Hochgebildete endlich unterordnen sich 
freiwillig, weil sie die Notwendigkeit der Disziplin frei erkennen. 

6) Ansätze zu einer neuen korporativen Ar- 
beitsverfassung. In den letzten Dezennien treten Ansätze 
zur Bildung einer neuen korporativen Arbeitsverfassung immer 
deutlicher hervor, einer Arbeitsverfassung, die sich jedoch von der 
(ständischen) korporativen Arbeitsverfassung des Mittelalters 
wesentlich unterscheidet. Während nämlich im Mittelalter die 
Körperschaft der Dienstherren (die Zunft der Meister) die Arbeits- 
verfassung für ihre Untergebenen (die Arbeitenden) schuf und 
mittels dieser Verfassung die Disziplin unter den Arbeitenden auf- 
rechthielt, tritt heute immer mehr das Bestreben der Arbeiter in 
den Vordergrund, sich zu Körperschaften zusammenzuschließen, 
und zwar derart, daß der Arbeitsvertrag nicht mehr individuell zwi- 
schen dem Unternehmer und dem einzelnen Arbeiter, sondern 
zwischen dem Unternehmer und der betreffenden Körperschaft der 
Arbeiter geschlossen werden soll. Die weitere Konsequenz dieser 
Arbeitsverfassung wäre — und auch nach dieser Richtung treten 
die Bestrebungen deutlich vor —, daß nur die Angehörigen der 
betreffenden Körperschaft von den Unternehmern dieser Branche 
als Arbeiter beschäftigt werden dürfen. Umgekehrt würde die 
Arbeiterkörperschaft für die Aufrechterhaltung der Disziplin unter 
den Arbeitern sorgen. 


d) Der freie Arbeitsvertrag, 

Die Zivilrechtsgesetzgebung aller Kulturstaaten, welche die er- 
zwungenen Verträge bekanntlich als ungültig erklärt, steht auf dem 
Standpunkte, daß diejenigen Verträge als „frei“ geschlossen anzu- 
sehen sind, bei deren Abschluß kein Teil unter dem Einflusse eines 
äußeren Zwanges stand. Die inneren Motive — wie etwa persön- 
liche oder Familienverhältnisse, Geschäftsrücksichten u. dgl. —, 
welche den Betreffenden veranlaßten, den Vertrag abzuschließen, 
bleiben in der Regel (von Ausnahmen, wie etwa die laesio enormis, 
Wucher usw., abgesehen) unberücksichtigt, und doch ist es evident, 
daß ein derartiger „innerer“ Zwang unter Umständen viel wirk- 
samer sein kann, als etwa eine von einem Zweiten ausgesprochene 

Drohung. In gleicher Weise gilt der Arbeitsvertrag als ein „freier“, 
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wenn der die Arbeit Leistende frei von jedem äußeren Zwange mit 
dem sog. Arbeitgeber die Modalitäten des Vertrages vereinbart, oder 
wenn er die vom sog. Arbeitgeber einseitig festgesetzten Vertrags- 
bedingungen frei von jedem äußeren Zwange annimmt. Die land- 
läufige Anschauung stellt sich überdies — und ein gleiches taten die 
älteren Vertreter unserer Wissenschaft, speziell die Vertreter der 
sog. Freihandelsschule — auf den Standpunkt, daß zwischen dem 
Arbeiter und dem Kaufmann oder einem sonstigen Verkäufer gar 
kein Unterschied bestehe; der eine verkaufe eben seine Ware oder 
einen sonstigen Gegenstand, der andere seine Arbeitsleistung, beides 
sei das gleiche. Und dieser Auffassung liegen zwei ganz gewaltige 
Irrtümer zugrunde. | 

Der eine Irrtum besteht in der gänzlichen Verkennung des eigent- 
lichen Wesens des Vertragsabschlusses. Die landläufige Anschauung 
betrachtet einen Vertragsabschluß als eine ganz gleichgültige und 
harmlose Sache, etwa in der Weise, wie wenn zwei Bekannte sich 
zufällig treffen, vom Wetter sprechen und schließlich darin überein- 
stimmen, daß es heute recht ungemütlich auf der Straße sei. Oder, 
mit anderen Worten, die landläufige Auffassung geht von der An- 
nahme aus, daß bei jedem Vertragsabschlusse sich zwei ebenbürtige 
Gegner gegenüberstehen. Dem entgegen ist zu bemerken, daß jeder 
wichtigere Vertragsabschluß wenigstens für den einen Kontrahenten 
eine sehr ernste Sache ist, und daß jede Vertragsverhandlung einen 
Kampf repräsentiert, in welchem jeder Teil die Stärke seiner Posi- 
tion und die Schwäche des Gegners nach Kräften auszunutzen 
bestrebt ist. Und die Konsequenz hiervon ist, daß, wie in jedem 
 Kampfe, so auch hier, der stärkere Teil den Sieg davonträgt. Und 
wie im physischen Kampfe die „Stärke“ bald in der physischen 
Kraft, bald in der größeren Schlauheit, bald in der günstigeren 
Position beruht, so kann auch. im wirtschaftlichen Kampfe die 
größere „Stärke“ entweder in der wirtschaftlichen Kraft (dem 
größeren Vermögensbesitz) oder in der größeren Geschäftskenntnis 
(oder Findigkeit), oder aber in der günstigeren wirtschaftlichen 
Position bestehen ; und in der günstigeren wirtschaftlichen Position 
befindet sich derjenige Teil, der das geringere Interesse an dem Zu- 
standekommen des Geschäftes hat, weil er dem anderen Kontrahenten 
bei jeder Gelegenheit mit dem Rücktritte von der Verhandlung 
drohen kann. | 

Vergleicht man nun den einfachen Handarbeiter speziell mit 
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dem großen Unternehmer, so tritt es mit handgreiflicher Deutlich- 
keit zutage, daß der erstere den weitaus schwächeren Teil im wirt- 
schaftlichen Kampfe repräsentiert. Der Arbeiter ist zumeist der 
minder intelligente Partner, weil er wohl selten die gleiche Ge- 
schäftskenntnis besitzt, wie der Unternehmer; er verfügt ferner 
über eine viel geringere wirtschaftliche Kraft als der Unternehmer, 
weil er arm ist und nichts besitzt als seine beiden Arme; er befindet 
sich endlich in der denkbar ungünstigsten wirtschaftlichen Position, 
denn er hat das allergrößte Interesse am Zustandekommen des Ar- 
beitsvertrages. Er muß hungern, wenn der Vertrag nicht zustande 
kommt; er steht unter dem Drucke der schärfsten Konkurrenz und 
muß bei der übergroßen Zahl der Arbeiter fürchten, daß ein zweiter 
ihm zuvorkommt, und überdies tritt er in der großen Mehrzahl der 
Fälle als Bittender vor den Arbeitgeber, d.h. er muß schon von 
vornherein offen eingestehen, daß er der schwächere Teil ist. 
Speziell die Konkurrenz, unter deren Druck der Arbeiter steht, ist 
auf dasjenige zurückzuführen, was Marx als die sog. „industrielle 
Reservearmee‘ bezeichnet. Die Zahl der Arbeiter ist nämlich er- 
fahrungsgemäß in normalen Zeiten regelmäßig größer als die Zahl 
der zu besetzenden Dienstposten, und die notwendige Folge hiervon 
ist, daß zu jeder Zeit eine (große) Anzahl von Arbeitern beschäfti- 
gungslos und damit brotlos ist. Das Vorhandensein dieser ‚Reserve- 
armee“ muß notwendig einen Druck auf die Löhne ausüben, weil 
die Angehörigen der „Reservearmee“ gewissermaßen die Mitbieten- 
den bei einer Minuendo-Lizitation repräsentieren. Unterhandelt 
nämlich der sog. Arbeitgeber mit einer Anzahl von Arbeitern, um 
sie. in seinen Dienst zu nehmen, so tritt gewissermaßen sofort eine 
Anzahl Beschäftigungsloser hervor und bietet sich an, die Arbeit 
um einen geringeren Preis zu leisten; dadurch werden die Erst- 
gedachten gezwungen, mit ihren Lohnforderungen noch tiefer heräb- 
zugehen usf. Der Vorgang vollzieht sich selbstverständlich nicht 
in dieser Schärfe, aber jedenfalls muß die sog. ‚‚Reservearmee“ die 
Tendenz haben, einen derartigen Druck auf die Löhne auszuüben. 

Demgegenüber befindet sich der Arbeitgeber, der in der Regel 
ein mehr oder minder wohlhabender Mann ist, in einer viel günsti- 
geren und gefestigteren Position. Allerdings braucht er Arbeits- 
kräfte, wenn er sein Unternehmen betreiben will, aber er kann 
denn doch immerhin einige Zeitlang zusehen und braucht nicht 
sofort zu hungern, wenn er keine Arbeiter findet; auch kommt er 
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nicht leicht in diese Lage, weil er sozusagen sicher ist, zu jeder Zeit 
so viele Arbeiter zu finden, als er braucht. Er ist ferner derjenige 
vertragschließende Teil, der vom anderen Teile gebeten wird; er 
kann daher den Spröden spielen; und schließlich ist er derjenige, 
der das Geld in der Hand hat, und da das Geld die begehrteste Ware 
ist (für die man jede andere Ware kaufen kann), so verleiht es 
seinem Besitzer auch wieder bis zu einem gewissen Grade die 
Macht, als Befehlshaber aufzutreten. 

Die notwendige Folge des Zusammenwirkens dieser Umstände 
ist ein Tiefstand der Löhne, und dieselben müssen um so niedriger 
stehen, je weniger qualifiziert die Arbeit ist, denn je einfacher die 
Arbeit ist und je weniger sie erlernt zu werden braucht, um so 
größer ist die Anzahl der Personen, welche ihre Dienste anzubieten 
in der Lage sind. 

Der zweite Irrtum, den sich die Vertreter der Freihandelsschuie 
zuschulden kommen ließen, besteht darin, daß sie meinten, der Ar- 
beiter, der gegen Lohn arbeitet, sei ebensogut ein Warenverkäufer 
wie jeder andere Verkäufer. Richtig ist es freilich, daß der Ar- 
beiter seine Leistung verkauft, aber die Ware „Arbeit“ ist eben 
— wie Brentano in seinen beiden unten zitierten Schriften 
nachweist — eine Ware, die sich, wenn man so sagen darf, durch 
gewisse Privilegia odiosa nachteilig von den übrigen Waren unter- 
scheidet. 

Einmal ist die Arbeit von der Person des Arbeitenden untrenn- 
bar, und hieraus ergeben sich diverse, für den Arbeiter unangenehme 
Konsequenzen. Der Arbeiter kann nicht wie der Verkäufer einer 
anderen Ware Proben oder Muster versenden; er kann, weil er un- 
bemittelt ist, auch nicht jedesmal reisen, um an Ort und Stelle seine 
Leistungsfähigkeit zu zeigen, und infolgedessen findet er schwerer 
einen Abnehmer für seine Ware, als der Kaufmann und Fabrikant, 
Sodann muß der Arbeiter, der sich verdinegt — weil er seine Ar- 
beitskraft nicht aus sich herausnehmen und separat verkaufen 
kann —, jedesmal einen guten Teil seiner persönlichen Freiheit 
opfern. Er kann sich seinen Aufenthalt nicht frei wählen, sondern 
muß dort leben, wo er seine Beschäftigung hat. Er kann (wenn er 
kein sog. Heimarbeiter ist) den Arbeitsort nicut wählen und mub 
eventuell in einem Lokale oder an einem Orte (Dachdecker!) ar- 
beiten, wo seine Gesundheit oder gar sein Leben gefährdet ist. Er 
kann seine Umgebung nicht frei wählen, sondern kann unter Um- 
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ständen genötigt sein, mit kranken, unredlichen, unsittlichen oder 
ungeschickten Personen zusammenzuarbeiten. (Man vergegenwär- 
tige sich, welches Unglück ein einziger ungeschickter Arbeiter in 
einem Bergwerk, einer Dynamitfabrik o. dgl. anrichten kann.) Er 
ist häufig nicht einmal in der Lage, sich die Bezugsquellen für die 
Artikel seines täglichen Bedarfes frei zu wählen (Truckunwesen). 
Er muß sich häufig eine rohe und unwürdige Behandlung seitens 
seiner Vorgesetzten gefallen lassen. Mit einem Worte, der Arbeiter, 
der sich verdingt, beeibt sich jedesmal in ein mehr oder weniger 
weitgehendes Abhängigkeitsverhältnis, während der Verkäufer einer 
anderen Ware (oder der Vermieter oder Verpächter) nur seine Ar- 
tikel hingibt, ad personam aber ein freier und unabhängiger Mann 
bleibt. | 

Sodann gestaltet sich das Angebot der Ware „Arbeit“ anders als 
das der übrigen Waren. Sinkt nämlich der Preis einer anderen 
Ware, so finden sich immer so und so viele Produzenten oder Händ- 
ler, welche ihre Vorräte zurückhalten, weil sie nicht mit Verlust 
verkaufen wollen, und dieses Zurückhalten (Verminderung des An- 
gebotes) wirkt wenigstens dem weiteren Sinken der Preise ent- 
gegen. Sinkt hingegen der Arbeitslohn, so ist die natürliche Folge 
hiervon, daß der Arbeiter bestrebt ist, durch eine Verlängerung der 
Arbeitszeit diesen: Ausfall an seinem Lohne wettzumachen, oder dab 
er seine Frau und seine Kinder mitarbeiten läßt. Und ebenso selbst- 
verständlich ist es, daß durch dieses vermehrte Arbeitsangebot der 
Lohn noch tiefer herabgedrückt wird. 

Ein ferneres Moment, welches die Lage des Arbeiters ungünstig 
beeinflußt, ist die Lösung der früheren dauernden Dienstverhält- 
nisse oder der Umstand, daß — wie Bischof v. Ketteler sich 
ausdrückt — ‚die Arbeit ‘heute zur Ware geworden ist“. Der 
Sklave und der Leibeigene — so wenig neidenswert ihr Los sonst 
ist — müssen vom Herrn wenigstens gefüttert werden, und auch 
den kranken oder alten Sklaven kann man nicht so einfach tot- 
schlagen oder auf die Straße hinauswerfen. Ähnliches eilt vom 
Hörigen oder vom Dienstmanne; der Herr ist an der Erhaltung 
ihrer Arbeitskraft interessiert und muß ihnen daher über die Zeiten 
der Not hinweghelfen. Anders dagegen beim heutigen Arbeiter, an 
dessen Person der sog. Arbeitgeber zumeist blutwenig interessiert 
ist, weil er in der Regel sofort einen Ersatz findet. In unzähligen 
Fällen ist der Arbeiter nicht fix angestellt und kann olıne jede Kün- 
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digung sofort entlassen werden. In Zeiten lebhaften Geschäfts- 
ganges kann der Arbeiter diesen Vorteil seiner Position allerdings 
ausnutzen und einen höheren Lohn verlangen, dagegen muß er ge- 
wärtigen, daß in Zeiten schlechten Geschäftsganges sein Lohn herab- 
gedrückt oder daß er gänzlich aus der Arbeit entlassen wird. Im 
Falle einer Erkrankung verdient er nichts; wird er älter und we- 
niger leistungsfähig, so erwirbt er einen nur geringeren Lohn; und 
wird er als Greis ganz arbeitsunfähig, so kann er betteln gehen. 
Das heißt mit anderen Worten: der Arbeiter ist bezüglich seiner 
und seiner Familie Existenz allen Schwankungen des Arbeitsmarktes 
preisgegeben. 

Nicht minder drückend wird vom Arbeiter empfunden der 
Widerspruch zwischen seiner rechtlichen Freiheit und seiner fak- 
tischen Gebundenheit, oder, wie Lorenz v. Stein sagt, die 
„Unmöglichkeit, vorwärtszukommen“. Nach dem Gesetze ist der 
heutige Arbeiter ein ebenso freier Staatsbürger wie jeder andere, 
und nichts steht ihm im Wege, zum selbständigen Unternehmer und 
eventuell mehrfachen Millionär und einflußreichen Manne im 
Staate emporzusteigen. Tatsächlich gibt es eine ganze Reihe von 
hochangesehenen Großunternehmern und mehrfachen Millionären, 
die sich durch ihre Tüchtigkeit und die Gunst der Umstände vom 
einfachen Arbeiter zu ihren hohen Stellungen emporgeschwungen 
haben, aber wie groß ist andererseits die Zahl der Arbeiter, denen 
es nicht einmal gelingt, es bis zum einfachen Fabrikaufseher zu 
bringen? Sehr treffend bemerkt Sehmoller, es gehe dem heu- 
tigen Arbeiter genau so, wie den Soldaten der großen französischen 
Armee unter dem ersten Napoleon. Wohl pflegte dieser zu sagen, 
daB jeder seiner „gemeinen“ Soldaten den Marschallstab im Tor- 
nister trage, und tatsächlich hatte ein guter Teil seiner Marschälle 
die militärische Karriere als „Gemeine“ begonnen, aber wie vielen 
der Soldaten gelang es, auch nur bis zum Korporal emporzurücken ! 
Wie soll es denn auch dem Fabrikarbeiter, der kaum genug zum 
Leben verdient, gelingen, die Hunderttausende zusammenzubringen, 
die zur Begründung eines heutigen Großunternehmens erforder- 
lich sind! | 

Und nun vergleiche man mit der Lage des heutigen Arbeiters 
die des mittelalterlichen Handwerksgesellen oder des Beamten. Der 
Handwerkslehrjunge war ja oft genug ganz armer Leute Kind, aber 
war er einmal als Lehrling in die Zunft aufgenommen, so hatte er 
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— wenigstens in der früheren „guten“ Zeit des Handwerkes — in- 
folge der vielen Schranken, die dem Handwerke gezogen waren, die 
nahezu absolute Gewißheit, im Laufe der Jahre zum Gesellen und 
zum selbständigen Meister emporzusteigsen. Und wenn er auch als 
soleher keine großen Reichtümer erwerben konnte, so wußte er doch, 
daß er zu einer auskömmlichen und gesicherten Existenz gelangen 
werde. Und ebenso der Beamte. In Zeiten eines größeren Ge- 
schäftsandranges bezieht er allerdings nieht mehr als sein normales 
Gehalt, dafür bleibt aber sein Gehalt auch das gleiche, wenn es vor- 
übergehend im Amte wenig oder nichts zu tun gibt. Im Falle einer 
Erkrankung des Beamten läuft sein Gehalt ungeschmälert fort oder 
er erhält gar überdies eine „Krankheitsaushilfe“. Der Beamte hat 
Anspruch auf Avancement, und selbst wenn er nicht emporrückt, 
steigen seine Bezüge infolge der Dienstalterszulagen. Hat er seine 
Zeit ausgedient, oder wird er früher dienstuntauglich, so erhält er 
seine Pension. Stirbt er, so bekommt seine Witwe die Witwen- 
pension und eventuell „Erziehungsbeiträge“ für die minderjährigen 
Kinder. Überdies existieren zahlreiche Erziehungsanstalten, Stif- 
tungen u. dgl. für Beamten- und Offizierskinder. „Reich“ kann 
allerdings der Beamte oder Offizier nicht leicht werden, aber seine 
Stellung ist eine gesicherte. 


Brentano, Die Arbeitergilden der Gegenwart, 2 Bände, Leipzig: 1871 und 1872. 
Derselbe, Das Arbeitsverhältnis gemäß dem heutigen Recht, Leipzig: 1877. 


e) Die sozialen Erscheinungen der Arbeit. 


DieGewerkvereine. Die drückende Not, in welche die 
Arbeiter, speziell in England, in den ersten Dezennien des neun- 
zehnten Jahrhunderts unter der Herrschaft des sog. „freien“ Ar- 
beitsvertrages geraten waren, die Niedrigkeit der Löhne, die über- 
mäßige Ausdehnung der Arbeitszeit, die schamlose und unbarm- 
herzige Ausbeutung der Frauen- und der Kinderarbeit, das Truck- 
unwesen u. dgl. m. mußten notwendig eine Reaktion hervorrufen. 
Dieselbe ging teils von den Arbeitern, teils vom Staate aus. 

Was zunächst die von den Arbeitern selbst ausgehenden Bestre- 
bungen anbelangt, so ist für das richtige Verständnis derselben an 
der bereits erwähnten Tatsache festzuhalten, daß der Mensch ein 
Herdentier it. Wann und wo es den Menschen schlecht geht, 
stecken sie — (est solamen miseris socios habuisse malorum) -— die 
Köpfe zusammen, um sich gegenseitig ihr Leid zu klagen und über 
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etwaige Mittel zur Abhilfe zu beraten. Dies taten denn auch die 
Arbeiter zunächst. Der Druck, den die Unternehmer auf sie aus- 
übten, mußte notwendig die Gedanken hervorrufen, sich die bis- 
herige Behandlung nicht weiter gefallen zu lassen. Und da es 
evident war, daß es ein Schlag ins Wasser wäre, wenn einer allein 
oder nur einige wenige von ihnen die Arbeit in der Fabrik nieder- 
legen würden, so mußten sie zu dem Entschlusse gedrängt werden, 
alle gleichzeitig die Arbeit einzustellen (der Streik), um auf diese 
Weise eine ausgiebige Pression auf den Unternehmer auszuüben. 
So wurden die ersten Streiks in Szene gesetzt, aber die Arbeiter 
mußten bald die Erfahrung machen, daß sie einen wesentlichen 
Umstand nicht in Rechnung gezogen hatten, die gefestigtere Posi- 
tion des Unternehmers. Die Arbeiter aan die Arbeit ein und 
das Unternehmen stand still, aber die gehoffte Wirkung blieb aus, 
denn der Unternehmer war ein vermögender Mann und konnte 
warten, während bei den Arbeitern sich schon am nächsten Morgen 
der Hunger einstellte und sie zwang, die Arbeit unter den früheren 
oder noch härteren Bedingungen wiederaufzunehmen. 

Hieraus ergab sich mit mathematischer Notwendigkeit der zweite 
Schritt von selbst. Wollten die Arbeiter den Unternehmer auf dem 
Wege des Streiks mit Erfolg bekämpfen, so mußten sie ihm als 
ebenbürtige Gegner gegenübertreten, sie mußten in der Lage sein, 
gleich ihm einige Zeit warten zu können, ohne sofort den Hunger 
fürchten zu müssen. Sie mußten bestrebt sein, schon in der Zeit 
des wirtschaftlichen Friedens einen Streik-(Kriegs-)Fonds aufzu- 
bringen, der ihnen über die Zeit der Arbeitseinstellung hinüber- 
helfen sollte So wurde aus der ephemeren Streikverabredung und 
-vereinigung von selbst der dauernde Verein — „Gewerkverein“ — 
der Arbeiter. Und da man unmöglich im voraus wissen konnte, in 
welcher Fabrik es zunächst notwendig werden würde, die Arbeit 
einzustellen, so mußte der Verein die Arbeiter des ganzen Gewerkes 
(der nämlichen Branche) im ganzen Lande umfassen. Auf diese 
Weise entstand im Anfange des neunzehnten Jahrhunderts die 
Gewerkvereinsbewegung in England, die namentlich seit der im 
Jahre 1851 erfolgten Gründung der „Vereinigten Gesellschaft der 
Maschinenbauer‘“ (Amalgamated association of engineers) festere 
Gestalt annahm und sich nicht nur über England, sondern auch über 
den europäischen Kontinent und Amerika verbreitete. 

In dem Maße, als die Gewerkvereine (Trades Unions) der Ar- 
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beiter in England erstarkten, gingen sie begreiflicherweise gegen 
die Unternehmer immer aggressiver vor. Dies veranlaßte die letz- 
teren, das gleiche zu tun, was die Arbeiter getan hatten, nämlich 
sich auch ihrerseits zu Verbänden zusammenzuschließen. So ent- 
standen in England die Gewerkvereine der Unternehmer, die zu- 
nächst gleich den Gewerkvereinen der Arbeiter Kampfvereinigungen 
waren und ihre Spitze gegen die Arbeiter kehrten. Beide Parteien 
bekriegten sich anfänglich gegenseitig; stellten die Arbeiter die Ar- 
beit ein, so taten die Unternehmer ein gleiches, sie schlossen ihre 
Werke und sperrten ihre Arbeiter aus, der sog. „Lockout“. 
Streikund Lockout sind Kampfmittel; der betreffende 
Teil will dem Gegner einen materiellen Schaden (Stillstand des 
Unternehmens — Entgang der Löhne) zufügen, um ihn auf diese 
Weise zur Nachgiebigkeit zu zwingen. Die Taktik — die selbst- 
verständlich erst auf dem Wege der praktischen Erfahrung erlernt 
werden mußte — war, beziehentlich ist die folgende. Anfänglich 
stellten die Arbeiter eines Unternehmens, wenn sie mit den Arbeits-- 
bedingungen nicht einverstanden waren, ohne viel zu überlegen, 
die Arbeit ein, später, als sie durch manche unangenehme Erfah- 
rung gewitzigt waren, stellten sie in der Regel nicht sofort die Ar- 
beit ein, sondern sandten eine Deputation zum Unternehmer, die 
diesem die Wünsche der Arbeiter vorzutragen und eventuell den 
Streik anzudrohen hatte. War der Unternehmer ein entschlossener 
Mann, so kam er — nach dem Grundsatze, daß ein rascher Angriff 
das beste Verteidigungsmittel ist — dem Streik in der Weise zuvor, 
daß er seine Fabrik schloß und die Arbeiter aussperrte. Sodann 
begannen die Arbeiter nach dem Grundsatz „un apres l’autre‘ 
systematisch vorzugehen. Waren die Arbeiter eines ganzen Ge- 
werkes in der betreffenden Gegend unzufrieden, so streikten nicht 
. sofort die sämtlichen Arbeiter, sondern nur die eines bestimmten 
Werkes. Gelang es diesen, ihre Forderungen durchzusetzen, so 
brach später der Streik in einem zweiten Werke aus, und so fort, 
bis eventuell die letzten Unternehmer — eingeschüchtert durch die 
Erfolge der Arbeiter — freiwillig nachgaben. Die Arbeiter er- 
zielten dadurch den Vorteil, daß die Streikkasse weniger in An- 
spruch genommen wurde, weil immer nur ein Bruchteil der Ar- 
beiter feierte und man von den bei der Arbeit verbliebenen Arbeitern 
die Streiksteuer einfordern konnte. Diesen Vorgang durchkreuzten 


dann wieder die vereinigten Unternehmer in der Weise, daß sie alie 
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gleichzeitig ihre Werke sperrten und einen allgemeinen Lockout 
eintreten ließen, wenn die Arbeiter auch nur einer Fabrik streikten 
oder Miene machten, zu streiken. 

Der Boykott. Später kam noch ein ferneres Kampfmittel 
der Arbeiter hinzu, nämlich die Verrufserklärung derjenigen Un- 
ternehmer, welche den Arbeitern feindlich gesinnt sind, und zwar 
in der Weise, daß die aus dem betreffenden Werke herrührenden 
Produkte von den Arbeitern nicht gekauft werden, oder daß der 
Laden des Kaufmannes, der solche Artikel feilhält, von den Ar- 
beitern gemieden wird. Selbstverständlich ist ein derartiger Vor- 
gang nur möglich, wenn in dem betreffenden Werke Artikel produ- 
ziert werden, welche die Arbeiter kaufen (daher sehr beliebt bei 
Zigarren, Bier, Hüten, Kleidern u. dgl.). Der Boykott kommt mit- 
unter auch in sozusagen umgekehrter Form vor, es werden nämlich 
die aus einer arbeiterfreundlichen Fabrik stammenden Artikel mit 
einer Marke oder einem sonstigen (eventuell geheimen) Zeichen 
versehen, so daß die nicht mit den Zeichen versehenen Artikel von 
den Arbeitern und vielleicht auch von dem mit den Arbeitern 
sympathisierenden Teile des Publikums gemieden werden (in 
Amerika „Labelsystem‘ genannt). 

Der dem Boykott zugrunde liegende Gedanke ist uralt; er Kon 
im Bannfluch der Kirche sowie in der mittelalterliche „LReichs- 
acht“ zur Geltung. Im Mittelalter kam es häufig vor, daß ein Hand- 
werksgeselle oder ein Meister von den Gesellen in „Verruf“ erklärt 
wurde, und in Studentenkreisen ist die Verrufserklärung auch 
heute eine bekannte Erscheinung. Der moderne Boykott stammt 
aus Irland. Dort lebte nämlich in den siebenziger Jahren des neun- 
zehnten Jahrhundert (und zwar in Lough Mash in der Grafschaft 
Mayo) ein Mann namens ÖOharlesOunningham Boykott, 
der als Grundbesitzverwalter und Agent des Lord Erne sich durch 
seine Strenge und sein rücksichtsloses und hartherziges Vorgehen 
gegen die kleinen Landpächter den Haß der gesamten Bevölkerung 
nicht nur der dortigen Gegend, sondern des ganzen Landes zuge- 
zogen hatte. Er wurde infolgedessen im Herbste 1879 von der 
nationalen Landliga geächtet, und die Wirkung dieses Bannfluches 
war, daß absolut kein Mensch in Irland mit Boykott in geschäft- 
lichen oder sonstigen Verkehr treten wollte. Seine ländlichen Ar- 
beiter verließen ihn, und es gelang ihm nicht, andere zu finden, die 
Fuhrwerksbesitzer wollten ihn nicht fahren, die Hotelbesitzer ihm 
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keine Unterkunft gewähren, die Schlächter, Bäcker und Krämer 
verkauften ihm keins Lebensmittel, die Eisenbahn weigerte sich, 
sein Mastvieh, das er nach England zum Verkaufe bringen wollte, 
zu befördern u. dgl. m., so daß der Mann gezwungen war, das Land 
zu verlassen. Der Name des Mannes wurde dann auf den Vorgang 
übertragen, und so spricht man heute allgemein von „Boykott“ und 
von „boykottieren“ oder „boykotten“. 

Bemerkenswert ist, daß der Boykott nicht ein rein wirtschaft- 
liches Kampfmittel der Arbeiter ist, sondern gleichzeitig einen ge- 
wissen politischen Beigeschmack hat. Er wird nämlich nicht nur 
gegen solche Unternehmer in Szene gesetzt, welche ihre Arbeiter 
schlecht behandeln, sondern wird mit Vorliebe von der sozialdemo- 
kratischen Partei angewendet, um ihre Gegner (Bierwirte, die ihre 
Iokale nicht zu sozialdemokratischen Versammlungen hergeben 
wollen, u. dgl.) zur Nachgiebigkeit zu zwingen. 

Das eigentliche wirtschaftliche Wesen der Gewerkvereine der 
Arbeiter und der Unternehmerverbände wird an späterer Stelle er- 
örtert werden, hier möge nur die Bemerkung Platz finden, daß beide 
ein Produkt des Klassenkampfes zwischen Arbeitern und Unter- 
nehmern sind. Hervorgerufen wurde dieser wirtschaftliche Krieg 
durch das Vorgehen der Unternehmer, welche speziell in England 
am Ende des achtzehnten und im Anfange des neunzehnten Jahr- 
hunderts unter der Herrschaft des sog. freien Arbeitsvertrages ihre 
Übermacht mißbrauchten und die Arbeiter in der rücksichtslosesten 
Weise bedrückten. Formell besonnen wurde dieser Krieg von den 
Arbeitern, welche sich die bisherige Behandlung nicht länger ge- 
fallen lassen wollten und mit Streiks gegen die Unternehmer vor- 
gingen. Wie aber alles in der Welt, so hatte auch dieser Krieg sein 
Gutes, weil er die beiden Parteien gelehrt hat, sich gegenseitig so- 
zusagen als kriegführende Parteien anzuerkennen und sich gegen- 
seitig zu respektieren. Namentlich haben sich die Gewerkvereine 
als ein wesentliches Mittel erwiesen, die Arbeiter von leichtsinnigen 
Streiks zurückzuhalten. Je mehr Geld sich nämlich in der Streik- 
kasse eines Gewerkvereins befindet, um so mehr scheuen sich die Ar- 
beiter, dieses schöne Geld in einem unüberlegten Streik zu verpuffen, 
und dies um so mehr, als sie durch die Erfahrung gelernt haben, 
welche Riesensummen ein größerer Streik verschlingt. Sie ziehen 
es daher vor, günstigere Arbeitsbedingungen auf dem Wege der güt- 
lichen Unterhandlungen mit dem Unternehmer zu erlangen und 
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schreiten erst dann zum Kriege (Streik), wenn die friedlichen Ver- 
handlungen sich als vergeblich erwiesen haben. Andererseits haben 
auch die Unternehmer, die früher gewohnt waren, die Arbeiter’als 
ihre Untergebenen zu betrachten, gelernt, dieselben als gleich- 
berechtigten Faktor anzuerkennen und demgemäß zu behandeln. 
Einigungsämter. Der Respekt, den sich die beiden krieg- 
führenden Teile gegenseitig eingeflößt haben, und die Scheu vor 
den großen materiellen Verlusten, die aus jedem größeren Streik 
oder Lockout sowohl den Arbeitern als den Unternehmern erwachsen, 
haben — und zwar auch wieder zunächst in England — eine ge- 
wisse friedliebendere Stimmung und das Bestreben hervorgerufer, 
den wirtschaftlichen Krieg tunlichst zu vermeiden und einen fried- 
lichen Ausgleich an seine Stelle zu setzen. Das Resultat dieser Be- 
strebungen war die Schaffung von Einigungsämtern, welche künf- 
tigen Lohn- und Arbeitsstreitiskeiten vorbeugen sollen. Nachdem 
nämlich die Gewerkvereine im Laufe der Zeit festere Gestalt ange- 
nommen und sich die Übung eingebürgert hatte, daß die Leitunz; 
des Gewerkvereines an die Unternehmer herantrat, um mit ihnen 
über die Festsetzung der Arbeits- und Lohnmodalitäten zu unter- 
handeln, war es ein naheliegender Gedanke, diese gegenseitigen 
Unterhandlungen zu einer ständigen Einrichtung zu machen und 
hierfür ein eigenes Organ zu schaffen. Dasselbe besteht für jedes 
Gewerk in der betreffenden Gegend aus einer gleichen Anzahl von 
Delegierten des Gewerkvereins der Arbeiter und des Verbandes der 
Unternehmer, welche periodisch (etwa alle Vierteljahre) zusammen- 
treten, um für die nächste Zukunft (bis zum Wiederzusammentritt 
des Einigungsamtes) die Arbeits- und Lohnmodalitäten festzusetzen. 
Das Schwergewicht dieser Einigungsämter liegt in dem Um- 
stande, daß Arbeiter und Unternehmer an demselben Tische bei- 
sammensitzen und die fraglichen Angelegenheiten gemeinsam be- 
raten. Die Arbeiter sowie eventuell die Unternehmer bringen ihre 
Wünsche vor, und da die Wünsche der Arbeiter begreiflicherweise 
zumeist weitergehende sind, legen die Unternehmer ihre Bücher 
vor, um nachzuweisen, daß der .Geschäftsgang kein so glänzender 
ist, als die Arbeiter etwa anzunehmen geneigt sind. Dieser Um- 
stand, daß insbesondere die Delegierten der Arbeiter durch die Ver- 
handlungen einen Einblick in den Geschäftssane und in die 
Situation der Arbeitgeber gewinnen, ist von einem ganz unschätz- 
baren Werte, weil dadurch ihr Blick erweitert und dureh die beider- 
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seitige Aufklärung unzähligen Mißverständnissen und Streitig- 
keiten vorgebeugt wird. 

Die Einigungsämter (Board of arbitration oder Board of conei- 
liation) sind englischen Ursprunges, sie wurden dort 1860 von dem 
Wirkwarenfabrikanten Anton John Mundella und 1865 
von dem Grafschaftsrichter Ruppert Kettle (der unabhängig 
von Mundella auf den gleichen Gedanken verfiel) eingeführt 
und haben sich in England gut bewährt. Sie besaßen anfänglich 
keine gesetzliche oder staatliche Autorität und wirkten lediglich 
durch das Ansehen, das sie in den beteiligten Kreisen genossen. 
Durch ein späteres Gesetz, die sog. Arbitration Act vom 6. August 
1872, wurde verfügt, daß sowohl die Unternehmer als auch die Ar- 
beiter verpflichtet werden können, alle entstehenden Lohnstreitig- 
keiten dem Einigungsamte zu unterbreiten, wenn eine derartige 
Bestimmung in den Arbeitsvertrag aufgenommen wird, indes scheint 
diese gesetzliche Bestimmung keine allzu große praktische Bedeu- 
tung erlangt zu haben. Auf dem europäischen Festlande wollten 
sich die Einigungsämter bisher noch nicht recht einbürgern. Daß 
die Einigungsämter nicht imstande sind, alle Streiks und Lockouts 
aus der Welt zu schaffen, bedarf wohl keiner besonderen Erwähnung. 

Arbeiterschutzgesetzgebung*). Die Arbeiter waren 
— wie im Eingange dieses Abschnittes bemerkt wurde — nicht dig 
einzigen, welche gegen die Schattenseiten des sog. freien Arbeits- 
vertrages reagierten, auch die Staatsgewalt begann, und zwar zu- 
nächst in England, sich ihrer Aufgabe bewußt zu werden und zu- 
gunsten der Arbeiter einzuschreiten. Dem Beispiele Englands 
folgten sodann die übrigen Kulturstaaten, allen voran Deutschland. 
Auf diese Weise entstand allmählich die heutige Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, die noch lange nicht abgeschlossen ist und noch immer 
sozusagen unsicher tastend vorgeht. Immerhin aber lassen sich 
schon heute drei Ziele erkennen, denen diese Gesetzgebung — wenn 
auch vielleicht ganz unbewußt — zustrebt. Demgemäß kann man 
drei Zweige der Arbeiterschutzgesetzgebung unterscheiden: 

1. Die sog. Fabrikgesetzgebung, deren Bestreben dahin geht, 
das Leben und die Gesundheit des Arbeiters zu schützen. Sie 
repräseniiert den ältesten Zweig, und zwar erklärt sich dies aus dem 
Grunde, weil die Nachteile, die der sog. freie Arbeitsvertrag mit 

*) Näheres hierüber in der 2. Aufl. meines Lehrbuches der Volkswirt- 
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sich brachte, nach dieser Richtung hin zuerst und am schärfsten 

hervortraten. 

2. Di> Arbeiterversicherung. Will die Fehr den 
Arbeiter gegen die physischen Gefahren tunlichst schützen, die ihm 
aus seiner Berufsbeschäftigung drohen, so will die Versicherungs- 
gesetzgebung den Arbeiter gegen die wirtschaftlichen Wechselfälle 
sicherstellen, die ihm aus der Erwerbslosigkeit erwachsen. 

3. Die Koalitionsgesetzgebung. Der einzelne Arbeiter ist dem 
großen Unternehmer gegenüber vollständig machtlos. Sollen also 
die Arbeiter eines großen Unternehmens in der Lage sein, mit dem 
Unternehmer als gleichberechtigter Faktor über die Arbeitsbedin- 
gungen zu unterhandeln, so müssen sie ihm als geschlossene Körper- 
schaft gegenübertreten. Dies soll ihnen durch die 
gebung ermöglicht werden. 

a) Die Fabrikgesetzgebung. Die in der Tat grauen- 
haften Verhältnisse, die in England unter den dortigen Fabrık- 
arbeitern im Anfange des 19. Jahrhunderts herrschten, drangen all- 
mählich in die Öffentlichkeit und veranlaßten endlich die Regierung, 
zugunsten der Arbeiter einzuschreiten. Der Grundgedanke, von 
dem sich die englische Regierung in ihrem Vorgehen leiten ließ, 
war, daß der Staat die Schwachen, d. i. diejenigen Personen zu 
schützen habe, welche sich nicht selbst schützen können, d. i. also die 
Kinder, die halberwachsenen (jugendlichen) Arbeiter und die weib- 
lichen Personen. Der Kern dieser englischen Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, die nur sukzessiv und sozusagen tastend entstand, war: 

1. Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahre dürfen 

überhaupt nicht in Fabriken verwendet werden. 

. Kinder vom vollendeten sechsten bis zum vollendeten zwölften 
Lebensjahre dürfen in Fabriken, aber nur unter Tags (nicht 
in der Nacht) und nur den halben Tag (nur vormittags oder 
nur nachmittags) beschäftigt werden und müssen an dem 
freien halben Tage Schulunterricht genießen (die sog. Half- 
timers, Halbzeitler). 

. Jugendliche Arbeiter und weibliche Personen dürfen nur 
unter Tags (nicht in der Nacht), nur eine bestimmte kürzere 
Zahl von rule hindurch beschäftigt ER nur zu leichteren 
Arbeiten verwendet werden. FIRE 

Bezüglich der erwachsenen männlichen Art beiter stellte sich die 
englische Fabrikgesetzgebung auf den Standpunkt, daß diese eines 
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staatlichen Schutzes aus zwei Gründen nicht bedürfen. Einmal 
weil sie als erwachsene Männer in der Lage seien, sich selbst zu 
schützen, und tatsächlich durch ihre machtvollen Vereinigungen ge- 
nügend geschützt seien. Und zweitens, weil häufig durch den 
Schutz, der dem Kinde oder jugendlichen Arbeiter zuteil wird, der 
erwachsene männliche Arbeiter indirekt geschützt wird. (Es 
kommt häufig vor, daß dem eigentlichen Arbeiter ein Kind, ein 
jugendlicher Arbeiter oder eine Frauensperson als Gehilfe bei der 
Arbeit beigegeben ist. Wenn nun dieser Hilfsarbeiter am Abende 
zur festgesetzten Stunde die Fabrik verlassen muß, so kann der 
eigentliche Arbeiter nicht weiterarbeiten und muß seine Tätigkeit 
einstellen.) | 

Die englische Fabrikgesetzgebung wurde später von den übrigen 
Kulturstaaten nachgeahmt und selbstverständlich den jedesmaligen 
Verhältnissen angepaßt. In denjenigen festländischen Staaten, in 
denen die Schulpflicht der Kinder eingeführt ist, wurde mehrfach 
die Verwendung von Kindern unter zwölf oder vierzehn Jahren in 
Fabriken gänzlich verboten, und damit entfallen dann in diesen 
Staaten die Bestimmungen über die sog. „Halbzeitler“. Die Mehr- 
zahl der Staaten hat den englischen Grundsatz angenommen, daß es 
nicht notwendig sei, die erwachsenen männlichen Arbeiter zu 
schützen, weil diese sich selbst schützen können. Einzelne Staaten 
jedoch, wie beispielsweise die Schweiz und Österreich, haben den 
Schutz auch auf die erwachsenen Männer ausgedehnt und die Be- 
stimmung getroffen, daß auch die erwachsenen männlichen Arbeiter 
nicht länger als eine bestimmte Anzahl von Stunden (etwa 10, 11 
oder 12 Stunden im Tage) beschäftigt werden dürfen (der sog. 
„Normalarbeitstag“). Desgleichen gehört hierher das in verschie- 
denen Staaten eingeführte Verbot der Sonntagsarbeit. 

Weitere Bestimmungen der Fabrikgesetzgebung betreffen die 
sanitäts- und sicherheitspolizeiliche Einrichtung der Arbeitsräume, 
also beispielsweise die Vorschrift, daß Notausgänge und Nottreppen 
(für den Fall eines Brandes) vorhanden sein müssen, daß Schutz- 
vorrichtungen bei den Maschinen angebracht werden, daß für eine 
entsprechende Ventilation, für einen angemessenen Luftraum, für 
genügendes Licht gesorgt sei. Die Bestimmung, daß jeder Arbeiter 
mit einem Arbeitsbuche versehen sein muß, daß die Fabrikordnung 
für jeden Arbeiter deutlich ersichtlich sei; Vorschriften über die 
Löhnung der Arbeiter, um das sog. Truckunwesen (Bezahlung der 
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Arbeiter mit anderen Dingen als in barem Gelde) hintanzuhalten 
u. dgl. m. 

Fabrikinspektoren. Um die Einhaltung dieser Vor- 
schriften zu sichern, wurden zuerst in England und nach dem eng- 
lischen Vorbilde in ziemlich allen Kulturstaaten besondere Beamte 
(die sog. Fabrik- oder Gewerbeinspektoren) bestellt, deren jeder 
seinen besonderen Sprengel und die Aufgabe hat, diesen Sprengel 
periodisch zu bereisen, die in demselben befindlichen industriellen 
Etablissements zeitweise zu inspizieren und etwaige Gesetzwidrig- 
keiten der kompetenten Behörde zur Anzeige zu bringen. 

ß) Arbeiterversicherung. Der Zweck und die Ten- 
denz der ganzen Arbeiterversicherung geht dahin, die ärgsten spe- 
zifischen Härten in der Stellung des heutigen Arbeiters zu mildern 
und ihn dem Festangestellten (dem Beamten) einigermaßen gleich- 
zustellen. Diese spezifischen Härten bestehen darin, daß — wie 
bereits früher erwähnt wurde — die Arbeit heute zur Ware ge- 
worden ist, und daß der Arbeiter mit seiner und seiner Familie 
. Existenz allen Schwankungen des Marktes preisgegeben ist, d. h. 


daß er jedesmal sofort hungert, wenn er nicht arbeiten kann, und 


er kann nicht arbeiten, wenn er momentan trotz seiner Bemühungen 
keine Beschäftigung findet, wenn er krank daniederliegt, oder wenn 
er infolge eines erlittenen Unfalles (vorübergehend oder dauernd) 
oder infolge eintretenden Alters seine Arbeitsfähigkeit eingebüßt 
hat. Beim Beamten ist dies bekanntlich nicht der Fall. Die Ent- 
wicklung des modernen Versicherungswesens bietet (wenigstens 
theoretisch) die Möglichkeit, über diese Schwierigkeit hinwegzu- 
kommen. Da war es denn ein naheliegender Gedanke, zu emp- 
fehlen, daß sich der Arbeiter gegen diese Widerwärtigkeiten seiner 
Stellung bei irgendwelchen Assekuranzanstalten versichern möge. 
Tatsächlich hat auch Brentano — und zwar logisch vollkommen 
richtig — nachstehende sieben Versicherungen für den Arbeiter als 
wünschenswert bezeichnet: 

1. Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, 
. Krankenversicherung, \ 
. Unfallversicherung, 5 
. Alters- und Invalidenversicherung, 
. Begräbnisgeldversicherung, 
. Versieherung einer Pension für die Witwe, 
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7. Versicherung von Erziehungsbeiträgen für die minderjäh- 

rigen Kinder. 

Fraglich bleibt allerdings nur, woher der Arbeiter bei seinem 
knapp zugemessenen Lohne die Mittel nehmen soll, um alle diese 
Assekuranzprämien zu bezahlen. 

Die moderne Arbeiterversicherung knüpft an die bestehenden 
Verhältnisse an. Der Gedanke, sich durch kleine periodische Rück- 
lagen in eine gemeinsame Kasse gegen die drohendsten Wider- 
wärtigkeiten des Lebens einigermaßen zu sichern, ist insbesondere 
für die einander nahestehenden Berufsgenossen ein so überaus nahe- 
liegender, daß es kein Wunder ist, wenn er schon in sehr früher 
Zeit verwirklicht wurde, und’ zwar geschah dies durch die bis ins 
Mittelalter zurückreichenden Knappschaftskassen oder Bruderladen 
der Bergwerksarbeiter, die durch ihre gefahrvolle Beschäftigung 
zunächst veranlaßt wurden, für etwaige Unfälle u. dgl. vorzusorgen. 
Desgleichen waren auch schon die mittelalterlichen Zünfte bedacht, 
in ihren Zunftladen Gelder für Unterstützungs- oder sonstige ge- 
meinnützige Zwecke anzusammeln. Dieser Gedanke fand immer 
weitere Verbreitung; es entsanden unzählige Unterstützungskassen, 
Unterstützungsvereine und eigentliche Assekuranzunternehmungen, 
welese durchgehends den Zweck verfolgten, bei Krankheiten, Un- 
fällen, Todesfällen u. dgl. helfend einzugreifen. Als dann die 
moderne Großindustrie aufkam, war es auch wieder sehr begreiflich, 
daß auch auf ihrem Gebiete der Gedanke der gegenseitigen Ver- 
sicherung der Arbeiter eifrige Pflege fand. Ja man darf wohl be- 
haupten, daß es — vor der Einführung der obligatorischen Kranken- 
und Unfallversicherung der Arbeiter — kaum ein größeres und 
besser geleitetes Unternehmen gab, an dem nicht eine Kranken- oder 
sonstige Unterstützungskasse der Arbeiter existiert hätte Und 
— was für den vorliegenden Zweck von großer Bedeutung ist — 
fast bei jeder derartigen Kasse kam es vor, daß die Unternehmung 
freiwillig regelmäßige oder auch unständige Zuschüsse in die Kasse 
leistete. Wenn daher die Staatsgewalt die gesetzliche Verpflichtung 
zur Kranken- und Unfallversicherung der Arbeiter aussprach und 
gleichzeitig den Grundsatz aufstellte, daß auch der Unternehmer 
verpflichtet sei, zu den Kosten dieser Versicherung beizusteuern, so 
sanktionierte sie eigentlich nur eine ziemlich allgemein bestehende 
Übung. 

Dem Deutschen Reiche gebührt das Verdienst (und zwar an- » 
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geregt durch die berühmte „kaiserliche Botschaft“ Wilhelms I. 
vom 17. November 1881), die gesetzliche Verpflichtung zur Ver- 
sicherung der Arbeiter gegen Krankheit und gegen Unfall (durch 
die beiden Reichsgesetze vom 15. Juni 1883 und vom 6. Juli 1884) 
zuerst ausgesprochen zu haben. Dem Beispiele des Deutschen 
Reiches folgten sodann andere Staaten, so insbesondere Österreich 
mit seinem Unfallversicherungsgesetz vom 28. Dezember 1887 und 
dem Krankenversicherungsgesetz vom 30. März 1888. Für die Ar- 
beiter wurde durch die Einführung der Zwangsversicherung und 
die Schaffung besonderer Versicherungsanstalten der doppelte Vor- 
teil erzielt, einmal daß sie gegen die Erwerbslosigkeit im Falle einer 
Erkrankung oder eines Unfalles gesichert sind, dann aber, daß das 
Drückende des früheren Zustandes beseitigt wurde Denn wenn 
früher ein Arbeiter gewisse Ansprüche an die Versicherungskasse 
des Werkes besaß, bei dem er just bedienstet war, so verlor er selbst- 
verständlich diese Ansprüche, wenn er seinen bisherigen Dienst- 
posten verließ. 

Bemerkenswert ist die Bestimmung der in Rede stehenden Ge- 
setzgebung, daß der Unternehmer (und zwar in Österreich ebenso 
wie in Deutschland) gehalten ist, zu den Kosten der Versicherung 
beizusteuern und einen Teil der Prämien (und zwar bei der Kran- 
kenversicherung ein Drittel, bei der Unfallversicherung neun Zehn- 
tel) aus’ Eigenem zu tragen, während doch der Arbeiter der Ver- 
sicherte ist und die versicherte Summe erhält. Der Gedanke, der 
dieser Bestimmung zugrunde liest, ist der, einmal daß der Arbeiter 
zumeist nicht imstande ist, die Prämien aus seinem knappen Lohne 
zu bestreiten, sodann, daß der Unternehmer aus der Tätigkeit seiner 
Arbeiter Vorteil zieht, endlich die Erwartung, daß der Unter- 
nehmer die ihm aus der Arbeiterschutzgesetzgebung erwachsenden 
Kosten auf den Preis seiner Artikel schlagen und so auf denjenigen 
überwälzen wird, dem der Arbeiter in letzter Reihe dient, d. i. auf 
den Konsumenten. 

Von Interesse ist ferner der Entwicklungsgang der Unfallver- 
sicherungsgesetzgebung. Nach dem geltenden Privatrechte ist selbst- 
verständlich nur derjenige ersatzpflichtig, der durch sein Verschul- 
den (dolus oder culpa) einem Zweiten einen Schaden zugefügt hat, 
ünd ebenso bekannt ist es, daß nach den Grundsätzen des Zivil- 
prozeßrechtes derjenige, der den Ersatz beansprucht, den Nachweis 

° erbringen muß, der andere habe ihm durch sein Verschulden den 
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Schaden zugefügt. Es ist evident, daß unter der Herrschaft dieser 
Gesetzesbestimmungen der Arbeiter, der einen Unfall bei seiner 
Beschäftigung erlitt, nur ausnahmsweise in die Lage kam, einen 
Schadenersatzanspruch gegen den Unternehmer geltend machen zu 
können, und zwar einmal wegen der Kostspieligkeit der ProzeB- 
führung, dann aber, weil der Beweis, daß den Unternehmer ein 
Verschulden treffe, überaus schwer zu erbringen ist. Noch miß- 
licher gestaltete sich die Sache, wenn der Unternehmer den betref- 
fenden Zweig. des Geschäftes nicht persönlich leitete, sondern durch 
einen Bediensteten (Fabrikdirektor, Ingenieur, Werkmeister o. dgl.) 
leiten ließ, denn in einem derartigen Falle haftete der Unternehmer 
nur für die sog. eulpa in eligendo, d.h. er war nur dann ersatz- 
pflichtig, wenn ihm nachgewiesen werden konnte, daß er fahrlässiger- 
weise eine ungeeignete Person mit der Leitung des betreffenden Ge- 
schäftszweiges betraut hatte. Hierzu kam noch der fernere Um- 
stand, daß der Arbeiter sich’s wohl überlegen mußte, ob er gegen 
seinen Dienstherrn klagbar auftreten wolle, weil er selbstverständ- 
lich die sofortige Dienstentlassung zu befürchten hatte. 

Aller Wahrscheinlichkeit nach hätten die Arbeiter sehr lange auf 
eine Änderung dieser den Interessen der besitzenden Klasse gün- 
stigen Gesetzesbestimmungen warten können, wenn ihnen nicht der 
Umstand zu Hilfe gekommen wäre, daß auf dem Gebiete des Eisen- 
bahnwesens in manchen Staaten (so in Preußen das Gesetz über den 
Betrieb von Eisenbahnunternehmungen vom 3. November 1838) ein 
anderes Recht galt. Der Wunsch, die Haftpflicht der Bahnen ein- 
heitlich zu regeln, und die Erkenntnis der Tatsache, daß in zahl- 
reichen Industrien analoge Verhältnisse vorliegen, führte zur Er- 
lassung des deutschen Reichsgesetzes vom 7. Juni 1871, betreffend 
die Haftpflicht der Eisenbahn-, Bergwerks-, Steinbruch-, Gräberei- 
und Fabrikunternehmungen. Der Kern dieses Gesetzes besteht 
darin, daß der Grundsatz des Zivilprozeßrechtes gegenüber den ge- 
nannten Unternehmungen umgedreht wurde. Während, wie gesagt, 
in der Regel derjenige, der einen Schadenersatz beansprucht, den 
Beweis zu erbringen hat, daß der andere durch sein Verschulden 
ihm den Schaden zugefügt habe, wurde im Hinblick darauf, daß 
den genannten Unternehmungen gegenüber der Kläger die Schuld 
des Beklagten fast nie nachweisen kann, der Grundsatz aufgestellt, 
daß in den vorliegenden Fällen nicht der Kläger die Schuld des Ge- 
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klasten, sondern daß umgekehrt der Geklagte seine Nichtschuld zu 
beweisen habe. 

Damit waren die Unternehmer sozusagen unter ein Damokles- 
schwertgestellt, denn es ist begreiflich, daß der Unternehmer, in dessen 
Betrieb sich ein Unfall ereignet, nur ausnahmsweise, d. h. nur dann 
den Beweis erbringen kann, es treffe ihn kein Verschulden, wenn es 
klar zutage tritt, daß sich der betreffende Arbeiter durch seine Fahr- 
lässigkeit den Unfall selbst zugezogen hat, oder wenn eine sog. vis 
major vorliegt. Die Folge hiervon war, daß zahlreiche Unternehmer, 
um diese Gefahr von sich abzuwälzen, ihre Arbeiter pauschaliter bei 
Assekuranzanstalten gegen Unfall versicherten. Wenn daher das 
Gesetz die Verpflichtung zur Unfallversicherung der Arbeiter aus- 
sprach, so sanktionierte es auch wieder nur eine bereits ziemlich all- 
eemein bestehende Übung. Die Bestimmung des Gesetzes, daß der 
Unternehmer den weitaus größten Teil (neun Zehntel) der Kosten 
dieser Versicherung zu tragen hat, rechtfertigt sich durch die Er- 
wägung, daß derjenige, der einen Zweiten veranlaßt, sich in eine 
Gefahr zu begeben (eine gefährliche Arbeit vorzunehmen), auch 
für die etwa eintretenden nachteiligen Folgen aufzukommen habe, 

Das Deutsche Reich ist auf dem Gebiete der Arbeiterversicherung 
ar Schritt weitergegangen und hat durch das Reichsgesetz vom 


2. Juni 1889 (und die später hierzu erlassenen Nachtragsgesetze) 


w Alters- und Invalidenversicherung eingeführt. Durch dasselbe 
wird dem Arbeiter von seinem Follendeien 70. Lebensjahre ab oder, 
wenn seine Arbeitsunfähigkeit früher eingetreten ist, von diesem 
Zeitpunkte ab eine lebenslängliche Pension gesichert. Die Prämien 
sind zur Hälfte vom Arbeiter, zur anderen Hälfte vom Unternehmer 
zu tragen, und überdies leistet das Reich einen Zuschuß. — Die 
österreichische Regierung beabsichtigt, die Alters- und ‚Invaliden- 
versicherung auch in Österreich einzuführen. 

Der Gedanke, der der Arbeiterversicherung und namentlich der 
Alters- und Invalidenversicherung zugrunde liegt, und der insbeson- 
dere in dem Staatszuschusse zu der letzterwähnten Versicherung 
zutage tritt, ist, daß der Arbeiter, wenn er auch formell und zu- 
nächst im privaten Dienste seines Arbeitgebers steht, eigentlich doch 
im Interesse der Gesamtheit tätig und daher Een gut ein öffent- 
licher Funktionär ist, wie der Beamte. 

Sehr wünschenswert wäre begreiflicherweise die Versicherung 
der Arbeiter gegen Arbeitslosigkeit, deren Durchführung an einzelnen 
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Orten in der Schweiz auch sehon versucht wurde. Die Schwierig- 
keiten, die sich derselben entgegenstellen, sind jedoch so bedeutend, 
daß es bisher nicht gelungen ist, derselben Herr zu werden. 

Die Arbeitsvermittlung. Die Ursache der Arbeits- 
losigkeit ist nicht nur in der von Marx hervorgehobenen Tatsache 
zu suchen, daß die Zahl der Stellesuchenden größer ist, als die der 
zu besetzenden Dienstposten („industrielle Reservearmee‘‘), sondern 
oanz besonders in dem Umstande, daß die Stellesuchenden nicht 
wissen, wo man ihrer Dienste bedarf, und daß sie — selbst wenn sie 
dies wüßten — häufig nicht in der Lage sind, die Reise nach dem 
betreffenden Orte zu unternehmen. Aus diesem Grunde ist ein 
richtig funktionierender Arbeitsvermittlungsdienst nicht nur volks- 
wirtschaftlich von der größten Bedeutung, sondern gleichzeitig auch 
die wesentliche Voraussetzung einer Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit und einer darauf abzielenden Versicherung der Arbeiter. Die 
Arbeitsvermittlung wird heute besorgt teils von Privatpersonen (als 
Erwerbsunternehmen), teils von der Vereinigung der Berufs- 
genossen, teils von humanitären Vereinen, teils von öffentlichen 
Körperschaften (Gemeinde, Bezirk, Kreis u. del.). 

y) Die Koalitionsgesetzgebung*). Seinem eigent- 
lichen Wesen nach oder von Hause aus.ist der Arbeitsvertrag ein 
individueller Vertrag zwischen zwei Personen. Der eine wünscht 
gewisse Arbeitsleistungen ausgeführt zu sehen und ist geneigt, hier- 
für einen bestimmten Lohn zu bewilligen. Der andere ist bereit, 
. die gewünschte Arbeit zu leisten, und beansprucht hierfür einen 
bestimmten Lohn. Unter einfachen wirtschaftlichen Verhältnissen — 
man denke an den bescheidenen Handwerker, der mit jedem seiner 
Gesellen einen individuellen Arbeits- oder Lohnvertrag abschließt — 
bildet dieser Vorgang auch so ziemlich die Regel. In dem Maße 
aber, als die Großindustrie aufkam, wurde es für den Unternehmer 
(oder den Leiter seiner Werke) immer schwieriger und schließlich 
ganz unmöglich, mit jedem seiner Bediensteten einen individuellen 
Arbeitsvertrag abzuschließen. Dem großen Unternehmer bleibt 
heute kein anderer Ausweg, als den Arbeitsvertrag für seine ver- 
schiedenen Kategorien von Arbeitern allgemeingültig, aber einseitig 
festzusetzen. Der einzelne Arbeiter gerät aber dadurch in eine sehr 
unangenehme Zwangslage, denn er hat nur die Alternative, entweder 


*) Näheres speziell für Deutschland in der 2, Aufl, meines Lehrbuches der 
‚Volkswirtschaftspolitik, 57 
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den Vertrag in seiner Totalität anzunehmen und damit sich dem 
Diktat des „Herrn“ zu unterwerfen, oder aber den Vertrag ganz 
zurückzuweisen und dann wahrscheinlich zu hungern. Auf eine 
Berücksichtigung seiner individuellen Wünsche — und wären die- 
selben noch so begründet und noch so leicht zu erfüllen — muß er ver- 
zichten. Infolgedessen ist nicht nur der einzelne Arbeiter, sondern 
auch die Gesamtheit der Arbeiter eines Unternehmens dem „Herrn“ 
gegenüber streng genommen einfach mundtot. Ja, es ist sogar der 
Fall denkbar, daß eine singuläre Bestimmung der „Fabrikordnung“ 
(des vom Unternehmer einseitig festgesetzten Arbeitsvertrages) von 
allen seinen Arbeitern als drückend empfunden wird, daß diese Be- 
stimmung ohne Nachteil für das Unternehmen leicht abgeändert 
werden könnte, und daß der wohlwollende Unternehmer mit Ver- 
gnügen bereit wäre, diese Abänderung zuzugestehen, daß aber 
juristisch die Handhabe fehlte, diesem Mißstande abzuhelfen, weil 
es physisch unmöglich ist, daß mehrere hundert oder gar mehrere 
tausend Arbeiter vor den Unternehmer hintreten und ihm ihre 
Wünsche kundgeben, und weil andererseits kein einzelner Arbeiter 
berechtigt ist, namens seiner Kollegen mit dem Unternehmer zu 
unterhandeln. Allerdings helfen sich die Arbeiter, ohne viel über 
die Sache nachzudenken, über diese Schwierigkeit in der Weise hin- 
weg, daß sie eine Deputation wählen, die mit dem Unternehmer 
unterhandeln soll; aber in der Wahl einer derartigen Deputation 
liegt das Eingeständnis, daß die Arbeiter sich als eine kompakte 
Masse, als eine körperschaftliche Einheit fühlen, die wie jede 
Körperschaft ein Vertretungsorgan besitzen muß. 

Tatsächlich ist auch der einzelne Arbeiter dem Unternehmer 
gegenüber nicht nur mundtot, sondern auch vollständig machtlos, 
denn wenn er mit seiner Stellung unzufrieden ist und aus dem 
Unternehmen ausscheidet, so werden sich sofort zehn andere finden, 
die mit Freuden bereit sind, an seiner Stelle einzutreten. Sollen 
daher die Arbeiter in der Lage sein, dem Unternehmer ebenbürtig 
gegenüberzutreten und mit ihm als gleichberechtister Faktor zu 
unterhandeln, so müssen sie als geschlossene Einheit dastehen. 
Demgemäß zeigt sich denn auch allerorts das Bestreben der Arbeiter, 
an Stelle des individuellen den kollektiven Arbeitsvertrag (ge- 
schlossen zwischen dem Unternehmer einerseits und der Vereinigung 
der Arbeiter andererseits) treten zu lassen. 


2. Die Bedeutung der sog. Produktionsfaktoren etc, 19 


Gt 


Die juristische Voraussetzung hierfür ist eine entsprechen Ta 
Ausgestaltung der Koalitionsgesetzgebung, welche den Arbeitern 
gestattet, sich zu vereinigen, und welche diese Vereinigungen auch 
als rechtsverbindlich anerkennt, und diese Gesetzgebung fehlt heute, 
Koalitionen der selbständigen Gewerbetreibenden sowie die der Ar- 
beiter waren sozusagen seit jeher (schon im alten Rom) verboten und 
strafbar, und zwar aus dem Grunde, weil man befürchtete, daß die 
Koalitionen teils zu wirtschaftlichen, teils zu politischen Störungen 
und Komplikationen führen können. Man befürchtete, daß durch 
willkürliche Preistreibereien die Konsumenten geschädigt werden ; 
man befürchtete andererseits, daß speziell die Koalitionen der Ar- 
beiter zu Straßenkrawallen oder sonstigen Ausschreitungen führen 
können. Hieraus erklärt sich auch die in den älteren Koalitions- 
verboten mehrfach wiederkehrende Bestimmung, daß die Koalitionen 
der Arbeiter mit schwereren Strafen bedroht waren, als die Koali- 
tionen der selbständigen Gewerbetreibenden. Hierzu kommt 
überdies, daß im Mittelalter allerhand Taxen (Preistaxen für die 
Meister, Lohntaxen für die Gesellen) existierten, so daß jede Tax- 
überschreitung eine (an sich schon strafbare) Übertretung der 
bestehenden polizeilichen Vorschriften bildete. Die in Rede stehen- 
den Koalitionsverbote erhielten sich bis tief in die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts. England war der erste Staat, der eine sog. Koalitionz- 
„freiheit“ einführte, allein diese „Freiheit“ wurde nur mit halbem 
Herzen gewährt und ist demgemäß auch nur eine halbe. Durch ein 
Gesetz von 1825 wurde nämlich verfügt, daß Koalitionen, und zwar 
sowohl der Arbeitgeber wie der Arbeiter, gestattet, d. h. also, daß sie 
nicht mehr strafbar sein sollen, aber sie sind nicht rechtsverbindlich. 
Es darf also jeder einer Koalition beitreten und alle erdenklichen 
Pflichten’gegenüber seinen Berufsgenossen auf sich nehmen, wenn 
er aber hinterher sein Wort bricht und die Verpflichtungen nicht 
erfüllt, so darf er hierwegen nicht zur Verantwortung gezogen 
werden. Diesesenglische Gesetz ist sodann für die meisten kon- 
tinentalen Staaten Europas vorbildlich geworden (Preußen: 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869; “ sterreich: Gesetz vom 
7. April 1870). 

Es bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung, daß ein der- 
artiges Gesetz eine Halbheit ist, und daß es eine eigentümliche 
.Sache ist, wenn der Gesetzgeber direkt den Wort- und Treubruch 
für nicht strafbar erklärt und ihn ausdrücklich gestattet. Anderer- 
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seits aber darf man nicht vorschnell urteilen, weil man gerade an 
diesem Punkte vor einer der schwierigsten Aufgaben der modernen 
Gesetzgebung steht. Die Frage der Koalitionsfreiheit ist nämlich 
eine Frage, die nicht nur die Arbeiter sowie alle übrigen Ange- 
stellten, sondern nicht minder die selbständigen Gewerbetreibenden, 
die Kaufleute, die Ärzte, die Rechtsanwälte, die Künstler usw., kurz 
alle Berufsstände auf das lebhafteste interessiert und betrifft. Die 
Angehörigen eines jeden Berufsstandes haben hegreiflicherweise das 
größte Interesse daran, daß die sämtlichen Berufsgenossen nach den 
gleichen Prinzipien solidarisch vorgehen. Und wie lebhaft dieses 
Bedürfnis empfunden wird, zeigt sich darin, daß allerorts die Berufs- 
genossen sich zu freien Vereinigungen zusammenschließen, um ein 
derartiges Vorgehen zu erzielen. Andererseits aber darf man 
nicht übersehen, daß eine unbedingte (gesetzlich anerkannte und 
geschützte) Koalitionsfreiheit große Gefahren in sich birgt, und 
zwar liegt einerseits die Gefahr vor (man denke nur an die mög- 
lichen Preistreibereien durch Kartelle oder durch Spekulantenringe), 
daß das Publikum durch die Koalitionen der verschiedenen Berufs- 


genossen in der unverantwortlichsten Weise ausgebeutet werden 


kann. Zum zweiten darf man nicht vergessen, daß durch die Koa- 
lition möglicherweise die Freiheit der Berufsgenossen ganz unge- 
bührlich eingeschränkt werden kann. 

Der eigentliche Grund, der gegen eine voreilige Anerkennung 
des unbedingten Koalitionsrechtes spricht, ist übrigens — wie eben 
angedeutet wurde — ein viel tiefer liegender und ist in der Tatsache 
zu suchen, daß wir heute vor einem geradezu welthistorischen Pro- 
blem der Gesetzgebung, nämlich vor der Frage der berufsgenossen- 
schaftlichen Gliederung der Gesellschaft stehen. Das ganze Mittel- 
alter war bekanntlich auf der berufsgenossenschaftlichen (stän- 
dischen) Gliederung der Gesellschaft aufgebaut, weil allerorts die 
Berufsgenossen, von den Territorialherren angefangen bis hinunter 
zu dem fahrenden Volk der Spielleute und der Bettler, in Innungen, 
Schutzgilden, Zünften u. dgl. geeinigt waren, in Körperschaften, die 
ihren Angehörigen gegenüber eine ähnliche Stellung einnahmen, 
wie etwa die heutige Ortsgemeinde den Gemeindebürgern gegen- 
über. Der sog. aufgeklärte Absolutismus hat diese berufsgenossen- 
schaftlichen Körperschaften zertrümmert und an ihre Stelle die 
territoriale Gliederung der Gesellschaft nach Provinzen, Kreisen, 
Bezirken und Örtsgemeinden gesetzt. Beides war eine Einseitig- 
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keit, und weil die territoriale Gliederung allein den Bedürfnissen 
der Menschen nicht genügt, sehen wir, wie die Menschen heute 
allerorts nach einer neuen, zeitgemäßen berufsgenossenschaftlichen 
Gliederung der Gesellschaft suchen und ringen. Wir sehen nicht 
nur, daß — wie eben erwähnt — die Berufsgenossen sich überall in 
freien Vereinigungen zusammenschließen, sondern wir besitzen auch 
schon eine ganze Reihe von Gesetzen, die einen mehr oder weniger 
weitgehenden Zusammenschluß der Berufsgenossen anstreben. Nur 
beispielsweise seien hier genannt die Gesetzgebung über den unlau- 
teren Wettbewerb, über die Bildung der verschiedenen Kammern 
(Handels-, Gewerbe-, Ärzte-, Advokaten-, Notariate-, Landwirt- 
schaftskammern u. dgl.), der verschiedenen Berufsgenossenschaften 
(Gewerbegenossenschaften, landwirtschaftliche Berufsgenossen- 
schaften) u. dgl. m. Aber diese ganze Bewegung ist heute noch im 
Flusse und noch zu keinem definitiven Abschlusse gelangt, weil noclı 
keine Klarheit darüber herrscht, wie weit der Zwang gegenüber den 
Berufsgenossen gehen darf. Es kann daher der Gesetzgebung der 
meisten Staaten nicht zum Vorwurfe gereichen, daß sie es bis heute 
nicht gewagt hat, den Koalitionen — und zwar sowohl denen der 
Arbeiter als denen der Arbeitgeber — eine rechtsverbindliche Kraft 
zuzuerkennen. 


Arbeitsämter. In der neuesten Zeit hat sich die Über- 
zeugung immer mehr Bahn gebrochen, daß der Staat auf dem Ge- 
biete der Arbeiterfrage nur dann mit Erfolg vorgehen könne, wenn 
ihm die Verhältnisse der Arbeiter bekannt end. Zu diesem Behufe 
wurden in manchen Staaten (namentlich in Nordamerika, in der 
Schweiz, Deutschland, Österreich) eigene „Arbeitsbureaus“ oder 
„Arbeitsämter‘ ins Leben gerufen, welche mit der Aufgabe betraut 
sind, eine eingehende Arbeitsstatistik zu pflegen, die Arbeiterverhält- 
nisse des Landes zu studieren und mit Vorschlägen an die Regierung 
heranzutreten. | 


Brentano, Die Arbeitergilden ete. 2 Bände, Leipzig 1871 und 1872, 
Derselbe, Das Arbeitsverhältnis etc, Leipzig 1877. 
HandwörterbuchderStaatswissenschaften, Artikel: Arbeiter —Arbeiter- 
vereine — Gewerkvereine — Arbeitseinstellungen — Boykott — Einigungs- 
ämter — Arbeiterschutzgesetzgebung — Gewerbeinspektion — Arbeiter- 
versicherung — Haftpflicht — Arbeitsnachweis und Arbeitsbücher — Arbeits- 
losigkeit — Arbeitsbureaus. Daselbst auch zahlreiche Literaturnachweise. 
Schönberg, Handbuch, 4, Aufl, Bd. II, 2, Halbband, S. 1. 
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C. Das Kapital. 
1. Begriff und Einteilung. 


Zu einem richtigen Verständnisse des Kapitalsbegriffes, dieses 
schwankendsten und meist umstrittenen Begriffes in der ganzen 
nationalökonomischen Wissenschaft, kann man nur gelangen, wenn 
man auf seinen Werdegang zurückgeht. 

In jeder isolierten Wirtschaft — sie mag noch so primitiv und 
einfach sein, und zwar gleichgültig, ob wir an Robinson auf 
seiner Insel, oder an die in sich geschlossene und mit keiner anderen 
Wirtschaft in Verkehr stehende Wirtschaft einer prähistorischen 
Horde denken — muß sich allmählich die Erkenntnis Bahn brechen, 
daß das Vermögen, welches den Zwecken dieser Wirtschaft dient, in 
zwei Gruppen von Gütern zerfällt. Die eine Gruppe umfaßt die- 
jenigen Güter, welche, wie Lebensmittel, Bekleidungsgegenstände, 
die Behausung (Höhle oder Hütte) u. dgl. zur unmittelbaren Be- 
friedigung der Lebensbedürfnisse der betreffenden wirtschaftenden 
Personen dienen. Die zweite Gruppe umfaßt diejenigen Instru- 
mente — mögen diese auf den ersten Entwicklungsstufen des Men- 
schengeschlechtes noch so wenig zahlreich und noch so primitiv 
gewesen sein —, welche notwendig sind, um jene erste Gruppe von 
Gütern herbeizuschaffen oder herzustellen. Mit anderen Worter, 
es muß sich die Erkenntnis Bahn brechen, daß das Vermögen einer- 
seitsin Genußgüter und andererseits in Produktionsinstrumente zer- 
fällt. Und selbstverständlich muß das Bestreben der wirtschaften- 
den Personen unausgesetzt darauf gerichtet sein, diese Instrumente 
nicht nur in gebrauchsfähigem Zustande zu erhalten, sondern deren 
Zahl zu vermehren und immer bessere Instrumente herzustellen, 
denn über je mehr und je vollkommenere Instrumente der Mensch 
verfügt, um so leichter kann er sich die notwendigen Genußgüter 
beschaffen, um so behaglicher kann er leben. 

In der menschlichen Gesellschaft, und zwar in einer auf der 
Grundlage des Privateigentums und der Individualwirtschaft auf- 
gebauten Gesellschaft, wie sie sich tatsächlich herausgebildet hat, 
gestaltet sich die Sache teilweise anders. Existieren nämlich in 
einer solehen Gesellschaft mehrere Wirtschaften mit gesondertem 
Vermögen nebeneinander, so werden sie — wie wir dies bei den 
Bauernwirtschaften in entlegenen Gegenden noch heute teilweise 
beobachten können — anfänglich wie isolierte Wirtschaften die not- 
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wendigen Genußgüter fast gänzlich und zum Teile auch ihre Pro- 
duktionsinstrumente selbst herstellen. Unter solehen Umständen 
wird es immer ab und zu vorkommen, daß in dieser oder jener Wirt- 
schaft sich momentan ein Mangel an irgendwelchen Gegenständen — 
seien dies Genußgüter oder irgendwelche Produktionswerkzeuge — 
einstellt. Stehen diese Wirtschaften in einem freundschaftlichen 
Verkehr, so wird wohl die notleidende Wirtschaft sich an eine 
andere Wirtschaft mit dem Ersuchen wenden, ihr die gewünschten 
Gegenstände leihweise zu überlassen. Häufen sich derartige Fälie, 
so wird es auch vorkommen, daß die notleidende Wirtschaft für die 
leihweise Überlassung der fraglichen Gegenstände — freiwillig oder 
durch die Not gezwungen — ein Entgelt leistet. 

Solange es noch keinen Geldverkehr gibt und das eventuelle Ent- 
gelt in natura geleistet wird, spielen sich die geschilderten Vor- 
gänge in so einfachen Formen ab, daß sie sozusagen unter der 
Schwelle des Bewußtseins bleiben, d. h. es gelangt der Bevölkerung 
nicht zum Bewußtsein, daß das Vermögen jeder Wirtschaft in die 
gedachten zwei Gruppen zerfällt. Immerhin geht aus der obigen 
Darstellung eines hervor. In der isolierten Wirtschaft — und was 
von dieser gilt, gilt auch von der Volkswirtschaft als solcher — zer- 
fällt das Vermögen in die beiden Gruppen: Genußvermögen und 
Produktionsinstrumente. In der heutigen Verkehrswirtschaft hin- 
gegen besitzt zwar der private Wirtschafter wohl auch gewisse Pro- 
duktionsinstrumente, weil er doch einzelne Genußgüter in seiner 
Wirtschaft selbst erzeugen muß, aber da er den weitaus größten Teil 
der benötigten Genußgüter nicht selbst erzeugt, sondern von außen 
aus anderen Wirtschaften bezieht, so handelt es sich für ihn weniger 
um Produktionsinstrumente als um solche Vermögensobjekte, die 
ihm die Mittel liefern, mit denen er die gewünschten Genußgüter 
im Tausch erwerben kann. Mit anderen Worten: in der isolierten 
Wirtschaft und in der Volkswirtschaft zerfällt das Vermögen in 
Genußgüter und Produktionsinstrumente, in der heutigen Gesell- 
schaft unterscheidet der private Wirtschafter Genußgüter und Er- 
werbsmittel. 

Solange es keinen entwickelten Geldverkehr gab und es nur ver- 
einzelt vorkam, daß für die leihweise Überlassung von Gütern aus 
einer Wirtschaft an eine andere ein Entgelt gegeben wurde, kam es 
der Bevölkerung — wie gesagt — nicht zum Bewußtsein, daß man 
einzelne Vermögensstücke eventuell als Erwerbsmittel benützen 
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könne. Erst als es mit dem Vordringen des Geldverkehrs allgemein 
üblich wurde, Gelddarlehen zu geben und dafür Zinsen zu ver- 
langen, wurde es klar, daß die geliehene Geldsumme ein Erwerbs- 
vermögen sein kann. Im Mittelalter entstand dann die Übung, die 
geliehene Geldsumme im Gegensatz zu den Zinsen und den sonstigen 
eventuellen Nebenverpflichtungen des Schuldners in der damaligen 
Sprache als die capitalis pars debiti zu bezeichnen, und so entstand 
der Ausdruck „Kapital“. 

Aus dem Gesagten geht mit Evidenz hervor, daß der Ausdruck 
„Kapital“ beides umfaßt, das Produktionsinstrument in der iso- 
lierten Wirtschaft und in der Volkswirtschaft, und das Erwerbsver- 
mögen oder das Erwerbsmittel in der heutigen Privatwirtschafi. 
In beiden Fällen wird das Kapital dem Genußvermögen gegenüber- 
gestellt, denn in beiden Fällen fällt dem Kapital die Aufgabe zu, 
der betreffenden Wirtschaft die notwendigen Genußgüter zu be- 
schaffen. Und ein Unterschied besteht nur insofern, als die isolierte 
Wirtschaft und die Volkswirtschaft nur dann in den Besitz neuer 
Genußgüter gelangen kann, wenn sie dieselben selbst erzeugt, wäh- 
rend die heutige Privatwirtschaft (abgesehen von Raub, Diebstahl, 
Betrug, Spielgewinn u. dgl.) die gewünschten Genußgüter auch im 
Wege des Tausches aus anderen Wirtschaften beziehen kann. 

Soweit dachte man jedoch damals nicht; keinem Menschen kam 
zu jener Zeit der Gedanke, daß man zwischen Kapital im Sinne der 
Volkswirtschaft und Kapital im Sinne der Privatwirtschaft unter- 
scheiden müsse. Man begnügte sich im Mittelalter mit dem Ge- 
danken, daß unter Kapital die verzinsliche Geldforderung zu ver- 
stehen sei, und diese Auffassung ist so tief in das Volksbewußtsein 
eingedrungen, daß sie sich bis auf den heutigen Tag erhalten hat. 
Wer heute im gewöhnlichen Leben von Kapital spricht, denkt dabei 
in der Regel nur an die verzinsliche Geldforderung, und ebenso 
spricht unsere moderne Einkommensteuergesetzgebung vom „Ein- 
kommen aus Kapitalvermögen“ und versteht darunter die Zinsen 
von Geldforderungen. Bemerkenswert ist, daß in diesem Kapitals- 
begriffe eine mehr oder weniger klare oder unklare Vorstellung von 
einer gewissen Produktivität des Kapitals steckt. Man spricht da- 
von, daß das Kapital Zinsen „trägt“ und stellt sich die Sache unge- 
fähr so vor, als ob die Zinsen aus dem Kapital so herauswachsen, wie 
die Äpfel aus dem Baum. Daß das Kapital nur dann etwas „trägt“, 
wenn es von jemandem bewirtschaftet wird, daß also die Zinsen, die 
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der Gläubiger vom Schuldner erhält, vom Schuldner aufgebracht 
werden müssen, das wird übersehen. 

Schärfer blickende Köpfe konnten bei dem Gedanken nicht 
stehenbleiben, daß unter Kapital nur die verzinsliche Geldforderung 
zu verstehen sei. Der Streit mit den Kirchenvätern brachte eine Er- 
weiterung und Vertiefung des Kapitalbegriffes. Die Kirche hat 
bekanntlich das Zinsennehmen verboten. Die Kirchenväter, die sich 
mit dieser Frage beschäftigten, gingen von der Tatsache aus, daß das 
Geld (die einzelnen Geldstücke) eine tote Sache ist, die keine 
Früchte tragen kann — nummus nummum parere non potest —, und 
verurteilten demgemäß das Zinsennehmen als unmoralisch. Die 
Gegner des Zinsenverbotes andererseits machten geltend, daß die 
Zinsen nicht aus dem Gelde (aus den einzelnen Münzen) hervor- 
- gehen, sondern aus den Gütern, die der Schuldner mit dem gelie- 
henen Gelde erwirbt. Der Schuldner kauft mit dem geliehenen Gelde, 
oder könnte doch kaufen, ein Grundstück und Ackergerätschaften, 
oder irgendwelche Arbeitsstoffe mit den dazugehörigen Werk- 
zeugen ete., kurz, Dinge, die ihm bei entsprechender Bewirtschaftung 
einen Ertrag abwerfen; er kann daher ganz wohl einen Zins zahlen. 
Mit anderen Worten, man begann zu erkennen, daß die verzinsliche 
Geldforderung nicht das einzige werbende Vermögensobjekt sei, 
sondern daß es eine ganze Reihe von Vermögensobjekten gebe, die 
dem Erwerb dienen, und der Gedanke lag nahe, diese Gruppe von 
Gütern unter den gemeinsamen Namen „Kapital“ zusammenzu- 
fassen. | 

Ganz klar und deutlich hat diesen Gedanken erst Turgot aus- 
gesprochen. Er sagt in seiner (1766 erschienenen) Schrift: „Sur la 
formatıon et la distribution des richesses“, S. 59: 

„Wer immer... jedes Jahr mehr Werte (valeurs) einnimmt, 
als er zu verbrauchen (d&penser) genötigt ist, kann den Über- 
schuß zurücklegen und ihn aufhäufen. Diese aufgehäuften Werte 
-(valeurs accumulees) sind das, was man Kapital nennt.... Es ist 
absolut gleichgültig, ob diese Summe von Werten (valeurs) oder 
dieses Kapital aus einer Masse Metall oder aus anderen Dingen 
besteht, da das Geld jede Art von Werten repräsentiert, sowie 
umgekehrt alle übrigen Arten von Werten Geld repräsentieren. 
Der Besitzer eines Kapitals kann dasselbe zum Ankauf von Grund- 
stücken verwenden, er hat jedoch noch andere Hilfsmittel.“ 
Turgothat damit — wie gesagt — unzweideutig ausgesprochen, 
Kleinwächter, Lehrb, d. Nationalökonomie. 14 
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daß er unter „Kapital“ nicht nur die verzinsliche Geldforderung, 
sondern jedes dem Erwerb dienende Vermögen verstanden wissen 
will. Turgot steht jedoch mit seiner Kapitalsdefinition aus- 
scließlich noch auf dem Boden der Privatwirtschaft. Er versteht 
unter Kapital diejenigen Vermögensobjekte, mit deren Hilfe der 
einzelne ein Einkommen erwirbt. Der Begriff der Volkswirtschaft 
(der Wirtschaft eines Volkes oder der gesamten Menschheit) ist ihm 
noch vollständig fremd. Er sieht, daß derjenige, der einem Zweiten 
eine Geldsumme gegen Zins leiht, daß der Eigentümer einer beweg- 
lichen oder unbeweglichen Sache, der diese einem Zweiten gegen 
Zins vermietet oder verpachtet, um den Zins reicher wird und be- 
zeichnet demgemäß die fraglichen Güter als Kapital. Daß das Volk 
als Ganzes nicht reicher wird, wenn Güter, die sich bisher im Besitz 
des X befinden (der gezahlte Zins), nunmehr in die Hände des Y 
übergehen, erkennt er noch nicht. Das Volk als Ganzes kann nur 
reicher werden, wenn neue Güter produziert werden. Wenn also 
die dargeliehene Geldsumme, die vermietete oder verpachtete Sache 
für den Eigentümer unstreitig ein Kapital ist, weil der Mann hier- 
aus ein Einkommen bezieht, so sind diese Güter für das Volk als 
Ganzes noch lange kein Kapital. Für das Volk als Ganzes können 
— wie bereits an früherer Stelle bemerkt wurde — nur die Produk- 
tionswerkzeuge als Kapital in Betracht kommen, weil mit ihrer 
Hilfe neue Güter hergestellt werden. Bis zu dieser Erkenntnis ist 
jedoch Turgot noch nicht vorgedrungen. 

Sodann kam Adam Smith. Seine Definition des Kapitals- 
begriffes steht scheinbar ganz auf privatwirtschaftlicher Grundlage, 
wenn er im II. Buch I. Kapitel-seines Werkes sagt: „Der Teil (d. i. 
des Vermögens), von welchem er (d. i. der Eigentümer) Einkünfte 
erwartet, wird Kapital genannt.“ Allein Smith ist allerorts be- 
müht, die Privat- und die Volkswirtschaft auseinanderzuhalten und 
demgemäß unterscheidet er scharf zwischen Kapital im Sinne der 
Privatwirtschaft und Kapital im Sinne der Volkswirtschaft. Er 
sagt ausdrücklich, daß Wohnhäuser, Möbel, Kleider keine Kapi- 
talien, sondern Genußgüter sind, daß aber diese Gegenstände für 
den Eigentümer, d. i. also für seine Privatwirtschaft, zum Kapital 
werden können, wenn er sie gegen Zins vermietet. Dagegen bezeich- 
net er Werkgebäude, Maschinen, Werkzeuge u. dgl., kurz diejenigen 
Güter, die der Produktion neuer Güter dienen, als Kapitalien im 
Sinne der Volkswirtschaft. 
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Damit waren — durch Turgot einerseits, durch Adam 
Sımıth andererseits — für den Kapitalbegriff zwei neue Momente 
gewonnen: Erstens, daß unter Kapital nicht nur das Geld oder die 
verzinsliche Geldforderung zu verstehen sei, sondern die betreffen- 
den Verinögensobjekte, die in irgendeiner Weise entweder dem Er- 
werb oder der Produktion neuer Güter dienen. Und zweitens, daß 
man zwischen Kapital im Sinne der Privatwirtschaft und Kapital 
im Sinne der Volkswirtschaft unterscheiden müsse. 

Die auf Adam Smith folgenden Schriftsteller, und zwar 
speziell die Deutschen, waren bemüht, an der von Turgot und 
Smith gewonnenen Grundlage festzuhalten. Daß ihnen dies ge- 
lungen sei, kann man allerdings auch beim besten Willen nicht be- 
haupten. Der von der Wissenschaft gewonnene Kapitalsbegriff 
(Kapital = Erwerbsvermögen bzw. Produktionsmittel) drang nicht 
in das große Publikum ein Der Sprachgebrauch des täglichen Le- 
bens hielt und hält auch heute noch unentwegt daran fest, daß unter 
Kapital nur die verzinsliche Geldforderung oder doch das Geld (in 
irgendeiner Weise) zu verstehen sei. Und auch die Männer der 
Wissenschaft brachten es nicht zuwege, sich von diesem Gedanken 
ganz freizumachen. Nimmt man die verschiedenen Lehrbücher der 
Nationalökonomie zur Hand, so findet man regelmäßig auf der ersten 
Seite des Kapitels, welches die Lehre vom Kapital behandelt, die 
Warnung, man möge bei dem Worte „Kapital“ um Himmels willen 
nicht an das Geld oder an die verzinsliche Geldforderung denken, 
denn die Wissenschaft verstehe unter Kapital diejenigen Güter, die 
effektiv der Produktion neuer Güter dienen. Regelmäßig aber hat 
der betreffende Autor im Handumdrehen die guten Lehren vergessen, 
die er auf dieser ersten Seite seinen Lesern gegeben hat, und spricht 
schon auf der zweiten Seite davon, daß in dieser Fabrik, in diesem 
Warenlager o. dgl. ein bedeutendes „Kapital steckt“, daß ein kost- 
barer Schmuck ein „totes Kapital“ repräsentiere, daß das Wohnungs- 
mobiliar ein „Gebrauchskapital‘ sei, daß man aus einer Unter- 
nehmung das „Kapital hinausziehe“ und es in eine andere „hinein- 
stecke‘ — kurz, er gebraucht lauter Ausdrücke und Redewendungen, 
die man kontinuierlich im täglichen Leben hört, Ausdrücke und 
tedewendungen, die nur dann zu verstehen sind, wenn man bei dem 
Worte „Kapital“ an eine Geldsumme oder an den Geldwert der be- 
treffenden Gegenstände denkt. Und ebenso lehren die Herren, daß 
man zwischen Kapital im Sinne der Volkswirtschaft und im Sinne 
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der Privatwirtschaft unterscheiden müsse, das hindert sie aber nicht, 
diese beiden Begriffe in der ungeniertesten Weise kontinuierlich 
durcheinander zu werfen, und gelegentlich Wohnhäuser oder das 
Warenlager des Kaufinannes und ähnliche Dinge, die mit der Pro- 
duktion neuer Güter absolut nichts zu schaffen haben, zu den Kapi- 
talien im Sinne der Volkswirtschaft zu zählen. | 

Die Zahl der aus dieser Zeit stammenden Kapitalsdefinitionen 
ist sozusagen Legion '), weil jeder der betreffenden Autoren seine 
eigene Kapitalsdefinition aufstel. Adolf Wagner hat aus 
diesem Wust von Meinungen den einheitlichen Kerngedanken her- 
ausgeschält und in ein einziges Wort zusammengefaßt. Hiernach 
kommen im wesentlichen alle diese Definitionen darin überein, daß 
unter Kapital im Sinne der Privatwirtschaft verstanden werden soll 
das dem Erwerb dienende Vermögen (das Erwerbsvermögen, das 
werbende Vermögen) und unter Kapital im Sinne der Volkswirt- 
schaft das der Güterproduktion dienende Vermögen (das Produk- 
tionsmittel). 

Nur beiläufig möge eine Bemerkung hier Platz finden. Die - 
betreffenden Autoren lehren, daß unter Kapital im Sinne der Volks- 
wirtschaft zu verstehen sei. das der Güterproduktion dienende Ver- 
mögen und zählen als solches auf nicht nur die Werkgebäude, Ma- 
schinen, Werkzeuge, Gerätschaften, Nutztiere u. dgl., sondern auch 
die zur Verarbeitung bestimmten Stoffe, und hierin liegt eine ge- 
wisse Inkonsequenz. Definiert man nämlich — wogegen nichts ein- 
zuwenden ist — das Kapital im Sinne der Privatwirtschaft als „Er- 
werbsmittel“, als „Erwerbsvermögen“, als „werbendes Vermögen“, 
d. h. also als dasjenige Vermögen, „mit Hilfe dessen“ man erwirbt, 
so muß man, weil ja die Volkswirtschaft keinen „Erwerb“, sondern 
nur eine „Produktion“ von Gütern kennt, .konsequenterweise vom 
Standpunkt der Volkswirtschaft das Kapital definieren als dasjenige 
Vermögen, „mit Hilfe dessen“ man neue Güter produziert, d. ı. also 
das Produktions-,Werkzeug“ und nicht das Produktions-,, Mittel“. 
„Produktionsmittel“ ist der weitere Begriff, der neben dem Produk- 
tionswerkzeug auch die Arbeitsstoffe umfaßt. Die neuen Güter 
werden aber nicht „mit Hilfe“ der Stoffe, sondern „aus“ den Stoffen 


I) In der 3. und 4. Auflage des Schönbergschen Handbuches der politischen 
Ökonomie habe ich in der von mir herrührenden V. Abhandlung (Die volks- 
wirtschaftliche Produktion im allgemeinen) beispielsweise eine ziemlich lange 
Reihe von Kapitalsdefinitionen zusammengestellt. 
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hergestellt. Der Stoff verhält sich bei der Produktion passiv, er 
wird be- oder verarbeitet, während das Werkzeug bei der Produktion 
aktiv mitwirkt. Beiläufig bemerkt wäre dann das rohe Huhn in der 
Küche, weil es unstreitig ein Arbeitsstoff ist, ein Kapital, während 
das gebratene Huhn auf dem Tische ebenso unstreitig kein Kapital, 
sondern ein Konsumartikel ist. 

Zwei Schwierigkeiten ergaben sich für die damaligen National- 
ökonomen aus der oben dargelegten Definition des Kapitalsbegriffes, 
Die eine Schwierigkeit betraf das Geld, die zweite die Grundstücke. 
Was zunächst das Geld anbelangt, so stand es zwar von Anfang an 
wie ein Axiom fest, daß die verzinsliche Geldforderung — immer 
vom Standpunkt der Privatwirtschaft gesprochen — das eigentliche 
Kapital, das Kapital par excellence sei. Dagegen wußte man mit dem 
Taler nichts anzufangen, den jemand bei sich in der Tasche trägt, 
um damit die kleinen Ausgaben des Tages zu bestreiten. Ob der 
Taler in der Tasche ein Kapital ist, erschien damals fraglich, weil 
man über die Frage stritt, ob. die betreffenden Güter von Hause aus 
Kapital sind und für alle Ewigkeit Kapital bleiben oder nicht. Und 
erst als man sich darüber klar wurde, daß die einzelnen Güter Ka- 
pitalien sind oder nicht, je nachdem der Eigentümer sie zum Erwerb 
bzw. zur Produktion verwendet oder nicht, war die Antwort ge- 
funden. Sie lautete: der Taler, den jemand bei sich in der Tasche 
trägt, um damit die kleinen Ausgaben des Tages zu bestreiten, ist 
kein Kapital, sondern ein Genußvermögen. Wenn aber der Eigen- 
tümer diesen Taler zur Sparkasse bringt, wo er Zinsen trägt, wird 
er zum Kapital. Und ebenso sind die 1000 M., die jemand einem 
7/;,weiten gegen Zins leiht, für den Gläubiger ein Kapital, sie hören 
aber in der. Hand des Schuldners auf, ein Kapital zu sein, wenn 
dieser sie zur Bestreitung seines Haushaltes verwendet. 

Noch größere Schwieriekeiten bereitete den damaligen National- 
ökonomen die Frage, ob vom Standpunkte der Volkswirtschaft das 
Geld als Kapital anzusehen sei. Daß trotz allen tagtäglich abge- 
schlossenen Darlehensgeschäften die Menge des im Lande umlaufen- 
den Geldes nicht größer wird, daß nummus nummum parere non 
potest, daß also das Geld vom Standpunkte der Volkswirtschaft 
(richtiger gesagt: vom Standpunkte der ganzen Menschheit) keine 
Zinsen trägt, war von vornherein klar. Und ebenso war es klar, daß 
das Geld kein Produktionswerkzeug ist wie etwa die Werkgebäude, 
Maschinen, Werkzeuge, Nutztiere u. dgl. Da man aber doch die 
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Kapitalsqualität des Geldes vom Standpunkte der Volkswirtschaft 
retten wollte, nahm man seine Zuflucht zu einer figürlichen Rede- 
wendung. Der Unternehmer — wurde gesagt —, der mit seinem 
Gelde eine Fabrik baut oder kauft, der mit seinem Gelde Maschinen, 
Rohstoffe usw. kauft und Arbeiter bezahlt, „verwendet“ (der rich- 
tige Ausdruck wäre gewesen: „verausgabt“) sein Geld zur Produk- 
tion neuer Güter, ergo ist das Geld ein Produktionsmittel, ergo ist 
es Kapital im Sinne der Volkswirtschaft. Daß man mit einer figür- 
lichen Redewendung über die vorliegende Schwierigkeit nicht hin- 
wegkommt, wurde übersehen. Wäre das Geld wirklich zur Produk- 
tion „verwendet“ worden, wie man etwa die Kohle oder einen son- 
stigen Hilfsstoff (einen Farbstoff o. dgl.) zur Produktion von Gütern 
verwendet, so müßte es am Schlusse des Produktionsprozesses ver- 
schwunden sein oder doch seine Gestalt geändert haben. In Wirk- 
lichkeit ist aber das Geld nicht „verwendet“, sondern „verausgabt“ 
worden. Die einzelnen Geldstücke, die sich anfänglich in der Hand 
des Unternehmers befanden, sind weder verschwunden, noch haben 
sie ihre Gestalt geändert, sondern haben lediglich ihren Besitzer ge- 
wechselt. Sie sind in die Hände der Arbeiter sowie derjenigen 
Personen gelangt, die die Fabrik gebaut, die Maschinen, die 
Stoffe usw. geliefert haben, sie sind aber am Schlusse des Produk- 
tionsprozesses bis auf das letzte Stück vollzählig vorhanden. 
Tatsächlich ist, wenn man auf dem Standpunkte steht, daß unter 
Kapital im Sinne der Volkswirtschaft das Produktionswerkzeug zu 
verstehen ist, die Kapitalsqualität und die Produktivität des Geldes 


nach einer ganz anderen Richtung hin zu suchen. Von dieser hatten 


die damaligen Nationalökonomen allerdings keine Ahnung. Die 
Funktion des Geldes in der Volkwirtschaft besteht bekanntlich in 
erster Reihe darin, daß es den Tausch in zwei Hälften zerlegt, in 
den Verkauf der eigenen Leistungen oder Produkte gegen Geld und 
den Kauf der gewünschten fremden Leistungen oder Produkte für 
Geld. Durch das Dazwischentreten des Geldes wird das Tauschen 
wesentlich erleichtert, weil die Notwendigkeit fortfällt, daß jedes- 
mal die beiden gleichen Tauschbedürfnisse zusammentreffen. 
Roscher hat diese Schwierigkeiten durch sein bekanntes Beispiel 
vom Nagelschmied und der Kuh trefflich illustriert. Wie lange 
müßte der Nagelschmied, der eine Kuh zu erwerben wünscht, aber 
nichts anderes anzubieten hat als Nägel, suchen, bis er einen Besitzer 
einer Kuh findet, der just so viele Nägel braucht, als die Kuh wert 
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ist. Durch das Dazwischentreten des Geldes wird die Sache wesent- 
lich erleichtert. Der Mann verkauft seine Nägel in größeren oder 
kleineren Partien an den X, den Y und den Z und kauft dann mit 
diesem Gelde, was er braucht. Mit anderen Worten, der Mann hätte 
gar nicht Nagelschmied werden können, wenn es kein Geld gäbe. 
Oder allgemein gesprochen, erst mit der Einführung der Geldwirt- 
schaft wurde die Sonderung der Berufsbeschäftigungen und die 
durch sie herbeigeführte kolossale Vervollkommnung und Steige- 
rung der Produktion ermöglicht. Diese ganze Mehrproduktion ist 
zum guten Teile dem Gelde zuzuschreiben, welches ähnlich dem Öl 
in der Maschine bewirkt, daß die wirtschaftlichen Reibungswider- 
stände auf ein Minimum reduziert werden. 

Allerdings muß man in Anlehnung an Rodbertus') sich 
gegenwärtig halten, daß nur in der heutigen, auf der Grundlage des 
Privateigentums aufgebauten Gesellschaft das Geld zum Kapital 
werden kann. In Utopien und im Innern der nordamerikanischen 
Kommunistengemeinden, die Nordhoff schildert, gibt es über- 
haupt kein Geld, weil die Angehörigen dieser Gemeinwesen von der 
Gesamtheit mit allen zum Leben notwendigen Gütern versorgt wer- 
den. Und die Kreditkarten in der Welt Bellamys haben mur 
den Zweck, dem Besitzer den Ankauf der notwendigen Bedarfsartikel 
in den Staatsmagazinen zu ermöglichen. Sie könnten eventuell in 
einem sehr beschränkten Umfange zur Gewährung von verzinslichen 
Darlehen verwendet werden, aber die Möglichkeit, Maschinen und 
Werkzeuge sowie Arbeitsstoffe anzuschaffen und Arbeiter zu enga- 
gieren, kurz die Möglichkeit, ein Unternehmen zu begründen und 
zu betreiben, gewähren sie ihrem Besitzer nicht. 

Die zweite Schwierigkeit, die sich aus der damaligen Auffassung 
des Kapitalsbegriffes ergab, betrifit die Stellung der Grundstücke. 
Definiert man nämlich das Kapital vom Standpunkt der Volkswirt- 
schaft als dasjenige Vermögen, welches der Produktion neuer Güter 
dient (richtiger, wie oben gezeigt, als Produktionsinstrument oder 
Produktionswerkzeug), so muß man zugeben, daß der Grund und 
Boden das wichtigste Produktionswerkzeug ist, daß daher die Grund- 
stiicke zu den Kapitalien zu rechnen sind. Tatsächlich geht auch 
aus der an früherer Stelle mitgeteilten Turgotschen Kapitals- 


1) Rodbertus-Jagetzow, Das Kapital; Vierter sozialer Brief an 
v. Kirchmann, Berlin 1884, S, 3134, 
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definition hervor, daß Turgot die Grundstücke zu den Kapitalien 
gerechnet wissen wollte. Der Anschauung Turgots hat sich eine 
Reihe von Nationalökonomen angeschlossen, die Mehrzahl der Fach- 
genossen hingegen glaubte, gestützt auf die Rieardosche Grund- 
 rententheorie, die Grundstücke aus der Reihe der Kapitalien strei- 
chen und ihren Ertrag unter die besondere Rubrik „Grundrente“ 

subsumieren zu sollen. 

Für Ricardo, der seines Zeichens Bankier war, stand es be- 
greiflicherweise von vornherein wie ein Axiom fest, daß das Geld 
das eigentliche Kapital sei. Und da er ferner sah, daß die verschie- 
denen Wertpapiere mit Rücksicht auf ihren Börsenkurs so ziemlich 
den gleichen Ertrag abwerfen, so war es für ihn nur selbstverständ- 
lich, daß der Kapitalzins in allen Fällen der gleiche ist, und daß der 
landesübliche Zinsfuß die Kapitalsrente (den Kapitalzins) reprä- 
sentiere. Andererseits konnte er sich der Wahrnehmung nicht ver- 
schließen, daß die Grundstücke je nach ihrer natürlichen Frucht- 
barkeit oder je nach ihrer Lage einen sehr ungleichen Ertrag ab- 
‚werfen, und dieser Umstand schien ihm so schwerwiegend, daß er 
die Grundstücke den Kapitalien und ihr Erträgnis, die Grundrente, 
dem Kapitalzins gegenüberstellen zu müssen glaubte Die Ri- 
cardosche Grundrententheorie wurde speziell in Deutschland die 
herrschende, weil sie der Denkrichtung der damaligen National- 
ökonomen entsprach, die, bewußt oder unbewußt, immer an dem Ge- 
danken festhielten, daß unter Kapital doch nur das Geld zu verstehen 
sei und daß der landesübliche Zinsfuß in allen Fällen das Erträgnis 
des Kapitals repräsentiere. Hätten die Herren nur ein klein wenig 
die Kunst besessen, über ihre Bücher hinwegzublicken und sieh mit 
offenen Augen in der wirklichen Welt umzusehen, so hätten sie be- 
merken müssen, daß das Erträgnis der Kapitalien — man mag unter 
Kapital die verzinsliche Geldforderung oder die dem Erwerb bzw. 
der Güterproduktion dienenden Vermögensobjekte verstehen — 
genau die nämlichen Ungleichheiten aufweist wie das Erträgnis der 
Grundstücke. 

Zu der Autorität Ricardos kam ein fernerer Umstand, der 
für die Gegenüberstellung der Kapitalien und der Grundstücke zu 
sprechen schien. Es ist dies die Lehre von den drei Produktions- 
faktoren. Soll ein neues Gut produziert werden, so ist hierzu das Zu- 
sammenwirken der drei Faktoren notwendig: die Natur (ein Grund- 
stück) liefert den Stoff, die menschliche Arbeit formt den Stoff und 
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ein Werkzeug (das Kapital) muß vorhanden sein, welches die menseh- 
liche Hand unterstützt. Da aber das Werkzeug selbst vom Menschen 
angefertigt werden mußte, gewöhnte man sich daran, das Kapital zu 
definieren als ein „Produkt“, welches zur Produktion neuer Güter 
verwendet wird. Ist.aber das Kapital selbst ein „Produkt“, so ist es 
eben kein Grundstück, es müssen also die Gründstücke den Kapi- 
talien gegenübergestellt, es muß das Erträgnis der Grundstücke in 
‚die besondere Rubrik „Grundrente“ eingereiht werden, 

Seitens der (auch heute noch) gangbaren Lehre werden noch 
drei weitere Momente angeführt, durch welche sich die Grundstücke 
von den Kapitalien unterscheiden sollen, und zwar: 

1. Die Grundstücke sind von der Natur, die Kapitalien dagegen 
vom Menschen geschaffen. 

2. Die Grundstücke geben auch ohne menschliches Hinzutun 
einen Ertrag, während die Kapitalien vom Menschen bewirtschaftet 
werden müssen, wenn sie einen Nutzen abwerfen sollen. 

3. Die Grundstücke sind unbeweglich, der Mensch muß zu ihnen 
kommen, während die Kapitalien beweglich sind, solange man sie 
nicht mit dem Boden in feste Verbindung gebracht hat. 

Die Aufzählung der vorstehenden drei Momente, durch welche 
sich die Kapitalien von den Grundstücken unterscheiden sollen, darf 
wohl als die reinste Scholastik bezeichnet werden. Ganz nebensäclh- 
liche Umstände werden hervorgesucht, die nirgends das Wesen der 


Frage treffen, während die wirklichen Unterschiede — wie sofort 
weiter unten gezeigt werden soll — mit Stillschweigen übergangen 
werden. | 


ad 1. Daß die Grundstücke von der Natur gegeben sind, ist un- 
bedingt richtig, wenn man aber Getreide erzielen will, muß das 
Grundstück vorerst vom Menschen zum Felde gemacht werden, und 
speziell von den Feldern, die seit Dezennien oder gar seit Jahrhun- 
derten kultiviert werden, darf man keck behaupten, daß in ihnen 
mehr menschliche Arbeit steckt als in der kunstreichst gearbeiteten 
Maschine. | 

ad 2. Ebenso nichtssagend ist das zweite Argument, daß die 
Grundstücke „von selbst“ einen Ertrag geben, während die Kapi- 
talien nur dann einen Nutzen abwerfen, wenn sie vom Menschen 
bewirtschaftet werden. Zunächst kann man von einem Ertrage, den 
die Grundstücke ‚von selbst“ abwerfen, nur bei Wäldern, und auch 
‚hier nur sehr bedingungsweise, sprechen, weil eine geregelte Wald- 
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wirtschaft (Abholzen, Wiederaufforsten, Überwachen der Wäl- 
der usw.) ohne entsprechende Arbeit nicht denkbar ist. Sodann darf 
ınan nicht übersehen, daß die landwirtschaftliche Arbeit, die aufge- 
wendet werden muß, wenn die Felder einen entsprechenden Ertrag 
geben sollen, nicht geringer ist als die Arbeit, die in irgendeiner 
Fabrik geleistet wird. Endlich ist es überhaupt nicht richtig, daß 
die Kapitalien unproduktiv daliegen und keinen Ertrag geben, wenn 
sie vom Menschen nicht bewirtschaftet werden. Die Herden des 
Viehzüchters oder Nomaden geben analog den Grundstücken „von 
selbst“ einen Ertrag an Milch, Wolle und jungen Tieren. 

ad 3. Am nichtssagendsten ist der dritte Umstand, daß die Ka- 
pitalien von Hause aus beweglich, die Grundstücke hingegen unbe- 
weglich sind. Mit dieser Unterscheidung soll ausgedrückt werden, 
daß die landwirtschaftliche Produktion vom Boden und vom Klima 
abhängig ist, während die gewerbliche Produktion „überall“ be- 
trieben werden kann, und auch diese Behauptung ist nur sehr be- 
digungsweise richtie. Ein bescheidenes Handwerk — etwa das 
Tischler- oder das Schuhmachergewerbe — kann allerdings so ziem- 
lich an jedem beliebigen Orte betrieben werden, man kann aber 
durchaus nicht behaupten, daß’ der Standort der Gewerbe von den 
örtlichen Voraussetzungen unabhängig sei. In sehr vielen Fällen 
ist der Standort einer Industrie von dem Vorkommen des Rohstoffes, 
noch häufiger aber von dem Vorkommen der Kraftquelle abhängig. 
Man versuche doch eine Wassermühle dort zu errichten, wo es kein 
fließendes Wasser gibt, oder eine Windmühle in einem engen Tale 
aufzustellen. Zur Zeit der Holzfeuerung waren die Glashütten, die 
ITochöfen, die Hammerwerke usw. in den Wäldern angesiedelt, zahl- 
reiche andere Industrien folgten den Wasserläufen im Gebirge, 
heute suchen sie vielleicht die Nähe von Kohlenlagern auf. Elek- 
trische Überlandzentralen können selbstverständlich nur dort ange- 
legt werden, wo genügende Wasserkräfte vorhanden sind. 

Der Streit, ob die Grundstücke zu den Kapitalien zu zählen oder 
ihnen gegenüberzustellen seien, wie er bis dahin geführt wurde, war 
ein Streit um leere Schulbesriffe. Ob das Ding „Grundstück“ oder 
„Kapital“ heißen, ob man „Grundrente‘“ oder „Kapitalzins“ sagen 
soll, das war die heiß umstrittene Frage, derenwegen der ganze 
Scharfsinn und die gesamte Schulweisheit aufgeboten wurde. Davon 
aber, daß es sich hierbei um den uralten Gegensatz von ländlichem 
Grundbesitz und städtischem Vermögen, von Landwirtschaft einer- 
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seits und Handel und Industrie andererseits handelt, das blieb un- 
erkannt. 

Die Frage nach der Stellung der Grundstücke gegenüber dem 
sog. Kapital muß ganz anders formuliert werden. _ Oben wurde ge- 
zeigt, daß das Vermögen einer isolierten Wirtschaft-— und was von 
der isolierten Wirtschaft gilt, gilt auch von der Volkswirtschaft als 
Ganzes — in zwei Gruppen zerfällt, in das Genußvermögen und in 
die Produktionsinstrumente, und daß selbstverständlich der wirt- 
schaftende Mensch bestrebt sein muß, seine Produktionsinstrumente 
kontinuierlich zu verbessern und zu vermehren. Betrachtet man die 
Sache von dieser Seite, d. h. stellt man sich auf den Standpunkt einer 
kommunistisch organisierten Volkswirtschaft, so gelangt man zu dem 
Resultate, daß der Grund und Boden zwar das wesentlichste Pro- 
duktionsinstrument ist, daß er sich aber wirtschaftlich in nichts von 
den sonstigen Produktionsinstrumenten (den sog. Kapitalien) unter- 
scheidet. Man muß bestrebt sein, unproduktive Flächen urbar zu 
machen, um neue Felder (Wiesen, Wälder) zu gewinnen, man muß 
es vermeiden, den Boden durch Raubbau zu deteriorieren, man muß 
vielmehr bestrebt sein, die Grundstücke durch entsprechende Bear- 
beitung (Düngung, Ent- bzw. Bewässerung u. dgl.) immer frucht- 
barer zu machen. Ä 

Betrachtet man andererseits die Sache vom Standpunkt der heu- 
tigen, auf der Grundlage des Privateigentums aufgebauten Gesell- 
schaft, so muß man auch wieder zugeben, daß der Unterschied, den 
die „Schule“ zwischen den Grundstücken und den sonstigen Kapi- 
talien machen zu sollen glaubte, nicht existiert, weil alle vermeint- 
lichen Besonderheiten, die der Bankier Rieardo an den Grund- 
stücken entdeckt zu haben wähnte (der ungleiche Ertrag, das sog. 
Gesetz vom abnehmenden Bodenertrag), sich genau in der nämlichen 
Weise bei den verschiedenen Kapitalien wiederfinden. (Die Lehre 
von der Grundrente und vom Kapitalsertrag soll an späterer Stelle, 
im V. Kapitel, „„Die Lehre vom Einkommen und seiner Verteilung“, 
dargestellt werden. ) 

Erst wenn man sich auf einen höheren Standpunkt stellt und 
davon ausgeht, daß Grundbesitz und Kapitalbesitz den Gegensatz 
von Land und Stadt, von Landwirtschaft einerseits und Industrie 
und Handel andererseits repräsentieren, treten zwei Unterschiede 
hervor. Beide wurden aber erst im letzten Drittel des vorigen Jahr- 
hunderts erkannt, bis dahin kam man über den.öden Schulstreit, ob 


a 
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die Grundstücke den Kapitalien zuzuzählen seien oder nicht, nicht 
hinaus. | | } 

Der eine dieser beiden Unterschiede ist darauf zurückzuführen, 
daß die Menge der Grundstücke im Lande eine gegebene ist und 
(wenn man von einem sehr engen Spielraum absieht) weder ver- 
mehrt noch vermindert werden kann, während die Menge der Kapi- 
talien nach Bedarf (wie man zu sagen pflegt: „beliebig“) vergrößert 
oder verringert werden kann. Die Tatsache selbst war allerdings 
längst bekannt, die Konsequenzen aber, die sich aus derselben er- 
geben, traten anfänglich nicht scharf hervor. Erst als im letzten 
Drittel des vorigen Jahrhunderts das billigere überseeische Getreide 
den Preis des europäischen Getreides zu drücken begann, da däm- 
merte die Erkenntnis auf, daß ein längeres Sinken — und umgekehrt 
auch ein längeres Steigen — des Preises ganz anders auf die Lage 
der Grundbesitzer zurückwirkt, als die analoge Erscheinung auf die 
Lage der industriellen Unternehmer. (Weiter unten im V. Kapitel 
soll dieser Unterschied eingehender dargelegt werden.) | 

Der zweite Unterschied tritt dort zutage, wo das Vermögen als 
Herrschaftsmittel in Frage kommt. Der Grundbesitz erzeugt den 
Feudalismus, der Besitz des beweglichen Vermögens führt zum Ra- 
pitalismus. (Auch hiervon später. ) 

(Gegenüber der im vorstehenden dargelegten Auffassung des Ka- 
pitalbegriffes (Kapital = das dem Erwerb bzw. der Güterproduktion 
dienende Vermögen), an der die zünftige Wissenschaft immer fest- 
zuhalten erklärte — freilich ohne daß ihr dies immer gelungen 
wäre —, bleibt, wie oben wiederholt bemerkt wurde, der Spraeh- 
gebrauch des täglichen Lebens unentwegt dabei, daß unter Kapital 
nur die verzinsliche Geldforderung oder doch irgendwie das Geld zu 
verstehen sei. Diesen unüberbrückbaren Widerspruch glauben in 
der jüngsten Zeit zwei Schriftsteller dadurch aus der Welt zu schaf- 
fen, daß sie den Kapitalsbegriff des gewöhnlichen Lebens von der 
Wissenschaft akzeptiert wissen wollen. Beide haben die im täglichen 
Leben vorherrschende Auffassung des Kapitalsbegriffes in ganz 
prägnanter Weise in folgender Weise zusammengefaßt: 

RichardHildebrand sagt in seiner „Theorie des Geldes“ 
(1883) 8.76: | 


„Alles Kapital besteht... nur in bestimmten Wertbeträgen, 


den für Erwerbszwecke verfügbaren, respektiv bereits faktisch im 
Dienste bestimmter Erwerbszwecke stehenden Wertbeträgen, 





us) 
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gleichviel in welcher Gestalt sich diese Wertbeträge jeweilen oder 
momentan befinden mögen, nicht in bestimmten Wertobjekten.“ 

Und ähnlich sagt Karl Menger (,Zur Theorie des Kapitals“, 
‚Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. Neue Folge, 
Bd. 17, S. 39 des mir vorliegenden Separatabdruckes) : 

„Liegt das obige Verhältnis nun tatsächlich vor, tritt die tech- 
nische Natur der Güter, aus welchen das Vermögen der Erwerbs- 
wirtschaft besteht, in den Hintergrund, der Geldwert desselben 
in den Vordergrund unserer ökonomischen Betrachtung und un- 
seres ökonomischen Kalküls: so stellt sich uns das betreffende wer- 
bende Vermögen — was immer auch die technische Natur seiner 
Bestandteile sein mag — dann allerdings rechnungsmäßig als ein 
Geldbetrag, und zwar als ein solcher dar, welcher dem Zwecke der 
Einkommensbildung gewidmet ist.“ 

Mit anderen Worten: Richard Hildebrand und Karl 
Menger verlangen, daß man zu dem Turgotschen Kapitals- 
begriffe zurückkehren soll, nur mit dem Unterschiede, daß man bei 
dem Worte „Kapital“ weder an das wirkliche Geld oder die geschul- 
dete Geldsumme, noch an die tatsächlichen Erwerbs- oder Produk- 
tionsmittel (Maschinen, Werkzeuge, Stoffe u. dgl.), sondern ledig- 
lich an den Wertbetrag (Geldwert) desjenigen Vermögens denken 
söll, welches der Eigentümer zu Erwerbszwecken entweder tatsäch- 
lich verwendet oder doch verwenden könnte!). Dieser Kapitals- 
begriff hat allerdings den Vorteil, daß er den Widerspruch zwischen 
der nationalökonomischen Theorie und dem Sprachgebrauch des täg- 
lichen Lebens beseitigt, der sich auf Schritt und Tritt unangenehm 
bemerkbar macht. Andererseits ist aber der in Rede stehende Ka- 
pitalsbegriff ein rein privatwirtschaftlicher Begriff und besagt die 
Hildebrand-Mengersche Definition nicht, was unter Ka- 
pital im Sinne der Volkswirtschaft verstanden werden soll. 

In der jüngsten Zeit bricht sich — wie bereits oben erwähnt 
wurde — auch in der zünftigen Nationalökonomie der Gedanke 
Bahn, daß das Erwerbsvermögen, also das Kapital, ein Herrschafts- 


1) Schmeller, Grundriß der allgemeinen Volkswirtschaftslehre, II, Bd, 
Leipzig 1904, S. 180, akzeptiert diesen Kapitalsbegriff, indem er sagt: „Im ganzen 
scheint es mir richtig, wenn wir mit C. Menger zu dem Kapitalsbegriffe zurück« 
kehren, wie er im geschäftlichen Leben feststeht und durch keine theoretische 
Auseinandersetzung zu beseitigen ist, auch von allen Theoretikern, die andere 
Begriffe vom Kapital geben, doch immer wieder nebenbei gebraucht wird.“ 
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mittel ist. In der sozialistischen Literatur ist bekanntlich immer- 
fort vom „Kapitalismus“, von der „Herrschaft des Kapitals“, von 
dem „Druck, den das Kapital auf die Arbeiter ausübt‘, u. dgl. die 
Rede. Und bekanntlich haben die Begründer dieser Richtung 
(Rodbertus, Marx und Lassalle) den Satz aufgestellt, daß 
das Kapital ein „Ausbeutungsmittel“ sei, d. h. daß der Kapitalist 
unter der Herrschaft der heute geltenden Rechtsordnung die Macht 
habe, sich (in strenggenommen widerrechtlicher Weise) einen Teil 
von dem Ertrage der Arbeit anderer Personen (d. i. seiner Arbeiter 
oder seiner Schuldner) anzueignen. An einer derartigen Lehre 
konnte die zünftige Nationalökonomie auf die Dauer nicht still- 
schweigend vorübergehen, sie mußte schließlich auch den Begriff 
„Kapitalismus“ in den Kreis ihrer Erörterungen einbeziehen. 
Schäffle hat dies schon vor bald vierzig Jahren getan. In seinem 
(1870 erschienenen) Buche „Kapitalismus und Sozialismus“ sagt 
BFENCLIR: 

„Jeder Unternelimer, d. h. jeder selbständig auftretende Ka- 
pitalist hält ein Stück volkswirtschaftlichen Regiments dadurch 
in der Hand, daß er Händler in Arbeitsnutzungen und in Kapital- 
vermögensnutzungen ist.“ 

Und S. 117 sagt er: 

„Der Kapitalismus ist hiernach, im wahren Lichte a 
Handel in Arbeits- und Vermögensnutzungen.“ 

Und wiederholt spricht er davon, daß die kapitalistischen Unter- 
nehmer bestrebt sind, den höchstmöglichen Gewinn aus ihrem Unter- 
nehmen herauszuwirtschaften. | 

In der allerjüngsten Zeit sind drei Werke erschienen, die sich 
gleichfalls ex professo mit dem Kapitalismus beschäftigen. Es sind 
dies: Werner Sombarts „Der moderne Kapitalismus“ 
(2 Bände, Leipzig 1902), J. Wernickes „Kapitalismus und 
Mittelstandspolitik“ (Jena 1907) und G. Ruhlands „System 
der politischen Ökonomie (3 Bände, Berlin 1903, 1906 und 1908). 
Sombart (Bd.I, 8.195) definiert den Kapitalismus wie folgt: 

„Kapitalismus heißen wir eine Wirtschaftsweise, in der die 

spezifische Wirtschaftsform die kapitalistische Unternehmung ist. 
... Kapitalistische Unternehmung aber nenne ich diejenige Wirt- 
schaftsform, deren Zweck es ist, durch eine Summe von Vertrags- 
abschlüssen über geldwerte Leistungen und Gegenleistungen ein 
Sachvermögen zu verwerten, d. h. mit einem Aufschlag (Profit) 
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dem Eigentümer zu reproduzieren. Ein Sachvermögen, das soleher 
Art benutzt wird, heißt Kapital.“ 

Wernicke (8.85) sagt: 

„Ich würde daher den Kapitalismus definieren als die Wirt- 
schaftsform, in der — im Gegensatze zur reinen Nahrungswirt- 
schaft — die einzelnen Wirtschaftssubjekte mehr oder weniger zur 
Erwerbswirtschaft, d. h. zur möglichst günstigen Verwendung 
ihrer Kräfte und Mittel übergegangen sind.“ 

Ruhland endlieh sucht nachzuweisen, wie von den Juden und 
den alten Griechen angefangen bis auf die Gegenwart eine ganze 
Reihe von Kulturvölkern an dem Überwuchern des Kapitalismus zu- 
srunde gegangen sind. Er gibt keine präzise Definition des Kapi- 
talismus oder des Kapitals, sondern sagt nur (Bd. III, S. 334), daß 
„das Wesen der Kapitalismus in der vertragsmäßigen Aneignung 
von Mehrwert“ liege. Er versteht somit in vollster Übereinstim- 
mung mit Marx unter Kapital dasjenige Vermögen, welches von 
seinem Besitzer dazu benutzt wird, sich einen Teil von dem Arbeits- 
ertrage anderer Personen anzueignen. 

Eine Mittelstellung zwischen diesen mehr oder weniger sozial- 
stisch angehauchten Schriftstellern einerseits und Richard Hil- 
debrand sowie Karl Menger andererseits nimmt Schum- 
peter ein. Er sagt (Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung, 
Leipzig, 1912) S. 226: 

„Das Kapital ist nichts anderes als-der Hebel, der den Unter- 
nehmer in den Stand setzen soll, die konkreten Güter, die er 
braucht,“ (und zu diesen konkreten Gütern rechnet Schum- 
peter ausdrücklich auch die Arbeitsleistungen) „seiner Herr- 
schaft zu unterwerfen, nichts anderes als ein Mittel, der Produk- 
tion ihre neue Pace zu diktieren.“ 

Ferner S. 231: „Was also ist das Kapital, wenn es ee in Gü- 
tern bestimmter Br noch in Gütern überhaupt besteht?.... Es ist 
‚ein Fonds von Kaufkraft.“ 

Endlich S. 236: „Aus diesem Grunde werden wir das Kapital 
definieren als jene Summe von Geld und anderen Zahlungsmitteln, 
welche zur Überlassung an Unternehmer in jedem Zeitpunkte zur 
Verfügung stehen.“ 

Mit anderen Worten: Schumpeter versteht unter Kapital 
diejenige Summe von Geld oder anderen Zahlungsmitteln, die dem 
Unternehmer zur Verfügung stehen, um die Herrschaft über die 
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konkreten Güter und speziell auch über die Arbeitskräfte, die er 
braucht, zu erkaufen. Den Sprachgebrauch des täglichen Lebens, 
wonach der einzelne sein Landgut, sein Wohnhaus, seine Wohnungs- 
einrichtung, seine Sammlungen usw. als sein „Kapital“ bezeichnet, 
die Redensarten, daß in diesen oder jenen Dingen „ein Kapital 
steckt“, daß man das Kapital aus dieser oder jener Anlage oder Ver- 
wendung „herauszieht“ und dort „hineinsteckt“ u. del., will 

Schumpeter insofern gelten lassen, als man die fraglichen Ob- 

jekte verkaufen und das so gelöste Geld der betreffenden anderen 

Verwendung zuführen kann (8.230 u. 231). 

Schumpeter kommt — wie man sieht — der Gruppe Hıl- 
debrand-Menger sehr nahe und ist wie diese frei von jedem 
sozialistischen Nebengedanken. Er unterscheidet sich von beiden 
Autoren dadurch, daß er auch die durch Kredit geschaffenen Zah- 
lungsmittel (und zwar gleichgültig ob durch den Kredit des Unter- 
nehmers selbst oder durch den Kredit einer Bank oder sonst ge- 
schaffen) zum Kapital zählt (S. 232, 253, dann 345 ffl.). Schum- 
peter hat vielleicht noch präziser als Hildebrand und Men- 
ser dasjenige zum Ausdruck gebracht, was der Sprachgebrauch des 
täglichen Lebens unter ‚„‚Kapital“ verstanden wissen will. Anderer- 
seits kommt er den früher genannten mehr oder weniger sozialistisch 
schillernden Autoren (Schäffle Sombart, Wernicke, 
Ruhland), sowie den eigentlichen Sozialisten (Rodbertus, 
Marx, Lassalle) insofern nahe, als er das Kapital als ein Herr- 
schaftsmittel bezeichnet. | 

Die Entwicklungsstadien, die der Kapitalsbegriff in der national- 
ökonomischen Literatur bisher durchgemacht hat, sind — um es kurz 
zu wiederholen — die folgenden: 

1. Stadium: Kapital ist die verzinsliche Geldforderung, 

2. Stadium: Turgot. Unter Kapital ist nicht nur zu verstehen die 
verzinsliche Geldforderung, sondern jedes Vermögen oder jeder 
Gütervorrat, das bzw.. der seinem Eigentümer ein Einkommen 
abwirft. y: 

3. Stadium: Adam Smith und die nachfolgenden Schriftsteller. 
Man muß unterscheiden zwischen Kapital im Sinne der Privat- 
wirtschaft und Kapital im Sinne der Volkswirtschaft. Unter 
Kapital im Sinne der Privatwirtschaft ist. (wie Adolf 
Wagner den einheitlichen Gedanken aus den unzähligen 
Kapitaldefinitionen jener Zeit treffend heraushebt) zu verstehen 
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das Erwerbsvermögen, das dem Erwerb dienende Vermögen. 
Unter Kapital im Sinne der Volkswirtschaft sind zu verstehen 
die Produktionsmittel, d. i. diejenigen Güter, die tatsächlich 
zur Produktion neuer Güter verwendet werden. In jene Zeit 
fällt der Streit, ob die Grundstücke zu den Kapitalien zu rechnen 
sind oder nicht, bzw. ob das Erträgnis der Grundstücke als 
Kapitalsrente aufgefaßt werden darf, oder ob es nicht vielmehr 
als eine besondere Art des Einkommens, als „„Grundrente‘, an- 
zusehen ist. 

4.Stadium: Richard Hildebrand und Karl Menger. 
Teilweise Rückkehr zu Turgot und zum Sprachgebrauch des 
täglichen Lebens. Unter Kapital ist zu verstehen derjenige 
Teil des Vermögens, den der Eigentümer zu Erwerbszwecken 
tatsächlich verwendet oder doch verwenden könnte. 

5. Stadium: Eindringen des ursprünglich sozialistischen Gedankens: 
Kapital ist dasjenige Vermögen (und zwar in der heutigen 
Volkswirtschaft vorwiegend Geld), welches der Eigentümer ver- 
wendet, um sich in irgendeiner Weise die Herrschaft über die 
Arbeitsleistungen anderer Personen zu erkaufen, oder dasjenige 
Vermögen, das er in irgendeiner Weise benutzt, um aus fremden 
Arbeitsleistungen ein Einkommen zu beziehen. 

Aus diesen verschiedenen Kapitalsdefinitionen haben sich schließ- 
lich zwei Gedanken herauskristallisiert, die so ziemlich die heutige 
eommunis opinio über die in Rede stehende Frage repräsentieren. 
Die eine Anschauung geht dahin, daß unter Kapital im Sinne der 
Volkswirtschaft zu verstehen seien die Produktionsmittel (präziser 
ausgedrückt: die Produktionswerkzeuge), die andere, daß unter 
Kapital dasjenige Vermögen (Summe von Werten) zu verstehen 
sei, welches dazu dient (oder dienen könnte), die Herrschaft über 
Arbeitskräfte und Produktionsmittel (Werkzeuge und Stoffe) zu 
erlangen. Beide Anschauungen haben ihre Vertreter. 

Man spricht auch heute vom Nationalkapital und versteht 
darunter die Gesamtheit der in einem Volke vorhandenen Produk- 
tionswerkzeuge. Dieser Teil des Volksvermögens ist in der Tat die 
„eapitalis pars“, zwar nicht die ‚„capitalis pars debiti“, wie es im 
mittelalterlichen Latein lautete, aber die capitalis pars des Nationai- 
vermögens, die intakt erhalten und tunlichst vergrößert werden 
muß, wenn das Volk mit den zum Leben notwendigen Gütern (den 
Genußgütern) versorgt sein soll. Dieser Kapitalsbegriff hat seine 
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volle Bedeutung und Berechtigung zu allen Zeiten, in der grauesten 
Vorzeit wie im Mittelalter und in der Gegenwart und unter der 
Herrschaft jeder Eigentumsverfassung, in Utopien ebensogut wie 
im heutigen Staate. | 

Die andere Auffassung, die unter Kapital versteht dasjenige 
Vermögen (Summe von Werten), welches zur Erlangung der Herr- 
schaft über Arbeitskräfte und Produktionsmittel (Werkzeuge wie 
Arbeitsstoffe) dient oder doch dienen könnte, hat unstreitig für die 
Gegenwart ihre große Bedeutung, weil es unbedingt notwendig ist, 
die Menschen zum harmonischen Zusammenarbeiten zu verhalten. 
Aber es ist dies ein Kapitalsbegriff, der nur für die Gegenwart von 
Bedeutung ist, er existierte nicht im Mittelalter, weil dieses nur 
wenig Geld besaß und weil dort das Lehen die Aufgabe übernalım, 
die Menschen zusammenzufassen ; er hätte auch keine Bedeutung in 
Utopien, weil es dort kein Privateigentum und kein Geld gibt. 

Einteilungen des Kapitals Die gangbare Lehre 
pflegt das Kapital nach verschiedenen Gesichtspunkten einzuteilen. 

1. In stehendes und umlaufendes Kapital. Die Definition ist 
eine doppelte Adam Smith, der hier auf dem rein privatwirt- 
schaftlichen Standpunkte steht, legt den Nachdruck auf das Wort 
„umlaufend“ (gleich: „den Eigentümer wechselnd“) und nennt 
stehendes Kapital dasjenige, welches nur dann einen Gewinn ab- 
wirft, wenn der Eigentümer fortfährt, es zu benutzen; umlaufen- 
des Kapital dasjenige, welches (wie das Warenlager des Kaufmanns 
oder die Erzeugnisse des Gewerbetreibenden) erst dann einen 
Gewinn abwirft, wenn der Eigentümer es (mit Gewinn) veräußert. 
Die heute gangbare Lehre, die sich mehr auf den Standpunkt der 
Volkswirtschaft stellt, legt Gewicht auf den Umstand, ob das be- 
treffende Gut bei der Produktion seine Gestalt ändert oder nicht, 
und nennt umlaufendes Kapital dasjenige, das bei der Produktion 
seine Gestalt ändert und daher nur einmal bei der Produktion mit- 
wirken kann. 

2. Produktives und Gebrauchskapital — produktives und totes 
Kapital. Definiert man das Kapital als das dem Erwerb bzw. der 
Produktion dienende Vermögen, so ist der Ausdruck Gebrauchs- 
kapital und totes Kapital eine contradietio in terminis, denn das 
heißt: „‚ein dem Erwerb oder der Produktion dienendes Vermögen, 
welches aber doch nicht dem Erwerb bzw. der Produktion dient“, 
Beide Ausdrücke darf nur derjenige gebrauchen, der auf dem 
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Standpunkte der Hildebrand-Menger-Schumpeter- 
schen Definition steht, denn er will damit andeuten, daß die und 
die Objekte (etwa ein kostbarer Schmuck, eine luxuriöse Woh- 
nungseinrichtung o. dgl.) einen bedeutenden Vermögenswert reprä- 
sentieren, „der zu Erwerbszwecken verwendet werden könnte“, 
wenn man die fraglichen Objekte verkaufen und zu Geld machen 
würde. | 

3. Materielles und immaterielles Kapital. Von letzterem spricht 
man in einem’ doppelten Sinne. Man bezeichnet mitunter die 
Fähigkeiten eines Menschen als sein ‚„immaterielles Kapital“ und 
meint damit, daß der Betreffende aus seinen Kenntnissen und 
Fähigkeiten ein bedeutendes Einkommen bezieht, oder daß diese 
Eigenschaften den Mann befähigen, Hervorragendes zu leisten. 
Sodann bezeichnet man wertvolle Vermögensrechte oder Verhält- 
nisse (wie etwa ein einträgliches Erfindungspatent, den Besitz 
einer renommierten Firma o. dgl.) als ein „immaterielles Kapital“. 
Gegen beides ist vom Standpunkte der Privatwirtschaft nichts ein- 
zuwenden, da die fraglichen Eigenschaften, Rechte oder Verhält- 
nisse, für den Betreffenden in der Tat sehr wertvoll sein und einen 
bedeutenden Vermögenswert repräsentieren können. 


2. Die Mitwirkung des Kapitals bei der 
Produktion. 

Die gangbare Lehre pflegt von der „Mitwirkung des Kapitals bei 
der Produktion“ zu sprechen; gemeint ist aber darunter die Be- 
deutung des „Produktionswerkzeugs‘“ für die Güterproduktion und 
damit für die Volkswirtschaft. In diesem Sinne ist denn auch die 
nachstehende Erörterung aufzufassen. 

Die Funktiondes Kapitals, d. h. also eigentlich des 
„Produktionswerkzeugs“, in der Volkswirtschaft. Die 
Elemente einer jeden Produktion sind Stoff und Kraft. Die Kraft 
ist entweder Menschen- oder Naturkraft; die Menschenkraft ist 
jedoch eine ziemlich begrenzte, und deshalb muß unser Bestreben 
darauf gerichtet sein, die Naturkraft in unseren Dienst zu zwingen. 
Mit der bloßen Naturkraft an sich ist nämlich in den meisten 
Fällen nichts anzufangen; mit der Schwerkraft an sich kann man 
nicht eine einzige Haselnuß aufknacken. Soll also die Schwerkraft 
ihre Dienste leisten, so muß sie sozusagen erst eingefangen werden, 
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werkzeuges, im vorliegenden Beispiele also die Funktion des Steines, 
des Baumastes oder des Hammers, mit dem die Nuß aufgeschlagen 
wird. 

Damit tritt aber sofort das „wirtschaftliche Prinzip“ in den 
Vordergrund. Das „Einfangen‘“ der Naturkraft, d.h. die Iler- 
stellung des Werkzeuges (das Wort hier im weitesten Sinne, also 
mit Einschluß der Gerätschaften, Apparate, Vorrichtungen u. dgl. 
genommen), kostet immerhin Zeit und Arbeit, oder es bedeutet — 
wie man auch zu sagen pflegt — einen „Produktionsumweg“. Der 
durstende Wanderer auf der Landstraße, der in einiger Entfernung 
vom Wege einen frischen Quell erblickt, wird nicht entfernt an 
einen sog. „Produktionsumweg“ denken, sondern, ohne viel zu über- 
legen, die Straße verlassen, zu der Quelle gehen und dort unmittel- 
bar seinen Durst stillen. Es wird ıhm aber nicht einfallen, einen 
Graben zu ziehen oder eine Wasserleitung herzustellen, um auf 
diese Weise das Wasser von der Quelle bis zur Straße zu leiten. 
Handelt es sich darum, ein Gehöft dauernd zu versorgen, so wird es 
sich vielleicht schon verlohnen, einen kleinen Graben von der Quelle 
bis zum Hause zu ziehen oder das Wasser in Holzrinnen bis zum 
Hause zu leiten. Die Bewohner des Hauses werden nun den Vor- 
teil haben, daß sıe das Wasser nicht mehr in Eimern holen müssen 
und daß sie eine viel größere Wassermenge zur Verfügung haben; 
aber vorher mußten Erdhauen und Schaufeln hergestellt und mußte 
der Graben gezogen werden, oder sie mußten Bäume fällen und die 
Rinnen anfertigen. 

Handelt es sich um die Wasserversorgung einer großen Stadt, so 
muß ein großes Pumpwerk aufgestellt werden, es müssen die Ma- 
schinen geschaffen werden; um aber die Maschinen zu erzeugen, 
muß man vorher eine Maschinenfabrik mit den erforderlichen Werk- 
zeugmaschinen haben usw. Auf diese Weise erzielt man zwar einen 
immer größeren Effekt, aber der „Produktionsumweg‘ wird auch 
immer viel größer, und damit entsteht selbstverständlich die Frage, 
ob man überhaupt die Mittel hat, jenen Produktionsumweg zu 
machen, und sodann, ob es sich verlohnt, diesen „Umweg“ zu machen. 
Der Umweg kostet nämlich, wie schon gesagt, Arbeit und Zeit; maa 
muß sich daher vorerst darüber klar werden, ob man über die nötigen 
Arbeitskräfte verfügt und ob man über die erforderliche Zeit hin- 
wegkommen kann. Der vorhin erwähnte Wanderer würde wahr- 
scheinlich verdursten, wenn er — um zu trinken — vorerst eine 
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regelrechte Wasserleitung herstellen wolltee Sodann muß man sich 
darüber klar werden, ob der Erfolg auch des Opfers wert ist. In 
einer großen Stadt z. B. verlohnt es sich, eine unterirdische pneu- 
matische Rohrpost anzulegen oder eine Untergrundbahn zu hauen; 

in einem kleinen Dorf wäre dies die lächerlichste Verschwendung. 

Die Funktion des Kapitals, d.h. also eigentli>h des 
„Erwerbsvermögens“ in der Privatwirtschaft, 
Sollen in der Privatwirtschaft Güter zu Erwerbszwecken hergestellt 
werden, so müssen selbstverständlich zunächst Stoffe und Werkzeuge 
vorhanden sein. Damit ist aber die Sache nicht abgetan, denn bis 
die betreffenden rohen Stoffe zu fertigen Genußgütern verarbeitet 
sind und verkauft wurden, muß notwendig einige Zeit vergehen, und 
bis dahin wollen die in dieser Wirtschaft beschäftigten Personen 
doch leben. Der Unternehmer, der eine Unternehmung ins Leben 
ruft, muß demgemäß sein sog. Geschäftskapital, d. ı. also diejenige 
Summe, die er zur Begründung und zum Betriebe seines Geschäftes 
verwenden will, in drei Teile teilen. Den einen Teil wird er ver- 
wenden, um eventuell das Fabrikgebäude, die Maschinen, Gerät- 
schaften usw., d. i. also die stehenden Werkvorriehtungen oder die 
eigentlichen Produktionswerkzeuge, anzuschaffen. Für den zweiten 
Teil seines Geldes wird er die notwendigen Roh- und Hilfsstoffe 
erwerben. Den dritten Teil endlich wird er zurückbehalten, um 
davon seinen (und seiner Familie) Lebensunterhalt, die Lohn- 
zahlungen an seine Hilfsarbeiter und die sonstigen Regieauslagen 
bis zu dem Zeitpunkte zu bestreiten, da er seine ersten Produkte 
verkauft und also wieder Geld in die Hand bekommt. Man pflegt 
dies damit auszudrücken, daß „das Kapital als Werkzeug, als Stoft 
und als Unterhaltsmittel bei der Produktion mitwirkt‘“. 

Vom privatwirtschaftlichen Standpunkte ist gegen diese Ein- 
teilung nichts einzuwenden, weil der private Unternehmer in der 
angedeuteten Weise vorgeht und begreiflicherweise mit jedem dieser 
Teile seines Vermögens erwerben will. 

Die Bedeutungdes Kapitals, d.h. also diesmal wieder 
des „Produktionswerkzeugs“ für die Volkswirtschaft. Die Werk- 
zeuge sind — wie oben bemerkt wurde — Instrumente, um die 
Naturkräfte einzufangen und in den Dienst des Menschen zu stellen ; 
damit ist die Bedeutung des Kapitals für die Volkswirtschaft sozu- 
sagen in ein einziges Wort zusammengefaßt. Je mehr derartige 
Instrumente wir besitzen, um so größer ist unsere Macht, und um so 
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angenehmer können wir leben. Und aus diesem Grunde wurde an 
früherer Stelle gesagt, daß die Geschichte der Technik so ziemlich 
auch die Kulturgeschichte der Menschheit sei. 

Rechnet man die Vorräte an rohen Stoffen und an Unterhalts- 
mitteln gleichfalls zum Kapital im Sinne der Volkswirtschaft, so 
bedarf es keiner weiteren Auseinandersetzung, daß das ganze Volk 
um so ruhiger (unabhängiger von Elementarereignissen oder -zu- 
fällen) leben und produzieren kann, je größer diese Vorräte sind. 
Die bekannte Tatsache, daß z. B. Jägerstämme kontinnierlich zwi- 
schen Hunger und Völlerei hin- und herschwanken, ist lediglich 
dem Umstande zuzuschreiben, daß die Vorräte fehlen, welehe über 
die Zeit der Ebbe hinweghelfen sollen. 

Die Bedeutung des Kapitals, d. i. des Erwerbsvermögens für die 
Privatwirtschaft, ist eine analoge, es verbessert und sichert die 
Existenz des Betreffenden. Der Mann kann entweder selbst ein 
Geschäft betreiben und sein Vermögen zum Betriebe eben dieses 
Geschäftes verwenden, oder er kann sein Vermögen einem Zweiten 
zur Nutzung überlassen und hierfür einen Zins verlangen. In bei- 
den Fällen bezieht der Beire unde eine En aus seinem Ver- 
mögensbesitz. 


> 


8. Die Entstehung des Kapitals 


Über die Frage, wie die Kapitalien entstehen, ist seinerzeit in 
der nationalökonomischen Literatur viel gestritten worden. Der 
Streit hätte nie entstehen können, wenn der Kapitalsbegriff in der 
Wissenschaft ein feststehender wäre, oder wenn die betreffenden 
Herren an dem Kapitalsbegriffe, den sie selbst aufgestellt haben, 
etwas konsequenter festgehalten hätten. Da aber die beiden Begriffe: 
„Kapital = Produktionsmittel“ und „Kapital = Geld“ fortwährend 
durcheinandergeworfen werden, so kommen die krassesten Wider- 
sprüche zutage. Und doch ist die Sache unendlich einfach. Zwei 
Fragen waren es namentlich, die viel Druckerschwärze kosteten: 
erstens die Frage, ob der Kredit Kapital schaffe, und zweitens die 
Behauptung, daß die Kapitalien durch Ersparung gebildet werden. 

In beiden Fällen kommt es begreiflicherweise nur darauf an, 
was man unter Kapital versteht. Versteht man — wie dies die Ver- 
treter der sozialistischen Theorie tun — unter Kapital das effektive 
Geld, das der Kapitalist zur Löhnung seiner Arbeiter oder zur Ge- 
währung von Darlehen an seine Schuldner verwendet, so wird man 
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zugeben müssen, daß der Kredit Kreditgeld schafft, daß man die 
Arbeiter oder die Schuldner ebensogut mit Papiergeld ausbeuten 
bzw. bewuchern kann, wie mit Metallgeld, daß also der Kredit 
Kapital „schaffen“ kann. Wer hingegen bei dem Worte Kapital an 
die effektiven, dem Erwerb bzw. der Produktion dienenden Güter 
denkt, wird mit ebensoviel Recht darauf hinweisen dürfen, daß z. B. 
die Maschinen aus Eisen, aber nicht aus Kredit hergestellt werden. 

Ähnlich verhält es sich mit der Behauptung, daß Kapitalien 
durch Sparsamkeit gebildet werden. Definiert man das Kapital 
= Produktionsmittel, so ist es geradezu lächerlich, zu sagen, daß 
Kapitalien (wie dies die meisten Nationalökonomen lehren), 
„erspart“ werden, denn aus ‚Sparsamkeit‘ kann man selbstverständ- 
lich auch nicht einen einzigen Nagel anfertigen. Eine Maschine, 
eine Fabrik, eine Eisenbahn o. dgl. muß — wenn man sie haben 
will — „gebaut“ werden; „ersparen“ kann man eine Eisenbahn nie, 
auch wenn man bis zum jüngsten Tage und eventuell noch ein paar 
Jahre darüber hinaus sparen wollte. 

Teilweise anders stellt sich die Sache, wenn man bei dem Worte 
Kapital an das Geld denkt. Hier muß man unterscheiden zwischen 
demjenigen, der von seinen Renten lebt, und demjenigen, der nur 
aus seiner persönlichen Tätigkeit ein Einkommen bezieht. Stellen 
wir uns zunächst einen nicht arbeitenden Rentner vor, der jährlich 
ein Einkommen von so und so viel Tausenden bezieht. Der Mann 
könnte glänzend leben, wenn er sein ganzes Geld jährlich für seinen 
Haushalt verausgaben wollte. Der Mann tut dies jedoch nicht, er 
versagt sich so manches Vergnügen und trägt alljährlich einen Teil 
seiner Einkünfte zur Sparkasse. Wenn dieser Mann in der ange- 
deuteten Weise ein weiteres Vermögen ansammelt, so ist dieses 
Kapital tatsächlich durch „Esparung“ gebildet worden. (Ob es ihm 
schwer geworden ist, diese Sparsamkeit oder Enthaltsamkeit zu üben 
oder nicht, ist für den vorliegenden Fall gleichgültig.) 

Denken wir uns sodann einen anderen Mann (etwa einen viel- 
beschäftigten Arzt), der aus seiner Tätigkeit ein gleich großes Ein- 
kommen bezieht und das gleiche tut, wie der vorhin gedachte 
Rentner. Von diesem Manne kann man scheinbar sagen, ‚er war 
sparsam“, allein man kann — wie ich glaube — mit viel größerem 
Rechte von ihm sagen, er sei „fleißig‘“ gewesen und habe sein Kapital 
nicht durch „‚Sparsamkeit“ zusammengetragen, sondern durch seinen 
„Fleiß“, d.i. durch seine „Tätigkeit“, erworben. Der Mann hat, 
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sagen wir, am Vormittage durch seine ärztliche Praxis so viel ver- 
dient, als er für seinen Haushalt verbraucht, er hätte also am Nach- 
mittage ruhen können. Statt dessen hat er am Nachmittage nicht 
geruht, sondern weitergearbeitet, und das Resultat seines Fleißes 
ist das neu entstandene Kapital. 

Es wird ferner gelehrt, daß Kapitalien auch ohne Hinzutun des 
Betreffenden, durch die Gunst der Umstände entstehen. Daß Leute 
ohne jegliches Hinzutun durch die Gunst der Umstände, durch die 
Konjunktur reich, mitunter sozusagen über Nacht Millionäre wer- 
den, ist eine Erscheinung, die man tagtäglich beobachten kann. Wer 
also auf dem Hildebrand-Menger-Schumpeterschen 
Standpunkte steht und das Kapital definiert als einen Vermögens- 
wert, den der Eigentümer zu Erwerbs- oder Produktionszwecken 
verwendet oder doch verwenden könnte, darf mit vollem Rechte 
behaupten, daß Kapitalien anch in der angedeuteten Weise ent- 
stehen. | 

Die Frage, wie Kapitalien gebildet werden, ist aber noch in 
einem zweiten Sinne gestellt worden. Man hat nämlich die Frage 
aufgeworfen, auf welche Weise die einzelnen Güter zu Kapitals- 
eütern werden, ob sie schon von Hause aus Kapital sind, oder ob 
man jedes Gut zum Kapital machen kann. Die Antwort ist eine so 
überaus naheliegende, daß man nur darüber staunen kann, wie es 
überhaupt möglich war, die Frage auch nur aufzuwerfen. Stellt 
man sich zunächst auf den Standpunkt der Volkswirtschaft und ver- 
steht man unter Kapital diejenigen Güter, die in irgendeiner Weise 
zur Produktion neuer Güter „verwendet“ werden oder „dienen“, so 
ist es doch evident, daß bei dieser Definition das Schwergewicht auf 
die Worte „verwenden“ oder „dienen“ gelegt wird. Sind also die 
fraglichen Güter derart beschaffen, daß.sie (wie etwa ein Pflug oder 
irgendeine Maschine) nur der Produktion neuer Güter und keinem 
anderen Zwecke dienen können, so sind sie eben „von Hause“ aus 
Kapital, es wäre denn, daß man sie unbenutzt stehen und verfallen 
läßt. Kann aber das fragliche Gut verschiedenen Zwecken dienen, 
wie etwa ein Pferd, das man ebensowohl vor einen Lastwagen wie 
vor die Luxusequipage eines reichen Müßiggängers spannen kann, 
so unterliegt es auch wieder keinem Zweifel, daß dieses Gut je nach 
seiner Verwendung bald Kapital, bald Genußgut sein kann. 

Noch weniger zweifelhaft ist die Sache, wenn man sich auf den 
Standpunkt der Privatwirtschaft stellt und unter Kapital das dem 
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Erwerb dienende Vermögen versteht, weil sogar jedes Genußgut in 
der Hand seines Eigentümers zum Erwerbsmittel werden kann, und 
zwar kann es zum Erwerbsvermögen werden, wenn der Eigentümer 
‚mit Genußgütern Handel treibt (Zigarren oder Edelsteine in der 
Hand des Zigarren- bzw. Juwelenhändlers), oder wenn der Eigen- 
tümer die fraglichen Genußgüter (Wohnhäuser, Möbel, Masken- 
kostiime u. dgl.) gegen Zins vermietet, oder wenn er sie — falls es 
fungible Sachen sind — zu Darlehenszwecken verwendet (man kann 
z. B. einem Zweiten zwölf Flaschen Champagner leihweise unter der 
Bedingung überlassen, daß er seinerzeit dreizehn oder mehr Fla- 
schen zurückstellt). 

Überblickt man das Gesagte, so gelangt man notgedrungen zu 
dem Resultate, daß die gangbare Lehre vom Kapital, wie sie in den 
verschiedenen Lehrbüchern vorgetragen wird, weiter nichts ist als 
ein Wust von Unklarheiten und Widersprüchen ; Unklarheiten und 
Widersprüche, die nur darauf zurückzuführen sind, daß fast jeder 
Autor seine eigene Definition vom Kapital aufstellt und daß fast 
keiner an seiner eigenen Definition festhält. Der volkswirtschaft- 
liche und der privatwirtschaftliche Kapitalsbegriff werden nicht 
auseinander gehalten, sondern kontinuierlich verwechselt und durch- 
einander geworfen, und immerfort bricht unbewußt der Gedanke 
durch, daß doch nur das Geld das eigentliche Kapital sei; figürliche 
Redewendungen, wie: „das Geld wird zur Produktion verwendet“, 
werden für bare Münze genommen, und-Lehrmeinungen, wie die 
famose Sparsamkeitstheorie, die nur für das sog. Geldkapital Geltung 
beanspruchen kann, werden mit einer rührenden Naivität auf die 
konkreten Produktionsgüter angewendet, auf die sie passen wie die 
Faust aufs Auge. 

Von dieser Unklarheit und Verschwommenheit des Kapitals- 
begriffes weiß sich auch die sozialistische Theorie nicht freizuhalten. 
Den Anhängern dieser Lehre ist — wie erwähnt — das Kapital 
nichts anderes als ein Mittel, die Arbeiter auszubeuten. Und um 
‘ diese Ausbeutung unmöglich zu machen, soll „das gesamte Kapital 
bis auf die letzte Schlosserfeile hinunter“ in den Besitz der Gesamt- 
heit überführt werden. Der Satz enthält zwei wesentliche Unrichtig- 
keiten. Einmal werden hier dem Worte „Kapital“ je nach Bedarf 
zwei verschiedene Bedeutungen unterschoben. Vom Standpunkte 
der sozialistischen Theorie ist nämlich unter „Kapital“ das Geld zu 
verstehen, das der sog. „Kapitalist“ zur Löhnung seiner Arbeiter 
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verwendet. Und tatsächlich sagt auch Marx von seinem Stand- 
punkte ganz richtig (‚Das Kapital“, 2. Aufl., S.129): „Geld, das 
in seiner Bewegung diese letztere Zirkulation beschreibt (d.i. Ver- 
wandlung von Geld in Ware und Rückverwandlung von Ware in 
Geld), verwandelt sich in Kapital, wird Kapital und ist schon seiner 
Bestimmung nach Kapital.“ Denn nur mit seinem Gelde engagiert 


der Unternehmer die Arbeiter, zwingt sie unter seinen Willen und 


preßt aus ihnen den sog. Mehrwert heraus. Dieses Geld ist das Herr- 
schaftsmittel und nicht die Fabrik, selbst wenn diese letztere auch 
noch so vollkommen eingerichtet wäre. Mit der bloßen Fabrik ohne 
Geld wird der sog. Kapitalist — und wäre er noch so ausbeutungs- 
lustig — keinem Arbeiter auch nur ein Haar krümmen. Die Fabrik 
könnte nur dann ein Mittel zur Ausbeutung der Arbeiter, also ein 
Herrschaftsmittel werden, wenn der Eigentümer sie (analog wie 
der Feudalherr seine Grundstücke seinen Dienstmannen überläßt) 
an seine Arbeiter gegen Zins verpachten würde. Bekanntlich ist 
dies aber nicht der Fall. 

Hier also ist Kapital = Geld, und zwar das zur Löhnung der Ar- 
beiter verwendete Geld. Und weil dieses Kapital ein Ausbeutungs- 
mittel ist, so — und jetzt folgt ein salto mortale — so „soll das ge- 
samte Kapital bis auf die letzte Schlosserfeile hinunter“, d.h. also: 
sollen die sämtlichen Produktionsmittel in den Besitz der Gesamt- 
heit überführt werden. Während also früher Kapital = Geld war, 
ist es jetzt mit einem Schlage = Produktionsmittel, oder richtiger 
gesagt: „Produktionswerkzeug“. Ich will hier auf die Frage nicht 
weiter eingehen, ob es möglich sein wird, auch die Taschenmesser, 
die Scheren, die Nähnadeln und andere ähnliche Produktionswerk- 
zeuge zu verstaatlichen, d.h. den Bürgern den Besitz dieser Dinge 
zu verbieten, und annehmen, daß dies undurchführbar sei. Es wird 
also den Bürgern nur das Eigentum an Genußgütern gestattet sein. 

Wenn die Herren aber meinen, daß sie mit der Verstaatlichung 
der Produktionswerkzeuge dem Kapital die Giftzähne ausgebrochen 
haben, so beweisen sie damit — und das ist der zweite Fehler, den 
sie sich hier zuschulden kommen lassen —, daß auch in ihren Reihen 
dieselbe Unklarheit und Verschwommenheit des Kapitalsbegriffes 
zu finden ist, wie in den Kreisen der zünftigen Nationalökonomen. 
Denn der Begriff „Kapital“ umfaßt nicht nur die Produktionswerk- 
zeuge, sondern ebenso auch das Kapital im Sinne der Privatwirt- 
schaft, d. i. das Erwerbsvermögen. Die Verstaatlichung sämtlicher 
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Produktionswerkzeuge ‚bis auf die letzte Schlosserfeile hinunter“ 
wird also nicht hindern können, daß die einzelnen die ihnen ver- 
bleibenden Genußgüter zu Erwerbszwecken, d. i. also doch wieder 
als Kapital, benutzen. Es würde also im Sozialstaate das „Kapital“ 
sozusagen vorn offiziell zum Fenster hinausgeworfen, hinten aber 
aus allen Spalten und Ritzen wieder emporwuchern. 


4. Das Vermögen als Herrschaftsmittel. 
- (Feudalismus — Kapitalismus.) 


Im Eingange dieses Abschnittes (‚Begriff und Einteilung des 
Kapitals“) wurde darauf hingewiesen, daß seit jeher das Vermögen 
einer jeden Wirtschaft in zwei Grupen zerfällt. Die eine Gruppe 
umfaßt das sog. Genußvermögen, d. i. diejenigen Gebrauchs- und 
Verbrauchsgüter, die unmittelbar zur Befriedigung der Lebens- 
bedürfnisse dienen. Die zweite Gruppe umfaßt das sog. „Kapital- 
vermögen“, d. i. diejenigen Instrumente, die zur Herbeischaffung 
oder Herstellung (privatwirtschaftlich gesprochen: die zum „Er- 
werb“) neuer Güter dienen. Nur darf man, wenn von einer 
urzeitlichen Wirtschaft gesprochen wird — da es nationalökonomi- 
scheRobinsonsnie gegeben hat —, nicht an die Wirtschaft eines 
Individuums denken, sondern muß stets die Familie (Sippe, 
Stamm o. dgl.) vor Augen haben. Anfänglich vollzieht sich die 
Funktion speziell der Produktionsinstrumente im Kreise der be- 
treffenden Wirtschaft, und solange dies der Fall ist, nennt man eine 
solche Wirtschaft eine Nahrungswirtschaft, d. h. die betreffenden 
Personen sind zufrieden, wenn sie aus ihrem Vermögen so viel 
herauswirtschaften, als sie zum Leben brauchen. 

Allgemach lehrt die Erfahrung, daß man — wie auch schon 
oben angedeutet wurde — durch die Überlassung einzelner Ver- 
mögensteile an eine andere Wirtschaft sich die Arbeitskraft anderer 
Personen dienstbar machen kann, d. h. man beginnt zu erkennen, 
daß das Vermögen ein Herrschaftsmittel ist. Daß man viel besser 
leben kann, wenn man andere Personen mitarbeiten, oder gar für 
sich arbeiten läßt, war von altersher bekannt, und dieser Erwägung 
entsprang die Institution der Sklaverei. Als dann unter dem Ein- 
flusse der christlichen Lehre die Sklaverei abgeschafft wurde, da 
konnte man die Menschen nicht mehr durch rohe Gewalt einfach 
zwingen, die gewünschten Arbeiten zu verrichten. Wollte man also 
über die Dienste anderer Menschen verfügen, so blieb nichts anderes 
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übrig, als sie zu kaufen. Das bare Geld war aber im Mittelalter, 
speziell in seiner ersten Hälfte, überaus selten, der Reichtum bestand 
fast ausschließlich im großen Grundbesitz. Wollte also der große 
Grundherr sich die Dienste anderer Personen erkaufen, so konnte er 
diese nur mit Grund und Boden bezahlen. Andererseits aber durfte 
der Grundherr diese Grundstücke nicht definitiv aus der Hand 
geben, weil er sich sonst über kurz oder lang ganz ausgegeben hätte. 
Das Mittel, um über diese Schwierigkeit hinwegzukommen, war das 
Lehenwesen, d. i. die Spaltung des Eigentums in Ober- und Unter- 
oder Nutzungseigentum. Der Grundherr überließ seinem Vasallen 


das Nutzungseigentum, die dauernde Nutzung gewisser Grundstücke 


unter der Bedingung, daß der Vasall die gewünschten Dienste leiste. 
Der Grundherr behielt sich aber das Obereigentum am Lehengute 
vor und konnte kraft dessen dem Vasallen das Nutzungsrecht ent- 
ziehen, wenn dieser etwa vertragsbrüchig werden wollte. Auf diese 
Weise sicherte sich der Grundherr die dauernde Herrschaft über 
seine Vasallen und Dienstmannen. Ein Teil derselben mußte ihm 
Kriegsdienste leisten; ein Teil mußte ihm die Felder bestellen und 
die Lebensmittel liefern; ein Teil mußte die auf der Burg not- 
wendigen gewerblichen Arbeiten besorgen ; ein Teil mußte ihm Ge- 
sindedienste leisten. 

In der Stadt gab es anfänglich so gut wie keinen Reichtum. Die 
dort ansässigen Menschen waren Ackerbürger oder bescheidene 
Handwerker, die noch keine Erwerbs-, sondern lediglich eine Nah- 
rungswirtschaft trieben, d. h. die Leute bestellten ihre Felder oder 


betrieben ihr Handwerk (eventuell auch beides zugleich) und waren 


froh, wenn sie ihr bescheidenes Auskommen fanden. Als dann in 
der zweiten Hälfte des Mittelalters die Städte emporblühten und an 
günstig (d. h. zumeist an einer Wasserstraße) gelegenen Orten sich 
ein lebhafterer Handel entwickelte, begannen einzelne Kaufleute 
reich zu werden und eine Erwerbswirtschaft zu treiben, d. h. sie 
waren bestrebt, ihren Geschäftsbetrieb stetig zu vergrößern und 
begannen, gelegentlich auch Geld gegen Zins auszuleihen. Damit 
begann allgemach auch in der Stadt das Vermögen zu einem Herr- 
schaftsmittel zu werden. Das Warenlager des Kaufmanns ist an 
sich noch kein Herrschaftsmittel. Das Warenlager ist da, um ver- 
kauft zu werden; es kann eventuell seinem Figentümer einen 
schönen Gewinn abwerfen, aber mit allen seinen Waren wird der 
Kaufmann seine Kunden nie „beherrschen“, d. h. er wird sie (wenn 
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er nicht direkt Warenwucher betreibt) nie in ein dauerndes Ab- 
hängigkeitsverhältnis zu seiner Person zu bringen vermögen. Das 
Herrschaftsverhältnis des Vermögensbesitzers beginnt erst mit dem 
(auf längere Zeit gewährten) Gelddarlehen, denn der Schuldner 
muß zinsen, d.h. er muß arbeiten und einen Teil seines Arbeitsver- 
dienstes unter dem Titel der Schuldzinsen seinem Gläubiger ab- 
liefern. Indes ist auch dieses Verhältnis nur sehr cum grano salis 
als ein „Abhängigkeitsverhältnis“ aufzufassen, weil dem Gläubiger 
— wenn der Schuldner seine Zinsen pünktlich zahlt — weiter gar 
keine Macht über den letzteren zusteht. 

Zu seinem eigentlichen Herrschaftsmittel wurde das städtische 
Vermögen (der sog. Mobiliarbesitz im Gegensatze zum ländlichen 
Grundbesitz) erst mit dem Aufkommen der Großindustrie, der sog. 
Manufakturen, im Laufe der neuen Zeit. Der Großindustrielle will 
durch den Betrieb seines Unternehmens sein Vermögen vergrößern. 
-/u diesem Behufe engagiert er Arbeiter, er gibt ihnen die erforder- 
lichen Stoffe und Werkzeuge in die Hand und läßt durch sie nach 
seinen Anordnungen die gewünschten Güter herstellen. Jetzt erst 
ist das eigentliche Herrschafts- bzw. Abhängigkeitsverhältnis her- 
gestellt. Der Unternehmer ist der Herr, die Arbeiter sind seine 
Untergebenen, und das Mittel zur Herstellung und Erhaltung dieses 
Herrschaftsverhältnisses ist das bare Geld, der Lohn, den der Unter- 
nehmer seinen Bediensteten immer nur dann zahlt, wenn sie sich 
seinen Anordnungen fügen. 

Die auf dem Grundbesitz (dem Lehen) fußende Herrschaft be- 
zeichnet man als Feudalismus, für die auf dem Geldbesitz beruhende 
Herrschaft hat sich in der jüngsten Zeit die Bezeichnung Kapitalis- 
mus eingebürgert. Ein Herrschaftsverhältnis liegt in beiden Fällen 
vor, im einzelnen jedoch sind Feudalismus und Kapitalismus bis zu 
einem gewissen Grade voneinander verschieden. 

1. Der feudale Grundherr wird zwar wahrscheinlich wie die 
meisten Menschen den Wunsch hegen, seinen Besitz zu vergrößern, 
aber da die Menge der Grundstücke im Lande eine fest gegebene ist, 
so muß jedes Bestreben des einen, seinen Grundbesitz auszudehnen, 
sehr bald auf den Widerstand der anderen Grundbesitzer stoßen. Es 
sind also den Expansionsgelüsten der einzelnen Grundbesitzer ziem- 
lich enge Schranken gezogen. Mit anderen Worten, die Wirtschaft 
des feudalen Grundherrn (gemeint ist nicht der moderne Guts- 
besitzer, der heute auch seine Landwirtschaft „kapitalistisch“ be- 
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treiben und aus dem Erträgnisse seiner Landgüter Fabriken er- 
richten oder Wertpapiere kaufen kann, sondern der mittelalterliche 
Feudalherr) ist demgemäß keine Erwerbs-, sondern eine Nahrungs- 
wirtschaft, wenn auch eine Nahrungswirtschaft im großen Stil. Der 
mittelalterliche Feudalherr mochte eventuell seine Bauern auf das 
Unmenschlichste bedrücken und aussaugen, aber sein letztes Ziel 
konnte doch nur darauf gerichtet sein, en grand seigneur zu leben. 
Wenn ihm also seine Untergebenen alles, was er in seiner luxuriösen 
Haushaltung für sich und seinen Hofstaat brauchte (Lebensmittel, 
kostbare Gewänder, Waffen, Schmuck, Pferde usw.), in natura her- 
stellten oder lieferten, so mußte er zufrieden sein, denn mehr konnte 
er auch beim besten Willen aus seinen Vasallen und Hintersassen 
nicht herauspressen. Dementgegen hat der kapitalistische Industrie- 
baron die (scheinbare) Möglichkeit, seinen Reichtum ins Unge- 
messene zu vergrößern, denn er kann jedes Jahr seine überschüssigen 
Einnahmen dazu verwenden, um immer neue kapitalistische Unter- 
nehmungen ins Leben zu rufen. Sein Streben nach Reichtum ist 
daher ein unbegrenztes. 
2. Will der feudale Grundherr sich in seiner Herrenstellung er- 
halten, d. h. will er seine Vasallen und Hintersassen dauernd be- 
herrschen, so darf er selbstverständlich das Eigentum an seinen 
Grundstücken nicht aufgeben. Anders dagegen der kapitalistische 
Unternehmer. Sein eigentliches Herrschaftsmittel, mit dem er sich 
die Unterwerfung der Arbeiter unter seinen Willen erkauft, ist das 
bare Geld, das er zur Lohnzahlung an seine Bediensteten verwendet. 
Sein Etablissement mag einen noch so hohen Wert repräsentieren, 
seine Maschinen mögen noch so vollkommen, seine Vorräte an Roh- 
und Hilfsstoffen mögen noch so groß und reichhaltig sein, so sind 
alle diese Dinge doch keine eigentlichen „Herrschaftsmittel“, denn 
mit ihnen zwingt er niemanden unter seinen Willen, das tut nur das 
Geld, mit dem er seine Leute bezahlt. Verwendet er aber sein Geld 
zur Lohnzahlung, dann hat er es nicht mehr. Will also der kapita- 
listische Unternehmer sich in seiner Herrenstellung erhalten, so 
muß er seinen ganzen Wirtschaftsbetrieb darauf einrichten, daß das 
Geld, welches er immer wieder zur Bezahlung seiner Leute verwen- 
den muß, ihm auch immer wieder (und zwar mit Gewinn) zurück- 
kehrt, und dies kann nur geschehen, wenn er die Güter, die er yon 
seinen Angestellten produzieren läßt, regelmäßig verkauft. 
Während also der mittelalterliche Feudalherr zufrieden sein 
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mußte, wenn ihm seine Untergebenen die Güter, die er in seinem 
Haushalte brauchte, direkt produzierten oder in natura lieferten, 
geht das Bestreben des kapitalistischen Unternehmers notwendig 
dahin, Geld, und zwar möglichst viel Geld in seinem Betriebe zu 
erwirtschaften. Denn das Wesen des Kapitalismus besteht immer 
darin, mit Geld neues, und zwar mehr Geld zu erwerben. 

Unter einem „kapitalistischen Betriebe‘ versteht man einen ge- 
werblichen Betrieb, bei dem der Unternehmer (ein sog. Kapitalist) 
die betreffenden Arbeiter in seinen Sold nimmt und durch sie die 
gewünschten gewerblichen Arbeiten nach seinem Plane ausführen 
läßt. Dabei ist es gar nicht notwendig, sofort an ein großes indu- 
strielles Unternehmen mit weitläufigen Gebäuden und zahlreichen 
kostspieligen Maschinen zu denken. Auch reine Handwerksbetriebe, 
z. B. das Zimmermalergewerbe, können (wie Sombart in seinem 
„Kapitalismus“ anführt) kapitalistisch betrieben werden. Der 
Grund, daß derartige Betriebe prosperieren, liegt darin, daß der 
Unternehmer, der als vermögender Mann der sozialen Schichte seiner 
Kunden angehört, deren Geschmacksrichtung besser kennt als die 
bescheidenen Arbeiter, welche die mechanischen Arbeiten verrichten. 
Vielleicht ist der Mann auch in der Lage, einen Künstler (Maler, 
Architekt, Bildhauer) zu gewinnen, der ihm künstlerische Vorlagen 
für die auszuführenden Arbeiten liefert. 

Das Aufkommen und der Bestand großer kapitalistischer Be- 
triebe ist begreiflicherweise für die gesamte Volkswirtschaft keine 
-gleichgültige Erscheinung, weil dadurch die Interessen von Tau- 
senden von Personen wesentlich tangiert werden. Schon das Auf- 
kommen eines Großbetriebes ist keine gleichgültige Sache, weil in 
der Regel zahlreiche kleine Unternehmungen durch die großen zu- 
srunde gerichtet werden. Hier darf man tatsächlich bis zu einem 
gewissen Grade sagen, daß der Kleinere jedesmal durch den Grö- 
ßeren, also der Handwerker durch die kleine Fabrik, die kleine 
Fabrik durch die größere, diese durch die ganz große Fabrik und 
diese wieder durch den Trust zugrunde gerichtet und verschlungen 
wird. Marx hat bekanntlich auf diese Tatsache seine Verelendungs- 
theorie aufgebaut und die Erwartung ausgesprochen, daß, wenn die 
unzähligen heutigen größeren und kleineren Unternehmer durch 
die künftigen Riesenbetriebe zugrunde gerichtet und ins Proletariat 
hinabgesunken sein werden, die ganze nur aus Proletariern be- 
stehende Masse der Bevölkerung einigen wenigen Multi-Milliardären 
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gegenüberstehen und es nun ein Leichtes sein wird, diese wenigen 
Groß-Expropriateure ihrerseits zu expropriieren und den gesamten 
Kapitalbesitz in die Hände der arbeitenden Gesamtheit zu über- 
führen. ae 

Die Marx sche Verelendungstheorie hat sich — was auch heute 
schon von mehreren seiner Anhänger zugegeben wird — als ein Irr- 
tum erwiesen, denn es zeigt sich, daß in den zahlreichen besser situ- 
ierten Angestellten der großen Unternehmungen ein neuer Mittel- 
stand emporwächst. Sodann darf man nicht übersehen, daß durch 
das Aufkommen eines Großbetriebes — man denke nur an den 
kolossalen Aufschwung, den das Frächter- und das Fremdenbeherber- 
gungsgewerbe infolge des Aufkommens der Eisenbahnen genommen 
hat — gerade umgekehrt eine ganze Reihe größerer und kleinerer 
Betriebe ins Leben gerufen wird. Aber immerhin muß zugegeben 
werden, daß durch das Aufkommen der Großbetriebe — wenn auch 
vielleicht nur vorübergehend — zahlreiche kleinere Existenzen ver- 
niehtet werden. i 

Sodann verleiht der große Vermögensbesitz seinem Eigentümer 
eine ganz kolossale politische und wirtschaftliche Macht. In ersterer 
Beziehung sei an die nordamerikanischen Trusts erinnert, denen die 
Staatsgewalt fast machtlos gegenübersteht. Nicht geringer aber sind 
die Gefahren, die der Gesamtheit aus dem großen Vermögensbesitz 
auf dem wirtschaftlichen Gebiete erwachsen. Sie sind eine notwen- 
dige Konsequenz der bisherigen Auffassung der Dinge. Nach der 
heute noch in weiten Kreisen herrschenden Anschauung und der bis 
vor kurzem geltenden Rechtsordnung ist bzw. war der Betrieb einer 
Unternehmung eine rein private Angelegenheit des betreffenden 
‘Unternehmers, um die sich niemand zu bekümmern braucht und in 
die sich niemand einmischen darf. Der Unternehmer verwendet 
sein Vermögen zur Begründung und zum Betriebe eines Geschäftes, 
und da er Eigentümer und freier Herr seines Vermögens ist, so geht 
es niemanden etwas an, welches Geschäft und wie er dasselbe be- 
treibt. Speziell die Beschaffung der ihm notwendigen Arbeits- und 
Hilfskräfte galt als seine Privatangelegenheit, die niemanden inter- 
essiert, denn der Mann steht freien und unabhängigen Personen 
gegenüber, mit denen er die gewünschten Arbeits- und Dienstver- 
träge abschließt. Und diese freien und unabhängigen Personen 
werden schon selbst darauf bedacht sein, keine ihnen nachteiligen 
Verträge abzuschließen. Hieraus ergeben sich aber zwei recht be- 
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denkliche Konsequenzen, und zwar einerseits für die Volkswirtschaft 
des betreffenden Landes, und andererseits für die Arbeiter. 

Die Gefahr für die betreffende Volkswirtschaft besteht darin, 
daß der Unternehmer auch heute noch jeden beliebigen Betrieb 
(wenn dieser nicht direkt gemeinschädlich ist), also auch eine ver- 
fehlte oder eine ganz überflüssige Unternehmung ins Leben rufen 
darf. Ob das Unternehmen zur Deckung des Gesamtbedarfes not- 
wendig ist, ob durch dasselbe die bereits bestehenden gleichen Be- 
triebe geschädigt werden, ob das neue Unternehmen wünschenswert 
ist oder nicht, danach wird nicht gefragt. Man begnügt sich mit 
dem enken daß der Mann — wenn sein Unternehmen keine 
Be eberechtisung‘ hat — zugrunde gehen wird; das sei eben 
seine Sache. Dabei wird jedoch übersehen, daß die Schaffung eines 
verfehlten Unternehmens keine reine Privatangelegenheit des Be- 
treffenden ist, sondern gleichzeitig eine Schädigung der fraglichen 
Volkswirtschaft involviert, denn die Schaffung einer verfehlten 
Unternehmung repräsentiert eine Verschwendung von Gütern und 
Arbeitskräften, die in einer für die Gesamtheit nützlicheren Weise 
hätten verwendet werden können. Die ältere Gesetzgebung (vor 
der Einführung der schrankenlosen Gewerbefreiheit) suchte dieser 
Gefahr dadurch zu begegnen, daß sie die Begründung jeder neuen 
Unternehmung von einer speziellen Bewilligung der Staatsgewalt 
abhängig machte. Und bei den wenigen Gewerben, die konzessions- 
pflichtig geblieben sind, wird auch heute noch bei der Erteilung der 
Konzession die Frage erwogen, ob die Begründung der fraglichen 
Unternehmung wünschenswert ist oder nicht. Theoretisch ist der 
Gedanke unstreitig richtig — ein anderes nur ist die Frage, ob 
dureh den allgemeinen Konzessionszwang der Regierung nicht etwa 
eine nahezu unlösliche Aufgabe aufgebürdet wird. 

Die zweite bedenkliche Konsequenz betrifft die in dem Unter- 
nehmen beschäftigten Arbeiter, und diese Gefahr ist auch wieder 
eine doppelte. Die Gesetzgebung der sog. liberalen Ära stellte sich 
— wie eben erwähnt — auf den Standpunkt, daß die Beschaffung 
der notwendigen Arbeits- und Hilfskräfte eine private Angelegen- 
heit des Unternehmers sei, die niemanden weiter interessiere. Die 
Erfahrung lehrte aber bald, daß unter der Herrschaft dieser ‚‚Frei- 
heit“ die grauenhaftesten Zustände in den Fabriken (Hungerlöhne 
und die schamloseste Ausbeutung der Arbeitskräfte, insbesondere der 
Frauen und Kinder) zutage traten. Endlich brach sich die Über- 
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zeugung Bahn, daß man derartiges nicht länger anstehen lassen 
könne, und die Folge davon war die moderne Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, die — wie oben (S. 145) erwähnt — drei große Gebiete 
umfaßt. Die sog. Fabriksgesetzgebung, die das Ziel verfolgt, das 
Leben und die Gesundheit der Arbeiter zu schützen, die Arbeiter- 
versicherung, die den Arbeiter wirtschaftlich bessergestellt wissen 
will, und die Koalitionsgesetzgebung, die den Abschluß des sog. 
kollektiven Arbeitsvertrages ermöglichen soll. 

Die heutige Wirtschaftsverfassung hat aber noch eine zweite für 
die Arbeiter unangenehme Seite. Der Unternehmer ist, wie gesagt, 
privater Eigentümer und daher unumschränkter Herr und Gebieter 
seines Unternehmens; er steht seinen Bediensteten wie ein absoluter 
Monarch seinen „Untergebenen“ gegenüber. Demgemäß diktiert er 
einseitig die Bedingungen, unter denen er die Bediensteten in 
seinem Betriebe anstellt. Ja, noch mehr! Leitet er sein Unter- 


nehmen schlecht und geht er darüber zugrunde, so haben die Be-. 


diensteten, auch wenn sie es ganz klar und deutlich erkennen, keine 
Macht, dies zu hindern, und müssen sich offenen Auges ins Ver- 
dlerben reißen lassen. Die sog. öffentliche oder allgemeine Meinung 
berücksichtigt dies nicht, man betrachtet es sozugagen als ein gutes 
Recht des Unternehmers, sich durch sein unbedachtes Vorgehen zu- 
grunde zu richten, bedenkt aber nicht, daß die Bediensteten durch 
den Zusammenbruch des Unternehmens möglicherweise noch viel 
härter betroffen werden als der Eigentümer. In der jüngsten Zeit 
beginnt allerdings das öffentliche Gewissen sich auch nach dieser 
Richtung zu regen. In diversen Staaten schreibt die Fabrikgesetz- 
gebung vor, daß die sog. Fabrikordnung (die Verfügung des Unter- 
nehmers, wie sich die Arbeiter in seinem Betriebe zu verhalten 
haben, die Androhung der auf das Zuwiderhandeln festgesetzten 
Strafen u. del.) der Genehmigung durch die kompetente staatliche 
Behörde bedarf. Ein Ausfluß dieses Gedankens ist es ferner, wenn 
in einzelnen Staaten vor einigen Jahren die Absicht auftauchte, 
obligatorische Arbeiterausschüsse einzuführen, die ein beschränktes 
Recht haben sollten, in den betreffenden Betrieben bis zu einem ge- 
wissen Grade mitzuregieren. 

Das neue deutsche „Betriebsrätegesetz“ vom 11. Februar 1920 
sucht diesen Gedanken zu verwirklichen. Es verfügt im $ 1: „Zur 
Wahrnehmung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen der 
Arbeitnehmer (Arbeiter und Angestellten) dem Arbeitgeber gegen- 
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über und zur Unterstützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der 
Betriebszwecke sind in allen Betrieben, die in der Regel mindestens 
zwanzig Arbeitnehmer beschäftigen, Betriebsräte zu errichten.“ 
Im $ 66 wird sodann der Wirkungskreis des Betriebsrates näher 
umschrieben und ihm neben anderen Aufgaben speziell die Aufgabe 
zugewiesen, die Betriebsleitung durch Rat zu unterstützen, um da- 
durch mit ihr für einen möglichst hohen Stand und für die möglichste 
‚Wirtschaftlichkeit zu sorgen. — Den Betrieb vor Erschütterungen 
(infolge von Streitigkeiten mit den Angestellten) zu bewahren. — 
Beschwerden des Arbeiter- und Angestelltenrates entgegenzunehmen 
und auf ihre Abstellung in gemeinsamer Verhandlung mit dem Ar- 
beitgeber hinzuwirken. — Kurz, dem „konstitutionellen Prinzip“ 
wird nach jeder Richtung hin Rechnung getragen. Der $ 81 ver- 
fügt sodann ausdrücklich, daß die Einstellung eines Arbeiters in 
den Betrieb in keiner Weise von seiner politischen, konfessionellen 
oder gewerkschaftlichen Betätigung abhängig gemacht werden darf. 
Andererseits hat der Kapitalismus freilich auch seine Licht- 
seiten, und die wesentlichste derselben ist, daß er die Entstehung 
neuer Unternehmungen außerordentlich erleichtert und daß er über- 
dies den Unternehmer in sein Lebenselement versetzt, indem er ihm 
die absolute Bewegungsfreiheit sichert. Um dies klar zu erkennen, 
vergegenwärtige man sich, wie die Dinge in einem ganz kommuni- 
stischen Gemeinwesen, etwa in Utopien, liegen würden, und 
nehme an, daß die Regierung von Utopien die Bedeutung der Eisen- 
bahnen erkennt und den Wunsch hegt, Bahnen ım Lande bauen zu 
lassen. Durch die Herstellung der Bahn würde dem Volke eine 
riesige Mehrarbeit aufgebürdet, die Utopier sind aber ein glückliches 
Völkehen, sie brauchen nicht länger als sechs Stunden täglich zu 
arbeiten und führen dabei ein außerordentlich behagliches und zu- 
friedenes Dasein. Wenn daher die Utopier unter Berufung auf die 
bekannten Väter und Großväter, die von einer Eisenbahn nichts 
wußten und trotzdem glücklich und zufrieden waren, sich weigern, 
die Mehrarbeit auf sich zu nehmen und die Bahn zu bauen, so besitzt 
die Regierung absolut kein Mittel und keine Macht, ihren Plan zu 
verwirklichen, und der Bahnbau — so vorteilhaft er vielleicht für 
das Land auch wäre — muß unterbleiben. In der wirklichen Welt 
vollzieht sich der Fortschritt viel einfacher. Hat der Unternehmer 
das erforderliche Geld, so braucht er absolut niemanden zu fragen, 
er engagiert seine Hilfsarbeiter, die ihm, wenn er sie entsprechend 
* 13* 
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bezahlt, willig und blind gehorchen, und läßt durch sie die ge- 
wünschteAnlage herstellen. Und hat er das erforderliche Geld nicht, 
so findet er schließlich noeh immer verhältnismäßig leicht ein paar 
T.eute, die sich für seine Idee interessieren und sich an seinem Unter- 
nehmen als Gesellschafter beteiligen oder ihm die gewünschten 
Summen leihen. Daß sodann der Unternehmer als privater Eigen- 
tümer seines Unternehmens absolut frei ist, d. h. daß er niemandem 
Rechenschaft schuldig ist und sein Unternehmen leiten kann, wie 
er will, bedarf keines weiteren Beweises. 

Trotz aller seiner Schattenseiten und Härten (die übrigens bis 
zu einem gewissen Grade gemildert werden können) ist jedoch der 
Kapitalismus — wie übrigens auch Rodbertus zugibt — vor- 
läufig, solange eben die Menschen so sind, wie sie sind, unentbehr- 
lich, weil er heute das einzige Mittel ist, die Menschen zum Gehor- 
sam, d. i. zum harmonischen Zusammenarbeiten nach einem einheit- 
lichen Plane zu verhalten. Sollte es dereinst gelingen, die große 
Masse der Menschen kulturell so weit zu heben, daß sie die Notwen- 
digkeit des harmonischen Zusammenwirkens einsehen und dem- 
gemäß freiwillig gehorchen, so könnte die kapitalistische durch eine 
freie genossenschaftliche Produktion allerdings ersetzt werden. Tat- 
sächlich besitzen wir ja auch schon heute, wenn auch vorläufig nur 
erst in bescheidenem Maße, mehrfache Ansätze einer derartigen 
nicht kapitalistischen genossenschaftlichen Produktion. Und noch 
ein fernerer Umstand ist hier zu erwähnen. Es gibt heute bereits 
eine ganze Reihe von gewerblichen Unternehmungen in den Hän- 
den des Staates, der Provinzen, der Gemeinden und ähnlicher*öffent- 
lich-reehtlicher Körperschaften. Allerdings sind auch diese Unter- 
nehmungen im Prinzip auf „kapitalistischer“ Grundlage, d. i. auf 
dem Lohnsystem, aufgebaut, aber dieses „kapitalistische Prinzip“ 
verliert hier viel von seiner Schärfe und Härte, weil derartige Kör- 
perschaften (und es gilt zum guten Teile auch von den Aktiengesell- 
schaften) nicht in dem Maße, wie der Einzelunternehmer, von dem 
Streben der Plusmacherei erfüllt zu sein brauchen und daher eher 
in der Lage sind, ihren Bediensteten eine mehr beamtenartige Stel- 
lung zu geben. Mehr verlangen ja die Arbeiter nicht. 

v. Böhm-Bawerk, Artikel „Kapital“ im Handwörterbuch der Staatswissen- 
schaften. Daselbst auch Literaturnachweise. 


Kleinwächter, Die volkswirtschaftliche Produktion im allgemeinen im 
Schönbergschen Handbuch der politischen Ökonomie, 


2, Die Bedeutung der sog. Produktionsfaktoren ete. | 197 


Überdies in jedem Lehrbuch der Nationalökonomie das die Lehre vom Kapital 
behandelnde Kapitel. - 

vr. Böhm-Bawerk, Kapital und Kapitalzins, Bd. II (Positive Theorie des 
Kapitals). PrebrncE 1899. 

Ad. Wagner, Grundlegung, 1. Aufl., 14. u. 15. Abschn.; 3, Aufl., Bd. I, 88 128 fi. 

Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in derVolkswirtschaft, 3.37 ff. 

Rodbertus-Jagetzow, Das Kapital, herausgegeben nach dem Tode des 
Verfassers von Th. Kosak. Berlin 1884. 

Walter Jakoby, Der Streit um den Kapitalsbegriff, seine geschichtliche Ent- 
wicklung und Versuche zu seiner Lösung. Jena 1908. 

Werner Sombart, Der moderne Kapitalismus, 2 Bände, Leipzig 1902. 


D. Individualismus und Kollektivismus. 


Die Erfahrung lehrt, daß im praktischen Leben Individualismus 
und Kollektivismus parallel nebeneinander herlaufen, d. h. wir 
sehen, daß die Menschen, bald jeder für sich, bald gemeinschaftlich, 
für die Befriedigung ihrer Bedürfnisse vorsorgen. An die Wiıt- 
schaftslehre tritt somit die Aufgabe heran, nach den Gründen zu 
forschen, warum bald diese, bald jene Wirtschaftsform gewählt wird. 
Zu einer annähernd richtigen Beantwortung dieser Frage kann man 
jedoch nur gelangen, wenn mna sich vorher über die Natur der 
menschlichen Bedürfnisse klargeworden ist. 

Die Aufgabe scheint unlösbar zu sein, weil sich die menschlichen 
Bedürfnisse auf den ersten Blick als etwas ganz Unerfaßbares prä- 
sentieren. Jedes Bedürfnis ist nämlich — wie oben in der „Ein- 
leitung‘ gezeigt wurde — das Empfinden eines unbefriedigenden 
“Zustandes, der der Wunsch, daß diesem unbefriedigenden Zustande 
ein Ende bereitet werde.- Das Empfinden ist aber etwas absolut 
Subjektives, das sich jeder ziffernmäßigen Berechnung oder Fest- 
stellung entzieht. Wer kann angeben, ob ich beispielsweise eine 
Temperatur von 19° R als „kalt“ oder ‚warm‘ empfinde, wie 
stark diese meine Empfindung ist und ob ich demgemäß das Bedürf- 
nis empfinde, mich zu erwärmen, oder umgekehrt mich abzukühlen ? 
Zu dieser absoluten Subjektivität der Bedürfnisse kommt sodann als 
zweites hinzu, daß die Zahl und die Mannigfaltigkeit der Bedürf- 
nisse, die jeder von uns empfindet, eine geradezu unbegrenzte ist. 
Trotz dieser scheinbaren Unerfaßbarkeit ist es aber möglich, den 
Bedürfnissen beizukommen und sie für die Zwecke der Wirtschafts- 
wissenschaft zusammenzufassen. 

Zunächst ist es allerdings richtig, daß jedes Bedürfnis eine höchst 
subjektive Angelegenheit des Betreffenden ist, und daß jeder von 
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uns die verschiedenartigsten Bedürfnisse empfindet. Andererseits 
ist es aber ebenso richtig, daß wir Menschen — ungeachtet aller Ver- 
schiedenheit im einzelnen — bis zu einem gewissen Grade gleich- 
geartet sind und daß wir im großen ganzen unter den gleichen Ver- 
hältnissen leben. Es ist daher sehr erklärlich, daß die nämlichen 
Bedürfnisse, die der eine empfindet, auch bei anderen Menschen 
auftreten. Ja, man darf keck behaupten, daß jedes Bedürfnis, und 
wäre es noch so eigens geartet (wie etwa das Bedürfnis, Fahrkarten, 
Todesanzeigen, Visitenkarten, Spazierstöcke u. dgl. zu sammeln), 
wenn auch selbstverständlich nicht von allen, so doch von mehreren 
Personen empfunden wird. Auf diese Weise werden die Bedürf- 
nisse, die zunächst eine höchstpersönliche Angelegenheit des Betref- 
fenden sind, zu sozialen Erscheinungen, und darf man jedesmal dort, 
wo bei räumlich zusammenwohnenden Menschen Bedürfnisse auf- 
treten, die (wie man zu sagen pflegt) ‚von allen“ (d. i. von der 
großen Mehrheit 2 betreffenden) Menschen empfunden werden, 
von „gemeinsamen“ oder „Kollektivbedürfnissen‘ sprechen. 

Zum zweiten lassen sich die Bedürfnisse, so mannigfaltig und 
zahlreich sie auch sind, in ein System bringen. Ähnliches ist wieder- 
holt versucht worden. Verschiedene Schriftsteller waren bestrebt, 
die Bedürfnisse nach verschiedenen Gesichtspunkten einzuteilen 
und in Gruppen zu bringen. — Daß diese Versuche besonders ge- 
lungen seien, läßt sich allerdings auch beim besten Willen nicht be- 
haupten. Die betreffenden Autoren glaubten absolute und relative, 
höhere und niedrige, dringende und aufschiebbare, ständige und 
vorübergehende, positive und negative, unmittelbare und mittelbare 
Bedürfnisse usw. unterscheiden zu sollen. Daß man derartige Unter- 
scheidungen in beliebiger Anzahl aufstellen kann, soll nicht be- 
stritten werden, allein ebenso gewiß scheint es mir, daß mit der- 
artigen Unterscheidungen und Einteilungen, die sich an einzelne 
zufällige äußere Merkmale klammern und an dem eigentlichen 
Wesen der Sache vorübergehen, blutwenig gewonnen ist. Überdies 
repräsentieren die vorstehenden Unterscheidungen und Einteilungen 
kein System, d. h. sie geben kein Bild von den verschiedenen Grup- 
pen, in welche die Gesamtheit der Bedürfnisse, nach gewissen ein- 
heitlichen Gesichtspunkten geordnet, ne werden kann. Will 
man die unzähligen Bedürfnisse ne Menschen vom Standpunkte 
der Wirtschaftswissenschaft in ein System bringen, so muß man 
— wie ich glaube — einerseits von der Wirtschaft und andererseits 
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von der Natur des Menschen ausgehen. Was nun die Wirtschaft 
anbelangt, so führt jeder selbständige Mensch 'notgedrungen zwei 
Wirtschaften, eine Erwerbs- und eine Hauswirtschaft, und begreif- 
licherweise treten in jeder dieser Wirtschaften besondere Bedürf- 
nisse auf. Die menschliche Natur ist aber so geartet, daß uns die 
Befriedigung unserer — wenn ich so sagen darf — ‚„irdischen“ Be- 
dürfnisse nicht glücklich macht. Wir alle sind uns unserer Endlich- 
keit und Schwäche bewußt und aus diesem Grunde empfinden die 
Menschen das Bedürfnis, sich mit den sog. transszendentalen, d. i 
mit religiösen Fragen zu beschäftigen, und schließlich fühlt sich 
jeder Mensch als Angehöriger einer bestimmten Nation. Wir er- 
halten auf diese Weise vier große Gruppen, in welche so ae 
alle Bedürfnisse des Menschen sich einreihen lassen: 

die Gruppe der Bedürfnisse der Hauswirtschaft oder des privaten 

Lebens, 

die Gruppe der Bedürfnisse der Erwerbswirtschaft, 

die Gruppe der Kultusbedürfnisse und 

die Gruppe der nationalen Bedürfnisse. 

Allerdings muß man sich stets gegenwärtig halten, daß sich bei 
keiner begrifflichen Einteilung die Grenzen haarscharf ziehen lassen, 
weil das wirkliche Leben keine Schemen, sondern nur einzelne Er- 
scheinungen oder Individuen kennt, so daß wir bei allen Ein- 
teilungen und Gruppierungen jedesmal an einem Punkte anlangen, 
wo wir mit unserer Weisheit zu Ende und außerstande sind, anzu- 
geben, wo der eine unserer sorgfältig konstruierten Begriffe aufhört 
und der andere anfängt. Dies gilt denn auch hier, denn bei einer 
ganzen Reihe von Bedürfnissen — man denke nur an das Bedürfnis 
nach Rechtssicherheit, nach Kommunikationsmitteln, nach Schulen, 
nach Licht und Wasser usw. — kann man nicht sagen, daß sie just 
dieser Gruppe zuzuzählen Bi, weil sie eben in jede der vier Grup- 
pen gehören. 
Da aber — wie wir gesehen haben — die verschiedenen Bedürf- 

nisse nicht auf die einzelnen Individuen beschränkt bleiben, daß 
vielmehr jedes Bedürfnis mehreren Individuen gemeinsam ist, so 


gelangen wir 
zu den gemeinsamen Sauren der lern Haushal- 


tungen, en: 
zu den gemeinsamen Bedür der jedesmal & cher Erwerbs>- 


wirtschaften, 
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zu den gemeinsamen Bedürfnissen der verschiedenen Glaubens- 
genossenschaften und | 

zu den gemeinsamen Bedürfnissen der verschiedenen Conna- 
tionalen. 

Die vorstehende Gruppierung bedarf jedoch, sofern es sich um 
räumlich beisammenwohnende Menschen handelt, einer kleinen Mo- 
difikation. Es wurde eben hervorgehoben, daß sich eine scharfe 
Grenze zwischen den gedachten Gruppen von Bedürfnissen nicht 
ziehen läßt, weil eine ganze Reihe von Bedürfnissen jeder der vier 
Gruppen angehört, d. h. weil diese Bedürfnisse von jedem Menschen 
sowohl in seinem privaten Leben, als in seinem Berufsleben, als in 
seinem Glaubensleben und seinem nationalen Leben empfunden 
werden. Wo daher eine größere Anzahl von Menschen an einem 
Orte beisammenlebt, wird jedesmal eine ganze Reihe von Bedürf- 
nissen auftauchen, die nicht nur allen dort befindlichen Hauswirt- 
schaften, sondern gleichzeitig allen dortigen Erwerbswirtschaften, 
sowie den sämtlichen Glaubensgenossenschaften und den sämtlichen 
Nationalitäten im Orte gemeinsam sind. Wir dürfen somit an 
Stelle der vorstehenden richtiger die folgende Gruppierung der ge- 
meinsamen Bedürfnisse aufstellen: 

1. die gemeinsamen Bedürfnisse der örtlich beisammenwohnen- 

den Menschen, 

2. die (übrigbleibenden) gemeinsamen Bedürfnisse der jedesmal 

gleichen Berufsgenossen, 

3. die (übrigbleibenden) gemeinsamen Bedürfnisse der verschie- 

denen Glaubensgenossenschaften, 
4. die (übrigbleibenden) gemeinsamen Bedürfnisse der verschie- 
denen Nationalitäten. | 

Die vorstehende Einteilung der gemeinsamen Bedürfnisse ist 
aus dem Grunde von fundamentaler, ja man darf sagen von welt- 
historischer Bedeutung, weil auf ihr die gesamte Gruppenbildung 
der menschlichen Gesellschaft beruht. Der Mensch ist nach Ari- 
stoteles bekanntlich ein Zoon politikon, ein „Herdentier“ 
nennt ihn die moderne Naturwissenschaft, und Schäffle sagt, 
der Mensch sei von Natur aus darauf angewiesen, den Kampf ums 
Dasein „kollektiv“ zu führen. Das heißt, der einzelne Mensch 
in seiner Isolierung ist schwach und vermag nur wenig zu voll- 
bringen. Dieser seiner Schwäche ist sich der Mensch bewußt, und 
darum sucht er jedesmal, wenn es gilt, eine größere Schwierigkeit 
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zu besiegen, instinktiv Anlehnung an seinesgleichen, d. h. an solche 
Personen, welche den gleichen Wunsch, das gleiche Bedürfnis emp- 
finden, Tatsächlich sehen wir denn auch, daß allerorts die Menschen 
dureh die Gleichheit der Interessen zusammengeführt werden, und 
daß sie sich vereinigen, um mit vereinten Kräften für ihre gemein- 
samen Bedürfnisse vorzusorgen, In unzähligen Fällen ist diese Ver- 
einigung eine freiwillige, mitunter jedoch ist die Notwendigkeit, 
daß die Vereinigung die Gesamtheit der betreffenden Personen um- 
fasse, eine derart zwingende, daß die fraglichen Vereinigungen (wie 
etwa der Staat oder die Gemeinde) entweder seit jeher Zwangsver- 
einigungen waren, oder daß sie — wenn sie heute errichtet werden 
— von Gesetzes wegen zu Zwangsvereinigungen erklärt werden. 
Demgemäß besitzen wir denn auf allen vier Gebieten Zwangsver- 
einigungen, und zwar: 
die Zwangsgruppen der Glaubensgenossen, das sind die verschie- 
denen Kirchen; | 

die Zwangsgruppen der verschiedenen Nationalitäten. Allerdings 
besitzen wir heute noch kein fest ausgebildetes Nationalitäten- 
recht. Vielleicht wäre Österreich nicht in Trümmer ge- 
gangen, wenn es ein ordentliches Nationalitätenrecht besessen 
hätte; 

die Zwangsgruppen der den gleichen Beruf ausübenden Personen, 
das sind die verschiedenen, mit Korporationsrechten ausge- 
statteten Berufsgenossenschaften, wie etwa die früheren Zünfte 
und Gilden, die heutigen sog. „Gremien“, die Innungen, die 
diversen „Kammern“ u. dgl.; und 

die Zwangsgruppen der örtlich beisammenwohnenden Menschen, 
das sind die Ortsgemeinden, die Bezirke, die Kreise, die Pro- 
vinzen, die Staaten und eventuell die überstaatlichen Ver- 
bände, wie etwa der „Bund“, das „Reich“, die „Union“, die 
„Eidgenossenschaft“ u. dgl. 

In allen diesen Fällen bildet die Gemeinsamkeit gewisser Inter- 
essen (Bedürfnisse) das einigende Moment, und alle Konflikte und 
Kämpfe zwischen diesen verschiedenen Gruppen, alle Kriege sowie 
alle Umwälzungen im Innern der Staaten, die den Inhalt der sog. 
Weltgeschichte bilden, sind jedesmal darauf zurückzuführen, daß 
auf der einen Seite die Gemeinsamkeit gewisser Interessen erkannt 
(ob richtig oder fälschlich ist gleichgültig) und die zwangsweise 
Vereinigung angestrebt wurde, während die Gegenpartei — auf 
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‚anderen Interessen fußend — jene Gemeinsamkeit leugnete Und 
. nicht nur auf dem Gebiete der sog. äußeren Politik, auch im Innern 
der einzelnen Staaten war und ist jene Interessengemeinschaft und 
die auf ihr fußende soziale Gruppenbildung von welthistorischer 
Bedeutung. So war — um nur eines hervorzuheben — das germa- 
nische Mittelalter auf der berufsgenossenschaftlichen (ständischen) 
Gliederung der Gesellschaft aufgebaut. Der fürstliche Absolutismus 
des 17. und 18. Jahrhunderts zertrümmerte jene ‚„ständische‘“ Glie- 
derung und setzte die territoriale Gliederung der Bevölkerung 
(nach Provinzen, Kreisen, Bezirken, Gemeinden) an deren Stelle. 
Die Gegenwart endlich hat erkannt, daß beide Vorgänge einseitig 
waren und ist bestrebt, die berufsgenossenschaftliche Gliederung der 
territorialen als gleichberechtigten Faktor gegenüberzustellen. 

Soviel über die Bedürfnisse und die auf der Gemeinsamkeit der 
Bedürfnisse beruhende soziale Gruppenbildung, und nun zur Er- 
örterung der im Eingange dieses Abschnittes aufgestellten Frage, 
warum bald die individualwirtschaftliche, bald die gemeinwirt- 
schaftliche Fürsorge für unsere Bedürfnisse gewählt wird. 

In unserer heutigen Wirtschaftsordnung gilt bekanntlich der 
Grundsatz, daß zunächst jeder für die Befriedigung seiner Bedürf- 
nisse selbst zu sorgen hat, und in der Tat sehen wir, daß die Sorge 
gerade für diejenigen Bedürfnisse, welche, wie das Nahrungs-, das 
Kleidungs-, das Wohnungsbedürfnis, die dringendsten und allen 
Menschen ohne Ausnahme gemeinsam sind, jedem einzelnen über- 
lassen bleibt. 

Finden einzelne, daß sie irgendein Bedürfnis erfolgreicher 
(besser oder billiger) befriedigen können, wenn sie sich mit anderen 
gleichgesinnten Personen zu gemeinsamer Tätigkeit vereinigen wür- 
den, so steht es ihnen frei, sich zu vereinigen und sog. „freie Ge- 
meinwirtschaften“ zu bilden. Es ist dies das unendlich weite Gebiet 


der freien Vereinstätigkeit, der wir allerorts begegnen. Wir sehen. 


freie Vereinigungen der Glaubensgenossen dauernder oder vorüber- 
sehender Natur (etwa zur Veranstaltung irgendeiner gottesdienst- 
lichen Feier). Auf dem Gebiete des Erwerbslebens begegnen wir 
den verschiedenen freien Erwerbsgesellschaften; auf dem Gebiete 
der Hauswirtschaft (des privaten Lebens) den unzähligen Gesellig- 
keits- und sonstigen Vereinen. Auf dem Gebiete des nationalen 
Lebens finden sich die zahlreichen nationalen Vereinigungen. Über 
die Zweckmäßigkeit dieser freien Gemeinwirtschaften kann niemand 
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urteilen als die Beteiligten selbst. Gelangen die Betreffenden zu 
der Überzeugung, daß sie ihren Zweck nur oder doch erfolgreicher 
durch die Vereinigung erreichen können, so werden sie der Ver- 
einigung beitreten, im entgegengesetzten Falle werden sie derselben 
nicht beitreten bzw. ihren Austritt anmelden. 

In manchen Fällen ist jedoch von der isolierten Tätigkeit der 
einzelnen oder von freiwilligen Vereinigungen nichts zu erwarten 
und dann bleibt eben nichts anderes übrig als die zwangsweise Zu- 
sammenfassung der einzelnen. Dies ist der Fall: 1. Wenn gewisse 
Einrichtungen, die ihrer ganzen Natur nach weder von den ein- 
zelnen, noch von freien Vereinigungen hergestellt werden können, 
im Interesse der Gesamtheit geschaffen werden müssen. Man denke 
beispielsweise an die geregelte öffentliche Verwaltung, an eine ge- 
ordnete Justizpflege, an die Schaffung eines Münz-, Maß- und Ge- 
wichtssystems, an die Herstellung eines das ganze Land umspannen- 
den Straßennetzes usw. 2. Wenn der einzelne aus einer Veranstal- 
tung der übrigen Nutzen zieht, während eben diese anderen die 
Kosten tragen. Wer in einem Staate bzw. in einer Gemeinde lebt 
und aus den dort bestehenden Einrichtungen Vorteil zieht, wird 
zwangsweise verhalten, zu den Lasten beizusteuern; man kann den 
Staat oder die Gemeinde nicht auf die freiwilligen Beiträge der 
Bürger aufbauen. 3. Wenn das Zustandekommen eines notwendigen 


‘oder überwiegend nützlichen Werkes (beispielsweise eines Deiches) 


an dem Widerspruche eines einzigen scheitern könnte. Aus diesem 
Grunde sind allerorts die örtlich beisammenwohnenden Menschen 
(Gemeinde, Bezirk, Kreis, Provinz, Staat) und vielfach die Berufs- 
genossen in Zwangsgenossenschaften geeinigt, mitunter findet sich 
der Zwang auch bei wirtschaftlichen Vereinigungen, wie etwa bei 
Wasserbaugenossenschaften und ähnlichen Verbänden. Und jedes- 
mal muß dann die betreffende Vereinigung eine gemeinsame Wirt- 
schaft (eine „Zwangsgemeinwirtschaft“) führen. 

Sehr häufig können wir sodann beobachten, daß die Zwangsge- 
nossenschaften der örtlich beisammenwohnenden Menschen oder die 
Zwangsvereinigungen der Berufsgenossen sich nicht auf die ihnen 
eigentlich obliegenden Aufgaben beschränken, sondern ihre Wirt- 
schaftsführung auf andere Gebiete freiwillig ausdehnen. Freilich 


"herrscht nach dieser Richtung hin keine Übereinstimmung; in man- 


chen Staaten finden wir Staatsbahnen oder eine Staatsbank, in an- 
deren Staaten nicht, und ähnliches gilt von den Kommunen. Zahl- 
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reiche Städte besitzen ihr eigenes Gas- oder Elektrizitätswerk, eine 
städtische Sparkasse, eine städtische Trambahn u. dgl., während 
andere Städte nichts derartiges besitzen. 

Ein allgemeingültiges „Prinzip“ hierfür läßt sich nicht auf- 
stellen; man kann im allgemeinen nicht mehr sagen, als daß die Mo- 
tive für die zwangsgemeinwirtschaftliche Fürsorge für ein gemein- 
sames Bedürfnis — wie die Erfahrung lehrt — die nachstehenden 
zu sein pflegen: 

1. DieAllgemeinheitdesBedürfnisses. Die erste 
Voraussetzung der zwangsgemeinwirtschaftlichen Fürsorge ist selbst- 
verständlich die, daß es sich tatsächlich um ein weiten Kreisen ge- 
meinsames (und gleichzeitig ernstes) Bedürfnis handelt. Die Ge- 
meinde sorgt z. B. für die Straßenbeleuchtung oder für die Abfuhr 
der Abfallstoffe, weil hieran ziemlich jeder Bürger interessiert ist; 
die Gemeinde läßt eventuell auch Plätze für Jugendspiele her- 
richten, weil weite Kreise der Bevölkerung, nämlich die Eltern der 
die Schule besuchenden Kinder, ein lebhaftes Interesse daran haben, 
daß den Schulkindern die Gelegenheit geboten werde, sich in der 
freien Luft herumzutummeln. Die Gemeinde sorgt aber nicht für 
Lokalitäten etwa zum Schachspielen oder errichtet nicht Brief- 
markenbörsen, weil die betreffenden Bedürfnisse nicht ernst genug 
und nur auf engere Kreise beschränkt sind. 

2. Die Gefährdung des Publikums durch die 
einzelnen. In unserer heutigen Wirtschaft gilt es, wie gesagt, 
bis zu einem gewissen Grade als Regel, daß die Gesamtheit sich um 
die Befriedigung der Bedürfnisse ihrer Angehörigen nicht kümmert. 
Der Grund hierfür ist ein doppelter. Einmal wird angenommen, 
daß jeder erwachsene .arbeitsfähige Mensch so viel erwerben kann, 
als er zum Leben für sich (und für die Seinigen) braucht. Zum 
zweiten wird angenommen, daß es für die Gesamtheit sehr gleich- 
gültig ist, in welcher Weise der einzelne seine Lebensbedürfnisse be- 
friedigt, ob er etwa Kleider von diesem oder jenem Schnitt trägt usw. 
Allein so harmlos ist die Sache nicht immer, und es ist möglich, daß 
der einzelne durch die Art und Weise der Vorsorge für seine Be- 
dürfnisse die Gesamtheit empfindlich schädige, und zwar kann der 
einzelne durch sein Vorgehen in seiner Hauswirtschaft wie in seiner 
Erwerbswirtschaft seine Nebenmenschen schädigen. Wo — um ein 
Beispiel aus der Hauswirtschaft herauszugreifen — wenige Men- 
schen beisammenwohnen, verursachen die Ahfallstof’e oder die Be- 
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schaffung des Trinkwassers keine besonderen Unzukömmlichkeiten, 
Aus diesem Grunde bleibt es im Dorfe jedem einzelnen überlassen, 
für die Abfuhr der Abfallstoffe aus seinem Hause selbst zu sorgen 
bzw. sich das nötige Trinkwasser durch Anlage eines Brunnens oder 
sonst selbst zu beschaffen. In der großen Stadt hingegen, wo die 
Menschen dicht gedrängt beisammenwohnen, erwächst der ganzen 
Bevölkerung eine ungeheure Gefahr aus der ungenügenden Abfuhr 
der Abfallstoffe oder aus der Anlage privater Brunnen in den engen 
Hofräumen der Häuser, und aus diesem Grunde bildet die Durch- 
führung der Kanalisierung und die Zuleitung eines gesunden Wassers 
eine der Hauptaufgaben jeder großstädtischen Kommunalverwal- 
tung. Noch größer vielleicht ist die Gefahr einer Schädigung der 
Nebenmenschen durch die -rücksichtslose Verfolgung der eigenen 
Interessen seitens des einzelnen auf dem Gebiete der Erwerbswirt- 
schaften ; man denke beispielsweise nur an die Schädigung, die dem 
konsumierenden Publikum aus den Koalitionen der Unternehmer 
(nach Art der amerikanischen Trusts) erwachsen kann u. dgl. Wo 
daher eine solche Gefahr vorliegt, können wir häufig beobachten, daß 
die betreffende Zwangsvereinigung die Vorsorge für das fragliche 
Gemeinbedürfnis ın die Hand nimmt. 

Allerdings darf man auf der anderen Seite nicht übersehen, daß 
die zwangsgemeinwirtschaftliche Fürsorge für ein gemeinsames Be- 
dürfnis gewissermaßen das schärfste Mittel repräsentiert, und daß 
man in der Regel erst dann zum schärfsten Mittel greift, wenn die 
minder scharfen Maßregeln erfolglos bleiben. Die Gefahr nämlich, 
daß der einzelne durch die rücksichtslose Verfolgung seiner privaten 
Interessen die Gesamtheit schädige, liest so ziemlich auf allen Ge- 
bieten des wirtschaftlichen Lebens vor; allein diese Gefahr hat — 
bisher wenigstens — noch nirgends zur Verstaatlichung der gesamten 
Produktion oder auch des Haushaltes geführt, und der Grund hier- 
von liegt einfach in dem Umstande, daß in unzähligen Fällen minder 
scharfe Mittel genügen, um jener Gefahr vorzubeugen. Es sind dies 
die folgenden: 

Zunächst darf man bis zu einem gewissen Grade erwarten, daß 
der einzelne durch seine eigene geläuterte Einsicht und eventuell 
durch den regelnden Einfluß der Konkurrenz zu einem reellen und 
soliden Vorgehen in seinem Wirtschaftsleben, d.h. also, daß er ver- 
anlaßt werden wird, dasjenige zu tun, was der Gesamtheit förderlich 
und wünschenswert ist. 
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Die beiden vorerwähnten Faktoren erweisen sich jedoch leider 
nicht immer als genügend stark, um etwaige Ausschreitungen hintan- 
zuhalten. Es bleibt daher nichts anderes übrig, als ein regelnder 
Eingriff der öffentlichen Gewalt, und dieser besteht — wie wir aller- 
orts beobachten können — zunächst darin, daß allgemeine Gesetze 
oder Vorschriften erlassen werden, in welchen bestimmt wird, was 
der einzelne tun darf und was er zu unterlassen hat. Es ist dies das 
weite Gebiet des Verwaltungsrechtes: die Agrar-, Berg-, Forst-, Ge- 
werbegesetzgebung, die Feuer-, Wasser-, Gesundheitspolizei usw. 

Zeigt sich’s, daß die gedachten allgemeinen Gesetze und Verord- 
nungen nicht genügen, um die Interessen der Gesamtheit (des 
Publikums) gegenüber den widerstreitenden Interessen der be- 
treffenden einzelnen zur Geltung zu bringen, so greift man zu dem 
nächst stärkeren Mittel, zur. sog. regulierten Unternehmung oder 
delegierten Verwaltung, deren Wesen darin besteht, daß die Vor- 
sorge für ein gemeinsames Bedürfnis zwar irgendwelchen privaten 
Unternehmungen überlassen wird, daß diesen aber durch spezielle 
(nur für die betreffende Unternehmung oder für diese bestimmte 
Kategorie von Unternehmungen geltende) Vorschriften (sog. „lex 
specialis“) vorgezeichnet wird, was sie zu tun und was sie zu unter- 


lassen haben. Überdies werden derartige Unternehmungen von der - 


Behörde besonders überwacht, oder die Regierung behält sich das 


Recht vor (wie etwa bei der deutschen Reichsbank), die Beamten 


oder doch die leitenden Funktionäre der fraglichen Unternehmung 
selbst zu ernennen. (Beispiele dieser Art sind die großen Zettel- 
banken, die sog. Privatbalhnen, von’ privaten Unternehmern ge- 
baute Brücken, die subventionierten Schiffahrtsunternehmungen, 
Fähren usw.) | | 

Erst wenn auch dieses Mittel sich als unzureichend erweist, um 
die entsprechende Fürsorge für ein gemeinsames Bedürfnis zu 
sichern, pflegt die Zwangsvereinigung (Staat, Gemeinde o. dgl.) den 
Betrieb der fraglichen Unternehmung selbst in die Hand zu nehmen. 
(Der staatliche Betrieb der Eisenbahnen, der Post, des Telegraphen, 
Telephons usw., die städtischen Gas-, Elektrizitäts-, Waserwerke, die 
städtischen Straßenbahnen u. dgl.) 

3. DieFörderung desGemeinwohles. Sehr häufig 
nimmt eine Zwangsvereinigung die Vorsorge für ein gemeinsames 
Bedürfnis in die Hand, um das sog. allgemeine Wohl zu fördern, 
d.h. um den Wirtschaften aller ihrer Mitglieder oder doch eines 
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großen Teiles derselben eine Förderung angedeihen zu lassen. Hier- 
her gehört beispielsweise die Errichtung und Erhaltung von öffent- 
lichen Schulen, Bibliotheken, Sammlungen, Gärten u. dgl. Des- 
gleichen sind an dieser Stelle zu erwähnen die mitunter schr kost- 

spieligen Bauten oder Anlagen, die von den Kommunalverwaltungen 
der Badeorte oder beliebter Sommerfrischen hergestellt werden, um 
den fremden Gästen den Aufenthalt möglichst angenehm zu machen. 

4. Der finanzielle Gewinn. Mitunter ist der Grund 
einer zwangsgemeinwirtschaftlichen Vorsorge für ein gemeinsames 
Bedürfnis in der Finanzgebarung der betreffenden Gemeinwesen zu 
suchen. Der Betrieb einer Unternehmung durch eine Zwangs- 
vereinigung ist nämlich ein sehr naheliegendes und bequemes Mittel, 
für die Zwecke dieser Vereinigung Geld zu verdienen, und tatsäch- 
lich haben die verschiedensten Gemeinwesen (Staaten, Gemeinden, 
Berufsgenossenschaften u. dgl.) zu allen Zeiten von diesem Aus- 
kunftsmittel den erfolgreichsten Gebrauch gemacht. Ob dann das 
fragliche Gemeinwesen sich das ausschließliche Recht zum Betriebe 
der betreffenden Unternehmung wahrt, um (wie beim Tabak- oder 
Salzmonopol) die Preise seines Artikels oder seiner Leistungen mög- 
lichst hoch zu stellen; ob das fragliche Gemeinwesen (wie beim Be- 
trieb der Land- oder Forstwirtschaft u. dgl.) mit privaten Unter- 
nehmungen konkurriert; ob es (wie etwa bei der Post oder den 
Eisenbahnen) mit dem Betriebe seiner monopolisierten oder nicht- 
monopolisierten Unternehmung noch einen sonstigen Nebenzweck 
(etwa die Rücksicht auf das öffentliche Wohl) verbindet, ist für den 
vorliegenden Zweck gleichgültig. 

5. Die Sorge für den eigenen Bedarf. Endlich 
kommt es vor, daß das fragliche Gemeinwesen ein Unternehmen ins 
Leben ruft, um seinen eigenen Bedarf zu decken, aber gleichzeitig 
dem Publikum gestattet, das gedachte Unternehmen mit zu benutzen. 
Die Post und der Telegraph beispielsweise wurden anfänglich von 
den Staaten nur mit Rücksicht auf das eigene Bedürfnis ins Leben 
serufen, sie werden aber gleichzeitig heute vom Publikum benutzt. 
Analoges gilt von den städtischen Gas- und Elektrizitätswerken, die 
vielfach von der Kommune mit Rücksicht auf den eigenen Bedarf 
(Beleuchtung der Straßen und der Kommunalgebäude) ins Leben 
gerufen wurden, bekanntlich aber auch an Private Licht abgeben. 

Aus dem vorstehend Gesagten geht hervor, daß sich für den Wir- 
kungskreis (die „Berechtigung“) der Zwangsgemeinwirtschaften 
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wohl gewisse allgemeine Gesichtspunkte gewinnen lassen, daß es aber 

ganz unmöglich ist, zu sagen, in welchen Fällen die zwangsgemein- 

wirtschaftliche Vorsorge für ein gemeinsames Bedürfnis unbedingt 

geboten oder unbedingt verboten sein sollte. 

v. Hermann, Staatswirtschaftliche Untersuchungen, 2. Aufl., S. 75 ff. 

Adolf Wagner, Grundlegung, 3. Aufl, Bd. I, 88 221. 

v. Philippovich, Grundriß, 2, Aufl., 8.3 ff. 

Lehr-Heckel, Grundbegriffe der Nationalökonomie, S. 51 ft. 

F. Kleinwächter, Kollektivbedürfnisse und Gruppenbildung in Zeitschr. für 
Volksw., Sozialpolitik und Verwaltung, Wien, 7, Bd., S. 162 ft. 


E. Die Familie und die Unternehmung. 
1. Die Bevölkerung. 

Ohne „Volk“ keine „Volks“wirtschaft. Demgemäß ist denn die 
Bevölkerung für die Gestaltung der Volkswirtschaft von der größten 
Bedeutung. Dies gilt zunächst für den Charakter oder die Rassen- 
eigentümlichkeiten der Bevölkerung. Ein gesundes, kräftiges, 
fleißiges und unternehmungslustiges Volk kommt vorwärts, während 
die Wirtschaft eines psychisch und moralisch verkommenen Volkes 
stagniert oder zurückgeht. 

Analoges gilt von der Größe und Dichte der Bevölkerung. Ein 
kleines Volk oder eine über ein weites Gebiet zerstreute, dünn gesäte 
Bevölkerung wird nicht leicht eine reich gegliederte Volkswirtschaft 
(große Industrie, hoch entwickelte Landwirtschaft, lebhaften Ver- 
kehr) aufweisen können. | 

Untervölkerung — Übervölkerung. Ist ein fruchtbares, unter 
einem günstigen Himmelsstrich gelegenes Land noch ganz dünn be- 
völkert, so spricht man von einer Untervölkerung. Ein der- 
artiges Land bietet der Zunahme der Bevölkerung und des Wohl- 
standes die günstigsten Bedingungen. Ein derartiges Land bietet 
seinen Bewohnern den denkbar günstigsten Nahrungsspielraum, denn 
es fehlt an Händen, um die vorhandenen Naturschätze zu heben. 
Jeder Neuankommende (Neugeborener oder Zuwanderer) ist daher 
ein hochwillkommener Gast. Das Wohlbefinden der Bevölkerung 
äußert sich in frühen Eheschließungen, großer Kinderzahl, reich- 
licher Zuwanderung, einer relativ geringen Sterblichkeit und einem 
relativen Wohlstand jedes einzelnen Volksgenossen. Dies geht bis 
zu einem gewissen Grade; von da ab verengt sich der Nahrungs- 
spielraum für die Bevölkerung, der einzelne findet nicht mehr so 
leicht einen lohnenden Erwerb, die Begründung eines eigenen Haus- 
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standes wird schwieriger, die Zahl der Eheschließungen und der 
Geburten wird relativ geringer, desgleichen die Zuwanderung, die 
Sterblichkeit steigt; man spricht von einer Übervölkerung. 

So klar und leicht erfaßbar der Begriff der Untervölkerung ist, 
so schwer ist es, den Begriff der Übervölkerung scharf zu um- 
schreiben. Feststehend sind nur zwei Momente: einmal, daß nicht 
mehr Menschen leben können, als die vorhandenen Nahrungsmittel 
gestatten, und zweitens, daß eine gegebene Area nicht imstande ist, 
eine ungemessene Zahl von Menschen zu ernähren. Speziell der 
letztere Umstand ist jedoch ein überaus dehnbarer. Zunächst ist es 
bekannt, daß die Menge der Nahrungsmittel, die wir einer gegebenen 
Area abzuringen vermögen, keine festbestimmte Größe, sondern 
einer gewissen Steigerung fähig ist. Beschränken sich die Menschen 
auf diejenigen Nahrungsmittel, welche die Natur freiwillig bietet 


(Jagd- und Fischereibeute, wild wachsende Früchte, Wurzeln u. dgl.), 


so wird eine Fläche von bestimmter Größe eine verhältnismäßig nur 
geringe Menschenmenge zu ernähren imstande sein. Größer kann 
die Seelenzahl werden, wenn das Volk zur Nomadenwirtschaft über- 
geht. Der Ackerbau ernährt eine noch größere Anzahl von Men- 
schen, und zwar eine um so größere Anzahl, je intensiver er betrieben 
wird. Allein schließlich gelangt man zu einer Grenze, die man nicht 
mehr überschreiten kann. Würde es der Chemie gelingen, die sog. 
organischen Substanzen, deren wir zur Ernährung bedürfen, im 
Laboratorium unmittelbar aus den Elementen darzustellen, so würde 
dies eine weitere kolossale Zunahme der Bevölkerung ermöglichen, 
aber ins Unendliche ginge dies auch nicht. 
Hätte die Bevölkerung eines Landes jene Grenze der Ernährnngs 
möglichkeit erreicht, so müßte — rein theoretisch gedacht — jede 
Geburt durch einen Todesfall kompensiert werden, oder, umgekehrt 
gesprochen, von den Neugeborenen könnten nur so viele am Leben 
bleiben, als auf der anderen Seite durch Todesfälle Plätze frei 
werden. In der Praxis verhält es sich allerdings nicht so. Von den 
(wenn man so sagen darf) überzählig Geborenen stirbt ein bestimm- 
ter Prozentsatz, weil infolge des verengten Nahrungsspielraumes die 
Eltern nicht imstande sind, sie entsprechend zu ernähren und zu 
pflegen. Ein Teil derselben aber bleibt am Leben, weil eben die Er- 
nährungsfähigkeit des Bodens (intensiverer Anbau des Bodens, 
erhöhte Zufuhr der Lebensmittel von außen infolge der verbesserten 
Transportmittel u. dgl.) kontinuierlich weiter re les wird, 
Kleinwächter, Lehrb, d. Nationalökonomie, 14 
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Tatsächlich beobachten wir auch, daß die Bevölkerung fast aller Län- 
der stetig zunimmt. 

Der Volksvermehrung steht die Verminderung der Bro 
gegenüber. Diese kann eine zweifache sein: eine akute und eine 
dauernde. Eine akute Verminderung kann herbeigeführt werden 
durch verheerende Kriege, Seuchen, große Elementarereignisse 
u.dgl. Die Erfahrung lehrt, daß Lücken, welche auf diese Weise in 
die Bevölkerung gerissen werden, in der Regel in der kürzesten Zeit 
wieder ausgefüllt werden, weil die Bevölkerung sozusagen Luft 
bekommt. Der are wird erweitert, und die Folge 
hiervon ist — wenn die Kalamität vorüber ist — eine Zunahme der 
Eheschließungen und der Geburten. Dauernde Bevölkerungs- 
abnahmen, wenn sie (nicht auf äußere Ursachen, wie etwa auf eine 
Verschlechterung des Klimas, die Erschöpfung des Bodens o. dgl.), 
sondern) auf eine stetige Abnahme der Geburten zurückzuführen 
sind, scheinen darauf hinzudeuten, daß die betreffende Rasse sich 
Sn hat, 

Die Frage der Bevölkerungszunahme hat die Geister vielfach 
beschäftigt, bis endlich Malthus das sog. Gesetz der Bevölkerung 
entdeckte. Malthus lehrte (an der Hand der Beobachtungen in 
Nordamerika, wo die Bevölkerung sich in zwanzig Jahren ungefähr 
verdoppelte), daß die Bevölkerung die Tendenz habe, sich in 
geometrischer Progression zu vermehren, während die Subsistenz- 
mittel nur die Tendenz haben, in arithmetischer Progression zu 
steigen. In dieser scharf mathematischen Formulierung ist das 
Malthussche Gesetz nicht aufrechtzuerhalten; aber in der 
Hauptsache hat Malthus unbedingt recht, daß nämlich dem Men- 
schen wie allen Lebewesen die Fähigkeit innewohnt, sich — wie 
man zu sagen pflegt — „unbegrenzt“ zu vermehren, und daß die 
Anzahl der Lebewesen jeglicher Gattung durch die vorhandenen 
Subsistenzmittel in Schranken gehalten wird. (Bemerkenswert 
ist — beiläufig bemerkt —, daß Darwin durch die Lektüre der 
Malthusschen Schrift auf die Idee seiner” „natürlichen Aus- 
lese“ gebracht wurde. ) 

Die Formulierung, welche Malthus seinem Satze gab, erweckt 
unwillkürlich die Vorstellung, als ob da ein grausames Fatum walten 
würde, welches auf der einen Seite die Menschen antreibt, sich ins 
Ungemessene zu vermehren, während auf der anderen Seite der 
unerbittliche Tod mit ebensolcher Naturnotwendigkeit die über-. 
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schüssig Geborenen regelmäßig hinwegraffen muß. Allerdings spricht 
Malthus auch von präventiven Gegentendenzen, welche dahin 
wirken, daß die Volksvermehrung in Schranken gehalten wird, 
allein er spricht von diesen Gegentendenzen nur wie von einer 
theoretischen Möglichkeit, durch welche der Eindruck von der 
Grausamkeit seines Naturgesetzes nicht wesentlich abgeschwächt 
wird. Inzwischen lehrt die Beobachtung der Tatsachen, daß die 
Vermehrung der Menschen nicht so schematisch vor sich geht, als 
man nach Malthus anzunehmen geneigt ist. Bekanntlich wurde 
schon im alten Rom über die geringe Vermehrung der Bevölkerung 
geklagt und die verschiedenen Privilegien, die durch das jus trium 
liberorum den Vätern von drei und mehr Kindern eingeräumt 
wurden, beweisen, daß der Staat die geringe Bevölkerungszunahme 
als eine Kalamität empfand und ihr entgegenzuwirken bestrebt war. 
Die geringe Geburtenzahl bereitet bekanntlich den heutigen Fran- 
zosen keine geringe Sorge. Aber auch in Deutschland und in 
Österreich wird darüber geklagt, daß die Vermehrung der Bevölke- 
rung in diesen Ländern gegenüber Rußland stark zurückbleibt. 
Ebenso wird von den Magyaren behauptet, daß sie eine geringe Ge- 
burtenfrequenz aufweisen. Ob der Rückgang der Geburtenziffer 
eine Erscheinung ist, die sich bei allen kulturell höher stehenden 
und zu größerem Wohlstande gelangten Völkern von selbst einstelit, 
ob er eine Eigentümlichkeit bestimmter Rassen ist, kann hier 
begreiflicherweise nicht entschieden wgrden. Jedenfalls aber zeigt 
diese Erscheinung, daß das Gespenst der Malthusschen Über- 
völkerung in Wirklichkeit nicht so gefährlich ist, als man auf den 
ersten Blick anzunehmen geneigt wäre. 

Die Bevölkerungsfrage oder, präziser ausgedrückt, die Tendenz 
der Bevölkerung, über das Maß der gegebenen Subsistenzmittel 
hinauszuwachsen, bildet in gewissem Sinne den Angelpunkt der 
ganzen politischen Ökonomie. Würden nämlich immer nur so viele 
Menschen geboren, als auf der anderen Seite Menschen absterben, so 
fände jeder Neuangekommene seinen Stiftungsplatz, und es gäbe 
keine Not und kein Elend und damit auch keine soziale Frage. Die 
letztere, die ja nichts anderes ist als der auf das soziale Gebiet über- 
tragene „Kampf ums Dasein“, wird eben nur dadurch hervor- 
gerufen, daß die Zahl der Geburten regelmäßig größer ist, als die 
Zahl der Todesfälle. An dieser Tatsache müßten demgemäß auch 
alle — noch so schön ausgedachten — kommunistischen und sozialisti- 

14* 
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schen Reformpläne, selbst wenn sie je verwirklicht werden könnten, 
scheitern. Die Utopier sind ein glückliches Volk, weil Thomas 
Morus, der der Bevölkerungsfrage vorsichtig aus dem Wege geht, 
stillschweigend annimmt, daß jedes neugeborene Kind seinen Platz 
an der gedeckten Mittagstafel vorfindet. Würden aber in Utopien 
mehr Kinder geboren, und gelänge es der Regierung nicht, die er- 
forderlichen Lebensmittel herbeizuschaffen, so müßten (wie in einer 
belagerten Stadt) die Rationen für die Utopier herabgesetzt werden, 
und sie müßten alle hungern. Und wollten sie dies nicht, so bliebe 
ihnen kein anderer Ausweg übrig, als die überschüssig geborenen 
Kinder abzuschlachten. 

v. Philippovich, Grundriß, Bd. I, 3. Aufl., $. 52 ff. 

Schmoller, Grundriß, 1. Teil, S. 158; daselbst vielfache Literaturnachweise. 

Malthus, Essay on the principle of population, 1798 anonym erschienen; dann 
öfter; verschiedene deutsche Ausgaben. 

Artikel „Bevölkerungswesen“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften, gleich- 


falls mit zahlreichen Literaturnachweisen. 
Schönberg, Handbuch, Bd. I: Abhandlung „Die Bevölkerungslehre“. 


2. DieFamilie. 

Der Ausdruck „Familie“ wird in einem doppelten Sinne ge- 
braucht. Im physiologischen (und auch im gesellschaftlichen) 
Sinne versteht man unter Familie eine Mehrheit von Personen, die 
infolge ihrer Blutsverwandtschaft eine gewisse Einheit bilden, also 
allgemein ausgedrückt, die Eltern mit ihren Nachkommen. Im wirt- 
schaftlichen Sinne rc ‘nan unter Familie eine Anzahl bluts- 
verwandter Personen, die entweder für sich oder in Verbindung mit 
anderen (nicht blutsverwandten) Personen — dem Gesinde — einen 
gemeinsamen Haushalt (eine gemeinsame Wirtschaft) führen, also 
eine gewisse wirtschaftliche Einheit repräsentieren. Der Kreis der 
eine Familie bildenden Personen hat sich allerdings im Laufe der 
Zeit ganz wesentlich geändert. Die ursprüngliche Familie wird 
repräsentiert durch die blutsverwandte (prähistorische) Horde oder 
den Stamm, wie wir ihn bei den amerikanischen Indianern oder 
den Negern in Zentralafrika noch angetroffen haben bzw. heute noch 
sehen können. Bei Nomadenvölkern entwickelte sich hieraus die 
patriarchalische Großfamilie, in die auch die Knechte eingegliedert 
waren. Ebenso gehörten die Sklaven zur ‚‚Familie“ des reichen 
Römers. Bei den Südslaven entwickelten sich die sog. Haus- 
kommunionen oder Zadrugas, die sich teilweise bis auf den 


2. Die Bedeutung der sog, Produktionsfaktoren ete. 913 


heutigen Tag erhalten haben. Die Hofhaltungen der mittelalter- 
lichen Großen repräsentieren große Familien u. del. Im Laufe der 
Zeit sind die Familien immer kleiner geworden. Die heutige 
städtische Familie in den mittleren Schichten besteht nur mehr aus 
wenigen Personen: dem Manne, der Frau, den unversorgten Kin- 
dern und einem oder zwei Dienstboten. 

In wirtschaftlicher Beziehung ist die Familie nach zwei Rich- 
tungen hin von Bedeutung. Einmal repräsentiert sie die kleinste 
wirtschaftliche Einheit, und zwar bildete die Familie ursprünglich 
eine geschlossene oder isolierte Wirtschaft, weil alles, was die Familie 
brauchte, auch in ihrem Schoße hergestellt werden mußte. Ein Ver- 
kehr zwischen den ursprünglichen Horden (wie sich ihn Smith 
zwischen dem „Jäger und dem Fischer der Urzeit“ vorstellt) war 
schon aus dem Grunde undenkbar, weil jene kleinen Horden oder 
Stämme in dem betreffenden Territorium unter den gleichen Ver- 
hältnissen lebten und demgemäß alle das gleiche produzierten, somit 
nichts besaßen, was sie im Verkehr den anderen zum Tausche an- 
bieten konnten. Ein Verkehr konnte erst entstehen, wenn Nomaden- 
stämme auf ihren Wanderungen mit ganz fremden (etwa seßhaften) 
Völkerschaften in Berührung kamen, oder wenn findige Händler die 
Produkte ihres Stammes fremden Völkern zum Tausche anboten. 
Der Verkehr ist heute ein überaus lebhafter geworden, aber die 
Bauernfamilie repräsentiert heute noch, namentlich im Norden und 
Östen von Europa, in der Hauptsache eine geschlossene Wirtschaft, 
in der vorwiegend für den eigenen Bedarf produziert wird und in 
der alle Mitglieder der Familie sich an der Produktion beteiligen. 
Ähnliches, wenn auch in geringerem Maße, finden wir in den Fami- 
lien der kleinen Gewerbetreibenden und der Krämer in der Stadt, 
wo neben dem Manne die Frau und eventuell ein oder das andere 
Kind in der Erwerbswirtschaft der Familie mit tätig ist. Und selbst 
in den Familien der sog. unproduktiven Klassen (Offiziere, Beamte, 
Ärzte, Anwälte usw.) in der Stadt findet sich auch heute noch ein 
Rest der ursprünglichen geschlossenen Familienwirtschaft; die 
Speisen werden im Hause bereitet und verzehrt, ein Teil der Wäsche 
und der Kleider wird von den Frauen für den eigenen Bedarf ange- 
fertigt, Reinigungsarbeiten werden im Hause vorgenommen u. dgl. m. 

Zum zweiten bildet die Familie — und dies gilt von der ur- 
spfünglichen Horde ebensogut wie von der heutigen Familie — einen 
unendlich wichtigen Kulturfaktor, weil sie das Autoritätsgefühl 
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gegenüber dem Oberhaupte (dem Stammeshäuptling, dem Pa- 
triarchen, dem Pater familias) erzeugt und pflegt. Sie lehrt 
die Familienmitglieder gehorchen und sich dem einheitlichen leiten- 
den Willen des Oberhauptes zu unterwerfen und schafft damit die 
erste Vorbedingung eines harmonischen Zusammenwirkens der 
Menschen. 


Schmoller, Grundriß, 1. Teil, S.229; daselbst vielfache Literaturnachweise, 
Artikel „Familie“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 


3. Die Unternehmung. 


Unternehmungen nennt man jene Wirtschaften, welche zwar auf 
eigene Rechnung und Gefahr, aber für fremden Bedarf (d.h. also 
für den Verkauf) Güter produzieren. Der Unternehmer engagiert 
seine Hilfsarbeiter, indem er ihnen einen bestimmten Lohn ver- 
spricht, er versieht sie mit den erforderlichen Arbeitsstoffen und 
Werkzeugen und läßt sie nun die betreffenden Güter produzieren. 
Er wird — weil er die Arbeiter mit den zugesicherten Löhnen abge- 
funden und ihnen die Arbeitsstoffe und Werkzeuge beigestellt hat — 
Eigentümer der hergestellten Produkte und verkauft dieselben so- 
dann an die Konsumenten. In vielen Fällen begnügt sich der Unter- 
nehmer, die Arbeitskräfte zu engagieren und die Arbeitsstoffe und 
Werkzeuge bereitzuhalten und wartet auf die Bestellung seitens 
des Kunden (man bezeichnet dies als eine „unvollkommene Unter- 
nehmung“. In ebenso vielen Fällen wartet der Unternehmer nicht 
‚erst auf die Bestellung, sondern läßt die Artikel von seinen Arbei- 
tern für den Verkauf fertig herstellen (die sog. „vollkommene 
Unternehmung“). 

In den meisten Lehrbüchern werden sodann die „Vorteile der 
Unternehmung“ aufgezählt, und als solche werden genannt: 

1. daß die Unternehmung billiger produziert als der Privat- 
mann, 

a) weil sie Angebot und Nachfrage konzentriert (die Unter- 
nehmung ist ein ständiger und größerer Abnehmer von Roh- 
stoffen, erhält dieselben daher billiger und besser ; andererseits 
ist sie ein ständiger Verkäufer der fertigen Produkte, kann 
sich daher mit einem geringeren Gewinn an dem einzelnen 
Stücke begnügen, als derjenige, der den fraglichen Artikel nur 
einmal gelegentlich herstellen soll), 
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b) weil die Unternehmung eine viel intensivere Ausnutzung der 
Arbeitskräfte, der Werkzeuge und Arbeitsstoffe ermöglicht; 

3. daß die sog. vollkommene Unternehmung, die die Artikel zum 
Verkaufe fertig herstellt, die sofortige Befriedigung des Bedürfnisses 
ermöglicht. Wer den Artikel braucht, kann ihn augenblicklich 
kaufen und hat es nicht notwendig, sich denselben mühsam selbst 
herzustellen, oder braucht nicht den Artikel zu bestellen und auf die 
Ausführung der Bestellung zu warten. 

Die vorstehend aufgezählten „Vorzüge der Unternehmung“ sind 
unstreitig ganz richtig; nur trifft auch hier wieder zu, was von 
ziemlich allen Schulbegriffen, Schuldefinitionen, schulmäßigen Auf- 
zählungen, kurz von der ganzen Schulweisheit gilt, daß sie nämlich 
jedesmal mit der größten Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit alles 
Nebensächliche aufzählt und zusammenstellt, aber an dem eigent- 
lichen Kern der Frage regelmäßig blind vorübergeht. Der größte 
„Vorzug“, d.h. die große volkswirtschaftliche Bedeutung der Unter- 
nehmung, ist auch tatsächlich nach einer ganz anderen Richtung hin 
zu suchen und besteht darin, daß der Unternehmer — wie schon an 
früherer Stelle hervorgehoben wurde — mit seinem Gelde seine Be- 
diensteten zum Gehorsam und zum harmonischen Zusammenwirken 
veranlaßt. 

Die heutige Unternehmung hat begreiflicherweise ihre Vorläufer, 
und ihre allerersten Anfänge sind (wie bereits oben erwähnt wurde) 
einerseits in der Familie (der Horde, dem Stamm oder der gens), 
und andererseits in der Unfreiheit (der Sklaverei) zu suchen. Die 
Familie erzeugt den auf dem Gefühle der Autorität und der Zu- 
sammengehörigkeit beruhenden Gehorsam; die Sklaverei erzwingt 
den Gehorsam durch die physische Gewalt. Aus diesen ersten An- 
fängen der gemeinsamen Arbeit, durch welche die Menschen an eine 
gewisse Disziplin gewöhnt wurden, hat sich im Laufe der Jahr- 
hunderte die Unternehmung allmählich herausentwickelt. Schon die 
großen Bauwerke der Assyrier, Babylonier und Ägypter beweisen, 
was selbst eine durch rohe Gewalt erzwungene Kooperation der 
Menschen zu leisten vermag. Allerdings waren dies keine Unter- 
nehmungen; allein auch an solchen fehlte es im Altertum nicht. 
Reiche Griechen unterhielten schon im Altertum förmliche Fabrik- 
betriebe, in denen sie durch ihre Sklaven Artikel für den Absatz 
herstellen ließen. Desgleichen repräsentieren die großen Gutsherr- 
schaften des späteren Mittelalters Großbetriebe, die allmählich in 
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der Art zu einem unternehmungsweisen Betriebe übergingen, daß sie 
anfingen, einen Teil ihrer überschüssigen Produkte (Wolle o. dgl.) 
auf den Markt zu bringen. 

In ähnlicher Weise entwickelte sich die Unternehmung auf der 
Familie heraus, und zwar nach zwei Richtungen hin, als Einzel- und 
als Gesellschaftsbetrieb. Selbtsverständlich ist es, daß der Gewerbe- 
betrieb aus der Urproduktion herauswuchs. Die Angehörigen eines 
Stammes, die im gemeinsamen Haushalte lebten und gemeinsam 
ihre Grundstücke bestellten und gemeinsam jagten oder fischten, 
mußten selbstverständlich auch darauf bedacht sein, Wohngebäude 
zu errichten, Ackergerätschaften, Waffen, Kleider usf. für sich her- 
zustellen ; sie waren also Ackerbauer, Jäger, Fischer und Gewerbe- 
treibende zugleich. Da konnte es denn im Laufe der Zeiten nicht 
ausbleiben, daß der eine oder der andere, der diese oder jene Han- 
tierung mit besonderer Vorliebe betrieb, Besseres leistete als die 
übrigen und sich ein gewisses Renommee in seinem Fache erwarb. 
War dies der Fall, so wurde er wohl von den Angehörigen eines 
befreundeten Stammes aufgesucht und gebeten, ihnen diese oder jene 
Arbeit zu verrichten o. dgl. Desgleichen ist es naheliegend, daß der 
Betreffende, der es zu einer gewissen Kunstfertigkeit in irgendeinem 
Fache gebracht hatte, bestrebt war, einzelne ihm näher stehende Per- 
sonen in seiner Kunst zu unterweisen, daß diese Personen dann 
gemeinsam die fraglichen Arbeiten besorgten u. dgl. m. Auf diese 
Weise entwickelten sich die Gewerbe. Eine genaue historische Dar- 
stellung der verschiedenen Entwicklungsstadien, die die Unter- 
nehmung im Laufe der Jahrhunderte durchgemacht hat, ist nicht 
möglich, weil die Entwicklung der Industrie keine einheitliche und 
schablonenmäßige, sondern eine ganz ungleichmäßige war. Heute 
pflegt man nachstehende Arten des Gewerbebetriebes zu unter- 
scheiden: 

Hausfleiß. Als solehen bezeichnet man die gewerbliche 
Produktion im Hause für den eigenen Bedarf. Wenn also beispiels- 
weise die Bäuerin den in der eigenen Wirtschaft gewonnenen Flachs 
oder die Wolle der eigenen Schafe selbst verspinnt und verwebt und 
daraus Wäsche und Kleidungsstücke für ihre Angehörigen anfertigt, 
oder wenn die Frau und die Töchter des Hauses sich ihre Kleider 
selbst nähen, so ist dies Hausfleiß. 

Hauswerk. Dasselbe entwickelt sich ganz unmerklich und 
von selbst aus dem Hausfleiß. Wenn nämlich die Angehörigen des 
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Hauses im Hause mehr gewerbliche Produkte anfertigen, als sie 
selbst brauchen, und diesen Überschuß zum Verkauf bringen (letz- 
teres häufig im Wege des Hausierens), so bezeichnet man dies als 
Hauswerk. Beide Betriebsformen, der Hausfleiß wie das Hauswerk, 
gehen, wie man sieht, unmittelbar aus der Familie hervor. 

Das Lohnwerk (oder die ,„Stör“) besteht darin, daß 
der Betreffende sich in das Haus des Kunden begibt und dort die 
gewünschte Arbeit ausführt. Das Charakteristische liegt darin, daß 
der Mann nicht sein Produkt, sondern lediglich seine Arbeitsleistung 
verkauft. Es bedarf keines weiteren Beweises, daß eine ganze Reihe 
von Gewerben in gar keiner anderen Weise betrieben werden kann. 
Die sämtlichen Bauhandwerker können nicht oder nur zum gering- 
sten Teile (etwa die Anfertigung der Türen und Fenster) ihre Ar- 
beiten zu Hause in der Werkstätte ausführen, sondern müssen sich 
an Ort und Stelle begeben und dort arbeiten. Ein gleiches gilt von 
den Erdarbeitern, von den Mähern, von dem Manne, der die Schafe 
schert usw. Auf dem Lande ist heute noch der Schneider, der 
Kürsehner, der Schuhmacher, der Tischler, der Stellmacher usw. oft 
genug Lohnwerker. Aber auch die alleinstehende Schneiderin oder 
Näherin in der großen Stadt, die ins Haus der Kundschaft kommt 
und dort unter den Augen der Hausfrau Kleider anfertigt oder die 
Wäsche ausbessert, ist eine Lohnwerkerin. 

Das eigentliche Hand-(Preis-)werk unterscheidet 
sich vom Lohnwerk dadurch, daß der Handwerker in der Regel (aber, 
wie eben erwähnt, nicht ausnahmslos) bei sich zu Hause in der 
eigenen Werkstätte arbeitet und daß er zumeist den Stoff, aus dem 
er seine Produkte anfertigt, liefert, daß er also im Gegensatze zum 
Lohnwerker nicht nur seine Arbeitsleitstung, sondern das fertige 
Produkt verkauft. Beim Schneider beispielsweise trifft letzteres 
Merkmal allerdings dann nicht zu, wenn der Kunde — was heute 
noch zuweilen vorkommt und in früherer Zeit die Regel bildete 
— sich den Stoff in der Tuchhandlung selbst kauft. In viel höherem 
Maße als das Lohnwerk lehnt sich das Handwerk an die Familie an, 
teils weil die eigentlichen Familienangehörigen häufig mitarbeiten, 
teils weil die fremden Hilfsarbeiter (Gesellen und Lehrlinge) be- 
sonders in der früheren Zeit in die Familie des Meisters eingegliedert 
waren und mit dieser im gemeinsamen Haushalte lebten. 

Das Verlagsystem oder die eigentliche Haus- 
industrie besteht darin, daß der sog. „Fabrikant‘“ (mitunter 


218 1.Kapitel. II. Die sog. Produktionstaktoren oder Elemente der Produktion. 


auch ‚„Fabrikkaufmann“, französisch „Marchand-fabrieant“ ge- 
nannt), richtiger gesagt der „Verleger“, eine Anzahl selbständiger 
Gewerbetreibender beschäftigt, denen er Bestellungen erteilt und die 
ihm sodann die fertigen Produkte abliefern. Die betreffenden Per- 
sonen arbeiten bei sich zu Hause, sei es allein, sei es mit Hilfe ihrer 
Familienangehörigen, sei es mit Hilfe bezahlter Lohnarbeiter. In 
der Regel, aber notwendig ist dies nicht, liefert der Verleger seinen 
Arbeitern den Rohstoff. Häufig verkehrt der Verleger nicht direkt 
mit seinen Heimarbeitern, sondern es schiebt sich zwischen beide 
Teile ein Subunternehmer (ein sog. „Fergger“ oder „Faktor“), 
welcher die Bestellungen vom Herrn übernimmt und (selbstver- 
ständlich nicht ohne einen gewissen Profit) an die eigentlichen Ar- 
beiter weiter austeilt. In der Regel pflegt man bei dem Worte 
„Hausindustrie‘“ an das platte Land und daran zu denken, daß die 
Heimarbeiter ihr eigenes Häuschen und ein paar Grundstücke be- 
sitzen, die sie entweder nur nebenbei oder auch umgekehrt in erster 
Reihe bestellen. Indes kommt seit letzter Zeit die Heimarbeit viel- 
fach auch in den Städten (namentlich im Schneidergewerbe) vor, 
und dann sind die Heimarbeiter teils eigentliche (unselbständige) 
Gesellen, teils kleine (formell selbständige) Meister. Speziell in der 
Stadt arbeiten die Heimarbeiter oft oder zumeist gleichzeitig oder 
abwechselnd für verschiedene Unternehmer und gelegentlich auch 
direkt für einzelne Kunden. 

Der Entwicklungsgang der Hausindustrie ist ein doppelter; er 
geht — wenn man so sagen darf — von oben hinunter oder von 
unten hinauf. Er geht von oben hinunter, wenn ein größerer Unter- 
nehmer auftritt, der die Heimarbeiter engagiert und mit Aufträgen 
beteilt. Das Verlagsystem hat sich aber ebenso häufig, und zwar 
namentlich auf dem platten Lande, umgekehrt von unten hinauf ent- 
wickelt. Wenn beispielsweise die Bewohner einer Ortschaft sich 
durchgehends mit der Weberei, mit der Anfertigung von Schuhen, 
von Spielwaren, Musikinstrumenten o. dgl. befassen, und wenn sie 
gewohnt waren, ihre Erzeugnisse im Wege des Hausierhandels zu 
vertreiben, so war es ein naheliegender Gedanke, daß der eine, der 
nun auf die Wanderschaft ging, von den anderen gebeten wurde, 
auch ihre Erzeugnisse mitzunehmen und mitzuvertreiben. Auf diese 
Weise verloren die Daheimbleibenden die Kenntnis der Absatz- 
gelegenheiten, während der Wandernde seinen Blick erweiterte. Es 
war dann für ihn ein Leichtes, die Erzeugnisse seiner Berufs 
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genossen sofort „test“ zu übernehmen und sie auf eigene Rechnung 
abzusetzen. So stieg er allmählich zum Unternehmer empor, wäh- 
rend die anderen zu seinen Juohnarbeitern herabsanken. 

Manufaktur. Die Zeit der Manufakturen war insbesondere 
das 17. und 18. Jahrhundert; sie repräsentieren den Anfang der 
Großindustrie in der Zeit nach der Entdeckung von Amerika. Sie 
waren, da zu jener Zeit die Maschinen noch unbekannt waren (wie 
übrigens auch ihr Name schon andeutet) große Handwerksbetriebe. 
Mit dem Aufkommen der Maschinen sind die Manufakturen zum 
größten Teile verschwunden. Wenn heute eine vorwiegend auf 
Handarbeit beruhende Produktion im großen betrieben werden soll, 
so geschieht dies zumeist in der Form der Hausindustrie (Heim- 
arbeit). 

Fabrik. Eine genaue Definition des Begriffes „Fabrik“ zu 
geben, ist unmöglich, weil sick die Fabrik gegenüber dem Handwerk, 
der Hausindustrie und der Manufaktur nicht scharf abgrenzen läßt. 
Das hervorstechendste Merkmal der Fabrik, durch welches sie sich 
von der Hausindustrie unterscheidet, liegt darin, daß eine größere 
Zahl von Arbeitern in einem Gebäude (oder einem Komplex von Ge- 
bäuden) vereinigt arbeitet, und daß die Arbeit dieser Leute nach 
dem Prinzip der Arbeitsteilung in der Regel derart geordnet ist, daß 
keiner der Arbeiter das ganze Produkt anfertigt, sondern daß einer 
dem anderen in die Hände arbeitet. Letzteres Merkmal trifft aller- 
_ dings beispielsweise bei der mechanischen Weberei nicht zu. Frag- 
lich ist ferner, was unter einer „größeren Anzahl“ von Arbeitern zu 
verstehen ist. Weiter wird als charakteristisches Merkmal der Fa- 
brik angeführt einmal die Anwendung von Maschinen und sodann 
der Umstand, daß die Naturkraft (nicht die Menschenkraft) als 
bewegende Kraft dient. Indes treffen auch diese beiden Merkmale 
nur sehr annähernd zu; es wird niemandem einfallen, die allein- 
stehende Näherin, welche eine Nähmaschine benutzt, als ‚„Fabri- 
kantin“ zu bezeichnen, und das gleiche gilt von der kleinen Wind- 
oder der Schiffsmühle, ungeachtet sie durch eine Naturkraft in Be- 
wegung gesetzt wird. 

Groß-, Mittel-, Kleinbetrieb.. Eine genaue Ab- 
grenzung dieser Begriffe gegeneinander ist nicht möglich. Vom 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte pflegt man den Großbetrieb dahin 
zu definieren, daß der Leiter durch die bloße Oberleitung vollauf in 
Anspruch genommen ist und nicht die Zeit hat, sich auch an den aus- 
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führenden Arbeiten zu beteiligen, während beim Kleinbetriebe der 
Leiter nicht nur die Leitung führt, sondern gelegentlich auch selbst 
mit Hand anlegt. Als ferneres Merkmal wird auch angeführt, daß 
beim Großbetriebe der Leiter in der Regel einer anderen sozialen 
Schichte angehört als seine Arbeiter. Zwischen dem Groß- und 
Kleinbetriebe steht der Mittelbetrieb, für den sich übrigens auch 
kein richtiges charakteristisches Merkmal auffinden läßt. Am ehesten 
könnte man diese drei Begriffe mit den Worten: „Dürftigkeit“ — 
„bescheidener Wohlstand“ — „behäbiger Wohlstand“ kennzeichnen, 


Schmoller, Grundriss, 1. Teil, S. 411 ff. 

Artikel „Fabrik“, „Gewerbe“, „Handwerk“, „Hausindustrie* im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften; daselbst ausführliche Literaturnachweise. 

Schönberg, Handbuch, 4. Aufl., 2. Bd., 1. Halbbd., S. 481 ff. 

Roscher, System, 3. Bd. (2. Abteilung). 


Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft 
S. S4ff. 


F. Die Formen der Unternehmung. 


Wenn man von den Formen der Unternehmung spricht, so denkt 
man hierbei an die Frage, wer der Eigentümer der Unternehmung 
ist. Eine Unternehmung kann nämlich im Eigentume eines ein- 
zelnen, einer Gesellschaft von Privatpersonen, einer öffentlichen 
Korporation (dem Staate, der Gemeinde o. dgl.) stehen, sie kann 
aber endlich auch niemandem gehören, sondern (ähnlich wie eine 
Stiftung) eine für sich bestehende juristische Person sein, und dieser 
Umstand ist für die Verfassung, für die Verwaltung und für den 
Zweck der Unternehmung entscheidend. Es ist selbstverständlich, 
daß die Verfassung einer Unternehmung eine andere sein wird, je 
nachdem sie diesem oder jenem der genannten Eigentümer gehört, 
und ebenso selbstverständlich ist es, daß man einer Mehrheit von 
Privatpersonen, die sich zu einer Gesellschaft vereinigen, um ein 
Unternehmen zu betreiben, eine gewisse Freiheit der Bewegung und 
der Wahl einräumen muß, ob sie sich in dieser oder jener Form ver- 
einigen wollen, d. h. also mit anderen Worten, die Verfassung des 
Unternehmens wird auch verschieden sein müssen je nach der Ge- 
sellschaftsform, welche die betreffenden Personen gewählt haben. 

Nicht minder verschieden wird sich je nach der Person des 
Eigentümers die Verwaltung gestalten. Ist ein einzelner der Eigen- 
tüimer, so wird er zumeist sein Unternehmen selbst leiten, steht da- 
gegen die Unternehmung im Eigentum des Staates oder einer son- 
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stigen öffentlichen Körperschaft, oder ist sie eine für sich bestehende 
juristische Person, so muß sie selbstredend durch Beamte verwaltet 
werden. Befindet sich die Unternehmung in den Händen einer Ge- 
sellschaft von Privatpersonen, so werden vielleicht die Gesellschafter 
die Leitung selbst (gemeinschaftlich) besorgen, vielleicht werden sie 
— je nach der Form der Gesellschaft — die Leitung in die Hände 
von Beamten legen müssen. Dieser Umstand aber, ob der Eigen- 
tümer selbst oder ob ein Beamter die Leitung ne fällt begreif- 
licherweise überaus schwer ins Gewicht. Der einzelne, der sein 
Unternehmen selbst leitet, weiß, daß er allein die ganze Verantwor- 
tung trägt, daß er die Früchte seiner Anstrengung voll genießt, und 
daß er umgekehrt die nachteiligen Folgen eines Versehens oder einer 
Unterlassung selbst tragen muß. Er wird also seine ganze Energie 
aufbieten, um das Werk gut zu leiten. Überdies ist der Eigentümer 
ganz ungebunden in der Disposition. Findet er eine Maßnahme ge- 
boten, so kann er sich sofort entscheiden und dieselbe durchführen. 
Ganz anders, wenn die Leitung in den Händen von Beamten liegt. 
Der Beamte — die vollste Integrität seines Charakters vorausgesetzt 
— wird sich nicht immer mit dem Unternehmen in der nämlichen 
Weise identifizieren wie der selbstwirtschaftende Eigentümer, und 
wird stets geneigt sein, sich auf den Standpunkt zu stellen, daß ihm, 
wenn er nur seine Pflichten redlich und gewissenhaft erfüllt hat, die 
Folgen seiner Handlungsweise gleichgültig sein können. - Auch ist 
der Beamte nicht ganz frei in seinen Entschließungen, er ist durch 
seine Amtsinstruktion gebunden, wird also manche günstige Ge- 
legenheit ungenutzt vorübergehen lassen müssen oder umgekehrt 
manchen Nachteil nicht abwehren können. Zwischen diesen beiden 
Polen mitten drin steht die Gesellschaft. Die Teilnehmer habeu 
jedenfalls ein lebhafteres Interesse an dem Gedeihen der Unter- 
nehmung als der Beamte, allein immerhin ist ihr Interesse ein min- 
der intensives als das des Einzelunternehmers, und zwar aus dem 
Grunde, weil Gewinn und Verlust sich verteilen. Je kleiner der 
Anteil ist, der auf den einzelnen Gesellschafter entfällt, um so ge- 
ringer ist sein Interesse an dem Gedeihen der een: Ähn- 
lich verhält es sich mit der Dispositionsfähigkeit, denn der einzelne 
Teilnehmer kann — wenn ihm nicht eine besondere Machtbefugnis 
eingeräumt ist — nicht machen, was er will, sondern muß vorerst 
die Einwilligung der übrigen Teilnehmer einholen. 

Ebenso verschieden gestaltet sich der Zweck der Unternehmung 
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je nach der Person des Eigentümers. Befindet sich die Unter- 
nehmung in den Händen eines einzelnen oder einer Gesellschaft von 
Privatpersonen, so wird in der Regel (abgesehen etwa von den sog. 
gemeinnützigen Aktiengesellschaften) der Erwerbszweck im. Vorder- 
grund stehen. Befindet sich das Unternehmen in den Händen des 
Staates oder einer sonstigen öffentlichen Korporation, so wird 
— wenn das Unternehmen nicht (wie etwa die Arsenale o. dgl.) 
ausschließlich den Zweck hat, den eigenen Bedarf des Staates, der 
. Gemeinde o. dgl. zu decken, oder wenn es nicht ein rein fiskalisches 
Monopolunternehmen ist — der Erwerbszweck wohl in der Regel 
mit eine gewisse Rolle spielen, allein daneben wird jedesmal auch 
die Rücksicht auf das öffentliche Wohl mehr oder weniger hervor- 
treten und das Streben nach Plusmacherei etwas zurückdrängen. Ist 
die Unternehmung gar eine für sich bestehende juristische Person, 
so wird wahrscheinlich das Streben dahin gehen, technisch möglichst 
Vollendetes zu leisten und das Streben nach Erwerb nur in zweiter 
Linie Berücksichtigung finden. 


1. Die Einzelunternehmung. 


Sie liegt vor, wenn ein einzelner der alleinige Eigentümer der- 
selben ist. Er allein trägt die ganze Verantwortung und haftet mit 
seinem ganzen Vermögen für seine Geschäftsschulden. Bezüglich 
seines Interesses an dem Gedeihen des Unternehmens und seiner 
Dispositionsgewalt gilt das im vorstehenden Bemerkte. Ein fernerer 
Vorzug dieser Unternehmungsform ist die Möglichkeit ihres sozu- 
sagen organischen Wachstums; der Unternehmer wird nämlich zu- 
meist bestrebt sein, von den Erträgnissen des Geschäfts möglichst 
wenig für seine eigene Person herauszunehmen und wird trachten, 
die Überschüsse zur schrittweisen Vergrößerung des Unternehmens 
zu verwenden. Eine Schattenseite ist es, daß — von einzelnen Aus: 
nahmen abgesehen — das Unternehmen zumeist nicht über einen 
gewissen Umfang hinaus wird wachsen können (es gelingt eben nicht 
jedem, Millionär zu werden), ferner daß das Unternehmen, wie man 
zu sagen pflegt, nur auf zwei Augen ruht. Stirbt der Mann oder 
wird er alt und gebrechlich, so liegt immer die Möglichkeit vor, daß 
das Unternehmen aufgelassen wird, auch wenn der Fortbestand des- 
selben für die Gesamtheit oder für die Bediensteten des Werkes noch 
so wünschenswert sein mag. 
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2.DiegesellschaftlichenUnternehmungsformen. 

a) DieGelegenheitsgesellschaft,das Syndikat 
oderKonsortium. Diese Unternehmungsform liegt vor, wenn 
mehrere Personen sich zur Durchführung des einzelnen Geschäftes 
(etwa zur Übernahme einer größeren Lieferung für die Armee, zur 
Übernahme und Unterbringung einer Staats- oder sonstigen An- 
leihe o. dgl.) vereinigen. Die betreffenden Personen einigen sich 
über ihre Beteiligung an den Kosten und dem Gewinne des Ge- 
schäftes und gehen nach der Durchführung wieder auseinander. 
Über die wirtschaftliche Bedeutung dieser Unternehmungsform ist 
nicht viel zu sagen, weil die Vereinigung jedesmal nur von kurzer 
Dauer ist. (Die in Rede stehende Gesellschaftsform wird im neuen 
Deutschen Handelsgesetzbuch nicht mehr erwähnt, weil der Gesetz- 
geber von der Ansicht ausging, daß die Bestimmungen des Bürger- 
lichen Gesetzbuches genügen.) 

b) DieoffeneHandelsgesellschaft (Kompagnie- 
geschäft, $$ 105—160 des Deutschen Handelsgesetzbuchs) ist 
eine Vereinigung einer geringen Anzahl (2, 3, 4) Personen zum Be- 
triebe einer Unternehmung. Sie betreiben das Geschäft auf gemein- 
same Rechnung unter gemeinschaftlicher Firma. Die Beteiligung 
ist bei keinem der Gesellschafter auf die Vermögenseinlagen be- 
schränkt; die Gesellschafter haften solidarisch mit ihrem ganzen 
Vermögen für die Verbindlichkeiten der Firma. Für die Verteilung 
des Gewinnes ist in erster Linie der Gesellschaftsvertrag maßgebend. 
Enthält derselbe keine hierauf bezugnehmenden Bestimmungen, so 
erhalten die Teilnehmer zunächst bis zur Höhe von vier Prozent die 
Zinsen ihrer Einlagen; ergibt sich ein fernerer Überschuß, so wird 
derselbe nach Köpfen verteilt. 

Die wirtschaftliche Bedeutung dieser Unternehmungsform liegt 
einmal in der Vergrößerung des Geschäftsfonds und sodann in dem 
Umstande, daß sie den Teilnehmern die Möglichkeit gewährt, die 
dem Unternehmer obliegenden Aufgaben unter sich zu verteilen. Es 
können sich also beispielsweise vereinigen: ein sog. Kapitalist, der 
den größten Teil des Geldes einschießt, und ein zweiter, der die Ar- 
beit leistet — oder ein Kaufmann und ein Techniker — oder die 
Teilnehmer verteilen unter sich diejenigen Aufgaben, die an ver- 
schiedenen Orten zu besorgen sind, also z. B. derart, daß der eine 
die Fabrik, der andere das Kontor, oder daß der eine die Haupt-, der 
andere die Zweigniederlassung des Geschäftes leitet, oder daß der 
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eine die Leitung des Geschäftes besorgt, während der andere die Ge- 
schäftsreisen unternimmt u. dgl. m. | 

Als nachteilig muß es bezeichnet werden, daß die Disposition 
einigermaßen erschwert ist. Denn wenn auch in der Regel (d. h. 
vorausgesetzt, daß der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt) 
jeder Gesellschafter das Recht hat, namens der Gesellschaft zu han- 
deln, so muß doch zumeist der beabsichtigte Schritt unterbleiben, 
wenn.ein Gesellschafter widerspricht. 


ec) Diestille Gesellschaft ($$ 335—8342 des Handels- 
gesetzbuchs)- besteht darin, daß jemand (der sog. „stille Gesell- 
schafter“) sich lediglich mit einer bestimmten Einlage an dem Un- 
ternehmen eines Zweiten beteiligt. Die Gesellschaft darf nach außen 
nicht hervortreten. Der bisherige Geschäftsinhaber wird Eigen- 
tümer der Einlage und bleibt nach wie vor uneingeschränkter Herr 
der Unternehmung. Der stille Gesellschafter, der insbesondere nicht 
das Recht hat, auf den Betrieb des Geschäftes irgendwelchen Einfluß 
zu nehmen, steht im wesentlichen seinem Partner gegenüber wie der 
Gläubiger seinem Schuldner. Während jedoch der Gläubiger nur 
den Anspruch auf die bedungenen Zinsen und namentlich kein 
Recht der Büchereinsicht hat, hat der stille Gesellschafter Anspruch 
auf den (auf seine Einlage) entfallenden Anteil am Geschäftsgewinn 
und darf demgemäß verlangen, daß ihm die Bilanz und die Geschäfts- 
bücher zur Einsicht vorgelegt werden. Der stille Gesellschafter 
haftet lediglich mit seiner Geschäftseinlage und kann im schlimmsten 
Falle nieht mehr verlieren als diese. 


Die Anwendung dieser Gesellschaftsform bleibt wohl in der 
_ Regel auf einen sehr engen Kreis von Personen beschränkt, weil der 
stille Gesellschafter, der — wie eben erwähnt — keinen Einfluß auf 
die Geschäftsgebarung ausüben darf, dem persönlich haftenden Ge- 
sellschafter ein nahezu unbegrenztes Vertrauen entgegenbringen 
muß. Zumeist kommt diese Gesellschaftsform im Kreise der Familie 
zur Anwendung, wenn z. B. nach dem Tode des Vaters das Geschäft 
weitergeführt werden soll und der Betreffende, der dasselbe über- 
nimmt, nicht in der Lage ist, seinen Geschwistern ihre Erbteile so- 
fort hinauszuzahlen. Ebenso wenn etwa der Vater seinem Sohne es 
ermöglichen will, sich als selbständiger Unternehmer zu etablieren, 
ihm aber die hierzu erforderliche Summe nicht schenken kann oder 
nicht schenken will; er wird dann vielleicht die Form der stillen Ge: 
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sellschaft wählen und als stiller Gesellschafter des Sohnes die Summe 
als „Einlage“ einschießen. 

d) Die Kommanditgesellschaft (88 161—177 des 
Handelsgesetzbuchs) stimmt in der Hauptsache mit der stillen Ge- 
sellschaft fast vollständig überein und unterscheidet sich von ihr nur 
in folgenden drei Punkten: 

'1. Die Gesellschaft tritt nach außen (in der Firma) als solche 
hervor. 

2. Das eingeschossene Vermögen wird nicht Eigentum des oder 
der persönlich haftenden Gesellschafter, sondern bildet das Ver- 
mögen der Gesellschaft. 

3. Wenn der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt, so ist 
die Stellung der Kommanditisten die gleiche wie die der stillen Ge- 
sellschafter. Das Gesetz ($ 163) gestattet jedoch; daß durch den 
(Gesellschaftsvertrag den Kommanditisten eine andere Stellung, d.h. 
also, daß ihnen (oder eventuell einem von ihnen gewählten Aus- 
schusse o, dgl.) eine Einflußnahme auf die Geschäftsgebarung ein- 
geräumt werde. | 

Speziell durch diese letztere Gesetzesbestimmung ist die Möglich- 
keit geboten, daß auch weitere Kreise (nicht nur die Familienange- 
hörigen oder eng befreundete Personen) sich an der Gesellschaft be- 
teiligen. Tatsächlich kommen auch Kommanditgesellschaften vor, 
die — weil sich an ihnen zahlreiche Personen als Kommanditisten 
beteiligen — über einen sehr bedeutenden Geschäftsfonds verfügen 
und daher auch eine größere Unternehmung betreiben können. 

e) Die Kommanditgesellschaft auf Aktien 
(88 320—834 des Handelsgesetzbuchs) liegt vor, wenn die Ge- 
schäftsanteile der Kommanditisten in Aktien (runde Beträge) zer- 
legt werden. Sie stimmt in den meisten Punkten mit der Aktien- 
gesellschaft überein, so daß eine besondere Erörterung»derselben an 
dieser Stelle unterbleiben kann. 

f) Die Aktiengesellschaft ($$ 178—319) des Han- 
delsgesetzbuchs) ist diejenige Gesellschaftsform, bei der sich sämt- 
liche Teilnehmer nur mit Vermögenseinlagen (Aktien, shares, 
actions, azıoni) beteiligen, ohne persönlich für die Verbindlichkeiten 
der Unternehmung zu haften. Sie ist eine reine Vermögensassozia- 
tion. Das von den Aktionären eingeschossene Aktienkapital bildet 
eine juristische Person, es ist der Träger der ganzen Unternehmung 
und haftet ausschließlich für die Geschäftsschulden. Der einzelne 
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Aktionär als solcher ist nicht berechtigt, in dem gesellschaftlichen 
"Unternehmen tätig zu sein, es wäre denn, daß ihm seitens der Ge- 
neralversammlung ein besonderer Auftrag zuteil werde (umgekehrt 
kann es keinem Bediensteten des Unternehmens verwehrt werden, 
Aktien zu erwerben). Er ist lediglich mit einem Teile seines Ver- 
mögens an dem Unternehmen beteiligt und kann schlimmstenfalls 
nicht mehr verlieren als den Nominalbetrag seiner Aktien, d. h. sind 
seine Aktien voll eingezahlt, so kann er nicht mehr verlieren als die 
eingezahlte Summe; sind sie nicht voll eingezahlt, so haftet er per- 
sönlich für den Rest und kann eventuell zur Nachzahlung dieses 
Restes (aber nicht zu mehr) verhalten werden. Der einzelne 
Aktionär hat Anspruch auf einen verhältnismäßigen Anteil am 


Reingewinn Dividende). Die Aktien können entweder auf den 


Namen oder auf den Inhaber, müssen aber (in Deutschland) in der 
Regel mindestens auf einen Betrag von 1000 M. lauten; sie sind 
unteilbar und in der Regel frei veräußerlich. (Der Bundesrat ist 
ermächtigt, zu gestatten, daß Namensaktien eines gemeinnützigen 
Unternehmens oder eines solchen, dem eine öffentliche Körperschaft 
— Reich, Staat, Gemeinde o. dgl. — dauernd die sog. Zinsengarantie 
sewährt, eventuell auch auf 200 M. lautend ausgegeben werden. 
Desgleichen dürfen Namensaktien, deren Übertragung an die Zu- 
stimmung der Gesellschaft — Aufsichtsrat und Generalversamm- 
lung — gebunden ist, eventuell auch auf 200 M. lautend ausgegeben 
werden.) Das Aktienkapital ist — solange kein abändernder Be- 
schluß gefaßt wurde — ein festbestimmtes, und demgemäß ist, wenn 
die Aktienzeichnung geschlossen wurde, ein weiterer Eintritt von 
neuen Mitgliedern nicht mehr möglich. Wer nach Schluß der Aktien- 
zeichnung Mitglied einer Aktiengesellschaft werden will, kann dies 
nur in der Weise bewerkstelligen, daß er Aktien von einem Zweiten 


erwirbt. Umgekehrt erfolgt das Ausscheiden aus der Gesellschaft 


dadurch, daß man sich seines Aktienbesitzes entäußert. (Ein Aus- 
scheiden aus der Gesellschaft in der Weise, daß der Aktionär etwa 
seinen Austritt anmeldet und seine Einlage zurückbekommt, ist 
— solange die Gesellschaft besteht — unzulässig.) | 

Der . Geschäftsfonds einer Aktiengesellschaft besteht aus dem 
eigentlichen „Aktienkapital“, d. i. dem von den Aktionären einge- 
schossenen Vermögen, zu dem eventuell eine sog. „Prioritätsschuld“ 
treten kann. 


Das Aktienkapital wird aufgebraucht durch die Emission von 
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Aktien. Die Aktien sind (auf den festgesetzten runden Betrag 
lautende) Scheine, welche bestätigen, daß der Betreffende den be- 
stimmten Betrag eingeschossen und zum soundsovielten Teile Mit- 
unternehmer (Miteigentümer des gesellschaftlichen Unternehmens) 
ist. Die Aktien können sein: 

. a) einfache Aktien, auch „Stammaktien“ genannt. Sie bilden 
die Regel ; zuweilen treten zu denselben 

b) die sog. „Prioritätsaktien“. Diese sind Anteilscheine wie die 
vorstehend genannten, unterscheiden sich von ihnen aber dadurch, 
daß sie ein Vorzugsrecht (Priorität) bezüglich des Dividenden- 
anspruches genießen. In einem solchen Falle bestimmt der Gesell- 
schaftsvertrag, daß aus dem Reingewinn des Unternehmens zunächst 
die Besitzer der Prioritätsaktien eine Dividende bis zur Höhe von 
soundso viel Prozent erhalten sollen. Aus dem etwaigen Reste er- 
halten sodann die „Stammaktien“ eine Dividende von soundso viel 
Prozent. Ergibt sich noch ein fernerer Überschuß, so wird er unter 
alle (Prioritäts- und Stamm-) Aktien gleichmäßig (als sog. Super- 
dividende) verteilt. Oft bestimmt dann der Gesellschaftsvertrag, 
daß (gewissermaßen zur Ausgleichung) das eigentliche oder Haupt- 
stimmrecht in der Generalversammlung den Besitzern der Stamm- 
aktien zustehen soll, während den Besitzern der Prioritätsaktien nur 
ein beschränkteres Stimmrecht zugestanden wird. 

Die Prioritätsobligationen sind auf runde Beträge lautende Teil- 
schuldverschreibungen, die ihren Besitzern die festgesetzten Zinsen 
tragen und nach dem bestimmten Verlosungsplane verlost und zu- 
rückgezahlt werden. Das Vorzugsrecht der Prioritätsobligationen 
besteht darin, daß die Verzinsung und sukzessive Rückzahlung der- 
selben dem Dividendenanspruche der Aktionäre vorgeht. Der Be- 
sitzer einer Prioritätsobligation ist kein Teilnehmer, sondern ledig- 
lich ein Gläubiger der Gesellschaft, trotzdem kommt es mitunter vor, 
daß im Gesellschaftsvertrage auch den Besitzern der Prioritäts- 
obligationen ein — wenn auch ganz beschränktes — Stimmrecht (ein 
gewisses Vetorecht o. dgl.) zugestanden wird. 

Eine Erhöhung des Geschäftsfonds kann erfolgen: durch Ausgabe 
von neuen (mit den alten gleichberechtigten) Aktien — durch die 
Ausgabe von Prioritätsaktien — durch die Aufnahme einer Priori- 
tätsanleihe. 

Eine Verminderung des Aktienkapitals kann erfolgen: 

a) im Falle von Verlusten durch sog. „Herabsetzung“, die in der 
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Regel mit einer sog. „Zusammenlegung“ der Aktien verbunden ist, - 
d. h. die Aktionäre müssen ihre bisherigen Aktien zurückstellen und 
erhalten beispielsweise für je zwei alte Aktien eine neue (o. dgl.); 

b) durch teilweise Rückzahlung des Aktienkapitals, die auch 
wieder auf mehrfache Weise geschehen kann, und zwar durch: 

c.) die sog. Abstempelung. Die Aktionäre müssen ihre Aktien 
vorweisen und auf jede Aktie wird der bestimmte Teilbetrag zurück- 
gezahlt; die erfolgte Rückzahlung wird durch einen auf die Aktie 
aufgedrückten (in die Augen springenden) Stempel ersichtlich ge- 
macht. Selbstversiändlich darf aber der Nominalbetrag der Aktie 
auf diese Weise nicht unter den gesetzlichen Minimalbetrag herab- 
gemindert werden (eventuell müßte dann eine „Zusammenlegung“ 
erfolgen). 

P) die Auslosung. Eine Anzahl von Aktien wird ausgelost und 
die gezogenen Nummern werden zurückgezahlt. 

y) den Rücklauf. Die Gesellschaft läßt eine bestimmte Anzahıl 
von Aktien an der Börse zurückkaufen und vernichtet sie sodann. 
Da die Gefahr vorliegt, daß die Leiter der Aktiengesellschaft durch 
unlautere Manöver (Scheinkäufe oder -verkäufe an der Börse, Aus- 
streuung falscher Gerüchte o. dgl.) die Kurse der Aktien willkürlich 
beeinflussen und die gestiegenen oder gedrückten Kurse zu wieder- 
holten Verkäufen oder Ankäufen der eigenen Aktien mißbrauchen, 
hat das deutsche Recht den Rückkauf der Aktien mit Recht verboten 
(8 226 des Handelsgesetzbuchs). 

Die Geschäfte der Aktiengesellschaft werden durch besondere 
Organe besorgt. Diese sind: Ä 

1. DieGeneralversammlungder Aktionäre. Sie 
repräsentiert gewissermaßen die gesetzgebende Versammlung; alle 
wichtigen Angelegenheiten sind ihrer Beschlußfassung vorbehalten. 
Die Aktionäre haben das Recht, in der Generalversammlung zu er- 
scheinen und dort ihr Stimmrecht (nach der Zahl ihrer Aktien) aus- 
zuüben. Nach dem gegenwärtig in Deutschland geltenden Rechte 
(8 252 des Handelsgesetzbuchs) „gewährt jede Aktie das Stimm- 
recht“, d.h. auch der Besitzer einer einzigen Aktie hat das Recht, in 
der Generalversammlung zu erscheinen und dort sein Stimmrecht 
auszuüben. Dagegen gestattet der zitierte $ 252, daß durch den Ge- 
sellschaftsvertrag dem Stimmrechte der Aktionäre nach oben hin 
Grenzen gezogen werden, so also, daß z. B. der Besitzer von 50 oder 
100 Aktien nicht mehr 50 oder 100, sondern weniger (etwa nur 20 
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oder 40 o. dgl.) Stimmen, und daß überhaupt niemand in der 
Generalversammlung mehr als soundso viel Stimmen haben darf. 
Das frühere deutsche Handelsgesetzbuch stellte (wohl in Überein- 
stimmung mit dem Aktienrechte der meisten Kulturstaaten) den 
subsidiären Grundsatz auf, daß „in der Regel“ jede Aktie ihrem Be- 
sitzer eine Stimme gebe, gestattete aber, daß im Gesellschaftsvertrage 
diesem Stimmrechte sowohl nach oben, als auch nach unten Grenzen 
gezogen werden (so also z. B., daß erst 10 o. dgl. Aktien eine Stimme 
geben sollen). 

2. Der Vorstand. Jede Aktiengesellschaft muß einen Vor- 
stand haben, welcher dieselbe nach außen gerichtlich oder außer- 
gerichtlich vertritt. Der Vorstand kann aus einer oder mehreren 
Personen bestehen ; diese können besoldet oder unbesoldet, Aktionäre 
oder andere sein. Der Vorstand ist das eigentlich leitende oder 
„vollziehende“ Organ, welches im Namen der Gesellschaft (im juri- 
stischen Sinne) „handelt“ und demgemäß das Recht der Firmen- 
zeichnung hat. In der heutigen Praxis lassen sich zwei Systeme für 
die Art der Zusammensetzung des Vorstandes unterscheiden. 

Das sog. „Verwaltungsratssystem“. Die älteren Aktiengesell- 
schaften gingen von der Anschauung aus, daß die Aktiengesellschaft 
ein Verein ist. Und wie bei den gewöhnlichen Vereinen von der 
Generalversammlung ein leitender Ausschuß gewählt wird, der der 
Vorstand des Vereins ist und dessen Geschäfte besorgt, so wurde auch 
bei den Aktiengesellschaften von der Generalversammlung ein aus 
etwa zwölf (o. dgl.) Personen bestehender leitender Ausschuß, der 
sog. „Verwaltungsrat“, gewählt und zum Vorstande bestellt. Er hat 
das Recht der Firmazeichnung und übt dasselbe in der Regel in der 
Weise, daß zwei Mitglieder desselben die Firma zeichnen. Der Ver- 
waltungsrat versammelt sich periodisch, verfügt, was zu geschehen 
hat, und läßt die laufenden Geschäfte von den Bediensteten des 
Unternehmens — an deren Spitze ein besoldeter Direktor als oberster 
Beamter steht — besorgen. Da aber der besoldete Direktor als 
oberster Beamter das Geschäft faktisch leitet und der Bestunter- 
richtete ist, so bildete sich vielfach die Übung heraus, dem Direktor 
die Prokura zu übertragen; mitunter erhielt er auch das Recht, 
gemeinschaftlich mit einem Mitgliede des Verwaltungsrats die Firma 
zu zeichnen. 

Das sog. „Direktionssystem“. Seit etwa zwanzig oder dreißig 
Jahren hat sich jedoch bei den Aktiengesellschaften die Übung 
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herausgebildet, diesen Vorgang zu vereinfachen. Man pflegt näm- 
lich dem oder den (zwei oder drei) obersten Beamten des Unter- 
nehmens — denen ohnehin die Prokura gegeben würde — von Hause 
aus das ausschließliche Recht der Firmenzeiehnung zu erteilen und _ 
macht sie auf diese Weise zum „Vorstande“ der Aktiengesellschaft, 
d.h. man gibt ihnen die Stellung, die bei der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien der oder die persönlich haftenden Gesellschafter ein- 
nehmen. Da man aber begreiflicherweise diesen wenigen Personen, 
die doch nur Bedienstete des Unternehmens sind, die ganze Gesell- 
schaft nicht mit gebundenen Händen überliefern will und kann, so 
gibt man ihnen einen von der Generalversammlung gewählten Aus- 
schuß (bald „Verwaltungsrat“, bald „Aufsichtsrat“, „Generalrat“ 
o. dgl. genannt) zur Seite und verpflichtet die Direktoren (in dem 
Bestellungsvertrage), nur‘ diejenigen (wichtigeren) Schritte zu 
unternehmen, die ihnen von dem gedachten Ausschusse aufgetragen 
worden. (Allerdings gelten diese Beschränkungen nur pro foro 
interno und nicht nach außen, dritten Personen gegenüber.) Der 
in Rede stehende Ausschuß nimmt genau die nämliche Stellung ein, 
wie unter der Herrschaft des Verwaltungssystems der eigentliche 
Verwaltungsrat, nur mit dem Unterschiede, daß ihm nicht das Recht 
der Firmazeichnung zusteht. 

3. Der Aufsichtsrat (Kontrollorgan). Das frühere 
deutsche Handelsgesetzbuch (Art. 225) stellte es den Aktiengesell- 
schaften anheim, ob sie ein besonderes Kontrollorgan (,‚Aufsichts- 
rat‘“) bestellen wollten oder nicht. Es war dies auch wieder ein Aus-. 
fluß der älteren Auffassung, daß die Aktiengesellschaften einfache 
Vereine seien. Bekanntlich begnügt man sich bei den gewöhnlichen 
Vereinen, zwei oder drei Rechnungsrevisoren zu wählen, welche die 
vom Vereinsausschusse gelegten Rechnungen zu prüfen und hierüber 
der Generalversammlung Bericht zu erstatten haben. Dieser Vor- 
gang wurde denn auch bei den älteren, nach dem sog. Verwaltungs- 
ratssystem organisierten Aktiengesellschaften eingehalten. Überdies 
ist dort, wo ein von der Generalversammlung gewählter Ausschuß 
(der Verwaltungsrat) zum Vorstande gemacht wird, ein eigentliches 
Kontrollorgan von geringerer Bedeutung, weil man doch annehmen 
muß, daß die in diesen Ausschuß gewählten Personen das Ver- 
trauen der Mehrheit der Aktionäre genießen, und umgekehrt nicht 
annehmen kann, daß alle zwölf oder fünfzehn Mitglieder des 
Verwaltungsrats das in sie gesetzte Vertrauen mißbrauchen werden. 
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Anders bei der Kommanditgesellschaft auf Aktien, bei der der per- 
sönlich haftende Gesellschafter der eigentliche Herr und Gebieter 
über das Unternehmen ist; bei dieser wurde schon im früheren Han- 
delsgesetzbuch (Art. 175, Ziffer 6) die Bestellung eines ständigen 
Kontrollorganes ausnahmslos vorgeschrieben. In dem Maße, als es 
dann später üblich wurde, den obersten Beamten der Aktiengesell- 
schaft das alleinige Recht zur Firmazeichnung zu übertragen und sie 
auf diese Weise zum „Vorstande“ der Gesellschaft zu machen, d.h. 
also, in dem Maße, als es üblich wurde, den obersten Beamten der 
Aktiengesellschaft die nämliche Stellung einzuräumen, wie sie der 
persönlich haftende Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien innehat, wurde es üblich, dem so organisierten Vorstande 
einen Aufsichtsrat als ständiges Kontrollorgan zur Seite zu geben, bis. 
schließlich die deutsche Novelle vom 11. Juni 1870 zum Handels- 
gesetzbuch die Einsetzung des Aufsichtsrates auch bei den Aktien- 
‚gesellschaften ausnahmslos anordnete. In der Praxis nimmt — wie 
bereits oben angedeutet wurde — der Aufsichtsrat ziemlich die Stel- 
lung des früheren Verwaltungsrates ein, d.h. er beschließt, was zu » 
geschehen habe, erteilt den Direktoren (dem „Vorstande‘“) die ent- 
sprechenden Weisungen, und der Unterschied besteht lediglich darin, 
daß die Firma des Unternehmens nicht vom Aufsichtsrate, sondern 
von den gedachten obersten Beamten der Gesellschaft gezeichnet wird. 

Die Aufgabe des Aufsichtsrates wird insbesondere im $ 246 des 
Handelsgesetzbuchs dahin präzisiert, daß er die Geschäftsführung 
der Gesellschaft in allen Zweigen zu überwachen und sich zu diesem 
Zwecke von dem Gange der Angelegenheiten der Geselllschaft zu 
unterrichten habe. Er hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und 
die Vorschläge zur Gewinnverteilung zu prüfen und darüber der 
Generalversammlung Bericht zu erstatten. 

Wirtschaftliche Bedeutung der Aktiengesellschaft. Das Wesen der 
Aktiengesellschaft liegt darin, daß das Unternehnien als juristische 
Person hingestellt und von der Person der einzelnen Teilhaber fast 
vollständig losgelöst wird. Hierin liegt ihre Stärke, gleichzeitig 
aber auch ihre Schwäche. 

Vorzüge. 1. Der Umstand, daß der einzelne Aktionär sich 
nicht persönlich, sondern lediglich mit einer Vermögenseinlage an 
dem Unternehmen beteiligt, und der fernere Umstand, daß die Zer- 
legung des Geschäftsfonds in eine größere Anzahl verhältnismäßig 
niedriger Geschäftsanteile (Aktien), die Verteilung des Risikos auf 
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eine eventuell große Anzahl von Köpfen ermöglicht, hat zur Folge, 
daß die Aktiengesellschaft überhaupt leicht Teilnehmer findet, und 
daß der Kreis ihrer möglichen Teilnehmer noch durch solehe Per- 
sonen vergrößert wird, welche (wie Beamte, Militärs, Greise, Frauen 
u. dgl.) sich wegen ihrer Stellung oder sonst nicht direkt an Er- 
werbsunternehmungen beteiligen können. Und die weitere Folge 
hiervon ist, daß es für eine Aktiengesellschaft verhältnismäßig leicht 
ist, einen großen Geschäftsfonds sozusagen mit einem Schlage auf- 
zubringen und ebenso rasch (ruckweise) zu vergrößern. Das ist von 
großer Bedeutung, weil es eine Reihe von Unternehmungen (wie 
Eisenbahnen, Schiffahrtsunternehmungen, große Brücken, Gas- 
werke, Wasserleitungen, Elektrizitätsanlagen ete.) gibt, die nicht 
klein begonnen und sukzessiv vergrößert werden können. Ebenso 
wird durch das Aktienprinzip (Verteilung des Risikos) das Zustande- 
kommen großer riskanter Unternehmungen gefördert. 

2. Nicht minder günstige Wirkungen hat der Umstand, daß das 
Aktienunternehmen von der Person der Teilhaber losgelöst und als 
selbständige juristische Person hingestellt wird. Das Unternehmen 
wird dadurch von allen denjenigen Zufälligkeiten in der Person des 
Unternehmers (zunehmendes Alter, Kränklichkeit, Tod u. dgl.) unab- 
hängig, welche sonst den Bestand desselben bedrohen. Der Bestand 
des Unternehmens wird auf diese Weise ein viel gesicherterer, und 
dasselbe erhält überdies mehr einen öffentlich-rechtlichen Charakter, 
als ein sonstiges privates Unternehmen, und hierin liegt die große 
soziale Bedeutung der Aktiengesellschaften, deren Anfänge erst jetzt 
allmählich hervorzutreten beginnen. Der relativ gesicherte Bestand 
der Aktienunternehmungen wirkt nämlich außerordentlich günstig 
auf die Stellung ihrer Bediensteten zurück, die aus einfachen Be- 
diensteten immer mehr und mehr zu fest angestellten Beamten 
werden. Und wenn man früher den Hauptnachteil der Großindustrie 
darin erblickte, daß durch sie der Mittelstand zerrieben und die 
große Masse der Bevölkerung proletarisiert werde, zeigt sich’s gegen- 
wärtig immer deutlicher, daß aus dem Schoße der ganz großen In- 
dustrie (speziell also der Aktienunternehmungen) ein neuer, aus den 
unzähligen fest angestellten Bediensteten der Industrieunterneh- 
mungen bestehender Mittelstand emporsprießt. Und nicht minder 
schwerwiegend und erfreulich ist es, daß gerade die Aktienunter- 
nehmungen sich wegen ihres unpersönlichen Charakters gegenüber 
der modernen sozialen (Arbeiterscehutz-) Gesetzgebung viel gefügiger 
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und willfähriger erweisen, als die sonstigen privaten Unterneh- 
mungen. 

Scehattenseiten. Andererseits kann aber auch nicht ge- 
leugnet werden, daß dem Aktienwesen sehr schwerwiegende Mängel 
ankleben, die auch wieder vorwiegend auf die Loslösung des Unter- 
nehmens von der Person der Eigentümer zurückzuführen sind. Das 
Gros dieser Mängel läßt sich in nachstehnde drei Gruppen bringen: 

1. Eskann einmal das große Publikum, d.h. es können diejenigen 
Personen geschädigt werden, welche Aktionäre zu werden wünschen. 
Es sind dies die Gefahren, welehe mit der Gründung von Aktien- 
gesellschaften verbunden sind. 

2. Es ist ferner möglich, daß die Aktionäre einer bestehenden 
Aktiengesellschaft durch diejenigen Personen geschädigt werden, 
denen die Leitung des Unternehmens anvertraut ist. 

3. Es ist endlich möglich, daß das Unternehmen durch eine eigene 

Klasse von Aktionären geschädigt wird. 

ad 1. Gründungsunwesen. Die Gründung eines Aktienunter- 
nehmens erfordert sehr häufig ganz umfassende Vorarbeiten und 
namhafte Vorauslagen (Studien, Entwurf der Pläne, Reisen, Ver- 
suche, Unterhandlungen mit Behörden, Sachverständigen usw. usw.). 
Es ist daher ganz selbstverständlich, daß die Gründer, welche diese 
Vorarbeiten geleistet und die Vorauslagen bestritten haben, den Er- 
satz ihrer Barauslagen und eine angemessene Entschädigung für 
ihre Mühewaltung von der neu ins Leben tretenden Aktiengesell- 
schaft beanspruchen. Auch formell ist die Sache ganz in Ordnung, 
denn es stehen sich formell zwei vertragschließende Parteien gegen- 
über ; auf der einen Seite stehen die Gründer, welche ihre Rechnung 
präsentieren, auf der anderen Seite steht die neu gegründete Aktien- 
gesellschaft, welche diese Rechnung prüft und honoriert. In Wirk- 
lichkeit dagegen gestaltet sich die Sache allerdings minder harmlos, 
ale sie auf den ersten Blick zu sein scheint, denn speziell in der 
ersten Zeit der Aktiengesellschaft befindet sich das Gros der Aktien in 
der Regel in den Händen der Gründer, so daß diese in ihrer Eigen- 
schaft als Gründer mit sich selbst als Repräsentanten der Aktien- 
gesellschaft den Vertrag abschließen, und da liegt die Gefahr überaus 
nahe, daß sich die Gründer von der Aktiengesellschaft viel mehr an 
„Gründerlohn“ zusichern lassen, als ihnen nach den Grundsätzen des 
Rechts und der Billigkeit zukommen würde. Hierzu kommt noch der 
folgende Umstand. Es wird nämlich jener Gründerlohn fast nie 
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offen, d.h. es wird fast nie von den Gründern eine bestimmte Geld- 
summe als Ersatz ihrer Barauslagen und Entschädigung für ihre 
Mühewaltung gefordert, sondern er wird zumeist nach Möglichkeit 
verschleiert, sei es, daß sie die von ihnen eingebrachten Vermögens- 
objekte, die sog. „Apports“ (etwa eine Fabrik, ein Bergwerk, Grund- 
stücke, ein Erfindungspatent o. dgl.) zu einem übermäßigen Preise 
an die neue Aktiengesellschaft verkaufen, sei es, daß sie sich eine 
lebenslängliche Extrarente aus dem Unternehmen zusichern lassen 
o. dgl. Mitunter verzichten die Gründer scheinbar auf jeden Grün- 
derlohn und begnügen sich damit, die sämtlichen (oder doch den 
größten Teil der) Aktien zu übernehmen, um sodann den Kurs der- 
selben durch allerhand Manöver in die Höhe zu treiben und die 
Aktien mit Gewinn zu verkaufen. | 

Alle diese mitunter ziemlich fragwürdigen Operationen werden 
nur dadurch möglich, daß das Aktienunternehmen von der Person 
der Aktionäre fast gänzlich losgelöst ist. Wären die Aktionäre ge- 
zwungen, sich an dem Unternehmen dauernd zu beteiligen, oder 
würden sie nicht nur mit ihrer Einlage, sondern mit ihrem sonstigen 
Vermögen für die Geschäftsschulden haften, so könnten derartige 
Dinge nicht vorkommen. Denn je größer die Vorteile sind, welche 
die Gründer sich ausbedingen, um so mehr erscheint das Unternehmen 
geschädigt. Die Gründer würden also nur sich selbst übervorteilen 
oder müßten befürchten, daß sie hinterher von den übrigen Teil- 
nehmern gefaßt und zur Rechenschaft gezogen werden. So aber 
können die (gewissenloseen) Gründer ihren Gründergewinn ein- 
streichen und hinterher — nach dem Grundsatze „aprös nous le 
deluge“ — ihre Aktien verkaufen. 

Die Gesetzgebung, und zwar ganz besonders die deutsche, ist 
denn auch bestrebt, derartigen unlauteren Gründungsvorgängen ent- 
gegenzutreten. Der hierbei beobachtete Grundsatz ist im wesent- 
lichen der folgende: Das Gesetz verbietet den Gründern nicht, ihren 
(wohlverdienten) Gründerlohn anzustreben, allein es verlangt, daß 
dies offen und ehrlich geschehe. Aus diesem Grunde schreibt denn 
auch das Gesetz vor, daß die Gründungsvorgänge und die Vorteile 
oder Begünstigungen, welche den Gründern zugestanden werden, 
_ genau und wahrheitsgetreu dargelegt und bekanntgemacht werden, 
damit jeder, der Aktien erwerben will, wisse, woran er ist. Eine 
strenge zivilrechtliche Verantwortlichkeit und Strafen sichern die 
Befolgung der gedachten Gesetzesvorschriften. Ebendahin zielt 
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auch die Festsetzung des ziemlich hohen Minimalbetrages der 
Aktien (1000 Mark). Man will dadurch verhindern, daß uner- 
fahrene Personen (Leute aus dem Volke, die vom. Aktienwesen zu- 
meist wenig verstehen) sich an Aktiengesellschaften beteiligen und 
möglicherweise von unsoliden Gründern übervorteilt und ausge- 
beutet werden. Ob diese letztere Maßregel — da es niemandem 
verwehrt werden kann, ausländische ‚‚kleine“ Aktien zu erwerben — 
geeignet ist, das vorgesteckte Ziel zu erreichen, und ob sie als eine 
besonders glückliche bezeichnet werden darf, mag dahingestellt 
bleiben. 

ad 2. Schutz der Aktionäre gegen die Leitung. Nach dieser 
Richtung liegen die Verhältnisse unter allen Gesellschaftsformen 
bei der Aktiengesellschaft wohl am ungünstigsten. Schon der ganze 
Verwaltungsapparat ist ein furchtbar komplizierter und schwer- 
fälliger, weil sich drei und mitunter vier Instanzen (leitender 
Direktor, Verwaltungs-- oder Aufsichtsrat, Generalversammlung, 
und unter Umständen noch überdies die Staatsverwaltung) über- 
einander auftürmen, so daß die Dispositionsbefugnis der Leitung 
außerordentlich gehemmt ist. Hierzu kommt der fernere Um- 
stand, daß die leitenden Persönlichkeiten einer Aktienunter- 
nehmung nur einer sehr ungenügenden Kontrolle seitens der 
Aktionäre unterworfen sind. Der einzelne Aktionär kann seinen 
Einfluß auf die Geschäftsgebarung nur in der Generalversamm- 
lung geltend machen, und die mageren Ausweise (Jahresbericht 
und Bilanz), die er bei dieser Gelegenheit in die Hand bekommt, 
gewähren nur einen sehr dürftigen Einblick in die Geschäfts- 
führung, so daß etwaige kleinere Mißstände sich nur zu leicht der 
Kenntnis der Aktionäre entziehen. Überdies ist der einzelne 
Aktionär, der Übelstände zur Sprache bringen will, zumeist der 
Gefahr ausgesetzt, von den Großaktionären, in deren Händen die 
Leitung der Unternehmung in der Regel liegt, niedergestimmt und 
majorisiert zu werden. Endlich finden es die kleinen Aktionäre 
sehr häufig nicht der Mühe wert, sich um den Gang des Unter- 
nehmens näher zu interessieren und die Generalversammlung zu 
besuchen, sei es, weil sie ihre Aktien nicht auf die Dauer behalten 
wollen, sei es, weil eine Erhöhung oder Schmälerung der Dividende 
um eine oder zwei Mark ihnen mit Rücksicht auf ihren kleinen 
Aktienbesitz gleichgültig ist. 

Die Gesetzgebung (und zwar in erster Reihe auch wieder die 
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deutsche) ist bestrebt, auf zweifache Weise diesem Übelstande ent- 
gegenzutreten. 

1. Sie ist bestrebt, die Aktionäre mehr an das Unternehmen zu 
fesseln. Dahin zielt einmal die bereits wiederholt erwähnte Fest- 
setzung eines höheren Minimalbetrages der Aktien (1000 Mark). 
Ferner begünstigt sie — wie auch schon oben bemerkt wurde — die 
Emission von Aktien, deren Übertragung an die Einwilligung der 
Gesellschaft gebunden ist. 

2. Sie ist ferner bestrebt, der vorstehend erwähnten Majori- 
sierung der kleineren Aktionäre durch die großen wenigstens teil- 
weise einen Riegel vorzuschieben. Zu diesem Behufe werden den 
Aktionären die sog. Individualrechte, d. i. solche Rechte einge- 
räumt, die ihnen weder durch das Statut noeh durch einen Beschluß 
der Generalversammlung entzogen werden können. Es sind dies 
im wesentlichen die folgenden: 

a) das Recht, gesetz- und statutenwidrige Beschlüsse der 
Generalversammlung anzufechten ; dieses Recht steht unter gewissen 
Voraussetzungen und Beschränkungen jedem Aktionär zu; 

b) das Recht, Ansprüche der Gesellschaft aus der Gründung 
und Geschäftsführung gegen die Gründer und Emissionshäuser, 
beziehentlich gegen die Mitglieder des Vorstandes und des Auf- 
sichtsrates, zu verfolgen; dieses Recht steht (auch wieder unter 
gewissen Modalitäten) einer Minderheit von Aktionären zu, deren 
Aktienbesitz mindestens den zehnten Teil des Aktienkapitals 
darstellt; ; 

c) das Recht, Vorgänge bei der Gründung oder bei der Ge- 


schäftsführung durch gerichtlich bestellte Revisoren prüfen zu. 


lassen; dieses Recht steht (unter gewissen Modalitäten) einer 
Minorität von Aktionären zu, deren Aktienbesitz mindestens den 
zehnten Teil des Aktienkapitals darstellt; 

d) das Recht einer Minorität der Aktionäre, deren Aktienbesitz 
mindestens den zwanzigsten Teil des Aktienkapitals darstellt, die 
Einberufung einer Generalversammlung zu verlangen. 

ad 3. Gefährdung des Unternehmens durch die Aktionäre. Die 
Möglichkeit ist eine doppelte. Die Aktien sind heute bekanntlich 
ein Handelsobjekt geworden, das an der Börse täglich gekauft und 
verkauft wird, und die Folge hiervon ist, daß Aktien aus einem 
zweifachen Anlasse gekauft werden. Die einen kaufen Aktien, weil 
sie auf die Dauer eine Rente aus denselben ziehen wollen, und 
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diese Gruppe von Aktionären ist selbstverständlich an dem dauern- 
den Gedeihen der Unternehmung interessiert, sie wird daher auch 
alles perhorreszieren, was geeignet wäre, das Unternehmen zu 
schädigen. Dagegen gibt es andere Personen, welche die Aktien 
lediglich als Spekulationsobjekt betrachten und sie demgemäß nur 
kaufen, um sie bei nächster Gelegenheit mit Gewinn wieder zu ver- 
kaufen. Diesen Personen ist — je nachdem sie kaufen oder ver- 
kaufen wollen — alles erwünscht, was geeignet ist, den Kurs der 
Aktien momentan ungünstig oder günstig zu beeinflussen, selbst 
wenn das Unternehmen dadurch geschädigt wird. Wenn daher 
solche Aktionäre in der Generalversammlung erscheinen, so liegt 
die Gefahr vor, daß sie dort ihre Augenblicksinteressen auf Kosten 
des Gedeihens der Unternehmung zur Geltung zu bringen suchen 
und eventuell auch die Aufstellung einer unrichtigen Bilanz begün- 
stigen werden. Und ähnliches muß befürchtet werden, wenn die 
Aktien infolge ihres niedrigen Nominalbetrages (wie beispielsweise 
1 Pfund Sterling-Aktien in England) in solehe Schichten der Be- 
völkerung eindringen, die vom Aktienwesen wenig oder nichts ver- 
stehen. Der einzige Schutz gegen derartige Eventualitäten besteht 
darin, daß durch das Gesellschaftsstatut das Stimmrecht in der 
Generalversammlung an einen größeren Aktienbesitz geknüpft 
wird, — ein Auskunftsmittel, welches durch die bestehende Gesetz- 
gebung in Deutschland (8 252 des Handelsgesetzbuchs) den Aktien- 
gesellschaften verboten ist. 
£&) Die Gesellschaftmitbeschränkter Haftung 
(Deutschland Gesetz vom 20. April 1892, Österreich Gesetz vom 
. März 1906) ist ein Mittelding eibaheır der offenen Gesellschaft 
und der Aktiengesellschaft. Sie kommt im allgemeinen der offenen 
Handelsgesellschaft nahe, unterscheidet sich aber von dieser da- 
durch, 1. daß sie durch die Eintragung in das Handelsregister die 
Rechte einer juristischen Person erlangt, 2. daß die Mitglieder nur 
mit ihrer Vermögenseinlage haften, und 3. daß sie ebensogut 
% oder 3 wie 100 oder mehr Mitglieder umfassen kann. Die 
wichtigsten, für das Wesen der Gesellschaft charakteristischen 
zwingenden Vorschriften sind: 1. Zur Errichtung bedarf es einer 
gerichtlichen oder notariellen Urkunde. 2. Die Firma kann eine 
Sach- oder Personenfirma sein, muß aber den Beisatz ‚mit be- 
schränkter Haftung“ enthalten. 3. Das Stammkapital muß minde- 
stens 20000 Mark, die Stammeinlage jedes Genossenschafters 
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mindestens 500 Mark betragen. 4. Die Gesellschaft muß einen oder 
mehrere Geschäftsführer haben, welche jedoch nicht Gesellschafter 
zu sein brauchen. 5. Der Geschäftsanteil der Gesellschafter kann 
für die einzelnen ein verschiedener, muß aber stets in Mark durch 
100 teilbar sein. 6. Die Haftpflicht des Gesellschafters beschränkt 
sich auf seinen Geschäftsanteil. 7. Im Gesellschaftsvertrage darf 
eine Nachschußfrist der Teilnehmer ausgesprochen werden, doch 
kann sich das einzelne Mitglied durch Dereliktion seines Geschäfts- 
anteils von dieser Verpflichtung befreien. 8. Das Stammkapital 
muß vollständig eingezahlt sein und darf nicht durch Auszahlungen 
an Gesellschafter verringert werden. — Eine Veröffentlichung der 
Bilanz ist, außer für Bankbetriebe, nicht vorgeschrieben. 

Die in Rede stehende Gesellschaftsform, die seither in Deutsch- 
land eine weite Verbreitung gefunden hat, vereinigt in sich die 
Vorzüge der offenen Handelsgesellschaft und die der Aktiengesell- 
schaft, weil sie — wie erwähnt — ebensogut für eine ganz kleine wie 
für eine große Zahl von Mitgliedern paßt. Sie hat aber überdies 
vor der offenen Handelsgesellschaft das voraus, daß die Haftpflicht 
der Teilnehmer auf die Einlage beschränkt ist und daß die Mit- 
glieder im Geschäfte nieht persönlich mittätig sein müssen. Gegen- 
über der Aktiengesellschaft hat sie den Vorzug, daß sie sich eine 
viel freiere Verfassung geben kann, ferner daß keine frei übertrag- 
baren Anteilscheine ausgegeben werden dürfen, und daß infolge- 
dessen das ganze Gründungsunwesen fortfällt. 

h) Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften sind Gesellschaften von nicht geschlossener Mitglieder- 
zahl und veränderlichem Geschäftsfonds zum Betriebe einer Unter- 
nehmung. Die Mitgliederzahl ist eine veränderliche, und ebenso 
veränderlich ist der Geschäftsfonds, denn der Genossenschaft 
können täglich neue Mitglieder beitreten, welche sodann ihre Ge- 
schäftsanteile einzuzahlen haben ; umgekehrt können die Mitglieder 
beliebig ihren Austritt anmelden und erhalten (unter gewissen 
Kautelen und nach Ablauf einer bestimmten Frist) dann ihre Ge- 
schäftsanteile zurück. Die Mitglieder haften für die Verbindlich- 
keiten der Unternehmung nicht nur mit der Einlage, sondern 
darüber hinaus mit ihrem sonstigen Vermögen, und zwar soli- 
darisch. Diese Solidarität kann eine unbeschränkte oder eine be- 
schränkte sein. Im ersten Falle ist die Möglichkeit denkbar, daß ein 
einziges zahlungsfähiges Mitglied der Genossenschaft zur Bezahlung 
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der Geschäftsschulden — selbst wenn diese in die Millionen gehen 
sollten — verhalten werden kann. Allerdings steht dem Betreffen- 
den ein Regreßrecht gegen die übrigen Genossenschafter zu; allein 
dieser Trost ist ein sehr fragwürdiger, wenn die übrigen Genossen- 
schafter unbemittelte Leute sind. Bei der beschränkten Solidarhaft 
muß der Betrag, bis zu welchem jeder Genossenschafter iber seine 
Einlage hinaus haftet, im Gesellschaftsvertrage festgesetzt sein. 
Dieser Betrag muß mindestens der Geschäftseinlage gleich sein. 
Hier kann also im ungünstigsten Falle der Genossenschafter seine 
Geschäftseinlage verlieren und zur Nachzahlung der festgesetzten 
Summe verhalten werden. Die Genossenschafter haben eventuell 
(wenn dies im Gesellschaftsvertrage ausgesprochen ist) das Recht, 
im gesellschaftlichen Unternehmen mittätig zu sein. Das Gesetz 
schreibt für die Genossenschaften die gleichen Organe vor wie für 
die Aktiengesellschaft, nämlich: Generalversammlung, Vorstand 
und Aufsichtsrat. Das ältere deutsche Gesetz vom 4. Juli 1868 
schrieb für die Genossenschaften ausnahmslos die unbeschränkte 
Solidarhaft vor. Das deutsche Gesetz fand in den übrigen euro- 
päischen Staaten vielfache Nachahmung, jedoch mit dem Unter- 
schiede, daß diese Gesetze neben der unbeschränkten auch die 
beschränkte Solidarhaft gestatteten. Infolgedessen fand sich schließ- 
lich auch Deutschland veranlaßt, in seinem Gesetze vom 1. Mai 1889 
die Bildung von Genossenschaften mit beschränkter Haftpflicht 
zuzulassen. 

Die wesentlichsten Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
sind: Kreditvereine (gewerbliche und landwirtschaftliche für den 
Personal- und teilweise auch für den Immobiliarkredit); Vereine 
zum Einkauf von Lebensmitteln (Konsumvereine), von Rohstoffen 
für Gewerbetreibende (Rohstoffgenossenschaften), von Saatgut, 
Düngemitteln u. dgl. für Landwirte im großen und Verkauf dieser 
Artikel im kleinen (vorwiegend an die Mitglieder) ; Vereine zum 
gemeinsamen Verkauf gewerblicher oder auch landwirtschaftlicher 
Produkte (Magazingenossenschaften, landwirtschaftliche Absatz- 


_ genossenschaften) ; Vereine zum gemeinsamen Betriebe eines Pro- 


duktionszweiges (gewerbliche Produktivgenossenschaften, bäuer- 
liche Molkerei- usw. Genossenschaften); landwirtschaftliche Ge- 
nossenschaften zum Ankauf und Halten von Zuchttieren, landwirt- 
schaftlichen Maschinen u. dgl. ; Häuserbaugenossenschaften usw. usw. 

Die Heimat der Genossenschaften ist England, wo bereits im 
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18. Jahrhundert kleine Kramläden (co-operative store) vorkamen, 
die von mehreren Teilnehmern als Erwerbsunternehmen gehalten 
wurden und (selbstredend) nur an fremde Kunden verkauften. 
Mehrfach auch kam es vor, daß die Teilnehmer — wenn das Ge- 
schäft gut ging — eine kleine Mühle errichteten oder erwarben, 
welche den Kramladen mit Mehl versorgte. Von England ver- 
breiteten sich die Genossenschaften nach Frankreich und später 
nach Deutschland, wo sie speziell in den fünfziger und sechziger 
Jahren an Schulze- Delitzsch (unterstützt von V. A. Huber) 
einen eifrigen Förderer fanden. Schulze-Delitzsch, der damals 
im Gegensatze zu Lassalle (Arbeiterassoziationen mit „‚Staats- 
hilfe“) die auf „Selbsthilfe“ gegründeten Genossenschaften empfahl, 
war naiv genug, zu glauben, daß es ihm gelingen werde, mit seinen 
Genossenschaften die soziale Frage zu „lösen“. Er übersah hier- 
bei nur die Kleinigkeit, daß die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften ganz gute Gesellschaftsformen für kleine selbständige Unter- 
nehmer (Handwerker und allenfalls Bauern) sind, daß sie aber — 
abgesehen von Konsumvereinen und in ganz vereinzelten Ausnahmen 
von Produktivgenossenschaften — für Fabrikarbeiter gar keinen 
Sinn haben. | 
Die Sehulzeschen Genossenschaften leiden ganz besonders an 
dem Umstande, daß sie — wie man zu sagen pflegt — auf „kapita- 
listischer Grundlage“, d.h. daß sie auf dem Prinzip der Geschäfts- 
anteile aufgebaut sind. Dieser Irrtum war allerdings ein entschuld- 
barer. Jede Unternehmung benötigt selbstverständlich einen ge- 
wissen Geschäftsfonds; es war daher ein ganz naheliegender Ge- 
danke, daß Schulze den kleinen Handwerkern und Arbeitern 
empfahl, sie möchten diesen Geschäftsfonds durch Einzahlung von 
Geschäftsanteilen (und-zwar in ganz kleinen Raten von wenigen 
Groschen) aufbringen. Allein damit war seinen Genossenschaften 
sozusagen der Krankheitsstoff schon von Hause aus eingeimpft. 
Im Gegensatze zu England, wo die gesellschaftlichen Kramläden 
(also die Konsumvereine) den Ausgangspunkt der Genossenschafts- 
bewegung bildeten, begünstigte Schulze ganz besonders die Grün- 
dung von Kreditgenossenschaften (der sog. Volksbanken). Weil 
aber die Geschäftseinlagen der Genossenschafter das Stammver- 
mögen bildeten, war es auch wieder sehr begreiflich, daß die Ge- 
nossenschafter (genau wie die Mitglieder einer Aktiengesellschaft) 
eine möglichst hohe Dividende auf ihre Geschäftsanteile in erster 
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Linie anstrebten, und so kam es denn, daß ein guter Teil dieser 
Kreditgenossenschaften zu reinen Wuchergesellschaften ausartete, 
und daß bei den Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften über- 
haupt die soziale Seite ihrer Aufgabe (die Förderung der Wirt- 
schaft der Teilnehmer) zurück- und das Streben nach Gewinn mehr 
in den Vordergrund trat. 

Der zweite Mangel, der den Scehulzeschen Genossenschaften 
anklebt, ist der folgende. Der Zweck der Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften geht doch dahin, den Angehörigen des betreffenden 
Berufsstandes aufzuhelfen. Wenn also beispielsweise die Schuh- 
macher eines Ortes sich zusammentun und eine Rohstoffgenossen- 
schaft begründen, so geht ihre Absicht nicht dahin, einen möglichst 
rentablen und schwunghaften Lederhandel zu betreiben, sondern sie 
wollen sich den Bezug eines möglichst guten und billigen Leders 
sichern. Allein gerade dieses Ziel wird dadurch in Frage gestellt, 
daß die Genossenschaft auf dem Prinzip der Geschäftsanteile auf- 
gebaut ist, weil gar keine Garantie dafür geboten ist, daß die Ge- 
schäftsanteile nach dem Tode der ersten Genossenschafter wieder 
in die Hände von Schuhmachern übergehen. Und vererben sich die 
Geschäftsanteile im Laufe der Zeit an Angehörige anderer Berufs- 
stände, so ist es evident, daß diese gar kein Interesse daran haben 
werden, die Schuhmacher mit gutem und billigem Leder zu ver- 
sorgen, und daß ihre Absicht lediglich dahin gehen wird, aus dem 
genossenschaftlich betriebenen Lederhandel möglichst viel Gewinn 
zu. ziehen. 

Diese Klippen wissen die Raiffeisen- Vereine sehr glück- 
lich zu umschiffen. Raiffeisen (geb. 1818, gest. 1888, seiner 
amtlichen Stellung nach Bürgermeister in Heddersdorf bis 1866, 
dann im Ruhestand lebend), war bemüht, das kapitalistische Moment 
von seinen Vereinen fernzuhalten und einen Fonds zu schaffen, der 
seinem sozialen Zwecke nicht entfremdet werden kann. Sein 
Streben ging in erster Reihe dahin, der bäuerlichen Landbevölke- 
rung einen billigen Kredit zu verschaffen. Er empfahl daher seinen 
Anhängern, sich (dorfweise) zu Genossenschaften mit Solidarhaft 
zusammenzuschließen, aber, wenn möglich, keine Geschäftsanteile 
einzuzahlen. Der notwendige Geschäftsfonds der „Darlehenskassen- 
vereine“ soll aufgebracht werden (eventuell durch Spenden, ganz 
besonders aber) durch unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Dar- 
lehen von Freunden und Gönnern der Bewegung und durch Spar- 
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einlagen des Publikums, und die Genossenschafter sollten sich ver- 
pflichten, für diese Passiva der Kässe solidarisch zu haften. Die so 
einfließenden Gelder sollen gegen etwas höhere (aber tunlichst 
mäßige) Zinsen zu Darlehen an die Mitglieder verwendet werden. 
Der auf diese Weise erzielte Gewinn — und das ist das punctum 
saliens der Raiffeisen - Kassen — ist zu einem „Vereinskapital“ 
anzusammeln, an welchem die Mitglieder der Genossenschaft keinen 
Anteil haben, welches also seinem Zwecke nicht entzogen werden 
kann. Als dann später das Genossenschaftsgesetz erschien und die 
Gerichte Vereine ohne Geschäftsanteile der Mitglieder nicht zu- 
lassen wollten, empfahl Raiffeisen seinen Anhängern, kleine 
Geschäftsanteile (zu etwa 25 Mark o. dgl.) zwar einzuzahlen, in die 
Vereinsstatuten aber die Bestimmung aufzunehmen, daß die Divi- 
dende einen möglie*st niedrigen Betrag nicht übersteigen dürfe 
und daß der ganze Gewinnüberschuß zu dem vorhin erwähnten 
‚, Vereinskapital“ zu schlagen sei. 

Raiffeisen empfahl ferner, den Bezirk jeder Darlehens- 
kasse möglichst klein (etwa auf je 1500 Seelen) abzugrenzen, damit 
die Mitglieder sich möglichst genau kennen und sich (bezüglich der 
Verwendung der erhaltenen Darlehen) kontrollieren können. Die 
Kassen sind in erster Reihe zwar Darlehenskassen, sie ziehen aber 
dann auch andere Geschäftszweige in den Bereich ihrer Tätigkeit, 
wie den gemeinsamen Einkauf von Saatgut, Düngemitteln u. dgl., 
ferner den gemeinsamen Absatz der landwirtschaftlichen Produkte. 
Endlich — und das fällt auch wieder außerordentlich schwer ins 
Gewicht — sind die Raiffeisen - Kassen bestrebt, das Bauern- 
land in den Händen der Bauern zu erhalten. Wenn nämlich eine 
Bauernwirtschaft in Exekution gezogen wird und zur Subhastation 
gelangt, so sucht die Kasse das Objekt zu ersteigern. War der 
Exekut ein sonst ordentlicher Wirt, so wird die Wirtschaft an ihn 
verpachtet und ihm die Möglichkeit geboten, die Wirtschaft wieder 
zurückzukaufen. Ist dies nicht der Fall, so trachtet die Kasse, die 
Wirtschaft an einen anderen bäuerlichen Landwirt zu verkaufen. 

i) Die Gewerkschaft nach Bergrecht. Ein Berg- 
werk ist kein „Kapital“, kein Feld, welches jährliche Früchte 
trägt, sondern ein Vorrat von nutzbaren Mineralien, der langsam 
abgebaut wird, so daß schließlich nichts mehr übrigbleibt. Und 
selbstverständlich sind mit der Anlage eines Bergwerks namhafte 
Auslagen verbunden, die erst hereingebracht werden können, wenn 
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die Lagerstätte angebohrt ist. Ist das eine Lager abgebaut und ver- 
mutet man, bei fortgesetzter Bohrung auf ein zweites Lager zu 
stoßen, so sind selbstverständlich weitere Auslagen notwendig, die 
auch wieder erst dann ersetzt werden, wenn die neue Lagerstätte 
abgebaut wird. Dementsprechend ist denn die Verfassung der 
Gewerkschaft konstruiert. Das „Grubenfeld“ (die Bergbau- 
berechtigung) wird nämlich in ideelle Anteile, die sog. „Kuxe“ 
(nach älterem deutschen Rechte 128, jetzt 100 or 1000), zerlest, 
welche (ebenso wie die Aktien einer Aktiengesellschaft) von den 
Teilnehmern der Gesellschaft (den ,„Gewerken“) übernommen 
werden. Die Gesellschaft hat jedoch keinen bestimmten Geschäfts- 
fonds, sondern der Besitzer von Kuxen übernimmt lediglich die Ver- 
pfliehtung (von der er sich allerdings durch Dereliktion seiner 
Kuxe befreien kann), diejenige Summe einzuzahlen, die zur Anlage 
des Bergwerks als notwendig befunden wird. Wird diese Summe 
erschöpft, noch ehe die Lagerstätte der Mineralien angebohrt ist, 
so werden weitere Einzahlungen ausgeschrieben, und dies dauert so 
lange, bis die Lagerstätte erreicht ist. Nun beginnt die Ausbeute, 
welche nach Kuxen verteilt wird. Aber — und das ist das Charak- 
teristische — die Einzahlung (die „Zubuße‘) ist keine „‚Kapital“- 
einzahlung, sondern eine Bestreitung der Auslagen, und die Aus- 
beute ist kein „Zins“, sondern einfach der Gewinn, der verteilt wird. 


(2) 


8. Die Unternehmung in den Händen einer 
öffentlichen Korporation. 


Wir besitzen heute eine Reihe von Unternehmungen, die sich 
in den Händen des Staates, der Gemeinde, der Provinz usw., oder 
einer Berufsgenossenschaft (etwa der Kaufmannschaft eines Ortes 
o. dgl.) befinden. Sie können bekanntlich einen mehrfachen Zweck 
verfolgen: sie können, wie etwa die staatlichen Monopolunterneh- 
mungen, den Zweck verfolgen, die Bürger zu besteuern ; sie können, 
wie etwa die öffentlichen Museen, Bibliotheken u. dgl., den Zweck 
verfolgen, dem öffentlichen Wohle zu dienen, so daß ihre Benützung 
dem Publikum gratis oder gegen ein unverhältnismäßig niedriges 
Entgelt zur Verfügung gestellt wird usw. Alle diese Arten von 
öffentlichen Unternehmen sollen hier unberücksichtigt bleiben und 
es soll an dieser Stelle nur von denjenigen Unternehmungen gehan- 
delt werden, aus denen (wie etwa aus den staatlichen Eisenbahnen, 
Landgütern,  Bergwerken, den kommunalen Banken, Gaswerken 
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u.’ del.) die betreffende Körperschaft annähernd einen AnSee 
birsemliehen Gewinn ziehen will. 

Derartige Unternehmungen haben den großen Vorteil, daß sie 
für die Zwecke der betreffenden Gesamtheit Geld verdienen und daß 
demgemäß die Beitragsleistungen‘ der Bürger (die Steuern usw.) 
niedriger gehalten sein können. Andererseits spielt bei dem Be- 
triebe derartiger Unternehmungen die Rücksicht auf das öffentliche 
Wohl denn doch wesentlich mit, und demgemäß wird in der Regel 
die fragliche Unternehmung bestrebt sein, die Preise für ihre Ar- 
tikel oder Leistungen etwas niedriger zu halten und dem Publikum 
möglichst Gutes und Solides zu leisten oder zu liefern. 


4. Die gemischt-öffentliche Unternehmung. 

In der jüngsten Zeit kommt es mehrfach ‘vor, daß Unter- 
nehmungen in der Form einer Erwerbsgesellschaft (Aktiengesell- 
schaft, Gesellschaft mit beschränkter Haftung o. dgl.) ins Leben 
gerufen werden, an der sich neben Privatkapitalisten eine Körper- 
schaft öffentlichen Rechts (Staat, Provinz, Gemeinde o. dgl.) mit 
einer Einlage beteiligt. Mitunter enthalten die Statuten die Be- 
stimmung, daB die privaten Anteile im Wege einer periodischen 
Verlosung aus den Gebarungsüberschüssen zurückgezahlt werden 
sollen, so daß der Staat (Provinz, Gemeinde o. del.) nach Ablauf 
einer Reihe von Jahren in das alleinige Eigentum des Unter- 
nehmens gelangt. Die Geschäftsstatuten bieten selbstverständlich 
die Handhabe, der betreffenden öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
den maßgebenden Einfluß auf die Leitung des Unternehmens (durch 
Ernennung der Beamten oder sonst) dauernd zu sichern. Ein 
wesentlicher Vorteil dieser Konstruktion einer Unternehmung ist 
es, daß der Staat (Provinz, Gemeinde o. dgl.) mit verhältnismäßig 
geringen finanziellen Opfern eine ihm wünschenswert erscheinende 
Anlage in die Hand bekommt. Ein fernerer Vorteil ist es, daß 
durch die Beteiligung von geschäftskundigen Personen an der Lei- 
tung das Unternehmen gegen die Gefahr einer rein bureau- 
kratischen Gebarung geschützt ist, und daß die von der fraglichen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft in die Leitung delegierten 
Beamten die Gelegenheit haben, sich den notwendigen kaufmänni- 
schen Geschäftsgeist anzueignen. Handelt es sich darum, einen Teil 
des Geschäftsfonds im Wege eines Prioritätsanlehens aufzubringen, 
so ist die gemischt-öffentliche Unternehmung jedenfalls in einer 
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günstigeren Position, als eine einfache private Erwerbsgesell- 


schaft !). 


5. Die Unternehmungals für sieh bestehende 
| juristische Person. 


Die Unternehmungen dieser Art sind nicht zahlreich; es sind 
dies vorwiegend (oder vielleicht ausschließlich) die älteren Spar- 
kassen, die als humanitäre Institute, wie eine Stiftung, als für sich 
bestehende juristische Personen (die weder Privatpersonen noch 
einer Korporation gehören) gegründet wurden. Der Umstand, daß 
derartige Unternehmungen niemandem gehören und daß sie dem- 
gemäß nicht gezwungen sind, nach Gewinn zu jagen, gewährt den 
Vorteil, daß sie ihr Streben ausschließlich auf ihren (in der Regel 
gemeinnützigen) Zweck konzentrieren können, wie dies bei den 
betreffenden Sparkassen tatsächlich der Fall ist. Andererseits liegt 
die Gefahr einer — wenn nicht verschwenderischen, so doch —: 
unökonomischen Gebarung vor. Hierzu kommt noch ein fernerer 
Umstand. Es ist begreiflicherweise ganz unmöglich, den Betrieb 
der in Rede stehenden Unternehmungen derart einzurichten, daß 
die Einnahmen und Ausgaben sich genau ausgleichen; man muß 
auch hier einen bescheidenen Gewinn anstreben, um unvorher- 
gesehene Verluste decken zu können. Dieser bescheidene Gewinn 
summiert sich im Laufe der Jahre so, daß sich in den Händen dieser 
Unternehmungen häufig ein nach Millionen zählendes Vermögen 
ansammelt, das niemandem gehört, und für dessen Erträgnis man 
keine richtige Verwendung hat. 


Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft, 8. 97ff. 
Schäffle, Die Anwendbarkeit der verschiedenen Unternehmungsformen, In der 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd, 25, S. 261 ff. 

Derselbe, Lehrbuch, 2. Aufl., S. 205 ff. 

OÖ. Michaelis, Die Bergbaugenossenschaft. In der Zeitschrift für Volkswirtschaft 
und Kulturgeschichte, Jahrgang 1863, Bd. 4, S. 85 ff. 

v. Philippovich, Grundriß, 2. Aufl., S. 151 ff. 

Artikel: „Handelsgesellschaften“, „Aktiengesellschaft“, „Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften“, „Darlehenskassenverein“, „Bergbau“ im Handwörterbuch 

| der Staatswissenschaften. 

Schönberg, Handbuch, 4. Aufl., Bd. 1, S. 220 ff. 


-1) Dr. Arnold v. Krasny, Die gemischt und öffentlichen Unternehmungen in 
der Neuen freien Presse vom 13, und vom 14, Juni 1918. 
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G. Der Staat. 


Das Verhältnis der Staatsgewalt zur Volks. 
wirtschaft. Der Gedanke, daß der Staat ein sehr wesentlicher 
Faktor des Wirtschaftslebens sei, d. h. der Gedanke, daß die gesamte 
Volkswirtschaft eines Landes nach allen Richtungen hin von der 
Staatsgewalt beeinflußt werde, ist ebenso alt wie die Wissenschaft 
der Nationalökonomie. Der durch den Kampf der landesfürstlichen 
Gewalt mit den Ständen hervorgerufene steigende Finanzbedarf 
der Staaten mußte bei den Regierenden das Bestreben hervorrufen, 
die Steuerkraft der Völker zu heben, und so entstand seit dem Be- 
ginne der sog. „neuen Zeit“ jene Regierungspraxis der Staaten, die 
wir als „Merkantilsystem“ zu bezeichnen gewohnt sind. Die Re- 
gierungspraxis gab einerseits -— wie bereits an früherer Stelle 
(8.41 ff.) hervorgehoben wurde — den Anstoß zum nationalökono- 
mischen Denken überhaupt, sie erzeugte andererseits aber zugleich 
den jene ganze Periode beherrschenden Gedanken, daß der Wohl- 
stand der Bevölkerung und das Gedeihen der gesamten Volkswirt- 
schaft in erster Reihe von den Maßnahmen der Regierung abhänge. 
Die Nachfolger der Merkantilisten, die Physiokraten und nach 
ihnen die Vertreter der sog. liberalen Ökonomie, nahmen bekannt- 
lich den entgegengesetzten Standpunkt ein. Sie verwerfen auf das 
nachdrücklichste jede Einmischung der Staatsgewalt in das Wirt- 
schaftsleben, weil sie von der Anschauung ausgehen, daß sich in der 
wirtschaftlichen Tätigkeit der einzelnen eine Art von Naturprozeß 
(‚das freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte“) vollziehe, und daß 
daher jeder Eingriff der Regierung diesen Naturprozeß nur störend 
beeinflussen könne. Die Konsequenz. hiervon ist, daß in den 
nationalökonomischen Lehrbüchern und Schriften jener Zeit der 
zwischen Staat und Volkswirtschaft notwendig bestehende Zusam- 
menhang nie von seiner positiven Seite beleuchtet, sondern daß 
immer nur, und zwar bei jeder Gelegenheit, darauf hingewiesen 
wird, wie außerordentlich schädlich es sei, wenn die Regierung sich 
in die wirtschaftlichen Dinge einmischen wolle. — Immerhin aber 
— ob man nun in der Regierung die himmlische Vorsehung auf 
Erden, oder ob man in ihr nur den „Racker von Staat“ erblickte — 
wurde auf diese Weise der Gedanke wach erhalten, daß.der Staat 
ein Faktor sei, mit dem die Wissenschaft der Nationalökonomie in 
irgendeiner Weise zu rechnen habe. In den letzten Dezennien 
— genau gesprochen, seit Adolf Wagners Rede über die soziale 
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Frage, gehalten auf der freien kirchlichen Versammlung evange- 
lischer Männer in der königlichen Garnisonkirche zu Berlin am 
12. Oktober 1871 (Berlin 1872), und seit der Gründung des „Ver- 
eins für Sozialpolitik“ — hat sich in der volkswirtschaftlichen 
Literatur Deutschlands ein, wenn man so sagen darf, staatsfreund- 
licher Umschwung vollzogen und ist es üblich geworden, in den 
Hand- und Lehrbüchern der Nationalökonomie das Verhältnis der 
Staatsgewalt zur Volkswirtschaft in einem eigenen Kapitel zu er- 
örtern. 

Der Staat nun tritt der Volkswirtschaft in fünffacher Eigen- 
schaft gegnüber: 

1. als Schützer und Hüter des Friedens und der Ordnung, 
. als Steuerfordernder, 
. als Wirtschaftssubjekt, d. i. als Produzent und Konsument, 
. als Gesetzgeber und 

. als Regierender, d. h. durch seine Wirtschaftspolitik. 

1. Der Staatals Schützer und Hüter des Frie- 
densundder Ordnung. Der Versuch, den Staat von dieser 
Seite zu betrachten, hat allerdings nur ein theoretisches Interesse, 
weil es eine Volkswirtschaft außerhalb des Staates nicht gibt, allein 
in einem Lehrbuche der theoretischen Nationalökonomie darf auch 
eine derartige theoretische Erörterung nicht fehlen. Will man die 
Bedeutung des Staates als Schützer und Hüter des Friedens und 
der Ordnung richtig würdigen, so muß man sich gegenwärtig halten, 
daß dort, wo eine größere Zahl von Menschen beisammenwohnt, auch 
sofort-eine ganze Reihe von sog. öffentlichen Angelegenheiten auf- 
taucht, die erledigt werden müssen. Besäßen die Betreffenden kein 
geordnetes Staatswesen, so müßten die Bürger abwechselnd zur Be- 
sorgung dieser Angelegenheiten herangezogen werden. Es müßte 
also der einzelne beispielsweise jedesmal an einem Tage im Monat 
den Wachdienst besorgen, an einem zweiten Tage als Geschworener 
fungieren, an einem dritten Tage die Kinder in der Schule unter- 
richten, an einem vierten Tage die Kranken im Krankenhause 
pflegen, wieder an einem anderen Tage Wegebaufronden leisten usw. 
Und der Effekt hiervon wäre, daß einerseits diese öffentlichen Ar- 
beiten in sehr unzulänglicher Weise besorgt würden, und daß an- 
dererseits jeder einzelne in seiner geeigneten Wirtschaftsführung 
kontinuierlich gestört wäre. Dadurch, daß der Staat dazwischen- 
tritt und daß er eine Anzahl von Personen an sich zieht, denen er 
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die fraglichen Funktionen dauernd überträgt, vollzieht sich eine 
Sonderung der Berufsbeschäftigungen, welche bewirkt, daß einer- 
seits jene öffentlichen Diener eine größere Sachkenntnis erlangen, 
und daß andererseits die Bürger sich ungestört ihren Arbeiten wid- 
men können, d. h. also daß alle Aufgaben mit dem relativ geringsten 
Se ii. bewältigt werden. 

2. Der Staat als Bin ent Der Preis, 
den die Bürger dem Staate für diese seine Dienstleistung zu zahlen 
haben, besteht in den Steuern, und damit ist abermals der Staats- 
gewalt ein weitgehender Einfluß auf die Volkswirtschaft einge- 
räumt. Die Steuern — weil sie (scheinbar) das Einkommen der 
einzelnen schmälern — werden von den Bürgern als ein Druck 
empfunden, und jeder Druck ruft bekanntlich eine Reaktion her- 
vor. Das Nächstliegende ist, daß diejenige Wirtschaft, welche zu- 
nächst von einer Steuer getroffen wird, bestrebt ist, die Steuer einer 
anderen Wirtschaft, mit der sie im Verkehr steht, ganz oder teil- 
weise zuzuschieben. Auf diese Weise wird durch die Steuer der 
große, unendlich weit verzweigte (und im Detail nie ganz genau zu 
verfolgende) Prozeß der Steuerabwälzung ausgelöst. Weiter ist es 
naheliegend, daß derjenige, dessen Einkommen durch die Steuer 
seschmälert wird, sich bestrebt, diesen Ausfall durch größeren Fleiß, 
durch eine sorgsamere und bessere Wirtsehaftsführung o. dgl. wenig- 
stens zum Teil wieder hereinzubringen. Man bezeichnet dies als 
die erziehende Wirkung der Steuern. Endlich kann es nicht aus- 
bleiben, daß durch die Steuer die Existenz so mancher Wirtschaft 
(namentlich der mindest rentablen Betriebe) unmöglich gemacht 


wird, so daß neue Wirtschaften an die Stelle der untergehenden 


treten. 

Im vorstehenden wurden die — wenn man so sagen darf — un- 
beabsichtigten Wirkungen der Steuer angedeutet. Die Staatsgewalt 
kann aber auch einen Schritt weitergehen und die Steuerlast absicht- 
lich derart verteilen, daß gewisse Klassen der Bevölkerung schwerer 
oder weniger schwer getroffen werden. In der Zeit vor der franzö- 
sischen Revolution war bekanntlich der Adel und der Klerus steuer- 
frei; heute herrscht umgekehrt das Bestreben vor, die unbemittelten 
Volksklassen tunlichst zu entlasten und die Steuern mehr auf die 
kräftigeren Schultern der besitzenden Klassen zu legen (die SDE. 

„soziale Steuerpolitik“). 
Endlich steht der Regierung (bis zu einem gewissen Grade) die 
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Verfügung über die einfließenden Steuergelder zu, und es ist für 
die gesamte Volkswirtschaft von der allergrößten Bedeutung, wie 
diese Gelder, d. h. ob sie mehr zur Bestreitung sog. unproduktiver 
Auslagen oder zur Förderung des allgemeinen Wohles (Herstellung 
von Kommunikationsanstalten, Errichtung von Schulen, Hintanhal- 
tung von Überschwemmungen u. dgl.) verwendet werden. 

8. Der Staat als Wirtschaftssubjekt, d. h. als 
Konsument undals Produzent. Der Staat ist jedesmal 
der größte Konsument im Lande und übt als soleher nicht nur einen 
weitgehenden Einfluß auf die Preise aus (Warenpreise und Preise 
der Arbeit), sondern ist für alle Wirtschaften, die für ihn produ- 
zieren (Armeelieferanten u. dgl.), in erster Reihe maßgebend. 

Der Staat ist ferner (als Besitzer von Forsten, Bergwerken, von 
Eisenbahnen, als Inhaber etwa des Tabak-, Salz-, Zündhölzchen-, 
Branntweinmonopols, der Post usw.) gleichzeitig in der Regel auch 
der größte Produzent im Lande und übt als soleher auch wieder 
einen weitgehenden Einfluß auf die Preise der betreffenden Artikel 
oder Leistungen sowie auf die Löhne (und die sonstigen Bedin- 
sungen) der Arbeit aus. (Man bedenke, von welch außerordent- 
' licher Tragweite es auch für die privaten Wirtschaften ist, wenn 
z. B. in allen Staatswerkstätten etwa der achtstündige Normal- 
arbeitstag eingeführt oder wenn den Arbeitern in den Staatswerk- 
stätten die Pensionsberechtigung zuerkannt wird o.dgl.) Die Zahl 
der Tätigkeiten, welche der Staat in dieser Weise ausübt, ist keine 
feststehende; er kann immer neue Produktionszweige oder Arbeits- 
gebiete in den Kreis seiner Tätigkeiten einbeziehen, und wenn er 
es tut, so bleibt dies begreiflicherweise nicht ohne Rückwirkung auf 
die Volkswirtschaft, weil dadurch vielleicht (z. B. durch Einführung 
eines Staatsmonopols) der Betrieb gewisser privater Unterneh- 
mungen ganz unmöglich gemacht wird, oder weil diese wenigstens 
gezwungen werden, ihren Betrieb den neuen geänderten Verhält- 
nissen anzupassen. Speziell wir in unseren Tagen haben es erlebt, 
daß der Staat eine Anzahl von Produktions- und Arbeitsgebieten 
(Verstaatlichung der Eisenbahnen, des Telegraphen, des Telephons, 
die Übernahme der Arbeiterversicherung, die geforderte Verstaat- 
lichung der Kohlenbergwerke, die Einführung des Branntwein- 
monopols in der Schweiz usw.) neu in die Hand genommen hat. 
Ad. Wagner hat sich durch diese Erscheinung veranlaßt ge- 
funden, von einem „Gesetz der wachsenden Ausdehnung der Staats- 
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tätigkeiten“ zu sprechen. Die Zeit nach dem Kriege wird wohl in 
allen Staaten eine Reihe von neuen Monopolen bringen, weil die 
riesige Schuldenlast, die jeder der kriegführenden Staaten auf sich 
zu nehmen gezwungen war, es gebieterisch fordert, daß den Staaten 
neue Einnahmsquellen erschlossen werden. Als solehe Monopole 
dürften zunächst in Frage kommen: Zündhölzchen, Zucker und son- 
stige Süßstoffe, Branntwein, Kohle, die Ausnutzung der Wasser- 
kräfte (Elektrizität), der Getreidehandel u. a. 

4. Der Staat als Gesetzgeber. Der Staat übt ferner 
in seinem Territorium die Gesetzgebung aus und hat somit die 
Macht, die Volkswirtschaft zu regeln. Von fundamentaler Bedeu- 
tung nach dieser Richtung hin ist die Gesetzgebung über das Eigen- 
tum, über das Erbrecht und über das Verkehrsrecht. 

a) Das Eigentum wird gemeinhin definiert als das Recht, 
eine Sache nach Belieben zu gebrauchen, zu verbrauchen und jeden 
Zweiten von der Benutzung dieser Sache auszuschließen. Daß diese 
Definition bis zu einem gewissen Grade richtig ist, kann nicht be- 
stritten werden, allein ebenso unbestreitbar ist es, daß jenes ‚„‚abso- 
lute‘“ Recht des Eigentümers über seine Sache in unzähligen Fällen 
nach allen erdenklichen Richtungen hin eine Einschränkung er- 
fährt. Am weitesten wohl geht diese Einschränkung bei dem Eigen- 
tum an den öffentlichen Kommunikationsanstalten. Eine Aktien- 
gesellschaft z. B., die in einer größeren Stadt mit Bewilligung der 
Regierung eine Brücke über den diese Stadt durchschneidenden 
Strom herstellt, ist unstreitig „Eigentümerin“ dieser Brücke, 
Trotzdem aber darf die Gesellschaft ‚ihre‘ Brücke weder nach Be- 
lieben gebrauchen (also die Brücke nach Laune sperren oder öffnen), 
noch darf sie die Brücke nach Belieben ‚verbrauchen‘ (etwa in die 
Luft sprengen), noch darf sie „jeden Zweiten‘ von der Benutzung 
ausschließen. Sie muß vielmehr die Brücke ordentlich imstande 
erhalten und dem Verkehr übergeben, d.h. sie muß jeden, der da 
kommt und die Brückenmaut entrichtet, passieren lassen. Ihr 
ganzes „Figentumsrecht‘‘ beschränkt sich also darauf, daß sie an den 
beiden Enden der Brücke ihre Organe aufstellen darf, welche von 
den Passanten die Mautgebühr erheben. In besonderen Notfällen 
wird die Gesellschaft auch noch auf dieses Recht (vorübergehend) 
verzichten müssen. | 

Will man das Eigentumsrecht richtig würdigen, so muß man 
unterscheiden und sich die Frage vorlegen: 
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1. Wer darf Eigentum erwerben ? 

2. Woran darf man Eigentum erwerben ? und 

3. Wie weit reicht das Recht des Eigentümers über seine Sache ? 

Was zunächst die erste Frage anbelangt, so können bekanntlich 
nach der Gesetzgebung aller Kulturstaaten der Vergangenheit und 
Gegenwart nur Personen (nicht etwa Tiere oder Sachen) Eigen- 
tumsrechte erwerben, und zwar können die Personen entweder ein- 
zeln, jede für sich Eigentum erwerben, oder es können mehrere Per- 
sonen zugleich ein gemeinsames Eigentum erwerben. Dieses ge- 
meinsame Eigentum kann verschieden gestaltet sein. Es können 
nämlich mehrere Personen zusammen an der nämlichen Sache ein 
gemeinsames Eigentum, Miteigentum, Kondominium (pro partibus 
indivisis) derart erwerben, daß jeder zu einem Bruchteile (zur 
Hälfte, zu einem Dritteile) Miteigentimer der betreffenden Sache 
ist. Es kann aber auch eine Vereinigung von Personen, ein 
Verein, eine Körperschaft (wie etwa der Staat, die Gemeinde, eine 
Zunft o. del.) Eigentum erwerben. Formell erscheint in einem der- 
artigen Falle allerdings „die Vereinigung‘ (die juristische Person ) 
als Eigentümerin des betreffenden Vermögens und gelten die Mit- 
glieder dieser Vereinigung nicht etwa als Miteigentümer des Ver- 
mögens. Allein da letzteres den Zwecken der Vereinigung dient, 
so ziehen die Mitglieder denn doch aus dem Vereinsvermögen irgend- 
welche Vorteile, und man kann daher zwar nicht von einem eigent- 
lichen „Miteigentum“, wohl aber von einem gemeinsamen oder 
„Kollektiveigentum“ sprechen. Für den Nationalökonomen ist nur 
die Frage von Interesse, ob und inwieweit die einzelnen berechtigt 
sein sollen, Eigentum zu erwerben, d. h. also, ob und inwieweit ein 
Privateigentum zulässig sein soll. Von der geltenden Gesetzgebung 
aller Staaten wird diese Frage bejaht; von den Vertretern der ganz- 
kommunistischen Lehre wird sie unbedingt, von den Vertretern der 
halbkommunistischen Lehre wird sie teilweise verneint. Beide 
Richtungen wollen das private Eigentum (ganz oder teilweise) ab- 
geschafft wissen und nur das „kollektive“ Eigentum gelten lassen. 
Wie sie sich aber dieses „kollektive“ Eigentum vorstellen, ob als ein 
eigentliches „Miteigentum“ (Kondominium) sämtlicher Bürger oder 
als ein „Gesamteigentum“ (wie das eigentliche Staats- oder Gemeinde- 
vermögen), geht aus ihren Schriften nicht ganz deutlich hervor. 

Die zweite Frage lautet: „Woran darf man Eigentum erwerben ? 
Zunächst ist es selbstverständlich — weil ja das Eigentumsrecht eine 
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Herrschaft des Menschen über eine Sache bedeutet —, daß man nur 
an solchen Sachen ein Eigentumsrecht erwerben kann, die überhaupt 
der Herrschaft des Menschen unterworfen werden können. Aus 
diesem Grunde ist ein Eigentumsrecht etwa an der Sonne oder den 
übrigen Gestirnen, an der unsere Erde umgebenden Luftschicht, 
am offenen Meere, am Winde, am Sonnenschein o. dgl. unmöglich 
und unzulässige. - Allein abgesehen hiervon wurde die in Rede 
stehende Frage von dem geltenden Rechte im Laufe der Zeiten ver- 
schieden beantwortet, weil die wirtschaftlichen Bedürfnisse und 
damit die Anschauungen über die Aneignungsfähigkeit der verschie- 
denen Güter sich kontinuierlich ändern. Nur beispielsweise sei 
daran erinnert, daß dort, wo die Sklaverei existiert, ein Eigentum 
am Menschen möglich ist, während das Recht der modernen Kultur- 
staaten ein derartiges Eigentum nicht kennt. Umgekehrt war dem 
älteren Rechte das sog. geistige Eigentum oder das Eigentum an der 
Firma, das Eigentum an einem Erfindungspatent u. dgl. unbekannt. 
Gegenwärtig taucht abermals ein neues FEigentumsobjekt auf, näm- 
lich die elektrische Kraft; es ist dies die bekannte Frage, ob ein 
Diebstahl an der Elektrizität möglich ist, d. h. also, ob und inwie- 
weit ein Eigentum an der elektrischen (oder eventuell auch an einer 
anderen) Kraft anzuerkennen ist. | 
Von größerer Bedeutung für die Nationalökonomie wird die vor- 
liegende Frage, wenn man sie mit der ersten kombiniert, denn dann 
lautet sie: „Wer darf an den verschiedenen Objekten Eigentum er- 
werben ?“ — oder mit anderen Worten: „An welchen Objekten soll 
Privateigentum, an welchen nur Gesamteigentum (im Gegensatze 
zum Miteigentum, zum Kondominium) zulässig sein ?“ Auch diese 
Frage ist eine uralte. Schon das römische Recht hat die res extra 
commercium statuiert und damit den Grundsatz ausgesprochen, daß 
gewisse Gegenstände (wie die öffentlichen Straßen und Plätze, die 
Tempelgebäude, Begräbnisplätze u. dgl.) nicht ins Privateigentum 
einzelner übergehen, sondern nur im Eigentum irgendeiner Gesamt- 
heit (ob wir diese Staat, Gemeinde, Kirche, Zunft oder sonst nennen, 
ist gleichgültig) stehen können. Bis hierher ist die vorliegende 
Frage leicht zu beantworten und überdies für die Nationalökonomie 
von geringer Bedeutung, weil es selbstverständlich ist, daß Objekte, 
welche (wie die öffentlichen Amtsgebäude, öffentliche Straßen und 
Plätze, Gotteshäuser, öffentliche Begräbnisplätze usw.) den Zwecken 
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der Gesamtheit dienen, der willkürlichen Verfügung irgendeines 
einzelnen entzogen sein müssen. 

Die Begründer des sog. „wissenschaftlichen Sozialismus“ (der 
halbkommunistischen Lehre) — Rodbertus, Marx und Las- 
salle — unterzogen die Frage, an welchen Gütern das Privat- 
eigentum gestattet sein soll, einer eingehenderen Erörterung. Sie 
erkannten den Unterschied, der zwischen den Genußgütern und den 
Produktionsmitteln besteht, und da ihr Gedankengang sie zu dem 
Ergebnisse brachte, daß das private Eigentum an den Produktions- 
mitteln — am „Kapital“ — dem Kapitalismus eine Handhabe biete, 
den Arbeiter auszubeuten, gelangten sie zu der Forderung, daß das 
private Eigentum am Kapital, und zwar (wie ihre Nachfolger 
sagen) „bis auf die letzte Schlosserfeile hinunter‘, unzulässig sein 
solle. Hingegen möge das Privateigentum an den Genußgütern, 
bei dem diese Gefahr nicht vorliege, unverändert weiterbestehen. 

Die dritte Frage endlich lautet: „Wie weit reicht das Recht des 
Eigentümers über seine Sache‘ Bekanntlich gestattet das geltende 
Recht in unzähligen Fällen dem Eigentümer tatsächlich, die Sache 
nach Belieben zu gebrauchen, zu verbrauchen und jeden Zweiten 
von der Benutzung derselben auszuschließen, allein ebenso bekannt 
ist es, daß das geltende Recht unzählige Beschränkungen jenes sog. 
„absoluten“ Rechtes des Eigentümers kennt. Zunächst gestattet 
schon die Privatrechtsgesetzgebung dem Eigentümer, einzelne Be- 
fugnisse aus seinem Eigentumsrechte sozusagen herauszunehmen 
und einem Zweiten vorübergehend oder dauernd zu übertragen. 
Beispielsweise sei auf die Bestellung von Servituten, sowie auf die 
‚Vermietung oder Verpachtung des Objektes hingewiesen. Gestattet 
die Gesetzgebung gar die Begründung von lehenartigen Verhält- 
nissen, wie etwa die Erbpacht o. dgl., so überläßt der Eigentümer 
die ganze Benutzung seines Objekts dem sog. „Nutzungseigentümer‘“ 
und behält weiter nichts für sich als das ziemlich dürftige „Ober- 
eigentum“. Noch zahlreicher sind die vielfachen Beschränkungen 
des Eigentums durch die Verwaltungsgesetzgebung, und es sei in 
dieser Beziehung auf die Bestimmungen der Feuer-, Wasser-, Sa- 
nitätspolizei, der Forst-, Berg-, Gewerbeordnungen usw. verwiesen. 
Auch darf man nicht vergessen, daß speziell beim Grundeigentum 
ein „Verbrauchen“ des Objektes durch die Natur der Dinge selbst- 
verständlich ausgeschlossen ist. 

Endlich muß noch ein Umstand hervorgehoben werden, daß 
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nämlich die Eigentumsgesetzgebung aller Kulturstaaten streng ge- 
nommen auf dem Standpunkte steht, daß eigentlich alle Güter der 
Gesamtheit gehören, und daß dem einzelnen nur ein, allerdings sehr 
weitgehendes erbliches Nutzungsrecht zugestanden wird, welches 
erlischt, wenn der letzte Nutzungseigentümer ohne Hinterlassung 
gesetzlicher oder testamentarischer Erben (oder auch Legatare) 
stirbt. Nur von diesem Gesichtspunkte wird die bereits im römi- 
schen Rechte vorkommende und in der Gesetzgebung aller Staaten 
wiederkehrende Bestimmung über das staatliche Heimfallsrecht an 
erbenlosen Verlassenschaften erklärlich. Ein gleiches gilt von der 
im älteren Rechte allgemein vorkommenden Bestimmung, daß das 
Vermögen der Ausgewanderten an den Staat falle, eine Bestim- 
mung, die sich in den späteren sog. Abfahrtsgeldern in abge- 
schwächter Form wiederfindet. Und wenn in unseren Tagen in 
den Kolonialländern sich die Regierung zur Eigentümerin des ge- 
samten unbesiedelten Landes erklärt hat, so liegt dem auch wieder 
der Gedanke zugrunde, daß eigentlich alles der Gesamtheit gehöre. 

Dies vorausgeschickt, wird es möglich sein, die Institution des 
Eigentums richtiger zu würdigen. 

Zunächst geht aus dem Gesagten hervor, daß wir kein unbedingt 
feststehendes Eigentumsrecht haben, weil die Gesetzgebung über 
dasselbe in den verschiedenen Ländern und in den verschiedenen 
Zeiten eine verschiedene war bzw. ist. Man kann daher mit vollster 
Sicherheit annehmen, daß auch in der Zukunft die Gesetzgebung 
dem Eigentumsrechte diejenige Gestalt geben wird, die durch die 
seinerzeitigen Bedürfnisse bedingt wird. 

Zum zweiten muß man bezüglich der Front unter- 
scheiden. Wir Menschen sind nun einmal so beschaffen, daß wir 
nicht leben können, wenn wir nicht atmen, essen und trinken, d. h. 
wenn wir nicht gewisse Teile der äußeren Natur ausschließlich für 
uns verwenden dürfen. Jede Gesetzgebung wird daher — und zwar 
selbst in einem eventuell ganzkommunistischen Gemeinwesen — den 
einzelnen ein absolutes Privateigentum an einem gewissen Quantum 
der unentbehrlichen Konsumtibilien, d. h. sie wird den einzelnen 
das Recht zugestehen müssen, die befretehden Konsumtibilien natlı 
Belieben zu gebrauchen, zu arten und jeden Zweiten von der 
Benutzung derselben auszuschließen. Zu einem menschenwürdigen 
Dasein aber gehört mehr als Brot und Wasser; die Gesetzgebung 
wird daher unter allen Umständen den einzelnen ein gewisses (be- 


2. Die Bedeutung der sog. Produktionsfaktoren etc, 955 


scheidenes) Quantum sonstiger Genußgüter zur beliebigen und aus- 
schließliehen Benutzung und eventuellen Vemutzung überlassen 
müssen. Und an dieser Stelle zeigt sich deutlich das Unhaltbare 
der halbkommunistischen Lehre, welche das Privateigentum am 
Genußvermögen bestehen lassen, dagegen das Kapital, und zwar bis 
auf die letzte Schlosserfeile Baer in den Kollektivbesitz über- 
führen will. SERGE 

Einmal nämlich ist der vorstehende Satz en nichts als eine 
‚leere Redewendung, mit der gar nichts gewonnen ist, weil — wie 
bereits an früherer Stelle hervorgehoben wurde — sich eine Grenze 
zwischen Genußgütern und Produktionsmitteln nicht ziehen läßt 
und es lediglich von dem Willen des Betreffenden abhängt, ob er das 
fragliche Vermögensobjekt als Genußgut oder als „Kapital“ (als 
Produktionsmittel oder als Erwerbsvermögen) verwenden will. So- 
dann könnte auch im Sozialstaate die Tyrannei nicht so weit gehen, 
daß den Bürgern der Besitz von ein paar Nähnadeln, einer Schere, 
eines Taschenmessers oder Hammers u. dgl. verboten wäre. Endlich 
gibt es unter den Genußgütern gar viele, wie z. B. die Wohngebäude, 
die dazugehörigen Grundstücke, die Möbel usw., die viel wertvoller 
und von weit größerer Bedeutung sind als die vorhin gedachten 
Kleinigkeiten ; es ist daher ein logischer Widerspruch, wenn es dem 
einzelnen verwehrt werden soll, die viel zitierte Schlosserfeile oder 
ein Taschenmesser zu besitzen, während er ein beliebig großes Woh- 
nungsmobiliar erwerben oder Hausbesitzer werden darf. 

Den Vertretern der halbkommunistischen Lehre hat unstreitig 
ein berechtigter Gedanke vorgeschwebt, allein sie strauchelten über 
den unglückseligen und vieldeutigen Kapitalbegriff. Sie sahen, daß 
das Erwerbsvermögen in den Händen des einzelnen die Handhabe 
bietet zur Ausbeutung des Arbeiters. Statt jedoch bei dem Begriff 
„Erwerbsvermögen“ zu bleiben, klammerten sie sich an das Wort 
„Kapital“, und indem sie dann „Kapital im Sinne der Privatwirt- 
schaft“ und „Kapital im Sinne der Volkswirtschaft“ verwechselten, 
kamen sie zu dem ganz verkehrten Resultate, daß das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln abgeschafft, hingegen das Privateigen- 
tum an den Genußgütern beibehalten werden solle. Die Schlosser- 
feile zu besitzen, s0ll dem einzelnen verwehrt sein, weil die Schlosser- 
feile ein Produktionswerkzeug ist, aber wenn er ganze Stadtteile 
erwirbt, so soll das zulässig sein, weil ja die Wohnhäuser keine 
Produktionsmittel, sondern nur Genußvermögen sind, 
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Wären die Herren bei dem Worte „Erwerbsvermögen“ geblieben 
und hätten sie sich gegenwärtig gehalten, daß jedes Vermögensobjekt 
in den Händen seines Besitzers zum Erwerbsvermögen werden kann, 
so hätte sie dies auf die richtige Spur führen, d. h, auf den Gedanken 
bringen müssen, daß das „Erwerbsvermögen‘“, wenn man so sagen 
darf, nur ein quantitativer Begriff ist. Muß man nämlich dem 
Menschen, damit’ er leben kann, gewisse Güter zur ausschließlichen 
Benutzung und eventuellen Vernutzung überlassen, und will man 
andererseits verhindern, daß der Betreffende diese Genußgüter zum 
Erwerbe (und zur Ausbeutung seiner Nebenmenschen) verwende, 
so kann dies nur in der Weise geschehen, daß man dem einzelnen 
nicht mehr Vermögen zu besitzen gestattet, als er zum Leben braucht. 
Ob er dann die Schlosserfeile oder ein paar Handschuhe besitzt, ist 
gleichgültig. 

Der richtige Gedanke, der den Vertretern der halbkommunisti- 
schen Lehre vorgeschwebt hat, den sie jedoch in verkehrter Weise 
zum Ausdruck gebracht haben, ist also, daß eine konsequente Durch- 
führung des Kommunismus, d. h. eine vollständige Abschaffung des 
privaten Eigentums, undurchführbar ist, weil man dem Menschen, 
wenn er überhaupt leben und menschenwürdig existieren soll, ein 
gewisses Quantum der zum Leben erforderlichen Güter zur aus- 
schließlichen Benutzung und eventuellen Vernutzung überlassen 
muß. Oder mit anderen Worten: ein gewisses Bagatelleigentum 
ist unvermeidlich. 

Ein anderes aber ist das Eigentum an bedeutenderen Güter- 
mengen oder an wertvolleren und dauerhaften Gütern, und hier ist 
jedenfalls die Frage diskutabel, ob ein unbeschränktes Privateigen- 
tum dieser Art beibehalten werden soll. Die Vertreter der halb- 
kommunistischen Lehre wollen es abgeschafft wissen, und hierin 
steckt auch wieder ein logischer Fehler, denn bekanntlich pflegt 
man im praktischen Leben zu dem radikalsten Mittel (Verbot, Ab- 
schaffung usw.) immer erst dann zu greifen, wenn die milderen 
Mittel (Reformen, Beschränkungen usw.) erfolglos bleiben ; sodann 
kann man nicht alles verbieten oder abschaffen, was möglicherweise 
mißbraucht werden kann. 

Der wesentlichste Grund, der für das Privateigentum auch an + 
größeren Vermögensmassen spricht, ist — wie schon zu wiederholten 
Malen hervorgehoben wurde — der Umstand, daß das Versprechen 
eines Vorteiles (eines angemessenen Lohnes) das wirksamste Mittel 
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ıst, die Menschen zum harmonischen Zusammenwirken und zur Sub- 
ordination unter den leitenden Willen zu veranlassen. Einen Lohn 
aber kann nur derjenige versprechen, der etwas hat, und aus diesem 
Grunde kann man — solange die Menschen sind, wie sie sind, d. h. 
solange sie nicht freiwillig gehorchen wollen — auf die Institution 
des privaten Eigentums auch am sog. Kapitalvermögen (sowohl im 
Sinne der Volkswirtschaft als in dem der Privatwirtschaft) nicht 
verzichten. | 
Allein wenn man auch auf das Privateigentum an größeren 
Vermögensmassen — auf den privaten Kapitalbesitz — nicht ver- 
zichten kann, so soll damit noch lange nicht gesagt sein, daß dieses 
Eigentum ein unbeschränktes sein, und daß man alle etwaigen MiBß- 
bräuche dieses privaten Kapitalbesitzes mit in den Kauf nehmen 
müsse. Tatsächlich sehen wir auch, daß ungefähr seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts die Regierungen aller Kulturstaaten bestrebt sind, 
dem Mißbrauche des großen Kapitalbesitzes entgegenzutreten und 
die Macht der betreffenden Eigentümer zu beschränken. Der An- 
stoß zu dieser Bewegung ging von den Arbeitern aus, die die erstem 
waren, welche unter der Übermacht des großen Kapitalbesitzes, und 
zwar schwer zu leiden hatten. Die durch diesen Druck unter den 
Arbeitern hervorgerufene Gärung führte zur Erlassung der Ar- 
beiterschutzgesetzgebung, deren Zweck dahin geht, den Arbeiter 
gegen die Übermacht des Kapitalisten zu schützen. Mit der Ar- 
beiterschutzgesetzgebung ist aber nur die eine Hälfte der Aufgabe 
gelöst. Ungefähr seit dem Beginne der 70er Jahre des 19. Jahr- 
hunderts ist nämlich eine Erscheinung hervorgetreten, welche 
immer deutlicher erkennen läßt, daß der große Kapitalbesitz nicht 
nur die Arbeiter, sondern auch die übrigen Menschen, nämlich die 
Gesamtheit der Konsumenten bedroht. Es ist dies die Kartellierung 
und Fusionierung (Trustbildung) in den verschiedenen Zweigen 
der Großindustrie, welche die Gefahr nahelegt, daß die einzelnen 
Produktionszweige zum Schaden der Gesamtheit in den Händen 
einiger weniger Kapitalmagnaten monopolisiert werden. Seither 
beginnt die sog. öffentliche Meinung, sich intensiver mit der in Rede 
stehenden Frage zu befassen, und auch die Regierungen einzelner 
Staaten haben schon begonnen, im Wege der Gesetzgebung gegen die 
Auswüchse des Kartell- und Trustwesens einzuschreiten. 
b) Das Erbrecht. Ähnlich wie beim Eigentum liegen die 
Verhältnisse beim Erbrecht. Ist das Eigentum (auch an größeren 
| Kleinwächter, Lehrb, d, Nationalökonomie. 17 


958 I.Kapitel. II. Die sog. Produktionsfaktoren oder Elemente der Produktion. 


Vermögensmassen) volkswirtschaftlich unentbehrlich, weil es das 
wirksamste Mittel ist, die Menschen zur Disziplin und zum harmo- 
nischen Zusammenarbeiten zu verhalten, dann ist es auch wün- 
schenswert, daß der größere Vermögensbesitz, den jemand in seiner 
Hand vereint hat, nach seinem Tode nicht verschwinde, sondern 
(wenn auch bis zu einem gewissen Grade geteilt) erhalten bleibe. 
Damit soll aber nicht gesagt sein, daß das Erbrecht ein schranken- 
loses sein müsse, und tatsächlich kennt auch das geltende Recht eine 
Beschränkung des Erbrechtes nach drei Richtungen hin. 

Zunächst ist die Testierfähigkeit in der Weise beschränkt, daß 
die Errichtung von Stiftungen überhaupt und damit auch die letzt- 
willige Errichtung von Stiftungen an die Einwilligung der Staats- 
gewalt geknüpft ist. Es hat also niemand das Recht, seinen Nach- 
laß auf alle Ewigkeit hinaus so ohne weiteres zu binden und einem . 
Zwecke zuzuwenden, der eventuell den Interessen der Gesamtheit 
entgegengesetzt ist. 

Zweitens zieht das Gesetz dem Intestaterbrecht speziell in der 
Seitenlinie überall gewisse Grenzen, so daß über einen gewissen Ver- 
wandtschaftsgrad hinaus das gesetzliche Erbrecht aufhört. 

Endlich existiert ziemlich allerorts das Institut der Erbschafts- 
steuer, welche bekanntlich mit der abnehmenden Verwandtschaft 
und mitunter auch mit der Größe der Erbschaft steigt. 

Die Staatsgewalt hat also immer die Möglichkeit in der Hand, 
durch eine Verschärfung der bezüglichen Gesetzesbestimmungen 
— wenn es als wünschenswert oder notwendig: erkannt wird — das 
Erbrecht einzuschränken und die Interessen der Gesamtheit nach- 
drücklicher zur Geltung zu bringen. / 

c) Das Verkehrsrecht. Nicht minder wesentlich beein- 
flußt wird die Volkswirtschaft durch das sog. Verkehrsrecht, d. i. 
durch den Inbegriff derjenigen Rechtsnormen, welche das wirt- 
schaftliche Tun und Treiben der Menschen regeln und dem ein- 
zelnen bald eine größere, bald eine geringere Freiheit der Bewegung 
in der Verfolgung seiner Erwerbszwecke einräumen. Von dem Ver- 
kehrsrechte soll in dem folgenden Abschnitte (H. Die freie Kon- 
kurrenz) eingehender gehandelt werden. 

5. Diestaatliche Wirtschaftspolitik. Der Staat 
übt endlich einen außerordentlich weitgehenden Einfluß auf die 
Volkswirtschaft durch seine Wirtschaftspolitik. Jede Regierung 
— welche Partei (soziale Gruppe) immer das Heft in der Hand 
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haben mag — wird durch ihr ureigenstes Interesse, d. h. durch die 
Rücksieht auf das möglichst reichliche Einfließen der Steuern, ge- 
nötigt, alle ihr zu Gebote stehenden Mittel anzuwenden, um den 
Volkswohlstand zu heben. Welche Politik im einzelnen Falle beob- 
achtet wird, ob vorwiegend die agrarischen oder die kommerziellen 
Interessen berücksichtigt werden, ob die Regierung mehr den großen 
oder den kleinen Grundbesitz, ob sie mehr die Großindustrie oder 
das Handwerk oder die Arbeiter usw. begünstigt, ist an dieser Stelle 
gleichgültig, das Resultat ist immer, daß die wirtschaftlichen Inter- 
essen dieser oder jener sozialen Gruppe begünstigt werden, d. h. also 
daß die Volkswirtschaft nach irgendeiner Richtung hin vom Staate 
beeinflußt wird. 

Die Schranken desstaatlichen Einflusses. Im 
vorstehenden war von dem Umstande die Rede, daß der Staat in 
seiner fünffachen Eigenschaft als Schirmer des Friedens und der 
Ordnung, als Steuerfordernder, als Wirtschaftssubjekt (d. i. als 
Produzent und als Konsument), als Gesetzgeber und als Regieren- 
der (durch seine Wirtschaftspolitik) die Volkswirtschaft auf das 
wesentlichste beeinflusse. Allein wenn dem auch unstreitig so ist, 
so darf man sich dadurch doch nicht verleiten lassen, zu wähnen, 
daß die Staatsgewalt gewissermaßen wie die Vorsehung über der 
Volkswirtschaft schwebe und dieselbe nach ihrem Belieben regeln 
könne. 

Zunächst kann der Staat in seiner Eigenschaft als Gesetzgeber 
nichts anderes tun, 'als die bereits bestehenden „Usancen“, wie sie 
sich im praktischen Leben von selbst herausgebildet haben, zu 
kodifizieren und zu sanktionieren. Der Staat kann unmöglich 
neue Rechtsgebilde erfinden. Das Aktienrecht, das Recht der Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, das Eisenbahnrecht usw. 
konnte erst entstehen, nachdem soundso viele Aktiengesellschaften, 
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Eisenbahnen usw. ins 
Leben gerufen worden waren und man die speziellen Bedürfnisse 
dieser Unternehmungsformen, Unternehmungen oder Anstalten 
kennengelernt hatte. 

Sodann ist der Staat (die Regierungsgewalt) kein omnipotentes 
- Wesen, sondern selbst.nur das notwendige Produkt der sog. Gesell- 
schaft bzw. der verschiedenen Gesellschaftskreise. Unter Gesell- 
schaft in diesem Sinne versteht man die verschiedenen im Staate 
vorhandenen sozialen Gruppen (Berufsstände), also: Klerus, grund- 
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besitzender Adel, Be ehschett Militär, Großindustrie. Grab. 
handel, Advokaten, Ärzte, Handwerker, Kleinkaufleute, Bauern, 
Fabrikarbeiter usw. Alle diese Gruppen zusammengenommen 
bilden den Staat; allein innerhalb des Staates verfolgt jede dieser 
sozialen Gruppen ihre besonderen Standesinteressen und ist immer 


bestrebt, ihre Sonderinteressen auch auf Kosten der übrigen Gruppen . 


rücksichtslos mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln zur Gel- 
tung zu bringen). Alle diese Gruppen ringen kontinuierlich mit- 
einander, und jede derselben ist bemüht, auch ihre Hand auf das 
Steuer des Staatsschiffes zu legen, um seinen Kurs in ihrem Sinne 
zu beeinflussen. Diese verschiedenen Bestrebungen verstärken und 
paralysieren sich abwechselnd gegenseitig, und die Resultante 
dieser unter den verschiedensten Winkeln aufeinander wirkenden, 
verschieden starken Kräfte ist dasjenige, was man die „Staatsgewalt“ 
nennt. Es ist daher verkehrt, zu glauben, die Staatsgewalt könne 
und werde — gewissermaßen als „höhere Gerechtigkeit“ — unpar- 
teiisch intervenieren und sich der Unterdrückten annehmen. Die 
Staatsgewalt liegt eben in den Händen der herrschenden Parteien 
(zu welehem Bruchteile die einzelne Partei oder soziale Gruppe an 
der Herrschaft partizipiert, ist hier gleichgültig), und „Parteien“ 
können nun einmal nicht „unparteiisch“ sein und geben nur dann 
nach, wenn sie die Macht des Gegners fürchten. Das einzige, was 
die Individuen tun können, in deren Händen die Regierungs- 
gewalt momentan liegt, ist, vorsichtig zu lavieren und — wenn und 
soweit sie können — den unterdrückten Parteien eine gewisse 
Unterstützung angedeihen zu lassen. 

Endlich ist der Staat selbst das Produkt der wirtschaftliche 
Verhältnisse, die selbst wieder durch die Fortschritte der Technik, 
speziell durch die Vervollkommnung der Kommunikationsmittel, 
wesentlich beeinflußt werden. Solange die Menschen bezüglich 
ihrer Fortbewegung auf ihre eigene Kraft und auf die der Tiere 
angewiesen waren, waren sie verhältnismäßig seßhaft, d. h. die 
große Masse der in einem Territorium lebenden Menschen saß ruhig 
beisammen, und der Verkehr bewegte sich in relativ engen Grenzen. 


1) Vielfach beschränken sich diese verschiedenen Gruppen nicht auf das 


eigene Staatsgebiet; .man denke nur an die sprichwörtlich gewordene „rote, 
schwarze und goldene Internationale“, an das Solidaritätsgefühl, welches die 
Agrarier, die Handwerker, die Gelehrten, die Journalisten usw. auch verschie- 
dener Staaten verbindet. 
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Was außerhalb des betreffenden Kreises vorging und was für Ein- 
richtungen dort bestanden, konnte den Angehörigen dieses Kreises 
gleichgültig sein. Es war dies die Epoche der Kleinstaaten. Je 
mehr infolge der vervollkommneten Kommunikationsmittel der 
Verkehr sich ausdehnt, und je häufiger die Bewohner des einen 
Territoriums mit denen eines zweiten Territoriums in Berührung 
kommen, um so lästiger wird die Verschiedenheit der Gesetzgebung 
und der sonstigen Einrichtungen in den verschiedenen Territorien 
empfunden. Man behilft sich wohl eine Zeitlang mit Staatsver- 
trägen, welche die Gleichheit der Institutionen da und dort sichern 
sollen, allein schließlich gelangt man zur (blutigen oder unblutigen) 
Aufsaugung der Kleinstaaten durch die größeren. Mit kurzen 
Worten: die Eisenbahnen befördern die Bildung von Großstaaten. 
Ad. Wagner, Grundlegung, 1. Aufl., 4. Kapitel, 3. Aufl., S. 370 ff. 
v. Philippovich, Grundriß, 3. Aufl., 8. 62#f, 
Gumplowicz, Grundriß der Soziologie, Wien 1885, S. 139 ff, 
Schönberg, Handbuch, 4. Aufl., I. Bd., 8. 245 ff. 
Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft, 
Ss. 170 ff. 


H. Die freie Konkurrenz. 
1. Das Wesen der freien Konkurrenz. 


Begriff. Unter „freier Konkurrenz‘ im extremen Sinne des 
Wortes versteht man die absolute Freiheit des Erwerbes, d.h. 
es soll jedem — innerhalb der durch das Strafgesetz gezogenen 
Schranken — unbedingt freistehen, jeden beliebigen Erwerbszweig 
zu betreiben, ohne daß ihm seitens der Staatsgewalt (Gesetzgebung 
oder Verwaltung) ein Hindernis in den Weg gelegt werden dürfte. 

Die Voraussetzung der freien Konkurrenz ist die absolute per- 
sönliche Freiheit, und diese involviert: 

1. die volle Freiheit der Bewegung, d. i. die Freizügigkeit, die 
Niederlassungsfreiheit, die Freiheit der Eheschließung und die 
Freiheit der Arbeit, d. h. jeder soll die Freiheit haben, zu arbeiten, 
was, wie und wieviel er will; 

2. die volle Vertragsfreiheit, d.h. jeder soll (unsittliche Verträge 
selbstverständlich ausgeschlossen) die Freiheit haben, sich zu belie- 
bigen Leistungen zu verpflichten, und 

3. die absolute Freiheit des Privateigentums, d. h. jeder soll die 
unbedingte Freiheit haben, sein Vermögen zu verwenden, wie er 
will, und selbstverständlich zu erwerben, so viel er kann. 
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Will man das Wesen der freien Konkurrenz richtig würdigen, so 
muß man sich die Umstände vergegenwärtigen, unter denen das 
Verlangen nach ihr laut wurde. Unter der Herrschaft der mer- 
kantilistischen Ideen waren die Regierungen bestrebt, den Wohl- 
stand ihrer Völker zu heben und trachteten demgemäß, die Industrie 
in ihren Territorien auf alle Weise großzuziehen. Zur Erreichung 
eines solchen Zieles bieten sich drei Wege dar: die Belehrung, die 
Begünstigung neu entstehender Industrieunternehmungen (durch 
Befreiung von den staatlichen Lasten, Erschwerung der Einfuhr 
der betreffenden Artikel u. dgl.) und die Errichtung staatlicher 
Betriebe. Alle diese Wege wurden von den Regierungen der da- 
maligen Zeit eingeschlagen; allein es geschah dies alles mit täppi- 
scher Hand. Man war zu ungeduldig, um die langsam reifenden 
Früchte der Belehrung zu erwarten und glaubte, rascher und 
sicherer zum Ziele zu gelangen, wenn man alle erdenklichen Vor- 
schriften erließ, durch welche die Gewerbetreibenden verhalten 
werden sollten, nur gute und preiswürdige Waren zu erzeugen. 
Um den Gewerbetreibenden den Absatz ihrer Produkte zu sichern, 
verbot man gänzlich die Einfuhr fremder Fabrikate und gründete 
zahlreiche Staatsbetriebe, ungeachtet es vielfach an den geeigneten 
Personen zur Leitung dieser Unternehmungen mangelte. Unter 
solchen Umständen konnte es nicht ausbleiben, daß das gedachte 
Regierungssystem — so vorteilhaft es auch im großen ganzen und 
insbesondere in der ersten Zeit wirkte — im einzelnen zahlreiche 
Härten und Unzukömmlichkeiten mit sich brachte, die im Laufe der 
/eit geradezu unerträglich wurden. Die Opposition gegen dieses 
System ging, wie bereits an früherer Stelle erwähnt wurde, von den 
Physiokraten aus; sie wurde dann von Ad. Smith und den Ver- 
tretern der sog. klassischen Nationalökonomie fortgesetzt und von der 
sog. Manchester- oder Nichts- als Freihandelsschule auf die Spitze 
getrieben. Die Anhänger dieser Richtung verwerfen jede staatliche 
Finmischung in das Wirtschaftsleben und erwarten alles Heil von 
der freien Konkurrenz. 

Der Gedankengang dieser Männer ist ja kein ganz unrichtiger. 
Sie gehen von der Deckung des Gesamtbedarfs eines Volkes aus und 
fassen den unendlich komplizierten Mechanismus ins Auge, der 
heute die Lösung dieser Aufgabe besorgt. Sie sehen, wie dieser 
Mechanismus heute sozusagen automatisch funktioniert, weil jeder 
gezwungen ist, Geld zu verdienen, und weil demgemäß jeder Produ- 
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zent eifrig bestrebt ist, den Wünschen der Konsumenten entgegen- 
zukommen, so daß tagtäglich alles zur Stelle ist, was auch den indi- 
viduellsten und verwöhntesten Neigungen und Bedürfnissen der 
Kauflustigen entspricht. Es erscheint ihnen als geradezu undenk- 
bar, daß es irgendeiner Regierung jemals gelingen könnte, diese 
Aufgabe zu lösen und für die Deckung des riesigen und so unend- 
lich verschiedenen Bedarfs eines ganzen Volkes in einer auch nur 
halbwegs befriedigenden Weise vorzusorgen. Vollzieht sich dies 
alles aber von selbst, so muß jeder a der Regierung nur 
störend wirken. 

Beschränkt die Regierung die Zahl der Produzenten mit Rück- 
sicht auf den sog. Ortsbedarf, so stört sie das natürliche Gleich- 
gewicht, weil man nie am grünen Tische ermitteln kann, wie viele 
Gewerbetreibende jeder Branche jeder einzelne Landesteil braucht. 
Übrigens macht sich dies alles von selbst. Wären nämlich zu wenige 
Produzenten einer Branche an einem Orte, so würden sie infolge 
der mangelnden Konkurrenz hohe Preise fordern und übermäßige 
Gewinne realisieren, und dadurch würden andere veranlaßt, sich an 
dem betreffenden Orte als Gewerbetreibende niederzulassen. Wären 
umgekehrt zu viele Produzenten da, so werden sie infolge der zu 
großen Konkurrenz schlechte Geschäfte machen; es wird also ein 
Teil derselben entweder zugrunde gehen oder fortziehen, — kurz, 
die freie Konkurrenz sorgt von selbst dafür, daß an jedem Orte die 
dem Bedarfe entsprechende Zahl von Produzenten vorhanden 
sein wird. 

Die Festsetzung von Taxen ist ein plumper Eingriff der Re- 
gierung in die natürlichen Vorgänge des Wirtschaftslebens, denn 
die Preise werden durch das Verhältnis von Angebot und Naecli- 
‚frage geregelt, und keine Macht der Erde ist imstande, dieses 
„Naturgesetz“ zu ändern. 

Es ist ein ganz verfehltes Beginnen, wenn die Regierung ver- 
fügt, daß nur solche Personen ein Gewerbe betreiben oder einen 
bestimmten Beruf ausüben dürfen, welche einen bestimmten Lehr- 
gang durchgemacht und durch eine erfolgreich abgeleste Prüfung 
ihre Befähigung dargelegt haben, denn Lehrgang und Prüfung 
bieten keine Garantie für die wirkliche Befähigung. Diese Garantie 
wird nur durch das praktische Leben geboten; die tüchtigen Ele- 
mente werden sich ‘von selbst heranbilden und werden sich be- 
haupten, die untüchtigen werden zugrunde gehen. 


964 IKapitel. II. Die sog. Produktionsfaktoren oder Elemente der Produktion. 


Noch lächerlicher ist es, wenn die Regierung durch sog. Industrie- 
reglements (Vorschriften, wie die diversen Artikel hergestellt werden 
sollen) oder durch Besclhiauanstalten (Prüfung und Abstempelung 
der Waren, bevor sie zum Verkauf gebracht werden dürfen) u. dgl. 
dafür sorgen will, daß dem Publikum nur gute Ware geliefert 
werde; denn die Regierung maßt sich ein Urteil über eine Frage 
an, die sie unter keinen Umständen beantworten kann. ' Die Frage, 
ob eine Ware „gut“ ist, bedeutet, ob die betreffende Ware „ihrem 
Zwecke entspricht“, und diese Frage kann nur der Konsument, 
aber kein zweiter und keine Regierung entscheiden, weil kein an- 
derer Mensch wissen kann, zu welchem Zwecke der Betreffende den 
fraglichen Gegenstand verwenden will. (Ein gewebter Stoff z. B. 
kann im gewöhnlichen Sinne „schlecht“, aber trotzdem zu Deko- 
rationszwecken ganz ausgezeichnet geeignet sein.) 

Wenn die Regierung, um die Industrie im Lande zu heben, die 
Unternehmer begünstigt und ihnen durch Verbot oder Erschwe- 
rung der Einfuhr den inländischen Markt sichern will, so prämiiert 
sie dadurch nur die Indolenz, denn die geschützten Unternehmer, 
welche sicher sind, daß sie ihre eventuell minderwertigeren und 
teueren Produkte im Inlande absetzen werden, verlieren vollständig 
das Interesse an jeglichem Fortschritte. Wäre die Grenze nicht ab- 
gesperrt, so würde das Ausland mit seinen billigeren und besseren 
Produkten konkurrieren und würden die Industriellen gezwungen, 
fortwährend auf Verbesserung und Verbilligung ihres Produktions- 
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verfahrens (durch eine rationellere Ausnützung der Arbeits- und 


Hilfsstoffe, durch Anwendung von Maschinen, d. i. durch Ver- 
wendung der Naturkräfte statt der teuerern Menschenkraft u. dgl.) 
zu sinnen; so aber wird das Verharren beim alten Schlendrian 
künstlich großgezogen. Überdies werden durch Einfuhrverbote 
oder Zölle nur „Treibhausindustrien“ gezüchtet, Industrien, für 
welche die angeblichen „natürlichen V’orbedingungen‘“ im Lande 
fehlen, Industrien, welche zusammenbrechen müssen, wenn das 
schützende Glasdach (die Zollschranken) fortfällt. 

Das verfehlteste Beginnen jedoch sei die Schaffung von Staats- 
industrien, denn der Staat ist ungeschickt, Gewerbe zu betreiben. 

Die im vorstehenden kurz skizzierten Argumentationen der 
Freihandelsschule sind nicht ganz unrichtig, kennzeichnen sich 
aber — wie zum guten Teile das ganze Lehrgebäude dieser Schule — 


durch eine große Oberflächlichkeit. Sieht man nämlich näher zn. 
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so zeigt sich s, daß die Konkurrenz nicht nur ihre unleugbaren Licht- 
seiten, sondern neben denselben auch ganz empfindliche Schatten- 
seiten aufzuweisen hat. Die Konkurrenz bedeutet den (wirt- 
schaftlichen) Kampf, und selbstverständlich ist es, daß aus jedem 
Kampfe der Stärkere als Sieger hervorgeht. Die Konkurrenz 


begünstigt also unstreitig das Emporkommen der tüchtigeren (be- 


 gabteren) Elemente, was jedenfalls nur von Vorteil ist. Allein die 


wirtschaftliche Stärke beruht nicht nur auf der größeren Begabung, 
sondern ebenso auf der größeren Rücksichtslosigkeit und auf dem 
größeren Vermögensbesitz. Die freie Konkurrenz begünstigt also 
nicht bloß das Emporkommen der begabteren, sondern auch das 
Emporkommen der rücksichtsloseren, d. i. der minder gewissen- 
haften Elemente, was durchaus nicht erfreulich ist. Sodann 
begünstigt die freie Konkurrenz das Emporkommen der Wohl- 
habenden und das Herabdrücken der Minderbemittelten und 
verschärft damit den Gegensatz von arm und reich, was auch 
wieder nicht wünschenswert ist. Die freie Konkurrenz ist — wie 
Brentano treffend bemerkt — das Prinzip der Starken, denen 
die Abwesenheit gesetzlicher Schranken die Möglichkeit gewährt, . 
die Kleinen rücksichtslos beiseite zu schieben oder sich dienstbar zu 
machen. Die Schwachen hingegen wünschen schützende Schranken, 
durch welche den stärkeren Elementen das Eindringen in ihr Ge- 
biet verwehrt wird. 

Die Verteidiger der freien Konkurrenz bezeichnen es — wie 
oben angedeutet — als einen großen Vorzug, daß die Konkurrenz 
einen steten Druck auf die Preise der betreffenden Artikel ausübt 
und daß die Produzenten dadurch gezwungen werden, kontinuier- 
lich auf die Verbilligung, d.h. auf die Verbesserung, ihres Produk- 
tionsverfahrens bedacht zu sein. Nun ist es ja richtig, daß die Not 
erfinderisch macht und daß alle Forschungen und Fortschritte auf 
dem Gebiete der Technik nur das eine Ziel verfolgen, die Produk- 
tion rationeller, d. i. besser und billiger, zu gestalten. Sofern also 
die Konkurrenz den Effekt hat, die Produktion — wenn der Aus- 
druck gebraucht werden darf — auf Kosten der Natur zu ver- 
billigen, ist diese ihre Wirkung eine höchst segensreiche. Leider 
hat aber diese preisdrückende Tendenz der Konkurrenz zwei andere, 
weniger erfreuliche Erscheinungen zur Folge. Der Unternehmer, 
der den Druck auf die Preise seiner Artikel unangenehm empfindet, 
hat nämlich zwei viel bequemere Wege, um seine Produktionskosten 
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zu ermäßigen und so jenen Gewinnentgang wieder hereinzu- 
bringen: er reduziert die Arbeitslöhine oder verschlechtert die 
Qualität seiner Erzeugnisse. 

Stellt man sich auf einen höheren, den naturwissenschaftlichen 
Standpunkt, so zeigt sich’s, daß die Frage, ob die freie Konkurrenz 
wünschenswert ist oder nicht, nicht mit einem einfachen ‚Ja‘ oder 
„Nein“ beantwortet werden kann. Das große Naturgesetz, unter 
dem die gesamte Natur und somit auch der Mensch steht, ist — wie 
Darwin uns lehrt — der Kampf ums Dasein. In der Tier- und 
Pflanzenwelt wird dieser Kampf in der rücksichtslosesten Weise ge- 
führt. Jeder Baum im Walde und jeder Grashalm auf der Wiese 
rıngt auf Tod und Leben mit seinen Nachbarn und trachtet, diesen 
die Existenzbedingungen in der rücksichtslosesten Weise zu ent- 
ziehen, und jedesmal bleibt der Sieger am Leben, und der schwächere 
Teil geht zugrunde. In die Menschenwelt übertragen, würde dies 
das bellum omnium contra omnes bedeuten, und unter der Herr- 
schaft eines derartigen Zustandes würde es jedem freistehen, seinen 
Nebenbuhler mit der Keule einfach niederzuschlagen. Daß unter 
solchen Verhältnissen ein gesellschaftliches Zusammenleben der 
Menschen unmöglich wäre, bedarf keines Beweises. Soll also ein 
solches überhaupt möglich sein, so muß das bellum omnium contra 
omnes hintangehalten werden; und tatsächlich sehen wir, daß aller- 
orts jenem rücksichtslosen Kampf ums Dasein durch das Straf- 
gesetz, welches Mord, Totschlag, Raub und Betrug usw. verbietet, 
Schranken gezogen werden. Andererseits aber ist der Kampf ums 
Dasein der Urquell allen Fortschrittes, und der gänzliche Ausschluß 
jeder Konkurrenz wäre für die Menschen geradezu ein Unglück, 
denn der Mensch ist nun einmal von Hause aus träge und strengt 
sich immer nur dann an, wenn er durch die Not hierzu gezwungen 
wird; dies lehrt die Erfahrung an allen Orten. Der Ausschluß der 
Konkurrenz wäre gleichbedeutend mit Indolenz, Versumpfung und 
Rückschritt. Es handelt sich also bei der Konkurrenz wie bei allen 
Dingen um das richtige Maß. Eine gewisse Konkurrenz ist unbe- 
dingt notwendig, zuviel der Konkurrenz ist schädlich, und dem 
Gesetzgeber fällt die überaus schwierige Aufgabe zu, jedesmal diese 
richtige Mitte zu treffen. 

Sodann ist aber noch ein zweiter Umstand in Erwägung zu 
ziehen, nämlich der, ‘daß die Zeiten und damit die Bedürfnisse 
wechseln. In wirtschaftlich ruhigen Zeiten, in denen die Dinge 
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ihren normalen Verlauf nehmen, ist es verhältnismäßig leicht, in 
das Wirtschaftsleben eine gewisse Ordnung zu bringen. Zeigt es 
sich hier oder dort, daß etwa gewisse Kreise eine Art monopolisti- 
scher Stellung einnehmen, die sie zum Nachteile des Publikums 
oder der Arbeiter auszubeuten bestrebt sind, oder zeigt es sich 
umgekehrt, daß an gewissen Punkten eine exzessive Konkurrenz 
zutage tritt, unter der nicht nur die betreffenden Kreise, sondern 
auch die Gesamtheit leiden, so kann der Gesetzgeber immerhin ein- 
greifen und der Konkurrenz einen etwas weiteren Spielraum ein- 
räumen oder sie teilweise eindämmen. Anders aber, wenn die 
Zeiten bewegt sind und die wirtschaftlichen Verhältnisse sozusagen 
außer Rand und Band geraten sind. Wenn infolge gewisser Ereig- 
nisse die Verhältnisse sich so gänzlich ändern, daß die bisherigen 
Einrichtungen absolut unhaltbar werden und alles nach neuer Ge- 
staltung ringt, und zwar derart, daß kein Mensch die neue Gestaltung 
im voraus erkennen oder auch nur ahnen kann, dann muß eben das 
Bestehende beseitigt werden und kann auch der Gesetzgeber nichts 
anderes tun, als den Dingen freien Lauf zu lassen und abzuwarten, 
bis die neuen Formen sich herauszukristallisieren beginnen. 
Europa hat bisher zwei derartige Perioden durchgemacht. Die 
erste derselben wurde durch die Entdeckung Amerikas herauf- 
beschworen. Die mittelalterliche Gewerbeverfassung war darauf 
zugeschnitten, daß jeder Ort die gewerblichen Artikel, die er 
brauchte, selbst erzeugen mußte, weil wegen der mangelnden 
Straßen eine Zufuhr von außen nur ausnahmsweise möglich war. 
Die Industrie war „Handwerk“. Nun kam die Entdeckung von 
Amerika, welches von Jahr zu Jahr wachsende Scharen von Ein- 
wanderern aus Europa an sich zog. Und da Amerika begreiflicher- 
weise “nicht sofort imstande war, diejenigen Gewerbeerzeugnisse 
selbst zu produzieren, welche die europäischen Einwanderer brauch- 
ten, so trat an die europäische Industrie die Aufgabe heran, nicht 
nur den heimischen Bedarf, sondern auch den der neuen Welt zu 
decken. Dem stand jedoch die europäische Gewerbeverfassung ent- 
gegen, welche nur den Handwerksbetrieb kannte und jedem Hand- 
werksmeister nur eine beschränkte Freiheit der Bewegung gestattete. 
Da aber das wirtschaftliche Bedürfnis nach Schaffung einer Groß- 
industrie mächtiger war, mußte die bisherige Handwerksverfassung 
durchbrochen werden. Die Regierungen der damaligen Zeit halfen 
sich in der Weise, daß sie zwar die Verfassung des eigentlichen 
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Handwerks im großen ganzen unverändert ließen und sie, so gut 
oder so schlecht es eben ging, aufrechterhielten, daß sie aber da- 
neben in liberalster Weise die Einrichtung von sog. „Manufak- 
turen‘ (die eigentlich nichts anderes waren als Großhandwerks- 
betriebe) konzessionierten. Die Manufakturen wurden von den 
Regierungen zwar auf alle erdenkliche Weise begünstigt und privi- 
legiert, sie standen formell auch unter der Herrschaft des Kon- 
zessionssystems; allein da die Konzession ziemlich jedem Bewerber 
bedingungslos erteilt wurde, und weil das Verhältnis der einzelnen 
Unternehmer zueinander und zu ihren Arbeitern gesetzlich nicht 
geregelt war, so herrschte materiell auf diesem Gebiete eine fast 
unbeschränkte Konkurrenz. Und tatsächlich war auch eine sofortige . 
gesetzliche Regelung der Manufakturen (und damit eine Beschrän- 
kung der Konkurrenz) nicht möglich, weil zu jener Zeit noch kein 
Mensch eine Ahnung davon haben konnte, wie sich die Verhältnisse 
auf dem Gebiete der Großindustrie entwickeln und gestalten 
würden. | 

Die zweite Periode dieser Art ist diejenige, die durch den Bau 
der Landstraßen und Kanäle im 17. Jahrhundert eingeleitet, durch 
die Erfindung der Maschinen in der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts veranlaßt wurde und heute noch nicht vollständig abge- 
schlossen ist. Durch die Anwendung der Maschinen in der gewerb- 
lichen Produktion und namentlich seit dem Aufkommen der Eisen- 
bahnen wurden die früheren Verhältnisse so total verändert und auf 
den Kopf gestellt, daß es absolut unmöglich war, die bisherigen 
Einrichtungen beizubehalten. Dieselben mußten abgeschafft werden 
und wurden in den zentraleuropäischen Staaten um die Mitte des 
19. Jahrhunderts abgeschafft. Da man sich aber kein Bild davon 
machen konnte, wie sich die Verhältnisse gestalten würden, so 
mußte man sich begnügen, die bestehenden Gesetze abzuschaffen, 
ohne neue an deren Stelle setzen zu können, und damit war die 
Herrschaft der freien Konkurrenz zur Geltung gebracht. Als dann 
die neuen Verhältnisse sich zu konsolidieren begannen und festere 
Formen annahmen, konnte man damit beginnen, die hervor- 
tretenden Auswüchse der exzessiven Konkurrenz einzudämmen. 
Derartige Perioden gleichen eben der Zeit des Hausumbaues. E 
Wenn ein Haus alt und zu eng oder wenn es baufällig geworden ist, 
dann muß es eingerissen werden, und wenn es eingerissen ist, dann 
sind die ehemaligen Räume bloßgelegt und dem Wind und Wetter 
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preisgegeben; und dies dauert so lange, bis die neuen schützenden 
Mauern sich erheben und den alten Raum — wenn auch in neuer 
Einteilung und Anordnung — wieder einschließen. Oder mit an- 
deren Worten: Die freie Konkurrenz hat unstreitig ihre Berechti- 
gung, aber diese Berechtigung ist nach Intensität und Zeit nur eine 
relative. 

Die Vertreter der schrankenlosen Verkehrsfreiheit standen — 
wie bereits an früherer Stelle hervorgehoben wurde — unter dem 
Banne der Aufklärungsphilosophie des 18. Jahrhunderts, aus deren 
Schule sie hervorgegangen waren. Sie gingen immer nur von dem 
Individuum aus und traten allerorts für die Freiheit und Gleichheit 
der einzelnen in die Schranken. Die Vorkämpfer der Freiheit 
mußten naturgemäß bestrebt sein, immer die Rechte des Indivı- 
duums zu verteidigen, und so kam es, daß sie überall nur die Rechte 
des Individuums ins Auge faßten. Daß der einzelne, der in der 
Gesellschaft lebt, auch gewisse Pflichten gegen seine Nebenmenschen 
habe, das kam den Leuten nicht entfernt in den Sinn; und wenn das 
Gesetz jener vielgepriesenen Freiheit gewisse Schranken zieht, so 
will es damit den einzelnen eben jene Pflichten gegenüber der 
Gesellschaft nachdrücklichst in Erinnerung bringen. 

Die Vertreter der schrankenlosen Verkehrsfreiheit ließen sich 
aber noch einen zweiten Fehler zuschulden kommen, der darauf 
zurückzuführen ist, daß ihnen — so sehr sie die Lehren des Mer- 


kantilsystems bekämpfen und verhöhnen — einer der merkantili- 
stischen Grundgedanken, wenn auch unbewußt, noch immer tief im 
Blute steckt. Das Merkantilsystem war — wie schon früher er- 


wähnt — die Frage: „Wie macht man ein Volk reich?“ Und da 
ein Volk aus seinen einzelnen Angehörigen besteht, so lautet die 
Antwort: „Ein Volk ist reich, wenn seine Angehörigen reich sind.“ 
Demgemäß handelt jeder, der nach Erwerb strebt und Reichtum 
ansammelt, nach merkantilistischen Grundsätzen volkswirtschaft- 
lich richtig, weil er — indem er sich bereichert, auch — das Volk, 
dem er angehört, zu bereichern hilft. Von diesem Gedanken besselt 
sind die Vertreter der Verkehrsfreiheit, wenn sie immer bei jeder 
Gelegenheit bestrebt sind, jedem einzelnen die Bahn der Erwerbs- 
freiheit offenzuhalten. Dabei vergessen sie, daß die Vermögens- 
ansammlung — so erfreulich sie im allgemeinen ist — nicht immer 
volkswirtschaftlich wünschenswert ist, und zwar speziell dann 
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nicht, wenn der Betreffende sich auf Kosten seiner Nebenmenschen 
bereichert und dasjenige einstreicht, was die anderen einbüßen. 


2. Die Schranken der freien Konkurrenz. 


Die Anhänger der wirtschaftlichen Freiheit sind bestrebt, in 
ihren Schriften zu zeigen, wie schön und harmonisch sich die ganze 
Volkswirtschaft gestalten würde, wenn allerorts die schrankenloseste 
Freiheit herrschen würde und damit die Möglichkeit geboten wäre, 
daß die Konkurrenz ihre segensreichen Wirkungen voll und ganz 
entfalte.e Dabei übersehen sie, daß ein derartiger Idealzustand 
nirgends existiert und nie existiert hat, weil sich der Konkurrenz 
überall auf Schritt und Tritt Hindernisse in den Weg stellen. 

1. Unwissenheit, Trägheit, persönliche Be 
ziehungen. Gustav Cohn hat gelegentlich das Lehr- 
gebäude der Freihandelsschule als „Nationalökonomie der Börse“ 
bezeichnet — mit Recht, weil die Vertreter dieser Richtung ihre 
Lehren den Vorgängen an der Börse entnahmen und die wirtschaft- 
lichen Vorgänge so darstellen, als ob die ganze Welt ein einziger 
großer Börsensaal wäre, in dem nur „Geschäfte“ gemacht werden. 
Wer an die Börse geht, um Aktien der X-Bank zu kaufen, wird 
dort die Aktien sicherlich nicht von A kaufen, wenn er sieht und 
hört, daß B eben diese Aktien um ein Achtelprozent billiger abzu- 
geben geneigt ist. Die Ursache hiervon liegt darin, erstens, daß der 
Kauflustige Kenntnis davon hat, welche Forderungen die ver- 
schiedenen Verkäufer stellen, und zweitens, daß es ihn nur zwei 
Schritte kostet, um zu demjenigen Verkäufer zu gelangen, der den 
niedrigsten Preis fordert. Wer jedoch im gewöhnlichen Leben, 
sagen wir ein paar Äpfel kaufen will und die gewünschte Sorte bei 
irgendeinem Obstverkäufer in der Nähe findet, wird nicht vorerst 
die ganze Stadt durchstreifen, um in Erfahrung zu bringen, ob er 
diese Äpfel nicht bei irgendeinem Verkäufer um einige Pfennige 
billiger bekommt. Und selbst wenn er wüßte, daß er die Äpfel in 
irgendeiner entlegenen Straße um fünf Pfennige billiger kaufen 
könnte, wird er zumeist den weiten Weg scheuen und sie bei dem 
nächstgelegenen Händler kaufen. . Das heißt also mit anderen 
Worten: Kein Mensch ist imstande, alle Bezugsquellen der ganzen 
Welt zu kennen und sich jedesmal die günstigste herauszusuchen, 
und selbst wenn man verschiedene Bezugsquellen kennt, so ist man 
im gewöhnlichen Leben häufig zu träge, die günstigere zu wählen, 
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wenn dies mit einigen Unzukömmlichkeiten verbunden ist. Ähn- 
lich wirken persönliche Beziehungen zwischen Käufer und Ver- 
käufer. Man bezieht die Ware von dem gewohnten Lieferanten, 
weil der Mann die kleinen Wünsche und Neigungen kennt und die‘ 
Ware jedesmal genau so liefert, wie man es just wünscht, oder man 
bezieht die Ware von diesem Händler, weil man mit dem Manne 
seit Jahren bekannt und befreundet ist und fürchtet, ihn zu ver- 
letzen, wenn man bei einem zweiten kaufen würde. Endlich kommt 
es häufig vor, daß jemand durch geschäftliche oder sonstige Rück- 
sichten geradezu gezwungen ist, seine Einkäufe bei einer bestimm- 
ten Bezugsquelle zu besorgen, auch wenn er weiß, daß er an einem 
anderen Orte die Ware billiger und besser erhalten könnte (z. P. 
ein Arbeiter, der fürchten muß, seinen Posten zu verlieren, wenn 
er seine Bedarfsartikel nicht aus der Kantine des Werkführer: 
bezieht). 

In allen diesen Fällen ist — selbst wenn noch so viele Gewerbe- 
treibende der betreffenden Branche an demselben Orte ansässig 
sind — die Konkurrenz ausgeschlossen, und man wird daher auch 
vergeblich darauf warten, daß sie ihren regelnden und korrigieren- 
den Einfluß geltend mache. 

2. Diefaktischen Monopole. Die Vertreter der wirt- 
schaftlichen Freiheit bekämpfen alle gesetzlichen Schranken, welche 
sich der Freiheit des Verkehrs entgegenstellen, und geben sich der 
ungeheuren Täuschung hin, zu wähnen, daß die freie Konkurrenz 
auch tatsächlich schon vorhanden ist, wenn nur die gesetzlichen 
Schranken hinweggeräumt wurden, die ihr im Wege stehen; und 
dies ist selbstverständlich nicht richtig. Das Gesetz mag zehnmal 
die schrankenloseste Gewerbefreiheit proklamieren, so wird damit 
noch lange nicht erreicht sein, daß in jedem Dorfe immer mehrere 
Gewerbetreibende jeder Branche ansässig sind, und wenn nur ein 
Gewerbetreibender dieser Branche vorhanden ist, dann genießt der 
Mann —- trotz der auf dem Papier proklamierten Gewerbefrei- 
heit — ein faktisches Monopol und kann seine Kunden behandeln, 
wie er will. Sodann gibt es eine ganze Reihe einzelner Umstände, 
welche dem einzelnen eine gewisse monopolistische Stellung sichern. 
Der eine z. B. erfreut sich eines besonderen Renommees, sei es, weil 
er- an der Spitze eines uralten, seit Generationen existierenden 
Geschäftes steht, sei es, daß er sich einer besonderen Geschicklich- 
keit erfreut, oder daß er (was besonders bei Schneider- und Putz- 
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warengeschäften, aber nicht minder auch bei Ärzten oder Advo- 
katen eine große Rolle spielt) just „in der Mode“ ist. Ein anderer 
genießt einen besonderen Vorteil durch die günstige Lage seines 
‘Geschäftes, wieder ein anderer verfügt über eine billige Wasser- 
kraft, oder. hat sich den Bezug eines besonders guten Rohstoffes ge- 
sichert, oder besitzt irgendein Fabrikationsgeheimnis u. dgl. m. 
Endlich verleiht auch der größte Vermögensbesitz seinem Eigen- 
tümer eine mehr oder weniger weitgehende monopolistische Stel- 
lung, und es ist keine seltene Erscheinung, daß ein Großunter- 
nehmer seine Macht benutzt und durch foreierte Verkäufe seine 
Konkurrenten zugrunde richtet, um dann als allein Übrigbleibender 
die Preise erst recht hinaufzusetzen und die Konsumenten auszu- 
beuten. | 

3. Unmöglichkeit oder Widersinn der Kon- 
kurrenzinzahlreichen Fällen. Die Lehren der Frei- 
handelssehule kennzeichnen sich, wie erwähnt, durch eine kolossale 
Oberflächlichkeit. Die Vertreter dieser Richtung haben immer 
nur das Nächstliegende im Auge und stellen sich die Sache so vor, 
als ob die Begründung eines Unternehmens ausschließlich von dem 
Willen des Betreffenden abhängen würde. Sie vergessen aber 
vollständig, daß es eine ganze Reihe von Fällen gibt, in denen es 
absolut unmöglich ist, eine Unternehmung zu betreiben, ohne vor- 
- her die Bewilligung einer fremden Macht eingeholt zu haben. Ist 
es auch nur denkbar, daß es jedem freistehen soll, die Straßen einer 
Stadt beliebig aufzureißen, um dort Gas- oder Wasserröhren oder 
elektrische Kabel zu legen, die Träger der Telegraphen-, Telephon- 
oder sonstigen elektrischen Drähte aufzustellen oder die Schienen 
für eine Trambahn zu legen? Kann es in das Belieben eines jeden 
einzelnen gestellt werden, in einem schiffbaren Strom eine Kette 
zu versenken, um auf dem Flusse die Kettenschiffahrt zu betreiben ? 
Und wenn schon zu derartigen Unternehmungen die Bewilligung 
sei es des Stadtmagistrats, sei es der Staatsgewalt eingeholt werden 
muß, ist es denkbar, daß die betreffende Regierungsgewalt jedem, 
der da kommt, die Bewilligung zum Betriebe der fraglichen Unter- 
nehmung erteilt? 

Die Anhänger der Verkehrsfreiheit, die auf allen denkbaren 
Gebieten eine möglichst lebhafte Konkurrenz herbeiwünschen, 
bedenken nicht, daß die Konkurrenz unter Umständen höchst 
unwirtschaftlich sein kann, und zwar dann, wenn mehr Unter- 
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nehmungen da sind, als zur Deckung des Bedarfes notwendig sind. 
Allerdings, wenn in einem Lande eventuell hundert oder mehr 
übersehüssige Tischler- oder Schuhmacherwerkstätten vorhanden 
sind, so ist: dies noch kein besonderes Nationalunglück; allein ist 
es nicht die widersinnigste Verschwendung, wenn zwei kon- 
kurrierende Eisenbahnen oder Kanäle gebaut werden, wo eine 
derartige Anlage genügt, um den Verkehr zu vermitteln ? 

4. Verabredungen (Verbände). Endlich ist es 
überaus naheliegend, daß diejenigen Personen, die miteinander 
konkurrieren, sich einigen und ein Abkommen trefien, durch wel- 
ches sie die Konkurrenz ausschließen. Derartige Verabredungen 
können unter den Arbeitern wie unter den Arbeitgebern vor- 
kommen und eine verschiedene Gestalt annehmen. 

a) DieArbeiterverbände (Gewerkvereine, Tra- 
des Unions). Verabredungen der Arbeiter, um günstigere 
Arbeitsbedingungen zu erreichen, sind uralt; sie kamen bereits im 
Mittelalter und im Laufe der sog. Neuen Zeit unter den damaligen 
Handwerksgesellen vor. Eine allgemeinere Verbreitung und grö- 
Bere Bedeutung erlangten diese Vereinigungen der Arbeiter mit 
dem Aufkommen der Großindustrie, d. i. also seit dem 18. und dem 
Bginne des 19. Jahrhunderts, zunächst in England, dann aber 
auch in den übrigen Ländern. Die Entstehungsursache der Gewerk- 
vereine der Arbeiter ist einerseits in der gedrückten Lage der Ar- 
beiter und andererseits in dem instinktiven Gefühle zu suchen, daß 
die Vereinigung stark macht. Die Entstehung der Gewerkvereine 
erklärt sich leicht, wenn man sich die Verhältnisse vergegenwärtigt, 
unter denen der Arbeiter lebt. Sind die Arbeitsbedingungen in 
einem Unternehmen für die Arbeiter ungünstig, d.h. ist der Lohn 
gering, die Arbeitszeit lang, die Behandlung der Arbeiter eine 
schlechte usw., so ist der einzelne Arbeiter solchen Verhältnissen 


gegenüber machtlos. Die einzige Waffe, die er besitzt, ist die Kün- 


digung, und von dieser kann er (für sich allein) keinen Gebrauch 
machen, denn einerseits hat seine Kündigung keinen Effekt, weil, 
bei der großen Zahl der beschäftigungslosen Arbeiter (der Marx- 
schen sog. „‚Reservearmee“) sofort ein anderer an seine Stelle tritt, 
und andererseits wird der Mann, wenn er kündigt, brotlos und kann 
hungern. Soll also die Kündigung auf den Arbeitgeber Eindruck 
machen und eine Wirkung haben, so müssen alle Arbeiter des 
Werkes gleichzeitig günstigere ee yeaeunden verlangen und 
Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie. 18 
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für den Fall der Verweigerung die Kündigung (den Streik) an- 
‚drohen. Das war der erste Schritt zur Vereinigung; die sämtlichen 
"Arbeiter eines Werkes mußten geeinigt dastehen und wie ein 
Mann auftreten, und tatsächlich wurden auch auf diese Weise an- 
fänglich vereinzelte Erfolge von den Arbeitern erzielt. Die Er- 
fahrung lehrte jedoch bald, daß eine derartige Vereinigung nicht 
genüge, weil es dem Arbeitgeber nicht gar zu schwer fällt, eventuell 
‚seine ganze Arbeiterschaft durch neue Leute zu ersetzen. Soll also 
die Vereinigung der Arbeiter machtvoll sein, so muß sie die Ar- 
beiter der betreffenden Branche im ganzen Lande umfassen. 

Auf diese Weise ungefähr hat man sich die Entstehung der 
Gewerkvereine vorzustellen, wenn sie sich im einzelnen mitunter 
auch anders gestaltete. Tatsächlich war die Vereinigung der Ar- 
beiter in England anfänglich häufig eine bloß lokale, d.h. die 
Arbeiter der betreffenden Stadt schlossen sich zu einem Vereine 
zusammen, und zwar mitunter derart, daß der Verein die Arbeiter 
der verschiedensten Branchen umfaßte. Und erst allmählich brach 
sich die Überzeugung Bahn, daß der Gewerkverein nur dann 
prosperieren könne, wenn er sich aus homogenen Elementen zu- 
sammensetzt, gleichzeitig aber die gesamte Arbeiterschaft des 
betreffenden Produktionszweiges im ganzen Lande umfaßt. Die 
Organisation der Gewerkvereine ist in der Regel die folgende: die 
Arbeiter der betreffenden Branche in jedem Orte bilden den Orts- 
verein, die Ortsvereine bilden den Gewerkverein; die sämtlichen 
Gewerkvereine bliden einen Verband, der die allen Arbeitern 
gemeinsamen Interessen vertritt. 

Das Ziel, welches die Gewerkvereine anstreben, ist selbstver- 
ständlich die Verbesserung der Lage des Arbeiterstandes, d. i. also 
in erster Reihe die Festsetzung einer angemessenen Arbeitszeit 
(Achtstundenbewegung!) und eines angemessenen Lohnes. Dieses 
Ziel wurde auf einem doppelten Wege zu erreichen versucht. 

Die älteren Gewerkvereine (in England), die mehr oder weniger 
unbewußt noch auf dem zünftlerischen Standpunkte standen und 
von der Anschauung durchdrungen waren, daß der einzelne Produk- 
tionszweig das Privilegium oder die ausschließliche Domäne der 
betreffenden Zunft sei, suchten die Verbesserung der Lage ihrer 
Mitglieder zu erreichen durch eine möglichste Beschränkung der 
Arbeiterzahl ihrer Branche. Aus diesem Grunde verlangten sie — 
ganz wie die alten Zünfte —, daß nur „gelernte“ Arbeiter in dem 
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Produktionszweige verwendet werden sollen, und waren gleichzeitig 
bestrebt, die Zahl der Lehrlinge im Gewerbe möglichst zu be- 
schränken. Dieser Standpunkt war ein aristokratischer und hatte 
zur Folge, daß es den Arbeitern in den betreffenden Zweigen 
(Maschinenbauer, Grubenarbeiter, Spinner usw.) zwar gelang, recht 
vorteilhafte Arbeitsbedingungen zu erringen, daß aber durch die 
Beschränkung der Zahl der Arbeiter in diesen Branchen die Zahl 
der Arbeiter in den übrigen Produktionszweigen vergrößert, die 
Lage dieser Arbeiter also verschlechtert wurde. | 

Die jüngeren Gewerkvereine (in England) nehmen einen A 
exklusiven Standpunkt ein; sie streben nicht die möglichste Be- 
schränkung der Zahl der Arbeiter an, sondern verlangen, daß die 
Arbeitsbedingungen (Lohn, Arbeitszeit usw.) für den betreffenden 
Produktionszweig im ganzen Lande gleichmäßig —- und zwar selbst- 
verständlich in einer für die Arbeiter möglichst günstigen Weise — 
festgesetzt werden. Auf diese Weise soll dem bedingungslosen Aus- 
bieten der Arbeit und dem gegenseitigen Herabdrücken der Löhne 
ein Ende bereitet werden. Der in Rede stehende Modus bezweckt 
zwar nicht direkt eine Beschränkung der Arbeiterzahl in dem einen 
Produktionszweige, indirekt aber hat er eine solche allerdings zur 
Folge. Der Unternehmer, der keinem seiner Arbeiter weniger als 
den Normallohn zahlen darf, wird nämlich dadurch veranlaßt, bei 
der Auswahl seiner Arbeiter nur die geschicktesten Individuen zu 
engagieren, und infolgedessen bleiben die minder tauglichen zurück 
und müssen sich nach einer anderen Beschäftigung umsehen. 
(Volkswirtschaftlich ist dies richtig, weil auf diese Weise jede 
Arbeit von den geeignetsten Personen, also mit dem relaiv gering- 
sten Arbeitsaufwande, geleistet wird.) 

Nebenbei sind die Gewerkvereine bestrebt, das Angebot von 
Arbeit mit der Nachfrage nach derselben tunlichst auszugleichen, 
indem die Zentralleitung auf Grund der von den einzelnen Otts- 
vereinen einlaufenden Daten den einzelnen Ortsvereinen die Lage 
des Arbeitsmarktes periodisch bekannt gibt und auf diese Weise in 
Orten, wo ein übergroßes Angebot von Arbeitskräften vorhanden 
ist, die Arbeiter veranlaßt, nach solchen Orten zu übersiedeln, wo 
ein Mangel an Arbeitskräften herrscht. Ebenso trachten die Ge- 
werkvereine, die Produktion über das ganze Jahr gleichmäßig zu 
verteilen, um dem für sie so unangenehmen Wechsel von fieber- 
hafter Tätigkeit und Arbeitsstoekung entgegenzuwirken. Sie tun 
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dies in der Weise, daß sie in den Zeiten lebhaften Geschäftsganges 
der Verlängerung der Arbeitszeit widerstreben, indem sie für, die 
Überstunden einen steigenden Lohn verlangen. Umgekehrt wider- 
setzen sie sich in Zeiten schlechten Geschäftsganges der teilweisen 
Entlassung der Arbeiter und fordern eine gleichmäßige Verkürzung 
der Arbeitszeit (eventuell unter entsprechender Reduktion der 
Löhne) für das gesamte Arbeiterpersonal. 

Die Mittel, welche die Gewerkvereine anwenden, um ihre 
Wünsche een sind: zunächst die gütliche Des dlıne 
mit dem Unternehmer, und — wenn diese erfolglos bleibt — die 
Arbeitseinstellung. Im letzteren Falle werden die streikenden 
(oder ausgesperrten) Arbeiter aus der Kasse des Gewerkvereins 
unterhalten. Selbstverständlich ist es, daß die Gewerkvereine von 
ihren Mitgliedern Beiträge fordern. 

Von wesentlichster Bedeutung ist, daß durch.die Gewerkvereine 
. die Konkurrenz unter den Arbeitern gegenüber den Unternehmern 
ausgeschlossen wird. Die Arbeiter verpflichten sich durch den Bei- 
tritt zum Verein, solidarisch vorzugehen, und die Modalitäten des 
Arbeitsvertrags werden nicht mehr individuell zwischen dem Unter- 
nehmer und dem einzelnen Arbeiter, sondern zwischen dem Unter- 
nehmer und dem Gewerkverein als dem Repräsentanten der Ge- 
samtheit der Arbeiter festgestellt. Denn — und das ist das 
punctum saliens — diese beiden Parteien stehen sich nur dann als 
ebenbürtige Kontrahenten gegenüber, wenn die gesamte Arbeiter- 
schaft geschlossen wie ein Mann dem Unternehmer- entgegentritt. 
Sobald die Arbeiter vereinzelt auftreten und jeder von ihnen bereit 
ist, den andern zu unterbieten, ist der Unternehmer der stärkere 
Teil im Lohnkampfe und kann wegen der übergroßen Konkurrenz 
der Arbeiter jedem einzelnen die Bedingung beliebig diktieren. 
L’union fait la force! 

b) Die Unternehmerverbände. Ebenso wie die Ar- 
beiter sich verabreden, um die Konkurrenz untereinander auszu- 
schließen, vereinigen sich auch die Unternehmer. Indes kann man 
bei den Unternehmerverbänden — je nachdem sich die Spitze des 
Verbandes mehr gegen die Arbeiter oder mehr gegen das Publikum 
(die Konsumenten) kehrt — zwei Unterarten unterscheiden: 

a) Die Gewerkvereine der Unternehmer. Ihre 
eigentliche Heimat ist England, und sie wurden dort durch die Ge- 
werkvereine der Arbeiter hervorgerufen. Als nämlich die Unter- 
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nehmer zu merken anfingen, daß sie in ihrer Vereinzelung gegen- 
über den geeinigten Arbeitern häufig der schwächere Teil seien, 
weil es öfter vorkam, daß der einzelne Unternehmer durch den 
Streik seiner Arbeiter zum Nachgeben gezwungen wurde, beschlossen 
sie, das gleiche zu tun wie die Arbeiter und sich auch ihrerseits zu 
Gewerkvereinen zusammenzuschließen. Den äußeren Anstoß hier- 
zu gab die Taktik.der Arbeitergewerkvereine, die nach dem Grund- 
satze "un apres J’autre vorgingen. Wollte nämlich ein Gewerk- 
verein die Unternehmer seiner Branche mürbe machen, so ließ er 
seine Mitglieder zuerst in einem Werke streiken. Dadurch wurde 
die Kässe des Gewerkvereins verhältnismäßig am wenigsten in An- 
spruch genommen, weil nur ein Teil seiner Mitglieder feierte und 
das Gros der Mitglieder, das in den übrigen Werken ruhig weiter- 
arbeitete, die Streikbeiträge entrichten konnte. War der erste 
Unternehmer auf diese Weise besiegt, so wurde bei dem zweiten die 
Arbeit eingestellt usf., bis die letzten vielleicht freiwillig nach- 
gaben. Dementgegen besteht das Vorgehen des Unternehmer- 
gewerkvereins darin, daß die sämtlichen Mitglieder desselben ihre 
Werke schließen und die Arbeiter aussperren, wenn die Arbeiter 
den ersten Streik androhen oder in Szene setzen. Die Tätigkeit 
der Unternehmergewerkvereine beschränkt sich begreiflicherweise 
nicht auf das Verhalten der Unternehmer in Streikfällen, sondern 
bezweckt überhaupt ein solidarisches Vorgehen gegenüber den Ar- 
keitern. Gleich den Gewerkvereinen der Arbeiter waren die Unter- 
nehmergewerkvereine anfänglich Kampfvereinigungen, die den ver- 
einigten Arbeitern allerorts und bei jeder Gelegenheit feindlich 
entgegentraten und offen den Zweck verfolgten, die Gewerkvereine 
der Arbeiter zu vernichten. Als sie jedoch im Laufe der Zeit die 
Erfahrung machten, daß ihnen dies nicht gelingen werde, und sie 
die Macht ihrer Gegner kennenlernten, wurden sie gleich den 
Gewerkvereinen der Arbeiter zu sehr wichtigen Organen des 
sozialen Friedens. Beide Teile stehen sich heute als ebenbürtige 
Gegner gegenüber, sie betrachten sich gegenseitig als gleichberech- 
tigte Kontrahenten ; und indem sie miteinander die Lohn- und Ar- 
beitsbedingungen periodisch vereinbaren und friedlich festsetzen, 
beugen sie unzähligen Mißhelligkeiten, Streitigkeiten, Arbeits- 
einstellungen und Aussperrungen vor. Daß die Gewerkvereine der 
Unternehmer nebenbei auch gegenüber den Konsumenten bis zu 
einem gewissen Grade solidarisch vorgehen, ist naheliegend ; in 
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erster Reihe und ursprünglich waren sie I Kampfvereini- 
gungen gegenüber den Arbeitern. 

ß) Die Kartelle (auch Gewerkvereine der Unternehmer, 
Unternehmersyndikate, Ringe, Schwänze, Oorners, Pools, Trusts 
genannt) sind Verbände der Unternehmer derselben Branche, deren 
Zweck dahin geht, durch ein gewisses solidarisches Vorgehen der 
Mitglieder die gegenseitige Konkurrenz einzudämmen oder gänz- 
lich auszuschließen, um auf diese Weise die Lage der betreffenden 
Geschäftsbranche günstiger zu gestalten. Verabredungen dieser 
Art kamen begreiflicherweise zu allen Zeiten und allerorts verein- 
zelt vor; als Massenerscheinungen sind die Kartelle neuesten 
Datums. Sie sind eben das Produkt der verschärften Konkurrenz 
infolge der Aufhebung der Zunftschranken, des Aufkommens der 
Großindustrie und der Vervollkommnung der Kommunikations- 
anstalten und entstanden in England seit dem Ende des 18. und 
dem Anfange des 19. Jahrhunderts, in Frankreich seit der großen 
französischen Revolution, in Mitteleuropa seit den sechziger und 
siebziger Jahren. 

Die Kartelle können ihre Spitze gegen die Produzenten der 
Rohstoffe und die Arbeiter kehren und bestehen in diesem Falle 
darin, daß die Kartellteilnehmer sich verpflichten, für die Rohstoffe 
keinen höheren Preis, bzw. den Arbeitern keine günstigeren Ar- 
beitsbedingungen, als die verabredeten, zu bewilligen. Vorwiegend 
jedoch kehren sich die Kartelle gegen die Konsumenten und be- 
“zwecken, den Preis der Produkte günstig zu beeinflussen. Man 
kann die Kartelle (theoretisch) einteilen in Kartelle niederer und 
in solche höherer Ordnung (in der Praxis allerdings fließt häufig 
eine Form in die andere). 

Die Kartelle niederer Ordnung sind solche, welche bei ihren 
Vereinbarungen von den einzelnen Mitgliedern ausgehen und deren 
wirtschaftliche Handlungsfreiheit in irgendeinem Punkte be- 
schränken. Sie zerfallen in folgende Unterarten: 1. Kartelle, 
durch welche der Produktion der einzelnen kartellierten Werke 
Schranken gezogen werden (das einzelne Werk verpflichtet sich, 
nicht mehr als soundso viel zu produzieren oder seine bisherige Pro- 
duktion um soundso viel Prozent zu reduzieren). 2. Die sog. Preis- 
kartelle (die kartellierten Werke verpflichten sich, im Kartell- 
gebiete [etwa im Inlande] ihre Produkte nicht unter dem fest- 
gesetzten Preise zu verkaufen). 3. Die sog. Gebietskartelle (die 
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kartellierten Werke verteilen das Absatzgebiet derart unter sich, 
daß jedes Werk oder häufiger jede Gruppe von Werken nur inner- 
halb eines gewissen Territoriums die Produkte absetzen darf). 

Die Kartelle höherer Ordnung gehen von der Gesamtheit der 
Kontrahenten aus und setzen das Verhältnis der einzelnen Mitglie- 
der zur Gesamtheit fest. Man kann unterscheiden: 1. Kartelle, bei 
denen zunächst festgesetzt wird, wieviel von den kartellierten Wer- 
ken in Summa produziert werden darf, und sodann der Anteil, der 
auf das einzelne kartellierte Werk hiervon entfällt. 2. Kartelle, 
welche dafür sorgen, daß die einlaufenden Aufträge unter die kar- 
tellierten "Werke nach einem bestimmten Modus (etwa nach ihrer 
Leistungsfähigkeit, ihrer bisherigen Produktion o. dgl.) verteilt 
werden. 3. Kartelle, bei denen der Gewinn, den die Teilnehmer 
aus ihren Werken erzielen, in irgendeiner bestimmten Weise unter 
sie verteilt wird (etwa in der Weise, daß der Verkauf der erzeugten 
Produkte von einer besonderen Verkaufsstelle besorgt wird, die 
dann am Jahresschlusse den Gewinn unter die Teilnehmer ver- 
teilt 0. dgl.). 

Den Kartellen nahe verwandt, nur weitergehend als diese, ist 
der nordamerikanische Trust, d.i. — da hier auf die feinen 
juristischen Unterschiede nicht näher eingegangen werden kann — 
allgemein gesprochen die Fusion oder vollständige Verschmelzung 
der verbündeten Unternehmungen in den Händen einer einzigen 
großen Aktiengesellschaft. Er repräsentiert die (nahezu voll- 
ständige) Monopolisierung des betreffenden Produktionszweiges in 
einer einzigen Hand. 

Der Gedanke, der den Kartellen zugrunde liegt, ist, dem heu- 
tigen sog. anarchischen Zustand der Produktion ein Ende zu be- 
reiten. Der Zweck dieser Produktion ist, den Bedarf zu decken, 
und demgemäß soll vernünftigerweise jede Produktion dem Bedarfe 
angepaßt sein. Der heutige Großindustrielle, der nicht für ein 
beschränktes übersehbares Absatzgebiet, sondern für den sog. Welt- 
markt produziert, weil er seine Produkte bis in die entferntesten 
Gegenden absetzt, sieht sich vor eine unlösbare Aufgabe gestellt. 
Er soll seine Produktion dem Bedarfe anpassen, aber er weiß nicht, 
wie groß der Bedarf an seinem Artikel in der ganzen Welt ist; er 
weiß ferner nicht, wie groß die Vorräte an seinem Artikel sind, die 
in den Magazinen der übrigen Produzenten, sowie der Kaufleute 
und in den verschiedenen Haushaltungen fertig lagern; er weiß 
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endlich nicht, wieviel die übrigen Produzenten seiner Branche 
momentan erzeugen. Der einzige Unstand, an den er sich halten 
kann, ist der Preis seines Artikels. Steigt dieser, so muß er 
daraus den Schluß ziehen, daß eine größere Nachfrage nach seinem 
Artikel vorhanden ist, und muß bestrebt sein, so rasch und so viel 
als möglich zu produzieren, um der erste am Platze zu sein. Und da 
dies jeder tut, so kann es nicht ausbleiben, daß der Markt in der 
kürzesten Zeit überfüllt ist und der Absatz stockt. Nun beginnen 
der Preisrückgang, die Bankerotte, die Produktionseinschränkungen 
und die Entlassungen von Arbeitern. Es ist daher ein volkswirt- 
schaftlich ganz richtiger Gedanke, wenn die Unternehmer zu- 
sammentreten, sich gegenseitig ihre Erfahrungen über den Gesamt- 
bedarf mitteilen und sodann diesem die Produktion anzupassen 
bestrebt sind. Allerdings darf nieht verschwiegen werden, daß die 
Kartelle ihre monopolistische Stellung mißbrauchen können, um 
beide Teile — einerseits das Publikum durch hohe Preise, und 
andererseits die Arbeiter durch niedrige Löhne — auszubeuten. 

Scheinbar den Kartellen ähnlich, aber ihrem Wesen nach von 
ihnen gründlich verschieden sind die sog. „Ringe“, „Schwänze“ 
oder „Corners“. Dieselben sind einfach spekulative Unter- 
nehmungen, die auf eine wucherische Ausbeutung des konsumieren- 
den Publikums abzielen.. Wie der mittelalterliche Kornwucher, so 
suchen die in „Ring“ oder „Corner“ vereinigten Spekulanten die 
sämtlichen Vorräte einer Ware aufzukaufen, um dieselben dann zu 
wucherisch emporgetriebenen Preisen an die Konsumenten abzu- 
setzen. Das Kartell oder der Trust kann zwar allerdings auch das 
gleiche Ziel anstreben; allein prinzipiell, oder doch in der Regel 
entspringt das Kartell dem Bestreben, die Produktion dem Bedarfe 
anzupassen —, ein Bestreben, das dem Corner oder Ring vollständig 
Ternliegt. 

ec) Diesog. Allianzen. Die Gewerkvereine der Arbeiter 
und die der Unternehmer waren — wie oben hervorgehoben 
wurde — ursprünglich Kampfvereinigungen, die sich feindlich 
gegenüberstanden. Die Arbeiter waren oder sind bestrebt, den Ar- 
beitgebern die möglichst günstigen Lohn- und Arbeitsbedingungen 
abzuringen ; die Arbeitgeber trachteten, den Lohn auf ein Minimum 
herabzudrücken. Da war es denn auch wieder ein ilberaus nahe- 
liegender Gedanke, daß diese beiden streitenden Teile sich ent- 
schlossen, miteinander, und zwar auf Kosten eines Dritten, d. i. des 
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konsumierenden Publikums, Frieden zu schließen. Das Wesen 
dieser sog. Allianzen besteht darin, daß die vereinigten Unter- 
nehmer ihren gleichfalls geeinigten Arbeitern günstige Arbeits- 
bedingungen zugestehen, daß sie aber — um sich für das ihnen hier- 
durch auferlegte Opfer zu entschädigen — im Einverständnis mit 
ihren Arbeitern die Produktion einschränken und die Preise ihrer 
Artikel entsprechend erhöhen. 

Der Gedanke einer derartigen Vereinbarung zwischen den Ar- 
beitern und den Arbeitgebern wurde — soviel bekannt — zuerst in 
England im Jahre 1844 und dann wieder in den siebziger Jahren, 
und zwar von den Arbeitern in den Kohlengruben angeregt, hat aber 

_erst in den letzten Jahren des abgelaufenen Jahrhunderts greifbare 
Formen angenommen, da erst um diese Zeit einige Vereinbarungen 
dieser Art in England getroffen wurden. Ob sich die „Allianzen“ 
bewähren werden, muß die Erfahrung. lehren. 

Der Gedanke selbst ist — soweit ein nur theoretisch gefälltes 
Urteil Anspruch auf Beachtung erheben darf — aus zwei Gründen 
volkswirtschaftlich richtig und gesund. Zunächst hat jeder Mensch, 
der in einer für die-Gesamtheit wünschenswerten Weise tätig ist, 
einen Anspruch auf einen. angemessenen Lohn. Will der Kon- 
sument den fraglichen Artikel oder Dienst genießen, so kann er 
nicht verlangen, daß ihm dieser halb unentgeltlich geliefert oder 
geleistet wird, sondern es ist seine Pflicht, den Arbeiter für seine 
Mühewaltung voll zu entschädigen. Es ist daher nur gerechtfertigt, 
wenn der Unternehmer seinen Arbeitern: menschenwürdige Arbeits- 
bedingungen zugesteht und wenn er die ihm hierdurch erwachsen- 
den Kosten in der Form gesteigerter Preise auf den Konsumenten 
abwälzt. | 

Zum zweiten darf man vielleicht annehmen, daß die sog. Allı- 
anzen geeignet oder berufen sein dürften, die jedem Kartell mit 
naturgesetzlicher Notwendigkeit innewohnende monopolistische 
Tendenz in Schranken zu halten. Das Wesen der Allianz besteht, 
wie gesagt, darin, daß die Arbeiter einen dem Unternehmer gleich- 
wertigen Faktor der Vereinigung bilden, und daß sie-daher auch bei 
der Festsetzung der Preise ein entscheidendes Wort mitzusprechen 
haben. Wenn nun alle Industrien in Allianzen organisiert wären, 
so würde — weil ja die Arbeiter doch das Gros der Konsumenten 
der meisten Artikel bilden — jede monopolistische Preistreiberei 
der einen Allianz von den Arbeitern in den übrigen Allianzen 
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drückend empfunden werden, und es würden diese wohl Mittel und 
Wege finden, um auf ihre Standesgenossen einen entsprechenden 
Druck auszuüben. 


Ad. Wagner, Grundlegung, 1. Aufl, $ 126 ff., 3. Aufl., Bd. II passim. 
v. Philippovich, Grundriß, Bd.]I, $ 74ff. 

Einen klaren Einblick in die ganze Auffassungsweise und Denkrichtung der 
Freihandelsschule gewährt H. Rentzsch, Handwörterbuch der Volks- 
wirtschaftslehre (Leipzig 1866), dessen einzelne Artikel — von den da- 
maligen Führern der deutschen Freihandelsschule verfaßt — den ein- 
seitigsten Nichts-als-Freihandelsstandpunkt vertreten. 

Ähnlich Fr&deric Bastiat, Harmonies &conomiques (6. Bd. der Oeuyres 
completes de Fr. B. — Paris 1864, Guillaumin et Cie), ein Werk, das 

.in geradezu widerlich süßlicher Weise die Segnungen der freien Kon- 
kurrenz preist und nachzuweisen bestrebt ist, wie die Welt sich zu einem 
wahren Paradiese gestalten würde, wenn allerorts die Konkurrenz unein- 
geschränkt walten würde. — Die Literatur über die Gewerkvereine und 
die Kartelle (Unternehmerverbände) ist heute eine so umfassende, daß 
es ganz unmöglich ist, sie an dieser Stelle vollständig aufzuzählen, es sei 
daher diesbezüglich auf die einschlägigen Artikel im Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften und die dort angeführten Literaturnachweise ver- 
wiesen. — Das erste grundlegende Werk über Gewerkvereine war Lujo 
Brentanos „Arbeitergilden der Gegenwart“, 2 Bände, Leipzig 1871 und 
1872. — Speziell zu vergleichen: Sidney und Beatrice Webb, Die 
theoretische Basis der britischen Gewerkvereine, und „Die englischen Ge- 
werkvereine nach ihrem wirtschaftlichen Wert“, in Brauns Archiy für 
soziale Gesetzgebung und Statistik, 11. Bd. (1837). — Das erste grund- 
legende Werk über Kartelle war F. Kleinwächters „Die Kartelle“. 
Innsbruck 1883. — Über Allianzen vergl. Rob. Liefman, „Die Allianzen, 
gemeinsame monopolitische Vereinigungen der Unternehmer und Arbeiter 
in England“ in den Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, 
3. Folge, 20. Bd. (1900), und die dort angeführten Literaturnachweise. 


1. Die Konsumtion. 


Begriff. Konsumieren heißt: verzehren oder verbrauchen, 
d. h. also zerstören. Da wir aber bekanntlich auch nicht ein einziges 
Atom Stoff vernichten können, so besteht die mit jeder Konsumtion 
verbundene scheinbare Zerstörung des fraglichen Gegenstandes 
immer nur in einer Zerstörung der Form, in die der Stoff gebracht 
war, nicht aber in einer Zerstörung oder Vernichtung des Stoffes 
selbst. Die Konsumtion bildet eben das Widerspiel der Produk- 


tion. Bestand diese — da wir bekanntlich auch nicht ein einziges 
Atom Stoff aus nichts hervorbringen können — lediglich in einer 


Schaffung (oder Erhöhung von Werten, so besteht die Konsumtion 
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lediglich in einer Zerstörung (oder Verminderung) von Werten, 
und zwar gleichgültig ob diese Wertzerstörung durch den Menschen 
oder durch irgendwelche Naturkräfte (Verwitterungsprozeß, Blitz- 
schlag, Erdbeben o. dgl.) herbeigeführt wurde. 

‚ Arten der Konsumtion. 1. Die reproduktive 
Konsumtion. Jede materielle Produktion ist mit einer Zer- 
störung von Werten verbunden. Die Baulichkeiten, die Maschinen, 
Werkzeuge und Gerätschaften werden abgenutzt und schließlich 
vernutzt, die Roh- und Hilfsstoffe werden verbraucht und ver- 
schwinden. Aber aus dieser Wertzerstörung gehen neue Werte her- 
vor und man bezeichnet daher diese Konsumtion als eine reproduk- 
tive; allerdings aber nur unter der Voraussetzung, daß die neu ge- 
schaffenen Werte größer sind als die zerstörten. 

2. Die unproduktive Konsumtion. Als solche be- 
zeichnet man jene Konsumtion, die keine oder keine entsprechen- 
den Werte schafft, oder die keinen entsprechenden oder gerechtfer- 
tigten Genuß bringt. Wenn beispielsweise eine stark angeheiterte 
Wirtshausgesellschaft in der Weinlaune die Spiegel, Gläser usw. 
zertrümmert, so ist dies jedenfalls eine ganz unproduktive Kon- 
sumtion. 

3. Die nicht reproduktive Konsumtion steht 
mitten drin zwischen den beiden vorerwähnten. Man versteht dar- 
unter diejenige Konsumtion, diezum Leben unvermeidlich ist. Wir 
müssen essen, uns kleiden, wohnen usw. und konsumieren in allen 
diesen Fällen eine ganze Reihe von Gütern. Allerdings produziert 
uns diese Konsumtion Leben, Wohlbefinden, Gesundheit, Lebens- 
freude usw., aber da wir uns doch nicht wohl als Maschinen be- 
trachten können, die geheizt werden müssen, und da unser Leben, 
das Wohlbefinden, die Gesundheit, die Lebensfreude usw. keine für 
den Verkauf bestimmten Verkehrsgüter sind, so kann man diese 
Art der Konsumtion nicht als ‚„reproduktive‘ bezeichnen. Anderer- 
seits ist sie aber nicht „unproduktiv“, nicht überflüssig, denn wir 
müssen leben, man bezeichnet sie daher als „nicht @eproduktiv“. 

Luxus. An dieser Stelle mag auch die Frage des Luxus kurz 
erörtert werden. Unter Luxus versteht man jede über das Maß des 
Notwendigen hinausgehende Bedürfnisbefriedigung. Indes ist es 
evident, daß der Begriff des „Notwendigen“ ein überaus dehnbarer 
oder kein feststehender ist. Zunächst ist der „notwendige Bedarf“ 
nach Ort und Zeit verschieden. Brennende Kerzen (zu Beleuch- 
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tungszwecken) sind am hellichten Tage überflüssig, also Luxus, am 
Abende sind sie notwendig; ein Pelz ist in kalten Ländern und im 
Winter unentbehrlich, im Sommer oder in heißen Ländern Luxus. 
Ferner ist die Frage, was „notwendig“ ist, je nach dem Stande und 
der herrschenden Sitte verschieden zu beantworten. Das Halten 
einer Equipage oder einer zahlreichen Dienerschaft ist für einen 
einfachen Privatmann Luxus, für einen hohen staatlichen oder 
kirchlichen Funktionär nach der herrschenden Anschauung und 
Sitte unentbehrlich. Eine ganze Reihe von Artikeln, die wir im 
gewöhnlichen Leben tagtäglich gebrauchen, sind zur Erhaltung des 
Lebens nicht notwendig und waren unseren Vorfahren ganz unbe- 
kannt, sind somit streng genommen Luxus, heute aber ist ihr Ge- 
brauch ganz allgemein, und sie gelten als notwendig. | 

Ähnliches gilt von der seinerzeit so vielfach erörterten Frage, 
ob der Luxus wünschenswert oder volkswirtschaftlich verwerflich 
sei. Die einen, die einen mehr sittenstrengen Standpunkt ein- 
nehmen, verurteilen den Luxus als eine ganz überflüssige und ver- 
werfliche Verschwendung. Die anderen verwiesen auf die höheren 
und geistigen Genüsse, die der sog. „edle Luxus“ (Besitz oder An- 
blick von schönen Kunstwerken o. dgl.) gewährt, oder sie beriefen 
sich darauf, daß durch den Luxus der Reichen unzähligen fleißigen 
Händen lohnender Erwerb geboten, daß „Geld unter die Menschen 
gebracht“ werde. Auch diese Frage läßt sich nicht allgemeingültig 
beantworten, man muß vielmehr unterscheiden. 

Als objektiv verwerflicher Luxus ist jede Konsumtion zu be- 
trachten, die keinen (oder keinen entsprechenden) Gewinn oder die 
gar Schaden bringt. Der Hinweis auf die Tatsache, daß auch der 
unsinnigste Luxus der Reichen vorteilhaft sei, weil er zahlreichen 
fleißigen Leuten Gelegenheit zu lohnendem Erwerbe bietet, beweist 
nichts. Diese Tatsache ist richtig vom privatwirtschaftlichen Stand- 
punkte der betreffenden Gewerbetreibenden; der Volkswirt muß 
jedoch einen höheren (allgemeineren) Standpunkt einnehmen und 
muß sich die Frage vorlegen, ob es für die Gesamtheit nicht ersprieß- 
licher sein würde, wenn die zahlreichen in einer ganz überflüssigen 
(oder gar schädlichen) Luxusindustrie beschäftigten Personen etwa 
Getreide anbauen, Eisenbahnen herstellen oder Kanäle graben 
würden usw. Und wenn dem so ist, dann muß man wohl sagen, daß 
die Arbeit der in der betreffenden Luxusindustrie beschäftigten 
Personen eine verschwendete war. 
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Ein subjektiv verwerflicher Luxus liegt vor, wenn jemand einen 
Aufwand treibt, durch den er sich wirtschaftlich oder physisch zu- 
grunde richtet, oder wenn er minder dringende Bedürfnisse vor den 
dringenderen befriedigt. Wer also beispielsweise.die Mittel hierzu 
besitzt, kann sich unbedenklich das Vergnügen gönnen, ein sog. 
„großes Haus“ zu führen. Wer sich aber dadurch in Schulden 
stürzt, treibt einen für seine Verhältnisse verwerflichen Luxus. 
Und ebenso treibt eine Regierung einen subjektiv verwerflichen 
Luxus, wenn sie etwa aus den Steuergeldern in der Residenz kolos- 
sale Prachtbauten aufführen läßt, während die Masse der Bevölke- 
rung in elenden Lehmhütten ein menschenunwürdiges Dasein fristet. 

So ganz unrecht haben übrigens die Verteidiger des Luxus nicht, 
wenn sie es rülımen, daß er „Geld unter die Leute bringe“. Jedes 
Vermögen verleiht nämlich seinem Besitzer eine gewisse Macht, 
und aus diesem Grunde ist es durchaus keine erfreuliche Erschei- 
nung, wenn sich in den Händen einzelner Riesenvermögen ansam- 
meln. Einer derartigen Vermögensaufhäufung wirkt der Luxus 
jedenfalls entgegen, weil er von Zeit zu Zeit immer wieder größere 
Vermögen vernichtet. Man kann ihn daher bis zu einem gewissen 
Grade als ein Korrektiv gegen die sich fortwährend bildenden Ver- 
mögensungleichheiten betrachten. 

4.;, Beabsichtigte und unbeabsichtigte Kon- 
sumtion. Wenn wir Güter zu unserem persönlichen Gebrauche 
(Verbrauche) oder zur Produktion neuer Güter verwenden, so liegt 
es in der Natur der Dinge, daß die fraglichen Güter abgenutzt und 
vernutzt werden; es ist dies daher eine von uns beabsichtigte Kon- 
sumtion. In unzähligen Fällen aber tritt eine Wertzerstörung ohne 
oder gegen unseren Willen infolge von widrigen Zufällen oder von 
Elementarereignissen ein; eine derartige Konsumtion ist eine un- 
beabsichtigte. Gegen die wirtschaftlichen Folgen derselben trachten 
wir uns durch die Schadenversicherung zu schützen. 

5.-Materielle und immaterielle Konsumtion. 
Jedes materielle Gut (mit Ausnahme der Grundstücke), das wir in 
Gebrauch nehmen, wird abgenutzt und schließlich vernutzt, d. h. es 
wird früher oder später in seinem körperlichen Bestande zerstört; 
wir nennen eine derartige Konsumtion eine materielle. Dagegen 
kommt es häufig vor, daß ein Gut materiell ganz intakt bleibt, aber 
eine mehr oder weniger weitgehende Wertverminderung (Wert- 
zerstörung) erfährt; man bezeichnet dies als immaterielle Konsum- 
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tion. Sie tritt beispielsweise ein, wenn Teile eines zusammen- 
gehörigen Ganzen (etwa ein Band aus einem mehrbändigen Werke, 
ein Handschuh vom Paare o. dgl.) verloren gehen; die übriggeblie- 
benen Teile sind vielleicht noch ganz intakt, erleiden aber trotzdem 
eine empfindliche Werteinbuße. In viel höherem Maße kann die 
sog. immaterielle Konsumtion auf dem Gebiete der Industrie sich 
unangenehm bemerkbar machen. Die fertigen Modeartikel z. B. 
erfahren eine Entwertung, wenn die Mode sich ändert, desgleichen 
erleiden die betreffenden Güter eine Wertverminderung, wenn es 
den Fortschritten der Technik gelingt, bessere Artikel dieser Art 
(bessere Schußwaffen statt der bisherigen!) oder die nämlichen 
Artikel zu billigeren Preisen herzustellen. Es sind dies — allge- 
mein ausgedrückt — die überaus häufig eintretenden Wertverringe- 
rungen infolge der geänderten Konjunktur. 

Verhältnisvon Produktion und Konsumtion. 
Wie bereits wiederholt bemerkt wurde, ist die Befriedigung unserer 
Bedürfnisse — d. i. eben die Konsumtion der betreffenden Güter — 
das Endziel unserer gesamten Produktion. Für jede Volkswirt- 
schaft ist es daher von der allergrößten Bedeutung, daß Produktion 
und Konsumtion sich das Gleichgewicht halten, denn jede Störung 
dieses Gleichgewichtes erzeugt dasjenige, was man als „Krisis“ in: 
der Volkswirtschaftslehre bezeichnet. Wird zuwenig produziert, 
so leiden die Konsumenten not; wird zuviel produziert, so werden 
die Produkte unverkäuflich, die Produktion muß eingeschränkt, 
Arbeiter müssen entlassen werden, zahlreiche Bankrotte und riesige 
Verluste sind die notwendige Folge. | 
Lehr-Frankenstein, Produktion und Konsumtion in der Volkswirtschaft. 

Leipzig 1895, 8. 195 ff. 
Hasbach, Güterverzehrung und Güterhervorbringung. Jena 1906. 


II. Kapitel. 
Der Verkehr. 


I. Tausch und Verkehr. 


1. Begriff. Unter Verkehr in dem hier gemeinten Sinne 
versteht man die Tatsache, daß Güter, die in der einen Wirtschaft 
produziert werden, in den Besitz einer zweiten Wirtschaft gelangen. 
Eine außerhalb des Verkehrs stehende Wirtschaft ist heute nahezu 
undenkbar, es wäre dies eine Wirtschaft, in welche sozusagen auch 
nicht eine einzige Stecknadel von außen hereinkommt, also eine 
Wirtschaft, in der vom Rohstoffe angefangen, alles produziert wird, 
was ihre Angehörigen brauchen. Allein, wenn es auch heute kaum 
gelingen dürfte, eine ganz verkehrslose Wirtschaft in der zivili- 
sierten Welt zu entdecken, so gibt es auch heute noch immer genug 
nahezu verkehrslose Wirtschaften. Es sind dies jene zahlreichen 
kleinen Bauernwirtschaften in ganz entlegenen Gegenden, die 
— abgesehen von Salz, Eisen und eventuell Tabak — alles produ- 
zieren, was sie brauchen. Ä 

2. DieEntstehungdes Verkehrs. Besteht das Wesen 
des Verkehrs darin, daß Güter, die in der einen Wirtschaft produ- 
ziert werden, in den Besitz einer zweiten Wirtschaft gelangen, so 
ist es evident, daß ein eigentlicher Verkehr nicht aufkommen kann, 
solange das Wirtschaftsleben so einfach ist, daß alle Wirtschaften 
die gleichen Güter produzieren. Mit anderen Worten: ein regel- 
rechter Verkehr zwischen zwei ganz primitiven und unter den glei- 
chen natürlichen Bedingungen lebenden Stämmen ist undenkbar. 
Die moderne Forschung lehrt ferner — wie bereits an früherer 
Stelle hervorgehoben wurde —, daß der Smithsche „Jäger“ und 
„der Fischer des Urzustandes“, die auf eigene Faust jagen und 
fischen und dann miteinander regelrechte Handelsgeschäfte ab- 
schließen, in den Bereich der Fabel gehören, weil die Menschen der 
Urzeit nicht vereinzelt, sondern nur in kleinen Horden oder Stäm- 
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men auftraten. Demgemäß haben wir uns die ersten Anfänge des 
Verkehrs nicht als Tauschgeschäfte zwischen zwei Individuen, son- 
dern zwischen zwei Stämmen vorzustellen. Wenn man sich jedoeh 
die Entwicklungsstufe vergegenwärtigt, auf der die ersten Vertreter 
des Menschengeschlechtes standen, so gelangt man wohl zu dem 
Resultate, daß die ersten Anfänge des Verkehrs sich kaum in der 
Form friedlicher Tauschgeschäfte, sondern in der des räuberischen 
Überfalles (man denke nur an den so weit verbreiteten Frauenraub) 
abgespielt haben dürften. Ein friedlicher Tauschverkehr konnte 
erst aufkommen, als die Menschen sich zu einer verhältnismäßig 
höheren Kultur emporgearbeitet hatten, und dürfte aller Wahr- 
scheinlichkeit nach auf die Wanderungen nomadisierender Stämme 
zurückzuführen sein, die auf ihren Wanderzügen mit fremden 
Stämmen in Berührung kamen. Hier erst zeigte sich die Verschie- 
denheit der beiderseitigen Produkte, und da erst konnte — nachdem 
die Erfahrung beide Teile gelehrt hatte, daß der räuberische Über- 
fall nicht jedesmal zum Ziele führe — der Wunsch auftauchen, die 
Produkte des anderen Stammes auf dem Wege friedlichen Tausches 
zu erlangen. Hatte aber einmal ein Stamm die Vorteile des fried- 
lichen Tauschverkehrs kennengelernt, so war die nächste Entwick- 
lungsstufe wohl die, daß einzelne energischere und unternehmungs- 
lustige Elemente mit einem kleinen Gefolge sich auf eigene Faust 
auf die Wanderschaft begaben und fremde Stämme aufsuchten, um 
mit diesen Tauschgeschäfte abzuschließen. Einer oder der andere 
dieser wandernden Händler machte sich dann wohl bei dem fremden 
Volke ansässig, und so entwickelte sieh der Verkehr und entstand 
der Kaufmannsstand, welch letzterer ursprünglich regelmäßig auf 
das Eindringen fremder Volkselemente zurückzuführen ist. 

3. Das Wesen der Verkehrswirtschaft. Das Wesen 
einer jeden Wirtschaft besteht bekanntlich darin, daß in rationeller 
(haushälterischer) Weise für die Bedürfnisse vorgesorgt wird. In 
einer geschlossenen, verkehrslosen Wirtschaft müssen daher seitens 
des Wirtschaftsvorstandes zunächst die Bedürfnisse der Angehörigen 
dieser Wirtschaft erhoben werden. Sodann muß bestimmt werden, 
was und wieviel produziert werden soll, um diesen Bedarf zu decken. 
Weiter muß bestimmt werden, wer die verschiedenen Arbeiten zu 
übernehmen hat, weil es doch zum Wesen einer richtigen Wirtschaft 
gehört, daß der gewünschte Effekt mit dem relativ geringsten Opfer 
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(geschicktesten, am besten vorgebildeten) Personen geleistet und 
ausgeführt werde. Endlich wird der Vorstand der Wirtschaft dafür 
zu sorgen haben, daß die in der Wirtschaft gewonnenen Produkte 
in einer entsprechenden Weise unter die Angehörigen der Wirt- 
schaft verteilt werden. Dies gilt selbstverständlich für jede ge- 
schlossene verkehrslose Wirtschaft, und zwar gleichgültig, ob es sich 
um eine einzelne Bauernfamilie in irgendeinem entlegenen Frden- 
winkel oder um ein ganzes Volk handelt, welches — wie etwa die 
Utopier — eine gemeinsame einheitliche Wirtschaft führt. 

Wir haben jedoch heute keine verkehrslosen Wirtschaften. Die 
ursprünglichen gemeinsamen geschlossenen und verkehrslosen Stam- 
meswirtschaften haben sich aufgelöst, weil die Stämme, als sie 
größer wurden, sich in die einzelnen Familien aufgelöst haben, und 
so besitzen wir heute lauter einzelne Privatwirtschaften, die mitten 
im Verkehr stehen, und unsere heutige Volkswirtschaft ist (zum 
überwiegend größeren Teile) auf das verkehrswirtschaftliche Prin- 
zip aufgebaut. Und dadurch erleiden die vorstehenden Sätze eine 
teilweise Modifikation. 

Jede einzelne unserer heutigen Privat-(Familien-) Wirtschaften 
steht mitten drin im Verkehr und konsumiert tagtäglich eine Reihe 
von Gütern, an deren eigene Produktion sie auch nicht entfernt 
denken kann; sie bezieht eben diese Güter aus fremden Wirt- 
schaften. Will man aber Produkte fremder Wirtschaften beziehen, 
so muß man selbstverständlich vorerst die eigenen Produkte an 
fremde Wirtschaften absetzen. Nun ist es evident, daß man die 
eigenen Produkte um so besser absetzen (um so vorteilhafter ver- 
kaufen) kann, je mehr und je besser sie den Wünschen und Bedürf- 
nissen der Abnehmer entsprechen, und dadurch wird der Charakter 
der einzelnen Privatwirtschaften teilweise verändert. Die eigenen 
Bedürfnisse werden zwar erwogen, aber die Produktion richtet sich 
nicht mehr unmittelbar auf die Deckung des eigenen, sondern des 
fremden Bedarfes. In keiner Privatwirtschaft wird heute daran 
gedacht, die Lebensmittel, die Kleider, die Möbel und die tausend 
anderen Dinge, die man im Leben tagtäglich braucht, unmittelbar 
selbst zu produzieren, sondern das ganze Sinnen und Trachten einer 
jeden Wirtschaft ist darauf gerichtet, solche Produkte zu erzeugen, 
die am vorteilhaftesten verkauft werden können. Oder — wie man 
zu sagen pflegt — nicht die Produktion von Gebrauchswerten, son- 
dern die Produktion von Tauschwerten steht heute im Vorder- 

Kleinwächter, Lehrb, d. Nationalökonomie. 19 
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grunde; nicht die unmittelbare Deckung des eigenen Bedarfes, son- 
dern der möglichst große Erwerb ist das Ziel jeder heutigen Einzel- 
wirtschaft. Allerdings muß derjenige, der seine Produkte möglichst 
vorteilhaft verkaufen und auf diese Weise erwerben will, die Nei- 
gungen und Wünsche seiner Kunden berücksichtigen, also Ge- 
brauchswerte für diese Personen produzieren, allein damit ist noch 
lange keine Garantie dafür geboten, daß tatsächlich nützliche und 
vernünftige Dinge produziert werden, denn der Produzent kann 
ebensogut und vielleicht mit noch größerem Erfolge auf die Schwä- 
chen und verwerflichen Launen seiner Kunden spekulieren. 
Ähnlich verhält es sich mit unserer heutigen, auf dem verkehrs- 
wirtschaftlichen Prinzip aufgebauten Volkswirtschaft. In Utopien 
müßte die Regierung den Gesamtbedarf erheben und bestimmen, 
was und wieviel produziert werden soll und wer die verschiedener 
Arbeiten ausführen soll. In der verkehrswirtschaftlich organi- 
sierten Volksvrirtschaft bekümmert sich die Regierung um diese 
Dinge nicht, weil angenommen wird, daß sich das alles automatisch 
regelt. Nach solchen Artikeln, die gebraucht und gewünscht wer- 
den, wird sich eine gewisse Nachfrage geltend machen, und die Be- 
dürfenden werden geneigt sein, hierfür lohnende Preise zu bewil- 
ligen, und die Produzenten werden — da ja jeder durch sein eigenes 


Interesse gezwungen ist, dem Erwerbe nachzugehen —, dadurch 





veranlaßt werden, die begehrten Artikel zu erzeugen. Ist der Br 


darf gedeckt oder werden gewisse Artikel überhaupt nicht begehrt, 
so wird keine Nachfrage vorhanden sein, die Preise werden fallen, 
und dies wird für die Produzenten ein Wink sein, ihre Produktion 
einzuschränken oder ganz einzustellen. Und haben einzelne Pro- 
duzenten sich verrechnet und zuviel Produkte oder solche Produkte 
erzeugt, die sie nicht verkaufen können, nun so ist das ihr Schaden 
und zugleich die gerechte Strafe dafür, daß sie ihre Augen nicht 
offengehalten, die Preis- und Marktverhältnisse nicht mit der 
nötigen Aufmerksamkeit verfolgt haben. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß durch eine derartige Konstruk- 
tion der Volkswirtschaft zwei irrationale Momente in das Wirtschafts- 
leben hineingetragen werden. Wer Güter produziert, deren er oder 
ein anderer bedarf, handelt — an sich betrachtet — wirtschaftlich 
und vernünftig. In einer auf dem verkehrswirtschaftlichen Prinzip 
aufgebauten Volkswirtschaft wird jedoch die Produktion von Gütern 
— wenn sie nicht auf eine vorausgegangene Bestellung erfolgt — 
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- zur Spekulation und damit zum Lotteriespiel. Der Produzent mub 
sich vernünftigerweise vorerst die Frage vorlegen, ob er seine Pro- 
dukte wird preiswürdig absetzen können, er kann aber diese Frage 
nie im voraus mit unbedingter Sicherheit beantworten, weil er 
nicht wissen kann, ob der Bedarf nicht schon durch die übrigen Pro- 
duzenten seines Faches gedeckt wird, oder ob nicht in irgendeinem 
versteckten Erdenwinkel jemand soeben eine neue Erfindung ge- 
macht hat, durch welche die Produktion des bisherigen Artikels ent- 
behrlich wird. Sodann ist es in einer verkehrswirtschaftlich orga- 
nisierten Volkswirtschaft ganz unvermeidlich, daß immerfort, bald 
da, bald dort, an einzelnen Artikeln mehr produziert wird, als nötig 
ist, und dies ist auch wieder unwirtschaftlich, weil es eine Ver- 
schwendung ist!). 

Endlich bekümmert sich in einer verkehrswirtschaftlich organi- 
sierten Volkswirtschaft niemand um die Verteilung der Güter, d. i. 
um die Entlohnung derjenigen Personen, die bei der Produktion 
der Güter in irgendeiner Weise mitgewirkt haben, weil angenom- 
men wird, daß sich das alles von selbst regle. Das ganze Wirtschafts- 
leben werde von dem „Gesetze von Angebot und Nachfrage“ be- 
herrscht, und dieses bewirke, daß jeder denjenigen Preis für seine 
Produkte oder für seine Arbeitsleistungen erhalte, der ihm je nach 
der Lage der Dinge gebührt. Dabei wird aber übersehen, daß jeder 
‚Vertragsabschluß — wie oben dargetan wurde — das Resultat eines 
vorhergegangenen Kampfes ist, und daß für den Ausgang des 
Kampfes weder das Verdienst, noch die Gerechtigkeit, sondern die 
größere Stärke entscheidend ist. 

4. Einschränkungen der Verkehrswirtschaft. 
Die Erwartung, daß in einer auf dem Prinzip der Verkehrswirt- 
schaft aufgebauten Volkswirtschaft sich alles von selbst auf das beste 
regeln werde, wenn nur die vollste Freiheit der Bewegung gestattet 
ist, stützt sich auf zwei Voraussetzungen. 

Einmal auf die Voraussetzung, daß jeder durch sein eigenes 
Interesse (durch die Rücksicht auf seinen Vorteil) veranlaßt wird, 
dasjenige zu tun, was der Gesamtheit wünschenswert ist. Also bei- 
spielsweise konkret gesprochen: das Publikum braucht Kleider und 


1) Damit soll nicht gesagt sein, daß in einem kommunistisch organisierten 
Gemeinwesen in einer ganz einwandfreien Weise für die Deckung des Gesamt- 
bedarfes vorgesorgt würde, aber jedenfalls sind die beiden im Text erwähnten 
‘ Momente etwas Irrationelles. 
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Schuhe; die Leute werden somit geneigt sein, lohnende Preise für 
Kleider und Schuhe zu zahlen; es wird sich daher immer eine ge- 
nügende Anzahl von Personen finden, die bereit sind, Kleider und 
Schuhe anzufertigen. 

Zweitens auf die Voraussetzung, daß dort, wo ausnahmsweise 
die Interessen des einzelnen andere sind als die der Gesamtheit, die 
Konkurrenz korrigierend eingreifen werde. Also, um bei dem ge- 
wählten Beispiele zu bleiben: das Publikum wünscht, gute Kleider 
und Schuhe zu einem mäßigen Preise zu bekommen. Der einzelne 
Produzent hingegen hat das Interesse, schleuderhaft zu arbeiten 
und hohe Preise zu fordern. Dieser Interessengegensatz wird jedoch 
durch die Konkurrenz in der kürzesten Zeit beseitigt. Wenn näm- 
lich wirklich der eine Produzent schleuderhafte Arbeit liefert und 
hohe Preise fordert, so wird sich bald ein zweiter und dritter finden, 
der solider vorgeht, und dadurch wird der erste, wenn er seine 
Kunden nicht verlieren will, gezwungen, gleichfalls gute Ware zu 
einem mäßigen Preise zu liefern. 

Allgemein ausgedrückt, die Vertreter der Verkehrsfreiheit gehen 
von der Anschauung aus, daß im allgemeinen die Interessen des ein- 
zelnen mit denen der Gesamtheit parallel gehen, und daß dort, wo 
dies ausnahmsweise nicht der Fall ist, die Interessenkollision durch 
Einwirkung der Konkurrenz in der kürzesten Zeit beseitigt wird. 
Daß dem nicht so sei, wurde in einem früheren Abschnitte dargetan. 
Tatsächlich finden wir auch keinen einzigen zivilisierten Staat, der 
die Lehren der Freihandelsschule befolgt und das wirtschaftliche 
Leben sich selbst überlassen hätte. Alle Staaten haben sich verän- 
laßt gefunden, in das wirtschaftliche Leben regelnd einzugreifen 
und die Interessen der Gesamtheit dort zu schützen und zur Geltung 
zu bringen, wo sie durch die entgegengesetzten Interessen der ein- 
zelnen gefährdet erscheinen, und wo von dem korrigierenden Ein- 
flusse der freien Konkurrenz wenig oder nichts zu erwarten ist. Der 
Vorgang der Regierung in solchem Falle ist — wie bereits an frü- 
herer Stelle hervorgehoben wurde — der, daß die Staatsgewalt zu- 
nächst (als mildestes Mittel) das betreffende Produktionsgebiet 
durch allgemeine Vorschriften und Gesetze zu regeln trachtet; daß 
sie, wenn dieses Mittel sich als unzulänglich erweist, zur sog. regu- 
lierten Unternehmung oder delegierten Verwaltung greift; und 
daß sie schließlich, wenn auch dieer Weg nicht zum Ziele führt, den 
Betrieb der fraglichen Unternehmung selbst in die Hand nimmt. 
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Es ist dies die Frage nach den Arten und dem Wirkungskreise der 
verschiedenen Gemeinwirtschaften, welche oben eingehend erörtert 
wurde, Daß durch den Betrieb derartiger gemeinwirtschaftlicher 
Unternehmungen (ob durch eine freie oder eine Zwangswirtschaft 
betrieben, ist gleichgültig) das Gebiet der Verkehrswirtschaft sehr 
wesentlich eingeengt werden kann, bedarf keiner weiteren Aus- 
einandersetzung. 


ll. Die Organisation. des Verkehrs. 


1. Der Güterumlauf. Mit der bloßen Herstellung eines 
Gutes ist dem Konsumenten noch nicht gedient; soll er in die Lage 
kommen, sein Bedürfnis befriedigen zu können, so muß vorerst das 
Gut in seine Hand gelangen, und hierzu ist in der Regel ein Zwei- 
‘ faches erforderlich, Es muß häufig das Gut von dem Produktions- 
orte nach dem Konsumtionsorte gebracht werden, d. h. es ist eine 
räumliche oder geographische Bewegung des Gutes erforderlich, In 
unserer heutigen verkehrswirtschaftlich organisierten Volkswirt- 
schaft muß aber zumeist noch eine zweite Voraussetzung zutreffen, 
es muß nämlich das Gut aus dem Eigentum (oder der Gewalt) des 
Produzenten in das des Konsumenten gebracht werden. Diese dop- 
pelte Bewegung oder Übertragung der Güter — die räumliche und 
die juristische — bezeichnet man als Güterumlauf. 

Der Güterumlauf bildet einen wesentlichen Teil des Verkehrs, 
indes ist der Begriff des Verkehrs ein weiterer, denn er umfaßt 
neben dem Güterumlauf auch die Fortbewegung oder den Transport 
von Personen und Nachrichten, | 

Der Güterumlauf ist für die heutige Volkswirtschaft von größter 
Bedeutung, einmal weil er, wie erwähnt, die Voraussetzung der 
Konsumtion, d. h. der Befriedigung des Bedarfes, ist, dann aber 
auch, weil er die Verteilung der Güter (des Volkseinkommens) er- 
möglicht. Wie soll der Unternehmer seine Arbeiter, wie seine Gläu- 
biger usw. entschädigen, wenn er seine Produkte nicht absetzen 
kann? Der Güterumlauf ist somit in der heutigen Volkswirtschaft 
gleichzeitig auch die Voraussetzung des Vermögenserwerbes und der 
Vermögensbildung. Aus diesem Grunde wird jede Hemmung des 
Güterumlaufes von der gesamten Volkswirtschaft höchst unange- 
nehm empfunden. Die Hemmungen des Güterumlaufes können 
wirtschaftlicher. technischer oder staatlicher (iuristischer) Natur 
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sein. Hemmungen wirtschaftlicher Natur liegen vor, wenn absatz- 
fähige Güter vorhanden sind, aber die Kaufkraft oder die Kauflust 
des Publikums fehlt. Die Kauflust des Publikums fehlt, wenn das- 
selbe oder ein großer Teil zu arm ist, um die Güter zu kaufen; wenn 
Güter dieser oder jener Sorte weit über den Bedarf hinaus produziert 
wurden, oder wenn das im Lande vorhandene Geld nach einer an- 
deren Richtung (z. B. zur Subskription auf große Staats- 
anleihen o. dgl.) absorbiert-wurde, so daß das Publikum seine Ein- 
käufe zeitweise einschränken muß. Die Kauflust fehlt in Zeiten 
einer allgemeinen Beklemmung, etwa vor Ausbruch oder während 
eines großen Krieges, in Revolutionszeiten, in einer Zeit zahlreicher 
Bankrotte u. dgl. In derartigen Perioden ist jeder bestrebt, sein 
bares Geld möglichst zurückzuhalten, um für unvorhergesehene 
Fälle gerüstet zu sein. Hemmungen technischer Natur liegen vor 
bei Gütern, welche ihrer Natur nach einen weiteren Transport nicht 
vertragen, oder wenn es überhaupt im Lande an genügenden Kom- 
munikations- und Transportanstalten fehlt. Staatlicher (juristi- 
scher) Natur sind die Hemmungen, wenn der Verkehr durch staat- 
liche Einrichtungen erschwert ist, sei es, daß das Gesetz für den Ab- 
schluß von Rechtsgeschäften überflüssige und kostspielige Formali- 
täten vorschreibt, sei es daß die Staatsgewalt die Ein- oder Ausfuhr 
von Waren erschwert, oder daß sie ihren Bürgern nicht die erfor- 
derliche Freiheit der Bewegung gestattet usw. 

2. Die, Verkehrsmittel‘.'a) Transport und 
Kommunikationsmittel. Die erste und wesentlichste 


‚Voraussetzung des Güterumlaufes in den meisten Fällen ist der ° 


Transport der Güter vom Produktionsorte nach dem Konsumtions- 
orte, und aus diesem Grunde wird der Verkehr durch das Vor- 
handensein leistungsfähiger Transport- und Kommunikations- 
anstalten auf das wesentlichste gefördert. Der nahezu gänzliche 
Mangel entsprechender Landstraßen im Mittelalter war die Ursache, 
daß der damalige Verkehr vorwiegend lokal war und daß die da- 
malige Volkswirtschaft fast nur eine Stadtwirtschaft war, denn der 
Verkehr war in der Hauptsache auf die Stadt und ihre nächste Um- 
gebung beschränkt. Nur an schiffbaren Strömen und zur See war 
ein lebhafterer Güterverkehr möglich; der Landverkehr war auf 
wenige kostbare Waren (von geringem Gewicht und Volumen) 
beschränkt, die auf Saumtieren transportiert werden konnten. Im 
17. und 18. Jahrhundert beginnt der Bau von Landstraßen und teil- 
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weise auch von Kanälen; der Verkehr wächst: die frühere Stadt- 
wirtschaft erweitert sich zur „Volks“wirtschaft. Es ist dies die 
Zeit des Merkantilsystems; die Regierungen begünstigen diese 
Tendenz und sind bestrebt, die Wirtschaft ihres Volkes zu einer 
einheitlichen, das ganze Staatsgebiet umfassenden Volkswirtschaft 
auszugestalten. Mit dem Aufkommen und der Ausbreitung der 
Dampfschiffe und der Eisenbahnen im 19. Jahrhundert wächst der 
Gütertransport ins Riesengroße; die ganze zivilisierte Welt bildet 
ein einziges großes Verkehrsgebiet: die Volkswirtschaft erweitert 
sich zur Weltwirtschaft. “ 

Zur Bewerkstelligung des Güterumlaufes gehört es aber auch, 
daß Käufer und Verkäufer miteinander in persönlichen Verkehr 
treten oder doch wenigstens ihre Willensmeinung miteinander aus- 
tauschen können. Und aus diesem Grunde wird der Güterumlauf 
durch alles gefördert, was — Eisenbahn, Dampfschiff, Post, Tele- 
sraph, Telephon — das Reisen oder doch den Nachrichtenverkehr 
erleichtert. 

b) Maß und Gewicht. Zur Bewerkstelligung des Güter- 
umlaufes gehört ferner die Möglichkeit, die Quantitäten der Güter 
zu messen, und aus diesem Grunde bildet die Regelung des Maß- und 
Gewichtswesens ein wesentliches Erfordernis des geordneten Güter- 
umlaufes. Auch auf diesem Gebiete vollzog sich der Fortschritt 
nur ganz allmählich. Die ursprünglichen Maße waren sog. Natur- 
maße, d.h. sie waren irgendwelchen naheliegenden Dingen oder 
Vorkommnissen der Natur entnommen. Die Längenmaße (Zoll, 
Fuß, Elle, Klafter, die „Meile“ = 1000 Schritte, mille passus) 
waren dem menschlichen Körper entnommen; das Gewichtssystem 
war auf das Getreidekorn (,„granum“) als kleinste Gewichtseinheit 
aufgebaut; die Flächenmaße (das „Tagewerk“, der „Morgen“, das 
„Joch“) sind auf die Arbeitsleistungen in der Landwirtschaft 
zurückzuführen. Die Maße und Gewichte waren ferner anfänglich 
nur lokaler Natur; in dieser Gegend galt dieser „Fuß“ und dieses 
„Pfund“, in einer anderen Gegend ein anderer Fuß und ein 
anderes Pfund. 

Solange der Verkehr ein ausschließlich lokaler war, d. h. solange 
der Verkehr sich ausschließlich in der Gemarkung dieser Stadt oder 
dieses Dorfes abspielte und die Bewohner dieser Gegend nur aus- 
nahmsweise mit den Bewohnern anderer Gegenden in Berührung 
kamen, wurde jene Verschiedenheit des Maß- und Gewichtssystems 
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nicht empfunden. Erst als der Verkehr sich ausdehnte, als die Be- 
wohner verschiedener Gegenden in die Lage kamen, öfter Tausch- 
geschäfte miteinander abzuschließen, und jeder Teil den begreif- 
lichen Wunsch hegte, in seinem heimischen, ihm geläufigen Maß- 
und Gewichtssystem rechnen zu können, konnte und mußte der 
Wunsch und das Bestreben auftauchen, jene frühere Vielheit der 
Maße und Gewichte abzuschaffen und ein einheitliches Maß- und 
Gewichtssystem an deren Stelle zu setzen. Es geschah dies in den 
europäischen Staaten ziemlich spät, und zwar in den fünfziger 
Jahren des abgelaufenen Jahrhunderts. Zu jener Zeit gingen die 
einzelnen Staaten daran, ihr Maß- und Gewichtssystem zu regeln; 
die bisherigen in den einzelnen Landesteilen geltenden verschie- 
denen Maße und Gewichte wurden abgeschafft, und an deren Stelle 
wurde ein für das ganze Staatsgebiet geltendes einheitliches Maß- 
und Gewichtssystem (welches aber in den verschiedenen Staaten 
verschieden geregelt war) eingeführt. Die Erklärung der auf den 
ersten Blick auffallenden Erscheinung, daß die einheitliche Rege- 
lung des Maß- und Gewichtssystems erst um die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts erfolgte, ist in dem Umstande zu suchen, daß erst um jene 
Zeit die Straßennetze der europäischen Staaten vollständig ausge- 
baut waren und daß die damals hergestellten Eisenbahnlinien ihre 
Wirkung zu äußern begannen und den Verkehr im Innern der ein- 
zelnen Staaten belebten. | 

Mit dem Ausbau der großen, ganz Europa durchquerenden 
Eisenbahnlinien in der zweiten Hälfte des abgelaufenen Jahr- 
hunderts nahm der internationale Verkehr einen ungeahnten Auf- 
schwung, so daß die Verschiedenheit des Maß- und Gewichtssystems 
von Staat zu Staat als ein lästiges Hindernis des Verkehrs 
empfunden wurde. Und tatsächlich sehen wir, daß in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts die festländischen europäischen Staaten 
das metrische Maß- und Gewichtssytem adoptieren. An sich ist ja 
dieses System nicht rationeller als die älteren Systeme, denn der 
Meter ist eine ebenso willkürliche Längeneinheit, wie irgendein Zoll 
oder Fuß, aber wegen seiner dezimalen Einteilung und seiner 
konsequenten Durchführung (Längen-, Flächen-, Hohlmaß und 
Gewieht) gebührt ihm jedenfalls der Vorzug vor den früheren 
Systemen. | 

c) Geld und Kredit. Der Güterumlauf vollzieht sich in 
der heutigen Volkswirtschaft, wie erwähnt, in der Form des 
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Tausches. Soll dieser aber stattfinden, so müssen die Werte ver- 
glichen, d. h. gemessen und sodann ausgeglichen werden. Diese 
Funktion fällt dem Gelde und in dessen Ermanglung dem Kredit 
zu. Von beiden soll an späterer Stelle (im IV. Kapitel unter I 
und II) eingehend gehandelt werden. 

3. Der Handel ist der gewerbsmäßige Betrieb des Ein- 
tausches oder Ankaufes von Gütern in der Absicht, dieselben (ohne 
weitere Be- oder Verarbeitung) mit Gewinn wieder weiterzuver- 
äußern. Wer also Waren für den eigenen Bedarf kauft, oder wer 
rohe Stoffe kauft, in der Absicht, sie weiterzuverarbeiten und dann 
mit Gewinn zu verkaufen, oder wer seine Produkte (auch gewerbs- 
mäßig) verkauft, betreibt im volkswirtschaftlichen Sinne keine 
Handelsgeschäfte, ist kein Kaufmann. (Anders allerdings im Sinne 
des geltenden Handelsrechtes.) Selbstverständlich ist der Handel 
nur in einer individualistisch organisierten Volkswirtschaft mög- 
lich. In einem kommunistischen Gemeinwesen gäbe es zwar staat- 
liche Magazine, in denen die fertigen Gebrauchsgegenstände lagern 
würden, allein die letzteren würden von dort an die Bürger in der 
nämlichen Weise verteilt, wie heute die militärischen Ausrüstungs- 
gegenstände aus den staatlichen Magazinen an die Soldaten verteilt 
werden. | 

Dievolkswirtschaftliche Bedeutung des Han- 
dels. Der Kaufmann will begreiflicherweise Geld, und zwar 
möglichst viel Geld verdienen. Dies Ziel kann er nur erreichen, 
wenn er die Ware dort und dann kauft, wo und wann sie am billig- 
sten ist, d.h. also, wenn er die Ware dort und dann kauft, wo und 
wann Überfluß an derselben herrscht, und wenn er sie dort und 
dann verkauft, wo und wann sie am teuersten ist, d. h. also, wo und 
wann Mangel an derselben herrscht. Hierin liegt auch zugleich die 
volkswirtschaftliche Bedeutung des Handels, der nach Raum und 
Zeit Überfluß und Mangel an Ware ausgleicht. Der Handel nutzt 
auf diese Weise beiden Teilen, dem Produzenten wie dem Konsu- 
menten; er nimmt dem Produzenten die überschüssige Ware, für 
die dieser keine Verwendung hat, ab und bringt sie zum Konsu- 
menten, der sie braucht, aber nicht besitzt. Der gewerbsmäßig be- 
' triebene Handel ist ein Resultat der Arbeitsteilung. Vor dem Auf- 
kommen desselben mußten beide Teile, Käufer und Verkäufer, sich 
gegenseitig aufsuchen, was selbstverständlich Mühe und Zeitverlust 
verursacht. Diese Last nimmt der Kaufmann auf sich, indem er 
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den Verkaufslustigen und den Kauflustigen aufsucht bzw. indem 


er sein Geschäft an einem beiden Teilen bekannten Orte betreibt, 
so daß diese der Mühe des Suchens enthoben sind. 

Umgekehrt darf allerdings ein Umstand nicht verschwiegen wer- 
den. Die Tätigkeit des Kaufmanns besteht, wie oben gesagt, darin, 
daß er den beiden Teilen die Mühe des gegenseitigen Aufsuchens 
erspart, und soweit er dies tut, ist seine Leistung und sein Gewinn 
volkswirtsahaftlich gerechtfertigt. Wenn aber Einrichtungen ge- 
troffen werden, welche es dem Produzenten und dem Konsumenten 
ermöglichen, ohne weitere Mühe zusammenzutreffen und ihre Ge- 
schäfte direkt miteinander abzuschließen, wird die Vermittlung des 
Kaufmanns überflüssig und wird seine Existenz zu einer parasiti- 
schen. Und noch bedenklicher wird die Sache, wenn der Kaufmann 
seine Vermittlerrolle mißbraucht, um den Produzenten und den 
Konsumenten künstlich auseinanderzuhalten, wenn er sich zwischen 
beide Teile einschiebt und dem einen den Überblick über die Absatz- 
quellen, dem anderen ‘den Überblick über die Bezugsquellen be- 
nimmt und verdeckt. 

ArtendesHandels. Je nach der Natur der gehandelten 
Güter unterscheidet man: Warenhandel, Handel in Wertpapieren 
(Effektenhandel) und eventuell Immobilienhandel (gewerbsmäßig 


betriebener Ankauf von Landgütern, um sie in der Form von ' 
Bauerngütern oder einzelnen Parzellen mit Gewinn wieder zu ver- 


kaufen). 

Je nach den Personen, an welche verkauft wird, unterscheidet 
man Großhandel und Detailhandel. Der Detailhändler verkauft 
seine Ware direkt an den Konsumenten. Der Großhändler bezieht 
die Ware im großen vom Produzenten und verkauft sie in größeren 
Partien (in der Regel nicht direkt an den Konsumenten, sondern) 
an den Detailhändler. Der Detailhändler ist in der Regel Klein- 
händler, indessen sind speziell in der jüngsten Zeit in den bekannten 
sog. Warenhäusegı oder Bazaren Handelsunternehmungen ent- 
standen, die man als „„Detailhandel im großen“ bezeichnen darf. Die 
niedrigste Stufe des Kleinhandels repräsentieren (abgesehen vom 
Hausierhandel) der Höker- oder Kramhandel, der nicht von einem 
Laden, sondern von einem offenen Stand aus betrieben wird, und 
der Trödelhandel (mit alten Kleidern, Metallgeräten usw.). In der 
Regel bewegt sich der Detail- oder Kleinhandel — wenn man so 
sagen darf — in der Richtung vom Produzenten zum Konsumenten: 
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es gibt jedoch auch einen Kleinhandel, der sich in umgekehrter 
Richtung, nämlich zum Produzenten oder zum Großhändler bewegt. 
Es ist dies der Handel der sog. Aufkäufer. Der Anfkäufer im Ge- 
treidehandel kauft das Getreide in kleinen Partien von den Bauern 
und verkauft es an den Getreidegroßhändler ; die Hausierer kaufen 
vielfach (mitunter auch im Wege des Tauschhandels) Borsten bei 
den Landwirten und verkaufen sie dann in größeren Partien an die 
Bürsten- oder Pinselfabrikanten ; Trödler kaufen altes Eisen (auch 
Brucheisen) und verkaufen es dann in größeren Partien an die 
Hochöfen oder Walzwerke u. dgl. m. 

Je nach dem geographischen Gebiete, über welches der Handel 
sich erstreckt, unterscheidet man Binnen- und Außenhandel; der 
letztere wieder kann Einfuhr-, Ausfuhr- und Zwischenhandel sein. 
Zwischenhandel liegt vor, wenn ein Volk Waren aus dem Auslande 
bezieht, um sie sodann wieder an ein fremdes Volk zu verkaufen. 
Der Ein- und Ausfuhrhandel wieder kann sog. Aktiv- oder Passiv- 
handel sein, je nachdem das betreffende Volk seine Waren-Ein- oder 
-Ausfuhr selbst in die Hand nimmt oder sie von fremden Völkern 

. besorgen läßt. 

Je nach dem Standorte des Händlers unterscheidet man den seß- 
haften und den Wanderhandel, und nach dieser Richtung hin hat 
der Handel eigentümliche Entwicklungsstadien durchgemacht. An- 
fänglich, als es noch keine entwickelten Kommunikationsanstalten 
gab, mußte der Händler, der seine Waren aus der Fremde beziehen 
oder in die Fremde absetzen wollte, sich selbst auf die Wanderung 
begeben. Und da das Reisen zu jener Zeit mit Gefahren verbunden 
war, mußte der einzelne warten, bis sich mehrere Händler zusam- 
menfanden, welche gemeinsam die Reise unternahmen. So entstand 
der Karawanerhandel als älteste Form des Landhandels. Mit der 
Konsolidierung der Verhältnisse und der Vervollkommnung der 
Transport- und Kommunikationsmittel entwickelte sich immer mehr 
der seßhafte Handel und trat der Wanderhandel immer mehr zu- 
rück. In der letzten Zeit gewinnt der Wanderhandel — wenn auch 
in teilweise veränderter Gestalt — wieder größere Bedeutung, weil 

die verschärfte Konkurrenz den Kaufmann und den Produzenten 
zwingt, alle erdenklichen Absatzorte für seine Ware aufzusuchen. 
Es geschieht dies durch die Bestellung von Agenten, die Aussendung 
von Reisenden, durch die sog. Wanderlager und Wanderauktionen, 
den Besuch der Jahrmärkte und Messen usw. Die niedrigste Form 
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des Wanderhandels ist der Hausierhandel in seinen zahlreichen 
Spezialitäten. | 

Im Laufe der Zeit haben sich vom eigentlichen Handel diverse 
Spezialitäten als besondere Beschäftigungen und Hilfsgewerbe des 
Handels abgezweigt. Es sind dies insbesondere das Kommissions- 
geschäft, das Maklergeschäft und das Speditionsgeschäft. Der Kom- 
missionär verkauft fremde Ware im Auftrage und für Rechnung des 
Kommittenten und bezieht für seine Mühewaltung eine bestimmte 
Provision. Der Makler treibt als solcher kein Geschäft für eigene 
Rechnung, sondern begnüst sich damit, Aufträge der Verkaufs- 
lustigen und Kauflustigen entgegenzunehmen und die betreffenden 
beiden Parteien zusammenzuführen. Für seine Mühewaltung er- 
hält er eine Provision (Courtage, Sensarie, Maklergebühr). Der 
Spediteur schiebt sich zwischen den Kaufmann und die Transport- 
unternehmung und besorgt die richtige Beförderung der Ware durch 
die Transportunternehmung. (Heute, wo das Studium der diversen 
Bahntarife und das Herausrechnen der billigsten Route zu einer 
besonderen Kunst geworden ist, und wo das Aufgeben und die Über- 
nahme der Güter zu und von der Bahn keine geringe Mühe verur-: 
sacht, von großer Bedeutung.) 

4. Der Markt. Unter Markt im weiteren Sinne versteht 
man die Gesamtheit der Bezugs- und Absatzquellen; man spricht 
z. B. vom „Weltmarkt“ und versteht darunter die Möglichkeit (die 
Leichtigkeit oder Schwierigkeit), die betreffende Ware von den ver- 
schiedensten Punkten der Erde zu beziehen oder sie dorthin abzu- 
setzen. Unter Markt im engeren Sinne versteht man einen be- 
stimmten Ort, an dem die Verkaufs- und Kauflustigen zu bestimm- 
ten Zeiten zusammenkommen, um ihre Kaufgeschäfte abzuschließen. 
Die Entstehungsursache und damit die volkswirtschaftliche Bedeu- 
tung der Märkte liegt darin, daß dort, wo und solange als ein stän- 
diger und regelrechter Handel in dem betreffenden Artikel oder in 
der betreffenden Form des Handels (Groß- oder Kleinhandel) nicht 
möglich ist, den Händlern und dem Publikum die Gelegenheit ge- 
boten werden soll, wenigstens periodisch zusammenzukommen. Aus 
diesem Grunde verlieren die Märkte in dem Maße an ihrer Bedeu- 
tung, als der ständige Handel an Ausdehnung gewinnt. (Man darf 
sich jedoch nieht der Täuschung hingeben, als ob die Märkte eine 
überlebte Form des Handelns wären; sie haben ihre Bedeutung für 
die verschiedenen Schichten der Bevölkerung noch lange nicht ver- 
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loren; ja es entstehen immer neue Arten von Märkten.) Teilweise 
ist das Vorhandensein von Märkten auf polizeiliche (sanitätspolizei- 
liche) Anordnungen zurückzuführen, so namentlich die Märkte für 
gewisse Arten von Lebensmitteln (der Fischmarkt, der Fleisch- 
markt, der Gemüsemarkt, der Obstmarkt u. dgl.). Äußere Umstände 
(sanitätspolizeiliche Rücksichten) veranlassen hier die Behörde, den 
Verkehr in den gedachten Artikeln auf gewisse Punkte der Stadt 
zu beschränken. Die Märkte dienen teils dem Großverkehr, teils 
dem Kleinverkehr. Die einzelnen Arten derselben sind die fol- 
genden: 

Die Wochenmärkte. Dieselben sind vorwiegend für den 
“ Kleinverkehr mit den (wenig haltbaren) Lebensmitteln bestimmt. 
die (wie Gemüse, Eier, Butter, Geflügel usw.) von der benachbarten 
Landbevölkerung produziert und nach der Stadt gebracht werden. 
Kleine Städte werden auch heute noch in dieser Weise mit den ge- 
dachten Artikeln versorgt. Für große Städte genügt dieser Modus 
nicht mehr. Hier vollzieht sich die Approvisionierung in der Weise, 
daß Aufkäufer auch in größerer Entfernung von der Stadt die frag- 
lichen Artikel auf dem platten Lande aufkaufen und in größeren 
Partien mit der Bahn zur Stadt senden. Hier gelangen sie zunächst 
auf einen oder mehrere Zentralmärkte, werden da in größeren 
Partien an die Händler (mitunter zunächst an Zwischenhändler) 
verkauft, die sie dann erst (auf den Marktplätzen oder in eigenen 
Markthallen oder im Umhertragen) an die Konsumenten absetzen. 
Hier hat sich also zwischen die Produzenten und den Wochenmarkt 
ein neuer Markt, und zwar für den Großverkehr, eingeschoben. 

Die Jahrmärkte waren ursprünglich für den Verkehr in 
solchen Artikeln bestimmt, deren Anschaffung (wie Kleidungs- 
stoffe, Bekleidungsgegenstände, Artikel des Hausrates, einfache 
Möbel u. dgl.) ohne besondere Schwierigkeiten auf einen oder zwei 
Termine des Jahres verschoben werden kann. Nebenbei repräsen- 
tierten sie eine periodische Gewerbefreiheit, weil fremde Gewerbe- 
treibende (die sog. Fieranten oder Marktfahrer, die den Zunft- 
schranken nicht unterworfen waren) mit ihren Erzeugnissen den 
Markt besuchen durften, und überdies sollten sie den Bewohnern 
des Ortes auch Gelegenheit bieten, solche Artikel zu kaufen, die im. 
Orte selbst nicht erzeugt wurden. Zumeist wurden die Jahrmärkte, 
die ja schon an sich für die Bevölkerung eine festliche Zeit reprä- 
sentierten, auf die Zeit ortsüblicher Kirchenfeste festgesetzt und 
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waren mit allerlei Schaustellungen und Volksbelustigungen ver- 


bunden. In den größeren Städten und speziell für die intelligen- 


teren Klassen der Bevölkerung haben die Jahrmärkte heute ihre 
Bedeutung fast gänzlich verloren. Die unteren Volksschichten 
halten an ihnen noch immer fest, und in kleineren Orten sind die 
Jahrmärkte auch heute noch nicht ganz entbehrlich. 

' Die Messen waren ursprünglich (und sind es auch heute 
noch teilweise) internationale Märkte für den Großverkehr, auf 
denen die Angehörigen verschiedener Völkerschaften ihre Produkte 
austauschten. Sie entstanden zumeist — wie schon der Name an- 
deutet — aus dem Zusammenströmen vieler Menschen an einem 
Orte anläßlich gewisser kirchlicher Feste. (Beiläufig bemerkt, kann 
man auch heute allerorts die Beobachtung machen, daß dort, wo 
— wie beispielsweise bei einem Wettrennen oder sonst — zahlreiche 
Menschen zusammenströmen, sich jedesmal von selbst eine Art 
Markt herausbildet, sei es, daß ambulante Verkäufer von Er- 
frischungen sich einfinden, sei es, daß die fremden Besucher die Ge- 
legenheit zu Einkäufen benutzen u. dgl.) Die westeuropäischen 
Messen (Frankfurt, Leipzig) haben den größten Teil ihrer früheren 
Bedeutung eingebüßt, dienen aber immer noch zur Veranstaltung 
von Musterausstellungen, zur Entgegennahme von Bestellungen, 
zur Abrechnung u. dgl. In Rußland (Nischni-Nowgorod) und im 
Orient sind sie immer noch von großer Wichtigkeit. 

Die Spezialmärkte (Weihnachtsmarkt, Pferdemarkt, 
Wollmärkte, Kaffeemärkte u. dgl.) dienen dem Verkehr in gewissen 
Waren, die ihrer Natur nach in größeren Mengen nur periodisch 
in den Verkehr gebracht werden können. Sie sind — wie z. B. die 
einfachen Weihnachtsmärkte in größeren Städten oder wie die Vieh- 
märkte, die sich vielfach an die Jahrmärkte anschließen — zum Teil 
uralt, zum Teil (wie die modernen Weihnachtsbasare u. a.) das Re- 
sultat der modernen Verkehrsentwicklung. 

DieBörsen sind für den heutigen kaufmännischen Verkehr 
von besonderer Bedeutung; sie dienen ausschließlich dem Groß- 
verkehr. Man unterscheidet die Effekten- und die Warenbörsen. 
An den ersteren spielt sich der Verkehr in „Effekten“, d. ı. in Wert- 
papieren (Staatspapieren, Aktien, Wechseln u. dgl.) und Geldsorten 
ab; die Warenbörsen (unter denen zumeist wieder die Getreide- 
oder „Produkten“börse eine besondere Stellung einnimmt) dienen 
dem Verkehr in denjenigen Waren (Garnbörse, Kafleebörse, Baum- 
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wollbörse), die für den Handel des betreffenden Ortes von beson- 
derer Bedeutung sind. 

Die Besucher der Börse zerfallen heute in zwei verschiedene 
Gruppen. Den ursprünglichen und eigentlichen Kern der Börsen- 
besucher bilden die reellen Käufer und Verkäufer, die tatsächlich 
an der Börse kaufen oder verkaufen wollen. Es sind dies die Groß- 
produzenten der betreffenden Branche, Großkaufleute und solche 
Organe (Kommissionäre, Wechselstubenbesitzer u. dgl.), die im 
Auftrage von Privatpersonen effektive Kaufaufträge ausführen 
wollen (also beispielsweise an der Produktenbörse: Getreidehändler, 
Landwirte, Müller oder deren Beauftragte). Die zweite viel zahl- 
reichere Gruppe besteht aus der großen Masse der Spexulanten, die 
von einem Börsentermin (Medio, Ultimo) zum anderen kleinere 
oder größere Partien der fraglichen Ware (zumeist auf Kredit) 
unter den verschiedenartigsten Modalitäten kaufen oder verkaufen, 
weil sie glauben, daß der Kurs bis dahin gestiegen oder gefallen sein 
wird. Die zahllosen Geschäfte’ dieser kleineren (zumeist weniger 
bemittelten) Spekulanten beruhen auf der Tatsache, daß man an 
der Börse jedesmal einen Partner für jedes beliebige Börsengeschäft 
findet. Der Spekulant kauft heute — ohne das erforderliche Geld 
hierzu zu besitzen — zu dem und dem Kurse ein bestimmtes Quan- 
tum dieses oder jenes Papieres, lieferbar am nächsten Medio oder 
Ultimo, weil er annimmt, daß der Kurs des Papieres bis dahin ge- 
stiegen sein wird. Er rechnet hierbei mit der Möglichkeit, daß er 
— noch ehe er in die Lage kommt, das Papier effektiv übernehmen 
und bezahlen zu müssen — einen zweiten findet, der ihm das Papier 
(bzw. den Schlußbrief) zu dem gestiegenen Kurse abkauft, so dab 
er die Kursdifferenz als Gewinn einstreichen kann. Allerdings muß 
er, wenn der Kurs nicht steigt, sondern sinkt, darauf gefaßt sein, die 
Differenz bezahlen zu müssen. Umgekehrt ist die Spekulation, 
wenn er Papiere verkauft, die er effektiv nicht besitzt. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Bör- 
sen. Wenn man die volkswirtschaftliche Bedeutung der Börse 
richtig würdigen will, so muß man zwischen den beiden vorhin er- 
wähnten Gruppen unterscheiden. Für den reellen Käufer oder 
Verkäufer ist die Börse ein Ort, den er besucht, weil er weiß, daß er 
dort Kauf- und Verkaufslustige antrifft, d. h. also, weil er weiß, dab 
er dort in der Lage sein wird, das beabsichtigte Geschäft abzu- 
schließen. Für ihn bedeutet somit der Besuch der Börse eine Zeit- 
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ersparnis; er erspart sich die Mühe, seine Geschäftsfreunde einzeln 
in ihren Wohnungen aufzusuchen und dort mit ihnen zu unterhan- 
deln. Außerdem bildet sich an der Börse, wo so viele Geschäftsleute 
zusammenkommen und geschäftliche Angelegenheiten besprechen, 
wo jeder seine Erfahrungen und seine private Meinung den übrigen 
mitteilt, die sog. „kaufmännische Meinung“ über die Geschäftslage 
und deren mutmaßliche nächste Gestaltung heraus. Der Besucher 
der Börse lernt somit diese „kaufmännische Meinung“ kennen und 
kann dieselbe in seinem Geschäfte verwerten. 

Anders, wenn man die zweite der vorhin erwähnten Gruppen, 
nämlich die der größeren und kleineren Spekulanten ins Auge faßt. 
Scheinbar tut jeder dieser Spekulanten das nämliche, was der reelle 
Kaufmann tut, er kauft in der Absicht, die gekaufte Ware später 
mit Gewinn wieder weiterzuverkaufen. Materiell liegt freilich ein 
tiefgehender Unterschiei vor. Der reelle Kaufmann kauft die 
Ware in der Absicht, sie später an den Konsumenten zu verkaufen; 
er hilft also mit für die Deckung des Gesamtbedarfes vorzusorgen. 
Der Börsenspekulant kauft jedoch nicht in der Absicht, seine Pa- 
piere an das Publikum weiterzuverkaufen, sondern verkauft sie 
— wenn der Kurs gestiegen ist — an einen zweiten Spekulanten, 
der sie ebenso wieder weiterverkauft. Man hat — um die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Börsenspekulation in das richtige Licht zu 
setzen — die Tätigkeit der Börsenspekulanten häufig mit der der 
meteorologischen Beobachtungsstationen verglichen. Wie diese alle 
Vorkommnisse in der Atmosphäre beobachten und registrieren und 
hieraus Schlüsse auf die bevorstehende Gestaltung des Wetters 
ziehen, so seien die Börsen gewissermaßen Beobachtungsstationen 
für das politische und wirtschaftliche Wetter. Teilweise mag dies 
richtig sein, andererseits jedoch hat die Erfahrung gelehrt, daß jene 
„Wetterbeobachtung“ der Börsenspekulanten zum guten Teile nur 
darin besteht, dasjenige zu tun, was die Großen an der Börse tun, 
also zu kaufen oder zu verkaufen, wenn man vermutet, daß der 
Großbankier X oder die Bank Y durch Agenten kaufen oder ver- 
kaufen läßt. 

Die günstigen Wirkungen der Börse äußern sich vorwiegend nur 
nach zwei Richtungen hin. Die Börse ist ein Markt, der selbstver- 
ständlich um so aufnahmefähiger ist, je mehr Personen an demselben 
teilnehmen. Speziell jene vorerwähnte Gruppe von Spekulanten 
schiebt sich zwischen den eigentlichen Verkäufer (denjenigen, der 
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eine Partie Ware oder Wertpapiere als erster an die Börse bringt) 
und den eigentlichen Käufer (d. i. denjenigen aus dem Publikum, 
der die fragliche Ware oder die Papiere definitiv kauft). Und die 
Beschäftigung dieser Leute besteht darin, daß sie mit den neu an 
die Börse gebrachten Waren oder Wertpapieren gewissermaßen 
Fangball spielen, d. h. daß sie diese Waren- oder Effektenquantitäten 
unter sich so lange hin und her kaufen und verkaufen, bis sie schließ- 
lich in den Besitz des Publikums übergehen. Der Effekt dieses 
Fangballspieles für das Publikum ist, wie gesagt, ein zweifacher. 
Zunächst kann man, wenn jener Kreis von Spielern ein genügend 
großer ist, zu jeder Zeit sozusagen beliebige Warenquantitäten an 
die Börse bringen und versichert sein, daß man an der Börse stets 
willige Abnehmer für diese Waren (eben jene Spekulanten) findet. 
Im Hinblick auf die großen Anforderungen, die heute bei der 
Emission von Staatsanleihen oder bei großen Aktienemissionen 
häufig an den Geldmarkt gestellt werden, wird jene Möglichkeit als 
ein großer Vorzug der Börse gepriesen oder gar als Beweis für ihre 
Unentbehrlichkeit hingestellt. Umgekehrt lehrt freilich die Er- 
fahrung, daß man in unzähligen Fällen auch sehr große Posten neu 
emittierter Wertpapiere im Wege der öffentlichen Subskription, 


.d. i. also mit Umgehung der Börse, direkt an das große Publikum 


absetzen kann. Zum zweiten hat jenes ununterbrochene Spielen in 
den börsenmäßigen Wertpapieren und Waren die Folge, daß sich ein 
allgemein bekannter sog. laufender Preis derselben herausbildet, der 
kontinuierlich mit jeder noch so leisen Änderung des politischen 
oder wirtschaftlichen Wetters auf- und abschwankt. Wer also sein 
Vermögen in börsenmäßigen Wertpapieren angelegt hat, weiß nicht 
nur jeden Tag, wieviel seine Papiere wert sind, sondern hat noch 
überdies den Vorteil, daß er dieselben — wenn sich etwa die politi- 
schen oder wirtschaftlichen Verhältnisse zu trüben beginnen — 
sofort mit einem relativ geringen Verluste verkaufen kann. Wer 
hingegen nichtbörsenmäßige Wertpapiere, ein Haus oder ein Land- 
gut besitzt, kann den Wert seines Vermögens nie genau angeben, 
ist nie sicher, daß er sein Vermögen augenblicklich zu Geld machen 
kann, und muß immer gewärtigen, daß er beim Verkaufe eine grö- 
Bere Werteinbuße erleidet. | 

Im höchsten Grade bedenklich ist es — und ganz besonders diese 
Erscheinung hat der Börse die Bezeichnung „Giftbaum‘ einge- 
tragen —, wenn jene Börsenspekulanten ganz unerfahrene und dem 

Kleinwächter, Lehrb, d. Nationalökonomie, 20 
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Börsengetriebe fernstehende Personen, wie Offiziere, Beamte, Ärzte, 
Lehrer u. dgl., zum Börsenspiele verleiten und sich erbieten, gegen 
Frlag eines bestimmten Einschusses Börsenspekulationen für Rech- 
nung dieser ihrer Kommittenten durchzuführen. Der (gewissen- 
lose) Spekulant ist in solchem Falle immer der Gewinnende, denn 
er bezieht — mag die Spekulation glücklich oder unglücklich aus- 
fallen — immer seine Provision und ist überdies in der Lage, 
seinem Kommittenten, der nie imstande ist, genaue Kontrolle zu 
üben, ungünstige Kurse beim Einkauf und Verkauf des Spekula- 
tionsobjektes (der betreffenden Wertpapiere, des Getreides o. dgl.) 
zu verrechnen und die Differenz einzusacken. Ebensowenig erfreu- 
lich ist es, wenn die großen Finanzmächte ihre Macht mißbrauchen, 
um — je nachdem sie kaufen oder verkaufen wollen — die Kurse 
der betreffenden Artikel an der Börse zu drücken oder in die Höhe 
zu treiben. 
Roscher,:System, Bd. III, passim. — v. Philippovich, Grundriß, 8. 192ft. 
— v.Mangoldt, Grundriß der Volkswirtschaftslehre, 2. Aufl., Stuttgart 1871, 
S. 45 ff. — Artikel: Maß- und Gewichtswesen, Handel, Börse, Börsengeschäfte, 
Börsenspiel im Handwörterbuch der Staatswissenschaften ; daselbst zahlreiche 
Literaturnachweise. — Schönberg, Handbuch, 4. Aufl., 2. Bd., 2. Halbband, 
Abhandlung 24 („Handel“ von Lexis). — van der Borght, Das Verkehrs- 
wesen, in dem Hand- und Lehrbuch der Staatswissenschaften, herausgg. von 
Frankenstein-Heckel. Leipzig 1894, 1. Abteilung, 5. Bd. 
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1. Einkommen. Der Begriff „Einkommen“ ist nur allmäh- 
lich entstanden und taucht nach Grimm (,‚Wörterbuch“) erst im 
16. Jahrhundert in der deutschen Schriftsprache auf. Dies ist 
erklärlich. Das Wort „Einkommen“ bezeichnet: „etwas, das von 
außen hereinkommt“, auf die Wirtschaft bezogen, also: etwas, das 
von außen in die eigene Wirtschaft hereinkommt. Dasjenige, was 
nicht von außen hereinkommt, sondern im Innern des Hauses oder 
der eigenen „Wirtschaft“ entsteht, erscheint zunächst nicht als 
Einkommen. Auch heute wird beispielsweise selbst der gebildete 
Laie sich schwer mit dem Gedanken vertraut machen, daß Robin- 
son auf seiner Insel ein „Einkommen“ gehabt habe; jeder wird 
vielmehr nur sagen, daß Robinson von dem Fleische der 
erbeuteten Tiere oder von den eingesammelten Früchten gelebt habe. 
Der Begriff des Einkommens konnte erst entstehen, als es sozusagen 
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handgreiflich klar wurde, daß gewisse Güter von außen in die 
Wirtschaft „hereinkamen“, und zwar mußten dies Güter sein, die 
unter normalen Verhältnissen in der eigenen Wirtschaft nicht 
erzeugt werden können, und das waren die Geldstücke. Erst mit 
dem Eindringen des Geldes in den Verkehr wurde es auch dem 
blödesten Auge klar, daß irgend etwas, nämlich die Geldstücke, von 
außen in die Wirtschaft hereinzukommen pflegt; erst da konnte der 
Begriff des „Einkommens“ entstehen. Das Einkommen ist also 


. ursprünglich ein geldwirtschaftlicher (und überdies ein privatwirt- 


schaftlicher) Begriff. 

Der Einkommensbegriff konnte jedoch auf die Dauer nicht auf 
die hereinkommenden Geldstücke beschränkt bleiben. Eine genauere 
Betrachtung mußte bald lehren, daß es für die Wirtschaft des Be- 
treffenden gleichgültig ist, ob Geldstücke hereinkommen, für die er 
sich später Lebensmittel und Kleider kauft, oder ob ihm diese Güter 
in natura ins Haus geliefert werden. Mit anderen Worten, es mußte 
bald klar werden, daß man den Begriff des Einkommens nicht auf 
das Geldeinkommen beschränken dürfe, sondern ihn auch auf die 
sonstigen von außen hereinkommenden materiellen Güter ausdehnen 
müsse. Allein auch hierbei konnte man nicht stehenbleiben, denn 
es gibt bekanntlich auch immaterielle Güter, und auch solche können 
von außen in die eigene Wirtschaft hereinkommen. Für die Wirt- 
schaft des Betrefienden ist es auch wieder gleichgültig, ob Geldstücke 
hereinkommen, für die er sich eine Wohnung mietet, seine Diener- 
schaft, die Lehrer für seine Kinder, den Arzt ete. bezahlt, oder ob 
ibm das Recht eingeräumt wird, gratis in einem fremden Hause zu 
wohnen, ob ihm die Dienerschaft, die Lehrer für seine Kinder, die 
ärztliche Hilfeleistung ete. ete. unentgeltlich beigestellt werden. Auf 
diese Weise gelangte man dazu, unter Einkommen alle Güter zu 
verstehen, die von außen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, 
und zwar gleichgültig, ob diese Güter materieller oder immaterieller 
Natur sind. 

Allein auch damit war der Einkommensbegriff noch nicht er- 
schöpft. Es ist nämlich ganz richtig, daß Güter von außen in die 
eigene Wirtschaft hereinkommen, allein wenn man genauer zusieht, 
so zeigt sich’s (und darauf macht Hermann aufmerksam), daß in 
der Regel — d. h. von Schenkungen, Erbschaften u. dgl. abge- 
sehen — nur dann Güter von außen in die eivene Wfrtschaft herein- 
kommen, wenn gleichzeitig aus der eigenen Wirtschaft Güter hinaus» 
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gehen, die selbstverständlich früher in derselben produziert werden 
mußten. Diese in der eigenen Wirtschaft entstehenden Güter, die 
auch wieder ebensogut materieller wie immaterieller Natur sein 
können, müssen aber begreiflicherweise nicht alle hinausgehen (nach 
außen verkauft), sondern können ebensogut im eigenen Haushalte 
verbraucht werden. Also beispielsweise: Der in der Stadt lebende 
Gutsbesitzer, der sein Landgut verpachtet und den Pachtschilling 
bezieht, hat unstreitig ein ‚Einkommen, und zwar ein Geldein- 
kommen ; allein evensogut hat derjenige Gutsbesitzer ein Einkommen 
(und zwar ein Naturaleinkommen), der sein Gut nicht verpachtet, 
sondern auf demselben lebt und dort mit seiner Familie und seinen 
Dienstleuten die selbstgewonnenen Produkte selbst verzehrt. 
So wurde man mit logischer Notwendigkeit dazu gedrängt, das 

Einkommen zu definieren als die Summe aller Güter, welche 

entweder von außen in die eigene Wirtschaft hereinkommen, oder 

innerhalb der eigenen Wirtschaft neu entstehen, 
und zwar gleichgültig, ob diese Güter materieller oder immaterieller 
Natur sind. Tatsächlich wird auch das Einkommen in dieser Weise 
von den modernen Einkommensteuergesetzen definiert. Damit aber 
hat man einen Begriff gewonnen, der so dünnflüssiger Natur ist, daß 
man ihn gar nicht mehr fassen kann, denn in der heutigen tausch- 
wirtschaftlich organisierten Volkswirtschaft kann so ziemlich alles 
für Geld verkauft, somit zur Quelle eines Einkommens gemacht 
werden. Der Hausbesitzer, der sein Haus vermietet, bezieht un- 
streitig ein Einkommen; daher muß es auch als Einkommen 
bezeichnet werden, wenn der Hausbesitzer sein Haus selbst bewohnt. 
Der Lehrer, der fremde Kinder gegen Bezahlung unterrichtet, hat 
ein Einkommen; somit hat auch der Vater ein Einkommen, der 
seine eigenen Kinder unterrichtet. Der Bademeister, der Friseur, 
der fremde Leute gegen Bezahlung frisiert, hat ein Einkommen ; 
somit hat die Mutter, die ihre kleinen Kinder wäscht und kämmt, 
gleichfalls ein Einkommen. Ja sogar das Schlafen im eigenen Bett 
repräsentiert ein Einkommen, denn man hätte das Bett an einen 
Zweiten vermieten können, oder müßte sich ein fremdes Bett mieten. 
Jede Einladung zu einem Mittag- oder Abendessen, jede angebotene 
Zigarre, jeder uns geleistete Freundschaftsdienst oder jede noch so 
kleine Gefälligkeit, jeder Dienst, den wir uns selbst leisten, ja sogar 
jede. Nutzung der eigenen Sachen repräsentiert ein „Einkommen“. 
Und nun versuche wer immer die Größe seines Einkommens in # 
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Ziffern zu fassen und der Steuerbehörde zur Bemessung der Ein- 
kommensteuer richtig einzubekennen ! 

' Die älteren Vertreter unserer Wissenschaft (Adam Smith 
und seine Nachfolger) haben den Begriff des Einkommens, wie er 
im vorstehenden dargelegt wurde und in der modernen Literatur 
und speziell auch in der modernen Einkommensteuergesetzgebung 
formuliert ist, nicht bis ans Ende durchgedacht. Sie waren über- 
haupt nur gewöhnt, privatwirtschaftlich zu denken, und dachten, 
wenn sie vom Einkommen sprachen — allerdings zum guten Teile 
nur instinktiv und unklar —, an die Erwerbswirtschaft des Ge- 
schäftsmannes. Sie hatten den Kaufmann oder den Gewerbe- 
treibenden im Auge, der sein Geschäft betreibt, der in seinem 
Kontor gewissenhaft seine Einnahmen und seine Ausgaben bucht 
und am Jahresschlusse die Geschäftsbilanz aufstellt. Diejenige 
Summe, die die Bilanz als Überschuß aufweist, die darf der Mann 
ruhig seinem Geschäfte entnehmen und nach Hause tragen; sie 
bildet sein „Einkommen“. Damit war eine neue Frage angeregt 
und ein neues Moment in den Einkommensbegriff gebracht, näm- 
lich die Frage: „Darf der einzelne alle neu in seine Wirtschaft 
tretenden Güter zur Befriedigung seiner persönlichen Bedürfnisse 
verwenden ?”‘ Die Antwort — und dies bildet .den Kern der 
Hermann-Schmollerschen Einkommenstheorie — lautete: 
„Nein; als Einkommen darf nur diejenige Summe angesehen wer- 
den, die der einzelne zur Befriedigung seiner Bedürfnisse ohne 
Schmälerung seines Vermögens verwenden kann.“ Damit war 

erstens der Zweck des Einkommens genau umschrieben, denn es 
war ausgesprochen, daß der einzelne sein Einkommen zur Deckung 
seines persönlichen Bedarfes verwenden dürfe. 

Zum zweiten war ausgesprochen, daß der einzelne zunächst seine 
Wirtschaft in regelrechtem Gange, bzw. sein Vermögen unge- 
schmälert erhalten muß und nur einen etwaigen Überschuß als sein 
„Einkommen“ ansehen darf. 

Und drittens war gesagt, daß etwa einfließende Teile des 
Stammvermögens (wie etwa zurückgezahlte Darlehensforderungen, 
der Kaufschilling für ein verkauftes Landgut, Haus o. dgl.) kein 
„Einkommen“ sind. 

Damit war der Einkommensbegriff jedenfalls schon genauer 
umscehrieben. Aber noch fehlte ein Moment. Richtig ist es, daß der 
einzelne dasjenige, was er in der Ausübung seines Berufes erwirbt, 
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als sein Einkommen betrachten darf; als was ist es jedoch aufzu- 
fassen, wenn jemandem eine Erbschaft, ein Lotteriegewinn o. dgl. 
zufällt® Die Antwort lautete, daß dies nicht als Einkommen ange- 
sehen werden könne, d.h. daß nur dasjenige als Einkommen be- 
trachtet werden dürfe, was „regelmäßig“ wiederkehrt. In letzter 
Zeit hat dann Robert Meyer die Frage dieser regelmäßigen 
Wiederkehr eingehender erörtert. Er gelangt zu dem an sich 
richtigen Resultate, daß es eigentlich solehe Einnahmen nicht gibt, 
auf deren regelmäßige Wiederkehr man mit unbedingter Sicherheit 
rechnen kann. Es gibt nur regelmäßig wiederkehrende Arbeiten, 
deren Zweck dahin geht, regelmäßig Güter zu produzieren, um den 
regelmäßig wiederkehrenden Bedarf zu decken. Der einzelne kann 
sich sog. „regelmäßige“ Einnahmen nur auf zweifache Weise ver- 
schaffen: einmal, wenn er seinen Wirtschaftsbetrieb derart ein- 
richtet, daß er auf die Dauer regelmäßig Güter produziert (ob es 
ihm in der heutigen Volkswirtschaft auch immer gelingen wird, die 
betreffenden Güter wirklich zu erzeugen und preiswürdig abzusetzen, 
ist allerdings fraglich) ; und zweitens, daß er die Sorge für die regel- 
mäßige Wiederkehr seiner Einnahmen auf die Schultern einer 
zweiten Wirtschaft abwälzt, wie dies z. B. beim Fixangestellten oder 
beim Zinsgläubiger der Fall ist (ob aber diese zweite Wirtschaft 
imstande sein wird, unter allen Umständen für die regelmäßige 
Wiederkehr jener Einnahmen zu sorgen, ist auch wieder fraglich). 

Der Begriff des Einkommens ist damit nach allen Richtungen 
hin theoretisch richtig abgegrenzt; ob aber damit für die Praxis viel 
gewonnen ist, mag dahingestellt bleiben, weil — wie eben dargelegt 
wurde — kein Mensch imstande ist, die Größe seines Einkommens 
(und diese ist für das praktische Leben von Bedeutung) auch nur 
annähernd richtig zu erfassen. 

Arten des Einkommens Gebundenes und 
freies (rohesundreines) Einkommen. Wie aus dem 
vorstehend Gesagten hervorgeht, kann der einzelne über sein Ein- 
kommen nicht immer beliebig verfügen. In die Kasse eines Groß- 
unternehmers können jährlich Hunderttausende einfließen, allein 
der Mann darf — wenn er sein Unternehmen im Gange erhalten 
will — über diese Summen nicht beliebig verfügen. Er muß von 
diesem seinem Roheinkommen die Löhne seiner Hilfsarbeiter, die 
Anschaffung der erforderlichen Roh- und Hilfsstoffe, die Repara- 
turen und Neuanschaffungen der Maschinen, der Werkgebäude, die 
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Steuern usw. bestreiten, und erst dasjenige, was nach Bestreitung 
dieser Auslagen übrigbleibt, bildet das reine Einkommen, welches 
der Mann zur Bestreitung seiner persönlichen Bedürfnisse ver- 
wenden darf. Allein selbst ein Teil dieses reinen Einkommens ist 
noch ein „gebundenes“, denn der Mann muß zunächst hiervon die 
Kosten seines und seiner Familie Lebensunterhaltes bestreiten ; 
und erst, wenn dann noch etwas übrigbleibt, bildet dies ein „freies“ 
Einkommen, über welches er ganz nach Laune verfügen darf. 

Nominelles und reelles Einkommen. In unserer 
heutigen tausch- und geldwirtschaftlich organisierten Volkswirt- 
schaft beziehen wohl die meisten Menschen den größten Teil ihres 
Einkommens in Geld, und wir sind gewohnt, zu sagen: „Der Mann 
hat ein Einkommen von soundso viel hundert oder tausend Mark, 
Franken, Kronen usw. jährlich.“ Man nennt dies das „nominelle“ 
Einkommen. Allein ob dieses Einkommen groß oder klein ist, ist 
aus der bloßen Ziffer der Mark, ‚Franken usw. noch nicht zu ent- 
nehmen, weil man vorerst wissen muß, welche Summe von Lebens- 
genüssen man sich für eine Mark, einen Franken usw. erkaufen 
kann. Erst die Kenntnis dieser Ziffer gibt ein Bild von der Größe 
des „reellen“ Einkommens des Betreffenden. 

2. Einnahme. Der Begriff der Einnahme ist ein weiterer 
als der des Einkommens und umfaßt alles, was hereinkommt und 
eingenommen wird, also auch die Erbschaft, die Schenkung, den 
Lotteriegewinn u. dgl., während unter „Einkommen“ — wie dar- 
gelegt — nur die „regelmäßig‘‘ wiederkehrenden Einnahmen ver- 
standen werden. (Allerdings darf man nicht vergessen, daß die 
Frage, welche Einnahmen denn regelmäßig wiederkehren, nie mit 
Bestimmtheit beantwortet werden kann. Der Gewerbetreibende, 
der Kaufmann, der Landwirt, der Arzt, der Advokat usw. kann nur 
sagen, daß er bestrebt ist, seinen Beruf regelmäßig auszuüben, und 
daß ihm die Ausübung seines Berufes nach der Erfahrung der 
letzten Jahre ‚ungefähr“ oder „im Durchschnitt“ soundso viel 
eingetragen hat; aber wer garantiert ihm dafür, daß er auch in 
Zukunft ebensoviel einnehmen wird? Und umgekehrt können die 
sog. unregelmäßigen Einnahmen unter Umständen bis zu einem 
gewissen Grade den Charakter von regelmäßig wiederkehrenden 
annehmen: so der Lotteriesewinn für den Fiskus als Veranstalter 
der Lotterien, der Spielgewinn für den Unternehmer der Spielbank, 
die herrenlosen Erbschaften für den Fiskus, die Schenkungen für 
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den Bettler, der Fund für den Lumpensammler oder Gold- 
wäscher usw. usw.) | 

3. Ertrag nennt man denjenigen Teil des Einkommens, der 
aus einer bestimmten Quelle fließt. Im allerstrengsten Sinne des 
Wortes versteht man unter Ertrag die Fructus naturales, also das- 
jenige, was aus irgendeinem bestimmten Objekte herauswächst, wie 
z. B. der Ertrag eines Obstbaumes, eines Grundstückes, der Milch- 
ertrag einer Kuh oder Ziege, der Wollertrag eines Schafes u. dgl. 
Im weiteren Sinne des Wortes versteht man unter Ertrag auch das- 
jenige, was der römische Jurist als Fructus eiviles bezeichnet, und 
spricht von dem „Ertrage‘ eines Zinshauses, einer Fabrik, einer 
Aktie, eines Staatspapieres. Sehr häufig wird endlich eine Quelle 
fingiert, und man spricht von dem Ertrage einer Advokatenkanzlei, 
von dem Ertrage der ärztlichen Praxis, von dem Ertrage der Gast-. 
spielreise oder der sog. Konzerttournee eines Künstlers u. dgl. 

4. Die Produktionskosten. Jede Produktion ist mit 
einem Opfer oder Aufwande verbunden; es müssen gewisse 
Materialien (die Roh- und Hilfsstoffe, ferner die Abnutzung und 
schließliche Vernutzung der Werkzeuge, Gerätschaften, Werk- 
gebäude u. dgl.), es muß ein gewisses Quantum von Arbeit auf- 
gewendet oder geopfert werden. Diesen Aufwand oder dieses Opfer 
bezeichnet man als die Produktionskosten im allgemeinen. In der 
heutigen individualwirtschaftlich organisierten Volkswirtschaft muß 
der Produzent in der Regel die Arbeits- und Hilfsstoffe, sowie die 
Werkzeuge, Gerätschaften usw. käuflich erwerben, und ebenso muß 
er, weil bei der Produktion mehrere Menschen zusammenwirken. 
müssen, die notwendigen Arbeitskräfte anwerben und bezahlen. Die 
ihm hierdurch erwachsenden Aufgaben bezeichnet er von seinem 
privatwirtschaftlichen Standpunkte aus als seine Produktionskosten. 
Das alles ist ganz selbstverständlich und richtig; allein trotzdem hat 
dieser Begriff der Produktionskosten in der nationalökonomischen 
Wissenschaft nach zwei Richtungen hin viel Verwirrung angestiftet. 

Zunächst in der Lehre vom Preise. Es ist selbstverständlich, daß 
beispielsweise der Schneider sich weigern wird, dem bestellenden 
Kunden einen Rock anzufertigen und zu liefern, wenn ihm in dem 
Preise des Rockes nicht wenigstens die Auslagen für die Anschaffung 
des Tuches, des Futterstoffes, der Knöpfe, der entfallende Teil der 
Kosten für die Miete, Beleuchtung und Beheizung des Lokales, der 
auf den Arbeitslohn des Gesellen entfallende Betrag usw., d. h. also, 
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allgemein ausgedrückt, wenn ihm nicht mindestens seine Produk- 
tionskosten ersetzt werden. Auf diese Weise gewöhnte man sich in 
der nationalökonomischen Wissenschaft daran, mit „den“ Produk- 
tionskosten wie mit einer feststehenden Größe zu hantieren; man 
sprach von einem „Gesetz“, daß der Preis eines Artikels auf die 
Dauer nicht unter „die“ Produktionskosten herabsinken könne, daß 
der Preis der sog. beliebig vermehrbaren Artikel sich auf die Dauer 
nicht weit von „den“ Produktionskosten entfernen könne, daß „die“ 
Produktionskosten den sog. natürlichen Preis eines jeden Artikels 
bilden usw. Man vergaß aber total, daß mit allen diesen schönen 
Redewendungen für die Praxis blutwenig gewonnen ist, weil die 
Produktionskosten eine absolut veränderliche und schwankende 
Größe sind. Der Gewerbsmann, der sein Geschäft im Zentrum 
einer großen Stadt betreibt, muß eine ganz andere Ladenmiete 
bezahlen und hat ganz andere Produktionskosen, als sein Kollege an 
der Peripherie der Stadt oder gar auf dem Dorfe; die Produktions- 
kosten des Großproduzenten sind relativ viel niedriger, als die des 
Kleingewerbetreibenden ; der eine hat große, der andere geringe 
Transportspesen zu tragen; der eine verfügt über billige Arbeits- 
‚kräfte, der zweite muß hohe Löhne bezahlen. Und selbst die 
Produktionskosten desselben Produzenten sind veränderlich und 
können schon morgen andere sein, als sie noch heute waren (wenn 
etwa die Steuer oder die Miete des Lokales eine andere wird, wenn 
der Preis der Rohstoffe oder der Arbeitslohn der Hilfsarbeiter 
steigt oder sinkt usw.). 

Noch größer war die Verwirrung, als man anfing, den Begriff 
der Produktionskosten bzw. den des rohen und reinen Einkommens, 
des rohen und reinen Ertrages auf die wirtschaftliche Tätigkeit 
oder auf die Produktion des ganzen Volkes anzuwenden. Daß für 
. die private Wirtschaft des einzelnen zwischen dem rohen und reinen 
Einkommen oder Ertrage ein gewaltiger Unterschied besteht, daß 
der einzelne von dem rohen Einkommen oder Ertrage die Pro- 
duktionskosten in Abzug bringen muß, wenn er sein reines Ein- 
kommen oder den reinen Ertrag seiner Wirtschaft ermitteln will, 
war klar. Es lag also nahe, diesen Gedanken auf die Wirtschaft 
' eines ganzen Volkes anzuwenden und sich die Frage vorzulegen: 
Wie sieht das rohe und reine Einkommen eines ganzen Volkes, der 
rohe und reine Ertrag einer ganzen Volkwirtschaft aus, was mub 
hier in Abzug gebracht werden ? 
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Die ersten, die sich diese Frage vorlegten, waren die Merkanti- 
listen. Für sie war die Antwort bald gefunden. Der Kerngedanke 
ihrer Lehre gipfelte bekanntlich in der Frage: ‚Wie macht man ein 
Volk reich ?“ und die Antwort lautete: „Ein Volk besteht aus der 
Gesamtheit seiner Bürger, ergo wird das Volk reich sein, wenn jeder 
seiner Bürger reich ist. — Der einzelne ist reich, wenn er viel Geld 
hat, ergo wird das Volk reich sein, wenn es viel Geld hat.“ Da war 
es ein sehr naheliegender Gedanke, sich zu sagen, daß man die 
jährliche Zunahme des Reichtums eines ganzen Volkes durch Ver- 
gleichung der Ein- und Ausfuhr ermitteln könne. Ist die Ausfuhr 
größer als die Einfuhr, so ist es ja klar, daß die Differenz durch 
Gold oder Silber beglichen werden muß, und die Menge des auf 
diese Weise einströmenden Goldes und Silbers ergibt den jährlichen 
Zuwachs des Reichtums dieses bestimmten Volkes Und um die 
Warenein- und -ausfuhr zu kontrollieren, verlangen sie die Auf- 
stellung der Handelsbilanz. Der Gedankengang ist ein rein privat- 
wirtschaftlicher und überdies ein krämerhafter. Die Merkantilisten 
stellen sich das Volk als einen Gesamtkaufmann vor, der mit seinen 
Nachbarn Handelsgeschäfte macht. Und wie der Kaufmann in 
dem Maße reicher wird, in dem mehr Geld in seine Kasse herein- 
fließt, als aus derselben hinausgeht, so wird auch das Volk in dem 
Maße reicher, in dem mehr Gold und Silber über die Grenze herein- 
als hinausgeht. 

In gewissem Sinne ähnlich ist der Gedankengang der Physio- 
kraten. Ihnen gilt bekanntlich die Landwirtschaft (der Ertrag der 
Grundstücke) als die einzige Quelle des Reichtums, und aus diesem 
Grunde behaupten sie, daß der Reinertrag des Bodens im ganzen 
Lande den Reinertrag der betreffenden Volkswirtschaft oder das 
TReineinkommen des betreffenden Volkes repräsentiere. (Der Rein- 
ertrag eines Landgutes ist derjenige Teil der Bodenprodukte, der 
von der Ernte eines Jahres übrigbleibt, nachdem von derselben weg- 
genommen wurde einmal das Saatgut und zweitens dasjenige, was 
‚der Landwirt braucht, um sich, seine Leute und seine Tiere bis zur 
nächsten Ernte zu erhalten.) Auch hier wieder der privatwirt- 
schaftliche und krämerhafte Gedanke der Plusmacherei und des 
„Profites“. Die Landwirtschaft ist die einzige Beschäftigung, die 
ein „produit net“, einen Überschuß über die Produktionskosten, also 
einen Reinertrag oder ein reines Einkommen abwirft. Wenn man 
also alle „„Profite“ addiert, welche die einzelnen selbständigen Land- 
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wirte eines Volkes im Laufe eines Jahres erzielen, so erhält man 
den Gesamt,,profit“, den reinen Ertrag der betreffenden Volkswirt- 
schaft oder das reine Einkommen des betreffenden Volkes. 

Derselbe Gedankengang findet sich bei den englischen National- 
ökonomen, bei Ad. Smith und seinen Nachfolgern, nur mit dem 
Unterschiede, daß Smith bekanntlich nicht nur die Landwirt- 
schaft, sondern jede materielle (also auch die gewerbliche) Arbeit 
für produktiv erklärt. Demgemäß erblicken diese Schriftsteller 
den Reinertrag der betreffenden Volkswirtschaft oder das reine 
Einkommen des betreffenden Volkes in der Summe der Profite, 
welche die einzelnen Unternehmer in diesem Volke (und zwar die 
landwirtschaftlichen wie die gewerblichen Unternehmer) einsacken. 
Will man also jenen Gesamtreinertrag ermitteln, so muß man von 
dem Gesamtwerte aller im Lande gewonnenen landwirtschaftlichen 
und gewerblichen Produkte die gesamten Produktionskosten in 
Abzug bringen. Und da die Arbeitslöhne einen wesentlichen Be- 
standteil der Produktionskosten des einzelnen Unternehmers bilden, 
so müssen auch sie von dem Rohertrage der gesamten Volkswirtschaft 
in Abschlag gebracht werden, wenn man den Reinertrag derselben 
ermitteln will. Die betreffenden Schriftsteller lassen gelegentlich 
sogar durchblicken, daß die Arbeitslöhne und damit die Arbeiter 
eine Art Nationalunglück sind; die Sache wäre gar so schön und 
das Volkseinkommen würde sich gar so glänzend gestalten, wenn 
diese unglückseligen Arbeiter nicht da wären, an die der größte 
Teil des (Brutto-)Einkommens unter dem Titel der Arbeitslöhne 
wieder hinausgezahlt werden muß. 

Damit war in der Tat der Gipfel des Widersinns erreicht. Das 
Ziel und der Zweck aller Arbeit und wirtschaftlichen Tätigkeit des 
Menschen ist doch nur die Deckung des Bedarfes, die Vorsorge für 
die Befriedigung der Bedürfnisse. Oder mit anderen Worten: das 
Ziel aller wirtschaftlichen Tätigkeit ist die Herstellung von Ge- 
brauchsgütern. Je mehr solcher Gebrauchsgüter in einem Lande 
hergestellt werden und je besser das Volk mit allen zum Leben 
erforderlichen Gütern versorgt ist, um so günstiger ist die Lage der 
ganzen Volkswirtschaft. Jene älteren Vertreter der national- 
ökonomischen Wissenschaft sind jedoch noch so sehr in der privat- 
wirtschaftlichen Denkweise befangen, daß sie kontinuierlich die 
Begriffe „Produktion“ und „Erwerb“ miteinander verwechseln und 
das Ziel der Wirtschaft nicht in der möglichst reichlichen Pro- 
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duktion, sondern im möglichst großen Erwerb, im „Profit“ erblicken. 
Und da der Profit selbstverständlich durch die hinauszuzahlenden, 
einen Bestandteil der Produktionskosten bildenden Arbeitslöhne 
empfindlich geschmälert wird, so erscheinen ihnen die Arbeitslöhne 
als ein Übel. Dabei bemerken die guten Leutchen nicht einmal die 
ungeheure Inkonsequenz, die sie sich zuschulden kommen lassen. 
Die Arbeitslöhne erscheinen ihnen als ein Übel, weil sie einen Be- 
standteil der Produktionskosten bilden; dabei wird aber vergessen, 
daß für jeden späteren Produzenten der Preis seiner Arbeitsstoffe 
(für den Spinner der Preis der rohen Wolle, für den Weber der 
Preis des Garnes, für den Schneider der Preis des Stoffes) auch 
einen Teil seiner Produktionskosten bildet. Wenn daher die 
Arbeitslöhne so eine Art Nationalunglück repräsentieren, so gilt ein 
gleiches von allen übrigen Produktionskosten, und tatsächlich würde 
sich die Lage beispielsweise des Schneiders geradezu glänzend 
. gestalten, wenn er nicht nur keine Arbeitslöhne, sondern auch das 
Tuch, das Zubehör, die Ladenmiete usw. nicht zu bezahlen brauchte 
und trotzdem die Kleider zu den bisherigen Preisen verkaufen 
könnte. 

Jener engherzig kleinlichen, krämerhaften Auffassung trat 
Jean Baptiste Say entgegen, indem er lehrt, daß die Arbeits- 
löhne zwar für den privatwirtschaftlichen Standpunkt des Unter- 
nehmers zu den Produktionskosten gehören, weil der Mann sie 
hinauszahlen muß, daß sie aber für den Arbeiter ein „reines“ Ein- 
kommen bilden, weil dieser seinen Lohn für sich behalten und zur 
Bestreitung seines Lebensunterhaltes verwenden darf. 

Die moderne volkswirtschaftliche Literatur hat den Begriff der 
Produktionskosten als einer Größe, mit der die Volkswirtschaft (die 
gesamte Wirtschaft eines bestimmten Volkes) zu rechnen hätte, 
fallengelassen. Man spricht heute (nach dem Vorgange von Rod- 
bertus) nur mehr von dem „Nationalprodukt‘ eines Volkes und 
versteht darunter die Gesamtheit der Güter oder Leistungen, die ein 
bestimmtes Volk im Laufe eines Jahres produziert. Man fragt wohl 
danach, wie sich dieses Nationalprodukt unter die Angehörigen des 
betreffenden Volkes verteilt, ob nicht etwa gewisse Klassen (etwa 
die Grundbesitzer oder die Kapitalisten oder die Unternehmer) 
einen zu großen und ob nicht andere Klassen (wie etwa die Ar- 
beiter) einen zu geringen Teil hiervon bekommen, aber man fragt 
nicht mehr danach, was die Herstellung des Nationalproduktes 
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„kostet“, weil ja das Volk (oder die Menschheit), als Ganzes be- 
trachtet, die zur Herstellung des Nationalproduktes erforderlichen 
‚Stoffe nicht kauft und nicht bezahlt, sondern sie einfach unserem 
Planeten entnimmt, also nichts weiter als Arbeit aufzuwenden 
braucht. Von irgendwelchen „Kosten“ des Nationalproduktes kann 
man bestenfalls nur vergleichweise in dem Sinne sprechen, als ein 
Volk, das unter einem milderen Himmelsstriche oder auf einem 
fruchtbareren Boden lebt, weniger Arbeit aufzuwenden braucht, 
um die zum Leben erforderlichen Güter zu produzieren, als etwa ein 
zweites Volk, das unter ungünstigeren Bedingungen lebt. 
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III. Kapitel. 
Wert und Preis. 


1. Der Wert und seine Formen. 


DieKostbarkeit. Kostbar nennen wir jeden Gegenstand, 
der nicht umsonst zu haben ist, d.h. dessen Erlangung oder Her- 
stellung uns etwas „kostet“. Demgemäß kann man die Kostbarkeit 
definieren als denjenigen Aufwand an Mühe und Zeit, der gemacht 
werden muß, um einen Gegenstand zu erlangen oder herzustellen, 
oder, allgemein ausgedrückt: wir müssen eine gewisse Kraft auf- 
wenden, um ein Hindernis zu überwinden, wenn wir den fraglichen 
Gegenstand haben wollen. Beide Größen, das Hindernis wie die 
Kraft, sind selbstverständlich veränderlich. Das Hindernis ist ver- 
schieden nach Ort und Zeit. Das Eis z. B. ist im Sommer oder in 
warmen Ländern kostbar, weil es entweder künstlich hergestellt oder 
vom Winter her aufbewahrt oder aus der Ferne herbeigeschafit 
werden muß, — im Winter oder in kalten Gegenden liefert es uns 
die Natur allerorts umsonst. Das Wasser ist in der Wüste kostbar, 
weil es aus der Entfernung herbeigeschafft werden muß — mitten 
im Strome hat man desen mehr als genug. Ein gleiches gilt von 
der Kraft, die je nach dem Individuum verschieden ist. Den 
Schwimmer kostet es eventuell nur eine geringe Anstrengung, um 
an das andere Ufer eines Flusses zu gelangen, — der Nichtschwim- 
mer wird vielleicht einen großen Umweg machen müssen, bis er 
eine seichte Stelle findet, an der er den Fluß durchwaten kann, 
Und hieraus ergibt sich, daß es keinen Gegenstand von unveränder- 
licher Kostbarkeit, d. h. daß es keinen Gegenstand gibt, dessen Er- 
langung oder Herstellung zu allen Zeiten und bei allen Völkern die 
gleiche Anstrengung kosten würde. 

Festzuhalten ist, daß die Kostbarkeit mit der Brauchbarkeit eines 
Gegenstandes absolut nichts zu schaffen hat. Eine Handvoll Sand, 
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vom allertiefsten Meeresgrunde heraufgeholt, würde ziemlich „kost- 
bar“ sein, weil das Heraufholen eine sehr bedeutende Anstrengung 
kosten würde, ihre ‚„‚Brauchbarkeit‘‘ würde aber darum (von etwaigen 
wissenschaftlichen Zwecken abgesehen) nicht größer sein, als die 
einer Handvoll gleichen Sandes, der sich an der Erdoberfläche 
findet. Umgekehrt gibt es Gegenstände, die uns absolut unentbehr- 
lich sind, wie z. B. die Luft und das Wasser, deren Erlangung uns 
aber unter normalen Umständen keine oder eine nur ganz geringe 
Anstrengung kostet, weil sie allerorts umsonst zu haben sind. 

Der Gebrauchswert. Jedem Gegenstande, den wir zu 
irgendeinem (vernünftigen oder eingebildeten) Zwecke verwenden 
können, legen wir eine gewisse Bedeutung, einen gewissen Ge- 
brauchswert bei. Demgemäß kann man den Gebrauchswert defi- 
nieren als die erkannte Tauglichkeit eines Gegenstandes, einem 
menschlichen Zwecke oder Bedürfnisse zu dienen. Sieht man 
genauer zu, so zeigt sichs, daß der Begriff des Gebrauchswertes drei 
Momente enthält: das Bedürfnis, die Diensttauglichkeit des Gegen- 
standes und die Erkenntnis dieser Diensttauglichkeit. 

Das Empfinden eines Bedürfnisses ist selbstverständlich eine 
ganz subjektive Angelegenheit. Niemand außer mir kann beur- 
teilen, ob ich etwa Hunger oder Kälte empfinde, und mit welcher 
Intensität ich dieses Bedürfnis empfinde. Überdies lehrt die Er- 
fahrung, daß jeder Mensch andere Bedürfnisse empfindet und daß 
auch die Bedürfnisse des einzelnen kontinuierlich wechseln. Mit 
einem Worte: das Bedürfnis ist eine kontinuierlich wechselnde, 
absolut veränderliche Größe. 

Die Diensttauglichkeit eines Gegenstandes ist eine diesem 
Gegenstande innewohnende Eigenschaft, wie z. B. die „Tragkraft“ 
dieses Balkens, die „Leucht“- oder „Heizkraft‘“ dieses Brennstoffes, 
die „Nährkraft‘“ dieser Speise, die Härte oder Festigkeit dieses 
Minerals oder Metalles usw. usw. Die Diensttauglichkeit eines 
Gegenstandes ist somit eine objektiv feststehende und meßbare 
Größe. 

Die Erkenntnis dieser Diensttauglichkeit endlich ist abermals 
etwas Veränderliches. Unzählige Male ist es vorgekommen, daß 
man gewissen Gegenständen eine bestimmte Eigenschaft (Dienst- 
tauglichkeit) fälschlich zugeschrieben und nachträglich erst die Ent- 
deckung gemacht hat, daß dies ein Irrtum war; und ebenso oft ist es 
vorgekommen, daß man Gegenstände als bedeutungslos beiseite 
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geschoben und hinterher eine sehr nützliche Eigenschaft an ihnen 
entdeckt hat. | | 

Der Gebrauchswert eines Gegenstandes setzt sich also aus drei 
Momenten zusammen, von denen eines (die Diensttauglichkeit) eine 
objektiv bestimmte und meßbare Größe ist, während die beiden 
anderen (die Erkenntnis dieser Diensttauglichkeit und das Be- 
dürfnis) rein subjektiver Natur und absolut veränderlich sind. 
Und hieraus folgt, daß es keinen Gebrauchswert von feststehender 
Größe, d.h. daß es keinen Gegenstand gibt, dessen Gebrauchswert 
zu allen Zeiten und bei allen Völkern der gleiche ist. 


Beiläufig bemerkt, ist der Gebrauchswert keine dem Gegenstande 


innewohnende Eigenschaft, wie etwa das Gewicht eines Körpers, 
sondern lediglich eine Bedeutung, die wir dem Gegenstande bei- 
legen. Das Gewicht eines Körpers ist bekanntlich der Druck, den 
dieser Körper auf seine Unterlage ausübt, und dieser Druck wird 
ausgeübt ohne Rücksicht darauf, ob Menschen herumstehen, die 
diese Tatsache beobächten. Ein Sack Mehl jedoch oder ein Diamant 
hat keine Bedeutung (keinen Wert), wenn keine Menschen vor- 
handen sind, die dieses Mehl verzehren oder sich mit dem Diamanten 
schmücken möchten oder könnten. (Besäßen die Menschen z.B. 
keine Augen, so wäre der Diamant für sie nur ein Stein wie jeder 
andere.) | 

Der Tauschwert. Wird der Gebrauchswert eines Gegen- 
standes von mehreren Personen gleichzeitig anerkannt und ist dieser 
Gegenstand gleichzeitig kostbar, d.h. kostet die Herstellung oder 
Erlangung dieses Gegenstandes einige Anstrengung, weil er nicht 
allerorts umsonst zu haben ist, so entsteht die Möglichkeit, für 


diesen Gegenstand im Tausche einen Gegenwert zu erlangen, weil 


so mancher geneigt sein wird, einen Teil seines Besitzes herzugeben, 
um den fraglichen Artikel im Wege des Tausches von seinem bis- 
herigen Eigentümer zu erlangen. Diese Möglichkeit bezeichnet 
man als Tauschwert, den man mit anderen Worten auch kurz 
definieren kann als: mehrseitig anerkannter Gebrauchswert plus 
Kostbarkeit. 

Dabei ist es gar nicht notwendig, jedesmal an einen wirklichen 
oder doch möglichen Tausch zu denken. Auch Robinson auf 
seiner Insel muß sich den Taauschwert seiner Effekten kontinuier- 
lich vor Augen halten. Er muß jedesmal einerseits an den Ge- 
brauchswert, d. i. an den Nutzen denken, den ihm jedes Stück seines 
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Vermögens bringt, er muß aber andererseits an die Kostbarkeit, 
d.i. an den Aufwand von Mühe und Zeit denken, den er auf sich 
nehmen muß, wenn er das einzelne Stück herstellen oder herbei- 
schaffen will. 

Der Tauschwert setzt sich also zusammen aus Gebrauchswert 
und aus Kostbarkeit; beide sind veränderliche Größen, es gibt somit 
keinen feststehenden Tauschwert, d.h. es gibt keinen Gegenstand, 
dessen Tauschwert bei allen Völkern und zu allen Zeiten der 
gleiche wäre. | 

Aus der Tatsache, daß der Tauschwert sich zusammensetzt aus 
Gebrauchswert und Kostbarkeit, ergeben sich einige scheinbare 
Widersprüche. 

Einmal erscheint es dem Laien unbegreiflich, daß gerade die- 
jenigen Güter, die wir am allerwenigsten entbehren können, die also 
unsere dringendsten Bedürfnisse befriedigen, keinen „Wert“ haben. 
Der scheinbare Widerspruch verschwindet jedoch sofort, wenn man 
richtig unterscheidet. Luft und Wasser haben unstreitig einen 
außerordentlich hohen ‚„Gebrauchswert“, weil wir ohne sie nicht 
leben können. Luft und Wasser sind aber unter normalen Verhält- 
nissen nicht „kostbar“, weil sie uns allerorts in sozusagen unbe- 
grenzter Menge gratis zur Verfügung stehen; sie besitzen daher 
keinen ‚„Tauschwert“. 

Umgekehrt pflegt man im gewöhnlichen Leben zu sagen — und 
sogar Ad. Smith lehrt dies —, daß es Güter gibt, wie etwa die 
Diamanten, die einen sehr hohen Tauschwert, aber keinen Ge- 
brauchswert haben. Und auch diese Behauptung ist unrichtig. Ein 
hoher Tauschwert ohne Gebrauchswert ist eine Oontradictio in ter- 
minis, es wäre dies „ein Wert ohne Wert“. Der hohe Tauschwert 
der Diamanten (oder der Edelsteine überhaupt) erklärt sich einfach 
in folgender Weise. Die Menschen haben nun einmal das wirkliche 
oder eingebildete Bedürfnis, sich zu schmücken, sie legen der Be- 
friedigung dieses Bedürfnisses eine große Bedeutung bei und sind 
bereit, hierfür namhafte Opfer zu bringen. Und da die Edelsteine 
nach der allgemeinen Überzeugung geeignet sind, dieses Schmuck- 
bedürfnis in besonderem Maße zu befriedigen, so besitzen sie in den 
Augen der Menschen einen hohen Gebrauchswert. Gleichzeitig sind 
die Edelsteine sehr kostbar, d. h. man muß lange suchen und lange 
graben, bis man einen Stein von nennenswerter Größe und Schön- 
heit findet. Mit anderen Worten: Weil man den Edelsteinen einen 
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hohen Gebrauchswert beilegt und weil sie gleichzeitig sehr koatbae 


sind, besitzen sie auch einen hohen Tauschwert. 
Ein anderer scheinbarer Widerspruch liest darin, daß mitunter 
ein geringerer Vorrat eines Artikels einen höheren Tauschwert 
ae le; als ein größeres Quantum desselben Artikels. Und 
bekannt ist es, daß die Holländisch-ostindische Compagnie wieder- 
holt einen Teil ihrer Gewürzernte ins Meer schütten und ver- 
nichten ließ, weil ihr der Erlös des Restes mehr einbrachte, als wenn 
sie die ganze Ernte (zu einem niedrigeren Preise) hätte verkaufen 
müssen. Diese auf den ersten Blick befremdende Erscheinung 
erklärt sich ungezwungen aus der Tatsache, daß (bei gleich- 
bleibendem Gebrauchswert) die Kostbarkeit des fraglichen Artikels 
um so höher steigt, je geringer sein Vorrat wird. Je geringer das 
Angebot, um so höher der Preis, d.h. um so mehr muß ich zahlen, 
wenn ich ein bestimmtes Quantum des Artikels erlangen will. Die 
Sache geht jedoch nicht ins Unendliche. Der Preis des einzelnen 
Stückes kann allerdings durch Verringerung des Angebots sehr 
hoch hinaufgetrieben werden, allein was der Verkäufer am einzelnen 
Stück auf diese Weise profitiert, das verliert er, von einem bestimm- 
ten Punkte angefangen, an der Menge, weil der Absatz sich mit der 
steigenden Erhöhung des Preises immer mehr und mehr verringert. 
Beiläufig bemerkt, muß die staatliche Verwaltung eines fiskalischen 
Monopols, etwa des Tabakmonopols, jedesmal nach dem hier darge- 
legten Gesichtspunkte vorgehen, weil es immer nur einen Punkt 
gibt, bei dem der Ertrag des Monopols am größten ist. Setzt die 
Monopolsverwaltung den Preis des Tabaks zu niedrig fest, so erwei- 
tert siezwar den Absatz des Tabaks, aber was sie dabei am einzelnen 
Stück verliert, ist mehr, als sie an der Masse profitiert, und umge- 
kehrt, wenn sie die Tabakpreise zu hoch festsetzt. 
Erseheinungsformen des Wertes. 1. Subjek- 
tiver Wert. Wie im vorstehenden dargelegt wurde, ist der Wert 
keine dem Gegenstande anklebende oder innewohnende Eigenschaft, 
sondern lediglich eine Bedeutung, die der Mensch dem Gegenstande 
'beilegt. Niemand außer mir kann beurteilen, ob ich das betreffende 
Bedürfnis empfinde; niemand außer mir kann beurteilen, wie stark 
ich dieses Bedürfnis empfinde; niemand außer mir kann beurteilen, 
ob der fragliche Gegenstand die Eignung besitzt, just mein spezifi- 
sches Bedürfnis zu befriedigen; niemand außer mir kann daher 
beurteilen, wie hoch ich den Wert just dieses Gegenstandes schätze. 
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Mit anderen Worten: der Wert und die Wertschätzung ist an sich 
und zunächst eine rein subjektive Angelegenheit. 

2. Sog. objektiver Wert. Die Bedürfnisse und damit 
die Wertschätzungen sind, wie gesagt, nicht nur verschieden, son- 
dern im höchsten Grade wechselnd. Der nämliche Gegenstand, den 
ich sehr hoch schätze, hat vielleicht für einen Zweiten gar keinen 
Wert; und der nämliche Gegenstand, den ich momentan außer- 
ordentlich hoch schätze, weil ich seiner dringend bedarf, kann in 
der nächsten Minute, wenn er seinen Dienst geleistet hat (z. B. eine 
Leiter, mit deren Hilfe der Gefangene seine Flucht bewerkstelligt), 
seinen Wert für mich vollständig verlieren. Trotz dieser schein- 
baren Regellosigkeit und Unbestimmbarkeit werden aber die Bedürf- 
nisse und damit die Werte bis zu einem gewissen Grade objektiv 
erfaßbar und meßbar. Zunächst lehrt die Erfahrung, daß ein guter 
Teil der Bedürfnisse — so rasch sie mitunter auftauchen und wieder 
verschwinden — auch bei dem nämlichen Individuum periodisch 
wiederkehrt. Jeder Mensch weiß, daß die nämliche Speise, die man 
soeben mit dem größten Appetit verzehrt hat, geradezu Widerwillen 
erweckt, wenn sie einem nach beendigter Mahlzeit von neuem vor- 
gesetzt wird, d. h. die nämliche Speise, die man vor Tische sehr hoch . 
schätzt, hat nach beendigter Mahlzeit eigentlich ıhren Wert voll- 
ständig verloren. Trotzdem wird kein vernünftiger Mensch die 
Reste der Speisen nach aufgehobener Tafel hinauswerfen, weil er 
weiß, daß nach ein paar Stunden sich der Hunger wieder einstellen 
wird. Das heißt also allgemein gesprochen: ein Gegenstand, dessen 
ich nicht bedarf, hat für mich momentan keine Bedeutung, keinen 
(Gebrauchs-)Wert, allein wenn ich als vernünftiger Mensch mir 
sagen muß, daß das betreffende Bedürfnis in absehbarer Zeit sich 
bei mir einstellen wird oder möglicherweise sich einstellen kann, so 
behält im Hinblick auf diese Eventualität der fragliche Gegenstand 
trotzdem seinen Wert für mich. 

; Zum zweiten sind die Menschen verschieden geartet und 
empfinden die verschiedenartigsten Bedürfnisse. Wenn daher auch 
ein Gegenstand für mich streng genommen keine Bedeutung hat, 
weil ich ad personam das fragliche Bedürfnis nicht habe, so erlangt 
trotzdem dieser Gegenstand auch für mich eine Bedeutung und einen 
‚Wert, wenn ich weiß, daß andere Leute jenes Bedürfnis haben und 
somit eventuell geneigt sein werden, den Gegenstand von mir im 
Tauschwege zu erwerben. 

.. 21* 
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Zum dritten sind die Menschen, bei aller Verschiedenheit im 
einzelnen, im großen ganzen gleich geartet, und die meisten Bedürf- 
nisse (wie Essen, Trinken, Wohnen usw.) sind entweder allen Men- 
schen oder doch einer größeren Anzahl von Menschen gemeinsam, 
so daß die betreffenden Güter allen diesen Personen wertvoll er- 
scheinen. 

Endlich ist, wie eben dargetan wurde, die Diensttauglichkeit der 
verschiedenen Güter eine objektiv feststehende Größe. 

In diesem Sinne und unter diesen Voraussetzungen kann man 
von einem „objektiven“ Wert oder davon sprechen, daß der Wert, 
dieser oder jener Güter (mehr oder weniser) „allgemein“ anerkannt 
wird. Man kann daher bis zu einem gewissen Grade mit vollem 
Rechte sagen: „Dieser Gegenstand ‚hat‘ einen Wert von x Mark.“ 
Nur muß man sich hierbei stets gegenwärtig halten, daß dieser Aus- 
spruch nicht die analoge Bedeutung hat, wie etwa der Satz: „Dieser 
Gegenstand hat ein Gewicht von x Kilogramm.“ Jener Ausspruch 
hat vielmehr nur die folgende Bedeutung: „Wir sehen, daß dieser 
Gegenstand tagtäglich um x Mark gekauft und verkauft wird —, 
ergo können wir mit größter Wahrscheinlichkeit annehmen, daß sich 
heute oder morgen genug Leute finden werden, die geneigt sind, den 
Gegenstand um x Mark zu kaufen.“ 

3. Der Affektionswert ist ein einseitig anerkannter 
Tauschwert, ein Tauschwert, der entweder tatsächlich nur von einer 
einzigen Person (z..B. ein Gegenstand, an den sich eine für diese 
Person bedeutsame Erinnerune knüpft) oder von einem be- 
schränkten Kreise von Personen anerkannt wird. Für das prak- 
tische Wirtschaftsleben ist der Affektionswert von geringer Bedeu- 
tung. ‚(Sehr fühlbar kann der Affektionswert werden, wenn nach 
dem Tode eines passionierten Sammlers die Erben daran gehen, die 
Sammlung, für die der Verstorbene vielleicht viele Zehntausende 
verausgabt hat, zu verkaufen. Wenn es den Erben nicht gelingt, 
andere Liebhaber zu finden, sc müssen sie sich auf empfindliche Ver- 
luste gefaßt machen.) | 

DieGrundlagender (Tausch-JWertbildung. Die 
Grundlage und erste Voraussetzung des Tauschwertes ist der Ge- 
brauchswert. Ein Gegenstand, der keinen (wirklichen oder einge- 
bildeten) Gebrauchswert hat, d. h. ein Gegenstand, der zu absolut 
nichts zu gebrauchen ist und den daher kein Mensch haben will, kann 
keinen Tauschwert erlangen. (Wie vorhin bemerkt, wäre ein 
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Tauschwert ohne Gebrauchswert eine contradictio in terminis, es 
wäre dies „ein Wert ohne Wert“.) 

Aus diesem Grunde bildet denn auch der Gebrauchswert die 
Obergrenze des Tauschwertes. Wie bereits an früherer Stelle her- 
vorgehoben wurde, besteht das Wesen eines jeden Bedürfnisses in 
dem Empfinden eines unbefriedigenden Zustandes, und demgemäß 
gewährt die „Befriedigung“ eines jeden Bedürfnisses eine gewisse 
Genugtuung oder Annehmlichkeit. Diese Annehmlichkeit muß jedoch 
in der großen Mehrzahl der Fälle durch ein Opfer erkauft werden, 
weil das Herbeischaffen oder Herstellen der der Bedürfnisbefriedi- 
gung dienenden Güter eine gewisse Anstrengung kostet. Jeder ver- 
nünftige Mensch muß daher — und hierin besteht ja das Wesen der 
Wirtschaftsführung — vorerst erwägen, was er höher schätzt, ob die 
Annehmlichkeit, welche ihm die Befriedigung jenes Bedürfnisses 
gewährt, oder die Unannehmlichkeit und Mühe, welche ihm die Her- 
beischaffung oder Herstellung der gewünschten Güter verursacht. 
Oder mit anderen Worten: er erwägt, ob er sich die Annehmlichkeit 
der Befriedigung dieses Bedürfnisses nicht zu teuer erkauft, und 
gelangt er zu dem Resultate, daß jene Annehmlichkeit das Opfer 
nicht wert ist, so unterläßt.er die Befriedigung des Bedürfnisses. 
Dies gilt für denjenigen, der den gewünschten Gegenstand selbst 
herbeischaffen oder herstellen will, es gilt aber selbstverständlich 
‚auch für denjenigen, der den gewünschten Gegenstand im Wege des 
Tausches von einem Zweiten erwerben will. Fordert beispielsweise 
der Besitzer des Gegenstandes 20 Mark für die Überlassung des- 
selben, so wird der Kauflustige erwägen, ob ihm nach seinen Ver- 
hältnissen der Besitz des Gegenstandes 20 Mark wert erscheint, und 
bejaht er diese Frage, so wird er eventuell geneigt sein, die 20 Mark 
zu geben, er wird sie aber nur dann effektiv geben, wenn er den 
Gegenstand nicht von anderer Seite her billiger erwerben kann. 
Über die 20 Mark hinaus wird er nicht gehen, weil er eben nach 
seiner Schätzung gefunden hat, daß ihm der Gegenstand höchstens 
20 Mark wert erscheint. 

Innerhalb dieser durch den Gebrauchswert gezogenen Obergrenze 
bewest sich der Tauschwert der verschiedenen Güter, und damit ent- 
steht die Frage, welche Momente auf die Höhe des Tauschwertes 
bestimmend einwirken, denn glücklicherweise bleibt das Opfer, das 
wir bringen müssen, um einen Gegenstand herbeizuschaffen, herzu- 
stellen oder zu erwerben, in der Regel weit hinter seinem Gebrauchs- 
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wert zurück. (Man denke nur an den unendlich hohen Gebrauchs- 


wert, den z. B. das Wasser für uns hat, und an die geringe Mühe, 
die wir in der Regel aufzuwenden brauchen, um uns das notwendige 
Wasser zu beschaffen. Ähnliches gilt von den Lebensmitteln, den 
Kleidern und den meisten Dingen, die wir im täglichen Leben 


brauchen.) Indes muß man nach dieser Richtung hin unterscheiden. 


Es gibt nämlich einmal Güter, die (wie man zu sagen pflegt) in 
beliebiger Menge hergestellt oder herbeigeschafft werden können, 
wenn man nur geneigt ist, die hierzu erforderliche Arbeit aufzu- 


wenden. Und da in der heutigen Volkswirtschaft jeder darauf an- 


gewiesen ist, dem Erwerbe nachzugehen, so wird man diese Güter 
in beliebiger Menge erwerben können, wenn man bereit ist, den an 
der Produktion dieser Güter beteiligten Personen ihre Mühewaltung 
zu vergüten. Man darf also allgemein sagen, daß der Tauschwert 
der beliebig vermehrbaren Güter innerhalb der durch ihren Ge- 
brauchswert gezogenen Obergrenze durch ihre Produktionskosten 
bestimmt wird. (Kostet also z. B. beim Wasser das Herbeischaffen 
nur den Gang bis zum nächsten Brunnen oder Wasserlauf, so wird 
der Tauschwert dieses Artikels trotz seines eventuell sehr hohen Ge- 
brauchswertes nahezu Null sein.) Der vorstehende Satz klingt sehr 
plausibel, bei näherer Betrachtung tauchen aber sofort zwei weitere 
Fragen auf, nämlich erstens die Frage: „Wie hoch sind die Produk- 
tionskosten %*“ und zweitens: „Wo ist die durch den Gebrauchswert 
gezogene Obergrenze zu suchen ?“ 

Bezüglich der Produktionskosten wurde bereits oben (S. 312 ff.) 
hervorgehoben, daß dieselben keine feststehende, sondern eine absolut 
schwankende Größe sind. Wieviel Arbeit kostet beispielsweise die 
Anfertigung von einem Paar Schuhen (und zwar angenommen, daß 
das Leder fertig vorliegt) ? Es bedarf keines weiteren Beweises, daß 
der gelernte Schuhmacher die Schuhe mit einem verhältnismäßig 
geringen Arbeitsaufwande herstellen wird, während der Ungeübte 
sich ganz außerordentlich wird anstrengen müssen, ehe er das Kunst- 
stück fertigbringt. Die Größe des Arbeitsaufwandes hängt aber 
(abgesehen von der größeren oder geringeren Geschicklichkeit oder 
Übung) ferner ab von der Beschaffenheit der Arbeitsbehelfe. Ver- 
fügt der Mann (und zwar auch der geübte Schuhmacher) über 
arbeitsparende Maschinen, so wird er die Schuhe mit einem viel ge- 
ringeren Aufwande von körperlicher und geistiger Anstrengung 
herstellen können, als wenn er nur einfache oder gar mangelhafte 
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Werkzeuge zur Hand hat. Des weiteren ist bei der Frage nach der 
‚Größe der Produktionskosten der Umstand zu berücksichtigen, ob 
die erforderlichen Arbeitsstoffe und Maschinen im Lande vorhanden 
sind, oder ob sie vielleicht aus weiter Entfernung herbeigeschafft 
werden müssen. Wenn man daher von den Produktionskosten als 
von einem den Tauschwert beeinflussenden Faktor spricht, so sind 
darunter nicht die Produktionskosten eines bestimmten einzelnen 
Produzenten, sondern die durchschnittlichen Produktionskosten 
zurzeit und in dem betreffenden Lande, je nach dem Stande der 
Technik, oder — wie Marx sich ausdrückt — „die gesellschaftlich 
notwendige Arbeitsmenge“ zu verstehen. Nur muß man sich auch 
hierbei stets gegenwärtig halten, daß diese „gesellschaftlich notwen- 
dige Arbeitsmenge“ eventuell schon morgen eine andere sein kann. 
Ähnlich liegen die Dinge bei der durch den Gebrauchswert ge- 
zogenen Obergrenze des Tauschwertes, die selbstverständlich keine 
feststehende ist. Wie hoch schätzt „man“ beispielsweise den Genuß, 
eine Zigarre zu rauchen, ein Glas Bier zu trinken, einen Frack zu 
tragen oder ein Buch zu lesen (und zwar angenommen, daß die Qua- 
lität dieser Güter .eine bestimmte ist)? Es ist evident, daß der- 
jenige, der überhaupt nicht raucht, der kein Bier trinkt, der seiner 
Stellung nach nicht in die Lage kommt, einen Frack anziehen zu 
müssen, oder der Bücher dieser Sorte (etwa ein spezifisch mathema- 
tisch-wissenschaftliches Werk) nicht liest, ad personam kaum geneigt 
sein wird, überhaupt ein Opfer zu bringen, um das fragliche Gut 
zu erwerben. Allein auch bei denjenigen Personen, die das frag- 
liche Bedürfnis empfinden, und die daher den betreffenden Gegen- 
stand zu erwerben wünschen, gestaltet sich die Sache von Fall zu 
Fall verschieden. Der Minderbemittelte wird vielleicht auf die Be- 
friedigung des Bedürfnisses schon verzichten, wenn der Artikel 
auch nur eine Mark kostet; der Reiche wird vielleicht finden, daß 
noch zwanzig oder hundert Mark ein „billiger“ Preis sind. Also 
auch nach dieser Richtung hin kann man nur mit annähernden 
Durchschnittsgrößen zurzeit und in diesem Lande operieren. 
Neben den in Rede stehenden beliebig vermehrbaren Gütern gibt 
es aber auch solehe, deren Menge — selbst wenn man noch so viel 
Arbeit aufzuwenden geneigt wäre — nicht beliebig vergrößert wer- 
den kann. Es sind dies die sog. „seltenen“ Güter, und zwar kann 
der Grund ihrer Seltenheit ein doppelter sein. Es ist einmal mög- 
lich, daß zur Herstellung dieser Güter eine ganz besonders qualifi- 
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zierte und daher seltene Arbeit erforderlich war bzw. ist. Hierher 
sehören die Kunstwerke verstorbener Meister (deren Menge absolut 
nicht vergrößert werden kann), sowie die besonders qualifizierten 
Leistungen hervorragender Zeitgenossen (deren Menge eventuell 
um ein geringes vergrößert werden kann), also Leistungen, die 
durch einen noch so großen Aufwand unqualifizierter oder minder 
qualifizierter Arbeit nicht ersetzt werden können. (Wie viele Erd- 
gräber zusammengenommen oder auch wie viele Durchschnitts- 
musiker zusammengenommen ergeben einen einzigen Johannes 
Brahms?) Zum zweiten ist es möglich, daß die Natur ohne 
menschliches Hinzutun gewisse Güter oder doch die Stoffe, aus denen 
diese Güter hergestellt werden, nur in beschränkter Menge liefert, 
so daß die Menge dieser Güter durch einen noch so großen Arbeits- 
aufwand nicht vermehrt werden kann. In allen diesen Fällen läßt 
uns die Arbeit als Maßstab der Tauschwerte vollständig im Stich; 
die Frage kann nicht mehr lauten: „Wieviel Durchschnittsmaler- 
arbeit muß man aufwenden, um ein Gemälde von Raphael, 
Kaulbach, Böeklin usw. herzustellen ?“ sondern man kann 
nur fragen: „Wieviel von meinem Vermögen muß ich hergeben, um 
den gewünschten Artikel im Wege des Tausches von einem Zweiten 
zu erwerben *‘ Die Antwort auf diese Frage hängt von drei Um- 
ständen ab. Erstens von dem Gebrauchswerte des fraglichen Ar- 
tikels, der — wie wiederholt hervorgehoben wurde — die Obergrenze 
des Tauschwertes überhaupt bildet. Innerhalb dieser Grenze wird 
der Kauflustige geben, was er geben muß, wenn er den Gegenstand 
erwerben will. Zweitens von der Anzahl der Exemplare, in denen 
der fragliche Artikel überhaupt vorhanden ist, d. i. also von seiner 
Menge oder von dem Grade der Seltenheit; denn in je größerer 
Menge der Artikel vorhanden ist, d. h. je mehr Personen vorhanden 
sind, die denselben besitzen, um so größer wird die Anzahl derjenigen 
Besitzer sein, die geneigt sind, den Artikel schon um ein relativ 
niedrigeres Angebot zu überlassen. Endlich drittens hängt die Höhe 
des Tauschwertes ab von der Zahlungsfähigkeit (Kaufkraft) der 
Kauflustigen. Unter den Besitzern des ‚seltenen‘ Gegenstandes 
werden sich nämlich immer welche finden, die nicht abgeneigt wären, 
den Artikel zu verkaufen, wenn ihnen für denselben ein „angemes- 
sener‘‘ Preis geboten würde. Was aber zurzeit als „angemessener“ 
Preis anzusehen ist, das hängt wesentlich von den Vermögensver- 
hältnissen der Kauflustigen ab. Findet sich niemand, der geneigt 
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oder imstande wäre, etwa 100000 Mark, Kronen, Franken usw. 
für den Gegenstand zu geben, so werden die Verkaufslustigen unter 
den Besitzern sich mit einem geringeren Preise zufriedenstellen 
müssen, 

Beiläufig bemerkt, ist der Fall der sog. „seltenen“ Güter durch- 
aus nicht so selten, als man auf den ersten Blick anzunehmen geneigt 
sein dürfte. Wenn von sog. „seltenen‘‘ Gütern gesprochen wird, darf 
man nicht nur etwa an Raphaelsche Gemälde, an. Amati- 
Geigen, an die Stimme einer Patti, an den Johannisberger Wein, 
an den Karlsbader Sprudel o. dgl. denken, denn das Streben eines 
jeden Menschen ist darauf gerichtet und muß darauf gerichtet sein, 
das Mittelmaß zu überragen und seinen Leistungen und seinen Pro- 
dukten einen gewissen Seltenheitswert zu verleihen. Jeder Produ- 
zent, der irgendein Fabrikationsgeheimnis besitzt, oder dessen Ar- 
tikel sich durch besondere Formschönheit oder besonders präzise 
Arbeit auszeichnen, oder dessen Artikel aus einem besonders guten 
Rohmaterial angefertigt sind, jeder Arzt, Advokat, Gelehrte, 
Künstler, Arbeiter usw., der nach irgendeiner Richtung hin exzel- 
liert, bringt derartige Seltenheitswerte hervor und kann für die- 
selben Extrapreise fordern. Dabei ist es gar nicht notwendig, daß 
die hervorragenden Eigenschaften dieser Produkte oder Leistungen 
„allseitig‘ oder „von der ganzen Welt‘ anerkannt werden ; es genügt, 
wenn sie in einem gewissen Kreise Anerkennung finden. Die große 
Mehrzahl von Menschen z. B. ist zufrieden, wenn sie aus geschmack- 
voll gearbeiteten Porzellantellern speisen kann, und fragt nicht 
nach der Fabrik, aus der die Teller stammen, trotzdem aber kann 
etwa die Meißener Porzellanfabrik für ihre Erzeugnisse Extrapreise 
fordern, weil es Liebhaber genug gibt, welche die besonderen Eigen- 
schaften des Meißener Porzellans hochschätzen und daher bereit 
sind, für dasselbe höhere Preise zu bewilligen. 

Veränderungendes Wertes. Die Elemente, aus denen 
sich der Begriff des (Gebrauchs- und Tausch-) Wertes zusammen- 
setzt, sind — wie oben dargelegt wurde —: das Bedürfnis, die 
Diensttauglichkeit eines Gegenstandes, die Erkenntnis dieser Dienst- 
tauglichkeit und die Kostbarkeit. Es ist daher erklärlich, daß jede 
Veränderung in. einem dieser Elemente eine Veränderung des 
Wertes nach sich zieht. | 

Greifen wir zunächst die Diensttauglichkeit heraus. 
Diese ist — wie oben bemerkt wurde — eine dem Gegenstande tat- 


330 | II. Kapitel. 


sächlich innewohnende Eigenschaft, also eine objektiv feststehende 
Größe. Dies schließt jedoch nicht aus, daß diese Diensttauglichkeit 
sich in dem Maße ändert, in dem der Körper selbst im Laufe der 
Zeit sich ändert. Und da bekanntlich auf dieser Welt nichts von 
ewiger Dauer ist und jeder Körper sich kontinuierlich ändert, bis 
er schließlich zerfällt, so ist es selbstverständlich, daß jeder Körper 
seine Diensttauglichkeit schließlich verliert und damit wertlos wird. 
Damit sind aber zwei — scheinbar entgegengesetzte — Erschei- 
nungen sehr wohl vereinbar. Zunächst kommt es häufig vor, daß 
Artikel im Laufe der Zeit bis zu einem gewissen Grade nicht 
schlechter, sondern umgekehrt ‚besser‘ werden. Dieser scheinbare 
Widerspruch erklärt sich einfach aus der eben erwähnten Tatsache, 
daß im Innern eines jeden Körpers kontinuierlich chemische und 
physikalische Veränderungen vor sich gehen, und diese Verände- 
rungen können bewirken, daß die betreffende Eigenschaft, die wir 
an dem Gegenstande schätzen, bis zu einem gewissen Grade eine. 
Steigerung erfährt. Ist aber der Kulminationspunkt einmal er- 
reicht, dann geht es mit .naturgesetzlicher Notwendigkeit bergab. 
Die zweite derartig scheinbar widerspruchsvolle Erscheinung ist die, 
daß die Werke verstorbener Meister (Gemälde, Bildsäulen, über- 
haupt Antiquitäten) zwar im Laufe der Zeit notwendig schlechter, 
aber trotzdem teurer werden. Die Erklärung liegt einfach in dem 
Umstande, daß alle diese Dinge im Laufe der Zeit seltener werden, 
weil trotz aller Sorgfalt immer ein oder das andere Stück zugrunde 
geht. Mit der Seltenheit steigt aber einerseits die Kostbarkeit, denn 
je geringer die Zahl der Stücke ist, desto größer muß das Opfer 
werden, das der einzelne bringen muß, wenn er in den Besitz eines 
Stückes gelangen will. Mit der Seltenheit steigt aber andererseits 
auch der Gebrauchswert des einzelnen Stückes, denn der Gebrauchs- 
wert (der im vorliegenden Falle darin besteht, daß jedes alte Kunst- 
werk uns einen gewissen Einblick in das Geistes- und Wirtschafts- 
leben der damaligen Menschen gewährt) verteilt sich jedesmal auf 
die Anzahl der uns zur Verfügung stehenden Exemplare des betref- 
fenden Gutes, und wenn ein Exemplar zugrunde geht, so wächst der 
auf ihn entfallende Teil des Gebrauchswertes den übrigbleibenden 
Exemplaren zu. 

Die Erkenntnis der Diensttauglichkeit ist 
— wie bereits eben erwähnt wurde — eine veränderliche Größe, 
und mit jeder Veränderung derselben ändert sich das Werturteil. 
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Es kam und kommt oft vor (man denke nur an die ältere Medizin), 
daß man irgendeinem Gegenstande eine Eigenschaft beilegt, die er 
tatsächlich nicht besitzt, und solange dies geschieht, erscheint der 
Gegenstand wertvoll. Lehrt dann eine genauere Forschung, daß 
der fragliche Gegenstand die vermeintliche Eigenschaft nicht be- 
sitzt, so verschwindet auch sein Wert. Viel häufiger jedoch tritt 
der umgekehrte Fall ein, daß Gegenstände, die früher als wertlos 
galten, weil man ihre nützlichen Eigenschaften nicht kannte, wert- 
voll werden, weil man an ihnen nützliche Eigenschaften entdeckt. 
Die einen immer größeren Umfang annehmende Industrie, die auf 
die Verwertung der diversen Abfallstoffe abzielt, ist ein großartiges 
Beispiel dieser Art. 

In den vorliegenden Fällen ändert sich das Urteil über die 
Diensttauglichkeit des betreffenden Gegenstandes und damit das 
Werturteil, und zwar ohne daß die Qualität des Gegenstandes auch 
nur die leiseste Veränderung erfahren hätte. Die in Rede stehen- 
den Fälle sind jedoch nicht die einzigen ; das Urteil über die Dienst- 
tauglichkeit eines Gegenstandes kann sich auch ändern infolge der 
Änderung des Werturteiles über einen zweiten Gegenstand. Wenn 
beispielsweise ein Gegenstand entdeckt oder hergestellt wird, der 
eine größere Diensttauglichkeit hat als der bisherige, so erscheint 
dieser letztere — ungeachtet seine Qualität nicht im mindesten 
alteriert wurde — als (relativ) minder diensttauglich, und infolge- 
dessen sinkt sein Wert. Die mittelalterlichen Angriffs- und Ver- 
teidigungswaffen haben keine Veränderung ihrer Qualität erfahren 
und könnten an sich heute noch ebensogut verwendet werden wie 
im Mittelalter ; sie wurden jedoch durch die Erfindung des Schieß- 
pulvers überholt und haben infolgedessen ihre Bedeutung vollständig 
eingebüßt. Die Unschlittkerze leuchtet heute ebensogut wie vor 
80 oder mehr Jahren, sie wurde jedoch durch die vollkommeneren 
Beleuchtungsmethoden der späteren Zeit verdrängt u. dgl. m. Die 
kolossale Bedeutung dieser Erscheinung für das praktische Wirt- 
schaftsleben bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung. 

Unter Umständen kann das Umgekehrte eintreten und die 
Diensttauglichkeit eines Gegenstandes — ungeachtet sie nicht die 
leiseste Veränderung erfahren hat — günstiger beurteilt werden, 
wenn sich das Werturteil über einen zweiten Gegenstand ändert. 
Es ist selbstverständlich, daß man unter den bekannten und vorhan- 
denen Mitteln zur Befriedigung eines Bedürfnisses zunächst nach 
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dem besten greift und dieses benutzt. Wenn jedoch dieses Mittel 
bester Qualität anfängt, absolut oder relativ selten zu werden, (sei 
es, weil die vorhandenen Vorräte anfangen sich zu erschöpfen, sei 
es, weil die Bevölkerung zugenommen hat), so fängt man an — weil 
man auf die Befriedigung des betreffenden Bedürfnisses nicht ver- 
zichten will —, die vorhandenen Güter minderer Qualität zu be- 
nutzen und findet schließlich, daß auch sie recht gut verwendbar sind. 
Und wenn dies in größerem Umfange geschieht, so ist die Folge 
hiervon, daß der Wert dieser minder diensttauglichen Güter, die bis 
dahin nicht beachtet wurden, eine Steigerung erfährt. (Mit der 
Zunahme der Bevölkerung werden auch die minder fruchtbaren 
Grundstücke in Kultur genommen, werden in den Städten auch die 
minder günstig gelegenen Parzellen bebaut; mit dem Steigen des 
Preises der nutzbaren Mineralien werden auch minder ergiebige 
Bergwerke in Betrieb gesetzt; wenn gewisse Artikel zu teuer werden, 
greift man zu Surrogaten usw.) 

Die Produktionskosten bilden — wie schon erwähnt — 
einen wesentlichen Bestandteil des Tauschwertes, und daher muß 
jede Änderung der Produktionskosten eine entsprechende Änderung 
des Wertes des betreffenden Gegenstandes nach sich ziehen. Hier 
jedoch, wo es sich um den sog. „objektiven“ Tauschwert handelt, 
kommen nicht die individuellen Produktionskosten der Produzenten 
A oder B, sondern die durchschnittlichen Produktionskosten — die 
Marxsche „gesellschaftlich notwendige Arbeitsmenge‘“ — zurzeit 
in dem betreffenden Lande in Frage. Wenn es daher infolge von 
irgendwelchen Erfindungen oder Entdeckungen (Konstruktion voll- 
kommener Maschinen — chemische Entdeekungen — Entdeckung 
reicher Lagerstätten nutzbarer Mineralien o. dgl.) möglich wird, 
den fraglichen Gegenstand mit einem wesentlich geringeren Arbeits- 
aufwande herzustellen oder herbeizuschaffen, so muß sein Tausch- 
wert entsprechend sinken. Umgekehrt muß der Tauschwert steigen, 
wenn infolge irgendwelcher Umstände (Seltenerwerden der Roh- 
stoffe — Zunahme der Bevölkerung o. dgl.) eine größere Menge „ge- 
sellschaftlich notwendiger Arbeit“ aufgewendet werden muß, um 
den gewünschten Artikel in der gewünschten Menge herzustellen 
oder herbeizuschaften. | 

Das Bedürfnis ist — wie erwähnt — in erster Reihe für 
den (Gebrauchswert und damit implieite für den) Tauschwert maß- 
gebend; wenn daher ein allgemein empfundenes (ein einer großen 
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Zahl von Personen gemeinsames) Bedürfnis sich ändert, so zieht 
dies notwendig eine Änderung des Tauschwertes des betreffenden 
Artikels nach sich. Bekannt sind die kolossalen Wertveränderungen, 
welche z. B. die Schwankungen der Mode nach sich ziehen. Sodann 
ist von ungeheurer Bedeutung die Konnexität der Bedürfnisse, 
d. i. die Tatsache, daß oft ein Bedürfnis eine Reihe anderer Be- 
dürfnisse nach sich zieht. So zieht beispielsweise die Erleichterung 
des Reisens einen vermehrten Bedarf an Reiseeffekten nach sich; 
die Erleichterung des Reisens erzeugt einen verstärkten Zuzug zu 
den Badeorten und Sommerfrischen, und dieser wieder hat zur 
Folge, daß dort die Wohnungsmieten steigen; dieses Steigen be- 
wirkt seinerseits eine lebhaftere Bauspekulation, ferner einen 
größeren Bedarf an Einrichtungsgegenständen für die Woh- 
nungen usw. Die Einführung der elektrischen Beleuchtung er- 
zeugt einen großen Bedarf an Beleuchtungskörpern, an Kupfer zur 
Herstellung der Leitungsdrähte usw. Umgekehrt bewirkt die Ein- 
führung der elektrischen Beleuchtung einen geringeren Bedarf an 
Leuchtgas, an Petroleum und Petroleumlampen, an Kerzen und 
Leuchtern usw. und drückt damit auf die Preise aller dieser 
Artikel. 


Die Konjunktur. Die durch die vorstehend erwähnten 
Momente hervorgerufenen Veränderungen der Werte bezeichnet 
man als Konjunktur. Die Rückwirkung der Konjunktur auf die 
gesamte Volkswirtschaft wird um so bedeutsamer, je größer die 
Wertveränderung ist, welche die einzelnen Güter erfahren, und 
sodann je größer das Gebiet ist, welches von der Konjunktur erfaßt 
wird. Wenn jemand unter seinem alten Gerümpel ein kaum mehr 
erkenntliches altes Ölgemälde besitzt, dem er gar keine Bedeutung 
beilegt, und wenn es sich hinterher herausstellt, daß dies ein Werk 
eines der berühmtesten alten italienischen oder niederländischen 
Maler ist, welches der Mann sodann um mehrere Zehntausende 
verkauft, so ist dies für den Betreffenden vielleicht ein sehr bedeu- 
tender Gewinn, der begrifflich als Konjunkturgewinn aufzufassen 
ist, aber für die ganze Volkswirtschaft ist die Tatsache von geringer 
Bedeutung. Wenn jedoch — wie dies beispielsweise gegenwärtig 
seit ungefähr fünfzig Jahren der Fall ist — durch die Zufuhr bil- 
ligen Getreides aus fernen Ländern der Getreidepreis so sehr herab- 
gedrückt wird, daß die gesamte mitteleuropäische Landwirtschaft 
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in eine drückende Notlage gerät, so ist dies eine für die gesamte, 
Volkswirtschaft höchst bedeutsame Konjunktur. 

Verstärkt wird die Bedeutung jeder Konjunktur für die Volks- 
wirtschaft dadurch, daß die Wertveränderung, mag sie nun günstig 
oder ungünstig sein, sich nicht auf den einen Artikel, den sie zuerst 
und eigentlich betrifft, beschränkt, sondern daß sie — und hierin 
liegt eben (wie Lassalle sagt) das Wesen der wirtschaftlichen 
„Zusammenhänge“ — soundso viele andere Artikel mitumfaßt. 
Bezüglich der Elektrizität wurde dies im vorstehenden kurz anzu- 
deuten versucht. Ähnlich liegen die Dinge auf allen anderen 
Wirtschaftsgebieten. Der Ausfall der Ernte z. B. wirkt in erster 
Reihe auf den Getreidepreis, mittelbar aber werden durch den 
Ausfall der Ernte ganz andere Produktionsgebiete und oft auch 
ganz andere Länder berührt. Eine reichere Ernte wirkt günstig 
auf die Kommunikationsanstalten (Eisenbahnen, Schiffahrts- 
unternehmungen) zurück, welche das Getreide zu verfrachten haben. 
Diese werden dadurch vielleicht veranlaßt, ihre Betriebsmittel (Lo- 
komotiven, Waggons, Schiffe) zu vermehren, was seinerseits wieder 
auf die Lokomotiven- und Waggonfabriken, auf die Schiffbau- 
unternehmungen und im weiteren Verfolge auf die Maschinen- 
fabriken und auf die Bergwerke vorteilhaft zurückwirkt. Durch 
den Ausfall der Ernte wird die Mühlenindustrie und das Bäcker- 
gewerbe beeinflußt. Je nach dem Ausfall der Ernte und der Ge- 
staltung der Getreidepreise gestaltet sich die Kaufkraft der Land- 
bevölkerung günstig oder ungünstig, und dies wirkt nicht nur auf 
den Absatz der gewerblichen Produkte, sondern auch auf die finan- 
zielle Lage des Staates (Eingang der Steuer) zurück. Der Ausfall 
der Ernte in Argentinien, Nordamerika oder Rußland beeinflußt 
den Preis des Getreides im-Weltverkehr, und dadurch wird selbst- 
verständlich die mitteleuropäische Landwirtschaft in Mitleiden- 
schaft gezogen usw. | 

Eine volkswirtschaftlich wenig erfreuliche Wirkung jeder Kon- 
junktur ist, daß sie den von ihr betroffenen Personen häufig un- 
verdiente Gewinste in den Schoß wirft oder ihnen ebenso unver- 
diente Vermögensverluste bringt, und diese Wirkung ist um so 
stärker, je größer die Wertveränderungen sind und je größer das 


Gebiet ist, über welches die Konjunktur sich erstreckt. “Allerdings _ 


kann der Mensch sich bis zu einem gewissen Grade ein annäherndes 
Bild davon machen, wie sich die nächste Zukunft gestalten wird, 
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und das Wesen der kaufmännischen Spekulation besteht darin, daß 
man bei Abschluß der Geschäfte die Gestaltung der Zukunft in 
Rechnung zieht und selehe Artikel kauft bzw. verkauft, von denen 
man annimmt, daß sie im Preise steigen bzw. sinken werden; allein 
dieser Blick in die Zukunft ist denn doch ein ziemlich eng be- 
grenzter, und die Wirkungen der Konjunktur können um so 
weniger vorausgesehen werden, je größer die Zahl der Artikel ist, 
welche sie erfaßt, und je größer das geographische Gebiet ist, über 
welches sie sich erstreckt. Infolgedessen stellt sich der weitaus 
srößte Teil der durch jede Konjunktur herbeigeführten Ver- 
'mögensveränderungen dar als ein Spiel des blinden Zufalls, und 

so wenig wünschenswert es ist, daß Leute unverschuldete Ver- 
mögensverluste erfahren, so wenig erfreulich ist es, wenn Leuten 
unverdiente Vermögensgewinste in den Schoß geworfen werden, — 
letzteres um so weniger, als die Konjunkturgewinste sehr häufig 
nur aus den Verlusten bestehen, welche andere ganz unverschuldet 
erleiden. 

Die Erkenntnis dieser unangenehmen Wirkung der Konjunktur 
hat dazu geführt, daß von mehreren Seiten vorgeschlagen und teil- 
weise auch schon von verschiedenen Regierungen der Versüch ge- 
macht wurde, die Konjunkturgewinne der Besteuerung zu unter- 
werfen. 


II. Überblick über die Werttheorien. 


1. Die klassische Werttheorie. Den Unterschied 
zwischen Gebrauchs- und Tauschwert hat bereits Aristoteles 
erkannt; von ihm haben Quesnay und Ad. Smith diese Unter 
scheidung übernommen. Smith legt dem Gebrauchswerte, den 
er weiter nicht eingehend erörtert, eine geringe Bedeutung bei 
und hat noch nicht erkannt, daß der Gebrauchswert die Grundlage 
und erste Vorbedingung des Tauschwertes bildet. Im I. Buch, 
4. Kapitel, Alinea 9 seines berühmten Werkes stellt er die Be- 
hauptung auf, daß Gebrauchswert und Tauschwert zwei verschie- 
dene Dinge seien und daß es Gegenstände, wie z. B. Wasser, gebe, 
welche zwar einen hohen Gebrauchswert und keinen oder fast 
keinen Tauschwert besitzen (was allerdings ganz richtig ist), und 
daß es umgekehrt Dinge gebe, wie z. B. die Diamanten, die einen 
sehr hohen Tauschwert, aber keine „Nützlichkeit“, keinen Ge- 
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brauchswert besäßen. (Ad. Smith übersieht, daß die Diamanten 
einen — zwar nur eingebildeten, aber — sehr hohen Gebrauchswert 
als Schmuckgegenstand besitzen. Er erkennt nicht, daß ein Tausch- 
wert ohne Gebrauchswert ein Unding, eine contradictio in ter- 
minis, daß er ein „Wert ohne Wert ist“ (s. oben S. 321). 

Das Hauptgewicht legt er auf den Tauschwert, der ihm als 
etwas objektiv Feststehendes erscheint (er bezeichnet ihn öfter als 
„power of purchaising other goods“). Er unterscheidet beliebig 
vermehrbare und seltene oder Monopol-Güter und gelangt zu dem 
Resultate, daß für die Höhe des Tauschwertes der beliebig vermelhr- 
baren Güter maßgebend ist die Menge der zu ihrer Herstellung . 
erforderlichen Arbeit (allgemeiner ausgedrückt: die Produktions- 
kosten, welche neben der Arbeit auch den Anteil des Kapitalisten 
umfassen), während der Tauschwert der seltenen oder Monopol- 
Güter viel höher sein kann und durch das Verhältnis von Angebot 
und Nachfrage bestimmt wird. Für die beliebig vermehrbaren 
Güter bilden die Produktionskosten den sog. „natürlichen Wert“, 
um welchen herum der Marktwert (der durch das jeweilige Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage immer momentan beeinflußt 
wird) schwankt. Die Smithsche Lehre blieb — wenn sie auch 
von seinen Nachfolgern im einzelnen weiter ausgebaut wurde — 
zunächst die herrschende. Später wurde nur die Frage aufge- 
worfen, was unter dem Ausdrucke „Produktionskosten‘“ zu ver- 
stehen sei, ob die „eigentlichen Produktionskosten“, d. i. dasjenige, 
was die Herstellung oder Herbeischaffung des Gegenstandes seiner- 
zeit gekostet hat, oder ob darunter die „Reproduktionskosten“ zu 
verstehen seien, d. i. dasjenige, was die Herstellung heute kosten 
würde. (Diese sog. „Reproduktionskosten‘ können, wenn in der 
Zwischenzeit arbeitsparende Maschinen o. del. erfunden wurden, 
wesentlich niedriger sein, als die seinerzeitigen ‚„Produktions- 
kosten.) Nach dem Vorgange des Amerikaners Carey wurde 
diese Frage zugunsten der Reproduktionskosten entschieden. 

2. Die Arbeitstheorie Der von Ad. Smith aus- 
gesprochene Gedanke, daß die zur Herstellung oder Herbei- 
schaffung eines Gegenstandes erforderliche Arbeit für den Tausch- 
wert desselben maßgebend sei, wurde später von verschiedenen 
Schriftstellern aufgegriffen und weiter ausgebaut. Ricardo 
erklärt zwar ausdrücklich, daß der Gebrauchswert die Vorbedingung 
und erste Voraussetzung des Tauschwertes sei, aber gleich Ad. 
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Ssıunith lehrt er, daß der Tauschwert der beliebig vermehrbaren 
‚Güter durch die zu ihrer Herstellung erforderliche Arbeit (die 
Produktionskosten) bedingt werde Noch schärfer wurde diese 
Theorie durch die Begründer des sog. wissenschaftlichen Sozialis- 
mus (Rodbertus, Marx und Lassalle), und zwar ganz 
besonders durch Marx, ausgebildet, der bekanntlich das Kapital 
als „vorgetane‘“ oder „geronnene“ Arbeit bezeichnet und damit 
auch den Anteil des Kapitals (der Werkzeuge, Maschinen usw.) an 
der Produktion als Resultat der Arbeit definiert. Es muß jedoch 
hervorgehoben werden, daß auch diese Schriftsteller den Gebrauchs- 
wert als erste Vorbedingung des Tauschwertes anerkennen. Die 
Frage, von welchen Momenten der Tauschwert der sog. seltenen 
Güter abhänge, wird von diesen Schriftstellern ziemlich beiseite 
gelassen. 

Streng genommen, ist die sog. Arbeitstheorie prinzipiell ver- 
fehlt, denn sie übersieht, daß man nur Gleiches mit Gleichem 
messen kann. Man kann eine Entfernung nicht in Kilogrammen 
ausdrücken und ein Gewicht nicht mit dem Meterstab messen. Die 
Arbeit ist ein Maßstab für die Kostbarkeit eines Gegenstandes, 
d. ı. ein Maßstab für die Anstrengung, die man aufwenden muß, 
um den Gegenstand herbeizuschaffen oder herzustellen; sie kann 
aber nicht als Maßstab für den Gebrauchswert, der doch dem 
Tauschwert zugrunde liegt, d. i. für den Genuß dienen, den die Be- 
friedigung des betreffenden Bedürfnisses gewährt. Nur insofern, 
als es sich um die sog. „beliebig vermehrbaren‘‘ Güter handelt, 
deren Preis (Tauschwert) durch die Produktionskosten bestimmt 
wird, kann eventuell die Arbeit als Maßstab ihres Tauschwertes 
dienen. Immer aber unter der Voraussetzung, daß der fragliche 
Gegenstand einen entsprechend hohen Gebrauchswert besitzt, denn 
über den Gebrauchswert hinaus kann der Tauschwert nicht steigen. 
Oder mit anderen Worten: Innerhalb der durch den Gebrauchs- 
wert gezogenen Obergrenze wird der Wert der beliebig vermehr- 
baren Güter durch die zu ihrer Herstellung erforderliche Arbeit, 
d.h. durch ihre Kostbarkeit bestimmt. 

3. Die Nutzwerttheorien. Die vorstehend erwähnten 
Theorien huldigen durchgehends der Ansicht, daß der Tauschwert 
etwas objektiv Gegebenes ist. Der Gedanke, daß der Gebrauchs- 
wert die Grundlage des Tauschwertes bilde, brach sich zwar — wie 
erwähnt — schon bei Ricardo Bahn und wurde auch von seinen 
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Nachfolgern festgehalten; allein alle diese Schriftsteller wenden 
dem Gebrauchswerte nur eine geringe Aufmerksamkeit zu. Erst 
in der letzten Zeit trat eine Gruppe von nationalökonomischen 
Forschern hervor (in Deutschland zuerst Gossen, in England 
Jevons und dann insbesondere die sog. österreichische Schule — 
Karl Menger, v. Böhm-Bawerk, v. Wieser u.a.), 
welche bei der Erforschung des Wertproblems vom Gebrauchswerte 
ausgehen und die unstreitig richtige Anschauung vertreten, daß der 
Wert nichts objektiv Gegebenes oder Feststehendes sei, sondern 
auf dem subjektiven Empfinden beruhe, daß er lediglich die Be- 
deutung sei, die der Mensch mit Rücksicht auf seine Bedürfnisse 
den verschiedenen Gütern beilegt. 

4. Der Grenznutzen. Die vorstehend genannten Schrift- 
steller legen sich die Frage vor, welchen Einfluß die Quantität der 
uns zur Verfügung stehenden Güter auf deren Wert ausübt. Bei 
der Beantwortung dieser Frage gehen sie von dem sog. Gossen- 
schen Gesetz, d. i. von der bekannten physiologischen Tatsache aus, 
daß wir für die Befriedigung unserer Bedürfnisse eine — wenn 
man so sagen darf — nur beschränkte Aufnahmefähigkeit besitzen, 
bzw. daß der Genuß oder das Wohlbefinden, das uns die Befriedi- 
gung eines Bedürfnisses bereitet, sich bei wiederholter oder länger 
andauernder Befriedigung sehr bald abschwächt und schließlich in 
ihr direktes Gegenteil, in ein Gefühl des Widerwillens, umschlägt. 
Auf Grund dieser Tatsache wird sodann untersucht, welche Wert- 
schätzung wir dem ersten, zweiten, dritten usf. Quantum eines 
Gutes entgegenbringen, und zwar wird unterschieden, einmal wenn 
das betreffende Gut nur ein bestimmtes Bedürfnis befriedigt, und 
zweitens, wenn das fragliche Gut geeignet ist, mehrere Bedürfnisse 
zu befriedigen. 

Erster Fall, wenn ein bestimmtes einzelnes Bedürfnis durch ein 
bestimmtes Gut befriedigt wird. Das erste Quantum, beispiels- 
weise also das erste Brot, das dem Hungrigen gereicht wird, wird 
von dem Manne mit dem Gefühle der lebhaftesten Genugtuung ent- 
gegengenommen, wird also relativ am höchsten geschätzt, es hat den 
höchsten Grenznutzen. Das zweite, dritte, vierte Brot wird von 
dem Manne im Hinblick auf die nächstfolgenden Tage noch immer 
dankbar, aber doch mit jedesmal geringerer Wertschätzung, ange- 





nommen, d.h. der Grenznutzen des zweiten, dritten, vierten Brotes 


wird immer geringer. Ein zehntes und elftes Brot, für das der 
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Betreffende keine Verwendung mehr hat, weil es ungenießbar wird, 
ehe er es verzehren kann, hat für den Mann keinen Wert mehr, es 
wird für ihn umgekehrt schon eine Last. Hier ist also der Grenz- 
nutzen nicht nur Null geworden, sondern hat sich sogar in eine 
negative Größe verwandelt. 

Zweiter Fall, wenn das fragliche Gut mehrere Bedürfnisse 
befriedigen kann. Bekommt jemand das erste Quantum dieses 
Gutes in die Hand, so wird er als vernünftiger Mensch damit das 
dringendste Bedürfnis Nr.1 befriedigen. Dieses erste Quantum 
schätzt der Mann am höchsten, es hat für ihn den höchsten Grenz- 


nutzen, den man beispielsweise mit der Ziffer 10 bezeichnen kann. 


Das zweite Quantum wird der Mann zur Befriedigung des nächst- 
dringenden Bedürfnisses Nr. 2 verwenden, und weil dieses Be- 
dürfnis, wie gesagt, schon etwas weniger dringend ist, wird das 
gedachte zweite Quantum des Gutes auch schon etwas weniger hoch 
geschätzt, es hat den Grenznutzen 9. Ein drittes Quantum des 
Gutes dient zur Befriedigung des abermals weniger dringenden 
Bedürfnisses Nr. 3 und hat den noch geringeren Grenznutzen 8 usf. 
bis herab zum zehnten Quantum des Gutes, welches zur Befriedi- 
gung des am wenigsten dringenden Bedürfnisses Nr. 10 verwendet 
wird und demgemäß den geringsten Grenznutzen 1 besitzt. Ein 
elftes Quantum des Gutes befriedigt kein Bedürfnis mehr, sein 
Grenznutzen ist daher Null. Ein weiteres Quantum des Gutes 
kann eventuell zur Kalamität werden (das Wasser im Falle einer 
Überschwemmung). Verringert sich andererseit die zur Ver- 
fügung stehende Menge des fraglichen Gutes und muß man sich 
demzufolge einschränken, so findet der umgekehrte Vorgang statt. 
Man wird zunächst das entbehrlichste Bedürfnis Nr.10 unbe- 
friedigt lassen, dann das Bedürfnis Nr.9, dann Nr. 8, bis schließ- 
lich vielleicht auch das dringendste Bedürfnis Nr. 1 unbefriedigt 
bleiben muß. Der Grenznutzen und damit der Grenzwert des be- 
treffenden Gutes steigt infolgedessen von 1 auf 2, auf 3, 4 usf. 
bis 10. 

Die Theoretiker des Grenznutzens ziehen aus dieser Betrach- 
tung die (irrige) Folgerung, daß nicht die abstrakte Nützlichkeit 
eines Gutes („des Wassers“, „der Luft“ usf.), sondern der jedesmal 


geringste oder letzte Nutzen (der sog. Grenznutzen), zu dem eine 


wirtschaftende Person nach Erwägung aller bezüglichen Umstände 
ein ihr zur Verfügung stehendes Gut noch verwenden darf, über 
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den Wert dieses Gutes entscheidet (v. Böhm-Bawerk, Artikel 
„Wert“ im Handwörterbuch der Staatswissenschaften). Oder, wie 
v. Wieser (,Der natürliche Wert“, Wien 1889, S. 24) sich aus- 
drückt: „Ein Vorrat überhaupt hat einen Wert, der gleichkommt 
dem Produkte der Stückanzahl (oder der Anzahl der Teilmengen).“ 
(Eine Formulierung, die sogar von v. Böhm-Bawerk als irrig 
zurückgewiesen wird.) 

Die Lehre vom Grenznutzen wird dann von ihren Vertretern 
anf die Produktivgüter ausgedehnt, weil sie — so wird gelehrt — 
ihren Wert von den von ihnen produzierten Genußgütern ableiten. 
Auch die Preisbildung auf offenem Markte wird aus dem Zu- 
sammentreffen der an den äußersten Enden der betreffenden 
Reihen stehenden Käufer und Verkäufer, den sog. „Grenzpaaren“, 
erklärt. 

Die Lehre vom Grenznutzen klingt recht bestechend; als stich- 
haltig kann sie nicht erkannt werden. Dies gilt zunächst von dem 
obenerwähnten ‚ersten Fall“. Daß wir das erste Quantum eines 
Gutes, das wir erlangen, (relativ) am höchsten schätzen und jedes 
folgende Quantum immer geringer bewerten, ist im allgemeinen 
richtig, und ebenso richtig ist es, daß wir umgekehrt den Verlust 
des ersten Quantums eines uns gehörigen Vorrates (relativ) am 
geringsten und jeden folgenden Verlust immer schmerzlicher 
empfinden. Aber schließlich ist dies nur eine andere Formu- 
lierung des längst bekannten Satzes, daß jede Vergrößerung des 
Angebots die Tendenz hat, den Tauschwert des betreffenden Ar- 
tikels herabzudrücken, weil die Kostbarkeit des fraglichen Gutes 
um so geringer wird, je mehr Exemplare desselben vorhanden sind, 
und umgekehrt. Überdies kann es vorkommen, daß die ganze Be- 
wertung umgestoßen wird, wenn das Bedürfnis in ein anderes 
umschlägt. Im allgemeinen ist es ja richtig, daß der Hungrige 
das erste Brot, das ihm gereicht wird, relativ am höchsten, und dab 
er jedes folgende Brot immer geringer schätzt, und daß schließlich 
ein Morsent kommt, wo ihm jedes weitere Brot zur Last wird. Die 
Sachlage ändert sich aber ganz gewaltig, wenn — wie gesagt — das 
Bedürfnis umschlägt. Erhält der Mann fortgesetzt mehr Brot, als 
er zur Stillung seines Hungers braucht, so wird er vielleicht an- 
fangen, andere Hungrige mit Brot zu beteilen, und dann wird ihm 
das überschüssige Brot nicht mehr eine Last, sondern sehr will- 
kommen sein. Und wird die Menge des dem Manne zufließenden 
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Brotes noch größer, so wird er vielleicht anfangen, das entbehrliche 
Brot zu verkaufen, und wird nur wünschen, daß der Brotzufluß 
immer reicher ‚und nachhaltiger werde. 

Analoges gilt von dem zweiten obigen „Fall“ (wenn ein be- 
stimmtes Gut — Wasser! — geeignet ist, verschiedene Bedürfnisse 
zu befriedigen). Wenn die Herren lehren, daß wir die einzelnen 
Teilquantitäten eines Gutes, die sukzessiv in unsere Hände ge- 
langen, dazu verwenden, um damit unsere einschlägigen Bedürf- 
nisse je nach ihrer Dringlichkeit der Reihe nach, also zuerst das 
dringendste Bedürfnis Nr. 1, dann das Bedürfnis Nr. 2, dann 
Nr.3 usf. zu befriedigen, so ist dies auch wieder richtig, nur ist 
der Satz zu eng sormuliert. Er gilt nieht nur für den speziellen 
Fall, wenn wir immer neue Teilquantitäten eines bestimmten 
Gutes erlangen, sondern er gilt ganz allgemein für unser gesamtes 
wirtschaftliches Leben. Denn die Kunst der Wirtschaftsführung 
besteht nur darin, daß wir immer zunächst unsere dringendsten 


Bedürfnisse befriedigen und daß wir — erst wenn dies geschehen 
ist — an die Vorsorge für die weniger dringenden Bedürfnisse 
schreiten. 


Und wenn die Herren aus ihrer Theorie vom Grenznutzen die 
Schlußfolgerung ziehen wollten, daß der Wert eines Gutes durch 
seinen Grenznutzen bestimmt wird, daP also beispielsweise das 
Wasser einen geringen Wert hat, weil wir es zur Befriedigung 
ganz entbehrlicher Bedürfnisse, sagen wir zur Speisung von 
Springbrunnen, verwenden, so wird damit die Sache geradezu 
umgekehrt und direkt auf den Kopf gestellt. Das Wasser hat 
nicht einen geringen Wert, weil wir es zur Speisung von Spring- 
brunnen verwenden, sondern umgekehrt, wir verwenden es zur 
Speisung von Springbrunnen, d. h. wir verwenden es zur Be- 
friedigung von ganz entbehrlichen Bedürfnissen, weil es einen ganz 
geringen (Tausch-)Wert hat, und es hat einen ganz geringen 
(Tausch-)Wert, weil es in so großer Menge vorhanden ist, daß 
seine Kostbarkeit nahezu Null ist. 

Die Literatur über den Wertbegriff ist geradezu unübersehbar, so daß es 
ganz unmöglich ist, sie hier auch nur mit einiger Vollständigkeit anzuführen. 
Reiche Literaturnachweise bringt v. Böhm-Bawerk, Artikel „Wert“ im Hand- 
wörterbuche der Staatswissenschaften, ferner Ad. Wagner, Grundlegung, 3. Aufl., 
SS 134 ff. (speziell über die Konjunktur ebendaselbst $$ 166 ff.) — Vergl. auch 


H. Dietzel, Theoretische Sozialökonomik, Bd. I, S. 190ff.— Lehr-Heckel, 
Grundbegriffe und Grundlagen, 8.122. — v.Philippovich, Grundriß, 3. Aufl,, 
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8. 200#. — F. Kleinwächter ‚ Die Grundlagen und Ziele des wissenschaftliel.en 
Sozialismus. Innsbruck 1885, S. 8 ff. 


Il. Der Preis. 


Begriff. Der Preis ist der im Momente des Tausches durch 
die beiden vertragschließenden Teile fixierte Tauschwert eines 
Gegenstandes, ausgedrückt durch den Gegenwert (d. i. in der Regel 
durch Geld). Wenn A und B ein Tauschgeschäft miteinander 
abschließen und sich dahin einigen, daß A seine Kuh und B seine 
drei Schafe hergeben soll, so haben sie damit ausgesprochen, daß sie 
;n diesem Augenblicke (aber wohlgemerkt nur in diesem Augen- 
blicke!) den Wert der Kuh gleichsetzen dem Werte dreier Schafe, 
und sind die drei Schafe für A der Preis der Kuh, und umgekehrt 
ist für B die Kuh der Preis der drei Schafe. Heute, in der Zeit 
der vorherrschenden Geldwirtschaft, sind wir gewöhnt, nicht Sache 
gegen Sache, sondern Sache gegen Geld zu tauschen und demgemäß 
denn auch den Preis in Geld auszudrücken. Festzuhalten ist, daß 
der Wert (und damit selbstverständlich auch der Tauschwert) 
keine dem Gegenstande innewohnende oder anklebende Eigen- 
schaft ist (wie etwa das Gewicht), sondern lediglich eine Bedeu- 
‚tung, die wir dem Gegenstande beilegen, und daß daher der 
Tauschwert eines Gegenstandes keine feststehende, sondern eine 
wechselnde Größe ist. Infolgedessen ist auch der Preis keine fest- 
stehende Größe, sondern lediglich der Ausdruck dafür, daß die 
beiden vertragschließenden Teile im Momente des Tausches die 
Werte der vertauschten Sachen als gleich angenommen haben. Dies 
hindert selbstverständlich nicht, daß dieselben vertragschließenden 
Teile bei einem neuerlichen Tausche der nämlichen Gegenstände 
schon in der nächsten Viertelstunde die Tauschwerte anders fest- 
setzen. (Es ist bekanntlich keine seltene Erscheinung, daß Kauf- 
geschäfte rückgängig gemacht werden, daß aber der Preis für den 
Rückkauf ganz anders festgestzt wird, als für den früheren Kauf, 
sei es, daß der zurücktretende Käufer den Gegenstand viel billiger. 
zurückverkaufen, sei es, daß der zurücktretende Verkäufer den 
Gegenstand viel teurer zurückkaufen muß.) 

Wenn im vorstehenden gesagt wurde, daß die DIR, vertrag- 
schließenden Teile im Momente des Tankalee die Werte der ver- 
tauschten Sachen als gleich annehmen, so ist hierbei allerdings eine 
kleine Einschränkung zu machen. Zwei identische Sachen (etwa 
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zwei gleich neue oder gleich abgegriffene Markstücke derselben 
Prägung), die also tatsächlich in den Augen der beiden Kontra- 
henten den nämlichen Wert haben, bilden kein Objekt eines 
Tauschvertrages, weil ein derartiger Tausch niemandem einen 
Vorteil bringt. Soll der Tausch überhaupt zustande kommen, so 
muß er jedem der beiden Kontrahenten einen Vorteil bringen, und 
dieser Vorteil kann nur darin bestehen, daß jedem der beiden 
Tauschenden der Besitz des anderen Tauschgutes wünschenswerter 
erscheint. Wenn zwei Knaben miteinander übereinkommen, der- 
art zu tauschen, daß der eine etwa seine Trompete und der andere 
seine Trommel hergibt, so ist das Motiv dieser Handlungsweise nur 
darin zu suchen, daß jeder der beiden Teile seines Besitzes über- 
drüssig geworden ist und sich einen neuen und erhöhten Genuß 
davon verspricht, wenn er nunmehr in die Lage kommen wird, 
seinen musikalischen Drang auf dem anderen Instrumente zu 
betätigen. Und ebenso kann ein Rock nur dann um etwa 50 Mark 
verkauft werden, wenn der Kunde sich sagt, daß ihm der Rock 
lieber ist als die 50 Mark, und wenn umgekehrt der Schneider 
findet, daß ihm die 50 Mark lieber sind als der Rock. 
Die Ober- und Untergrenze des Preises. Wenn, 
wie gesagt, der Preis nichts anderes ist als der im Momente des 
Tausches fixierte Tauschwert eines Gegenstandes, so gilt vom 
Preise alles, was oben über den Tauschwert gesagt wurde. Wenn 
also der Gebrauchswert die Obergrenze des Tauschwertes bildet, so 
bildet er auch die Obergrenze des Preises. Schätze ich beispiels- 
weise den Gewinn, der mir aus dem Besitze dieses Gegenstandes 
erwächst, auf höchstens 5 Mark, so werde ich äußerstenfalls 
5 Mark für denselben geben, aber nicht mehr. Für die Untergrenze 
des Preises kann ein bestimmter Punkt nicht angegeben werden. 
In der Regel, d. h. insbesondere dann, wenn der fragliche Artikel 
(also auf Bestellung) erst hergestellt werden soll, bilden wohl die 
Produktionskosten des betreffenden Produzenten die Grenze, unter 
welche der Mann nicht herabgehen wird, weil selbstverständlich 
(im normalen Gang der Dinge) niemand mit Verlust produzieren 
und verkaufen: will. In besonderen Fällen jedoch, und zwar insbe- 
sondere dann, wenn der Produzent „auf Vorrat“ gearbeitet und die 
fraglichen Artikel ohne vorhergegangene Bestellung fertig her- 
‚gestellt hat, kann der Preis beliebig tief unter diesen Punkt herab- 
‚sinken. Befindet sich nämlich der Produzent in einer Notlage und 
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braucht er dringend bares Geld, so wird er eventuell seine bereits 
fertig hergestellten Artikel tief unter den Produktionskosten ver- 
kaufen, nur um das gewünschte bare Geld in die Hand zu be- 
kommen. Andererseits sind auch die Fälle nicht selten, in denen 
der Preis auf Null oder sogar unter Null herabsinkt, d. h. daß er 
sich sogar in eine negative Größe, in ein „Daraufzahlen“ verwandelt. 
Letzterer Fall kommt insbesondere bei Abfallstoffen häufig vor. 
Abfallstoffe haben begreiflicherweise auch ihren Wert, und der- 
jenige, der sie gebrauchen kann, ist eventuell gern bereit, für die- 
selben einen angemessenen Preis zu bezahlen. Für den anderen 
jedoch (z. B. für den Bauführer das ausgehobene Erdreich oder der 
Bauschutt), der die Abfallstoffe nicht verwerten kann, sind sie eine 
Last; er ist froh, wenn er jemanden findet, der sie ihm unentgelt- 
lich abnimmt, und muß, wenn er keinen Abnehmer findet, für 
deren Fortschaffung noch etwas zahlen. Zwischen diesen beiden 
Extremen — dem Gebrauchswerte als Obergrenze und dem Um- 
schlagen des Preises in eine negative Größe, in ein „Daraufzahlen“ __ 
bewegen sich die wirklichen Preise. 

Die Gestaltung des Preises. Der Preis wird zu- 
nächst festgesetzt im Tausche durch die beiden vertragschließenden 
Teile, und zwar zeigt sich dies am deutlichsten dort, wo — wie z. B. 
beim Kaufe eines Hauses oder Landgutes — sich nur ein Käufer 
und ein Verkäufer gegenüberstehen. Die beiden Parteien kommen 
zusammen und unterhandeln und feilschen so lange, bis sie sich an 
irgendeinem Punkte einigen. Der Preis wird also zunächst fest- 
gesetzt durch eine Vereinbarung der beiden vertragschließenden 
Teile. Jeder Vertragsabschluß ist (seinem Wesen nach) ein 
Friedensschluß nach vorhergegangenem Kampfe. Wie jeder wirk- 
lichen Schlacht der Kundschafterdienst vorangeht, so geht auch 
jedem wichtigeren Geschäftsabschlusse der Kundschafterdienst 
voran. Man erkundigt sich vorerst in unauffälliger Weise, ob 
N. N. geneigt wäre, etwa sein Haus oder sein Landgut zu ver- 
kaufen, ob er vielleicht Schulden hat und von seinen Gläubigern 
bedrängt wird, ob er ein solider Charakter ist u. dgl. m. Ist dies 
geschehen, so wird vielleicht eine Mittelsperson beauftragt, bei 
N. N. anzufragen und ihm das Geschäft in unverbindlicher Weise 
anzutragen. Kommt es dann zur eigentlichen Schlacht, d. i. zur 
wirklichen Verhandlung, so erscheinen beide Teile — genau wie ' 
im wirklichen Kriege — in Begleitung ihrer Verbündeten auf der 
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Walstatt, d. h. jeder Teil erscheint in Begleitung zunächst einer 
"ihm nahestehenden Person (der Frau, eines erwachsenen Sohnes, 
eines Bruders, Schwagers o. dgl), sodann seines Rechtsfreundes 
und eventuell eines Sachverständigen (etwa eines Baumeisters, 
eines Landwirts o. dgl.) zur Verhandlung. Nun beginnt die 
Schlacht, d. i. die Unterhandlung, in der jeder Teil — wie im 
wirklichen Kampfe — alle möglichen Künste und Listen anwendet. 
Und wie im wirklichen Kriege als ultima ratio die Kanonen auf- 
gefahren werden, so fehlt auch hier nicht das grobe Geschütz der 
Drohungen; jeder Teil erklärt, daß er bereits an die äußerste 
Grenze der Nachgiebigkeit gegangen sei und daß er zurücktreten 
müsse, wenn der andere von seinen Forderungen nicht ablassen 
wolle usw. Kommt es dann zum Friedens-, d.h. zum Vertrags- 
abschlusse, so atmen beide Teile erleichtert auf; sie reichen sich 
versöhnt die Hände und feiern eventuell das freudige Ereignis bei 
einem Glase Wein oder bei einem guten Souper. 

Das schließt aber nicht aus, daß eventuell durch das feste Auf- 
treten der einen Partei der Kampf hintangehalten wird. Wenn 
beispielsweise der eine Teil — wie dies in den Handlungen mit 
„üxen Preisen‘ der Fall ist — dezidiert erklärt, daß er das Ge- 
schäft nur unter diesen und jenen Bedingungen abschließen wolle 
und jeden Versuch des Partners, zu feilschen, mit aller Entschie- 
denheit zurückweist, so muß dieser, wenn er überhaupt kaufen oder 
verkaufen will, a priori die Waffen strecken und sich dem Diktat 
des anderen unterwerfen. 

Erfolgt aber die Festsetzung des Preises im Wege einer beider- 
seitigen Vereinbarung, eines Vertragsabschlusses, und ist der Ver- 
tragsabschluß das Resultat eines vorhergegangenen Kampfes, so 
folgt hieraus ein weiteres, Jeder Kampf pflegt mit dem Siege des 
stärkeren und der Niederlage des schwächeren Teiles zu enden, und 
dies will besagen, daß der Preis durch das Diktat des stärkeren 
Teiles im Kampfe festgesetzt wird. Der stärkere Teil im Preis- 
kampfe aber ist derjenige, der das geringere Interesse am Zustande- 
kommen des Vertragsabschlusses hat. Liegt mir wenig daran, ob 
der Vertrag abgeschlossen wird, so kann ich meinem Partner ruhig 
erklären, daß ich das Geschäft nur unter den und den Bedingungen 
abschließe und im entgegengesetzten Falle zurücktrete. Habe ich 
umgekehrt ein lebhaftes Interesse daran, daß das Geschäft zustande 
_ kommt, so bleibt mir nichts anderes übrig, als mich dem festen Ent- 
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schlusse meines Partners zu fügen und den Preis zu bewilligen, 
den er fordert. 

Das vorstehend Gesagte gilt, wenn nur zwei Personen, ein 
Kauflustiger und ein Verkauflustiger, einander gegenüberstehen ; 
dies ist jedoch nicht immer der Fall. In unzähligen Fällen stehen’ 
mehrere Käufer und mehrere Verkäufer einander gegenüber, und 
dann zwingt die Konkurrenz die Kauflustigen, sich gegenseitig zu 
überbieten, die Verkauflustigen, sich gegenseitig zu unterbieten, 
wie dies am deutlichsten einerseits bei einer Versteigerung und 
andererseits bei einer Vergebung (einer Bauführung oder sonstigen 
Lieferung) an den Mindestfordernden hervortritt. Und weil dieser 
Fall so überaus häufig vorkommt, pflegt man zu sagen, daß der 
Preis bestimmt werde durch das Zusammenwirken (das sog. 
„Gesetz“) von Angebot und Nachfrage. Streng genommen ist 
dieser Satz nur insofern richtig, als die Position jedes der beiden 
vertragschließenden Teile je nach der Gestaltung von Angebot und 
Nachfrage entweder gestärkt oder geschwächt wird. 

Angebot und Nachfrage einerseits und der Preis andererseits 
wirken gegenseitig aufeinander ein. Überwiegt die Nachfrage, so 
werden die Kauflustigen sich gegenseitig überbieten müssen, und 
der Preis wird steigen. Überwiegt umgekehrt das Angebot, so 
werden die Kauflustigen sich unterbieten und den Preis drücken. 
Es bewegt sich also der Preis parallel der Nachfrage und entgegen- 
gesetzt dem Angebot. Andererseits aber wirkt der Preis auf An- 
gebot und Nachfrage zurück. Ein hoher Preis hat die Tendenz, 
die Nachfrage zu verringern, weil nun soundso viele minder- 
bemittelte Personen darauf verzichten müssen, den betreffenden 
(Gegenstand, den sie nieht mehr bezahlen können (oder wollen), zu 
erwerben. Umgekehrt hat ein niedriger Preis die Tendenz, die 
Nachfrage zu vergrößern, weil nun auch minderbemittelte Per- 
sonen als Käufer auftreten können. Andererseits hat ein hoher 
Preis — weil nun an dem Artikel „verdient“ werden kann — die 
Tendenz, das Angebot zu vergrößern. Umgekehrt hat ein niedriger 
Preis die Tendenz, das Angebot zu verringern. Der betreffende 
Artikel kann nur mit geringerem Gewinne oder gar mit Verlust 
an den Mann gebracht werden, die Produzenten werden als ent- 
weder freiwillig oder gezwungen (weil ein Teil derselben vielleicht 
in Konkurs gerät) die Produktion einschränken oder ganz ein- 
stellen. 





III. Der Preis. 347 


Daß die Dinge im wirklichen Leben sich tatsächlich in der ge- 
schilderten Weise verhalten, lehrt die tägliche Erfahrung und die 
Beobachtung jedes beliebigen Marktes; allein darum darf man noch 
lange nicht annehmen, daß die geschilderten Erscheinungen in 
jedem einzelnen Falle auch tatsächlich eintreten müssen. Von den 
Erscheinungen des wirtschaftlichen Lebens gilt nämlich vielfach, 
was von den physikalischen Erscheinungen gilt. Der Physiker 
lehrt bekanntlich, daß jeder Körper, den man losläßt, in senkrechter 
Richtung zu Boden fällt. Wer jedoch bei windigem Wetter etwa 
ein Stückchen Papier oder eine Flaumfeder zum Fenster hinaus- 
wirft, wird die Beobachtung machen, daß dieses Objekt nicht nur 
nicht in senkrechter Richtung zu Boden fällt, sondern das es vom 
Winde hoch in die Luft gewirbelt wird. Der Physiker hat darum 
nicht unrecht, denn das Papier oder die Feder wird schließlich doch 
an irgendeiner Stelle zu Boden fallen, und die scheinbare Anomalie 
erklärt sich einfach dadurch, daß das Gesetz der Schwere durch ein 
momentanes Hindernis (die Luftströmung) paralysiert wurde. 
Ähnlich auf dem in Rede stehenden Gebiete. Die Preise eines 
Artikels können steigen, ohne daß eine Verminderung der Nach- 
frage eintritt, sei es, weil die Leute sich nach einer anderen Rich- 
tung einschränken, sei es, weil der Wohlstand (die Kaufkraft) der 
Bevölkerung gestiegen ist. Umgekehrt muß nicht jede Preis- 
ermäßigung von einer Steigerung der Nachfrage begleitet sein, sei 
es infolge der Trägheit der Massen, sei es, weil das allgemeine Be- 
dürfnis „gesättigt‘‘ oder nicht vorhanden ist (was nützt eine noch 
so weitgehende Ermäßigung des Briefportos, wenn die Masse der 
Bevölkerung nicht lesen und schreiben kann?), sei es, daß der 
Wohlstand der Bevölkerung zurückgegangen ist. Andererseits kann 
auch die Erhöhung oder Ermäßigung des Preises nicht jedesmal 
un! nicht sofort eine Steigerung oder Verringerung des Angebotes 
nach sich ziehen, weil die Produzenten nicht immer und nicht sofort 
imstande sind, ihre Produktion beliebig einzuschränken oder 
auszudehnen. 

Speziell in letzterer Beziehung verhalten sich die einzelnen Ar- 
tikel bzw. die einzelnen Produktionszweige verschieden. Das Angebot 


mancher Artikel — und hierher gehören insbesondere die Industrie- 


produkte — kann, wie man zu sagen pflegt, beliebig vermehrt 
werden, und häufig ist hier die Ausdehnung der Produktion mit 
einer Ermäßigung der Kosten (Maschinenbetrieb an Stelle des frü- 
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heren Handbetriebs) verbunden. Bei manchen Artikeln — speziell 
bei den Produkten der Landwirtschaft — ist eine Steigerung der 
Produktion zwar bis zu einem gewissen Grade möglich, allein die 
Kosten der Produktion steigen rascher, als die Menge der ge- 
wonnenen Produkte. Bei manchen Artikeln endlich (wie z.B. bei 
den Werken verstorbener Meister oder bei Gütern, die von der 
Natur nur in beschränkter Menge geliefert werden) ist eine Ver- 
wehrung des Angebots überhaupt ausgeschlossen. Umgekehrt ist 
eine Einschränkung der Produktion, also eine Verminderung des 
Angebots, in allen Produktionen schwer durchführbar, in denen 
man es mit sehr kostspieligen Werkanlagen zu tun hat, in denen 
also die gänzliche Einstellung der Produktion einen größeren 
Schaden repräsentiert, als der Fortbetrieb der Produktion mit Ver- 
zicht auf die Verzinsung des Anlagekapitals. (Wie tief müßte der 
Getreidepreis sinken, bis der Landwirt sich entschließen würde, 
seine Grundstücke unbestellt liegen zu lassen!) 

Der Satz, daß der Preis durch das Zusammenwirken von Ange- 
bot und Nachfrage bestimmt werde, gilt jedoch nur sozusagen in 
erster Reihe, d.h. er gilt nur bezüglich derjenigen Waren, die schon 
in fertigem Zustande zum Verkauf gebracht werden. Soll hingegen 
der Artikel auf Bestellung erst angefertigt werden, oder soll er in 
fertigem Zustande dauernd auf den Markt gebracht werden, so 
wird — weil ja in der Regel niemand mit Verlust produzieren und 
verkaufen will — der Produzent verlangen, daß ihm mindestens 
seine Produktionskosten (mit Einschluß seines eigenen ange- 
messenen Gewinnes) ersetzt werden. In zweiter Reihe also wird 
der Preis durch die Produktionskosten bedingt. 

Aus der Tatsache, daß der Preis (in zweiter Reihe) durch die 
Produktionskosten bedingt wird, und daß die Höhe des Preises auf 
die Gestaltung des Angebotes zurückwirkt, haben die Vertreter 
der klassischen Nationalökonomie den Schluß gezogen, daß der 
Preis derjenigen Artikel, die in beliebiger Menge produziert wer- 
den können, sich von den Produktionskosten (von dem sog. „natür- 
lichen Preise‘) nicht weit entfernen könne. Steigt nämlich — so 
argumentieren jene Autoren — der Preis eines derartigen Artikels 
empfindlich über die Produktionskosten, so werden die betreffenden 
Produzenten sofort ihre Produktion ausdehnen, und neue Unter- 
nehmer werden sich diesem Produktionszweige zuwenden; und die 
Folge hiervon wird sein, daß durch das vergrößerte Angebot der 
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Preis des Artikels zum Sinken gebracht werden wird. Sinkt umge- 
kehrt der Preis des fraglichen Artikels unter die Produktions- 
kosten, so werden die Produzenten die Produktion einstellen oder 
einschränken, und das verminderte Angebot wird den Preis in die 
Höhe ‚treiben. Die Richtigkeit des Satzes, daß der Preis der 
beliebig vermehrbaren Artikel die Tendenz habe, sich den Produk- 
tionskosten zu nähern, bzw. daß der Preis dieser Artikel sich von 
den Produktionskosten nicht allzuweit entfernen könne, muß bis zu 
einem gewissen Grade zugegeben werden, nur muß man sich hierbei 
drei Momente gegenwärtig halten: 

Erstens darf man nicht glauben, daß dieser Satz in allen Fällen 
zutrifft, weil — wie bereits hervorgehoben — in unzähligen Fällen 
sich „Reibungswiderstände“ entgegenstellen, welche seine Verwirk- 
lichung verhindern. 

Zweitens darf man nicht vergessen, daß die Produktionskosten, 
mit denen jene ältere Schule mit Vorliebe als mit einer fest- 
stehenden Größe zu operieren pflegte — wie auch schon an früherer 
Stelle hervorgehoben wurde —, eben keine feststehende Größe sind, 
sondern daß jeder Produzent unter anderen Verhältnissen arbeitet 
und demgemäß andere Produktionskosten hat; ja daß die Produk- 
tionskosten desselben Produzenten (Arbeitslöhne, Preise der Roh- 
und Hilfsstoffe, Werkstattmiete u. dgl.) sich im Laufe der Zeit 
kontinuierlich ändern. 

Endlich drittens muß man festhalten, daß es zwar sehr leicht 
und unbedingt richtig ist, von den Produktionskosten zu sprechen, 
daß es aber im einzelnen Falle ganz unmöglich ist, die Höhe der‘ 
Produktionskosten zu ermitteln und ziffernmäßig festzustellen. 
Das einzige, was der Unternehmer nach dieser Richtung wissen 
kann und weiß, ist die Summe der Einnahmen und Ausgaben in 
seinem Geschäftsbetriebe, d. h. er kennt die Gesamtsumme seiner 
Produktionskosten. Er muß nun allerdings bestrebt sein, diese 
Summe auf die einzelnen Stücke seiner Erzeugnisse zu repartieren ; 
allein damit ist er vor eine unlösbare Aufgabe gestellt, weil in den 
meisten Geschäftsbetrieben verschiedene Artikel produziert oder 
verschiedene Arbeiten geleistet werden und ein verläßlicher Maß- 
stab für die Vergleichung derselben fehlt. (Wie groß ist etwa die 
Abnutzung der Werkvorrichtungen, wenn ein Schuhmacher ein 
Paar derbe Männerstiefel oder ein Paar zierliche Damenschuhe 
anfertigt? Wie groß ist die Abnutzung des Waggons, wenn die 
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Eisenbahn das gleiche Gewichtsguantum an Getreide, an Eisen- 
waren oder an lebenden Tieren transportiert?) 

Immerhin kann und muß man zugeben, daß bei denjenigen 
Artikeln, deren Angebot beliebig vergrößert werden kann und inso- 
fern es sich um die künftige Herstellung derselben handelt, die 
Produktionskosten für die Höhe des Preises bis zu einem gewissen 
Grade maßgebend sind. Zwei Dinge stehen nämlich unbedingt 
fest: 1. daß in der Regel niemand auf die Dauer mit Verlust wirt- 
schaften will, es wird also auf die Dauer (die Ausnahmen im ein- 
zelnen Falle mögen noch so zahlreich sein) der Preis unter die 
Produktionskosten (der Begriff derselben mag noch so vag sein) 
nieht herabsinken können; 2. daß dort, wo die Konkurrenz nicht 
ausgeschlossen ist, übermäßig hohe Preise auf die Dauer nicht halt- 
bar sind, weil der hohe Preis neue Unternehmer heranziehen wird, 
die sich mit einem etwas geringeren Gewinne begnügen und die 
Preise drücken werden. 

Anders bei den seltenen oder Monopol-Gütern. Ist nämlich 
das Angebot aus irgendeinem Grunde ein beschränktes, so können 
die Verkäufer den Preis ohne Rücksicht auf die Produktionskosten 
beliebig hoch halten; die Höhe des Preises wird hier nur in 
Schranken gehalten einerseits durch den Gebrauchswert des Gegen- 
standes (der ja — wie oben erwähnt — die Obergrenze des Tausch- 
wertes und damit auch des Preises bildet), und andererseits durch 
die Zahlungsfähigkeit der Kauflustigen. 

Seitens der älteren (klassischen oder orthodoxen) National 
ökonomie wurde die Lehre vom Preise zumeist in einer einseitigen 
Weise erörtert und dargestellt, weil sie von mehreren irrigen 
Voraussetzungen ausging. Sie nahm an: 

1. daß die sog. beliebig vermehrbaren Güter einerseits und die 
seltenen oder Monopol-Güter andererseits zwei scharf gesonderte 
(sruppen repräsentieren ; 

2. daß die sog. beliebig vermehrbaren Güter die Regel, die 
seltenen oder Monopol-Güter dagegen die seltene Ausnahme 
bilden, und 

3. daß die wirtschaftlichen Vorgänge sich sozusagen im  luft- 
leeren Raume, in dem es keine Widerstände gibt, abspielen, so also, 
daß alle Preisunterschiede durch die Konkurrenz sofort ausge- 
glichen werden. Man glaubte damals, daß dort, wo der Preis eines 
Artikels nur um eine Kleinigkeit über den Produktionskosten 
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stehe, sich sofort ein zweiter und ein dritter Unternehmer ein- 
stellen werde, durch dessen oder deren Konkurrenz jener Preis- 
unterschied nivelliert würde, und umgekehrt dort, wo der Preis 
auch nur um eine Kleinigkeit unter die Produktionskosten 
herabsinkt. 

Auf diese Weise gelangte man allerdings zu dem Resultate, daß 
die Produktionskosten für die Höhe des Preises der weitaus größten 
Masse der Güter (etwa von den Kunstwerken verstorbener Meister, 
von besonderen Weinen u. dgl. abgesehen) maßgebend seien, dab 


‘sie den sog. „natürlichen Preis“ bilden, und daß sich der wirkliche 


Preis aller dieser Güter von jenem „natürlichen Preise‘ auf die 
Dauer nicht entfernen könne. 
Die Wirklichkeit ist allerdings von jenem vermeintlichen Ideal- 


zustande ziemlich weit entfernt. Zunächst ist — wie an früherer 


Stelle wiederholt hervorgehoben wurde — die dritte Voraussetzung 
eine falsche. Die Welt ist nicht ein einziger großer Börsensaal, in 
dem jeder sieht und hört, was jeder andere tut. Wer, sagen wir, 
einen neuen Anzug braucht, erkundigt sich nicht in der ganzen 
Welt, ob er nicht irgendwo einen Schneider findet, der ihm den 
Anzug etwa um ein Achtelprozent billiger liefert, sondern er geht 
zu seinem Schneider und schließt das Geschäft ab, wenn er nach 
seinen Begriffen den Preis angemessen findet. Und ebensowenig 
erkundigt sich der Schneider, ob er nicht in irgendeinem ver- 
steckten Winkel der Welt einen Kunden findet, der ihm ein paar 


 Groschen mehr für den Anzug zahlen würde. Ist dies aber richtig, 
d.h. spielen Unkenntnis der Verhältnisse, Trägheit, persönliche 


Beziehungen zwischen dem einzelnen Konsumenten und dem ein- 
zelnen Produzenten u. dg]. m. bei Geschäftsabschlüssen eine wesent- 
liche Rolle, so kann von einer effektiven Konkurrenz und einer 
nivellierenden Wirkung derselben auf die Preise nur sehr be- 
dingungsweise gesprochen werden. 

Ebenso unrichtig ist die zweite Voraussetzung, daß die sog. 
beliebig vermehrbaren Güter die weitaus größte Masse, die Monopol- 
güter hingegen die seltene Ausnahme bilden. Man darf vielmehr — 
wie auch schon an früherer Stelle hervorgehoben wurde — mit 
größter Wahrscheinlichkeit annehmen, daß gerade das Umgekehrte 
richtig ist, weil jeder Produzent oder Geschäftsmann auf das eifrigste 
bestrebt sein muß, sich irgendeinen Sondervorteil zu verschaffen, 
der ihm eine Art Monopolstellung sichert. Und das Resultat hier- 
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von ist, daß jeder der Betreffenden in seinem Kreise eine gewisse ° 
Monopolstellung einnimmt, und daß ihm (bis zu einem gewissen 
Grade) die Konkurrenz seiner Berufsgenossen nichts anhaben kann. 

Unrichtig ist endlich auch die erste Voraussetzung, daß die be- 
liebig vermehrbaren Güter einerseits und die Monopolgüter an- 
dererseits zwei scharf gesonderte Gruppen bilden. Auf der einen 
Seite repräsentieren die vorstehend erwähnten partiellen Monopole 
einen Übergang der sog. Konkurrenzpreise zu den Monopolpreisen. 
Auf der anderen Seite können aber auch die Besitzer eines wirk- 
Iichen Monopoles die Preise ihrer Artikel oder Leistungen nicht 
beliebig hoch stellen; sie müssen nicht nur auf den Gebrauchswert 
ihrer Produkte und die Zahlungsfähigkeit ihrer Kunden Rücksicht 
nehmen, sondern müssen kontinuierlich mit der Tatsache rechnen, 
daß verwandte Industrien mit ihnen konkurrieren. Mit der Elek- 
trizität als Lichtquelle konkurriert das Gas, das Petroleum usw. ; 
mit der Eisenbahn können Schiffahrtslinien, Frachtführer usw. 
konkurrieren. Mit einem Worte: die beiden in Rede stehenden 
Gruppen von Gütern lassen sich nieht scharf sondern, sondern 
fließen ineinander über. 

Mit einem Worte: die Lehre der älteren Wissenschaft, daß die 
Preise in der weitaus großen Mehrzahl der Fälle durch die Produk- 
tionskosten bestimmt werden, daß die Preise sieh von den Produk- 
tionskosten nicht weit entfernen können und daher jeder Artikel 
an demselben Orte zurzeit nur einen Preis haben könne, hat sıch 
bei näherer Betrachtung als Fabel erwiesen, und tatsächlich zeigt 
sich’s, daß im praktischen Leben die verschiedenartigsten Momente 
für die Festsetzung der Preise maßgebend sind. Es ist begreif- 
licherweise nicht möglich, alle Eventualitäten der Preisgestaltung 
an dieser Stelle aufzuzählen, nur beispielsweise mögen die folgen- 
den hier Platz finden. 

Zunächst darf man es wohl als obersten Grundsatz betrachten, 
daß der private Geschäftsmann bestrebt ist, seine Produkte oder 
Leistungen so teuer zu verkaufen als möglich, und daß er daher 
jeden Vorteil seiner Sonderstellung nach Kräften auszunutzen 
trachtet. | 

Eine wesentliche Rolle bei der Festsetzung der Preise spielt 
das Herkommen, also die Gewohnheit des Publikums, gewisse Preise 
zu bezahlen, und diese Gewohnheit ist von um so größerer Bedeu- 
tung, als der Konsument in der Regel gar keine Ahnung von den 
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Produktionskosten der einzelnen Artikel hat (was weiß z. B. eine 
Hausfrau von den Produktionskosten von einem Kilogramm Rind- 
oder Hammelfleisch?), und daß er daher sein Urteil, ob „teuer“ 
oder „billig“, nur auf die Vergleichung mit anderen ihm geläu- 
figen Preisen stützt. Ein oft zitiertes Beispiel derartiger Gewohn- 
heitspreise waren vor dem Aufkommen der elektrischen Beleuch- 
sung die bekannten ‚‚Bougies“, die jedem Reisenden im Hotel auf 
die Rechnung gesetzt wurden, und die man ruhig bezahlte, weil es 
eben üblich war. Hierher gehört ferner die oft zu beobachtende 


- Eirscheinung, daß derjenige, der einen neuen Artikel in den Ver- 


kehr bringt, den Preis desselben ohne Rücksicht auf die Produk- 
tionskosten nach Maßgabe des Preises ähnlicher Artikel festsetzt, 
und daß dieser verhältnismäßig hohe Preis sich in der Regel so 
lange hält, bis ein zweiter Produzent sich einstellt, der seinen Preis 
aus Konkurrenzrücksichten ein klein wenig niedriger stellt. 
Häufig werden die Preise nach der Zahlungsfähigkeit der 
Käufer verschieden abgestuft; hierher gehören die ermäßigten Ein- 
tritts- und Fahrpreise für Soldaten, Studenten, Arbeiter und Kin- 
der; die namentlich in der Schweiz und in großen Badeorten ver- 
schieden festgesetzten Preise für die Einheimischen und Fremden ; 
die ermäßigten Preise, welche die Gastwirte und Restaurateure 
ihren Stammgästen gegenüber den Passanten bewilligen; die ver- 
schiedenen Speisetarife im eleganten ‚Speisesalon“ des großen 
Hotels und der bescheiden ausgestatteten und gemütlichen .,Wirts- 
stube‘“ (in Österreich die „Schwemme“ benannt) desselben Hotels; 
die billigen Nachmittagsvorstellungen in den Theatern; die Ab- 
stufung der Gebühren für Rechtshandlungen der Anwälte und No- 
tare nach dem Werte des Gegenstandes; die Festsetzung der Maäkler- 
gebühren in Prozenten, d. ı. auch wieder nach dem Werte; die Fest- 
setzung der Frachttarife der Transportanstalten (Post, Eisen- 
bahnen, Schiffahrtsunternehmungen) nach dem Werte der Sen- 
dung. Ähnlich die häufig wiederkehrende Erscheinung, daß die 
Detailhändler gewisse besonders gangbare Artikel (wie z. B. na- 
mentlich Zucker und Kaffee) mit einem ganz minimalen Aufschlag 
verkaufen, während sie bei weniger gangbaren (zumeist auch 
teuerern) Artikeln einen höheren Preisaufschlag nehmen. Hier- 
‚her gehören auch die billigen Ausnahmetarife der Eisenbahnen für 
gewisse billige Massengüter, wie Getreide, Kohle, Steine, Dünge- 
mittel u. dgl. (Der Tarif wird nach dem bemessen, ‚was der Ar- 
Kleinwächter, Lehrb. d, Nationalökonomie. 23 


954 | III. Kapitel. 


tikel tragen kann“.) Bei den hier in Rede stehenden Preisfest- 
setzungen spielt häufig auch das Bestreben mit, den Absatz der = 
lichen Produkte zu vergrößern. 

Vielfach kommt es vor, daß sogar das Publikum, d. i. der zah- 
lungsfähigere Teil Haben für gewisse Dinge höhere Preise fest- 
gesetzt wissen will, weil man den großen Haufen, die „Plebs“, fern- 
halten will — die Angehörigen der sog. „Gesellschaft“ wollen ‚unter 
sich“ sein. Beispiele dieser Art sind die Festsetzung besonders 
hoher Eintrittspreise in Sammlungen, Museen, Ausstellungen usw. 
an gewissen Tagen der Woche; die hohen Eintrittspreise bei exklu- 
siven öffentlichen Bällen ; die hohen Preise für gewisse Logen- und 
Sitzreihen in den Theatern und Konzertsälen ; die viel höher fest- 
gesetzten Preise in den eleganten Läden, in eleganten Bade- 
anstalten usw.; die bereits erwähnten hohen Speisetarife in den 
‚eleganten „Speisesalons“ der großen Hotels und Restaurants n. dgl. 
Hierher gehört ferner die Sitte, daß die Angehörigen der bemit- 
telten Klassen gewisse Dienstleistungen (wie etwa die des Arztes, 
des Anwaltes usw.) freiwillig höher honorieren. 

In unzähligen Fällen werden die Preise infolge eines Überein- 
kommens der Produzenten ohne Rücksicht auf die Produktions- 
kosten auf einer gewissen Höhe festgehalten; in dieser Hinsicht 
sei auf die heute geradezu unzähligen Kartelle, Ringe, Syndikate, 
Trusts usw., sowie auf die Gewerkvereine der Arbeiter hingewiesen. 
Neben diesen ausdrücklichen Vereinbarungen gibt es speziell in 
den Kreisen der Kleinproduzenten und Detailhändler zumeist ein 
stillschweigendes Übereinkommen, die Preise nicht sinken zu 
lassen. Hieraus erklärt sich auch die auf den ersten Blick befrem- 
dende Erscheinung, daß zumeist die Detailpreise mit dem Sinken 
der Engrospreise nicht zurückgehen, oder daß sie nicht zurück- 
singen, als gewisse Verzehrungssteuern (Schlacht-, Mahlsteuer) 
oder gewisse Zölle aufgehoben oder ermäßigt wurden. 


In eigentümlicher Weise gehen mitunter monopolisierte Unter- 


nehmungen, wie etwa die in einer Stadt monopolisierten Gas- oder 
Elektrizitätswerke oder diejenigen Unternehmungen, die einen 
ganz neuen Artikel (Fahrräder o. dgl.) in den Verkehr bringen, 
vor, indem sie anfänglich die höchstmöglichen Preise in der rich- 
tigen Erwartung festsetzen, daß die zahlungsfähigsten Kreise (wie 


etwa reiche Privatpersonen, die Inhaber eleganter Läden, Restau- 
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rants u. dgl., die. Bureaus der großen Aktiengesellschaften usw.) 


freiwillig, teils durch Konkurrenzrücksichten gezwungen, den 


neuen Artikel beziehen und die hohen Preise bewilligen werden. 
Ist der Bedarf dieser zahlungsfähigsten Kreise gesättigt, so wird 
der Preis etwas herabgesetzt, um den nächst zahlungsfähigen Kreis 
heranzuziehen; dann folgt eine zweite, dritte usw. Preisherab- 
setzung, bis schließlich der definitive (niedrigste) Preis festgesetzt 
wird. (Wäre der Normalpreis gleich anfänglich festgesetzt wor- 
den, so wären der Unternehmung die anfänglichen Mehrzahlungen 
der leistungsfähigeren Konsumenten entgangen.) 

Einen besonderen Charakter haben die sog. Verbandspreise, die 
den Steuern nahekommen. Wenn nämlich mehrere Personen sich 
freiwillig einigen oder zwangsweise zu einer Genossenschaft ver- 
einigt werden, um eine gemeinsame Anlage (Entwässerung, Be- 


'wässerung, Deich o. dgl.) durchzuführen, so taucht selbstverständ- 


lich die Frage auf, nach welchem Maßstabe die Kosten dieses ge- 
meinsamen Unternehmens aufgeteilt werden sollen. Dieser Maß- 
stab kann ein dreifacher sein. Es ist möglich, daß jeder Teilnehmer 
diejenigen Kosten zu tragen hat, die der Vereinigung durch seine 
Person erwachsen. (Bei einer Deichgenossenschaft kann z. B. be- 
stimmt werden, daß jeder so viel beizusteuern hat, als die Errich- 
tung oder Instandhaltung des Schutzdammes auf seinem Ufer- 


grundstücke kostet, d. h. also mit anderen Worten, jeder hat das auf 


sein Ufergrundstück entfallende Stück des Dammes selbst zu er- 
richten und imstande zu erhalten.) Es ist zweitens möglich, daß 
jeder nach Maßgabe des ihm erwachsenden Vorteiles zu den Kosten 
des gemeinsamen Unternehmens beizusteuern hat. (In einem der- 
artigen Falle ist es sehr wohl möglich, daß der ärmste Teilnehmer 


am meisten beizusteuern hat, weil er tale das größte Grundstück 


besitzt und daher auch den größten Nutzen aus der gemeinsamen 
Anlage zieht.) Es ist endlich drittens möglich, daß die Kosten 


nach der Leistungsfähigkeit der Teilnehmer aufgeteilt werden. 
(In einem derartigen Falle kann es vorkommen, daß der reichste 
Teilnehmer den geringsten Vorteil von der gemeinsamen Anlage 


‘ 
yn 


hat, aber trotzdem den größten Beitrag zu den Kosten beisteuern 
muß.) N 
Oft werden bekanntlich die Preise von der Behörde festgesetzt 


(Taxen), und zwar geschieht dies in der Regel dort, wo das betref- 
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fende Unternehmen nur auf Grund einer besonderen Konzession 
betrieben werden darf, so daß die Einhaltung der Preise gewisser- 
maßen die Bedingung bildet, unter der die Konzession erteilt wird. 
In einem derartigen Falle werden die Preise teils mit Rücksicht 
auf die dem Unternehmer erwachsenden Kosten, teils mit Rück- 
sicht auf den dem Konsumenten erwachsenden Vorteil, teils viel- 
leicht auch mit Rücksicht auf die Leistungsfähigkeit des Konsu- 
menten (besondere Preisermäßigung für Unbemittelte) festgesetzt. 

In manchen Fällen wird von den speziellen Kosten des Unter- 
nehmers und dem Vorteile oder der Leistungsfähiskeit des Konsu- 
menten vollständig abgesehen und ein einheitlicher Preis festge- 
setzt (einstufiges Briefporto, einheitlicher Fahrpreis der städti- 
schen 'Trambahnen). Dieser Vorgang wird namentlich dort beob- 
achtet, wo die betreffende Anstalt sozusagen von jedem kontinuier- 
lich benutzt wird, so daß die kleine Ungerechtigkeit, die in dem 
Einheitspreise liegt (man zahlt bald zuviel, bald zuwenig), sich 
für jeden einzelnen kompensiert. 

Mitunter kommt es vor, daß seitens der öffentlichen Körper- 
schaften (Staat, Provinz, Kreis, Gemeinde u. dgl.) die Preise für 
die Benutzung gewisser Anstalten mit Rücksicht auf das öffentliche 
Wohl besonders niedrig festgesetzt werden, so daß sie nicht einmal 
die Betriebskosten decken (öffentliche Badeanstalten, Sammlungen, 
Bibliotheken usw.). 
 Konnexe Preise. Häufig stehen die Preise verschiedener 
Güter derart im Zusammenhange, daß eine Preisveränderung des 
einen Artikels eine Änderung im Preise eines anderen Artikels 
nach sich zieht. Man bezeichnet derartige Preise als „zusammen- 
hängende“ oder „konnexe“ und hat auch von einem „Gesetz der zu- 
sammenhängenden Preise“ gesprochen. SpeziellH.v. Mangoldt, 
der eine besondere Vorliebe für die subtilsten Subtilitäten hatte 
und sich darin gefiel, zehnmal gespaltene Begriffe noch weiter zu 
spalten, hat in seinem „Grundriß‘!) die Lehre von den zusammen- 
hängenden Preisen eingehender erörtert und vier Fälle von zu- 
' sammenhängenden Preisen unterschieden. Er sagt, es komme vor: 

a) daß zwei oder mehr Artikel alternativ demselben Bedürfnisse 
dienen (wie etwa Leinen, Baumwolle, Seide, Schafwolle für Be- 


1) H.v. Mangoldt, Grundriß der Volkswirtschaftslehre, 2. Aufl., Stuttgart 
1871, bearbeitet von F, Kleinwächter, S. 8{f. 
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kleidungszwecke — Fleisch- und Pflanzennahrung — Holz, Stein, 
Eisen für Bauzwecke usw.). Die Folge hiervon ist, daß die Preise 
dieser Artikel sich (bis zu einem Grade) parallel bewegen (steigt 
z. B. der Preis der Leinenwäsche, so wird sich die Nachfrage 
der Baumwollwäsche zuwenden und wird auch diese im Preise 
steigen), und daß gar zu große Preisschwankungen nicht leicht vor- 
kommen (wendet sich die Nachfrage von der Leinenwäsche ab und 
der Baumwollwäsche zu, so wirkt dies einer weitgehenden Preis- 
steigerung der Leinwand entgegen) ; 

b) daß zwei oder mehrere Artikel kumulativ demselben Bedürf- 
nisse dienen (Wagen, Pferde und Geschirr — .Kaffee, Zucker, 
Milch — Tiere und Futter usw.). Die Preise solcher Artikel be- 
wegen sich entgegengesetzt. (Herrscht Futtermangel, so muß der 
Landwirt sein Vieh verkaufen, und die Viehpreise sinken — wer- 
den die Pferde teuer, so wird es schwer, Equipagen zu halten, und 
es werden wenig Wagen gekauft usw.); 

ce) daß zwei oder mehr Artikel alternativ aus demselben Roh- 
produkt hergestellt werden können (aus Getreide kann Mehl, Stärke 
oder Spiritus erzeugt werden). Die Preise solcher Artikel bewegen 
sich parallel. (Steigt das Brot im Preise, so wird das Getreide in 
die Mühle wandern, es wird nur wenig zur Stärke- oder Brannt- 
weinerzeugung übrigbleiben, und die beiden letztgedachten Artikel 
werden im Preise steigen müssen.) 

d) daß zwei oder mehr Artikel gleichzeitig aus demselben Pro- 
duktionsprozesse hervorgehen (Gas, Koks, Teer — allgemein aus- 
gedrückt: Haupt- und Nebenprodukt oder Hauptprodukt und Ab- 
fallstoffe). Die Preise solcher Artikel bewegen sich entgegengesetzt. 
(Wird infolge der steigenden Nachfrage mehr Gas erzeugt, so er- 
geben sich größere Quantitäten der Nebenprodukte — Koks und 
Teer —, und dies wird den Preis der letzteren drücken.) 

Die vorstehende Darstellung v. Mangoldts ist unstreitig 
im allgemeinen richtig, aber sie ist viel zu eng, weil nicht nur die- 
jenigen Artikel, die demselben Bedürfnisse (alternativ oder kumu- 
lativ) dienen, oder die (alternativ oder kumulativ) aus demselben 
‚Rohstoffe oder aus demselben Produktionsprozesse hervorgehen, 
sondern auch die verschiedenartigsten Bedürfnisse und die ver- 
schiedenartigsten Produktionsprozesse gegenseitig aufeinander ein- 
wirken. Es unterliegt ja keinem Zweifel, daß die Menschen, wenn 
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das Fleisch teuer wird, mehr Brot konsumieren, und daß sie, wenn 
auch die Getreidepreise steigen, zu Kartoffeln oder zu anderen noch 
minderwertigeren Nahrungsmitteln greifen; es werden also mit 
den Fleischpreisen unstreitig die Preise von Weizen und Roggen, 
dann von Hafer, Kartoffeln, Rüben usw. im Preise steigen, aber 
die verschiedenen Nahrungsmittel sind nicht die einzigen Artikel, 
deren Preise sich gegenseitig beeinflussen. Es hängen doch auch 
die verschiedenen Bedürfnisse miteinander zusammen und bedingen 
sich gegenseitig, wenn daher die Preise der Lebensmittel oder, all- 
gemein gesprochen, die Preise der zum Leben notwendigen Artikel 
steigen, so werden wahrscheinlich die minder dringenden und die 
Luxusbedürfnisse dafür aufkommen müssen und wird — wie be- 
reits früher erwähnt wurde — die Preissteigerung der Lebensmittel 
vielleicht auf den Theaterdirektor, auf die Putzmacherin, den Buch- 
händler, den Photographen usw. abgewälzt werden. Und in der 
nämlichen Weise greifen die verschiedenen Produktionszweige in- 
einander ein. Es ist daher gar nicht notwendig, daß im Falle einer 
Getreideteuerung die Spirituspreise steigen, weil Spiritus auch 
aus anderen Stoffen erzeugt werden kann. Und ebensowenig 
müssen die Koks oder der Steinkohlenteer im Preise sinken, wenn 
die Gasproduktion steigt, weil man einerseits Gas auch aus anderen 
Stoffen als Steinkohle erzeugen kann, und weil es andererseits auch 
möglich ist, daß gleichzeitig mit dem Gaskonsum auch die Verwen- 
dung von Koks oder Teer steigt. | 

Überdies ist die Mangoldtsche Darstellung — so richtig sie 
im allgemeinen ist — im einzelnen nicht einwandfrei. Richtig ist 
unstreitig, daß z. B. eine außerordentlich ergiebige Weinernte die 
Tendenz haben wird, die Weinpreise zu drücken, und daß sie 
gleichzeitig eine größere Nachfrage nach Fässern hervorrufen und 
den Preis der letzteren in die Höhe treiben wird. Es ist aber um- 
gekehrt ebenso richtig, daß eine starke Nachfrage nach Wein (für 
Exportzwecke) einen ebenso starken Bedarf an Fässern erzeugt, 
es wird also gleichzeitig mit dem Preise des Weines auch der ‚Preis 
der Fässer steigen müssen. 

Man darf daher mit voller Beruhigung den Satz aussprechen, 
daß der Preis fast eines jeden Artikels mit anderen Preisen im Zu- 
sammenhange steht, und daß fast jede Preisveränderung eines Ar- 
‚tikels eine gleiche Preisbewegung gewisser anderer Artikel und 
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gleichzeitig eine entgegengesetzte Preisbewegung wieder anderer 
Artikel nach sich zieht, aber es dürfte schwer möglich sein, für diese 
Preisbewegungen allgemein gültige Regeln oder „Gesetze“ aufzu- 
stellen. 


Die Lehre vom Preise wird in allen Lehr- und Handbüchern der National- 
ökonomie erörtert, und es sei daher auf diese verwiesen. — Zahlreiche Literatur- 
nachweise finden sich in Lehr-Heckel, Grundbegriffe der Nationalökonomie, 
S.222 ff.; vergl. ferner im Schönbergschen Handbuch Abhandlung VI (Die 
Gestaltung des Preises von Fr. J. Neumann); sodann Artikel „Preis“ im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften. 


IV. Kapitel. | 
Geld und Kredit. 


I. Wesen und Funktionen des Geldes. 


1. Ursprung und Wesen desGeldes. Die ursprüng- 
liche Form des Güterverkehrs ist der Naturaltausch, der Tausch 
von Sache gegen Sache. Bei fortgesetztem Naturaltausch muß sieh 
jedoch dem Tauschenden bald die Wahrnehmung aufdrängen, daß 
gewisse Waren sich einer allgemeinen Beliebtheit erfreuen und 
von jedem gern im Tausch angenommen werden, während dies bei 
anderen Waren nicht der Fallist. Es ist daher naheliegend, daß 
derjenige, der für sein Gut im Tausche nicht sofort das gewünschte 
andere Gut erlangen kann, sich entschließt, zunächst eine der all- 
gemein beliebten Waren anzunehmen, in der Erwartung, daß es 
ihm bei nächster Gelegenheit gelingen wird, für diese allgemein 
‚beliebte Ware das gewünschte Gut zu erwerben. Auf diese Weise 
gewöhnt man sich daran, den Tausch in zwei Akte zu zerlegen: 


Verkauf der eigenen Ware gegen die allgemein beliebte — allge- 
mein „geltende“ — Ware und Kauf des gewünschten Gutes mit 


jener allgemein beliebten Ware. Diese allgemein beliebte und 
allgemein „geltende“ Ware wird erst dann zum eigentlichen Gelde, 
wenn der Staat sie zum gesetzlichen Zahlmittel erklärt, d. h. wenn 
er verfügt, daß jeder sie nach ihrem Nominalwerte an Zahlungs 
Statt anzunehmen verpflichtet ist. | 

Einer allgemeinen Beliebtheit können sich nur solche Güter 
erfreuen, welche ein allgemein empfundenes Bedürfnis befriedigen. 
Diejenigen Bedürfnisse aber, die wirklich „allgemein“ empfunden 
werden, lassen sich in zwei große Gruppen bringen. Es sind. dies 
einmal‘die notwendigen Bedürfnisse, d. i. die Bedürfnisse nach den 
zum Leben notwendigen Gütern, also nach Nahrung und (wenig- 
stens in kälteren Ländern) nach Kleidung und sodann das Bedürf- 
nis nach Schmuck, denn die Erfahrung lehrt, daß die Menschen 
allerorts und zu allen Zeiten — sobald für ihre Existenz nur not- 
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dürftig vorgesorgt ist — das Bedürfnis empfinden, sich das Leben 
auszuschmücken. Dem entsprechen denn auch die Güter, die bei 
den verschiedenen Völkerschaften zu verschiedenen Zeiten als Geld 
in Verwendung gestanden haben. Es sind einerseits irgendwelche 
zum Leben notwendige Güter, wie Vieh (peceunia von pecus!), 
gewisse allgemein beliebte Nahrungsmittel (ein bestimmtes Quan- 
tum Tee, Salz o. dgl.) und Bekleidungsgegenstände, wie Pelzwerk 
oder Felle, Schürzen (wie sie heute noch in einzelnen Teilen von 
Afrika üblich sind) usw. Andererseits sind es gewisse seltenere 
(zumeist glänzende oder glitzernde) Geßenstände, wie Muschel- 
' schalen (namentlich die sog. Kauris, die heute noch in einzelnen 
Teilen Asiens und Afrikas als Geld verwendet werden), Glasperlen, 
glänzendes Metall u. dgl., die dem Schmuckbedürfnisse roher Völker- 
schaften ganz besonders entsprechen. | 

Eine besonders bevorzugte Stellung unter den als Geld ver- 
wendeten Stoffen nahmen wohl seit jeher Metalle ein. Einerseits 
eigneten sie sich (wie insbesondere ursprünglich das Kupfer und 
die aus demselben hergestellte Bronze) wegen ihres Glanzes und 
ihrer damaligen Seltenheit ganz besonders zur Befriedigung des 
Eitelkeits- oder Schmuckbedürfnisses, und andererseits wurde ihre 
Verwendbarkeit zu Waffen und Werkzeugen schon früh erkannt, 
so daß sie gleichzeitig als Schmuck- und als Nutzgegenstand dienen 
konnten. Hierzu kam dann noch ihre Schmelz- und Hämmerbar- 
keit, so daß sie beliebig in die Form von Schmuckgegenständen 
(Spangen, Ringen, Nadeln, Gefäßen) oder von Waffen oder Werk- 
zeugen gebracht werden konnten. Tatsächlich haben schon in der 
frühesten Zeit die Metalle als Tauschmittel Verwendung gefunden, 
so Eisenstangen (C£oXcc) in Griechenland, Kupfer bzw. Bronze 
in Italien und im ältestn Rom, während Gold und Silber in Asien 
schon in der ältesten Zeit bekannt waren. Unter den verschiedenen 
als Tauschmittel verwendeten Gütern haben sich, wie bekannt, denn 
auch die Metalle, und zwar insbesondere die Edelmetalle, bis auf 
den heutigen Tag erhalten, weil sie die einzigen Stoffe sind, welche 
diejenigen vier Eigenschaften in sich vereinigen, die ein brauch- 
bares Geld besitzen muß. Es sind dies die nachstehenden: 

a) Allgemeine Beliebtheit. Soll eine Ware als Geld dienen 
können, so muß sie von jedem gern genommen werden, d. h. sie 
muß allgemein beliebt sein, und dies kann sie nur dann sein, wenn 
sie ein Bedürfnis befriedigt, welches sozusagen von jedem emp- 
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funden wird. Dies trifft bei den Edelmetallen zu, weil sie sich 
wegen ihrer Schönheit ganz besonders zur Herstellung von Schmuck- 
gegenständen eignen, d. h. weil sie in eminenter Weise geeignet 
sind, dem Luxusbedürfnisse zu dienen. 


b) Transportabilität. Wer Geld in die Hand ekhane soll, 
der denkt — um ganz trivial zu sprechen — in erster Reihe daran, 
das Geld in die Tasche zu stecken und es nach Hause zu tragen, 
weil er es nicht sofort an Ort und Stelle, sondern dann und dort 
erst wieder ausgeben will, wo und wann sah das Bedürfnis für ihn 
herausstellen wird. Soll man aber die Möglichkeit haben, das Geld 
in die Tasche zu stecken und mit sich herumzutragen, so muß es 
leicht transportabel sein, d. h. es muß einen relativ hohen Wert bei 
geringem Gewicht und Volumen besitzen. Die Edelmetalle besitzen 
diese Eigenschaft bekanntlich in hohem Grade. 


c) Dauerhaftigkeit. Soll man — wie eben erwähnt — die Mög- 
lichkeit haben, das Geld nicht sofort, sondern erst in einem späteren 
Zeitpunkte wieder zu verausgaben, so muß es aufbewahrungsfähig, 
d. h. es muß dauerhaft sein. Die Edelmetalle besitzen auch diese 
Eigenschaft in besonders hohem Grade. 


d) Beliebige Teilbarkeit ohne Wertverminderung. Das Geld 
soll dazu dienen, die verschiedensten Werte auszugleichen, man 
muß also die Möglichkeit haben, es in große und kleine Stücke zu 
formen. Gerade nach dieser Richtung hin unterscheiden sich die 
Edelmetalle vorteilhaft von den Edelsteinen. Diese eignen sich 
noch besser zur Befriedigung des Luxusbedürfnisses und besitzen 
tatsächlich einen viel höheren Wert als das Gold, sie sind daher 
auch viel leichter transportabel als dieses; sie sind ferner zum min- 
desten ebenso dauerhaft wie die Edelmetalle, aber sie sind nicht 
ohne (und zwar sehr bedeutende) Wertverminderung teilbar, und 
aus diesem Grunde sind sie zu Geldzwecken nicht verwendbar. 

2. Die Funktionen des Geldes. a) Allgemeines 
Tausch- und Umlaufsmittel. Je reicher und mannigfaltiger sich 
das wirtschaftliche Leben entfaltet, um so seltener kommt es vor, 
daß die gleichen Tauschbedürfnisse zusammentreffen, um so weniger 
wird es möglich, Sache gegen Sache zu tauschen, um so allgemeiner 
wird die Sitte, das eigene Produkt oder die eigene Leistung gegen 
Geld zu verkaufen und mit dem Gelde dann dasjenige zu kaufen, 
was man braucht. Auf diese Weise wird das Geld zum allgemeinen 
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Tausch- und Umlaufsmittel, dem die Aufgabe zufällt, all die un- 
zähligen Tauschoperationen des täglichen Lebens zu vermitteln. 

b) Wertübertragung. Infolge der fortgesetzten Übung, alles 
gegen Geld zu verkaufen und mit Geld zu kaufen, wird dası Geld 
zum Repräsentanten und Träger des (Tausch-) Wertes in abstracto, 
d. h. wer Geld in der Hand hat, kann alles (was überhaupt käuflich 
ist) erwerben. Auf diese Weise wird das Geld zum Mittel, Werte 
in abstracto zu übertragen, und zwar dies nach drei Richtungen 
hin. Das Geld ist einmal ein Mittel, Werte von einer Person auf 
eine zweite zu übertragen. Das Geld ist zum zweiten für seinen 
Besitzer ein Mittel, Werte von einem Orte zum anderen zu über- 
tragen (interlokaler Werttransport). : Das Geld ist endlich drit- 
tens für seinen Besitzer ein Mittel, abstrakte Werte aufzubewahren 
(intertemporale Wertübertragung). | 

e) Leihweise Überlassung. Die Tatsache, daß das Geld zum 
Träger des Wertes in abstracto wird, und daß man mit dem Gelde 
abstrakten Wert von einer Person auf die andere übertragen kann, 
ermöglicht die leihweise Übertragung von abstraktem Wert von 
einer Person auf eine zweite. Und da der Besitz von abstrakten 
‚Werten ihrem Eigentümer eine gewisse Macht verleiht, so wird es 
möglich, durch die leihweise Überlassung von Geld einem zweiten 
leihweise eine gewisse Macht zu übertragen. 

d) Allgemeines Wert- und Preismaß. Durch die fortgesetzte 
Übung, alles gegen Geld zu verkaufen und mit Geld zu kaufen, ge- 
wöhnt man sich daran, die Werte aller erdenklichen Güter (Sachen 
und Leistungen) kontinuierlich mit dem Werte des Geldes zu ver- 
gleichen und am Werte des Geldes zu messen. Auf diese Weise 
wird das Geld zum allgemeinen Maßstabe der Preise und damit der 
Tauschwerte. Hiermit ist aber eine Frage berührt, die in der 
Wissenschaft wie in der Praxis die größten Schwierigkeiten bereitet. 
Die erste Anforderung nämlich, die man an einen Maßstab stellt, 
ist selbstverständlich seine Verläßlichkeit, d. h. seine Beständigkeit; 
ein dehnbares dünnes Kautschukband ist kein brauchbares Längen- 
. maß, und ein Stück Kreide etwa, das bei jeder Berührung empfind- 
lich abgerieben wird, wäre keine verläßlich&s»Gewichtseinheit. Nun 
gibt es aber — wie oben nachgewiesen wurde — keinen Gegenstand, 
der einen feststehenden Wert (Gebrauchs- wie Tauschwert) besitzt, 
und aus diesem Grunde ist denn auch das Geld ein sehr fragwür- 
diger Wertmaßstab. Allerdings wird der Mangel dadurch wesent- 
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lich gemildert, daß der Wert des Geldes an demselben Orte in kurzen 
Zeiträumen nur ganz unmerklichen Schwankungen unterworfen 
ist; das goldene Zwanzigmarkstück z. B., das ich heute in Berlin in 
der Tasche habe, wird morgen in Berlin den nämlichen Wert haben, 
den es heute hat, d. h. ich werde morgen in Berlin mit diesem 
/Zwanzigmarkstück das nämliche Warenquantum kaufen können, 
welches ich heute dort kaufen kann. Aber der Wert dieses näm- 
lichen Goldstückes ist auch heute ein anderer in Berlin, in London, 
in Petersburg oder in irgendeinem kleinen Orte in Italien, und 
noch weit verschiedener ist der Wert, den dieses Gewichtsquantum 
Gold heute in Berlin hat, und den es vor 50, vor 100 oder 200 Jah- 
ren an demselben Orte hatte. Die ständige, überall wiederkehrende 
Klage, daß das Leben immer ‚teuerer“ wird, und ein Rückblick 
auf die Preise der verschiedenen Bedarfsartikel vor einem Men- 
schenalter oder mehr, zeigt deutlich die Wertverminderung, die das 
Geld kontinuierlich erleidet. 

Die Erkenntnis dieser Tatsache hat schon früh den (allerdings 
vergeblichen) Wunsch hervorgerufen, einen verläßlichen Maßstab 
der Tauschwerte zu finden. Schon Ad. Smith hat sich mit dieser 
Frage beschäftigt und geglaubt, einen solchen Maßstab in der Ar- 
beit gefunden zu haben, aber nicht in der Arbeit, welche die Her- 
stellung oder Herbeischaffung eines Gutes kostet, sondern in der 
Arbeit, die man mit dem betreffenden Gute kaufen kann. Er sagt: 
„Jeder ist arm oder reich je nach der Quantität von Arbeit, über 
die er verfügen oder die er kaufen kann. Deshalb ist auch der Wert 
jedes Gutes für seinen Besitzer, wenn er dasselbe nicht selbst ge- 
brauchen oder verbrauchen will, gleich der Quantität Arbeit, über 
welche das Gut zu verfügen gestattet.“ Einen ähnlichen Stand- 
punkt nimmt Ricardo ein, nur mit dem Unterschiede, daß er 
den Smithschen Gedanken umkehrt. Nicht diejenige Arbeit, 
die man mit einem Gute kaufen kann, sondern jene Arbeit, die zur 
Herstellung des Gutes aufgewendet werden muß, bildet den Maß- 
stab seines Tauschwertes.. Dieser Gedanke wurde von Rodber- 
tus, Marx und Lassalle aufgegriffen und bildet den Angel- 
punkt der heutigen sozialdemokratischen Lehre. 

Der Gedanke ist — wie schon an früherer Stelle hervorgehoben 
wurde — unhaltbar. Ein Maßstab muß in erster Reihe diejenige 
Eigenschaft besitzen, die er messen soll; man kann eine Entfernung 
nicht nach Kilogrammen und ein Gewicht nicht nach Zentimetern 


T, Wesen und Funktionen des Geldes, 365 


messen. Die Arbeit kann ein Maßstab für die Kostbarkeit, d. i. 
für die Anstrengung, die die Herstellung oder Herbeischaffung 
eines Gegenstandes kostet, sie kann aber nie und nimmer ein Maß- 
stab für den Gebrauchswert, für die Nützlichkeit eines Gutes sein, 
weil Anstrengung und Nützlichkeit zwei ganz heterogene Dinge 
sind. Nun ist aber — wie oben dargelegt wurde — der Tauschwert 
eine Kombination von Gebrauchswert und Kostbarkeit, und aus 
diesem Grunde kann die Arbeit nie als Maßstab des Tauschwertes 
dienen. | 
Prinzipiell viel richtiger ist das Verfahren, das heute in der 
Wissenschaft angewendet wird, um einen wenigstens einigermaßen 
annähernden Maßstab des Tauschwertes zu gewinnen. Der Tausch- 
wert des Geldes bemißt sich nach seiner Kaufkraft, d. i. nach der 
Menge der Güter, die man für eine Menge Geldes kaufen kann. 
Wenn man also beispielsweise weiß, wie viele Güter man heute an 
diesem Orte für ein Kilogramm Silber oder Gold kaufen kann, und 
wenn man gleichzeitig wüßte, wie viele Güter man vor 100, 200 
oder 1000 Jahren für dieselbe Menge Silber oder Gold kaufen 
konnte, so hätte man einen annähernd richtigen Maßstab, an dem 
man die Tauschwerte der einzelnen Güter an den verschiedenen 
Orten und zu verschiedenen Zeiten messen könnte. Derartige Auf- 
zeichnungen und Berechnungen werden heute mehrfach gemacht. 
So veröffentlicht der Londoner „Economist“ regelmäßig die Lon- 
doner Börsenpreise von 22 der wichtigsten Handelsartikel am 1. Ja- 
nuar und 1. Juli eines jeden Jahres seit 1845; das Hamburger 
handelsstatistische Bureau berechnet und veröffentlicht regelmäßig 
die jährlichen Durchschnittspreise von 100 verschiedenen Handels- 
artikeln in Hamburg, sowie von 14 britischen industriellen Export- 
artikeln seit 1841; und ähnliche Berechnungen werden von ver- 
schiedenen Statistikern wie Palgrave, Sauerbeck u.a. ge- 
macht. Das in Rede stehende Verfahren ist — wie gesagt — im 
Prinzip unstreitig richtig, allein in Wirklichkeit überaus mangel- 
haft und lückenhaft. Zunächst geben die fraglichen Ziffern nur 
ein lückenhaftes Bild von dem Tauschwerte (der Kaufkraft) des 
Geldes an dem betreffenden Orte, also etwa in London oder Ham- 
burg, sie besagen aber nichts darüber, wieviel Güter man für 1 oder 
10 oder 100 Pfund Sterling irgendwo in Deutschland, China, 
Japan, Südamerika oder sonst kaufen kann. Sodann geben sie ein 
Bild von der Kaufkraft des Geldes in London oder Hamburg nur 
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für diejenige Periode, auf die sie sich erstrecken, d. i. also für die 
Zeit seit 1845 bzw. 1841 bis zur Gegenwart, sie lassen uns aber über 
die Kaufkraft des Geldes in früheren Zeiten auch an den genannten 
Orten vollständig im Dunkeln. Endlich lassen diese Daten — ganz 
abgesehen von ihrer Lückenhaftigkeit und den sonstigen Bedenken, 
die gegen sie vorgebracht werden können — die Frage unbeant- 
wortet, ob die Wertveränderung auf Seite des Geldes (der Edel- 
metalle) oder auf Seite der betreffenden Waren vor sich ge- 
gangen ist. | | 

3. Gesetzliches Zahlungsmittel. Mit der Tatsache, 
daß ein Gut dazu verwendet wird, die einzelnen Tauschoperationen 
zu vermitteln, ist das Wesen und die Bedeutung des Geldes nicht 
erschöpft, weil sich sehr bald neben der wirtschaftlichen auch die 
rechtliche Seite des Geldes von selbst in den Vordergrund drängt. 
Es kommt häufig vor, daß jemand sich zu gewissen Leistungen oder 
Giebigkeiten verpflichtet, daß aber hinterher Ereignisse eintreten, 
welche es ihm unmöglich machen, das Zugesicherte in natura zu 
leisten; es sind Schadenersätze zu leisten; es kommen Vermögens- 
strafen, Zahlungen aus familienrechtliehen Beziehungen vor; es 
sind Abgaben an den Staat, die Gemeinden usw. zu entrichten 
u. del. m. Für alle diese Fälle sind gesetzliche Vorschriften not- 
wendig, welche aussprechen, auf welche Weise der Verpflichtete 
seine Verpflichtung erfüllen kann. Dies kann nur in der Weise 
geschehen, daß die Staatsgewalt allgemein gültig ausspricht, welche 
Quantitäten der allgemein geltenden Ware der Verpflichtete in 
jedem dieser Fälle zu entrichten hat, und daß sie gleichzeitig jedem 
Berechtigten die Verpflichtung auferlegt, die allgemein geltende 
Ware zu einem bestimmten Werte anzuehmen. Heute geschieht 
dies in der Weise, daß die Staatsgewalt jedem die Verpflichtung 
auferlegt, die staatlich geprägten Münzen (und eventuell die vom 
Staate oder unter staatlicher Autorität ausgegebenen Geldscheine) 
nach ihrem Nennwerte an Zahlungs Statt anzunehmen (der sog. 
/wangskurs). Erst durch diesen staatlichen Ausspruch wird der 
allgemeine Tauschvermittler, die allgemein geltende Ware, zum 
gesetzlichen Zahlungsmittel, d. i. zum eigentlichen gesetzlichen 
Gelde oder zum sog. Währungsgelde des Staates. 

Münzhoheit. Aus der vorstehenden Erwägung und der 
ferneren Tatsache, daß jeder einzelne im Volke an der Aufrecht- 
erhaltung eines geordneten Geldwesens wesentlich interessiert ist, 





I. Wesen und Funktionen des Geldes, DR 977 


ergibt sich die staatliche Münzhoheit, d. h. das Recht und die 
Pflicht des Staates, die gesetzlichen Vorschriften über das Geld- 
wesen zu erlassen und das Geldwesen gesetzlich zu ordnen. 

Münzregal. Ein geordnetes Geldwesen wäre nicht auf- 
rechtzuerhalten, wenn es jedem einzelnen freistehen würde, 
Münzen zu prägen oder Geldscheine auszugeben. Im ersteren Falle 
wäre keine Garantie geboten, daß die Münzen tatsächlich aus Gold 
oder Silber hergestellt sind, oder daß sie tatsächlich das zugesicherte 
Quantum Edelmetall enthalten. Im letzteren Falle würde die 
Sicherheit fehlen, daß die ausgegebenen Geldscheine von dem Aus- 
steller schließlich auch eingelöst werden. Aus diesem Grunde 
existiert heute bei allen Kulturvölkern das Münzregal, d. i. das 
ausschließliche Recht des Staates, Münzen zu prägen und Geld- 
scheine auszugeben. Der Bestand des Münzregals, schließt jedoch 
nicht aus, daß etwa ein Staat sich seine Münzen von der Münz- 
anstalt eines anderen befreundeten Staates oder (selbstverständ- 
lich unter genauer staatlicher Kontrolle) von irgendeiner privaten 
Prägeanstalt prägen läßt, bzw. daß er irgendeiner privaten Anstalt 
(Bank) das Recht erteilt (unter gewissen Kautelen), Münzscheine 
auszugeben, 

Münzhoheit und Münzregal werden in der Regel in einer und 
derselben Hand, d. i. in der Hand desselben Staates, vereinigt sein; 
aber notwendig ist dies nicht. In Deutschland beispielsweise steht 
die Münzhoheit dem Reiche, das Münzregal hingegen den Einzel- 
staaten zu. 

Münzen. Die große Mehrzahl der entgeltlichen Verträge 
wird heute bekanntlich in der Weise abgeschlossen, daß der eine 
Teil irgendeine Sache hergibt oder gewisse Dienste leistet, während 
der andere Teil sich zur Hergabe eines bestimmten Gewichts- 
quantums des Münzmetalls (d. i. also in der Regel von Gold oder 
Silber) verpflichtet. Der erstere hat daher das lebhafteste Interesse 
daran, daß er effektives Gold oder Silber, und daß er tatsächlich die 
zugesicherte Menge dieses Metalls erhält. Der Mann müßte also, 
streng genommen, jedesmal chemische Reagentien und eine Wage 
zur Hand nehmen, um sich jene Überzeugung zu verschaffen. 
_ Dieser Mühe wird er dadurch überhoben, daß der Staat Stücke von 

Gold, Silber, Nickel und Kupfer oder Bronze anfertigen läßt und 
mit einem Stempel versieht, welcher dartut, daß das fragliche Stück 
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sicherte Gewichtsquantum repräsentiert. Derart geprägte Metall- 
stücke heißen Münzen. Der Vorteil für die Gesamtheit besteht 
darin, daß die Metallstücke — wie gesagt — nicht chemisch unter- 
sucht und abgewogen zu werden brauchen; „die Münzen werden 
einfach gezählt“ (Roscher). Dies schließt jedoch nicht aus, daß 
namentlich im internationalen Verkehr eroße Zahlungen durch 
Gold- oder Silberbarren (lingots, bullion), d. i. also nur nach dem 
Gewichte, effektuiert werden. 

Legierung. Die Edelmetalle sind bekanntlich weich und 
reiben sich bei längerem Gebrauche leicht ab. Um diesen Nachteil 
hintanzuhalten, wird den zur Münzprägung verwendeten Edel- 
metallen ein geringeres Quantum eines anderen Metalles (zumeist 
Kupfer) beigemengt, weil die Münzen dadurch härter und wider- 
standsfähiger werden. Die ältere Legierung bestand zumeist aus 
!1/,s Edelmetall und !/,;s Kupfer, das heutige Verhältnis ist in 
den meisten Staaten °/,, und !/yo- 

Schrot und Korn. Mit diesen Ausdrücken bezeichnete 
man in der älteren Münzsprache das Bruttogewicht und den Fein- 
gehalt der Münzen. Beispielsweise verfügte das französische Münz- 
gesetz ursprünglich, daß eine Münze, bestehend aus °/,, Silber und 
!/,. Kupfer, im Bruttogewichte von 5 Gramm geprägt werden und 
daß dieselbe den Namen „Frank“ führen solle. Es waren somit 
5 Gramm das ‚Schrot‘“ (Bruttogewicht) und 4,5 Gramm Silber 
das „Korn“ (der Feingehalt) eines silbernen Frankstückes. (Die 
heutigen silbernen Ein- und Zweifrankstücke werden leichter aus- 
geprägt.) 

Remedium oder Toleranz. Es ist selbstverständlich 
unmöglich, die Münzen derart herzustellen, daß jedes einzelne 
Stück haarscharf den gesetzlichen Anforderungen entspreche. Das 
Gesetz gestattet daher eine kleine Abweichung (Fehlergrenze) 
nach oben wie nach unten, das sog. Remedium. Diejenigen (neu 
aus der Prägeanstalt kommenden) Münzen, welche diese Fehler- 
grenze überschreiten, wandern zurück in den Schmelztiegel. 

Passiergewicht. Die Münzen reiben sich bekanntlich 
(trotz der Legierung) im Verkehr ab und verlieren dadurch einen 
Teil des (Edel-) Metalles.‘ Werden nun diese alten, abgeschliffenen 
Münzen im Verkehr belassen und daneben vom Staate immer neu 
geprägte, also ganz vollwichtige Münzen in den Verkehr gebracht, 
so werden diese neuen Münzen (weil sie einen höheren Edelmetall- 
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gehalt, aber demungeachtet den gleichen Nominalwert haben wie 
die abgeschliffenen alten Münzen) vom Publikum kontinuierlich 
aus dem Verkehr gezogen — „ausgewippt‘“ —, indem sie entweder 
zu Zahlungen ins Ausland verwendet oder eingeschmolzen werden. 
Die Folge hiervon ist eine kontinuierliche Verschlechterung des 
inländischen Geldes (das sog. Greshamsche Gesetz: „Das 
schlechte Geld verdrängt immer das gute“). Soll dies hintange- 
halten werden, so muß der Staat diese alten, abgeschliffenen 
Münzen, wenn sie gelegentlich der Steuerzahlung in die Staats- 
kassen einfließen, zurückbehalten und einschmelzen lassen. Dies 
geschieht in mehreren Staaten, wenn die alten Münzen mehr als 
42 Prozent ihres ursprünglichen Metallgehaltes (Gewichtes) ver- 
loren haben. Man nennt diese ‘gesetzlich ES Verlust- 
grenze das Passiergewicht. 

Münzfuß (mitunter auch „Währung“ genannt). 
Man versteht hierunter die gesetzliche Bestimmung, wieviel 
Münzeinheiten aus der Gewichtseinheit Metall geprägt werden 
sollen, also beispielsweise die Bestimmung, wieviel goldene 
Zwanzigmarkstücke aus einem Kilogramm Gold oder wieviel 
silberne Ein- (Zwei-, Fünf- o. dgl.) Markstücke aus einem Kilo- 
gramm Silber hergestellt werden sollen usw. Die Festsetzung dieser 
Ziffer erfolgt heute in der Regel auf zweifache Weise. Das Gesetz 
bestimmt einmal, wieviel Stücke ‘der betreffenden Münze aus 
einem Kilogramm ‚Feingold“ oder „Feinsilber“ (d.i. also aus 
einem Kilogramm reinen Goldes oder Silbers, zu dem sodann noch 
die entsprechende Quantität Kupfer hinzukommt, damit die ganze 
Masse neun Teile Edelmetall und einen Teil Kupfer repräsentiere) 
geprägt werden sollen. Das Gesetz bestimmt sodann ferner, wie- 
viel Stücke der betreffenden Münze aus einem Kilogramm „Münz- 
gold“ oder „Münzsilber“ (1 Kilogramm „Münzgold“ = 900 Gramm 
Gold und 100 Gramm Kupfer) geprägt werden sollen. (Die 
österreichisch-ungarischen Münzgesetze z. B. bestimmen, daß aus 
einem Kilogramm „Feingold“, d. i. aus einem Kilogramm Gold und 
111,1 Gramm Kupfer, 3280 Kronen, bzw. aus einem Kilogramm 
„Münzgold“, d. i. aus 900 Gramm Gold und 100 Gramm Kupfer, 


2952 Kronen in goldenen Zwanzigkronenstücken geprägt werden 
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Münzen werden mehrfach in drei verschiedenen Qualitäten her- 
gestellt. 

Vollwichtige Münzen. Die für den eigentlichen (großen) Ver- 
kehr bestimmten Münzen werden aus Gold oder auch aus Silber 
hergestellt und vollwichtig (d. ı. also in den meisten Staaten in der 
Legierung von °/jo + !/10) ausgeprägt. Sie genießen „unbe- 
schränkte Zahlkraft“, d. h. jeder Forderungsberechtigte muß diese 
Münzen in beliebig großen Quantitäten annehmen. Es sind dies 
beispielsweise in Deutschland, in Österreich und in den Ländern 
der lateinischen Münzunion die Goldmünzen, ferner in Österreich 
die alten Silbergulden und in den Ländern der lateinischen Münz- 
union die silbernen Fünffrankenstücke. 

Die sog. Zwischenmünzen (in Österreich-Ungarn „Teilmünzen 
der Goldwährung“ 'genannt) sind die für den mittleren Verkehr 
bestimmten Silbermünzen, also beispielsweise in Deutschland die 
silbernen Ein-, Zwei-, Drei- und Fünfmarkstücke, in Österreich- 
Ungarn die silbernen Ein-, Zwei und Fünfkronenstücke, in den 
Ländern der lateinischen Münzunion die silbernen Ein-, Zwei- und 
Fünffrankstücke. Diese Gattung von Silbermünzen wird leichter 
ausgeprägt (in Österreich-Ungarn beispielsweise wurden die sil- 
bernen Einkronenstücke in einer Legierung von 835 Tausendstel 
Silber und 165 Tausendstel Kupfer ausgeprägt) und genießt eine 
nur beschränkte Zahlkraft. (In Österreich-Ungarn beispielsweise 
war niemand gehalten, mehr als 50 Kronen in silbernen Ein- 
kronenstücken und mehr als 250 Kronen in silbernen Fünfkronen- 
stücken anzunehmen.) 

Die eigentlichen Scheidemünzen sind die für den kleinen Ver- 
kehr bestimmten ganz kleinen Münzen; sie werden sehr leicht aus 
stark legiertem Silber (etwa 50 Prozent Silber und 50 Prozent 
Kupfer oder noch geringer — die silbernen Einhalbfrank- oder 
Finhalbmarkstücke), aus Nickel und aus Kupfer oder Bronze her- 
gestellt und genießen eine nur beschränkte Zahlkraft. (In Öster- 
reich-Ungarn beispielsweise war niemand gehalten, mehr als 
10 Kronen in Nickelmünzen und mehr als eine Krone in Bronze- 
münzen anzunehmen.) 

‘ Die sog. Zwischenmünzen und die eigentlichen Scheidemünzen 
sind streng genommen nur ein Kredit- und Zeichengeld, eine Art 
Rechenmarken, weil ihr Metallwert mehr oder weniger weit hinter 
ihrem Nennwert zurückbleibt. Der Grund dieser ihrer leichten. 
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Ausprägung ist ein doppelter. Einmal will man (um internatio- 
nale Komplikationen bei der schließlichen Einlösung dieser Münzen 
zu vermeiden) den Abfluß dieser beiden Gattungen von Münzen ins 
Ausland hintanhalten. Zum zweiten spielen Rücksichten auf die 
Bequemlichkeit des Publikums mit, weil vollwichtige Nickel- und 
Kupfermünzen riesig groß, schwer und unhandlich sein und die 
Taschen ungebührlich beschweren würden. 

Die sog. Zwischenmünzen und die eigentlichen Scheidemünzen 
repräsentieren wegen ihrer Minderwertigkeit eine gewisse Gefahr 
für das geregelte Geldwesen des Landes. Wegen des momentanen 
großen’ Gewinnes, den die Regierung bei der Ausgabe dieser Münzen 
erzielt, liegt für sie die Versuchung nahe, große Quantitäten dieser 
minderwertigen Geldsorten in den Verkehr zu bringen, und die 
Folge hiervon wäre eine empfindliche Verschlechterung des Geld- 
wesens. Aus diesem Grunde wird heute vielfach die Menge dieser 
minderwertigen Geldsorten kontingentiert, d. h. die Münzgesetze 
der betreffenden Staaten enthalten die Bestimmung, daß nur eine 
bestimmte Menge der sog. Zwischenmünzen und der eigentlichen 
Scheidemünzen geprägt werden darf. (Die Bestimmung dieser 
Menge erfolgt in der Regel in der Weise, daß der Betrag festgesetzt 
wird, der auf den Kopf der Bevölkerung entfallen soll.) 

Handelsmünzen. In manchen Staaten werden neben dem 
gesetzlichen Gelde auch noch sog. Handelsmünzen geprägt, d. 1. 
Münzen, die kein gesetzliches Geld sind, weil niemand sie anzu- 
nehmen verpflichtet ist. Ein Beispiel dieser Art sind die öster- 
reichisch-ungarischen Dukaten und die Maria Theresien- oder 
Levantiner Taler. Speziell die letzteren werden heute noch geprägt, 
weil sie noch heute in gewissen Teilen von Afrika als beliebtes 
Geld zirkulieren. 

Scehlagschatz. Die mangelnden Erfahrungen in Sachen 
des Geldwesens (die selbstverständlich erst im Laufe.der Jahr- 
hunderte angesammelt werden konnten) und die Tatsache, daß die 
Namen der einzelnen Münzsorten häufig nicht auf das Gewicht 
Bezug nehmen, sondern willkürlich gewählt waren (der „Taler“ 
von Joachimstal in Böhmen, der Florentiner „Goldgulden“, der 
„Dukaten“, ducatus, der „Groschen‘“, grossus usw.), lassen es be- 
greiflich erscheinen, daß in der ersten Zeit der Münzprägung und 
namentlich auch noch im Mittelalter die verschwommensten Vor- 
stellungen auf dem Gebiete des Geldwesens herrschten. Hatte man 
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sich im Laufe der Zeit einmal daran gewöhnt, mit dem Namen 
„Dukaten“, „Taler“, „Gulden“ usw. eine gewisse Wertvorstellung 
zu verbinden, so lag es nahe, zu glauben, daß man einer beliebigen 
Münze nur den Namen „Dukaten“, „Taler“, „Gulden“ usw. zu 
geben brauche, um ihr den betreffenden Wert zu verleihen. Und 
da die Landesherren jener Zeit beständig mit Geldverlegenheiten 
kämpften, so lag es auch wieder nahe, daß sie ihren Münzen zwar 
den hergebrachten Namen gaben, daß sie dieselben aber (offen oder 
heimlich) immer leichter und leichter ausprägen ließen. Jede der- 
artige Münzverschlechterung brachte zwar der betreffenden Re- 
sierung einen einmaligen Gewinn (den sog. Schlagschatz), aber es 
ist selbstverständlich, einmal daß im freien Verkehr der leichtere 
(schlechtere) Taler oder Gulden einen geringeren Wert (eine 
geringere Kaufkraft) hatte als der schwerere, und zweitens, daß 
durch das Nebeneinanderumlaufen von zwar gleichnamigen, aber 
verschieden schweren (und daher auch verschieden bewerteten), 
Münzen der Verkehr in die grauenhafteste Verwirrung gebracht 
wurde. | 

Die Erkenntnis dieser Übelstände erzeugte den begreiflichen 
Wunsch, zu klaren Vorstellungen über den Wert der einzelnen 
Münzen zu gelangen, und hierfür schienen die sonstigen Erfah- 
rungen des täglichen Lebens zuverlässige Anhaltspunkte zu bieten. 
Man sah, daß ein fertiges Kleidungsstück einen höheren Wert 
besitzt als das hierzu verwendete Tuch, oder daß ein silberner Löftel 
oder ein goldenes: Armband einen höheren Wert als das in diesem 
(egenstande enthaltene Silber oder Gold, weil ja zu dem Werte des 
Stoffes der Wert der Arbeit hinzutritt. Diesen Gedankengang 
glaubte man auf das Münzwesen übertragen zu dürfen und gelangte 
so zu dem Resultate, daß der Wert der einzelnen Münze sich ebenso 
wie der Wert eines Löffels oder eines Armbandes zusammensetze 
aus Edelmetall und Arbeit. Hieraus wurde sodann die Schluß- 
folgerung gezogen, daß der Schlagschatz gerechtfertigt sei, wenn er 
die Kosten der Münzprägung nicht übersteigt. Betrügen also — 
um ein ganz willkürlich gewähltes Beispiel anzuwenden — die 
Kosten der Münzprägung 2 Prozent von dem Werte des geprägten 
Geldes, so sei es gerechtfertigt, daß der Silbergulden nur für 
98 Kreuzer Silber enthalte, weil die fehlenden 2 Kreuzer durch 
die Prägearbeit repräsentiert werden. 
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Bei dieser Argumentation wurde jedoch total übersehen, daß 
man in einen direkten Widerspruch mit dem Wesen der Münze 
geriet. Die Münzen sind bekanntlich Metallstücke, deren vom 
Staate aufgeprägter Stempel garantieren soll, daß in der Münze 
tatsächlich das zugesicherte Gewichtsquantum Edelmetall enthalten 
ist. Wenn also der dem früheren deutschen Taler aufgeprägte 
Stempel garantiert, daß diese Münze tatsächlich 16% Gramm, d. i. 
für 150 Pfennige, Feinsilber enthält, so wäre es eine direkte Un- 
wahrheit, wenn diese Münze nur für 147 Pfennige Feinsilber ent- 
hielte und wenn man sich mit dem Gedanken trösten wollte, daß 
die fehlenden 3 Pfennige Silber durch die Kosten der Prägearbeit 
„ersetzt werden. Infolge dieser Erkenntnis wird denn auch heute in 
den Kulturstaaten bei der Ausprägung der vollwichtigen Münzen 
von jedem Schlagschatze vollständig abgesehen, d. h. diese Münzen 
werden ganz genau dem Münzgesetze entsprechend vollwichtig aus- 
geprägt, und die Staatsverwaltung trägt die Kosten der Münz- 
prägung für diejenigen Münzen, die sie selbst ausprägen läßt, aus 
eigenem. Wenn jedoch Privatpersonen mit Münzmetall (d. i. 
heute in Europa nur Gold) zur staatlichen Prägeanstalt kommen 
und verlangen, daß ihnen hieraus gesetzliches Geld geprägt werde, 
so müssen sie in den meisten Staaten die Prägungskoster. (die pro 
Kilogramm Gold festgesetzt sind) bezahlen (in Österreich-Ungarn 
pro Kilogramm Gold. 6 Kronen). Trotzdem ist auch heute der 
Gewinn der Regierungen aus der Münzprägung (der sog. Schlag- 
schatz) kein unbeträchtlicher, und zwar ergibt sich derselbe bei den 
vollwichtigen Silbermünzen aus der heutigen Entwertung des 
Silbers, bei den sog. Zwischenmünzen und bei den eigentlichen 
Scheidemünzen überdies aus deren mehr oder weniger leichten 
Ausprägung. 

Währung. Unter Währung versteht man die gesetzliche Be- 
stimmung, aus welchem Metall dasjenige Geld geprägt werden soll, 
dem die unbeschränkte Zahlkraft zuerkannt ist. Zum Begriffe der 
Währung gehört ferner das Recht des Privatmannes, Münzmetali 
zur Prägeanstalt zu bringen und sieh — gegen Bezahlung der 
Prägekosten — hieraus gesetzliches Geld prägen zu lassen. (Be- 
züglich der sog. Zwischenmünzen und der eigentlichen Scheide- 
münzen kann ein derartiges Recht dem Privatmanne nicht zuge- 
standen werden, weil die Summe dieser Geldsorten aus den eben 
angegebenen Gründen kontingentiert ist.) Es gab und gibt ver- 
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schiedene Währungen. Wenn in Sparta unter Lykurg eisernes 
Geld geprägt wurde, so kann man die damalige Währung als Eisen- 
währung bezeichnen. Im ältesten Rom, das nur Kupfergeld kannte, 
herrschte die Kupferwährung. Heute werden nur die beiden Edel- 
metalle (Gold und Silber) als Währungsmetalle benutzt, und man 
unterscheidet folgende Währungen: 

Die Silberwährung, d. h. das gesetzliche Zahlmittel mit unbe- 
schränkter Zahlkraft, wird- aus Silber (vollwichtig) ausgeprägt. 
Das für den kleineren Verkehr bestimmte Geld wird teils aus 
stark legiertem Silber, teils aus Bronze, teils (speziell in der aller- 
neuesten Zeit) aus Nickel hergestellt und — wie bereits erwähnt — 
sehr leicht ausgeprägt. Neben dem Silbergelde wurden sozusagen _ 
seit jeher in den Silberwährungsländern auch einzelne Goldmünzen 
geprägt, die zwar mitunter einen sog. fixen Kassenkurs hatten 
(d. h. sie wurden an den Staatskassen zu einem bestimmten No- 
minalbetrage ausgegeben und angenommen), die aber im freien 
(privaten) Verkehr niemand anzunehmen verpflichtet war; sie 
waren lediglich sog. Handelsmünzen. Die Silberwährung bildete 
bis zum Beginne der 70er Jahre des 19. Jahrhunderts und nament- 
lich in den früheren Jahrhunderten die Regel. 

Die Goldwährung, d. h. das gesetzliche Zahlmittel mit unbe- 
schränkter Zahlkraft, wird aus Gold ausgeprägt. Dem mittleren 
und kleinen Verkehr dienen teils vollwichtige Silbermünzen, teils 
die obenerwähnten sog. Zwischenmünzen und die eigentlichen 
Scheidemünzen. Daneben können eventuell noch silberne Handels- 
münzen (wie z. B. die österreichischen Maria Theresien-Taler) - 
geprägt werden. England ist so ziemlich der einzige Staat, der be- 
reits seit dem Beginne des 19. Jahrhunderts (seit 1816) die volle 

Goldwährung besaß. 
| Die gemischte oder Da Zu allen Zeiten, und zwar 
schon im Altertum, kam es vor, daß in den Ländern Jet Silber- 
währung einzelne Goldmünzen geprägt wurden, die in irgendeinem 
‚mehr oder weniger festen Wertverhältnisse zu den dortigen Silber- 
münzen standen. Auf diese Weise gewöhnte man sich daran, Gold- 
und Silbermünzen nebeneinander im Umlaufe zu sehen und sie 
auch in ein festes Wertverhältnis zueinander zu bringen. Als dann, 
insbesondere seit der Entdeckung von Amerika, das Gold häufiger 
wurde, wurde auch die Ausprägung von Goldmünzen häufiger, bis 
endlich manche Staaten (darunter insbesondere Frankreich im 
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Jahre 1803) sich entschlossen, dieses tatsächliche Verhältnis gesetz- 
lich festzulegen. Auf diese Weise entstand die sog. gemischte oder 
Doppelwährung, deren Wesen darin besteht, daß sowohl den Gold- 
münzen als auch den (vollwichtig ausgeprägten) Silbermünzen die 
unbeschränkte Zahlkraft zuerkannt ist. Selbstverständlich werden 
daneben für den Kleinverkehr Scheidemünzen und eventuell die 
öfter erwähnten Zwischenmünzen ausgeprägt. Die notwendigen 
Konsequenzen der Doppelwährung sind: 

1. Daß das Wertverhältnis zwischen Gold und Silber gesetzlich 
festgestellt sein muß. (Wenn das Gesetz bestimmt, daß die betref- 
fende Goldmünze gleich sein soll 20 silbernen Franken, oder 20 sil- 
bernen Mark, oder 20 silbernen Kronen o. dgl., so heißt dies mit 
anderen Worten, daß 1 Gewichtseinheit Gold gleich sein soll x Ge- 
wichtseinheiten Silber.) In Frankreich und den Tändern der 
lateinischen Münzunion (Frankreich, Belgien, Spanien, Italien 
und der Schweiz) war das gesetzliche Wertverhältnis wie 1 :151, 
d.h. 1 Kilo Gold gleich 1512 Kilo Silber; 

2. daß der Schuldner die Wahl hat, ob er in Gold- oder in (voll- 
wichtigen) Silbermünzen zahlen will, da beide gleichwertig sind, und 

3. daß jedermann das Recht hat, Gold oder Silber zur staatlichen 
Prägeanstalt zu bringen und zu verlangen, daß ihm (gegen Bezah- 
lung der Prägekosten) hieraus Gold- oder vollwichtige Silbermünzen 
geprägt werden. 

Die „hinkende“ Gold- oder Doppelwährung. Das Wesen der- 
selben besteht darin,.daß neben den Goldmünzen eine Silbermünze 
unbeschränkte Zahlkraft besitzt, daß aber die freie Ausprägung der 
Silbermünzen (für private Rechnung) eingestellt ist. Der Schuld- 
ner hat die Wahl, ob er in Gold oder in der betreffenden Silber- 
münze zahlen will. Die „hinkende“ Währung ist eine Errungen- 
schaft des Deutsch-Französischen Krieges von 1870/71. Als näm- 
lich nach Beendigung des Krieges Deutschland auf Grund der 
französischen Milliardenzahlung sich entschloß, zur Goldwährung 
überzugehen und viel französisches Gold nach Deutschland abge- 
liefert werden mußte, begannen die Franzosen — deren Geldwesen 
unter der herrschenden Doppelwährung vorwiegend aus Gold be- 
stand — zu befürchten, daß die Lücke, die in ihren Goldbestand 
gerissen wurde, durch das in Deutschland überflüssig gewordene 
Silber ausgefüllt werden könnte. Um sich gegen diese Eventualität 
und die weitere Gefahr zu schützen, daß durch diese Überflutung 
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mit Silber der letzte Rest des Goldgeldes hinweggeschwemmt wer- 
den könnte, wurde durch ein einfaches Dekret der Regierung vom 
6. September 1873 (nicht etwa durch ein regelrechtes Gesetz!) der 
staatlichen Münze verboten, Silber von Privaten zur Ausprägung 
zu übernehmen, d. h. die freie Silberprägung wurde eingestellt. 
Der Rechtszustand in Frankreich ist somit der folgende: Im Prin- 
zip (d. h. auf dem Papier) besteht noch immer die Doppelwährung, 
und wer eine Zahlung zu leisten hat, hat nach wie vor die Wahl, ob 
er in Gold oder in silbernen Fünffrankenstiücken (weil diese voll- 
wichtig ausgeprägt waren) zahlen will. Der Staat hat nach wie 
vor das Recht (von dem er allerdings nur einen beschränkten Ge- 
brauch macht) silberne Fünffrankenstücke ausprägen zu lassen, 
aber der Privatmann darf kein Silber zur Ausprägung in die staat- 
liche Prägeanstalt mehr bringen. — Man nennt dies die hinkende 
Doppelwährung. 

Den entgegengesetzten Weg hat Deutschland eingeschlagen. Als 
dürch die Gesetze von 1871 und 1873 der Übergang zur Goldwäh- 
rung ausgesprochen war, mußte vorerst für das in den Verkehr zu 
bringende Gold Raum geschaffen’ werden, d. h. es mußte ein großer 
Teil des umlaufenden Silbers aus dem Verkehr gezogen werden. 
Hätte man dies nicht getan, und hätte. man einfach die neuen Gold- 
münzen neben dem zirkulierenden Silbergeld& in den Verkehr ge- 
worfen, so wäre durch diese kolossale Geldvermehrung eine der- 
artige Preisrevolution und Preissteigerung in Deutschland hervor- 
gerufen worden, daß es lohnend geworden wäre, die meisten Artikel 
aus dem (billigeren) Auslande zu beziehen, und es wäre das in den 
Verkehr geworfene Gold zur Bezahlung jenes riesig gesteigerten 
Warenimportes wieder ins Ausland abgeflossen. Deutschland be- 
oann also, einen Teil seines Silbers aus dem Verkehr zu ziehen, und 
da man selbstverständlich bedacht sein mußte, dieses Silber zu ver- 
werten, so fing man an, dasselbe ins Ausland zu verkaufen. Infolge 
dieser Verkäufe begann der Silberpreis auf dem Weltmarkte zu 
sinken. Dadurch erschreckt, begannen die übrigen europäischen 
Staaten dem Beispiele Deutschlands zu folgen und gleichfalls zur 
Goldwährung überzugehen, und die notwendige Folge dieser allge- 
meinen Demonetisierung des Silbers war ein weiterer, und zwar 
bisher beispielloser Rückgang des Silberpreises.. Deutschland sah 
sich dadurch. gezwungen, seine Silberverkäufe einzustellen und 
mußte bestrebt sein, einen Teil des Silbers im Verkehr zu behalten. 
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Und da andererseits das Gold, das dem Deutschen Reiche unter dem 
Titel der Kriegsentschädigung von Frankreich zufloß, nicht groß 
genug erschien, um die Goldwährung ganz glatt durchzuführen, 
entschloß man sich dazu, die alten Silbertaler neben dem neuen 
Goldgelde im Umlaufe zu belassen und ihnen die unbeschränkte 
Zahlkraft zuzuerkennen. Der Rechtszustand jener Zeit in Deutsch- 
land war der folgende. Im Prinzip (d. h. auf dem Papier) exi- 
stierte damals die Goldwährung, aber neben den Goldmünzen 
zirkulierten (genau wie in Frankreich die silbernen Fünffranken- 
stücke) die alten Silbertaler mit unbeschränkter Zahlkraft. Dem- 
gemäß hatte zu jener Zeit in Deutschland jeder, der eine Zahlung 
zu leisten hatte (genau wie in Frankreich), die Wahl, ob er in Gold 
oder in Silber (in Talern) zahlen wollte. Und da in einem Lande 
‘ der Goldwährung eine freie Silberprägung (für Private) überhaupt 
nicht gestattet ist, so darf in Deutschland (auch wieder genau wie 
in Frankreich) der Privatmann nur mit Gold zur Münze kommen 
und die Ausprägung verlangen. Man nennt dies die hinkende 
Goldwährung. Frankreich und Deutschland sind von entgegenge- 
setzten Punkten ausgegangen, Frankreich von der Doppelwährung, 
Deutschland von der Goldwährung, in der Mitte aber trafen sie 
zusammen. 

Durch Verordnung des Bundesrates vom 27. Juni 1907 wurde 
verfügt, daß die Silbertaler bis 1910 eingezogen werden sollen. Da 
dies geschehen ist, hat in Deutschland die hinkende Goldwährung 
aufgehört zu existieren und besitzt das Reich seither die reine Gold- 
währung. In Österreich-Ungarn bestand die hinkende Gold- 
währung auf Grund der österreichischen und der ungarischen 
Währungsgesetze vom 2. August 1892. Durch diese Gesetze wurde 
die Goldwährung eingeführt, doch wurde verfügt, daß bis auf wei- 
teres die bisherigen Silbergulden mit unbeschränkter Zahlkraft im 
Umlaufe -belassen werden sollen. 

Die Parallelwährung besteht darin, daß goldene und silberne 
Münzen nebeneinander umlaufen, ohne daß das Wertverhältnis der 
beiden Metalle gegeneinander gesetzlich fixiert wäre, das Wertver- 
hältnis soll sich vielmehr im freien Verkehr (Angebot und Nach- 
frage, Produktionskosten u. dgl. m.) von selbst herausbilden. Den 
einzelnen soll es überlassen bleiben, ob sie ihre Zahlungsverbind- 
lichkeiten auf Gold oder auf Silber lautend stipulieren wollen. Die 
Parallelwährung ist eigentlich die älteste Form des gleichzeitigen 
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Gebrauches von goldenen und silbernen Münzen. Es zirkulierten 
goldene und silberne Münzen nebeneinander, aber niemand war 
verpflichtet, die Goldmünzen zu einem bestimmten Nennwerte an- 
zunehmen. (In den damaligen Donaufürstentümern, dem heutigen 
Königreich Rumänien, erhielt sich eine Art Parallelwährting bis 
in die 50er Jahre des vorigen Jahrhunderts. In diesen Ländern 
war der österreichische Dukaten eine sehr beliebte und verbreitete 
Münze, und es bildete die Regel, daß Kaufverträge über größere 
Objekte — Landgüter, Häuser, Equipagen, bessere Pelze u. dgl. — 
in Österreichischen Dukaten abgeschlossen wurden. Neben den 
Dukaten zirkulierten türkische Silber- und Scheidemünzen, und 
in diesen Geldsorten waren die Preise der Bedarfsartikel des täg- 
lichen Lebens festgesetzt.) 

Einen erfolglosen Versuch, eine Parallelwährung in Deutsch- 
land und Österreich einzuführen, repräsentiert der deutsch-öster- 
reichische Münzvertrag vom 24. Januar 1857. Hiernach sollte 
eine Goldmünze im Bruttogewicht von 11,1 Gramm, die genau 
10 Gramm Feingold enthalten sollte (50 Stück aus einem Zollpfund 
[500 Gramm] Feingold oder 45 Stück aus einem Zollpfund, 
°/10 Gold und !/,. Kupfer) unter dem Namen „Goldkrone“ ge- 
prägt werden, und sollte es den Privaten freistehen, die Zahlungen 
in Silber (norddeutschen Talern, süddeutschen Gulden, österrei- 
chischen Gulden) oder in Goldkronen zu stipulieren. Da aber diese 
Goldkrone in keinem bequemen Verhältnisse zu den Talern, den 
süddeutschen und den österreichischen Gulden stand, ist sie nie 
praktisch geworden. 

Die Einführung einer Parallelwährung wurde in den letzten 
Dezennien wiederholt befürwortet. Diese Vorliebe für die Pa- 
rallelwährung entspringt einer gewissen formalen Konsequenz des 
Denkens. Die Silberwährung ist — wie erwähnt wurde — die 
ältere und demgemäß war das Gewicht der Silbermünzen in gewissen 
runden Gewichtseinheiten (oder rationellen Brüchen dieser Ge- 
wichtseinheiten) festgesetzt. Als man dann anfing, Goldmünzen 
neben den Silbermünzen zu prägen, wurden die Goldmünzen zu- 
meist derart geprägt, daß sie einer bestimmten Anzahl von Silber- 
münzen mehr oder weniger gleich sein sollten. Dies überging dann 
in die moderne Doppelwährung und in die Goldwährung, es wurden 
Goldmünzen geschlagen, die im Werte gleich sein sollten 20 sil- 
bernen Franken, 20 silbernen Mark, 20 silbernen Kronen u. dgl. m., 
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und die notwendige Folge hiervon ist, daß das Gewicht unserer 
modernen Goldmünzen keinen runden Satz, sondern einen möglichst 
irrationalen Dezimalbruch repräsentiert. Beispielsweise enthält das 
goldene Zwanzigfrankstück 5,8064 Gramm reinen Goldes, das Gold- 
gewicht des österreichischen goldenen Zwanzigkronenstückes reprä- 
sentiert gar einen unendlichen periodischen Dezimalbruch; die ge- 
dachte Münze enthält nämlich 6,097560975.... Gramm reinen 
Goldes u. dgl. m. Es entbehrt daher nicht einer gewissen Berechti- 
gung, wenn manche Schriftsteller behaupten, daß unsere moderne 
Goldwährung keine eigentliche Goldwährung, sondern sozusagen 
eine ins Gold übertragene Silberwährung sei. Eine richtige Gold- 
währung müsse ausschließlich und ohne jede Nebenrücksicht vom 
Gewichte des Goldes ausgehen und verfügen, daß Goldmünzen zu 
prägen seien, welche runde (etwa 5, 10, 15 o. dgl.) Gewichtseinheiten 
reinen Goldes zu enthalten hätten. Die Ausprägung derartiger 
Goldmünzen (von etwa 5 und 10 Gramm Feingold), und gleich- 
zeitig analoger Silbermünzen (von etwa 5, 10, 15 usw. Gramm Fein- 
silber) wäre allerdings scheinbar sehr einfach und rationell, aber für 
die Praxis ganz unbrauchbar, weil man im praktischen Leben be- 
quem rechnen will und demgemäß verlangt, daß die größere Münze 
jedesmal eine volle Anzahl der Werteinheiten (also etwa 1, 2, 5, 
10, 20, 50, 100 Franken o. dgl.), nicht aber irrationale Bruchteilo 
repräsentieren soll. 

Die Papierwährung. Als Papierwährung bezeichnet man es, 
wenn in einem Lande das eigentliche sog. Währungsgeld (also ab- 
gesehen von der eigentlichen Scheidemünze und etwaigen minder- 
wertig ausgeprägten Metallmünzen) aus uneinlöslichen mit Zwangs- 
kurs versehenen Scheinen (Staats- oder Banknoten) besteht. Die 
Ursache der Papierwährung ist in der Regel darin zu suchen, daß 
der betreffende Staat durch einen kostspieligen Krieg oder vielleicht 
durch länger andauernde innere politische Wirren zu großen Aus- 
gaben gezwungen war, die er nicht anders als durch eine massen- 
hafte Ausgabe von Pe zu bestreiten vermochte, durch welche 
das vorhandene Metallgeld ins Ausland verdrängt wurde. Ein der- 
artiges Vorkommnis ist jedesmal eine Kalamität, und da überdies 
die früheren Regierungen der Papiergeldwirtschaft und den ewigen 
Kursschwankungen des inländischen Papiergeldes gegenüber dem 
‚ausländischen Gold- oder Silbergeld machtlos gegenüberstanden, so 
konnte es nicht ausbleiben, daß die Papierwährung allgemein als 
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ein Übel angesehen wurde. Als ihr wesentlichster Nachteil wurde 
es bezeichnet, daß die ganze Wirtschaft des betreffenden Volkes auf 
eine schwankende Basis gestellt werde und den Charakter des Lot- 
teriespieles annehme, weil die ewigen Kursschwankungen des 
Papiergeldes dem Gewerbetreibenden und dem Kaufmanne jede 
Preiskalkulation unmöglich machen und ihn dem blinden Zufalle 
preisgeben. Unter dem Eindruck des Weltkrieges beginnt jedoch 
gegenwärtig sich ein Umschwung der Meinungen vorzubereiten, der 
insbesondere auf die Knappsche Schrift „Staatliche Theorie des 
Geldes“ 1) zurückzuführen ist. 

Der Gedanke, der der Knappschen Schrift zugrunde liest, 
ist, daß die Geldqualität dem betreffenden Gute vom Staate bei- 
gelegt wird. Wohl ist es richtig, daß ursprünglich das Geld sozu- 
sagen „von selbst“ entsteht, d. h. daß irgendeine Ware, die allge- 
mein beliebt ist, von den Menschen anfänglich halb unbewußt als 
Vermittler der Tauschgeschäfte — als Tauschgut -— verwendet 
wird. Aber zum eigentlichen Gelde wird diese Ware erst dadurch, 
daß der Staat sie zum allgemeinen Tauschgut, zum Gelde, erklärt 
- und deren Werteinheit festsetzt. Anfänglich und auch später noch 
die längste Zeit hindurch überwiegt hier der Gedanke, daß die ein- 
zelnen Geldstücke ihren eigenen sog. „innern“ Wert haben, und 
daß der Staat diesen ‚„innern“ Wert nur sanktioniert, und daß auch 
das Papiergeld (gleichgültig ob Banknoten oder eigentliches Staats- 
papiergeld) nur aus dem Grunde einen Wert hat, weil es ein Zah- 
lungsversprechen (das Versprechen, daß dieser Schein einmal gegen 
Gold oder Silber eingelöst werden wird) enthält. 

Sieht man näher zu, so zeigt sich’s, daß die Sache sich in Wirk- 
lichkeit anders verhält. Schon in der Zeit der regelmäßigen Geld- 
verschlechterungen seitens der einzelnen Staaten sieht man, wie 
die Regierungen bestrebt sind, den Münzen einen höheren als den 


1) Georg Friedrich Knapp, Staatliche Theorie des Geldes, Leipzig 
1905. — Friedrich Bendixen, Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte 
des Weltkrieges. Leipzig 1916. — Dr. Otto Heyn, Über Geldwesen nach dem 
Kriege. Stuttgart 1916. — Dr. Rudolf Dalberg, Die Entthronung des Goldes. 
Stuttgart 1916. — Irving Fischer, Kaufkraft des Geldes. Berlin 1916. — 
Dr. Christen, Die absolute Währung des Geldes. Bern 1915. — Eugen Ben- 
zion, Eine Reform der Notenbank als Voraussetzung der Wiederherstellung der 
Währung. Wien 1916. — Ernst Ruziezka, Kriegsschaden und Wiederher- 
stellung. Wien 1916. — Dr. Leopold Kovacs, Die Unabhängigkeit des Bank- 
notenumlaufes vom Golde. Graz 1916. , 
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Metallwert beizulegen, weil sie jedesmal erklären, daß die neue 
schlechter ausgeprägte Münze den gleichen Wert haben soll, wie die 
ältere besser ausgeprägte Münze. Ganz besonders deutlich tritt 
dies heute in den Goldwährungsländern hervor, in denen nur das 
sog. valutarische, das Währungsgeld, d. i. in denen nur die Gold- 
münzen denjenigen gesetzlichen Wert haben, der ihrem Metallwerte 
gleichkommt, während der Staat allen übrigen Münzen einen Wert 
beilegt, der viel höher ist als ihr Metallwert. Die eigentlichen 
Scheidemünzen (stark legiertes Silber, Nickel, Kupfer und 
neuestens auch Eisen) haben einen minimalen Metallwert. Die 
en halben Scheidemünzen (die Stücke zu 1, 2 oder auch 

3 Frank, Mark, Kronen u. dgl.) sind leichter ausgeprägt (Legie- 
rung 835 + 165) und haben einen Silberwert, der ungefähr der 
. Hälfte ihres Nominalwertes gleichkommt. Der Silberwert der sog. 
vollwichtig ausgeprägten Silbermünzen (die Münzen zu 5 Frank, 
Mark, Kronen), d. h. der Silbermünzen, die seinerzeit vollwichtig 
ausgeprägt wurden (Legierung °/jo + !/10), ist infolge des gesun- 
kenen Silberpreises gleichfalls wesentlich niedriger als ihr Nenn- 
wert. Vom uneinlöslichen, mit Zwangskurs versehenen Papiergeld 
schon ganz zu schweigen. 

Die Erfahrung lehrt also, daß der staatliche Ausspruch genügt, 
um dem unterwertigen Gelde einen Wert zu verleihen, der von dem 
inneren Werte der einzelnen Geldstücke unabhängig ist. Überdies 
lehrt die Erfahrung weiter, daß ziemlich alle Staaten gelegentlich 
gezwungen waren, zur Papiergeldwirtschaft ihre Zuflucht zu 
nehmen, und jedesmal hat die staatliche Autorität es vermocht, den 
Papierzetteln irgendeinen Wert zu verleihen. Im Inlande gilt 
eben das staatliche Machtwort, im Auslande hingegen versagt das 
. staatliche Gebot. Allerdings ist das inländische Papiergeld auch 
im Auslande nicht ganz wertlos, weil der Ausländer mit dem inlän- 
dischen Papiergelde im Inlande irgendwelche Waren kaufen und 
diese sodann ins Ausland beziehen kann. Allein dieser Wert ist 
von der jeweiligen wirtschaftlichen und politischen Lage des In- 
landes abhängig und daher ein schwankender und die Schwierigkeit 
besteht nur darin, den inländischen Zetteln gegenüber dem auslän- 
dischen Gelde einen gewissen fixen Wert zu geben, d. h. den Wechsel- 
kurs zwischen dem Inlande und dem Auslande zu einem stabilen 
zu machen. 

. Bis zu den 70er Jahren des verflossenen Jahrhunderts wußte 
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man nicht dieser Schwierigkeit zu begegnen. Man tröstete sich 
mit dem Gedanken, daß es infolge der Entwertung des inländischen 
Papiergeldes für das Ausland lohnend werde, Waren aus dem 
Papiergeldlande zu beziehen, d. h. also, daß dadurch der Waren- 
export und damit das Zuströmen des ausländischen Metallgeldes 
begünstigt werde. Seither hat man begonnen, sich nicht mehr mit 
der Rolle des passiven Zuschauers zu begnügen, sondern positiv ein- 
zugreifen, um den Wechselkurs zwischen dem Papiergeldlande und 
dem Auslande bis,zu einem gewissen Grade zu stabilisieren. 

Der eine Weg besteht darin, daß in dem Papiergeldlande der 
Diskontosatz erhöht wird. Dadurch wird das Ausland veranlaßt, 
Geld nach dem Inlande zu senden und damit hier Geschäfte zu be- 
treiben. Mit anderen Worten, man hofft, auf diese Weise Metall- 
geld ins Land zu ziehen. . j x 

Der zweite Weg wurde seit den 70er Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts in Österreich-Ungarn versucht; er bestand in der sog. 
Devisenpolitik der Österreichisch-ungarischen Bank, d. h. die Bank 
kaufte, wo sich die Gelegenheit bot, sog. Devisen, d. h. Wechsel, die 
auf ausländische Plätze und auf ausländische Währung lauten, und 
stellte sie zu einem fixen Kurse denjenigen inländischen Geschäfts- 
leuten zur Verfügung, die im Auslande Zahlungen zu leisten hatten. 
Es ist begreiflich, daß die Bank — wenn sie auf diese Weise auf 
die Dauer einen festen Kurs des inländischen Papiergeldes auf- 
rechterhalten will — finanzielle Opfer bringen muß, und nur die 
Frage kann entstehen, ob die Bank dieses Opfer aus eigenem tragen 
soll oder ob und wie ihr dieses Opfer vom Staate vergütet wird. 

Ein dritter Modus wurde zu jener Zeit von der russischen Re- 
gierung unter dem damaligen Finanzminister Witte gewählt. 
Die russische Regierung dotierte ein Berliner Bankhaus mit Gold 
und dieses übernahm die Verpflichtung der russischen Geschäfts- 
welt, die im Auslande Zahlungen zu leisten hatte, dieses Gold zu 
einem fixen Kurse zur Verfügung zu stellen. Das mit dieser Ope- 
ration verbundene finanzielle Opfer wurde hier, und zwar zur För- 
derung der heimischen Volkswirtschaft, direkt vom Staate über- 
nommen. | 

Tatsächlich gelang es beiden Staaten — Österreich-Ungarn wie 
Rußland —, seit dem Ende der 70er Jahre bis zur Einführung der 
Goldwährung in beiden Ländern einen fixen Kurs ihres Papier- 
geldes aufrechtzuerhalten. | 
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Knapp in seiner obenerwähnten Schrift begnügt sich, die 
Tatsache festzustellen, daß die Staatsgewalt die Macht besitzt, 
eventuell wertlose Papierzettel zum Gelde .zu machen und ihnen 
einen gewissen Wert nicht nur beizulegen, sondern diesen Wert 
auch auf die Dauer aufrechtzuerhalten. Er verwahrt sich jedoch 
wiederholt ausdrücklich gegen die Zumutung, als ob er aus seiner 
theoretischen Überzeugung irgendwelche Schlußfolgerungen für die 
Praxis ziehen wollte. Die in der vorstehenden „Anmerkung“ auf 
Seite 380 genannten Autoren gehen jedoch unter dem Eindrucke 
des gegenwärtigen Krieges um einen Schritt weiter. Angesichts 
der Tatsache, daß infolge des Krieges in Deutschland wie in Öster- 
reich-Ungarn das gesamte Metallgeld aus dem Verkehr verschwun- 
den ist und durch Papierzettel ersetzt werden mußte, verlangen sie, 
daß man bei der Papierwährung im Inlande verbleiben und daß 
das gesamte Gold (und Silber) der Bank überwiesen werden solle. 
Die Bank möge es verwahren und nur dann zu Zahlungen an das 
Ausland verwenden, wenn einmal die Warenausfuhr gegenüber der 
Einfuhr zurückbleiben und eine Ausgleichung der Differenz durch 
Barzahlung notwendig werden sollte. 

Der gleiche Gedanke scheint gegenwärtig in England zum 
Durchbruch gelangt zu sein. In einem in der „Neuen freien Presse“ 
vom 8. Juni 1919 veröffentlichten Artikel „Die Zukunft der Wäh- 
rungen“ von Dr. Friedrich Bendixen, Direktor der Hypo- 
thekenbank in Hamburg, finde ich nachstehenden Passus: ‚Selbst 
in dem klassischen Goldwährungsland England ist man zu der Über- 
zeugung gelangt, daß der Umlauf goldener Münzen für den Bestand 
der Goldwährung unwesentlich, ja sogar unzweckmäßig sei. Die 
unter dem Vorsitz des Gouverneurs der Bank von England, Lord 
Cunliffe, tagende Währungskommission empfiehlt in ihrem Be- 
richt Maßnahmen, durch die der Goldumlauf beseitigt und alles 
Gold in die Bank von England geleitet werden soll, um dort zur 
Verteidigung der Valuta im internationalen Zahlungsverkehr zu 
dienen. Dem einzelnen Engländer wird es künftig verwehrt sein, 
seine Noten gegen Gold einzutauschen, das Ausland aber bleibt be- 
rechtigt, gegen Pfund Sterling Gold zu fordern, die Goldausfuhr 
soll daher nicht behindert werden. Die Bedeutung der Goldwäh- 
rung liest also fortan auch bei den Engländern nur noch auf dem 
Gebiete des internationalen. nicht mehr des inländischen Zahlungs- 
verkehrs,“ 
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Würdigung dieser verschiedenen Währungssysteme. Über die 
Papierwährung und die Parallelwährung ist nicht viel zu sagen. 
Die Papierwährung ist ein Resultat der Not und — wenigstens so- 
weit die bisherigen praktischen Erfahrungen reichen — keineswegs 
besonders erfreulich. Die Parallelwährung präsentiert sich — wie 
auch schon dargetan wurde — auf dem Papier sehr nett, aber sie 
ist unpraktisch. 

Es erübrigen somit nur die anderen drei Währungssysteme, die 
Silber-, die Gold- und die Doppelwährung. Die „Würdigung“ 
dieser drei Währungssysteme bildete eine stehende Rubrik in allen 
bis zum Jahre 1871 (d. i. bis zum allgemeinen Übergang zur Gold- 
währung) erschienenen Lehr- und Handbüchern, und zwar geschah 
dies, indem man rein theoretisch die beliebten „Licht- und Schatten- 
seiten“ jeder dieser drei Währungen einander gegenüberstellte. 

Die Silberwährung — sagte man — eigne sich besser für ärmere 
Länder, in denen die kleineren Zahlungen überwiegen. Überdies 
sei der Wert des Silbers stabiler, weil das Silber im Bergbau ge- 
wonnen werde und seine Jahresproduktion eine mehr gleich- 
mäßige sei. 

Die Goldwährung sei umgekehrt die Währung der reichen Län- 
der, in denen die großen Zahlungen überwiegen. (Daß es Bank- 
noten gibt, mit denen man auch in den Ländern der Silberwährung 
die größten Zahlungen in sehr bequemer Weise effektuieren kann, 
scheinen die Herren vergessen zu haben.) Als „‚Schattenseite‘“ wurde 
geltend gemacht, daß der Wert des Goldes weniger stabil sei, weil die 
bergmännische Gewinnung des Goldes eine zwar kontinuierliche, 
aber mäßige ist, während dann plötzlich riesige Quantitäten von 
Waschgold (Kalifornien, Australien) gefunden werden. 

Die weitgehendsten Meinungsverschiedenheiten herrschten be- 
züglich der Doppelwährung. Die Gegner griffen insbesondere den 
der Doppelwährung zugrunde liegenden Kerngedanken, daß näm- 
lich das Wertverhältnis der beiden Edelmetalle dauernd fixiert sein 
muß, heraus und machten ihn zum Gegenstande der schärfsten 
Kritik. Sie wenden ein, daß es prinzipiell verfehlt sei, das. Wert- 
verhältnis zweier Güter zueinander unveränderlich festsetzen zu 
wollen, weil der Wert eines jeden Gutes (und somit auch der Wert 
des Goldes und des Silbers) abhänge von der jeweiligen Gestaltung 
von Angebot und Nachfrage, sowie von den Produktionskosten und 
somit Schwankungen unterliege. Vermesse sich irgendein Land, 


IL. Wesen und Funktionen den Geldes, 385 


gegen dieses wirtschaftliche ‚„Naturgesetz“ anzukämpfen und den 
Wert der beiden Edelmetalle gegeneinander festzusetzen, so werde 
es vom Auslande ausgebeutet werden, weil ihm jedesmal das billigere 
Metall zugeführt und das teurere entzogen wird. Herrscht nämlich 
in einem Lande — wie dies in Frankreich seit 1803 bis 1873 tat- 
sächlich der Fall war — die Doppelwährung auf Grund des Wert- 
verhältnisses von 1 :151% und sinkt auf dem freien Weltmarkte der 
Wert des Silbers derart, daß man 16 Kilogramm Silber in die Hand 
nehmen muß, um 1 Kilogramm Gold zu kaufen, so wird es lohnend, 
1512 Kilogramm Silber in das Doppelwährungsland zu senden, diese 
1542 Kilogramm dort gegen 1 Kilogramm Gold umzutauschen, letz- 
teres ins Ausland zu beziehen und hierfür 16 Kilogramm Silber zu 
kaufen ; der Gewinn bei dieser Operation, die in der kürzesten Zeit 
und mit ganz geringen Kosten durchgeführt und beliebig oft wie- 
derholt werden kann, beträgt Y Kilogramm Silber. Sinkt umge- 
kehrt auf dem freien Weltmarkte der Wert des Goldes derart, daß 
man für 1 Kilogramm Gold nur 15 Kilogramm Silber kaufen kann, 
so wird es lohnend, 1 Kilogramm Gold in das Doppelwährungsland 
zu senden, es dort gegen 151% Kilogramm Silber umzutauschen und 
die letzteren ins Ausland zu beziehen. — Gewinn: auch wieder 
1a Kilogramm Silber, und das Doppelwährungsland muß in jedem 
Falle die Zeche bezahlen. Tatsache ist es, daß in den 50er Jahren 
des vorigen Jahrhunderts, als infolge der kalifornischen Goldfunde 
das Gold im freien Verkehr ein wenig unter die französische Re- 
lation von 1 :151% herabsank, sich die Verkehrskanäle in Frank- 
reich mit Gold füllten und das Silber aus dem Verkehr verschwand. 
(Es sollen damals eine Zeit hindurch täglich einige Millionen 
Franken in silbernen Fünffrankenstücken ins Ausland exportiert 
worden sein.) 
Hieraus folgt aber ein Zweites. Wenn einem Lande der Doppel- 
+ währung wirklich das im Inlande zu hoch tarifierte (im Auslande 
also billigere) Metall zugeführt und das zu niedrig tarifierte (im 
Auslande also teurere) Metall entzogen wird, so wird in dem Doppel- 
- währungslande immer nur ein Metall zirkulieren. Es wird also 
zwar die Doppelwährung auf dem Papiere existieren, in Wirklich- 
keit wird aber immer nur eine einfache Währung vorhanden sein. 
Dementgegen preisen die Verteidiger der Doppelwährung es als 
Vorzug: 2 
1. Daß durch die gleichzeitige (bzw. abwechselnde) Verwendung 
Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie. 25 
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der beiden Edelmetalle zu Geldzwecken der Wert des Geldes (nach 
dem an früherer Stelle erwähnten sog. Gesetze von den zusammen- 
hängenden Preisen) geringeren Schwankungen unterworfen sei, 
somit stabiler werde. 

2. Gegenüber der Behauptung der Gegner, daß es unmöglich 
sei, ein fixes Wertverhältnis der beiden Metalle aufrechtzuerhalten, 
berufen sich die Anhänger der Doppelwährung auf die Erfahrung. 
Die Tatsache allein, daß Frankreich seit dem Jahre 1803 die Dop- 
pelwährung mit dem Wertverhältnisse von 1 :15%2 aufrechter- 
halten habe, d. h. also, daß man während dieser Zeit Gold gegen 
Silber in Frankreich zu dem bestimmten Satze umwechseln konnte, 
habe genügt, um durch volle 70 Jahre die Wertrelation von 1 : 151% 
in der ganzen Welt aufrechtzuerhalten. Wenn also — sagt 
Schäffle in seiner 1881 erschienenen Schrift: „Für interna- 
tionale Doppelwährung“ — Frankreich allein durch volle 70 Jahre 
die Wertrelation von 1 :151% aufrechterhalten konnte, so müßte 
ein Weltbund aller Kulturstaaten um so mehr in der Lage sein, die 
Wertrelation von 1 :1512 gegen alle Erschütterungen sicherzu- 
stellen. Durch eine derartige Konvention würde — wie 
Schäffle sagt — ein so kolossales Reservoir an Edelmetall mit 
der Wertrelation von 1 :15%2 geschaffen, daß demgegenüber irgend- 
welche Veränderungen in den Produktionsverhältnissen der beiden 
Metalle verschwinden müßten. | 

Sieht man ab von der Schrift Schäffles, die — wie gesagt — 
zehn Jahre nach dem Übergange Deutschlands zur Goldwährung 
erschien und faßt man die verschiedenen vor dem Jahre 1871 er- 
schienenen Schriften ins Auge, welche die Frage der verschiedenen 
‚Währungen erörtern, so muß man wohl sagen, daß sie eine große 
Naivität an den Tag legen. Die beliebten „Licht- und Schatten- 
seiten“ werden (wie im vorstehenden) einander gegenübergestellt, 
und damit ist die Sache abgetan. Man gewinnt den Eindruck, als 
könnte jeder Staat beliebig zu dieser oder jener Währung übergehen 
und als wäre ein Währungswechsel eine so einfache Sache wie etwa 
die Einführung neuer Uniformknöpfe in der Armee. An die 
Folgen, die ein Währungswechsel möglicherweise nach sich ziehen 
könnte, wurde nicht entfernt gedacht. 

Erst die Entwicklung der Dinge seit dem Jahre 1871 hat gelehrt, 
von welch schwerwiegenden Folgen ein Währungswechsel begleitet 
ist. Deutschland hat durch seine Gesetze von 1871 und 1873 die 
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Goldwährung bei sich eingeführt und die nächste Folge jenes Ent- 
schlusses war — wie bereits erwähnt —, daß Deutschland, um für 
die Zirkulation der Goldmünzen Raum zu schaffen, anfing, das 
Silbergeld aus dem Verkehr zu ziehen und ins Ausland zu ver- 
kaufen !), und die weitere Konsequenz hiervon war ein Rückgang 
des Silberpreises. Frankreich antwortete hierauf — wie auch schon 
erwähnt — mit der Einstellung der freien Silberprägung für pri- 
vate Rechnung, die begreiflicherweise auch wieder auf den Silber- 
preis ungünstig zurückwirken mußte. Und wie in Frankreich, so 
wurde gleichzeitig in den übrigen Ländern der lateinischen Münz- 
union (Belgien, der Schweiz, Italien und Griechenland) die freie 
Silberprägung sistiert. Nun kam die allgemeine Panik. Das Bei- 
spiel Deutschlands und die Furcht vor einer Überflutung mit dem 
entwerteten Silber wirkte ansteckend auf die übrigen Kulturstaaten. 
Holland stellt 1874 gleichfalls die Silberprägung ein und entschied 
sich 1875 für den Übergang zur (hinkenden) Goldwährung. In 
gleicher Weise entschieden sich die skandinavischen Staaten 
(Schweden, Norwegen, Dänemark) in den Jahren 1872, 1873 und 
1875 für den Übergang zur Goldwährung. In Österreich-Ungarn 
wurde 1879 die freie Silberprägung eingestellt und 1892 die (hin- 
kende) Goldwährung eingeführt. In Britisch-Indien wurde 1893 
die Silberprägung eingestellt, und schließlich sind auch die Ver- 

_ einigten Staaten von Amerika, sowie Rußland und Japan dem Bei- 
spiele der übrigen Staaten gefolgt, so daß heute in allen Kultur- 
staaten entweder die reine Goldwährung (England) oder die „hin- 
kende‘“ Gold- bzw. die „hinkende“ Doppelwährung eingeführt ist. 
(China ist bei der Silberwährung verblieben. — Die zentral- und 
südamerikanischen Staaten kamen wegen ihrer zerrütteten Valuta- 
verhältnisse hier nicht in Betracht.) 
Die Folge hiervon war ein Rückgang des Silberpreises, wie ihn 
bisher die Weltgeschichte nicht gekannt hat. Das Wertverhältäis 
des Goldes zum Silber, das sich seit 1621 bis Ende 1800 zwischen 
1 :14 bis 15,21 bewegte, und das seit 1801 bis 1872 ziemlich unver- 
ändert wie 1 :15%2 stand, begann sich seit 1873 zuungunsten des 


1) Die „Denkschrift über den Gang der Währungsfrage seit dem Jahre 1867. 
Veriaßt im Kk. k. (österreichischen) Finanzministerium“ (Wien, Hof- und Staats- 
druckerej, 1892) sagt S. 8: „Nach der achten Denkschrift des (deutschen) Reichs- 
kanzleramtes über die Ausführung der Münzreform umfassen die bis 1879 überhaupt 
e But Silberverkäufe Deutschlands allein 7 104895 933 Pfund (zu500 Gramm) fein, 
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Silbers zu verschieben. Die Jahresdurchschnitte schwankten in 


der Zeit von 1872 bis 1907 zwischen 1 :15%2 bis rund 1:38. Der 
Londoner Silberpreis für die Standard-Unze Silber (1 Unze zu 
0,925 fein = 28,75 Gramm Feinsilber), der zur Zeit, als das Wert- 
verhältnis des Goldes zum Silber noch wie 1:151% stand, 
60,84 Pence betrug, erreichte im November 1902 seinen tiefsten 
Stand mit 214/,, Pence und stand im Durchschnitte der Jahre 
1906 und 1907 auf rund 301% Pence, d. h. also: in den Jahren 1906 
und 1907 war der Wert des Silbers- gegenüber seinem früheren 
Stande (bis 1872) auf die Hälfte gesunken !). 

Angesichts dieser kolossalen Entwertung des Silbers, die (wenn 
man die in der ganzen Welt vorhandenen Silberquantitäten berück- 
sichtigt) einen in die Milliarden gehenden Verlust repräsentiert, 
ist wohl die Frage zulässig, ob solches notwendig war, oder ob diese 
gewaltige Revolutionierung des Geldwesens nicht etwa vermieden 
werden konnte. Richtig ist, daß in Deutschland vor dem Kriege 
mit Frankreich viel über das Geld- und Umlaufswesen geklagt 
wurde, namentlich wurde darüber Klage geführt, daß neben dem 
Silber die verschiedenartigsten Bank- und Staatsnoten sowie fällige 
Coupons der diversesten Wertpapiere als Geld zirkulierten. Die 
Berechtigung dieser Klagen soll nicht bestritten werden, aber die 
Abhilfe war da weniger auf dem Gebiete des Währungswesens, als 
vielmehr auf dem des Bank- und Notenwesens zu suchen. Die 
frühere Kleinstaaterei brachte es mit sich, daß jeder Staat wenig- 
stens eine Zettelbank besaß, und da konnte es allerdings nicht aus- 


bleiben, daß das gleichzeitige Umlaufen von Noten soundso vieler 
Zettelbanken und eventuell das Vorhandensein verschiedener 


Staatsnoten als eine recht empfindliche Kalamität empfunden 
wurde. Das alles hat aber mit der Silberwährung nichts zu tun. 
Und wenn behauptet wird, daß es recht lästig ist, größere Mengen 
Silbergeldes kontinuierlich in der Tasche bei sich zu tragen, so kann 
darauf hingewiesen werden, daß man heutzutage in den Silber- 
zertifikaten (voll gedeckte Noten) ein Mittel besitzt, das Herum- 
tragen von Silbergeld entbehrlich zu machen. Wollte Deutschland 
aber um jeden Preis schon goldenes Geld bei sich einführen, so bot 


sich ihm in dem Übergang zur französischen Doppelwährung auf 


1) Meyers „Großes Konversationslexikon“, 6. Auflage. Artikel „Edelmetalle“ 
und „Währung“, dann die Londoner „Finanz-Chronik“ vom 11. Januar 1908 
Nr. 2, Artikel „Warenpreise im Jahr 1907“ von A. Sauerbeck in London. f 
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Grund des Wertverhältnisses von 1:151% ein Mittel dar, dieses 
Ziel, und zwar ohne Entwertung des Silbers, in ganz ungezwungener 
Weise zu erreichen. 

Zwei sehr bedeutsame Lehren ergaben sich aus der Geschichte 


‘ des Währungswesens seit 1871. Einmal tritt mit geradezu hand- 


greitlicher Deutlichkeit der wirtschaftliche Zusammenhang der 
ganzen Kulturwelt zutage. Das Deutsche Reich beschließt den 
Übergang zur Goldwährung — eine Angelegenheit, die scheinbar 
keinen einzigen außerhalb der schwarz-weiß-roten Grenzpfähle 
wohnenden Menschen tangiert. Die hierauf Bezug nehmenden Maß- 
nahmen Deutschlands bewirken jedoch ein Sinken des Silberpreises. 
Frankreich erschrickt, es fürchtet, daß es mit dem aus Deutschland 
ausgewiesenen entwerteten Silber überschwemmt werden könnte 


‚und verbietet seinen -Münzstätten, Silber für private Rechnung 


auszuprägen, und infolgedessen fällt der Silberpreis noch tiefer. 
Und nun beginnt die allgemeine Panik. Es ist, wie wenn in einem 
dicht besetzten Theater- oder Konzertsaale der Schreckensruf 
„Feuer!“ ausgestoßen wird und alles entsetzt von den Sitzen auf- 
springt und in blinder Hast den wenigen Ausgängen zudrängt, ohne 
Rücksicht darauf, ob soundso viele Menschen erdrückt oder zu Bo- 
den getreten werden. Eine blinde Angst bemächtigt sich aller 
Staaten, jeder fürchtet, daß ihm das entwertete Silber zuströmen 
könnte und daß dadurch sein Geldwesen in Verwirrung gebracht 
würde. In seiner Isolierung ergreift jeder Staat das nämliche Aus- 
kunftsmittel ; jeder beeilt sich, seine Münzstätten der Silberprägung 
zu sperren und die Goldwährung bei sich einzuführen, und die 
notwendige Folge hiervon ist, daß der Wert des allerorts demoneti- 
sierten Silbers sozusagen ins Bodenlose fällt. 

Je deutlicher aber hier der wirtschaftliche Zusammenhang der 
Kulturstaaten hervortritt, um so trauriger ist die Tatsache, daß den 
Staaten jegliches Solidaritätsgefühl nach der in Rede stehenden 
Riehtung fehlt. Jeder Staat fürchtet sich vor der Entwertung des 
Silbers und jeder Staat sperrt seine Münze der Silberprägung und 
trägt auf diese Weise das Seinige bei, um das Silber noch weiter zu 
entwerten. Auf der anderen Seite steckten gerade zu jener Zeit 
(um 1870) zwei riesengroße und zwei große Staaten, nämlich die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Rußland, dann Öster- 
reich-Ungarn und Italien mitten in der blühendsten Papierwährung 
und besaßen sozusagen nicht ein einziges Stück Gold- oder Silber- 
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geld. Hätten daher diese Staaten sich geeinigt, das aus Deutsch- 
land und Frankreich ausgewiesene Silber aufzunehmen und zur 
Wiederherstellung ihrer Valuta zu verwenden, so wäre jede Ent- 


wertung des Silbers vermieden worden, aber das Solidaritätsgefühl 
fehlte eben. 


Beiläufig bemerkt, fehlt auch hier nicht die Ironie des Schick- 
sals.. Solidarisch handeln heißt, daß die einzelnen sich einigen, 
nach gleichen Grundsätzen vorzugehen, jeder von ihnen bringt ein 
relativ kleines Opfer (er nimmt entweder einen effektiven Schaden 
auf sich, oder er verzichtet auf einen Vorteil), um auf diese Weise 
einen größeren Nachteil von allen abzuwenden. Im vorliegenden 
Falle fehlt die Einigkeit, trotzdem handeln alle Staaten so, wie 
wenn sie sich verabredet hätten (jeder sperrt sich gegen das Silber), 
weil aber jeder Staat — unbekümmert um die anderen — nur sich 
schützen will, hat ihr Handeln zur Folge, daß alle einen riesigen 
Schaden erleiden. 


Gegenwärtig (vgl. die „Anmerkung“ auf S. 330) werden Stim- 
men laut, welche die Anschauung vertreten, daß England als der 
größte Goldproduzent der Welt aus dem allseitigen Übergang der 
Staaten zur Goldwährung auch den allergrößten Nutzen zog, und 
daß man England am allerempfindlichsten treffen würde, wenn die 
kontinentalen europäischen Staaten die Goldwährung verlassen 
und entweder zur Silberwährung zurückkehren, oder zur sog. 
Chartalwährung (Papierwährung) übergehen wollten, weil Eng- 
land dann keinen Absatz für sein Gold fände. So viel ist unbedingt 
richtig, daß die damaligen Staaten sich durch den Glanz des Goldes 
blenden ließen, und daß der allseitige Übergang zur Goldwährung 
sich nicht so leicht vollzogen hätte, wenn zu jener Zeit nicht noch 
(heute urteilt man wohl schon anders) der unglückselige Wahn ge- 
herrscht hätte, daß England das politische und wirtschaftliche 
Musterland sei, dem man nacheifern müsse. Ob England hinter 
den Kulissen nicht ein wenig nachhalf, um auf dem europäischen 
_ Festlande die Begeisterung für die Goldwährung wach zu erhalten, 
muß unerörtert bleiben, sehr verdächtig war es jedenfalls, daß zu 
jener Zeit ein gewisser Teil der Presse für die Einführung der 
Goldwährung geradezu schwärmte. 


Die Edelmetallproduktion bewegt sich seit 1821 in folgenden 
Ziffern. Es betrug die jährliche Produktion: 


I. Wesen und Funktionen des Geldes. 


im Durchschnitt 


Gold 


Silber 


der Jahre in Kilogramm 
1821 bis 1830 14 216 460 560 
1831 , 1840 20 289 596 450 
1841 ,, 1850 54759 780 451 
wanl;, ‚1855 199 388 886 115 
1856 , 1860 201 750 904 990 
1861 ,„ 1865 185 057 1101150 
1866 „, 1870 195 026 18339 085 
Si „0 1875 173 904 1969 425 
1876 ,„ 1880 172414 2 450 252 
1881. ,,. 1885 1), 149 137 2 861 709 
sodann in den Jahren 
1887 rund 146 000 2 390 006 
1883, ,, 162 000 3 387 000 
1889:..5;, 172 000 3 902 000 
FBu0.r%:,, 173 000 4 181 000 
EBD EIERN, 186 000 4 267 000 
4292, ‘,; 206 000 4. 758 000 
1605 =, 233 000 5 033 000 
BI 258 000 5 120 000 
18957, 285 000 5 260 000 
1896: 5, 305 000 5 010 000 
1997.27, 340 000 4 989 657 
18982, 396 000 5 258 210 
1899 °L,, 425 000 5 240 429 
1300575, 383 049 5 399 299 
189113 BEER 392 705 5 382 369 
1902 446 490 5 068 566 
LAU; 490 461 5 224 535 
1904 521956 5 238 611 
1905 ), 566 426 5 337 361 
29067, 604 835 5 144 085 
907, 617 748 5 754 732 


1) Schönberg, Handbuch, 4 Aufl., Bd. I, S. 355. 
2) Supplementbände zur 1. Aufl. des Handwörterbuches der Staatswissen- 
schaften ‚Art, „Währung“. 
3) ERTSRRE vom 6. Januar 1901. 
- 4) Die Daten für die Jahre 1906 bis 1911 sind den Annual Reports of the 
Director of the Mint (Washineton Government Printing Office) entnommen. 
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1908. rund Air 7, N 89. 02 000 aie 
1909 „ na, BBBSSET HDD 
1910 , TBB BIO 
191195 nn... 694466 7.008904 
1912: Wine es OLD R 
1918:.5, De rn TB 20 
13149), EN: DE M00 209 GODLO 


Bezüglich der Literaturnachweise sei verwiesen auf Schönbergs Hand- 
buch, 4, Aufl., I. Bd., Abhandlung VIII (Geld- und Münzwesen von Nasse- 
Lexis), ferner auf das Handwörterb. der Staatsw., Artikel: „Doppelwährung“ — 


„Edelmetalle“ — „Feingehalt der Edelmetalle“ — „Geld“ — „Gold- und Gold- 
währung“ — „Münzbund“ — „Münzwesen“ — „Papiergeld“ — „Parallelwährung“ 
— „Scheidemünzen“ — „Silber und Silberwährung“ — „Scheidemünzen“* — 


„Währungsfrage“, dann auf die Artikel Währung in den beiden Supplement- 
bänden zur 1. Auflage. — v. Philippovich, Grundriß, I, Bd., 3. Aufl., S. 218 ff. 
— Helfferich, Das Geld. 3. Aufl., 1916. 


II. Geldwert und Geldbedari. 


1. Der Wert des Geldes, und zwar a) gegenüber den Edel- 
metallen. Die goldenen und silbernen Münzen sind bekanntlich 
Stücke Gold oder Silber, denen der Staat einen Stempel aufdrückt, 
der beurkundet, daß die fragliche Münze tatsächlich soundso viele 
Gewichtseinheiten Gold bzw. Silber enthält. Es ist daher — wenn 
man von allen Nebenumständen absieht — zunächst selbstverständ- 
lich, daß die goldenen und silbernen Münzen denjenigen Wert 
haben, den das in ihnen enthaltene Gold oder Silber hat. Konkret 


gesprochen: die X-Goldmünzen, die aus einem Kilo Feingold ge-' 


prägt werden, haben eben den Wert, den ein Kilo reines Gold hat. 

In der nationalökonomischen Literatur, speziell in den älteren 
Schriften, wurde zu wiederholten Male die Frage aufgeworfen, ob 
sich der Wert der goldenen und silbernen Münzen von dem Werte 
des Goldes bzw. des Silbers entfernen könne. Bei Beantwortung 
dieser Frage muß man unterscheiden. Die Frage wurde anfänglich 


5) Die Daten für die Jahre 1912 bis 1914 sind entnommen der dritten Auf- 
lage von Helfferich, Das Geld. Leipzig, 1916, S. 595. 

6) Meyers Großes Konversationslexikon, 6. Aufl. (20. Band 1908) Artikel 
„Währung“, und Friedrich Hoffmann, Kritische Dogmengeschichte der 
Geldwerttheorien. Leipzig, 1907. 
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so ziemlich allgemein bejaht. Die unzähligen Münzverschlechte- 
rungen, die sich die verschiedenen Territorialherren in der zweiten 
Hälfte des Mittelalters und im Laufe der sog. Neuen Zeit zuschul- 
den kommen ließen, sind nur auf den Glauben zurückzuführen, daß 
der Landesherr (d. i. also die Staatsgewalt) die Macht habe, den 
Wert des Geldes beliebig festzusetzen. Wenn also beispielsweise in 
dem betreffenden Lande silberne Gulden oder Taler umliefen, die 
einen bestimmten Silbergehalt hatten, so könne der Landesfürst 
ohne weiteres neue Gulden oder Taler mit einem viel geringeren 
Silbergehalt prägen lassen und dekretieren, daß die neuen Gulden 
oder Taler den alten gleichwertig sein sollen. Daß die Staatsgewalt 
nach dieser Richtung eine gewisse Macht hat, kann nicht geleugnet 
werden. Seine Angestellten und seine Gläubiger kann der Staat 
zwingen, die schlechten Münzen für voli anzunehmen, ferner kann 
der Staat dekretieren, daß jeder private Schuldner das Recht haben 
solle, seine Gläubiger in den schlechten neuen Münzen zu bezahlen 
bzw. umgekehrt, daß die sämtlichen privaten Gläubiger gehalten 
sein sollen, die schlechten neuen Münzen für voll anzunehmen. 
Weiter aber reichte die Macht der damaligen Landesherren nicht, 
sie konnten keinen Kaufmann zwingen, daß er für den neuen 
schlechten Gulden oder Taler ebensoviel Ware verkaufe wie für 
den alten guten Gulden oder Taler, und sie konnten es nicht ver- 
hindern, daß die neuen schlechten Münzen im freien Verkehr einen 
geringeren Wert hatten als die guten alten Geldstücke. Insofern 
also erwies sich der damalige Glaube als falsch und der Vorgang 
der damaligen Münzherren als gänzlich verfehlt. 

Sieht man jedoch etwas genauer hin, so muß man zugeben, daß 
der Wert des Gold- oder Silbergeldes sich vom Metallwert entfernen 
kann, aber freilich in anderer Weise, als man in früherer Zeit 
glaubte. Oben wurde hervorgehoben, daß in den modernen Kultur- 
staaten ein sog. Schlagschatz nicht mehr existiert. Die aus dem sog. 
Währungsmetall, also heute aus Gold hergestellten Münzen werden 
vollwichtig ausgeprägt und bei denjenigen Münzen, die der Staat 
selbst ausprägen läßt, trägt er die Prägekosten aus Eigenem. Der 
Privatmann hat das Recht, das Währungsmetall zur Münze zu 
bringen und zu verlangen, daß ihm daraus Münzen geprägt werden, 


und in diesem Falle hat er die Prägungskosten separat zu bezahlen. 
"Die österreichisch-ungarischen Münzgesetze vom 2. August 1892 


verfügen beispielsweise, daß aus 1 Kilogramm Feingold (plus der 
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Legierung, d. i. plus 111,1 Gramm Kupfer) 164 Stück goldene 
Zwanzig-Kronen-Stücke, also 3280 Kronen geprägt werden sollen. 
|Weiter verfügen diese Gesetze, daß der Privatmann, der Gold zur 
Münze bringt, pro Kilogramm 6 Kronen an Prägegebühr zu be- 
zahlen habe. Das heißt also: 3280 in Gold ausgeprägte österreichi- 
sche Kronen enthalten 1 Kilo reines Gold. Wer aber 164 goldene 
Zwanzig-Kronen-Stücke haben will, der muß 1 Kilo reines Gold zur 
Münze bringen und überdies 6 Kronen darauflegen, oder wenn er 
letzteres nicht tun will, so erhält er von der Münze nicht 3280, 
sondern 3280 minus 6 Kronen, d.i. 3274 Kronen. Es kann also 
— wohlgemerkt: die freie Prägung vorausgesetzt — der Wert des 
Goldes um den Betrag der Prägekosten über den Metallwert steigen. 
Dieser Fall würde speziell dann eintreten, wenn der Staat aufhören 
würde, die Münzen zu prägen und es der privaten Initiative über- 
lassen wollte, für einen genügend großen Geldstand zu sorgen. Um 
mehr als den Betrag der Prägekosten kann — die freie Prägung 
vorausgesetzt — der Wert des Geldes über den Metallwert nicht 
steigen, weil, wenn der Geldwert weiter zu steigen beginnen würde, 
die Leute angelockt würden, Metall zur Münze zu bringen und das 
vermehrte Angebot den Wert des Geldes wieder zum Sinken bringen 
müßte. 
Umgekehrt kann der Wert des Goldes nicht unter den Metall- 
wert sinken, denn Gold ist eben Gold, gleichgültig ob dieses Gold 
die Gestalt von Münzen oder Barren oder irgendwelcher Schmuck- 
gegenstände hat. 

Ganz anders hingegen, wenn die freie Prägung für private Rech: 
nung eingestellt ist, wie dies beispielsweise heute beim Silbergeld 
der Fall ist. Heute besitzt der Staat allein das Recht, Silbermünzen 
zu prägen, und da auf der andern Seite eine riesige Nachfrage nach 
Silbergeld besteht, so ist es für den Staat ein leichtes, durch Ein- 
schränkung der Silberprägung dem Silbergelde einen Seltenheits- 
wert zu verleihen (man denke an die früheren deutschen Silbertaler 
und an die österreichischen Silbergulden nach dem Übergang zur 
Goldwährung). Kommt dann noch hinzu, daß der Staat diese unter- 
wertigen Münzen an seinen Kassen zu dem gesetzlich höheren 
‚Werte annimmt, oder daß er sie gegen Goldmünzen umtauscht, so 
können diese Münzen dauernd einen Kurswert behaupten, der hoch 
über ihrem Metallwert steht. Dies gilt ..eute in den Ländern der 
Goldwährung von den sämtlichen Silbermünzen, deren Metallwert 
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infolge der Silberentwertung kaum ihrem halben Nennwert gleich- 
kommt. In noch viel höherem Maße gilt dies von den eigentlichen 
Scheidemünzen, deren Metallwert oft genug nur einen kleinen 
Bruchteil ihres Nennwertes repräsentiert. (Beispielsweise haben 
die “österreichisch-ungarischen Zwanzig- und Zehn-Heller-Stücke 
aus Nickel einen Metallwert von 3 bzw. 2 Hellern.) Ein gleiches 
gilt bekanntlich vom Papiergelde, dessen Wert einzig und allein 
darauf beruht, daß der Staat erklärt, er werde die Zettel bei seinen 
Kassen nach ihrem Nennwert wie bares Geld annehmen. — Wenn 
die mittelalterlichen und neuzeitlichen Münzherren ihr verschlech- 
tertes Geld nicht im Kurse zu halten vermochten, so ist die Ursache 
darin zu suchen, daß sie ihrem Gelde keinen Seltenheitswert ver- 
liehen. Sie prägten zuviel und ließen überdies jedesmal die besseren 
alten Münzen neben den schlechteren neuen zirkulieren, und da 
konnte es nicht ausbleiben, daß die schlechteren Münzen gegenüber 
den besseren im Werte sanken. 
' b) Der Wert des Geldes gegenüber den übrigen Gütern. Der 
Tauschwert eines Gutes wird ausgedrückt durch die Menge anderer 
Güter, die man im Tausche für das betreffende Gut erlangen kann 
bzw. die man hergeben muß, um das fragliche Gut im Tausche zu 
erwerben. Dasselbe gilt selbstverständlich auch vom Gelde; sein 
Tauschwert drückt sich aus durch seine Kaufkraft. Kann man für 
eine bestimmte Menge Geldes viele andere Güter kaufen, so hat das 
Geld einen hohen Tauschwert und umgekehrt. Im gewöhnlichen 
Leben allerdings ist man gewöhnt, das Geld als Maßstab der Tausch- 
werte zu benutzen, und glaubt unwillkürlich, daß dieser Maßstab 
ein unveränderlicher sei. Im gewöhnlichen Leben sagt man daher 
nicht, das Geld sei billig oder es sei teuer, sondern man sagt umge- 
kehrt, die Waren sind teuer oder sie sind billig. Es bedarf jedoch 
keines weiteren Beweises, daß die Verteuerung oder Verbilligung 
ebensowohl auf seiten des Geldes wie auf seiten der übrigen Güter 
eintreten kann. Die Edelmetalle können billiger werden, wenn 
plötzlich überaus reiche Fundstätten erschlossen werden ; sie können 
umgekehrt teuerer werden, wenn derartige Minen versiegen, an- 
dererseits der Bedarf infolge des Anwachsens der Bevölkerung und 
der Steigerung des Verkehrs ein größerer wird. Ebenso können 
‚Waren umgekehrt billiger oder teuerer werden, je nachdem das An- 
gebot oder die Nachfrage sich verändert. Es ist daher in einzelnen 
Fällen oft sehr schwer, zu konstatieren, auf welcher Seite die Wert- 
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veränderung eingetreten ist. Verändert sich der Geldpreis nur 
eines oder nur einiger Artikel, so darf man wohl annehmen, daß die 
Wertveränderung auf seiten dieser Güter eingetreten ist; sind um- 
gekehrt die Preise ziemlich aller Güter gestiegen oder gefallen, so 
muß man umgekehrt annehmen, daß der Wert des Geldes sich ge- 
ändert hat. 

Lokale Wertunterschiede des Geldes. Das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage gestaltet sich bei allen Gütern 
und so auch beim Gelde in den verschiedenen Teilen eines Landes 
verschieden. Wenn — z. B. in den großen Städten oder in den 
großen Badeorten oder in den Minendistrikten — viele wohlhabende 
Menschen (oder eventuell viele vom Glück begünstigte Goldsucher) 
leben oder zusammenkommen, die verhältnismäßig viel Geld haben 
und dieses: leicht ausgeben, so wird an diesen Orten wegen des 
relativ großen Angebots an Geld dessen Wert sinken und man wird 
sagen, das Leben an diesen Orten sei „teuer“. Auf dem platten 
Lande dagegen, wo vorwiegend wenig bemittelte oder arme Leute 
leben, die nicht viel Geld zu verausgaben haben, wird wegen des ge- 
ringen Angebots der Tauschwert des Geldes hochstehen, das Leben 
wird daher umgekehrt „billig“ sein. 

Säkulare Geldentwertung. Wie bereits im vorher- 
gehenden Abschnitte hervorgehoben wurde, ändert sich an einem 
und demselben Orte der Wert des Goldes von heute auf morgen so 
gut wie gar nicht, weil eben an demselben Orte sich das Verhältnis 
von Geldangebot und Geldnachfrage in der Regel in kurzen Zeit- 
räumen nur ganz unmerklich ändert. Diese ganz kleinen und un- 
merklichen Veränderungen von Angebot und Nachfrage summieren 
sich aber im Laufe der Zeit — ähnlich den kontinuierlichen, ganz 
unmerklichen Hebungen und Senkungen der Erdoberfläche — und 
ergeben im Laufe der Dezennien und Jahrhunderte sehr bedeutende 
Veränderungen des Geldwertee. Diese Wertveränderungen be- 
stehen allerdings vorwiegend in einem Sinken des Geldwertes, und 
zwar erklärt sich dies aus der Dauerhaftigkeit der Edelmetalle. 
Das jeweilige Angebot an Gold und Silber besteht aus der vorhan- 
denen (im Besitze der Menschen befindlichen) Menge und aus dem 
jährlich neu gewonnenen Quantum. Nun ist es ja richtig, daß all- 
jährlich (ganz besonders infolge der Abnutzung der goldenen und 
silbernen Münzen, der unzähligen Schmuckgegenstände und Gerät- 
schaften und namentlich der Unmasse von Vergoldungen und Ver-, 
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silberungen) sehr namhafte Quantitäten von Gold und Silber ge- 
radezu zu Atomen zerrieben werden und spurlos verschwinden, aber 
die Hauptmasse des vorhandenen Goldes und Silbers erhält sich 
denn doch, und überdies kommt jährlich hinzu, was dem Schoße 
der Erde kontinuierlich abgerungen wird. Das Angebot von Gold 
und Silber vergrößert sich von Jahr zu Jahr und die Folge hiervon 
ist ein zwar unmerklicher, aber stetiger Rückgang des Geldwertes, 

In der Gesehichte der Produktion der Edelmetalle kann man 
vier Perioden unterscheiden: | 

a) In der ältesten Epoche bis zur römischen Kaiserzeit scheint 
das Gold und Silber, das in Asien schon in der ältesten Zeit bekannt 
war, aus Asien und Afrika (Ofir! Ofirika!) nach Griechenland und 
Italien eingedrungen zu sein. Während der römischen Herrschaft 
wurde speziell auch in Spanien Silber in nicht unbedeutenden 
Mengen gewonnen. In Italien zirkulierte verhältnismäßig viel 
Gold- und Silbergeld; die Geldpreise waren verhältnismäßig hoch. 
In der letzten Zeit des römischen Reiches scheint der Gold- und 
Silberzufluß aus Asien ziemlich aufgehört zu haben. 

b) Mittelalter. Durch die Völkerwanderung wurde der Ver- 
kehr zwischen dem Orient und Okzident unterbrochen, und ebenso 
wurde die europäische Edelmetallproduktion zum Stillstande ge- 
bracht. In der zweiten Hälfte des Mittelalters beginnt der Gold- 
und namentlich der Silberbergbau in Zentraleuropa (Österreich, 
Ungarn, Deutschland) sich zu entwickeln und liefert nicht unbe- 
. deutende Erträgnisse. Andererseits aber beginnt, namentlich in 
Italien und in Westdeutschland, in den damals blühenden Städten 
der Geldverkehr aufzukeimen, so daß im großen ganzen ein empfind- 
licher Mangelan Edelmetallen eingetreten zu sein scheint, der sich 
bis in die „Neue Zeit“ hinein fühlbar macht. Das Aufkommen und 
die allgemeine Verbreitung der Alchymie und der Goldmacherei, 
sowie die Reise des Kolumbus, der auszog, um das sagenhafte Gold- 
land Zipangu in Asien aufzufinden, deuten unzweifelhaft auf den 
damals drückend empfundenen Goldmangel. 

ce) Die dritte Periode beginnt mit der Entdeckung von Amerika 
und dauert bis 1848. Die wichtigsten Momente dieser Periode 
sind: die Erbeutung der reichen Gold- und Silberschätze in Mexiko 
und Peru durch die Spanier; die Entdeckung der reichen Silber- 
minen von Cerro und Potosi (1545); die Ausbeutung der brasilia- 
nischen Goldlager seit dem Ende des 17. Jahrhunderts und das Auf- 
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kommen der russischen Goldproduktion in Sibirien seit 1830. Die 
Folge dieses Gold- und Silberstromes, der sich von Amerika aus 
über Europa ergoß, war eine kolossale Preisrevolution, ein Sinken 
des Geldwertes, das von Helferich auf 150, von Newmarch 
auf 200 Prozent und von anderen Nationalökonomen noch höher 
geschätzt wird, und ein dementsprechendes Steigen der Waren- 
preise, eine „Verteuerung‘ des Lebens. 

d) Die vierte Periode beginnt mit der Entdeckung der Gold- 
felder in Kalifornien (1848) und unmittelbar darauf (1851) in 
Australien. Allerdings wurden hier nur überaus reiche Lager von 
sog. Schwemmgold entdeckt, die in verhältnismäßig kurzer Zeit 
ausgebeutet (ausgewaschen) waren, aber in dieser kurzen Zeit 
wurde mehr Gold gewonnen als in den vorhergehenden Jahrhun- 
derten seit der Entdeckung von Amerika. Gleichzeitig begann auch 
die Silberproduktion ganz außerordentlich zu steigen. Seit dem 
Ende der achtziger und dem Beginne der neunziger Jahre beginnt 
wieder die Goldproduktion — die seit dem Ende der sechziger 
Jahre einem kontinuierlichen Sinken unterlag — infolge der Auf- 
findung der reichen Goldadern in Südafrika und Kanada 
(Klondyke) einen ungeheuren Aufschwung zu nehmen, während 
die Silberproduktion von 1895 bis 1900 etwas zurückgeht, dann 
aber wieder steigt. (Vgl. die Tabelle auf S. 391.) Speziell in den 
letzten fünfzig Jahren wurde die ungeheure Steigerung der Edel- 
metallproduktion durch zwei entgegengesetzte Momente wesentlich 
gefördert. Auf der einen Seite wurde durch die allgemeine Ein- 
führung der Goldwährung die Nachfrage nach Gold ins Unge- 
messene gesteigert, und die notwendige Konsequenz hiervon war 
ein auf das äußerste aufgestacheltes Streben, neue Goldlager 
(Afrika!) zu entdecken und immer vollkommenere Methoden der 
Goldgewinnung aus den Erzen zu ersinnen, so daß heute die Gold- 
gewinnung auch dort rentabel ist, wo sie noch vor wenigen Jahr- 
zehnten als verlustbringend erschien. Auf der anderen Seite wurde 
‘ das Silber durch die allgemeine Demonetisierung ungeheuer ent- 
wertet, und die notwendige Konsequenz hiervon war, daß die Be- 
sitzer der Silberminen — nach dem Grundsatze: „die Masse muß es 
bringen‘ — auf das äußerste bestrebt sein mußten, die Produktion 
möglichst zu steigern und die Produktionskosten durch möglichste 
Vervollkommnung der Gewinnung des Silbers aus den Erzen tun- 
lichst zu reduzieren. — „Quieta non movere!“ 
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2. Der Geldbedarf einer Volkswirtschaft. 
a) Begriff. Das Geld ist in erster Reihe allgemeines Zahlungs- 
mittel, und aus dieser Tatsache läßt sich theoretisch — aber wohl- 
gemerkt, eben nur theoretisch! — folgern, wie groß der Geldbedarf 
einer Volkswirtschaft ist. Jeder Mensch hat tagtäglich eine Reihe 
größerer oder kleinerer Zahlungen zu effektuieren. Außerdem muß 
jeder vernünftige Wirtschafter sich des Umstandes bewußt sein, 
daß er morgen und übermorgen, kurz bis zum nächsten Eingange 
seiner Empfänge, auch wieder Zahlungen zu leisten haben wird; er 
muß also bestrebt sein, das hierzu erforderliche Geld in seiner 
Tasche oder in seinem Geldschranke zurückzubehalten. Summiert 
man die Geldbeträge, die jeder im ganzen Lande an einem be- 
stimmten Tage zu diesen beiden Zwecken braucht, so erhält man 
theoretisch den Begriff des Geldbedarfes einer Volkswirtschaft, d. 1. 
die Summe des umlaufenden Geldes, die ein Land braucht, damit 
‚sich der tägliche Verkehr ohne Schwierigkeit abwickeln kann. 

Der vorstehend gewonnene Begriff ist, wie gesagt, ein rein theo- 
retischer, und wenn schon von einem theoretischen Begriffe die Rede 
ist, so muß auch die Bemerkung hinzugefügt werden, daß es in der 
Theorie oder in abstracto ganz gleichgültig ist, wie groß die Summe 
Geldes ist, die in einem Lande zirkuliert, weil sich eben die Preise 
der Dinge der vorhandenen Geldmenge anpassen. Denken wir uns 
ein Volk von der Größe des deutschen im Monde, und nehmen wir 
an, daß dort die gleiche Menge Geldes zirkuliert wie in Deutsch- 
land, so würden dort — den gleichen Verkehr wie in Deutschland 
vorausgesetzt — die Preise aller Güter ebenso wie in Deutschland 
in Mark und Hundertsteln von Mark festgesetzt sein. Besäße jenes 
Volk nur den hundertsten Teil der in Deutschland zirkulierenden 
Menge Geldes, so würden die Preise dort in Pfennigen und Hun- 
dertsteln von Pfennigen festgesetzt sein. Und besäße jenes Volk 
den zwanzigfachen Betrag der in Deutschland umlaufenden Geld- 
menge, so würden die Preise in Pfund Sterling und Hundertsteln 
desselben festgesetzt sein, der Verkehr aber würde sich in allen 
Fällen mit der gleichen Leichtigkeit oder Schwierigkeit abwickeln. 
Tatsächlich ist es für jeden einzelnen vollständig gleichgültig, ob 
seine Jahreseinnahmen x Pfennige, x Mark oder x Pfund Sterling. 
betragen, wenn alle seine Ausgaben sich in diesem Verhältnisse 
vermindern oder steigern. Und was von jedem einzelnen im Volke 
gilt, gilt auch von der ganzen Volkswirtschaft, | 
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Im wirklichen Leben allerdings verhält es sich nieht 30. Haben 
sich die Verhältnisse einmal derart entwickelt, daß die Preise aller 
Güter sich in einer bestimmten Höhe festgesetzt haben, dann 
braucht eben die betreffende Volkswirtschaft soundso viel hundert 


Millionen Mark, Rubel, Dollar usw. zirkulierenden Geldes, wenn 


der Verkehr nicht ins Stocken geraten soll. 


b) Größe des Geldbedarfes Aus dem theoretischen 
Begriffe des Geldbedarfes einer Volkswirtschaft läßt sich, wie gesagt, 
keine bestimmte Ziffer herauskonstruieren. Es entsteht somit die 
Frage, ob sich diese Ziffer nicht auf einem anderen, auf dem empi- 
rischen Wege ermitteln läßt; allein auch nach dieser Richtung hin 
lautet die Antwort sehr wenig befriedigend. Auf dem Wege einer 
statistischen Erhebung, d. h. durch eine direkte Befragung aller 
einzelner Bürger, wieviel Geld jeder an einem bestimmten Tage zu 
den beiden oben angedeuteten Zwecken braucht, ist selbstverständ- 
lich eine auch nur einigermaßen befriedigende Antwort nicht zu 
erwarten. Der einzige Anhaltspunkt, den die Regierung hat, ist 
die Summe der Ausmünzungen in einer bestimmten Periode. 
Allein wenn man auch beispielsweise erfährt!), daß in Deutsch- 
land seit der Einführung der Goldwährung bis Ende 1879 neue 
Goldmünzen im Betrage von rund 1 725 400 000 Mark ausgeprägt 
wurden, zu denen dann noch die Silber- und die Scheidemünzen 
hinzukommen, so kann man sich doch nur ein sehr, sehr annäherndes 
Bild von dem Geldbedarfe des Deutschen Reiches machen, weil man 


nie wissen kann, wieviel von dem in Umlauf gesetzten Gelde auch 


tatsächlich im Umlaufe geblieben ist. Man darf eben nicht ver- 
gessen, daß ein guter Teil der in Umlauf gesetzten Münzen konti- 
nuierlich wieder aus dem Umlaufe gezogen wird, sei es, daß sie von 


Juwelieren eingeschmolzen und zu Schmuckgegenständen verar- 


beitet werden, sei es, daß sie ins Ausland abfließen und dort einge- 
schmolzen und zu dortigen Landesmünzen ausgeprägt werden. Man 
ist daher bei der Ermittlung des Geldumlaufes (d. i. eben des Geld- 
bedarfes) ausschließlich auf die Schätzungen erfahrener Personen 
- (wie etwa der Münzdirektoren, einzelner Großbankiers u. dgl.) an 
gewiesen. | 
Eine in gewisser Beziehung sehr genaue Ziffer kann man nur in 
Ländern der Papierwährung erlangen, weil man einerseits die 


m. 


1) Schönberg, Handbuch, 4. Aufl., Bd. I, S. 373. 
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Menge der ausgegebenen Scheine ganz genau kennt, während 
andererseits die Scheine nur in sehr geringen Mengen ins Ausland 
abfließen können und an ein Einschmelzen des Papiers selbstredend 
nicht zu denken ist. Beispielsweise schwankte in Österreich-Ungarn 
in der Zeit von 1867 bis Ende 1877, d. i. also in einer Zeit, in der 
in diesem Staate kein einziger Silbergulden im Umlaufe zu sehen 
war, der Umlauf von Staatsnoten und Banknoten zusammen- 
genommen zwischen rund 514 Millionen bis rund 702 Millionen 
Gulden, so daß man den Geldbedarf der österreichisch-ungarischen 
Volkswirtschaft zu jener Zeit mit ungefähr 600 Millionen Gulden 
beziffern kann!). Allein derartige Ziffern aus Papierwährungs- 
ländern sind wieder aus einem anderen Grunde wenig verläßlich, 
weil ja die Papierwährung in der Regel durch eine Überemission 
der Zettel herbeigeführt wurde, so daß in dem betreffenden Lande 
(im Nominalbetrage) mehr Papiergeld umläuft, als das Land 
effektiv braucht. Indes selbst wenn man von diesem Bedenken ab- 
sieht und annimmt, daß der Geldbedarf der österreichisch- 
ungarischen Volkswirtschaft sich tatsächlich auf etwa rund 600 Mil- 
lionen Gulden bezifferte, so ist damit nur gesagt, daß in dem und 
dem Zeitpunkte der Geldbedarf soundso groß war; allein für die 
Beantwortung der Frage, wie groß der heutige Geldbedarf dieser 
Volkswirtschaft sein mag, ist damit kein Anhaltspunkt gewonnen. 
Da bleibt man auch wieder auf Schätzungen angewiesen. 

c) Wechsel des Geldbedarfes. Die Größe des Geld- 
bedarfes wird, wie gesagt, bedingt durch die Menge der Zahlungen, 
die tagtäglich in einem Lande zu effektuieren sind, und durch die 
Geldsummen, die jeder einzelne für seine nächst bevorstehenden 
Zahlungen zurückbehalten muß. Und da die Menge und Größe 
dieser Zahlungen kontinuierlich wechselt, so ist auch der Geldbedarf 
eines Landes keine fixe, sondern eine kontinuierlich schwankende 
Größe. a ur 

Lokale Schwankungen des Geldbedarfes. Zu- 
nächst ist der Geldbedarf begreiflicherweise an jedem Punkte des 
Landes ein anderer. In der Hauptstadt, als dem Sitze des Fürsten 
und zahlreicher Behörden, wo ferner die Staatshauptkassen sich 


1) F.Kleinwächter, Die Entwicklung des Geld- und Währungswesens 
in Österreich-Ungarn unter der Regierung des Kaisers Franz Josef I. Czerno- 
witz 1896, S. 28, 34 und 35. 


Klein wächter, Lehrb, d, Nationalökonomie, 26 
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befinden und das Gros der Zinsen der Staatsschulden zur Auszah- 
lung gelangt, wo die meisten Großkaufleute, Banken und indu- 
striellen Großunternehmungen ihren Sitz oder doch eine Nieder- 
lassung haben, wo überdies viele reiche Leute wohnen und kontinu- 
ierlich die größten und meisten Zahlungen zu effektuieren sind, ist 
selbstverständlich der Geldbedarf am größten. Industrieorte und 
Handelszentren haben einen größeren Geldbedarf als stille Land- 
städtchen; den geringsten Geldbedarf haben entlegene Gebirgs- 
dörfer, in denen nur wenige und zumeist arme Leute wohnen, 
deren Zahlungen sich zumeist nur pfennigweise vollziehen. 

Zeitliche Schwankungen des Geldbedarfes. 
Ebenso verändert sich der Geldbedarf von Periode zu Periode. Es 
gibt Zeiten — wie beispielsweise fast jedesmal nach der Ernte, wenn 
das Getreide von den Händlern aufgekauft wird, oder um die Weih- 
nachtszeit oder zur Zeit gewisser Feste —, wo der Geldbedarf oft 
eines ganzen Landes sehr empfindlich steigt, weil in solehen 
Perioden sehr viele große Zahlungen zu leisten sind. Sind dann 
die Geschäfte abgewickelt und die Zahlungen geleistet, sö schrumpft 
der Geldbedarf wieder ein. Von sehr großer Bedeutung — von 
Kriegszeiten ganz zu schweigen — ist der wechselnde Geldbedarf 
des Staates. Sind z. B. zu gewissen Terminen für den fälligen 
Kupon der Staatsobligationen namhafte Beträge auszuzahlen, so 
muß die Staatsverwaltung darauf bedacht sein, daß. schon in den 
vorhergehenden Monaten die erforderlichen Gelder in den Staats- 
kassen allmählich zurückgehalten und angesammelt werden. Und 
da diese Gelder vorläufig dem Verkehr entzogen werden, so macht 
sich oft vor dem Fälligkeitstermin der Kupons eine größere oder 
geringere „„Geldknappheit“ unangenehm bemerkbar; gelangen dann 
die Beträge zur Auszahlung, so wird der Geldstand wieder ein 
„flotter“. Werden größere Staats-, Kommunal- oder sonstige An- 
leihen aufgenommen, oder werden große Unternehmungen (Eisen- 
bahnbauten, Kanalbauten) ins Leben gerufen und müssen die erfor- 
derlichen Beträge eingezahlt werden, so entsteht auch wieder Geld- 
knappheit, die erst wieder behoben wird, wenn die eingeflossenen 
Gelder wieder zur Auszahlung gelangen. 

Im allgemeinen kann man sagen, daß in jeder normalen Volks- 
wirtschaft der Geldbedarf von Jahr zu Jahr steigt, weil (in der 
Regel) die Bevölkerung kontinuierlich wächst und der Verkehr 
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sich immer lebhafter gestaltet, so daß die täglichen Umsätze fort- 
während zahlreicher und größer werden. 

Einschränkung des Geldbedarfs. Umlaufs- 
geschwindigkeit. Wenn im vorstehenden gesagt wurde, 
daß der Geldbedarf eines Landes abhängt von der Masse der Geld- 
zahlungen, die tagtäglich in diesem Lande zu effektuieren sind, so 
bedarf dieser Satz einer gewissen Einschränkung, wenn nämlich 
AanB, Man N oder Y an Z an demselben Tage in einem Lande 
je5 Mark zu zahlen hat, so sind hierzu allerdings 15 silberne Mark- 
stücke erforderlich; wenn aber am Morgen A an B 5 Mark zahlt, 
zu Mittag B diese 5 Mark zur Zahlung an C verwendet, und am 
Abend © an D wieder die 5 Mark zahlt, so waren zur Vermittlung 
dieser drei Zahlungen nicht 15, sondern nur 5 silberne Markstücke 
‚erforderlich, weil dieselben an dem nämlichen Tage dreimal die 
Hand gewechselt haben. Allgemein ausgedrückt: der Geldbedarf 
eines Landes wird um so mehr eingeschränkt, je rascher das Geld 
umläuft, denn jedes Markstück, das an einem Tage durch zehn 
Hände geht, vermittelt 10 Zahlungen ä 1 Mark und vertritt somit 
die Stelle von 10 silbernen Markstücken. 

Stellvertreter des Geldes. Die Not macht bekanntlich er- 
finderisch, und da fast jeder mehr Geld brauchen könnte, als er 
effektiv besitzt, so ist es naheliegend, daß die Menschen auf Mittel 
und Wege sinnen, ihre Geschäfte ohne das Dazwischentreten von 
Geld abzuwickeln, d. h. daß sie kontinuierlich bestrebt sind, sich 
Stellvertreter des Geldes zu schaffen. Von den durch den Kredit 
geschaffenen Einrichtungen wird im nächstfolgenden Abschnitte 
(„Der Kredit“) eingehender gehandelt werden, hier genügt die 
Bemerkung, daß auf zweifache Weise ein Ersatz des baren Geldes 
gewonnen werden kann. Der eine Modus besteht in der Abrech- 
nung (Kompensierung) der gegenseitigen Forderungen, der andere 
Modus besteht darin, daß Zettel, schriftliche Zahlungsversprechen 
an Stelle des baren Geldes in Umlauf gesetzt werden. 

d) Die Thesaurierung. Im vorstehenden war von demjenigen 
Gelde die Rede, welches tatsächlich umläuft und kontinuierlich zur 
Vermittlung von Zahlungen dient. Neben diesem eigentlichen und 
hauptsächlichsten Geldbedarf macht sich aber ein fernerer sekun- 
 därer Bedarf an Geld in jedem Lande bemerkbar. Es ist dies die 
Verwendung des Geldes zur Schatzbildung. Jeder vernünftige 


Mensch muß bestrebt sein, Geld für unvorhergesehene oder auch 
26* 
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für vorhergesehene Eventualitäten bereitzuhalten, die Beträge, die 
auf diese Weise in den Kassen der einzelnen vorrätig gehalten wer- 
den, summieren sich in einem ganzen Volke und repräsentieren 
Millionen. Hierzu kommen sodann die Barvorräte der großen 
Zettelbanken, so also, daß zu dem eigentlichen umlaufenden Gelde 
noch ein sehr namhafter Betrag hinzukommen muß, wenn der wirk- 
liche Geldbedarf eines Volkes gedeckt sein soll. Die in Rede 
stehenden aufgespeicherten Beträge (,„Horte‘“) wirken vielfach 
ausgleichend, denn ihnen wird das im Falle eines vorübergehend 
auftretenden größeren Geldbedarfes benötigte Geld entnommen, 
so also, daß keine Störung eintritt. Ist dann der eigentliche Geld- 
bedarf vorüber, so wird das Geld wieder aufgespeichert. Wie tief 
übrigens das Bestreben der Schatzbildung dem Menschen im Blute 
steckt, beweisen die unzähligen vergrabenen Schätze, die noch 
immer gefunden werden, beweist die Tatsache, daß alle Zivilrechts- 
gesetzgebungen es für notwendig befunden haben, Normen über den 
gefundenen Schatz aufzustellen. 

3. Vermehrungund Verminderung des umlau- 
fenden Geldes. Wegen der ungeheueren Bedeutung des 
Geldes für die gesamte Wirtschaft jedes einzelnen ist jede Ver- 
mehrung oder Verminderung des umlaufenden Geldes von den weit- 
tragendsten Folgen begleitet. Auf die Frage, welche Wirkungen 
eine plötzliche Vermehrung oder Verminderung des Geldvorrates 
eines ganzen Landes nach sich ziehen würde, braucht hier nicht 
eingegangen zu werden, weil eine solche nicht über Nacht eintreten 
kann. Würde übrigens ein derartiger Zauberspuk tatsächlich ein- 
treten und jeder einzelne im Volke eines schönen Morgens etwa die 
doppelte Menge Geldes in seinem Besitze finden, die er noch am 
vorhergehenden Abende besaß, so würde sein vermeintliches Glück 
in der allerkürzesten Zeit zerstoben sein, weil aller Wahrscheinlich- 
keit nach in wenigen Tagen oder Stunden die Preise aller Güter 
auf das Doppelte hinaufschnellen würden. Wohl aber kommt es 
vor, daß die Menge des umlaufenden Geldes sich sukzessiv vermehrt 
oder vermindert, und die Wirkungen eines derartigen Vorkomm- 
nisses sind hier zu erörtern. | 

a) Geldvermehrung. Eine Geldvermehrung (etwa in 
der Weise, daß die im Lande befindlichen Gold- und Silberminen 
eine erhöhte Ausbeute gewähren, oder daß der Warenexport nach 
dem Auslande steigt, oder daß die Regierung größere Mengen von 
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Papiergeld neu ausgibt) macht sich zunächst in der Weise-fühlbar, 
daß einzelne Personen (die Minenbesitzer, die Exporteure, die 
Armeelieferanten) größere Mengen Geld einnehmen als bisher. 
Die nächste Folge hiervon ist, daß diese Personen auch mehr Geld 
ausgeben, sei es daß sie ein luxuriöseres Leben führen, sei es daß 
sie neue Unternehmungen ins Leben rufen (Fabrikgebäude er- 
richten, Maschinen und Stoffe kaufen, Arbeiter engagieren u. del.). 
Die Folge hiervon ist, daß es allen diesen betreffenden Personen 
nunmehr auch besser geht, weil sie alle verdienen. Geht es diesen 
Personen aber besser, so fangen auch sie nunmehr an, mehr Geld 
zu verausgaben, weil sie auch besser leben oder ihren Geschäfts- 
betrieb ausdehnen wollen u. dgl. Nunmehr dringt das vermehrte 
‚Geld und damit das erhöhte Wohlbefinden in einen dritten Kreis, 
und dieser Prozeß wiederholt sich, solange die Vermehrung des 
Geldes dauert. Mit einem Worte, die nächste Folge einer Geld- 
vermehrung ist, daß der Geschäftsgang im ganzen 
Lande aufblüht, und daß alle sich dabei wohlbefinden. 
Zweitens. Infolge der eingetretenen Geldvermehrung (des ver- 
größerten Geldangebotes) sinkt der Wert des Geldes, und je mehr 
dies der Fall ist, um so leichter wirdes, ältere Schuld- 
verbindlichkeiten — da fast alle Schuldverbindlich- 
keiten in Geld stipuliert sind — abzutragen. Wer sich seiner- 
zeit verpflichtete, sagen wir, 1000 Mark zu bezahlen, hat damals 
gewissermaßen die Verpflichtung übernommen, 1000mal soviel 
mm zu bezahlen; statt dessen braucht er heute, 
weil in der Zwischenzeit der Wert des Geldes gesunken ist, nur 
1000mal soviel } i also viel weniger zurückzuerstatten. 
Drittens. Je mehr Geld im Lande zirkuliert, um so mehr Geld 
geht durch die Hände eines jeden einzelnen, und je mehr dies der 
_ Fall ist, um so leichter wird es jedem, gelegentlich ein paar Mark- 
stücke beiseite zu legen und zur Sparkasse zu tragen. Das heißt 
das Sparen wird erleichtert, und das vermehrte Angebot von ver- 
leihbaren Geldsummen drückt den Zinsfuß. Je niedriger 
aber der Zinsfuß, um so mehr Unternehmungen können ins Leben 
gerufen und betrieben werden. Betrüge der laufende Zinsfuß im 
Lande 10 Prozent, so können (weil ja fast jeder Unternehmer 
wenigstens teilweise mit geliehenem Gelde arbeitet) nur solche 
Unternehmungen betrieben werden, die mehr als 10 Prozent ab- 
werfen ; sinkt der Zinsfuß auf 8, 6, 4 Prozent und tiefer, so können 
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auch minder rentable Unternehmungen existieren, und die Zahl 
dieser ist selbstverständlich viel größer als die der hochrentablen. 
Man kann — wie dies seinerzeit schon Turgot getan hat — den 
Zinsfuß mit dem Wasserspiegel vergleichen. Je tiefer der Wasser- 
spiegel eines Sees sinkt, um so mehr Land wird trockengelegt und 
kann bebaut werden; je tiefer der Zinsfuß sinkt, um so mehr (auch 
weniger rentable) Unternehmungen können ins Leben gerufen 
werden. 

Mit einem Worte: Die Vermehrung des umlaufenden Geldes ist 
von den angenehmsten Folgen für die gesamte Volkswirtschaft be- 
gleitet, und dies dauert so lange, als die Geldvermehrung dauert; 
das Leben wird zwar immer „teuerer“, aber da die Einnahmen 
eines jeden gleichfalls kontinuierlich steigen, so ist die Verteuerung 
aller Güter für ihn unfühlbar. Diejenigen Personen, die auf ein 
fixes Geldeinkommen angewiesen sind, leiden allerdings, aber einer- 
seits bilden sie die Minderzahl, und andererseits verursacht es in 
einem derartigen Falle keine besonderen Schwierigkeiten, die Be- 
soldungen der Beamten und des Militärs zu erhöhen. Kommt die 
Geldvermehrung zum Stillstande, so hören auch die angenehmen 
Wirkungen auf; die Preise aller Güter sind teurer geworden, aber 
jeder hat auch höhere Geldeinnahmen, und die betreffende Gesell- 
schaft steht im übrigen auf demselben Punkte, auf dem sie vor dem 
Beginne der Geldvermehrung stand. 

b) Geldverminderung. Genau die entgegengesetzten 
Wirkungen hat eine sukzessive Verminderung des umlaufenden 
Geldes. Jeder einzelne nimmt weniger Geld ein und muß daher 
an seinen Ausgaben sparen, infolgedessen finden die Waren einen 
schlechteren Absatz und die Geschäfte stocken. — Der Wert des 
Geldes steigt, und damit wird es schwerer, ältere Schuldverbind- 
lichkeiten abzutragen, weil der Schuldner mehr zurückzahlen muß, 
als er seinerzeit geliehen bekam. — Je weniger Geld der einzelne 
in die Hand bekommt, um so schwerer kann er etwas ersparen. In- 
folgedessen steigt der Zinsfuß für Gelddarlehen, und die minder 


rentablen Unternehmungen werden — wie wenn bei einer Über- 
schwemmung der Wasserspiegel steigt — sukzessiv gewissermaßen 
ersäuft. 


Österreich, das bekanntlich seit 1848 kein anderes Geld besaß 
als Papiergeld, hat in den Jahren 1859 bis 1866 eine derartige 
Periode der Geluverminderung durchgemacht. Zu Ende des Jahres 


Ic, Ada 
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1858 waren die früheren trostlosen Valutaverhältnisse soweit 
geregelt, daß die damalige National- (jetzt österreichisch- 
ungarische) Bank die Barzahlungen am 1. Januar 1859 aufnehmen 
sollte und tatsächlich in einem sehr beschränkten Umfange (mehr 
pro forma als effektiv) wieder aufnahm. Der Banknotenumlauf 
war auf ziemlich genau 370 Millionen Gulden herabgemindert. Da 
brach der Krieg mit Italien und Frankreich aus, und die Regierung 
sah sich gezwungen, bei der Bank — die selbstverständlich die 
kaum aufgenommenen Barzahlungen wieder sistierte — zur Be- 
streitung der Kriegskosten eine Anleihe in Noten zu kontrahieren. 
Der Banknotenumlauf schnellte mit einem Schlage auf etwas über 
481 Millionen Gulden hinauf. Als dann nach Beendigung des 


Krieges verfassungsmäßige Verhältnisse eingeführt wurden, war es 


die erste Tat der Regierung und des neuen Parlaments, die Schuld 
des Staates an die Bank zu ordnen. Es wurde ein Abkommen 
dahingehend getroffen, daß die Regierung sich verpflichtete, die 
Schuld an die Bank bis Ende 1865 in Noten sukzessiv zurückzu- 
zahlen, wogegen die Bank die Verpflichtung übernahm, die zurück- 
gezahlten Noten aus dem Verkehre zu ziehen und zu vernichten. 
Tatsächlich war der Notenumlauf (das einzige Geld, das damals in 
der Monarchie zirkulierte) Ende 1865 auf rund 351 Millionen 
Gulden reduziert, in fünf Jahren also um 130 Millionen Gulden 
verringert. Die Wirkungen dieser heroischen Kur waren aber 
auch geradezu verheerend zu nennen. Die Geschäfte stockten, 
der Zinsfuß für die besten Hypothekendarlehen stieg bis auf 12 %, 
und die Geschäftshäuser fallierten geradezu massenhaft. Es folgte 
dann der österreichisch-preußische Krieg im Frühjahre 1866; die 
Regierung sah sich zur Ausgabe von Staatsnoten im BDetrage von 
300 Millionen Gulden gezwungen, und als der letzte Kanonenschub 
in der Schlacht bei Königgrätz verhallt war, begann in Österreich 
wegen des nunmehr reichlichen Geldstandes eine Periode fast bei- 
spiellosen Aufschwunges, die dann allerdings infolge des vielfachen 
Schwindels mit dem berüchtigten „großen Krach“ vom Mai 1873 
ihren Abschluß fand. 


Bezüglich der Literatur s. den vorhergehenden Abschnitt. 
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il, Der Kredit. 
1. Begriffund Arten. 


Unter Kredit versteht man das Vertrauen in die Leistungs- 
fähigkeit eines Zweiten, oder präziser: das Vertrauen in das Leisten- 
können, Leistenwollen und eventuell Leistenmüssen des Zweiten. 
Ein Kreditgeschäft liegt vor, wenn der eine vertragschließende Teil 
sofort leistet und als Gegenleistung das Versprechen einer künf- 
tigen Leistung annimmt. 

Artendes Kredites a) Jenachder Person des 
Schuldners unterscheidet man privaten und öffentlichen 
Kredit. Ersterer ist der Kredit der Privatpersonen, letzterer der 
Kredit, der den öffentlich-rechtlichen Körperschaften (Staat, Pro- 
vinz, Gemeinde) gewährt wird. Eventuell kann hierher auch der 
Kredit gerechnet werden, der den Aktiengesellschaften oder anderen 
Erwerbsgesellschaften gewährt wird. (Richtiger ist es, diesen 
Kredit als quasi öffentlichen zu bezeichnen.) Die in Rede stehende 
Unterscheidung ist insofern von praktischer Bedeutung, weil der 
öffentliche Kredit in der Regel unter günstigeren Bedingungen 
gewährt wird, als der Kredit an Einzelpersonen. 

b) Je nach der Dauer unterscheidet man: langen und 
kurzen — terminierten, d. i. unkündbaren, und unterminierten, 
d. i. jederzeit kündbaren — Kredit. Auch hier wieder gestalten 
sich die Bedingungen der Kreditgewährung verschieden ; je leichter 
und rascher der Gläubiger wieder zu seinem Gelde gelangen kann, 
um so niedriger pflegen die Zinsen zu sein, und umgekehrt. 

c) Je nach der Art der Sicherstellung unter- 
scheidet man Personal- und Realkredit. Der erstere zerfällt wieder 
in den einfachen Personalkredit (wenn der Schuldner allein haftet) 
und den Bürgschaftskredit (wenn neben bzw. mit dem Schuldner 
noch andere Personen, sei es als Bürge oder Zahler, sei es solidarisch, 
haften). Der Realkredit zerfällt in den Faustpfand- und den 
Hypothekarkredit. 

d) Je nach der Verwendung der geliehenen Summe 
unterscheidet man Konsumtiv- und Produktivkredit. Es wurde an 
früherer Stelle hervorgehoben, daß jeder selbständige Mensch eine 
doppelte Wirtschaft führt, eine Erwerbswirtschaft und eine Haus- 
wirtschaft. Die Schulden, die jemand kontrahiert, um seine Haus- 
wirtschaft ungestört weiterführen zu können, bezeichnet man als 
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Konsumtivkredit; die Schulden, die jemand kontrahiert, um seine 
Erwerbswirtschaft ungestört oder in größerem Umfange weiter- 
führen zu können, bezeichnet man als Produktivkredit. In der 
Regel wird sodann gelehrt, daß der Konsumtivkredit gefährlich 
und verwerflich, der Produktivkredit dagegen gerechtfertigt und 
löblich sei. Zweierlei ist hiergegen zu bemerken. 

‘ Einmal wurde auch schon an früherer Stelle bemerkt, daß sich 
eine scharfe Grenze zwischen der Haus- oder Konsumwirtschaft 
und der Erwerbswirtschaft nicht ziehen läßt. Wenn ein Unter 
nehmer Schulden kontrahiert, um sein Unternehmen ungestört 
oder in vergrößertem Umfange weiterzuführen, so gilt dies ganz 
unbestritten als ein Produktivkredit. Wenn aber andererseits 
jemand Schulden kontrahiert, um die Kosten seiner Krankheit und 
Rekonvaleszenz zu bezahlen, oder wenn Eltern Schulden kontra- 
hieren, um ihren Kindern eine tüchtige Ausbildung zuteil werden 
zu lassen, so präsentieren sich derartige Kredite scheinbar und 
formell als Konsumtivkredite, tatsächlich aber sind sie Produktiv- 
kredite ebensogut wie die vorgedachten, denn ihr Zweck geht doch 
nur dahin, die Erwerbsfähigkeit zu erhalten oder zu erhöhen. 

Sodann ist es unzulässig, die einen Kredite als verwerflich, die 
anderen als löblich hinzustellen. Das einzige Urteil, das man aus- 
sprechen darf, ist, daß leichtsinnige Schulden verwerflich sind; 
leiehtsinnige Schulden sind aber in der Erwerbswirtschaft ebenso- 
gut möglich, wie in der Hauswirtschaft. Ein Unternehmer, der 
seinen Betrieb mit Hilfe des Kredits über die Absatzmöglichkeit 
hinaus vergrößert und darüber zugrunde geht, handelt ebenso unver- 
nünftig, wie jemand, der sich durch seine verschwenderische 
Lebensweise ruiniert. RR 

Der Produktivkredit seinerseits zerfällt wieder in zwei Unter- 
arten, in den sog. Betriebs- und den sog. Besitz- oder Rentenkredit. 
Die kurzfristigen Schulden, die ein Unternehmer mitunter kon- 
trahieren muß, um Rohstoffe zu kaufen oder die Löhne seiner 
Arbeiter zu bezahlen u. dgl., bezeichnet man als Betriebskredit. 
Wenn hingegen jemand langfristige Schulden kontrahiert, um die 
Kosten der Anlage seines Unternehmens zu bestreiten, so bezeichnet 
man dies als sog. Besitz- oder Rentenkredit. Und im höchsten 
Grade bedenklich ist es, wenn ein Unternehmer glaubt, die Kosten 
der Anlage eines Betriebs mit Hilfe von kurzfristigen Betriebs- 
krediten decken zu können. NE 
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e) Kredit im subjektiven und im objektiven 
Sinne. Kredit im subjektiven Sinne ist die Frage: „Wieviel 
kann man unbedenklich dem X kreditieren ?‘ Kredit im objek- 
tiven Sinne ist die Tatsache, daß im Wirtschaftsleben fortwährend 
vom Kredit Gebrauch gemacht wird. 


2. DieKreditinstitute 
A. Die Vorläufer der heutigen Banken. 


a) Das Trapezitai und die Campsores. 


Auf jedem Marktplatze, auf dem viele Händler mit verschie- 
denen Geldsorten zusammenkommen, macht sich das Bedürfnis 
geltend, die verschiedenen Geldsorten gegeneinander umzutauschen. 
Hieraus erklärt es sich, daß bereits im Altertum und dann wieder 
in der zweiten Hälfte des Mittelalters Personen auftraten, die auf 
dem Marktplatze einen Tisch (griech. Trapeza) oder eine Bank 
(Banco) aufstellten und auf ihrem Standplatz das Geschäft des 
Geldwechsels (Cambio) betrieben, d. h. daß sie gegen ein geringes 
Entgelt den Marktbesuchern Geld wechselten. Hatte sich auf diese 
Weise einmal ein eigentlicher Berufsstand der Geldwechsler heraus- 
gebildet, so war es sehr naheliegend, daß diese Geldwechsler ihren 
Geschäftsbetrieb nicht auf einen Ort beschränkten, sondern daß sie 
die Märkte der Umgebung aufsuchten, um auch dort ihr Gewerbe 
zu betreiben. Besuchten aber diese Geldwechsler (Trapezitai, 
Campsores, Banker) regelmäßig fremde Ortschaften, hatten sie dort 
ihre Geschäftsverbindungen mit anderen Geldwechslern, so war es 
auch wieder sehr naheliegend, daß sie in der damaligen Zeit, die 
keinen regelmäßigen Postverkehr kannte, von den Kaufleuten 
ersucht und beauftragt wurden, Zahlungen an fremden Orten zu 
effektuieren, oder daselbst Einkassierungen zu besorgen. Begreif- 
licherweise mußten bei solchen Anlässen briefliche Anweisungen 
ausgefertigt werden, und da bei diesen Transaktionen regelmäßig 
ein Wechsel in der Person (Zahlender und Adressat), ein Wechsel 
des Ortes (Ein- und Auszahlung), sowie ein Wechsel der Münz- 
sorten stipuliert wurde, so gewöhnte man sich daran, diese Briefe 
als „Wechselbriefe‘ zu bezeichnen. Auf diese Weise entstand in 
der zweiten Hälfte des Mittelalters in Oberitalien, wo es eine weit 
verzweigte und angesehene Gilde der Geldwechsler gab, das Institut 
des kaufmännischen Wechsels. 
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Auf der anderen Seite mußte die regelmäßige Geschäfts- 
verbindung dieser Geldwechsler mit den Kaufleuten von selbst dazu 
führen, daß die Geldwechsler zu regelrechten Kreditvermittlern 
wurden. Die fortgesetzte Beschäftigung der Geldwechsler mit 
Wechselbriefen, Zahlungsanweisungen und dergleichen Papieren 
brachte es notwendig mit sich, daß der Geldwechsler gelegentlich 
einen Wechselbrief, eine Zahlungsanweisung oder eine sonstige 
kaufmännische Schuldverschreibung . selbst kaufte, d.h. also mit 
anderen Worten, daß er den Kaufleuten Kredit gewährte. Genoß 
ein derartiger Wechsler oder Bankier im Orte ein gewisses An- 
sehen, so kam es wohl umgekehrt vor, daß Kaufleute oder Privat- 
personen ihm disponible Geldsummen mit der Bitte übergaben, 
dieses Geld in seinem Geschäfte zu verwenden und ihnen (den Ein- 
legern) einen Teil des Gewinnes zukommen zu lassen. Auf diese 
Weise wurden die Wechsler und Bankiers zu Kreditvermittlern; 
sie nahmen das Geld (gegen Zins) von Geldbesitzern und liehen es 
(gegen höhere Zinsen) an kreditbedürftige Personen wieder aus. 


b) Die ältesten Giro- oder Depositenbanken. 


Wie bereits an früherer Stelle angedeutet wurde, herrschte im 
Mittelalter auf dem Gebiete des Geldwesens die heilloseste Ver- 
wirrung, weil das Geld von den Münzherren fortwährend ver- 
schlechtert wurde und die Münzen verschiedener Prägungen 
(besseres und schlechteres Geld) nebeneinander zirkulierten. 
Hierzu kam, daß zu jener Zeit fast jeder noch so kleine Territorial- 
herr und eine ganze Reihe von Städten das Münzrecht besaßen, so 
daß überall, ganz besonders aber in den verschiedenen Handels- 
republiken, “ die verschiedenartigsten Geldsorten zusammen- 
strömten. Da unter solchen Umständen das Zahlen ein überaus 
mühsames und zeitraubendes Geschäft war, verfielen einzelne 
Kaufleute in Venedig auf den Gedanken, daß jeder von ihnen in 
eine gemeinsame Kasse Gold und Silber in gemünztem oder unge- 
münztem Zustande hinterlegen möge. Die Anstalt ermittelte so- 
dann, wieviel Gewichtseinheiten Gold oder Silber, jeder Teil- 
nehmer eingelegt hatte, und trug dies in ihre Bücher ein, indem sie 
gleichzeitig jedem Einleger ein Konto in Gewichtseinheiten Gold 
oder Silber eröffnete. Die Teilnehmer der Anstalt schlossen ihre 
gegenseitigen Kauf- und. Verkaufsgeschäfte nicht mehr in Dukaten, 
Zechinen, Florentiner Gulden oder Talern u. dgl., sondern in Ge- 
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wichtseinheiten Gold oder Silber. Hatte nun A an B eine Zahlung 
zu leisten, so begaben sie sich zur Anstalt, und dort wurde auf ihre 
mündliche oder schriftliche Anweisung die entfallende Zahl von 
Gewichtseinheiten auf dem Konto des A ab- und auf dem des B 
zugeschrieben. Die gedachte Anstalt wurde 1156 in Venedig ins 
Leben gerufen und war die erste Bank. 


Die betreffenden Kaufleute erzielten damit einen dreifachen 
Vorteil. Zum ersten wurde auf diese Weise das Geschäft des Zah- 
lens außerordentlich vereinfacht und abgekürzt. Zum zweiten 
hatten sich die Leute, weil sie eben nicht in Dukaten, Gulden u. dgl., 
sondern in effektiven Gewichtseinheiten Gold oder Silber rech- 
neten, sozusagen ein Geld geschaffen, welches von keinem Münz- 
herrn verschlechtert werden konnte. Endlich wurde das Gold und 
das Silber in den Gewölben der Anstalt sicher verwahrt, so daß jeder 
Teilnehmer der Mühe und Sorge enthoben war, sein Geld bei sich 


zu Hause aufzubewahren. 


Jedem Einleger stand es frei, sein Gold oder Silber beliebig 
herauszunehmen oder beliebig neue Einlagen zu machen. Die 
Kosten, die mit der Errichtung und Erhaltung der Anstalt ver- 
bunden waren, wurden durch kleine Taxen bei der Einlage, Um- 
schreibung oder Behebung des Metalls gedeckt. Und weil das 
hinterlegte (‚‚deponierte‘) Edelmetall in diesen Banken unberührt 
verwahrt wurde und die Zahlungen durch bloßes Umschreiben 
(„Girieren“) in den Büchern der Bank effektuiert wurden, so 
nannte man diese ältesten Institute „Giro“- oder „Depositen- 
banken“. 


Die Notwendigkeit, bei der Vornahme jeder Umschreibung per- 
sönlich zu erscheinen, wurde im Laufe der Zeit als Unzukömmlich- 
keit empfunden ; infolgedessen begannen einzelne dieser Banken 
(Stockholm, Amsterdam u.a.) dem Einleger kein Konto mehr zu 
eröffnen, sondern ihm (auf kleinere runde Beträge lautende) 
Empfangsscheine einzuhändigen, die er an Zahlungs Statt weiter- 
begeben konnte. Dies der Anfang der Banknote. 

Bis hierher waren jene ältesten Giro- oder Depositenbanken 
keine Kreditinstitute, sondern einfach Geldaufbewahrungsanstalten. 
Sie nahmen zwar das Gold oder Silber von ihren Einlegern, aber das 
Metall lag unberührt und wohlverwahrt in den Gewölben der 
Bank, und an dessen Stelle liefen Empfangs- oder Erlagscheine 
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um, die genau den Wert des in der Bank erliegenden Metalls 
repräsentierten. | 

Allgemach änderte sich dies. Das bei der Bank erliegende Gold 
oder Silber war selbstverständlich fortwährend in Bewegung, denn 
fortwährend kamen Personen, die neu einlegten, während andere 
ihre Einlagen ganz oder teilweise behoben. Trotzdem aber machten 
die Banken die Beobachtung, daß die Masse des bei ihnen erliegen- 
den Metalls sich nicht nur nicht verringerte, sondern kontinuier- 
lich stieg, weil die Einlagen regelmäßig größer waren als die Ent- 
nahmen. Infolgedessen begannen die Banken heimlich, d.h. ohne 
ihre Einleger davon zu verständigen, einen Teil des eingeflossenen 
Goldes oder Silbers gegen Zins an dritte Personen auszuleihen. 
Damit wurden die Banken erst zu Kreditinstituten, weil sie Geld 
vom Publikum annahmen und einen Teil desselben zu regelmäßigen 
Kreditgewährungen verwendeten. Gleichzeitig ändert damit auch 
die Note ihren Charakter; sie war anfänglich ein Empfang- oder 
Erlagschein, weil sie voll „gedeckt“ war (d.h. weil der gleiche Be- 
trag in Gold oder Silber tatsächlich bei der Bank erlag), jetzt hin- 
gegen war sie zum Kreditpapier, zum bloßen Zahlungsversprechen 
seworden. Trotzdem erhielten sich die Noten im Umlaufe, weil sie 
sich bereits eingebürgert hatten und weil es bequemer ist, Papier in 
der Tasche zu tragen, als bares Geld. Auf diese Weise entstanden 
die heutigen Banken. 


B. Die heutigen Banken. 


Die heutigen Banken sind — wie oben angedeutet — Kredit: 
vermittler, d.h. Institute, die auf der einen Seite Kredit nehmen 
und auf der anderen Seite Kredit geben. Nehmen die Banken 
Kredit, so sind sie passiv, geben sie Kredit, so sind sie aktiv. Dem- 
gemäß unterscheidet man die Bankgeschäfte in Passiv- und Aktiv- 
geschäfte; daneben betreiben die Banken zumeist noch andere Ge- 
schäfte, die weder zu den Passiv-, noch zu den Aktivgeschäften 
gehören, die man daher als indifferente Geschäfte bezeichnen kann. 


a) Die Bankgeschäfte. 
a) Die Passivgeschäfte. 
00) Das Zettelgeschäft. 


Wie im vorangehenden Abschnitte angedeutet wurde, entstand 
das Zettelgeschäft in der Weise, daß jene ältesten Giro- oder 
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Depositeubanken Einlagen vom Publikum annahmen und den Ein- 
legern hierfür Empfang- oder Erlagscheine ausfolgten. Hinterher 
nahmen sie einen Teil des eingelegten Geldes wieder heraus und 
verliehen es gegen Zins an dritte Personen. Damit hörte die Note 
auf, ein Empfang- oder Erlagschein zu sein; sie wurde zu einem 
bloßen Zahlungsversprechen. 

Heute verfährt man umgekehrt. Die Gesellschaft, welche eine 
Bank errichtet, schießt eine bestimmte Summe von Gold oder Silber 
ein, läßt die Noten anfertigen (die jedoch einen größeren Betrag 
als das eingeschossene Metallgeld repräsentieren) und gibt be- 
kannt, daß sie nun gegen entsprechende Sicherstellung Darlehen an 
Privatpersonen erteilen wolle. Kommt nun ein Kreditwerber und 
wird seine Kreditwürdigkeit als genügend befunden, so wird ihm 
das Darlehen ausgefolgt, jedoch nicht in Gold oder Silber, sondern 
in Noten, und diese letzteren werden im Hinblick auf den Kredit 
der Bank im Verkehr wie bares Geld gern genommen, weil sie 
bequemer sind als Metallgeld. Der Effekt ist in beiden Fällen der 
nämliche: da wie dort lagert ein bestimmter Betrag in Gold oder 
Silber in den Gewölben der Bank; da wie dort zirkulieren im Ver- 
kehr Noten, die einen größeren Betrag repräsentieren, als das ein- 
gelagerte Metall; da wie dort gewährt die Bank Darlehen an kredit- 
würdige Personen. 

Die Note ist heute ein Schuldschein oder Zahlungsversprechen 
der Bank, sie ist eine Anweisung der Bank auf sich selbst, gewohn- 
heitsmäßig auf runde Beträge lautend, unverzinslich und an den 
Überbringer, und zwar sofort bei Vorweisung — „auf Sicht‘ — 
zahlbar. Wer also eine Note in der Hand hat, hat das Recht, die 
Note der Bank zur Einlösung zu präsentieren und die Auszahlung 
der verschriebenen Summe in Gold oder in Silber zu verlangen. 
Tut er dies nicht, so kreditiert er eben der Bank die fragliche 
Summe, d.h. umgekehrt, die Bank nimmt Kredit bei allen Leuten, 
die ihre Noten in der Hand haben. 

Da die Note bei Vorweisung zahlbar ist, muß die Bank stets 
und ganz besonders darauf bedacht sein, die Noten zu jeder Zeit 
einlösen zu können, d.h. sie muß — wie der technische Ausdruck 
lautet — für eine entsprechende „Deckung“ der Note Sorge tragen. 
Man unterscheidet eine dreifache Notendeekung: 

1. Die Bardeckung. Sie besteht darin, daß die Bank einen 
gewissen (und zwar sehr bedeutenden) Betrag an Gold oder Silber 
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bereithält, um die Noten, deren Einlösung verlangt wird, sofort 
einlösen zu können. 

2. Die sog. bankmäßige Deckung. Es wurde an früherer Stelle 
erwähnt, daß die Bank ihre Noten im Wege der Darlehensgewährung 
in den Verkehr bringt. Es ist selbstverständlich, daß die Bank für 
jedes Darlehen, das sie hinausgibt, einen Schuldschein des Dar- 
lehennehmers (zumeist einen nach kürzerer Zeit fälligen Wechsel) 
hereinbekommt. Diese Schuldscheine — die sog. „Sicherheiten“ — 
müssen von den Bankschuldnern zur Verfallzeit eingelöst werden. 
Zahlt der Bankschuldner seine Schuld in Noten zurück, so entfällt 
für die Bank die Notwendigkeit, diese Noten einzulösen. Zahlt der 
Bankschuldner seine Schuld in Metall zurück, so dient das auf 
diese Weise einfließende Gold oder Silber zur Einlösung der Noten. 

3.. Die sog. Steuerfundation, d.i. die Zusicherung des Staates, 
daß er die Noten der Bank an seinen Kassen wie bares Geld 
annehmen wolle. Streng genommen ist dies keine eigentliche 
Deckung der Noten, denn der Staat verpflichtet sich nicht, die 
Noten gegen Gold oder Silber einzulösen, sondern er erklärt nur, 
daß er an seinen Kassen die Noten als bares Geld annelımen werde. 
Allein indem er dies tut, gibt er den Notenbesitzern die Garantie, 
daß sie gelegentlich einer Zahlung an die Staatskasse die Noten zu 
ihrem vollen Nennwert anbringen oder verwerten können. Die 
ältere Theorie dachte hierbei immer nur an die Tatsache, daß die 
Staatsbürger Steuern zu zahlen haben, und aus diesem Grunde 
sprach sie von der „Steuer“fundation der Noten. In Wirklichkeit 
bedeutet jedoch der Ausdruck „Steuerfundation‘“ viel mehr. Wo 
der Staat die Post, den Telegraphen oder Eisenbahnen betreibt, 
kann man die einschlägigen Gebühren in Banknoten bezahlen, und 
ebenso das Unterrichtsgeld in den staatlichen Schulen. Besitzt der 
Staat Feldgüter, Forste, Bergwerke oder Fabriken, so kann man 
die betreffenden Produkte mit Banknoten bezahlen. Und ein 
gleiches gilt vom Salz, Tabak, Zucker, Branntwein, von den Zünd- 
hölzehen usw. in denjenigen Staaten, in denen die bezüglichen 
Monopole bestehen. Erklärt der Staat gar die Banknoten zum 
legalen Gelde, das jeder zum vollen Nennwert annehmen muß, so 
kann ieder seiner Zahlungspflicht im privaten Verkehr durch Hin- 
gabe von Noten nachkommen. Kurz, die sog. „Steuerfundation“ 
im modernen Sinne des Wortes gewährt jedem so zahlreiche Mös- 
lichkeiten, seine Noten zum vollen Nennwerte zu verwerten, daß 
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daneben die Verpflichtung der Bank, ihre Noten gegen Gold oder 
Silber einzulösen, kaum mehr in Frage kommt. 

Es entsteht sodann die Frage, wie groß die Bardeckung sein soll, 
und diese Frage wurde von der Praxis in dreifacher Weise 
beantwortet: | 

1. Das englische System auf Grund des Gesetzes vom 19. Juli 
1844 (die Peelsakte, nach Sir Robert Peel so genannt). Der Ge- 
dankengang, der diesem Gesetze zugrunde liegt, ist der folgende: 
Die Männer der damaligen Zeit wollten ein unbedingt sicheres 
Notenwesen schaffen ; sie gingen von der Tatsache aus, daß in Eng- 
- land seit geraumer Zeit Banknoten neben dem vorhandenen Gold 
und Silber umliefen und zogen hieraus den Schluß: „Der Verkehr 


in England ist so groß, daß zu seiner Vermittlung das vorhandene 


Gold und Silber nicht genügt; es ist überdies noch ein gewisses 
Quantum (ein x) von Banknoten erforderlich. Braucht aber der 
Verkehr unbedingt ein x an Banknoten neben dem vorhandenen 
Metallgeld, so kann man auch unbedingt versichert sein, daß 
dieses x an Banknoten nie zur Einlösung präsentiert werden wird. 
Man kann daher mit vollster Beruhigung der Bank das Recht ein- 
räumen, dieses x an Banknoten ohne jegliche Metalldeckung auszu- 


geben. Dagegen muß man immer befürchten, daß jede Note, die 


über dieses x hinaus ausgegeben wird, zur Einlösung präsentiert 
wird. Will man also ganz sicher gehen und die Garantie haben, 
daß die Einlöslichkeit der Noten unter allen Umständen aufrecht- 
erhalten werde, so muß jede Note, die über das x hinaus ausgegeben 
wird, voll durch Gold (bzw. Silber) gedeckt sein.“ Es handelt sich 
somit darum, die Größe dieses x zu ermitteln. Letzteres geschah in 
der einfachsten Weise der Welt auf rein empirischem Wege. Die 
Bank von England ist nämlich gehalten, an jedem Montage einen 
kurzen Ausweis über ihren Stand zu veröffentlichen, und dieser 
Ausweis enthält selbstverständlich auch jedesmal den Betrag der an 
dem betreffenden Tage umlaufenden Banknoten. Man nahm also 
diese Wochenausweise zur Hand und fand, daß der 22. Dezember 
1840 den kleinsten Notenumlauf mit 14 451 Millionen Pfund Ster- 
ling aufwies. Um ganz sicherzugehen, griff man vorsichtsweise noch 
tiefer und bestimmte, daß die Bank von England berechtigt sein 
solle, 14 Millionen Pfund Sterling in Noten ohne Metalldeckung 
auszugeben, daß jedoch jede über diesen Betrag hinaus ausgegebene 
Note voll durch Gold (bzw. Silber) gedeckt sein müsse. Die in 
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Rede stehenden Noten im Betrage von 14 Millionen Pfund Sterling 
müssen selbstverständlich auch (nur nicht durch Metall) gedeckt 
sein. Zu ihrer Deckung dienen die Schuld des Staates an die Bank 
und sonstige „Sicherheiten“ (gute und leicht realisierbare Wert- 
effekten). 

Neben der Bank von England bestanden von alters her verschie- 
dene kleine Banken in England, die gleichfalls das Recht der 
Notenausgabe besaßen, Man wollte diese kleinen Landbanken nicht 
direkt unmöglich machen, aber man beschloß, sie auf den Aussterbe- 
etat zu setzen. Das Gesetz bestimmt demgemäß, daß künftighin 
keiner Bank mehr das Recht verliehen werden wird, Noten auszu- 
geben, daß aber die bisherigen Banken das Recht behalten sollen, 
Noten auszugeben ; aber ihre Notenausgabe wird kotingentiert, d.h. 
sie dürfen in Hinkunft nie mehr Noten ausgeben, als sie zur Zeit 
des Erscheinens dieses Gesetzes im Umlaufe hatten. Sollte im 
Laufe der Zeit eine dieser Banken eingehen oder auf das Recht der 
Notenausgabe verzichten, so soll die Bank von England berechtigt 
sein, zwei Drittel von dem Notenumlaufe dieser Bank zu ihren 
ungedeckten 14 Millionen Pfund Sterling hinzuzuschlagen. Auf 
diese Weise ist im Laufe der Zeit das Recht der Bank von England, 
metallisch ungedeckte Noten auszugeben, von 14 auf rund 18 Mil- 
lionen Pfund Sterling gestiegen. 

Die Absicht des Gesetzgebers ging dahin, die Bank von England 
derart einzurichten, daß sie immer in der Lage sei, ihre Noten ein- 
zulösen. Dieser Zweck wurde so ziemlich erreicht; dagegen erhielt 
die Bank eine Starrheit, die es ihr unmöglich macht, sich den Be- 
dürfnissen des Verkehrs anzuschmiegen. Es gibt nämlich Zeiten, 
in denen der Verkehr unbedingt einer größeren Menge von Um- 
laufsmitteln bedarf. Diesem Bedürfnisse können die Banken 
anderer Länder leicht entsprechen, indem sie ihren Notenumlauf 
während der Zeit des größeren Bedarfes vorübergehend vermehren. 
Dies ist aber der Bank von England verwehrt. 

2. Das nordamerikanische System (Gesetz vom 3. Juni 1864 
über die sog. Nationalbanken, und Novelle vom 20. Juni 1874). 
Jede Gesellschaft, die auf Grund des vorstehend zitierten Gesetzes 
Bankgeschäfte betreiben will, muß bei dem Kontrollor des Geld- 
umlaufes Staatsschuldverschreibungen der Union als Kaution 
hinterlegen, und erhält hierfür Notenblankette (früher im Betrage 
von 90 Prozent des Nennwertes der hinterlegten Papiere, gegen- 
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wärtig infolge des Gesetzes vom 14. März 1900) im Betrage des 
Nennwertes der hinterlegten Papiere. + (Nachschußpflicht, wenn 
der Kurs der Papiere unter ihren Nennwert sinkt.) Die Noten- 
blankette werden im Finanzministerium hergestellt, sie sind für 
alle Banken vollständig gleich und haben an der Vorderseite einen 
ausgesparten Raum, in welchen die einzelne Bank ihre Firma usw. 
drucken läßt. Mit diesen Noten darf die Bank Bankgeschäfte 
betreiben und sind die Banken in größeren Städten verpflichtet, 
25 Prozent, in kleineren Orten 15 Prozent der ausgegebenen Noten 
in „gesetzlichen Zahlungsmitteln“ (darunter sind auch Staatsnoten 
begriffen) gedeckt zu halten. Die Novelle vom 20. Juni 1874 
gestattet auch die Entstehung von sog. Goldbanken, d. h. von Ban- 
ken, die sich verpflichten, ihre Noten in Gold einzulösen. Weigert 
sich die Bank, ihre Noten bei Vorweisung einzulösen, so kann der 
Noteninhaber Protest erheben lassen und die Anzeige an den Kon- 
trollor des Geldumlaufes erstatten. Dieser sperrt die Bank, führt 
die Liquidation durch und löst die Noten eventuell aus dem Erlöse 
der obenerwähnten Kaution ein. 

Das Gesetz vom Jahre 1864 über die Nationalbanken wurde 
während des Bürgerkrieges erlassen und verfolgte einen doppelten 
Zweck. Einmal sollte eine Banknote geschaffen werden, deren Ein- 
löslichkeit unbedingt gesichert war. Daher die Bestimmung, daß 
Banknoten nur auf der Grundlage einer bei der Behörde (dem 
Kontrollor des Geldumlaufes) hinterlegten, aus Staatsschuldver- 
schreibungen (Bonds) der Union bestehenden Kaution ausgegeben 
werden dürfen, und daß erforderlichenfalls die Note von der Staats- 
verwaltung (dem gedachten „Kontrollor‘‘) eingelöst wird. Zum 
zweiten wollte man den Absatz der im damaligen Kriege massen- 
haft ausgegebenen Staatsschuldverschreibungen sichern, und dieses 
Ziel wurde erreicht, weil jede Gesellschaft, die sich als National- 
bank konstituieren wollte, gehalten war, Bonds zu kaufen. Beide 
Ziele wurden, wie man sieht, durch das Gesetz von 1864 — man 
möchte fast sagen: in glänzender Weise — erreicht. Eine sehr 
unangenehme Konsequenz dieses Gesetzes aber war es, daß man ein 
starres Banknotensystem geschaffen hatte, welches ähnlich dem 
englischen durch die Peels-Act geschaffenen Notensysteme unfähig 
ist, sich den Bedürfnissen des Verkehrs automatisch anzupassen. 
Es ist nämlich eine bekannte Tatsache, daß zu gewissen Zeiten 
(namentlich wenn es sich — wie beispielsweise in der Zeit nach 
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der Ernte o. dgl. — darum handelt, größere Warenumsätze zu ver- 
mitteln) ein größerer Geldbedarf eintritt. Im solehen Zeiten 
mehren sich die Ansuchen um Kreditgewährungen bei den Zettel- 
banken, d. h. es werden von der Geschäftswelt mehr Wechsel als 
gewöhnlich bei der Bank zum Eskompte überreicht. Kann sich die 
Zettelbank freier bewegen, d. h. darf sie ihre Notenausgabe kurz- 
weg vergrößern, wie dies bei den Zettelbanken nach dem (weiter 
unten darzulegenden zog.) „kontinentalen System“ der Fall ist, so 
eskomptiert die Bank ruhig die überreichten Wechsel, indem sie zu 
diesem Zweck mehr Noten ausgibt als gewöhnlich. Ist dann die 
Zeit dieses gesteigerten Geldbedarfes vorüber, so werden die er- 
wähnten Wechsel von der Geschäftswelt eingelöst, die Noten fließen 
an die Bank zurück und der Notenumlauf sinkt wieder auf das 
normale Maß herab. So herrscht dort, wo sich die Zettelbanken 
freier bewegen dürfen, ein elastischer Notenumlauf, der sich sozu- 
sagen von selbst ausdehnt und wieder zusammenzieht, je nachdem 
der Verkehr bald mehr bald weniger Umlaufsmittel braucht. Wohl 
können auch die nordamerikanischen Nationalbanken ihren Noten- 
umlauf bis zu einem gewissen Grade ausdehnen oder einschränken. 
Sie können den Notenumlauf ausdehnen, wenn sie neue Staats- 
schuldverschreibungen kaufen und so ihre beim Kontrollor des Geld- 
umlaufes erliegende Kaution vergrößern. Sie können den Noten- 
umlauf einschränken, wenn sie einen Teil ihrer Noten an die Re- 
sierung zurückstellen und einen Teil der Kaution zurücknehmen. 
Aber diese Prozedur ist 3o umständlich und zeitraubend, daß die 
bezügliche Konjunktur auf dem Geldmarkte in der Regel längst 
vorüber ist, bis die Ausdehnung oder Einschränkung des Noten- 
laufes durchgeführt ist. 

Diese Starrheit des Notenumlaufes hat sich in Nordamerika 
wiederholt in überaus drückender Weise bemerkbar gemacht, weil 
die Banken in Zeiten von Krisen nicht in der Lage waren, durch 
eine vermehrte Ausgabe von Noten der Geschäftswelt zu Hilfe zu 
kommen und wiederholt konnte der Geldnot nur in der Weise ab- 
geholfen werden, daß die Regierung den Banken disponible Staats- 
gelder zur Verfügung stellte, um sie in die Lage zu versetzen, dem 
Kredit suchenden Publikum Darlehen zu gewähren. Im Herbste 
des Jahres 1907 brach in den Vereinigten Staaten eine schwere 
Krisis aus, die einen außerordentlichen Bedarf an Umlaufsmitteln 
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der Banknoten führte. Dieses Gesetz, die sog. „Aldrich-Vreeland- 
Act“ vom 30. Mai 1908, hält im allgemeinen an dem bisherigen 
Grundsatze fest, daß die Banken nur solche Banknoten ausgeben 
dürfen, welche ihnen vom Kontrollor des Geldumlaufes übergeben 
werden, und daß diese Noten durch die in Bonds der Union be- 
stehende Kaution gedeckt sein müssen. Dieser Betrag an Noten 
bildet sozusagen die ordentliche Notenemission der betreffenden 
Bank. Neben diese ordentliche kann jedoch in Zeiten eines wirt- 
schaftlichen Notstandes eine außerordentliche Notenemission treten, 
die in zweierlei Weise gestattet ist: 

1. Jede einzelne Nationalbank darf gegen Hinterlegung von 
anderen Wertpapieren als Bundesobligationen (gemeint sind Obli- 
gationen der Einzelstaaten, der Gemeinden, der Grafschaften, 
Eisenbahn- und Industriepapiere), jedoch mit Ausschluß von Wech- 
seln eine außerordentliche Ausgabe von Noten im Betrage von 
75 Prozent des Wertes dieser Papiere veranstalten. (Es wird also 
auch hier an dem Prinzip festgehalten, daß Noten nur auf Grund- 
lage von öffentlichen Wertpapieren ausgegeben werden dürfen, und 
zwar auch wieder nur solche Noten, die der Bank vom Kontrollor 
des Geldumlaufes übergeben werden. Die Erleichterung besteht 
nur darin, daß die als Kaution dienenden Wertpapiere just nicht 
Staatsschuldverschreibungen der Union zu sein brauchen.) 

2. Wenn mindestens zehn Nationalbanken von bestimmter 
Größe sich vereinigen und ihre Wertpapiere und Wechsel auf die 
Vereinigung übertragen, so dürfen die vereinigten Banken auf 
Grundlage dieser Wertpapiere auch wie im vorstehenden Falle eine 
außerordentliche Notenemission im Betrage von 75 Prozent dieser 
Wertpapiere veranstalten. Die Annäherung an das europäische 
System besteht darin, daß hier zum ersten Male die Ausgabe von 
Noten auf Grundlage von Wechseln gestattet wird. 

Die Wirksamkeit des vorstehenden Gesetzes vom 30. Mai 1908 
war ursprünglich bis Ende Juni 1914 beschränkt, es wurde jedoch 
seine Wirksamkeit prolongiert und trat in Wirksamkeit erst im 
August 1914 nach Ausbruch des europäischen Krieges). Der Ge- 


1) Dr. PaulMarcuse: Das Amerikanische Notenbankgesetz vom 30. Mai 1908 
(Aldrich-Vreeland- Act). Aus dem Englischen übertragen und erörtert. Stutt- 
gart und Berlin 1908. — Ferner derselbe: Die Bankreform in den Vereinigten 
Staaten von Amerika. 18. Heft der von v. Schans zu Wolf herausgegebenen 
„Finanzwirtschaftliche Zeitfragen“. Stuttgart 1915. 8. 431. 
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samtbetrag der gedachten außerordentlichen Notenemission wurde 
auf 500 Millionen Dollar festgesetzt. 

Während der vorhin erwähnten großen Geldkrise, die im Herbst 
1907 ausbrach, wurde von mehreren Seiten und namentlich auch 
von der sog. republikanischen Partei (den Vertretern der Einheits- 
bestrebungen) der Gedanke der Gründung einer großen zentralen 
Zettelbank angeregt. Von den sog. Demokraten (den Gegnern der 
zentralistischen Bestrebungen) wurde der Gedanke der zentralen 
Zettelbank nachdrücklichst bekämpft. Das Resultat dieses Mei- 
nungskampfes war die Federal-Reserve-Act vom 23. Dezember 1913, 
nach ihren beiden Paten im Repräsentantenhaus und im Senat 
— Owen und Glaß — auch „Owen-Glaß-Act“ genannt. Durch 
dieses Gesetz wird der sog. Federal Reserve Board, eine Institution 
geschaffen, welche zwar die Vielheit der Zettelbanken nicht besei- 
tigt, aber doch einer großen zentralen Zettelbank bis zu einem ge- 
wissen Grade nahekommt. | 

Zunächst wird das Gebiet der Vereinigten Staaten unter Be- 
rücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen 
Landesteile in mindestens acht und höchstens zwölf Distrikte ge- 
teilt. In jedem dieser Distrikte (Federal-Reserve-Distriet) wird 
eine neue Notenbank (,F.R.B.“ Federal Reserve Bank) als Aktien- 
gesellschaft errichtet. Die in jedem derartigen Distrikt bestehen- 
den Nationalbanken sind — bei Strafe des Verlustes ihres Noten- 
privilegs — verpflichtet, der betreffenden Federal-Reserve-Bank 
als Mitgliedbanken beizutreten und einen Teil des Aktienkapitals 
zu zeichnen. Die sog. Staatenbanken (die Banken, die keine Zettel- 
banken sind) und die Trustgesellschaften sind berechtigt, den Fe- 
deral-Reserve-Banks als Mitgliederbanken beizutreten. Jede Mit- 
gliedsbank hat 6 Prozent ihres Kapitals und ihrer Reserven zu 
zeichnen. Das Aktienkapital jeder Federal-Reserve-Bank muß 
mindestens 4 Millionen Dollars betragen. 

Die Federal-Reserve-Banks haben zunächst das Recht, Noten 
auf Grund des alten Nationalbankgesetzes, d. i. also gegen Hinter- 
legung von Bonds der Vereinigten Staaten auszugeben. Die Summe 
dieser Noten ist jedoch nicht auf die Höhe des Aktienkapitals be- 
schränkt. Daneben wird eine neue Art von Banknoten, die Federal- 
Reserve-Notes, geschaffen, die nur von den Federal-Reserve-Banks 
ausgegeben werden dürfen. Diese Noten müssen — und dies ist 
eine wesentliche Neuerung des in Rede stehenden Gesetzes — voll 
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(d. i. mit 100 Prozent) durch Wechsel gedeckt sein, und zwar 
dürfen dies nur solche Wechsel sein, welche die Mitgliedsbanken im 
Wege des Eskomptes erworben und, mit ihrem Giro versehen, der 
Federal-Reserve-Bank zum Re-eseompte übergeben haben. Wechsel, 
welche die Federal-Reserve-Bank direkt von Geschäftsleuten 
eskomptiert haben (die also kein Giro einer Mitgliedsbank tragen), 
dürfen in die Wechseldeckung nicht eingerechnet werden. Über- 
: dies muß die Federal-Reserve-Bank 40 Prozent der von ihr ausge- 
gebenen Federal-Reserve-Notes in Gold gedeckt halten. Das Schatz- 
amt in Washington ist verpflichtet, die Federal-Reserve-Notes jeder- 
zeit auf Verlangen gegen Gold einzulösen, und jede Federal-Re- 
serve-Bank muß zu diesem Behufe beim Schatzamt einen Ein- 
lösungsfonds von mindestens 5 Prozent ihres Notenumlaufes in 
Gold halten. Die Federal-Reserve-Banks sind verpflichtet, in ihrem 
Distrikt Filialen zu errichten, 

Das Wesentliche der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen 
und die hauptsächlichste Neuerung ist, daß die Federal-Reserve- 
Banks berechtigt sind, im allgemeinen dieselben Geschäfte zu be- 
treiben, die die europäischen Zettelbanken betreiben. 

Die in Rede stehenden Federal-Reserve-Banks werden über- 
wacht und zu einem einheitlichen Vorgehen verhalten durch eine 
besondere Behörde, den sog. Federal-Reserve-Board. Der Board 
besteht aus sieben Personen: der Schatzsekretär (Finanzminister), 
und der Kontrollor des Geldumlaufes sind ex officjo Mitglieder, 
zu diesen kommen sodann fünf vom Präsidenten der Vereinigten 
Staaten auf eine Funktionsdauer von zehn Jahren ernannte Mit- 
glieder, von denen zwei Bank- oder Finanzfachmänner sein müssen. 
Der Präsident wählt aus diesen fünf ernannten Mitgliedern den 
Gouverneur und Vizegouverneur des Board. Der Sitz des Board 
ist Washington. Der Board hat, wie gesagt, die Oberleitung der 
sämtlichen Federal-Reserve-Bank. Die eigentliche Geschäfts- 
leitung jeder einzelnen Federal-Reserve-Bank liegt in der Hand 
eines aus neun Mitgliedern bestehenden Direktoriums. Drei dieser 
Mitglieder, darunter der Vorsitzende und dessen Stellvertreter 
‚(die beide Bankfachleute sein müssen), werden vom Board ernannt. 
Die übrigen sechs Mitglieder des Direktoriums werden von den 
Mitgliederbanken der Federal-Reserve-Bank gewählt, und zwar zur 
Hälfte aus ihren eigenen Reihen, zur Hälfte aus den im Bezirke 
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berufstätigen Kaufleuten, Landwirten und Industriellen. Die 
Amtsdauer jedes Direktors beträgt drei Jahre. 

Der vom Board ernannte Vorsitzende des Direktoriums jeder 
Federal-Reserve-Bank ist gleichzeitig ihr Federal-Reserve-Agent. 
Ihm obliegt die ständige Überwachung der Geschäftstätigkeit seiner 
Bank und er ist gleichzeitig das Bindeglied zwischen dem Board 
und der Bank und soll in jeder Beziehung als Vertreter des Board 
auftreten. Seine wichtigste Funktion ist die Vermittlung zwischen 
dem Board und der Bank bei der Notenausgabe. Er erhält vom 
Board die Noten und gibt sie nach Bedarf an die Bank gegen 
Hinterlegung der gesetzlich vorgeschriebenen Sicherheiten. 

Außerdem besteht ein Federal Advisory Council als beratendes 
Organ für:den Board. Jede Federal-Reserve-Bank entsendet einen 
Vertreter in diese Körperschaft, die ihren Sitz in Washington hat 
und sich mindestens viermal im Jahre versammelt. Der Couneil 
hat das Recht, dem Board Vorstellungen zu machen und von ihm 
Auskünfte über alle Angelegenheiten der Federal-Reserve-Banks 
zu verlangen !), 

Die drei in Rede stehenden Organe, der Board, der Agent und 
der Council, sorgen — wie man sieht — dafür, daß die neu gebil- 
deten Federal-Reserve-Banks und die ihnen angegliederten Na- 
- tionalbanken nach streng einheitlichen Prinzipien verwaltet wer- 
den, so daß die sämtlichen nordamerikanischen Notenbanken bis 
zu einem gewissen Grade wie Filialen eines großen Noteninstituts 
funktionieren. 

3. Das kontinentale System besteht darin, daß die Bank ihre 
Gelder nur zu kurzfristigen, leicht realisierbaren Darlehen ver- 
wendet. Die- Notendeckung besteht also hier aus dem Barfonds 
und den gedachten leicht realisierbaren Aktiven (vorwiegend 
Wechsel). Mehrfach schreibt das Gesetz vor, daß die ausgegebenen 
Noten mindestens zu einem bestimmten aliquoten Teile (ein 
Drittel o. dgl.) durch Metall gedeckt sein müssen. Mehrfach wird 
dieses System als „Dritteldeckung“ bezeichnet. Tatsächlich ent- 
hielten die älteren Vorschriften zumeist die Bestimmung, daß der 
Metallschatz ein Drittel der umlaufenden Noten zu betragen habe. 





1) Dr. PaulMarcuse: Die Bankreform in den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Stuttgart 1915. S. 48 fl. — Dr. Hans Patzauer: Die Reform der 
amerikanischen Notenbanken. Wien, 1914. (Separatabdruck aus dem Jahrbuch 1914 
der Gesellschaft österreichischer Volkswirte). 
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Der Gedanke, daß der Metallschatz just ein Drittel der ausgegebenen 
Noten betragen solle, ist eigentlich auf ein Mißverständnis zurück- 
zuführen. Bei einer im Jahre 1832 in England abgehaltenen 
Enquöte wurde der Gouverneur der Bank von England befragt, in 
welchem Verhältnisse der Metallschatz zu den Noten und den son- 
stigen sofort auf Verlangen zahlbaren Verbindlichkeiten der Bank 
stehe, worauf er erwiderte: „Ungefähr ein Drittel“ Und da Eng- 
land bekanntlich immer als das politische und wirtschaftliche 
Musterland angesehen wurde, so wurde jener Ausspruch des Bank- 
souverneurs fast wie eine göttliche Offenbarung angesehen und in 
die festländischen Gesetzgebungen die Bestimmung aufgenommen, 
daß die Noten zu einem Drittel durch Metall gedeckt sein sollen. 

Die indirekte Kontingentierung der Noten. Mehrfach enthalten 
die heutigen Vorschriften über die großen Zettelbanken die Be- 
stimmung, daß die Bank — wenn die Menge ihrer metallisch un- 
gedeckten Noten eine gewisse Summe überschreitet — für dieses 
Plus pro rata temporis et quanti eine gewisse Steuer (von 5 Prozent 
o. dgl.) an den Staat zu entrichten habe. Durch die Steuer wird 
es der Bank erschwert, die Ausgabe der metallisch ungedeckten 
Noten über jene Grenze auszudehnen, man kann also die sog. indi- 
rekte Kontingentierung als eine Maßregel betrachten, die den 
Zweck verfolgt, die Einlöslichkeit der Noten zu sichern. 

Der Vorteil des Zettelwesens für die Gesamtheit besteht darin, 
daß durch die Ausgabe von Banknoten ein elastisches Geldwesen 
geschaffen wird, welches sich den Bedürfnissen des Verkehrs sozu- 
sagen automatisch anpaßt. Kommt eine Zeit lebhafteren Geschäfts- 
ganges, in der mehr Umlaufsmittel gebraucht werden, so mehren 
sich die Wechseleinreichungen bei der Bank, diese gewährt mehr 
Darlehen und bringt mehr Noten in den Verkehr. Ist der lebhafte 
Geschäftsgang vorüber, so werden wenig neue Darlehen verlangt, 
während die alten ablaufen und zurückgezahlt werden und infolge- 
dessen schrumpft der Notenumlauf wieder ein. 

Andererseits ist die Ausgabe von Banknoten nicht ohne Gefahr 
für die Gesamtheit und die wesentlichste dieser Gefahren besteht 
darin, daß die Bank ihre Macht mißbraucht. Der Gewinn, den 
die Bank aus dem Rechte der Notenausgabe zieht, besteht darin, 
daß sie aus wertlosem Papier Geld macht, daß sie dieses papierne 
Geld zur Gewährung von Darlehen verwendet und daß sie sich diese 
Darlehen verzinsen läßt. Die Bank wird daher immer den Wunsch 
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haben, möglichst viel Zinsen zu beziehen, und dieser Zinsengewinn 
wird größer sein, wenn die Bank viele Darlehen zu einem geringeren 
Zinsfuße gewährt, als wenn sie wenig Geld zu hohen Zinsen verleiht. 
Es wird also bei der Bank leicht die Tendenz vorherrschen, den 
Zinsfuß herabzusetzen, um mehr Darlehen gewähren zu können. 
Tut dies aber die Bank, so liegt die Gefahr nahe, daß sie die Ge- 


. schäftswelt zu unsoliden Spekulationen reizt, die schließlich zu- 


sammenbrechen, und hat die Bank bei dieser Gelegenheit zuviel 
Noten ausgegeben, so kann überdies der Fall eintreten, daß. sie 
hinterher ihre Noten nicht mehr einlösen kann. 


PB) Das Depositengeschäft. 


Das sog. bankmäßige Depositengeschäft besteht darin, daß die 
Bank vom Publikum Geld gegen Zins übernimmt und dieses Geld 
sodann gegen höheren Zins wieder ausleiht. Den Banken, speziell 
den Sparkassen, fließen auf diese Weise neben großen oft ganz kleine 
Einlagen von nur wenigen Mark zu, mit denen sozusagen nichts 
anzufangen ist; diese Beträge summieren sich aber zu Millionen 
und zu Hunderten von Millionen und bilden einen Fonds, aus dem 
den Kreditbedürftigen auch die größten Darlehen gewährt werden 
können. Für das Publikum bedeutet die Existenz einer Bank eine 
Erleichterung und Vereinfachung der Geschäfte. Der Geldbesitzer, 
der sein Geld gegen Zins ausleihen möchte, braucht nicht zu suchen, 
sondern trägt sein Geld zur Bank, und ebenso weiß der Kredit- 
bedürftige, daß er bei der Bank ein Darlehen erhalten kann. 

Andererseits ist auch dieses Geschäft nicht ganz ungefährlich 
und besteht die Gefahr hier wie beim Zettelgeschäft darin, daß die 
Einleger in hellen Haufen angerückt kommen und ihr Geld zurück- 
verlangen. (Ein sog. Run auf die Bank.) Die Bank darf daher 
nie die Einlagen bis auf den letzten Pfennig austun, sondern muß 
(ähnlich wie die Zettelbank ihren Metallschatz) immer einen ge- 
wissen Barvorrat zur Befriedigung ihrer Einleger bereithalten. 
Sodann muß sie bedacht sein, nur leicht realisierbare Darlehen zu 
gewähren, damit sie im Notfalle ihre Außenstände leicht und rasch 
einziehen kann. | 

Das Depositengeschäft wickelt sich ab in drei verschiedenen 
Formen: | > 

1. Gegen Einlagebücher. Der Einleger erhält von der Bank 
ein Heft mit Einnahme- und Ausgaberubriken, in welches von der 
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Bank jedesmal eingetragen wird, wann und wieviel der Betreffende 
eingelegt hat, wann und wieviel er wieder herausgenommen hat, 
und am Halbjahrsschlusse wieviel ihm an Zinsen gutgebracht wird. 
Diese Hefte, die namentlich von den Sparkassen ausgegeben wer- 
den, besitzen keine richtige Umlaufsfähigkeit, weil sie für den täg- 
lichen Verkehr unbequem sind und nicht zu gewöhnlichen Zah- 
lungen verwendet werden können. Bei größeren Zahlungen (Haus-, 
Güterkäufen u. dgl.) werden sie mitunter wie bares Geld aus einer 
Hand in die andere gegeben. 

2. Gegen sog. Kassenscheine. Manche Banken übergeben ihren 
Einlegern sog. Kassenscheine, d. i. Scheine, die die Gestalt einer 
größeren Banknote haben, nur auf größere runde Beträge (100, 
200, 500, 1000, 5000, 10 000 u. dgl.) lauten und die Verzinsungs- 
und Rückzahlungsmodalitäten enthalten. Auf der Rückseite findet 
sich in der Regel eine Zinsentabelle, welche die pro Tag, Woche, 
Monat und Jahr auflaufenden Zinsen angibt. Zur Verwendung 
wie Geld sind diese Kassenscheine weniger geeignet, weil sie wegen 
der täglich zuwachsenden Zinsen immer gebrochene Beträge reprä- 
sentieren, aber immerhin sind sie viel handlicher und umlaufs- 
fähiger als die vorerwähnten Einlagebücher und werden auch bei 
größeren Zahlungen häufig wie bares Geld verwendet. 

3. Im Schecek- oder Giroverkehr. Die Bank übergibt 
dem Einleger kein umlaufsfähiges Dokument, gestattet ihm aber, 
über sein Guthaben mittels schriftlicher Anweisung (Scheck, 
Oheque) in beliebigen Teilbeträgen zu verfügen. Diese Form 
des Geldverkehrs, die namentlich in England sich entwickelt 
hat und dort allgemein verbreitet ist, beginnt gegenwärtig auch auf 
dem Kontinent immer mehr in Übung zu kommen und ermöglicht 
eine geradezu fabelhafte Ersparnis an barem Gelde. Hat beispiels- 
weise A die Gewohnheit, sein Geld bei der X-Bank einzulegen und 
soll der Mann seine ständigen Lieferanten (Fleischhauer, Bäcker, 
Kaufmann, Schneider, Schuster usw.) bezahlen, so müßte A streng 
genommen zur X-Bank gehen, dort den fraglichen Geldbetrag er- 
heben und denselben sodann den betreffenden Personen einhän- 
digen. Statt dessen übergibt er dem Lieferanten, sagen wir dem 
Bäcker, eine schriftliche Anweisung (auf einem vorgedruckten 
Blankett) auf die Bank. Nun sollte dieser (der Bäcker) bei der 
X-Bank den Betrag beheben; ist jedoch der Bäcker auch Einleger 
bei der X-Bank, so präsentiert er der Bank die Anweisung und läßt 
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sich den Betrag gutschreiben. Die Zahlung ist also ohne Geld 
mittels einfacher Umschreibung effektuiert. Ist der Bäcker nicht 
Einleger bei der X-Bank, sondern bei der Y-Bank, so übergibt er 
dieser die Anweisung mit der Bitte, die Y-Bank möge das Geld bei 
der X-Bank beheben und ihm gutbringen. Auf diese Weise laufen 
bei der Y-Bank kontinuierlich Anweisungen auf die X-Bank ein; 
da aber ebenso umgekehrt bei-der X-Bank Anweisungen auf die 
Y-Bank einlaufen und analog bei den übrigen Banken des Ortes, so 
treten an bestimmten Tagen der Woche die Abgeordneten der ver- 
schiedenen Banken zusammen, präsentieren sich gegenseitig die 
eingelaufenen Anweisungen, kompensieren dieselben und tragen den 
unbeglichenen Rest auf den nächsten Abrechnungstag vor. Ist diese 
Sitte der Bezahlung mittels schriftlicher Anweisungen auf die 
"Banken allgemein verbreitet, so werden im Laufe eines Jahres in 
einem einzigen Lande Zahlungen im Betrage nicht von Hunderten 
von Millionen, sondern von Milliarden durch Schecks, bzw. 
durch einfaches Umschreiben in den Büchern der Banken ohne 
Dazwischentreten von Geld effektuiert. — Man nennt dieses gegen- 
seitige Abrechnen der Banken: Olearing, Klarieren, 
Saldieren, das Lokal, in dem dies geschieht: Clearing- 
house, Saldosaal, Abrechnungsstelle o. dgl. 


ß) DieAktivgeschäfte. 
Es sind dies, wie an früherer Stelle erwähnt wurde, diejenigen _ 
Geschäfte, bei denen die Bank Kredit gibt. Und da die Bank solche 
Gelder Hehe, die ihr selbst geliehen wurden, so muß sie immer 
in erster Linie darauf bedacht sein, diese Gelder derart auszutun, 
daß sie sie rasch wieder einziehen kann, um ihrerseits wieder ihre 
. Gläubiger rechtzeitig befriedigen zu können. Daher bildet es die 
oberste Regel für alle Banken, welche selbst kurze Kredite nehmen, 
auch nur kurze Kredite zu gehen, 
Die wesentlichsten Aktivgeschäfte sind: 


aa) Das Eskomptegeschäft, 
d.i. der Ankauf von Wechseln mit kurzer Laufzeit (in der Regel 
90 Tage, ausnahmsweise höchstens 6 Monate) und anderen kurz- 
fristigen Schuldverscehreibungen (wie demnächst fällig werdende 
Kuponsz, verloste, in kurzer Zeit rückzahlbare öffentliche Wert- 
papiere u. dgl.) gegen Abzug der Zinsen. In der Regel werden nur 
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Wechsel genommen, die mindestens drei (mitunter auch nur zwei) 
Unterschriften von als zahlungsfähig bekannten Personen tragen. 
Über die Annahme der Wechsel entscheiden bei jeder Bank in regel- 
mäßigen Sitzungen die sog. Wechselzensoren (ortsansässige Ge- 
schäftsleute, denen die Kreditwürdigkeit der Wechseleinreicher 
bekannt ist), 

Das Eskomptegeschäft eignet sich aus dem Grunde ganz 
besonders für die Banken, weil die Bank im Notfalle die Wechsel 
auch vor der Verfallzeit weiterbegeben, also ihre im Wechsel- 
eskompteangelegten Gelder zu jeder Zeit wieder einziehen kann, 


BB) Das Lombardgeschäft 


(so benannt nach den „Lombarden“, den oberitalienischen Geld- 
wechslern des späteren Mittelalters, die in allen Handelsstädten 
der damaligen Zeit ihre Handelsgeschäfte betrieben) besteht in der 
Belehnung beweglicher Pfänder. Die kaufmännischen Banken be- 
schränken sich allerdings darauf, nur Gold und Silber, sowie öffent- 
liche Wertpapiere zu belehnen ; mitunter belehnen sie auch die sog. 
kuranten Waren, d, i. diejenigen Waren, die im Kursblatte der 
Warenbörse notiert werden. Die Vorsichten, die speziell bei der 
Belehnung von Wertpapieren beobachtet werden, sind die fol- 
genden: 

1. Es werden nur gute Wertpapiere belehnt, und zwar nur 
diejenigen, die im Kursblatt der Börse notiert werden. 

2. Die Belehnung erfolgt nur bis zu 60 oder 75 (o. dgl.) Prozent 
des Kurswertes (eventuell Nachschußpflicht des Verpfänders, 
wenn die verpfändeten Papiere im Kurs fallen). 

3. Die Banken erhalten in der Regel von der Regierung das 
Privileg, das Pfand, wenn die Schuld nicht rechtzeitig bezahlt 
wird, ohne gerichtliche Intervention aus freier Hand verkaufen zu 
dürfen. 

4. Die Belehnung erfolgt nur auf kurze Frist (in der Regel 
auf 90 Tage). 

Die Gefahr, die mit diesem Geschäfte verbunden ist, ‚besteht 
darin, daß die belehnten Papiere infolge äußerer Umstände (Krieg, 
Revolution, Mißernte o. dgl.) im Kurse sinken, so daß sie keine 
genügende Deckung für das Darlehen mehr bieten. Die Gefahr wird 
dadurch noch verschärft, wenn die Bank (oder gleichzeitig 
mehrere Banken) genötigt ist, die verpfändeten Wertpapiere im 
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Exekutionswege zu verkaufen. (In dem österreichischen sog. 
„großen Krach“ vom Jahre 1873 kam es vor, daß Papiere, die vor- 
her einen Kurs von 230 bis 240 Gulden erklommen hatten, in der 
kürzesten Zeit infolge der damaligen massenhaften Exekutions- 
verkäufe an der Wiener Börse auf ca. 20 Gulden herunterfielen.) 

Eine fernere Schattenseite dieses Geschäftes ist es, daß die Bank 
ihre Lombarddarlehen nicht so rasch realisieren kann, wie die 
Wechseldarlehen. Die Bank kann die Pfänder, die sie belehnt hat, 
vor der Verfallzeit nicht weiter in Afterpfand geben, sondern muß 
warten, bis die Darlehensfrist abgelaufen ist. 


yy) Darlehen im Kontokorrent. 

Gegen Hinterlegung eines Pfandes (mitunter auch gegen Be- 
stellung eines Bürgen) eröffnet die Bank dem Betreffenden einen 
Kredit von bestimmter Höhe, den der Mann in beliebigen Teil- 
beträgen in Anspruch nehmen und ebenso in beliebigen Teil- 
beträgen abstatten darf. (Seitens der Bank wird hierüber eine 
laufende Rechnung geführt.) Da in der Regel das Pfand in zins- 
tragenden Wertpapieren besteht und die Bank die Verpflichtung 
übernimmt, die Kupons jedesmal rechtzeitig abzutrennen und 
einzukassieren, so kann es sehr leicht vorkommen (wenn z.B. die 
einkassierten Kupons mehr betragen, als der Mann bisher 
schuldig war), daß das in Rede stehende Geschäft in ein Passiv- 
geschäft umschlägt, d.h. daß die Bank, die bisher Gläubigerin des 
Betreffenden war, plötzlich zu seiner Schuldnerin wird, um viel- 
leicht nach wenigen Tagen wieder zu seiner Gläubigerin zu werden. 
— Ein Nachteil dieses Geschäftes ist es, daß die Bank ihre im 
Kontokorrent ausstehenden Forderungen im Falle der Not 
nicht so leicht und nicht sofort einziehen kann. 


y) Dieindifferenten Geschäfte 
sind diejenigen, bei denen die Bank weder Kredit gibt, noch Kredit 
nimmt. Hierher gehören das Wechslergeschäft (Geldwechsel), der 
Ankauf fälliger Kupons oder Wertpapiere, die Besorgung von 
Zahlungen oder Einkassierungen nach und an fremden Orten, der 
kommissionsweise Ein- und Verkauf von Wertpapieren oder Waren 
für fremde Rechnung. Besonders eifrige Pflege findet heute das 
Depositengeschäft, das von den Banken in dreifacher Form 
kultiviert wird. Es ist dies einmal das eigentliche Depositum, 
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das „Deposit zur Verwahrung“. Die Banken übernehmen gegen 
Bezahlung einer gewissen Gebühr die Aufbewahrung von Wert- 
gegenständen (Pretiosen, Wertpapiere u. dgl.). Die zweite Art 
des Depositengeschäftes ist das sog. „Deposit zur Ver- 
waltung“, d.h. die Banken übernehmen, und zwar auch wieder 
gegen Bezahlung einer gewissen Gebühr, Wertpapiere zur Verwah- 
rung und übernehmen gleichzeitig die weitere Verpflichtung, die 
Kuponsz dieser Wertpapiere abzutrennen und einzukassieren, 
die verlosten Wertpapiere einzukassieren und alle ihnen vom 
Eigentümer zukommenden, auf diese Wertpapiere Bezug nehmen- 
den Aufträge (Verkauf von Wertpapieren, Ankauf anderer u. del.) 
auszuführen. Die dritte Form ist endlich das eben behandelte 
„bankmäßige Depositengeschäft“, das aber freilich kein indiffe- 
rentes, sondern ein Passivgeschäft ist. Die in Rede stehenden 
indifferenten Geschäfte werden heute von fast allen Banken neben- 
bei mit kultiviert, weil sie immerhin ein nicht zu verachtendes 
Erträgnis abwerfen. 

Ein indifferentes Geschäft besonderer Art, das unter Um- 
ständen höchst bedenklich werden kann, ist das Spekulations- 
geschäft, d. 1. der Kauf und Verkauf von Wertpapieren, Waren 
oder sonstigen Gütern auf eigene Rechnung und Gefahr in der 
Absicht, dabei zu gewinnen. Verwenden die Banken ihr eigenes 
Aktienkapital zum Betriebe von Spekulationsgeschäften, so ist 
dagegen relativ wenig einzuwenden, denn wenn die Geschäfte schief 
gehen und Verluste bringen, so haben nur die Aktionäre ihr ein- 
geschossenes Geld verloren, und das ist ausschließlich ihre Sache. 
Überaus bedenklich aber ist es, wenn die Bank die vom Publikum 
eingelegten Gelder zum Betriebe von Spekulationsgeschäften mit 
heranzieht, denn dann hat sie mit fremdem Gelde irgendwelche 
Waren gekauft, und es ist sehr fraglich, ob die Bank, wenn die Ein- 
leger ihr Geld zurückverlangen, imstande sein wird, die gekauften 
Waren sofort und ohne Verlust wieder zu verkaufen. 


b) Dieeinzelnen Kreditinstitute. 


a) Die Zettelbanken 


sind diejenigen, welehe Noten ausgeben ; nebenbei pflegen sie in der 
Regel auch das Depositengeschäft. Weil die Noten sofort bei Vor- 
weisung eingelöst werden müssen, müssen die Zettelbanken mit 
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ganz besonderer Vorsicht und Strenge vorgehen. Aus diesem 
Grunde betreiben sie von Aktivgeschäften in erster Reihe das 
Eskomptegeschäft. Ebenso streng sind sie bezüglich der 
Fristen ihrer Darlehen und gewähren nicht leicht ein Darlehen 
auf mehr als drei Monate Die in Eskompte zu nehmenden 
Wechsel müssen wenigstens drei gute Unterschriften tragen. 


ß) Die Depositenbanken 


sind solche Banken, welche keine Zettel ausgeben und von Passiv- 
geschäften lediglich das Depositengeschäft betreiben. Weil die 
Zurückforderung der Einlagen in der Regel an gewisse Kündi- 
gungsfristen gebunden ist, können sich diese Banken etwas freier 
bewegen. Sie geben häufig auch Darlehen auf sechs Monate und 
nehmen mitunter auch Wechsel mit nur zwei Unterschriften in 
Eskompte, desgleichen gewähren sie ohne weiteres Kredit im 
Kontokorrent. Überdies pflegen sie mit Vorliebe die oben- 
erwähnten indifferenten Geschäfte, mit Ausnahme des Spekulations- 
geschäftes.. Unter den Depositenbanken kennzeichnen sich 
dureh besondere Eigentümlichkeiten die Leihhäuser und die Spar- 
kassen. 

0a) Die Leihhäuser (oder die Pfandleihanstalten) sind 
Kreditinstitute, die von Aktivgeschäften lediglich das Lombard- 
geschäft betreiben, dafür aber alle Arten von beweglichen Pfändern 
belehnen. Die Verwaltung ist kostspielig (man braucht Schätz- 
leute, die den Wert der Pfänder erheben; man braucht Magazine, 
in denen die Pfänder verwahrt werden; die Pfänder müssen even- 
tuell von Zeit zu Zeit gereinigt oder gegen Mottenfraß geschützt 
werden), beim Verkaufe der Pfänder sind ferner Verluste unver- 
meidlich; aus diesen Gründen können die Pfänder nur niedrig 
belehnt werden und müssen die Darlehenszinsen hoch sein. Die 
Leihhäuser wurden vielfach vom Staate oder von einzelnen Städten 
als humanitäre Institute gegründet und mit einem bestimmten 
Fonds dotiert. In diesem Falle sind sie, weil sie nicht Kredit 
nehmen, keine Banken. Banken werden sie erst, wenn sie — was 
später vielfach geschah — Geldeinlagen vom Publikum annehmen. 
Das erste Leihhaus unter dem Namen ‚„Mons pietatis“ wurde 1464 
in Perugia gegründet. 

PB) Die Sparkassen sind Depositenbanken, die den Spar- 
sinn der kleinen Teute wecken und fördern wollen. Aus diesem 
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Grunde nehmen sie die kleinsten Beträge vom Publikum an und 
verzinsen dieselben mit Zinseszins. Die Rechnungen werden näm- 
lich halbjährlich (Ende Juni und Ende Dezember) abgeschlossen, 
die Zinsen werden zum Kapital geschlagen, und letzteres wird 
weiterverzinst. Die eigentliche Spareinlage bleibt in der Regel 
jahrelang liegen, und infolgedessen können sich die Sparkassen 
bei der Kreditgewährung viel freier bewegen, als die gewöhnlichen 
(kaufmännischen) Depositenbanken. Die Sparkassen können da- 
her ganz unbedenklich einen namhaften Betrag (man nimmt an 
50 Prozent) ihrer Einlagen zur Gewährung von (in Annuitätsraten 
rückzahlbaren) Hypothekardarlehen verwenden. Wegen der zahl- 
reichen oft ganz kleinen Kontis, die jede Sparkasse führen muß, 
brauchen die Sparkassen relativ mehr Beamte, als die sonstigen 
Banken, haben also eine höhere Regie als diese. Überdies müssen 
die Sparkassen, weil sie die Gelder der kleinen Leute verwalten, in 
erster Reihe darauf bedacht sein, ihre Gelder sicher anzulegen. 
Sicherheit der Anlage und Höhe des Erträgnisses stehen aber be- 
kanntlich im umgekehrten Verhältnisse zueinander, und infolge- 
dessen sind die Zinsen, die die Sparkassen ihren Einlegern bieten, 
niedrig. 

Die älteren Sparkassen (die erste 1818 in Paris gegründet) 
wurden von Menschenfreunden als humanitäre Institute gegründet, 
d. i. als für sich bestehende juristische Personen, die niemandem 
gehören und die daher nicht nach Gewinn zu jagen brauchen. Die 
jüngeren Sparkassen sind zumeist kommunale Institute, deren Fr- 
trägnis in die Stadtkasse fließt. 


y) DieGründungsbanken 
sind Banken, die neben den gewöhnlichen Bankgeschäften (Kredit- 
nehmen und Kreditgeben) auch Spekulationsgeschäfte betreiben 
dürfen. Das erste Institut dieser Art war der Pariser Credit mobi- 
lier, der durch Dekret des damaligen Präsidenten der französischen 
Republik, Prinzen Louis Napoleon, vom 18. November 1852, nach 
dem Plane der Brüder Per&ire gegründet wurde. Über die Bedeu- 
tung dieser neuen Bank herrschten damals allerdings die aben- 
teuerlichsten Vorstellungen. Der Credit mobilier, dem das Recht 
verliehen wurde, Aktien im Betrage von 60 Millionen Franken und 
Schuldverschreibungen im Betrage von 600 Millionen Franken aus- 
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zugeben, sollte die Aktien sämtlicher in Frankreich existierenden 
(Gesellschaften aufkaufen und auf diese Weise zwar nur eine Durch- 
schnittsrente, aber von unbedingter Sicherheit erzielen. Dies ge- 
schah zwar nicht, aber die einzelnen Gründungsbanken, die bald 
nach dem Credit mobilier in den verschiedenen Staaten gegründet 
wurden, machten anfänglich von dem Rechte, Spekulationsgeschäfte 
betreiben zu dürfen, ausgiebigen Gebrauch. Einzelne von ihnen 
spekulierten nicht nur in Waren, sondern sogar in Landgütern, die 
sie von der Regierung kauften, um sie zu parzellieren. Erst all- 
mählich lernten die Gründungsbanken, sich zu bescheiden und sich 
auf das Gebiet zu beschränken, dessen Pflege heute als ihre eigent- 
liche Domäne gilt. 

Die modernen großen Unternehmungen werden bekanntlich 
fast nur im Wege der sog. Kapitalsassoziation, d. i. in der Form 
von Aktiengesellschaften, ins Leben gerufen. Die Aktien und even- 
tuell auch die Prioritätsobligationen dieser Unternehmungen 
müssen selbstverständlich an den Mann gebracht werden, und dies 
ist, namentlich wenn es sich um neue, noch nicht erprobte Unter- 
nehmungen handelt, nicht immer sofort möglich. Hier einzu- 
springen, ist die Aufgabe der sog. Gründungsbanken, d. h. sie über- 
nehmen gleich anfänglich einen größeren Teil der neu ausgegebenen 
Aktien oder Prioritätsobligationen und behalten sie so lange, bis 
das Unternehmen sich einlebt und das Publikum die Papiere zu 
kaufen beginnt. Schon die bloße Tatsache, daß das große und ange- 
sehene Institut das betreffende neue Unternehmen ‚„patronisiert‘, 
ist geeignet, das Vertrauen des Publikums wachzurufen, und veran- 
laßt viele, das neue Papier zu kaufen. Ein derartiges „Patroni- 
sieren“ junger Aktienunternehmungen seitens einer Gründungs- 
bank erfordert allerdings riesige Geldmittel, und da das Aktien- 
kapital der Gründungsbanken hierzu oft genug nicht hinreicht, so 
. beschaffen sie sich zumeist die erforderlichen Geldsummen durch 
Heranziehen verzinslicher und kündbarer Depositen seitens des 
Publikums, — ein Vorgang, der (wie oben angedeutet wurde) nicht 
einwandfrei ist. Eine gesetzliche Regelung dieser Frage dürfte 
für die Dauer kaum zu vermeiden sein. 


6) Die Hypothekarkreditinstitute. 


Die Hypothekarkreditinstitute entstanden später als die vor- 
stehend genannten Banken und verfolgen den Zweck, dem Guts-- 
Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie. 28 
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oder Hausbesitzer den benötigten sog. Besitzkredit zu gewähren. 
Der Kaufmann, der die Ware kauft, um sie weiterzuverkaufen, 
weiß aus Erfahrung, daß er ein bestimmtes Warenquantum unge- 
fähr in der und der Zeit (etwa binnen drei oder vier Monaten) 
verkauft. Er kann also — ohne ein gar zu großes Risiko zu über- 
nehmen — sich ohne weiteres verpflichten, den Kaufpreis der Ware 
samt etwaigen Zinsen nach Ablauf von einigen Monaten zu bezahlen. 
Der Hausbesitzer hingegen, der auf sein Haus etwa ein weiteres 
Stockwerk aufsetzen oder einen Zubau zu seinem Hause aufführen 
lassen will, der Gutsbesitzer, der sein Landgut meliorieren oder ein 
paar Felder zukaufen will, der kann sich nicht verpflichten, die 
hierzu erforderliche Summe nach drei oder sechs Monaten zurück- 
zuzahlen. Er bringt das ausgeleste Geld nur in der Weise wieder 
herein, daß ihm sein Haus oder sein Landgut nunmehr eine höhere 
Rente trägt, und demgemäß kann er sich vernünftigerweise nur 
verpflichten, die geliehene Summe in kleineren Raten binnen so- 
undsoviel Jahren zurückzuzahlen. Er braucht also einen längeren, 
in vielen kleinen Raten zurückzahlbaren Kredit. | 

Diesem Bedürfnisse dienen die Hypothekarkreditinstitute, und 
zwar in der Weise, daß ein Tausch der Schuldverschreibungen statt- 
findet. Der Kreditwerber läßt nämlich — selbstverständlich wenn 
alles in Ordnung befunden wird — zu Händen des Kreditinstituts 
den gewünschten Betrag auf seinem Hause oder Landgute hypo- 
thekarisch sicherstellen und erhält sodann (unkündbare und verlos- 
bare) Schuldverschreibungen des Instituts, die auf den gleichen 
Betrag lauten. Der Vorteil für den Schuldner — der selbtsver- 
ständlich seine eigenen Schuldverschreibungen nicht sozusagen auf 
offenem Markte ausbieten kann — besteht darin, daß er nun Schuld- 
verschreibungen des Instituts (sog. Pfandbriefe) in die Hand be- 
kommt, die öffentlichen Kredit genießen, und die er daher zu jeder 
Zeit an der Börse bzw. in jeder Wechselstube verkaufen kann. Die 
Schuldner zahlen die Schuld in kleinen Raten an dıe Bank, und 
diese nimmt die in jedem Jahre einfließenden Kapitalrenten zu- 
sammen und löst damit einen gleichen Betrag von Pfandbriefen 
(im Wege einer regelmäßig wiederkehrenden Verlosung) jähr- 
lich ein. 

Zwei Vorsichten muß jedes Hypothekarkreditinstitut unbedingt 
beobachten: Es darf — wenn es sich vor Schaden behüten will — 
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nur mündelsichere Hypotheken belehnen, und es darf nie mehr 
Pfandbriefe ausgeben, als seine eigenen Hypothekenforderungen 
betragen. 

Man unterscheidet Hypothekarkreditvereine und Hypotheken- 
banken. Im ersten Falle tun sich die Besitzer annähernd gleicher 
Güter, etwa die Rittergutbesitzer einer Provinz, zusammen und er- 
klären, daß sie für die augzugebenden Pfandbriefe solidarisch haften 
wollen. Der erste derartige Kreditverein entstand 1770 nach dem 
Plane des Kaufmanns Bühring in Preußisch-Schlesien unter dem 
Titel „Schlesische Landschaft“. Andererseits haftet die Hypo- 
thekenbank allein für die ausgegebenen Pfandbriefe. Die erste 
Hypothekenbank wurde 1845 unter dem Namen „Caisse hypoth6- 
caire“ in Brüssel gegründet. 


e) Die sog. Maklerbanken. 


Die heutigen Transaktionen an der Börse vollziehen sich zu- 
meist in der Weise, daß zwei Personen ein befristetes Geschäft mit- 
einander abschließen; A erklärt, er wolle „pro Medio“ oder „pro 
Ultimo“ von B eine Partie Wertpapiere oder Ware zu dem und dem 
Preise kaufen. Ändert sich nun in der Zwischenzeit der Kurs, so 
geschieht es häufig, daß A oder B das Geschäft an ÜÖ, dieser es 
an D usw. abtritt und sich mit einem kleinen Gewinne oder Ver- 
luste aus dem Engagement zurückzieht. Kommt es dann ‚„Medio“ 
oder „Ultimo“ zur effektiven Lieferung, 30 kommt es oft vor, daß A 
nicht mehr dem B, sondern dem X oder Y, kurz einem zwanzigsten 
oder dreißigsten Kontrahenten gegenübersteht. Und da alle da- 
zwischenliesenden Geschäfte nicht gegen bar, sondern gleichfalls 
„pro Medio“ oder „Ultimo‘ geschlossen wurden, so ergeben sich bei 
der definitiven Bezahlung der Ware ziemlich komplizierte Abrech- 
nungen, weil vielleicht B mit einem kleinen Nutzen, © mit einem 
Verluste, D wieder mit einem Nutzen, E dann wieder mit einem 
Verluste usw. aus dem Engagement geschieden ist und alle diese 
Gewinne und Verluste beglichen werden müssen. Diese und die 
sonstigen komplizierten Vorgänge bei den Börsengeschäften haben 
es mit sich gebracht, daß in den letzten zwanzig Jahren mehrfach 
sog. Maklerbanken entstanden sind, welche sich mit der Regelung 
und Durchführung der Börsentransaktionen befassen. 
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C. Die volkswirtschaftliche Bedeutung des Kredites. 


Über die volkswirtschaftliche Bedeutung des Kredits wurde 
seinerzeit in der nationalökonomischen Literatur viel gestritten, 
und regelmäßig gipfelte der damalige Streit in der Frage, ob der 
Kredit „Kapital“ schaffenkönne oder nicht. Der 
Streit hätte nie entstehen können, wenn etwas mehr Klarheit über 
den Kapitalbegriff geherrscht hätte. Wie bereits an früherer Stelle 
bemerkt wurde, war der Kapitalbegriff sozusagen seit jeher ein 
zwieschlächtiger. Die wissenschaftliche Literatur versuchte konse- 
quent den Satz aufzustellen, daß unter Kapital nicht das Geld zu 
verstehen sei, sondern die Produktionsmittel in natura; der Sprach- 
gebrauch des täglichen Lebens hing mit Zähigkeit an der Anschauung 
fest, daß eigentlich unter Kapital doch nur das (zinstragende oder 
sonst werbende) Geld zu verstehen sei. Dementsprechend wurde 
die in Rede stehende Frage denn auch beantwortet. Die einen, die 
bei dem Worte „Kapital“ an die effektiven Produktionsmittel 
dachten, sagten „nein“, die anderen sagten ,„ja“. 

Die Frage beantwortet sich ganz ungezwungen und von selbst. 
Lehrt man, daß unter dem Worte „Kapital“ nur die Produktions- 
mittel selbst (also Werkgebäude, Maschinen, Werkzeuge, Gerät- 
schaften, Roh- und Hilfsstoffe usw.) zu verstehen seien, so ist es 
geradezu lächerlich, behaupten zu wollen, daß der Kredit Kapital 
schaffen könne, denn es ist evident, daß man aus Kredit auch nicht 
den kleinsten Nagel schmieden oder auch nur eine Stecknadel 
anfertigen kann. Hält man dagegen an dem Sprachgebrauche des 
täglichen Lebens fest und versteht man unter Kapital eine Summe 
von Werten, die dem Erwerbe dienen oder doch dienen könnten, 
oder denkt man an die Tatsache, daß der Besitz von Kapital dem 
Betreffenden die Macht verleiht, über Arbeitskräfte, Werkzeuge 
und Stoffe zu verfügen und Güter produzieren zu lassen, daß also 
der Kapitalbesitz dem Betreffenden die Macht verleiht, maßgebend 
in das Wirtschaftsleben einzugreifen, so kann es ebensowenig be- 
zweifelt werden, daß der Kredit Geld, nämlich das Kreditgeld, 
schafft, und daß derjenige, der eine genügende Summe von Noten 
in der Hand hat, diese Noten ebensogut zum Erwerbe verwenden, 
oder daß er mit diesem Kreditgelde ebensogut über die nationalen 
Arbeitskräfte und über die nationalen Gütervorräte verfügen kann, 
als wenn er bares Geld in der Hand hätte. 


EEE 
Gar 

1 0 
A 
5: = 


II. Der Kredit. 437 


Von allen Seiten wird zugegeben, daß der Kredit för- 
dernd auf die Güterproduktion zurückwirkt, 
einmal weil er das Vermögen, wenn man »0 sagen darf, in die rich- 
tigen Hände bringt. Es gibt ja tatsächlich unzählige Personen, die 
ein Vermögen besitzen, die aber aus irgendeinem Grunde nicht in 
der Lage sind, eine Produktion zu betreiben. Überlassen diese Per- 


sonen ihr Vermögen einem tüchtigen Fachmann zur leihweisen Be- 


nützung, so wird es eben der Güterproduktion zugeführt. (Die 
Sache ist ganz richtig, nur. darf man nicht übersehen, daß unzählige 
derartige - Vermögensüberlassungen keine Kreditgeschäfte sind, 
denn wenn eine etwa einem minderjährigen Kinde gehörige Fabrik 
oder ein einem solchen Kinde gehöriges Landgut verpachtet wird, 


so wird dieses Vermögen auch „in die richtigen Hände gebracht“ 


und dient der Güterproduktion, aber ein eigentliches „Kredit“- 
geschäft ist dies nicht.) 

Desgleichen wird die Güterproduktion durch den Kredit in der 
Weise gefördert, daß ein strebsamer und unternehmungslustiger 
Mann durch Gewährung von Kredit in die Lage versetzt wird, ein 
Unternehmen zu begründen oder das bestehende zu vergrößern und 
zu vervollkommnen, und jedenfalls werden in einem größeren und 
vollkommener eingerichteten Unternehmen die Produkte besser und 
mit geringeren Kosten (mit einem geringeren Arbeitsaufwande) 
hergestellt, als in einem kleinen, nur mangelhaft eingerichteten 
Betriebe. | 

Einfluß des Kredits auf den Absatz der Pro- 
dukte. Vielfach wurde die Behauptung aufgestellt, daß durch 
den Kredit der Absatz der Waren gefördert werde. Dieser Satz ist 
jedoch nur bedingungsweise richtig. Richtig ist, daß der einzelne, 


' wenn er auf Borg kaufen kann, sich leichter verleiten: läßt, zu 
kaufen, als wenn er die Ware sofort bar bezahlen müßte. Wenn . 


aber später die Notwendigkeit zu zahlen als hinkender Bote nach- 
kommt, so muß derjenige, der leichtfertigerweise auf Borg gekauft 
hat, eine andere Anschaffung unterlassen, so daß, was früher an 
einer Ware mehr abgesetzt wurde, jetzt an einer anderen Ware 
weniger abgesetzt wird. Ein ziemlich fragwürdiger Gewinn! Von 
einer effektiven Begünstigung des Absatzes durch den Kredit kann 
man also nur in dem Falle sprechen, wenn der Produzent seine Er- 
zeugnisse dem Zwischenhändler auf Borg verkauft und wenn es 
diesem gelingt, die Ware an bar zahlende Konsumenten abzusetzen, 
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d.h. also, wenn es durch den Verkauf auf Borg an den Zwischen- 
händler gelingt, der Ware neue Absatzgebiete zu erschließen, Absatz- 
gebiete, die sich nicht gefunden hätten, wenn der Zwischenhändler 
wegen des mangelnden Kredits den Bezug der Ware vom Produ- 
zenten hätte unterlassen müssen. 

Einfluß des Kredits auf die Warenpreise. 
Direkter Einfluß. Wer Waren auf Kredit verkauft, muß 
aus zwei Gründen die Preise etwas höher stellen. Einmal muß er 
ınit der Möglichkeit (richtiger gesagt: mit der „Gewißheit‘) rech- 
nen, daß unter seinen soundsovielen Schuldnern sich mehrere finden 
werden, die hinterher nicht bezahlen können; er muß also diese 
Verluste in dem erhöhten Preise wieder hereinzubekommen 
trachten. Zum zweiten muß der Mann, weil seine Ausstände erst 
spät eingehen, er also mittlerweile das Geld in seinem Geschäfte ent- 
behren muß, sich die Zinsen für die Zwischenzeit berechnen und 
dieselben zum Warenpreise hinzuschlagen. Der Kredit hat also die 
Tendenz, die Warenpreise direkt in die Höhe zu treiben. 

Indirekter Einfluß (Einfluß des Kredits auf den Geld- 
wert). Oben wurde hervorgehoben, daß der Wert des Geldes wie 
der Wert jedes anderen Gutes abhänge von Angebot und Nachfrage. 
Wenn also bei gleichbleibender Nachfrage das Angebot an Geld 
(die Geldmenge im Lande) vermehrt wird, so muß der Wert des 
Geldes sinken, d. h, die Preise aller übrigen Waren müssen steigen. 
Gegen die theoretische Richtigkeit dieses Satzes läßt sich nichts ein- 
wenden. In der Praxis jedoch wird es schwer sein, diese Tatsache 
zu konstatieren, weil es schwer ist, den Nachweis zu erbringen, daß 
eben auf der anderen Seite die Nachfrage nach Geld gleich- 
geblieben ist; es ist vielmehr bei dem normalen Gange der Dinge 
umgekehrt anzunehmen, daß die Nachfrage nach Geld (der Geld- 
bedarf) kontinuierlich steigt, weil die Bevölkerung fortwährend 
zunimmt und der Verkehr sich immer lebhafter gestaltet, also die 
Zahl der täglichen Umsätze kontinuierlich wächst. Hat aber eine 
Vermehrung des Geldes unzweifelhaft die Tendenz, seinen Wert zu 
drücken und demgemäß die Preise aller übrigen Waren in die Höhe 
zu treiben, so wird man zugeben müssen, daß die gleiche Tendenz 
zutage tritt, wenn eine Vermehrung der Umlaufsmittel durch eine 
Vermehrung des Kreditgeldes stattfindet. 

Dieser Zusammenhang zwischen Geldmenge und Geldwert ist 
erst im Anfange des vorigen Jahrhunderts in England allmählich 
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erkannt worden und hat damals dort zur Aufstellung zweier Theo- 
rien (der sog. Quantitätstheorie und der sog. Currencytheorie) 
geführt, in denen Wahres und Falsches durcheinandergewürfelt ist. 

Diesog. Quantitätstheorie vertritt den Satz, daß der 
Wert des Geldes abhängt von seiner Menge. Ist die Menge des in 
einem Lande umlaufenden Geldes eine geringe (ist das Angebot 
klein), so wird der Wert des Geldes hoch, oder mit anderen 
Worten, die Preise aller Waren werden niedrig sein. Ist umgekehrt 
die Menge des umlaufenden Geldes eine große (ein großes Ange- 
bot), so wird der Wert des Geldes ein geringer, oder mit anderen 
Worten, die Preise aller Waren werden hoch sein. Begründer 
dieser Theorie ist Ricardo. Infolge der durch die Napoleonischen 
Kriege in England hervorgerufenen finanziellen Schwierigkeiten 
wurde nämlich die Bank von England im Jahre 1797 der Ver- 
pfliehtung enthoben, ihre Noten einzulösen, und gleichzeitig er- 
mächtigt, ihre Notenemission auszudehnen. Die Folge dieser 
Maßregel war, daß die Noten eine Entwertung erfuhren und das 
Gold ein Agio bekam; das Gold floß ins Ausland ab, und die Preise 
aller Waren stiegen. Damals veröffentlichte David Ricardo 
seine Schrift „The high price of bullion a proof of the depreeiation 
‚of banknotes“ (London, 1809), in welcher er den Nachweis zu 
erbringen sucht, daß die Entwertung der Noten auf die zu große 
Emission derselben zurückzuführen sei. Ricardo geht von einem 
Lande aus, welches ausschließlich Metallgeld besitzt, und legt sich 
die Frage vor, welche Wirkung es hat, wenn die Menge dieses um- 
laufenden Metallgeldes vermehrt oder vermindert wird. Erfährt 
die Menge des umlaufenden Metallgeldes in einem derartigen Lande 
eine Vermehrung, so sinkt sein Wert, die Warenpreise steigen im 
Inlande, es wird daher lohnend, die Waren aus dem billigeren Aus- 
lande zu beziehen, und das Metallgeld fließt ins Ausland ab, so 
lange, bis das Gleichgewicht mit dem Auslande wieder hergestellt 
ist. Erfährt umgekehrt in einem derartigen Lande das umlaufende 
Metallgeld eine Verminderung, so steigt sein Wert, d.h. die Waren- 
preise sinken und es wird für das Ausland lohnend, Waren aus 
diesem „billigen“ Lande zu beziehen. Es strömt Metallgeld ins 
Land, und zwar auch wieder so lange, bis das Gleichgewicht zwischen 
In- und Ausland hergestellt-ist. In einem Lande mit ausschließ- 
licher Metallgeldzirkulation reguliert sich also das Zu- und Ab- 
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strömen des Metalles und damit der Stand der Warenpreise bzw. 
der Stand des Geldwertes von selbst. 

Anders in einem Lande, in dem ein uneinlösliches Papiergeld 
zirkuliert. Werden in einem Lande, das bisher nur Metallgeld 
besaß, uneinlösliche Noten ausgegeben, die jeder nach ihrem Nenn- 
werte annehmen muß, so findet eine Vermehrung des umlaufenden 
Geldes statt und dieses muß im Werte sinken. Das heißt, die 
Warenpreise im Inlande steigen, es wird lohnend, die Waren aus 
dem billigeren Auslande zu beziehen und Geld fließt ins Ausland 
‚ab. Da aber draußen die Noten nicht angenommen werden, so muß 
Metallgeld ins Ausland abfließen. Dauert die Ausgabe des unein- 
löslichen Papiergeldes weiter an, so wiederholt sich der geschilderte 
Vorgang, und zwar so lange, bis sozusagen das letzte silberne oder 
goldene Geldstück über die Grenze ins Ausland gewandert ist. 
Wird weiter uneinlösliches Papiergeld ausgegeben, so staut sich 
dieses — da es nicht ins Ausland abfließen kann — im Inlande auf 
und muß (gegenüber dem ausländischen Metallgelde) irı Werte 
sinken, d. h. also, die uneinlöslichen Noten erfahren eine Entwer- 
tung oder umgekehrt das Metallgeld bekommt ein Agio. 

Die obenerwähnte Entwertung der (uneinlöslichen) Noten der 
Bank von England rief begreiflicherweise eine nicht geringe Auf- 
regung im Lande hervor und es wurde vom Parlament ein eigener 
Ausschuß — das sog. „Bullion Committee“ — eingesetzt, welcher 
die Frage studieren und sodann über dieselbe dem Parlament Be- 
richt erstatten sollte. Der Bericht des Parlamentsausschusses schloß 
sich im allgemeinen der von Ricardo vorgetragenen Meinung 
an. Man bezeichnet diese Anschauung als „Quantitätstheorie“, 
weil sie in dem Satze gipfelt, daß der Wert eines uneinlöslichen 
Papiergeldes von seiner Menge abhängt. In der Hauptsache ist 
dieser Gedanke unstreitig richtig, unrichtig ist nur, wenn man 
glaubt, daß der Kurs (der Wert) der uneinlöslichen Noten einzig 
und allein von ihrer Menge abhängt, weil hierbei noch andere Mo- 
mente mitspielen, wie das Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit des 
Kmittierenden (Bank oder Staat), die Furcht vor gewaltsamen 
politischen Erschütterungen oder Veränderungen, oder umgekehrt 
die Hoffnung auf die baldige Wiederkehr geordneter Verhält- 
nisse u. dgl. m. 

Die sog. „Qurrencytheorie“ Die vorstehend darge- 
legte Lehre der Quantitätstheorie wurde später in England auch 
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auf das Geldwesen eines Landes angewendet, in welchem neben dem 
Metallgelde einlösliche Noten umlaufen. Es wurde gesagt, daß 
auch durch die Ausgabe einlöslicher Noten die Menge des umlau- 
fenden Geldes vermehrt werde, daß also auch hier die gleichen Er- 
scheinungen auftreten müssen (Entwertung des Geldes — Stei- 
gerung der inländischen Warenpreise — vermehrte Wareneinfuhr 
aus dem Auslande — Abströmen des Metallgeldes ins Ausland) wie 
bei der Ausgabe von uneinlöslichen Noten. 

Man muß zugeben, daß der Gedankengang der Ourreneytheorie 
im Prinzip unanfechtbar und richtig ist. In der Praxis gestaltet 
sich die Sache allerdings etwas anders. In jedem Lande, dessen 
Volkswirtschaft in gesunder Entwicklung begriffen ist, herrscht ein 
lebhafter Geldbedarf, und diesem ‘Umstande ist es zuzuschreiben, 
‘daß man allerorts bestrebt ist, Geldsurrogate (Wechsel, Schecks, 
gegenseitige Abrechnung der Buchforderungen usw.) zu schaffen. 
(Einlösliche) Noten sind gleichfalls ein Geldsurrogat, und wenn 
die Noten sich im Umlaufe erhalten, so ist dies eben auf den stetig 
wachsenden Geldbedarf zurückzuführen. Sodann wäre die Our- 
rencytheorie in der Praxis richtig, wenn das betreffende Land das 
einzige wäre, in welchem Noten in den Verkehr gebracht werden. 
Da aber in allen Staaten seit ungefähr 200 Jahren Noten umlaufen, 
so haben sich auch dort die Warenpreise längst schon der umlaufen- 
den Geldmenge angepaßt, es ist also nicht wohl abzusehen, warum 
just aus dem in Rede stehenden Lande das Metallgeld ins Ausland 
abströmen sollte. Endlich darf man nicht glauben, daß es im Be- 
lieben einer Bank steht, ungezählte Mengen von einlöslichen Noten 
in den Verkehr zu werfen. Die Bank kann immer nur so viel Noten 
in Umlauf bringen, als der Verkehr braucht, und gibt sie mehr 
Noten aus, so wird sie sehr bald die Beobachtung machen, daß diese 
zu den Schaltern der Bank zurückströmen und zur Einlösung prä- 
sentiert werden. 

Indes, wie dem auch sei, die Currencytheorie wurde in den 
ersten Dezennien des 19. Jahrhunderts in England für richtig ge- 
halten und ihr praktischer Niederschlag war die Peelsche Bank- 
akte vom Jahre 1844. Die wesentlichste Bestimmung dieses Ge- 
setzes ist — wie an früherer Stelle bemerkt wurde —, daß die Bank 
von England nur berechtigt sein soll, eine bestimmte Summe (an- 
fänglich 14, später 18 Millionen Pfund Sterling) in Banknoten 
ohne Metalldeckung auszugeben, daß jedoch jede Note über diesen 
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Betrag hinaus voll durch Metall gedeckt sein muß. Das heißt mit 
anderen Worten, die Bank von England soll nicht berechtigt sein, 
durch die Ausgabe ihrer Noten die Menge des in England umlau- 
fenden Geldes zu vermehren, denn für jede Note im Betrage von 
1.12 Stule;, welche die Bank über die angegebene Summe hinaus aus- 
gibt und in den Verkehr bringt, muß ein Goldstück im gleichen 
Betrage aus dem Verkehr Berdeen werden und in den Keller der 
Bank wandern. 

Die Gefahren des Kredits. Der Kredit repräsentiert 
ein kompliziertes Räderwerk, das gut funktioniert, solange alles in. 
Ordnung ist; bricht aber eines der Räder, dann bricht die ganze 
Maschine zusammen. Die Veranlassung zur Überspannung des 
Kredits kann von beiden Teilen, von den Kreditgebern wie von den 
Kreditnehmern, ausgehen. | 

Von seiten der Kreditgeber. In ruhigen Zeiten, wenn die Ge- 
schäfte gut gehen, so daß die Leute etwas ersparen, kommt es oft 
vor, daß die Einlagen des Publikums bei den Depositenbanken ganz 
außerordentlich anschwellen, so daß die Banken durch die Über- 
fülle des Geldes in Verlegenheit gebracht werden. Wollen die 
Banken sich dieses Geldes entledigen, so müssen sie den Zinsfuß der 
Darlehen, die sie gewähren, herabsetzen. Durch den niedrigen 
Zinsfuß wird — wie oben dargelegt wurde — die Unternehmungs- 
lust angespornt; die bestehenden Unternehmungen werden vergrö- 
Bert und neue werden ins Leben gerufen, kurz es werden mehr 
Güter produziert und auf den Markt gebracht als bisher. Wollen 
aber die Unternehmer diese Güter an den Mann bringen, so müssen 
sie ihren Abnehmern entgegenkommen, und dies geschieht (da der 
Verkäufer begreiflicherweise die Preise seiner Erzeugnisse nicht 
sern ohne zwingende Gründe herabsetzt) am einfachsten in der 
Weise, daß die Produzenten ihren Abnehmern günstigere Zahlungs- 
bedingungen (d. h. mehr und längeren Kredit) gewähren. Diese 
ersten Abnehmer, die Grossisten, wollen aber die gekauften Waren 
selbstverständlich auch absetzen und gewähren daher ihren Ab- 
nehmern auch wieder Kredit usf. Das geht eine Zeitlang, aber 
schließlich zeigt es sich, daß die über den Bedarf produzierten Güter 
doch nicht so leicht abgesetzt werden können. Die Banken, die den 
‘ Unternehmern Kredit gewährt haben, prolongieren diese Kredite 
anfänglich unbedenklich; wenn sie aber sehen, daß ihre Schuldner 
immer nur prolongieren, aber nicht zurückzahlen wollen, so fangen 


III, Der Kredit. 443 


sie an, die gewährten Darlehen zu kündigen, und nun bricht in der 
Regel der ganze kühne Bau zusammen. 

Von seiten der Kreditnehmer. Der Gang des Wirtschaftslebens 
ist kein regelmäßiger oder gleichmäßiger ; es gibt Zeiten flauen Ge- 
schäftsganges, es gibt aber auch sog. Perioden des wirtschaftlichen 
Aufschwunges. Diese letzteren werden in der Regel hervorgerufen 
durch große Erfindungen (wie z. B. seinerzeit die Ausbreitung der 
Eisenbahnen, heute die Verwertung der Elektrizität auf allen er- 
denklichen Gebieten), durch gewisse Ideen (wie z. B. durch das 
Bestreben, durch die Regulierung der Flußläufe und den Bau von 
Kanälen die Volkswirtschaft zu heben), durch Hinwegräumung 
bestehender Schranken (wie etwa die Beseitigung der Zunft- 
schranken), durch Erschließung neuer Absatzgebiete (Erwerbung 
‘von Kolonien) u. dgl. m. In jedem derartigen Falle machen ge- 
wisse Unternehmer, und zwar diejenigen, die sozusagen die ersten 
am Platze sind, brillante Geschäfte. Dies reizt begreiflicherweise 
zur Nachahmung, und besitzen die Betreffenden nicht die erforder- 
lichen Mittel, so nehmen sie den Kredit, und zwar selbst gegen 
‘höhere Zinsen, in Anspruch, und sie können die höheren Zinsen 
versprechen, weil in der Tat in den fraglichen Unternehmungen 
viel Geld verdient wird. Die Banken sind bestrebt, diesem Kredit- 
bedürfnisse zu entsprechen, indem sie durch Erhöhung des Zins- 
fußes für die Einlagen neue Gelder vom Publikum an sich ziehen. 
Dies geht auch wieder eine Zeitlang. Allmählich aber wird der 
hervorgerufene außergewöhnliche Bedarf durch die fieberhafte 
Tätigkeit der Unternehmer gedeckt, der Absatz der Produkte 
stoekt, und wenn nun die Unternehmer den Kredit, von dem aie 
bis an die äußerste Grenze der Möglichkeit Gebrauch gemacht 
haben, allgemach abtragen sollen, so fehlt es an den hierzu erfor- 
derlichen Mitteln, und der „große Krach“ bildet den traurigen Ab- 
schluß des vorangegangenen „glänzenden Aufschwunges“, 
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V. Kapitel. 
Die Lehre vom Einkommen und seinerVerteilung. 


Das gegenwärtige Kapitel (mit Ausschluß der beiden letzten 
Abschnitte: „Krisen“ und „Versicherung“) ist überwiegend ein 
Auszug aus meiner 1896 (im Verlage von ©. L. Hirschfeld in 
Leipzig) erschienenen Schrift „Das Einkommen und seine Vertei- 
lung“. Auf diese Schrift und die ihr beigedruckte ELOHODE DEN 

„Bibliographie“ von P. Lippert sei hiermit verwiesen. 


l. Im allgemeinen. 


Oben (8. 306 fi.) wurde gezeigt, daß der Begriff „Einkommen“ 
von Hause aus ein geldwirtschaftlicher ist, d. h. daß man ursprüng- 
lich bei dem Worte „Einkommen“ nur an die Geldstücke dachte, 
die von außen in die eigene Wirtschaft „hereinkommen“. Bei 
näherem Eingehen auf das Wesen des Einkommens wurde es jedoch 
klar, daß man den Einkommensbegriff nicht auf die Geldstücke be- 
schränken kann, die innerhalb einer bestimmten Periode mit einer 
gewissen Regelmäßigkeit in die eigene Wirtschaft hereinkommen, 
sondern daß man unter „Einkommen“ verstehen müsse die Summe 
derjenigen materiellen und immateriellen Güter, die innerhalb 
einer bestimmten Periode in die eigene Wirtschaft von außen 
hereinkommen, sowie diejenigen materiellen und immateriellen 
Güter, die innerhalb der eigenen Wirtschaft entstehen. Damit ist 
zwar ein theoretisch richtiger Einkommensbegriff gewonnen, aber 
gleichzeitig auch gesagt, daß es für den einzelnen ganz unmöglich 
ist, die Größe seines Einkommens in Ziffern zu fassen, weil die ge- 
dachten materiellen und immateriellen Güter, die innerhalb der 
eigenen Wirtschaft entstehen oder von außen in sie hereinkommen, 
sich jeder genauen Feststellung entziehen. Trotzdem haben wir 
uns in unserer geldwirtschaftlichen Zeit daran gewöhnt, mit dem 
Begriffe „Einkommen“ zu operieren und sind zufrieden, wenn der 
einzelne innerhalb sehr aproximativer Grenzen die Größe seines 
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Einkommens in Geld ziffermäßig anzugeben vermag. Hatte man 
sich aber einmal daran gewöhnt, von dem Einkommen des einzelnen 
zu sprechen, so lag es nahe, auch davon zu sprechen, daß das Volk 
als Ganzes ein Einkommen haben müsse. 

Allerdings muß man sich dabei gegenwärtig halten, daß dieses 
sog. „Volkseinkommen“ noch viel weniger erfaßbar ist als das Ein- 
kommen des einzelnen. Den Modus, wie die Größe dieses Volks- 
einkommens zu ermitteln wäre, kann man sich auf zweifache Weise 
vorstellen. Aber wohlgemerkt: nur vorstellen, denn es wirklich zu 
ermitteln ist ganz unmöglich. | 

Man kann sich also einmal vorstellen, daß jeder sein Einkommen 
einbekennt. Die Summe dieser Einkommensgrößen würde dann das 
Volkseinkommen ergeben. Nur müssen bei dieser Art der Ermitt- 
lung doppelte Zählungen desselben Einkommens vermieden werden, 
Wenn beispielsweise ein großer Grundbesitzer ein Jahreseinkommen 
von 100000 Mark hat, aber an seinen Hypothekargläubiger jähr- 
lich 20 000 Mark an Zinsen zahlen muß, so darf man nicht sagen, 
daß diese zwei Personen zusammengenommen ein Einkommen von 
120 000 Mark haben. Bis zu einem gewissen Grade kann man in 
denjenigen Ländern, in denen die moderne Einkommensteuer 
gesetzlich eingeführt ist, die Addition der einbekannten Einkommen 
tatsächlich vornehmen, nur darf man sich nicht einbilden, daß man 
auf diese Weise das wirkliche Volkseinkommen erfassen wird. 
Denn einmal ist es — den Willen, ehrlich zu fatieren, bei jedem 
Steuerträger auch vorausgesetzt — für den einzelnen ganz unmög- 
lich, sein Einkommen ziffermäßig genau anzugeben. Sodann bleibt 
bei dieser Methode die größere Hälfte der Bevölkerung unberück- 
sichtigt, und das sind alle Personen, die nicht einzubekennen brau- 
chen, weil ihr Einkommen das steuerfreie Existenzminimum nicht 
übersteigt, ferner die bäuerliche Landbevölkerung in denjenigen 
Staaten, in denen sie der Einkommensteuer nicht unterworfen ist. 

Man kann zweitens von dem sog. Nationalprodukt ausgehen, 
d. h. man kann sich vorstellen, daß, wie bei einer Ausstellung, auf 
einer riesigen Ebene alle Produkte aufgestellt würden, die von dem 

betreffenden Volke im Laufe des letzten Jahres erzeugt wurden. 
Freilich müßten die Angehörigen dieses Volkes in der betreffenden 
Zeit sozusagen von der Luft gelebt haben, d. h. sie dürften in der 
Zwischenzeit nichts von den fraglichen Produkten verbrauchen. 
Indes muß man sich auch hier vor dem Fehler einer mehrmaligen 
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Zählung hüten, man dürfte beispielsweise nicht sagen, daß in diesem 
J,ande im letzten Jahre Schafe im Werte von soundsoviel, Wolle im 
Werte von ..., Tuch im Werte von ... und Kleider im Werte von 
... produziert wurden. Allein auch auf diesem Wege würde es nie 
gelingen, das ganze Nationalprodukt (das sog. Volkseinkommen) 
zu erfassen, einmal, weil es absolut unmöglich wäre, die sämtlichen 
Reparatur- und Konservierungsarbeiten auszustellen, dann weil es 
ebenso unmöglich wäre, das ganze riesige Gebiet der immateriellen 
Leistungen zur Anschauung zu bringen. 

Indes, wie dem auch sei, die Nationalökonomie muß sich mit 
dem Begriffe des Volkseinkommens oder des Nationalproduktes be- 
fassen, es ist daher begreiflich, daß die Frage, was unter ‚„Volks- 
einkommen“ zu verstehen ist und wie sich dasselbe unter die ver- 
schiedenen Klassen der Bevölkerung verteilt, schon verhältnismäßig 
früh aufgeworfen wurde. Die ersten, die sich mit der Frage des 
Volkseinkommens und seiner Größe befaßten, waren die Merkan- 
tilisten, denn die Frage, wie wird ein Volk reich, ist nichts anderes 
als die Frage nach dem Volkseinkommen. Die Antwort war aller- 
dings eine recht kindliche; sie lautete: Ein Volk wird reich, wenn 
es die in seinem Lande befindlichen Gold- und Silberminen aus- 
beutet und wenn es mehr Waren aus- als einführt, weil der Über- 
schuß der Ausfuhr über die Einfuhr mit Gold und Silber bezahlt 
werden muß. Für die Merkantilisten besteht also das Volks- 
einkommen in demjenigen Betrage an Gold und Silber, der (im 
Laufe eines Jahres) neu in den Besitz dieses Volkes tritt. Damit 
war ein — allerdings noch sehr ungenügender — Begriff des Volks- 
einkommens gewonnen; danach, wie sich dieses Volkseinkommen 
unter die verschiedenen Klassen der Bevölkerung verteilt, wurde 
damals noch nicht gefragt. 

Anders geht Adam Smith vor. Er fragt nicht nach dem 
Volkseinkommen als solchem, sondern lest sich nur die Frage vor, 
wie sich der Erlös eines Produktes unter die an seiner Herstellung 
beteiligten Personen verteilt. Und da es selbstverständlich ist, daß 
die Angehörigen eines Volkes im Laufe eines Jahres eine bestimmte 
Menge von materiellen Gütern erzeugen, so hat er mit seiner Dar- 
stellung ein Bild davon gegeben, wie nach seiner Meinung sich 
dieses Gesamtprodukt unter die an seiner Herstellung beteiligten 
 Bevölkerungsklassen verteilt. Smith faßt den Gutspächter ins 
Auge, der auf den gepachteten Grundstücken mit gedungenen Ar- 
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beitskräften Getreide (Bodenerzeugnisse) produziert und Eigen- 
tümer der gewonnenen Produkte wird. Aus dem Erlöse bezahlt der 
Mann an den Grundeigentümer die Grundrente, an seine Arbeiter 
den Lohn, und was ihm darüber hinaus verbleibt, bildet zeinen 
Kapitalsprofit. Der für die Bodenprodukte erzielte Erlös zerfällt 
also in Grundrente, Arbeitslohn und Kapitalsprofit. 

Ein gleiches gilt selbstverständlich für den aus jeglicher gewerb- 
licher Produktion erzielten Gewinn. Jeder gewerbliche Produzent 
muß einen gewissen Betrag an Grundrente zahlen oder doch ver- 
rechnen. Der Eigentümer des Grundstückes, dem die Roh- und 
Hilfsstoffe entnommen wurden, muß entschädigt werden, und 
ebenso der Eigentümer des Grundstückes, auf dem die Werk- und 
Geschäftsgebäude stehen. Die gewerblichen Arbeiter müssen selbst- 
verständlich ihren Lohn erhalten. Und was nach der Bezahlung 
dieser Ausgaben übrigbleibt, bildet den Kapitalsprofit des Mannes, 
der sein sog. Kapital in das Unternehmen eingeschossen hat und 
dieses betreibt. So zerfällt nach Adam Smith alles Einkommen, 
und zwar das aus der gewerblichen Produktion ebenso wie das aus 
dem Betriebe der Landwirtschaft, in Grundrente, Arbeitslohn und 
Kapitalsprofit. 

Die Engländer hielten an dieser von Smith vorgetragenen 
Lehre fest, die Deutschen glaubten, genauer auf die Sache eingehen 
zu sollen. Smith ging von der Annahme aus, daß der Gutspächter 
mit eigenem Kapital wirtschaftet, und ein soleher Pächter hat aus 
dem Ertrag seines Landwirtschaftsbetriebes tatsächlich nur die 
Grundrente an den Grundeigentümer und die Löhne seiner Arbeiter 
zu bezahlen und darf den ihm verbleibenden Überschuß als seinen 
„Kapitalsprofit“ bezeichnen und für sich behalten. Wie verhält 
sich’s aber, wenn der Unternehmer, und zwar gleichgültig ob eines 
gewerblichen oder eines landwirtschaftlichen Betriebes, mit fremdem 
Kapital (soll heißen: Geld) wirtschaftet? In diesem Falle muß 
der Mann an den Grundeigentümer die Pacht- oder Grundrente, 
an die Arbeiter den Lohn und an den sog. Kapitalisten, der ihm 
das Kapital (soll heißen: Geld) geliehen hat, den Zins hinauszahlen, 
und erst wenn ihm (was übrigens bei einem gutgehenden Geschäft 
die Regel bildet) dann noch ein Rest übrigbleibt, darf er diesen 
Teil des Ertrages als seinen „Unternehmergewinn‘“ betrachten. 
Nach dieser Auffassung zerfällt also das Einkommen nicht — wie 
bei Smith — in drei, sondern in vier Zweige: 
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1. in die Grundrente, 

2. in den Kapitalszins, 

3. in den Arbeitslohn, und 

4. in den Unternehmergewinn. 

An dieser Einteilung wird auch nichts geändert, wenn der Un- 
ternehmer auf eigenen Grundstücken mit eigenem Kapital wirt- 
schaftet und wenn er gleichzeitig in seinem Unternehmen selbst 
mit tätig ist. In diesem Falle zahlt er eben an sich selbst die Grund- 
rente, den Kapitalszins und den auf seine Person entfallenden Lohn. 

Die im vorstehenden vorgetragene Lehre ist bis heute die herr- 
schende geblieben, sie gibt jedoch ein schiefes Bild von der Vertei- 
lung des Volkseinkommens, weil sie von Smith in eine falsche 
Bahn gewiesen wurde. Smith war — wie oben (S. 101) bemerkt 
wurde — als Sohn seiner Zeit gewohnt, alles vom individualistischen 
Standpunkte zu betrachten. Er sah den Grundeigentümer, er sah 
den Pächter und er sah eine bescheidene Anzahl von vielleicht 30 
oder 40 Feldarbeitern und glaubte, daß diese Handvoll Menschen, 
und nur diese Handvoll Menschen allein, die Feldfrüchte ‚„produ- 
ziert“ habe, die auf dem Pachtgute geerntet wurden. Daß man 
Personen, die eine bestimmte wirtschaftliche Leistung ausführen, 
aus dem Zusammenhange mit den übrigen Menschen nicht heraus- 
reißen und nicht isoliert für sich betrachten darf, weil jeder Mensch 
auf Schritt und Tritt von seinen Nebenmenschen und nicht minder 
von seinen Vorfahren abhängt, wurde oben (8.101) zu zeigen ver- 
sucht. Aber das Verständnis der sozialen Zusammenhänge, das 
war der sog. Aufklärungsepoche, der Zeit kurz vor Ausbruch der 
großen französischen Revolution, noch nicht aufgegangen. Daß 


Grundeigentümer, Pächter und Feldarbeiter zusammengenommen 


nur ein sehr geringes Quantum von Bodenprodukten (von der Qua- 
lität schon ganz zu schweigen) herstellen könnten, wenn es keine 
Richter, kein Militär, keine Polizei usw. geben würde und nicht 
schon vorher gegeben hätte, ja daß ein Pachtvertrag und ein Pacht- 


verhältnis nur in einem geordneten Staatswesen überhaupt möglich 


ist — das begriff man in der sog. Aufklärungsepoche noch nicht. 

Die von Smith aufgeworfene Frage, wie sich der Erlös eines 
Produktes unter die an seiner Herstellung beteiligten Personen 
verteilt, wurde von den deutschen Nationalökonomen verallgemei- 
nert, sie sprechen nicht mehr von dem Erlöse eines einzelnen Pro- 
duktes, sondern gleich von der Verteilung des ganzen Volkseinkom- 
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mens oder des Nationalproduktes. Aus dem einen Smithschen 
Grundeigentümer, aus den wenigen Feldarbeitern bei Smith und 
aus dem einen Gutspächter (der bei Smith noch Kapitalist und 
Unternehmer in einer Person ist) wird bei den deutschen National- 
ökonomen die Gesamtheit der Grundeigentümer, der Arbeiter, der 
Kapitalisten und der Unternehmer im Lande, und aus diesen vier 
Volksklassen wird bei den Herren — ’s ist nur Geschwindigkeit, 
’s ist keine Hexerei — im Handumdrehen das ganze Volk. Als ob 
ein Volk nur aus Grundbesitzern, Kapitalisten, Arbeitern und 
Unternehmern bestehen würde! Und nun wird untersucht, wie 
sich das Volkseinkommen unter die gedachten vier Klassen verteilt 
bzw. welche Umstände auf die Höhe der Grundrente, des Kapital- 
„zinses“, des Arbeitslohnes und des Unternehmergewinnes bestim- 
mend einwirken. 

Daß es neben diesen vier Klassen noch andere Berufsstände 
gibt, wie Priester, Beamte, Soldaten, Ärzte, Anwälte, Lehrer, 
Künstler, Dienstboten, Personen, die im Handels- oder im Trans- 
portgewerbe beschäftigt sind usw., daß diese Personen auch leben 
und daher auch in irgendeiner Weise am Volkseinkommen oder am 
Nationalprodukt partizipieren, und daß — was außerordentlich 
schwer in die Wagschale fällt — die Höhe des Einkommens aller 
öffentlich Angestellten von der öffentlichen Gewalt festgesetzt wird, 
das blieb unberücksichtist. Wenn Smith von diesen Leuten 
nicht spricht, so ist dies erklärlich, weil er nur danach fragt, wie 
sich der Erlös eines Produktes unter die „an seiner Herstellung be- 
teiligten Personen“ — und das sind nach seiner individualistischen 
Auffassung eben nur der Grundeigentümer, der Arbeiter und der 
Kapitalist = Unternehmer — verteilt. Wenn aber die Deutschen 
die Frage aufwerfen, wie sich das Volkseinkommen unter die „An- 
gehörigen des betreffenden Volkes“ verteilt, so hätten sie wohl daran 
denken sollen, daß die Priester, die Bediensteten des Staates und 
der übrigen öffentlichen Körperschaften, die Ärzte usw. auch zu 
den „Angehörigen des betreffenden Volkes“ gehören. Und wenn 
sie dies nicht getan haben, so ist es nur darauf zurückzuführen, daß 
Smith die gedachten Berufstände unberücksichtigt ließ, daß also 
— wie vorhin bemerkt wurde — die Lehre von der Einkommens- 
verteilung von Smith in eine falsche Bahn gelenkt wurde, 

Der zweite Irrtum, in den die gangbare Lehre von der Ein- 
kommensverteilung verfällt, besteht darin. daß die damaligen Ver- 
Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie, 29 
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treter unserer Wissenschaft die Privat- und die Volkswirtschaft 
kontinuierlich durcheinander werfen, — ein Vorgang, der insbe- 
sondere für die Lehre vom Unternehmergewinn verhängnisvoll 
wurde. Wie alle Vorgänge in der Wirtschaft, so muß man auch die 
Einkommensverteilung sowohl vom Standpunkte der Volkswirt- 
schaft wie von dem der Privatwirtschaft betrachten. Für die 
Privatwirtschaft lautet die Frage einfach: „Wieviel Geld bekommt 
der Grundbesitzer, wieviel der Kapitalist und wieviel der Arbeiter, 
wieviel der Unternehmer ?“ Die Volkswirtschaft hingegegen, die 
die Aufgabe hat, zu zeigen, wie die Dinge „hinter dem Geld- 
schleier“, also in Wirklichkeit aussehen, die fragt nicht nach dem 
Gelde, für die lautet die Frage: „Welcher Anteil vom Produkt ent- 
fällt auf jeden der Genannten ?“ Stellt man sich auf den Stand- 
punkt der Volkswirtschaft, so muß man den Vorgang bei der Güter- 
produktion mit den Augen des Technikers betrachten, der nach der 
objektiven Wahrheit forscht, und muß sagen — was übrigens speziell 
die damaligen Nationalökonomen auch lehren —, daß jedes von 
Menschenhänden geschaffene Gut das Resultat ist des Zusammen- 
wirkens der drei Produktionsfaktoren: Natur, Werkzeug und 
Arbeit. Ist dem so, so muß man auch weiter zugeben, daß ein Teil 
dieses Produktes, ein x, zu danken ist der Mitwirkung der Natur 
(des Bodens), ein zweiter Teil, ein y, der Mitwirkung des Werk- 
zeugs (des Kapitals), und ein dritter Teil, ein z, der menschlichen 
Arbeit. Da nun nach unserer geltenden Rechtsordnung diese drei 
Produktionsfaktoren im Eigentum von Privatpersonen stehen, so 
wäre es die idealste Einkommensverteilung, wenn jenes x. dem 
Grundeigentümer, das y dem Kapitalisten und das z dem Arbeiter 
zufallen würde. Leider ist diese ideale Einkommensverteilung in 
der Praxis nicht durchführbar, weil die Größe jener ideellen An- 
teile — des x, des y und des z — sich ziffermäßig nicht ermitteln 
läßt. Eine Gleichung wie beispielsweise 
x+t y+ z= 100 Hektoliter Weizen 

kann bekanntlich nach den Regeln der Mathematik nicht aufgelöst 
werden. | 

Im praktischen Leben gestaltet sich die Sache viel einfacher und 
ungezwungener. Der Unternehmer, und zwar gleichgültig, ob er 
Gutspächter ist oder ob er ein gewerbliches Unternehmen betreibt, 
steht ausschließlich auf dem Boden seiner Privatwirtschaft; 
nationalökonomisch-theoretische Erwägungen sind ihm fremd. Er 
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weiß nur, daßer an den Grundbesitzer (als Pachtschilling, Boden- 
miete oder sonst) n Mark, an den Kapitalisten an Zins n, Mark 
und an zeine Arbeiter n, Mark als Lohn zu zahlen hat, und wenn 
ihm am Schlusse des Jahres, nach Bazahlung dieser drei Posten, 
noch n,; Mark übrigbleiben, so streicht er diese als seinen Unter- 
nehmergewinn ein. Von seinem privatwirtschaftlichen Stand- 
punkte hat damit der Unternehmer das Problem der Einkommens- 
verteilung in ganz einwandfreier Weise gelöst; aber wohlgemerkt: 
von seinem privatwirtschaftlichen Sluhe 

Die damaligen Vertreter der nationalökonomischen Theorie, 
die — wie gesagt — nicht imstande waren, Privat- und Volkswirt- 
schaft scharf auseinander zu halten, sahen, wie der Unternehmer an 
den Grundbesitzer, den Kapitalisten und die Arbeiter die verein- 
barten Beträge hinauszahlt, und lehırten, indem sie, ohne viel nach- 
zudenken, mit einem kühnen salto mortale aus der Privatwirtschaft 
in die Volkswirtschaft hinüber voltigierten: 

die n Mark, die der Unternehmer unter dem Titel Pacht- 
schilling, Bodenmiete oder sonst an den Grundeigentümer zahlt, 
sind die Grundrente, derjenige Teil des Produktes, der auf Rech- 
nung des Grundstückes zu setzen ist, 

dien, Mark, die der Kapitalist vom Unternehmer unter dem 
Titel Zins erhält, sind der Kapitalsertrag, d. i. derjenige Teil des 
Produktes, der auf Rechnung der Produktionswerkzeuge zu setzen 
ist, und 

dien, Mark, die unter dem Titel Arbeitslohn an die Arbeiter 
gezahlt werden, sind der Arbeitsertrag, d. i. derjenige Teil des 
Produktes, der auf Rechnung der menschlichen Arbeit zu setzen ist. 

Und hierin liegt ein doppelter Denkfehler, dessen sich aber die 
damaligen Herren in ihrer Naivität nicht entfernt bewußt wurden. 
Einmal wurde oben gezeigt, daß die ideellen Anteile eines Pro- 
duktes, die auf Rechnung der bei seiner Herstellung mitwirkenden 
drei Produktionsfaktoren zu setzen sind, ein x, ein y und ein z, d. h. 
eine unbekannte Größe sind und in aller Ewigkeit eine unbekannte 
Größe bleiben werden. Man muß daher ein sehr kindliches Gemüt 
besitzen, wenn man glauben und behaupten kann, daß jene Beträge, 
die der Unternehmer an seine drei Partner hinauszahlt, zifler- 
mäßig den Ertrag der drei Produktionsfaktoren repräsentieren. 

Noch größer und unverantwortlicher aber war der zweite Denk- 
fehler, den die damaligen Nationalökonomen sich zuschulden 
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kommen ließen, wenn sie glaubten, daß Pachtschilling und Boden- 
ertrag (Grundrente), Kapitalzins und Kapitalertrag, Arbeitslohn 
und Arbeitsertrag identische Größe seien. Pacht,,schilling“, 
Kapital,,zins“ und Arbeits,,lohn“ sind, doch nur der Betrag, der 
vom Unternehmer für die mietweise Überlassung eines fremden 
Produktionsfaktors gezahlt wird, und wer sich die Fähiekeit be- 
wahrt hat, natürlich und ungezwungen zu denken, wird zugeben 
müssen, daß (unter normalen Verhältnissen) niemand einen 
fremden Produktionsfaktor mieten wird, wenn er den ganzen 
Nutzen, den ihm dieser Produktionsfaktor bringt, hinauszahlen 
muß. Wenn es also auch richtig ist, daß man die Größe des oben- 
gedachten x, des y und des z ziffermäßig nie ermitteln kann, so 
steht es doch andererseits ebenso unzweiflhaft fest, daß prinzipiell 
der Pachtschilling kleiner als der Bodenertrag, der Kapitalzins 
kleiner als der Kapitalertrag und der Arbeitslohn kleiner als der 
Arbeitsertag sein muß). 


Für die Lehre vom Unternehmergewinn wurde die ewige Ver- 
wechslung von Privat- und Volkswirtschaft geradezu verhängnis- 
voll. Denn wenn es richtig ist — wie die damaligen Theoretiker 
lehren —, daß der Unternehmer an den Grundbesitzer den wirk- 
lichen Bodenertrag, an den Kapitalisten den wirklichen Kapital- 
ertrag und an die Arbeiter den wirklichen Arbeitsertrag ausfolgt, 
so hat er alles hinausgegeben, was ihm der Betrieb seiner Unter- 


1) Auf den ersten Blick erscheint es vielleicht als ein haarsträubender 
Widersinn, wenn einerseits gesagt wird, daß die Größe der ideellen Anteile 
der einzelnen Produktionsfaktoren — das x, das y und z in der obigen Glei- 
chung — für immer unbekannte Größen sind und bleiben, während andererseits 
gleichzeitig gefordert wird, dass der Zins (die Miete, die für die Benutzung 
eines fremden Produktionsfaktors gezahlt wird) notwendig kleiner sein muß 
als jene unbekannten x, y und z. Darauf ist zweierlei zu erwidern. Zunächst 
wurde im Text nur gesagt, daß der Zins „im Prinzip“ kleiner sein muß als 
der betreffende Ertragsanteil. Zum zweiten ist aber in der Praxis die Sache 
nicht so schlimm, als sie in der Theorie aussieht. Denn wenn es auch richtig 
ist, daß der Anteil des einzelnen Produktionsfaktors eine unbekannte Größe ist, 
so ist doch die Summe dieser drei Unbekannten eine ganz genau bekannte und 
bestimmte Größe. In unserer obigen Gleichung ist eben die Summex-y-+z= 
100 Hektoliter Weizen, d. h. allgemein gesprochen: wenn der Pächter auch 
nicht angeben kann, wie groß das x, das y und das z ist, so wird er doch 
unter normalen Umständen sich nie verpflichten können, die ganze Ernte seinen 
drei Partnern (dem Grundbesitzer, dem Kapitalisten und den Arbeitern) auszu- 
folgen. 
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nehmung eingebracht hat, und dann ist kein Fonds mehr da, aus 
dem ein Unternehmergewinn gezahlt werden könnte. Da aber der 


‘ Unternehmergewinn doch da ist, so mußten die Herren zu den ge- 


zwungensten Erklärungsversuchen greifen, um das Unmögliche 
möglich zu machen und zu zeigen, woher der Unternehmergewinn 
denn doch stamme. Und doch ist die Sache unendlich einfach: der 
Unternehmer möchte ein Geschäft beginnen und versichert sich zu 
diesem Behufe der Mitwirkung eines Grundbesitzers, eines Kapi- 
talisten und einiger Arbeiter. Müßte er jedoch jedem seiner 
Partner den auf seine Mitwirkung entfallenden Ertragsanteil aus- 
folgen, so würde ihm nichts übrigbleiben, er könnte also das Unter- 
nehmen nicht begründen. Infolgedessen bietet er seinen Partnern 
nicht „Ertrags“anteile, sondern weniger, nämlich einen Miet- 
„zins“, und zwar dem Grundbesitzer einen Pachtschilling, dem 


' Kapitalisten einen Zins und den Arbeitern einen Lohn. Und was 


ihm darüber hinaus verbleibt, das bildet seinen Unternehmer- 
gewinn. — Alles Nähere über den Unternehmergewinn weiter unten. 

Ein dritter Irrtum betrifft die Umstände, durch welche die 
Höhe der in Rede stehenden vier Einkommenszweige bestimmt 
wird. Die älteren Vertreter unserer Wissenschaft waren der 
felsenfesten Überzeugung, daß das gesamte Wirtschaftsleben unter 
der Herrschaft ewiger und unabänderlicher Gesetze stehe und 
durch diese in ebenso feste und unabänderliche Bahnen gewiesen 
sei, wie etwa der Lauf der Himmelskörper durch die betreffenden 
Naturgesetze beherrscht und hestimmt wird. Als das wesentlichste 
dieser wirtschaftlichen Gesetze calt das „Gesetz von Angebot und 
Naehfrage“, durch welches die Höhe aller Preise und damit selbst- 
verständlich auch die Höhe der vier Einkommenszweige mit mathe- 


- matischer Notwendigkeit und Genauigkeit bestimmt wird. Nach- 


frage nach Bodennutzungen und Angebot von Grundstücken, Nach- 
frage nach Kapital (gemeint waren selbstverständlich immer nur 
verleihbare Geldsummen) und Angebot von Kapital, Nachfrage 
nach Arbeitskräften und die vorhandene Zahl von Arbeitern, Nach- 
frage nach Unternehmertätigkeit und Angebot von Unternehmern, 
das sind die Momente, welche — nach der damaligen Auffassung — 
die Höhe der Grundrente, des Kapitalzinses, des Arbeitslohnes und 
des Unternehmergewinnes bestimmen. 

Wären die damaligen Herren imstande gewesen, sich von den 
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Blieke statt in die Lehrbücher auf die Vorgänge des wirklichen 
Lebens zu richten, so hätten sie sehen müssen, daß die Menschen 
nicht entfernt geneigt sind, sich in Demut zu neigen und ehrfurchts- 
voll hinzunehmen, was ihnen durch das große „Gesetz“ ven Angebot 
und Nachfrage zugeteilt wird. Es ist eine uralte und längst be- 
kannte Tatsache, daß bei jeder ungünstigen Gestaltung des Preises 
irgendeines Artikels sich eine ganze Reihe von Personen findet, 
die ihre Ware zu dem niedrigen Preise nicht verkaufen, sondern 
zurückhalten, d.h. also, daß eine ganze Reihe von Personen sich 
dem sog. Gesetz von Angebot und Nachfrage nicht fügen will. Und 
ebenso alt und bekannt ist die Tatsache, daß Personen, die mit dem 
Preise ihres Artikels oder mit der Höhe ihres Lohnes unzufrieden 
sind, sich verabreden, daß sie um diesen Preis nicht verkaufen oder 
um diesen Lohn nicht arbeiten werden. 


Die Verabredung, die Koalition, ist aber ein Kampfmittel, und 
tatsächlich vollzieht sich heute, wo die Berufsgenossen sich aller- 
orts zusammenschließen, die Verteilung des Einkommens zwischen 
Grundbesitzer, Kapitalisten, Arbeiter und Unternehmer im Wege 
eines Kampfes zwischen den beteiligten Gruppen, eines Kampfes, 
in dem jede Gruppe jeden sich ihr darbietenden günstigen Um- 
stand nach Kräften auszunutzen bestrebt ist. Angebot und Nach- 
frage spielen dabei unstreitig sehr wesentlich mit, aber nicht in der 
Weise, wie die älteren Nationalökonomen glaubten, daß dadurch der 
Preis automatisch festgesetzt wird, sondern so, daß die betreffende 
Gruppe der Berufsgenossen die Sache bewußt in die Hand nimmt 
und daß sie eine etwaige günstige Konjunktur auszunutzen bestrebt 
ist, während sie bei ungünstiger Sachlage bemüht ist, das relativ zu 
große Angebot einzudämmen und der verringerten Nachfrage ein 
verringertes Angebot gegenüberzustellen. Und sehr häufig be- 
schränkt sich das Eingreifen der Gruppe nicht auf das Bestreben, 
Angebot und Nachfrage in einem ihr günstigen Sinne zu beein- 
flussen, sondern geht ihr Streben dahin, außenstehende Faktoren, . 
wie etwa die Sympathien des großen Publikums, oder die staatliche 
Verwaltung oder gar die staatliche Gesetzgebung für sich zu 
gewinnen, um mit Hilfe dieser Bundesgenossen ihre Position zu 
kräftigen. | 

Die eangbare Lehre begeht überdies den ferneren Fehler, daß 
sie lediglich die Grundbesitzer, die Kapitalisten, die Arbeiter und 
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die Unternehmer ins Auge faßt und damit die Frage nach der Ver- 
teilung des Volkseinkommens erschöpfend beantwortet zu haben 
glaubt. Daß es — wie bereits früher erwähnt — neben diesen vier 
Klassen eine ganze Reihe anderer Berufe gibt, wie die Beamten des 
Staates, der Provinzen, der Gemeinden, sowie der sonstigen Körper- 
schaften öffentlichen Rechtes, das Militär, die Priester, Lehrer, 
Ärzte, Rechtsanwälte, Künstler, die im Handel und im Transport- 
gewerbe beschäftigten Personen usw., das läßt die gangbare Lehre 
unberücksichtigt. Die gangbare Lehre geht davon aus, daß die 
Unternehmer diejenigen sind, welche die neuen Güter produzieren 
lassen, in deren Hände also das sog. Nationalprodukt zuerst gelangt. 
Aus den Händen der Unternehmer erst gelangt das Nationalprodukt 
in die Hände der Grundbesitzer, der Kapitalisten und der Arbeiter. 
Und das ist falsch, weil dabei der Steuerfiskus vergessen wird. 
Die Unternehmer sind nicht diejenigen, in deren Hände das ganze 
Nationalprodukt zuerst gelangt, denn noch ehe die Unternehmer 
ihre Produkte einstreichen, kommt der Staat und legt seine Hand 
auf denjenigen Teil der Produkte, den er unter dem Titel der Steuer 
(speziell der Ertragsteuer) für sich in Anspruch nimmt. Aus den 
Steuern bezahlt der Staat seine Angestellten, und das Einkommen 
dieser Personen hat mit der Verteilung des Einkommens zwischen 
Unternehmern, Grundbesitzern, Kapitalisten und Arbeitern nichts 
zu schaffen. Die Höhe des Einkommens der gedachten öffentlichen 
Funktionäre hängt lediglich davon ab, wieviel ihnen die öffentliche 
Gewalt zuteilt. 

Die übrigen Personen, die weder zu den öffentlichen Funk- 
tionären, noch zu den Unternehmern, Grundbesitzern, Kapitalisten 
und Arbeitern gehören, das sind also die Rechtsanwälte, Ärzte, 
Künstler, Kaufleute, die privat Angestellten u. dgl., beziehen ihr 
Einkommen im Wege des Verkaufs ihrer Dienstleistungen an die 
öffentlich Angestellten, sowie an die Unternehmer, die Grund- 
besitzer und die Arbeiter. Von der Höhe des Einkommens dieser 
Personen gilt das gleiche, was oben von der Verteilung des Ein- 
kommens zwischen Unternehmer, Grundbesitzer, Kapitalist und 
Arbeiter gesagt wurde. Wie diese kämpfen sie — in berufs- 
genossenschaftliche Gruppen geeint — den Kampf ums Dasein, und 
jede Gruppe ist bestrebt, eine günstige Konjunktur tunlichst aus- 
zunützen, eine ungünstige tunlichst abzuschwächen. — 
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Die Frage nach der Einkommensverteilung wurde in der jüng- 
sten Zeit, und zwar von den Vertretern der sog. „österreichischen 
Schule“ (Karl Menger, v. Böhm-Bawerk, v. Wieser, 
v. Philoppovich) wieder aufgegriffen, jedoch in einem teil- 
weise anderen Sinne. Die bisherige Fragestellung, wie sie von den 
Klassikern der Nationalökonomie formuliert wurde, lautet bekannt- 
lich: Wie verteilt sich das Einkommen unter die bei der Produktion 
beteilieten Personen, wieviel erhält der Grundbesitzer, wieviel der 
Kapitalist, wieviel der Arbeiter, wieviel der Unternehmer? Hieran 
knüpfte sich — wie gleichfalls bekannt — die weitere Frage, ob die 
herrschende Verteilung eine gerechte sei, und eventuell, ob und auf 
welche Weise eine gerechtere Verteilung herbeigeführt werden 
könnte. Die Vertreter der österreichischen Schule hingegen fragen 
nicht nach dem Grundbesitzer, dem Kapitalisten, dem Arbeiter und 
dem Unternehmer im allgemeinen, sie sprechen auch nicht von der 
„Verteilung des Einkommens“, sondern vom „Zurechnungsproblem“ 
und von der „Aufteilung“ des Produktes auf die an seiner Her- 
stellung beteiligten Produktivgüter. Sie wollen ermitteln, wie sich 
der Erlös des Produktes auf die einzelnen Produktivgüter, also auf 
die einzelnen Grundstücke, auf die einzelnen Maschinen, Werk- 
zeuge usw., auf die einzelnen Arbeitskräfte verteilt. 

Daß die Frage, wieviel von dem fertigen Produkt jedem der drei 
zusammenwirkenden Faktoren, dem Grundstück, dem sog. Kapital 
(den Werkzeugen) und der Arbeit zu danken ist, unlösbar ist, 
wurde an früherer Stelle gezeigt. Daß von dem fertigen Produkt, 
sagen wir von 100 Hektoliter Weizen, irgendein Teil, ein x, dem 
Grundstück, ein zweiter Teil, ein y, dem Fundus instructus, und 
ein dritter Teil, ein z, der menschlichen Arbeit zu danken ist, ist 
unbedingt richtig; aber ebenso unbedingt richtig ist es auch, daß 
die Größe dieser Teile nie und nimmer ziffermäßig ermittelt 
werden kann, weil die Gleichung 

xt y+z= 100 Hektoliter Weizen, 
so wie sie dasteht, nicht aufgelöst werden kann. 

Die Vertreter der österreichischen Schule geben dies auch aus- 
drücklich zu, glauben aber, daß man trotzdem um die Schwierigkeit 
herumkommen kann, wenn es gelingt, zu dieser Gleichung ein paar 
neue Ansätze zu gewinnen. Und sie glauben, daß dies möglich ist, 
wenn man versuchsweise-die zusammenwirkenden Produktivgüter 
anders kombiniert, weil man auf diesem Wege zu neuen ziffer- 
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mäßigen Resultaten gelangt. Die Herren begnügen sich mit kurzen 
Andeutungen; der einzige v. Wieser geht auf die Sache näher 
ein und sagt, wie man diese Versuche veranstalten könnte. : Aber 
ein Beispiel, wie die Rechnung aufzustellen wäre, gibt er nicht. 
Er sagt nur beispielsweise, daß die Gleichung 

xry= 10 
aufgelöst werden kann, wenn man dazu zwei weitere Gleichungen, 
wie z.B. 

2x + 3z = 290, 

4y + 5z —= 590 
gewinnt, weil sich aus diesen drei Gleichungen x mit 40, y mit 60 
und z mit 70 berechnet. 

Der Gedanke der österreichischen Schule, daß man durch andere 
Kombinationen der Produktivgüter zu neuen Gleichungen gelange, 
aus denen man dann das x, das y und das z ziffermäßig berechnen 
kann, ist zwar außerordentlich bestechend, bei näherer Betrachtung 
zeigt sich’s aber, daß er auf einer Selbsttäuschung beruht. Eine 
Gleichung mit mehreren Unbekannten kann bekanntlich nur dann 
aufgelöst werden, wenn so viele Gleichungen vorliegen, als Unbe- 
kannte vorhanden sind. Unsere vorliegende Gleichung 

xrytz= 100 Hektoliter Weizen 

könnte also nur dann aufgelöst werden, wenn es gelänge, zwei wei- 
tere Gleichungen aufzustellen, in denen unsere Unbekannten, also 
das x, das y und das z, in neuen Kombinationen (etwa 3x, oder 12, 
oder 5z o. dgl.) vorkommen. Neue Gleichungen, in denen neue 
Unbekannte (etwa x,, yı oder z,) vorkommen, bringen uns der 
Lösung unserer Gleichung nicht näher. | 

Das heißt also mit anderen Worten: Sollen — wie die Vertreter 
der österreichischen Schule dies verlangen — die Produktivgüter 
anders kombiniert werden, so darf man nicht etwa ein anderes 
Feld, als das oben gedachte, mit dem in Rede stehenden bestimmten 
Fundus instructus und mit der bestimmten Arbeit, und ebenso auch 
nicht das bestimmte Feld mit einem anderen Fundus instructus und 
mit einer anderen Arbeit bestellen, weil man in solchem Falle zu 
Gleichungen mit anderen Unbekannten (x,, yı, Zı) gelangt. Man 
darf also nur die gegebenen Produktivgüter anders kombinieren, 
man kann das Feld verdoppeln oder halbieren, und ebenso den 
Fundus instructus oder die Arbeit verdoppeln oder halbieren o. dgl. 
Allein auch in diesem Falle gelangt man nicht zu neuen Varianten 
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unserer Unbekannten (also nicht etwa zu.3x, oder 1% y, oder 5z 
o. dgl., sondern zu Gleichungen mit neuen Unbekannten (x,, Y» Zı 
oder X3, Ya, Za 0. dgl.), kommt also auch auf diesem Wege der Auf- 
lösung unserer Gleichung nicht näher. 

Nehmen wir z.B. an, daß man das Feld verdoppeln, d.h. daß 
man zu dem oben gedachten bestimmten Felde ein zweites gleich 
großes und gleich fruchtbares Feld hinzunehme, und bestelle man 
diese zwei Felder mit dem gedachten einfachen Fundus instructus 
und der einfachen Arbeit. Die Ernte wird nunmehr größer aus- 
fallen als 100 Hektoliter, sagen wir, um eine beliebige Ziffer zu 
nennen, sie werde 140 Hektoliter Weizen betragen. Aber trotzdem 
wird man nicht die Gleichung 

2x tr y+tz= 140 Hektoliter Weizen 
aufstellen dürfen. Die Ernte wird, wie gesagt, jedenfalls größer 
sein als früher. Aber da nunmehr jedes der beiden Felder mit dem 
halben Fundus instructus und der halben Arbeit bestellt wurde, so 
wird der Anteil an der Ernte, der auf die beiden Felder entfällt, 
nicht gleich 2x, sondern kleiner sein, und da er sich auch wieder 
nicht ziffermäßig ermitteln läßt, wird man ihn mit x, bezeiehnen 
müssen und gelangt so zur Gleichung 

x, tytz=140 Hektoliter Weizen. 


Allein auch diese Gleichung ist nicht richtig. Sie beruht näm- 
lich auf der Annahme, daß die auf den Fundus instructus und auf 
die Arbeit entfallenden Anteile des Produktes (das y und das z) die 
nämlichen bleiben, auch wenn diese beiden Produktivelemente sich 
auf eine zwar gleich fruchtbare, aber größere oder kleinere Boden- 
fläche verteilen (bzw. wenn sie auf ein fruchtbareres oder minder 
fruchtbares Grundstück angewendet werden). Und diese Annahme 
ist, wenn nicht direkt falsch, so doch mindestens eine unbewiesene. 
Bei jedem Produktionsprozeß ist nämlich die Verschmelzung der 
von den einzelnen Produktivgütern ausgehenden Kräfte eine so 
innige, daß man zu der Annahme gezwungen ist, daß jede Änderung 
in der einen Kraft notwendig auf die übrigen Produktivkräfte 
zurückwirken müsse !). Man wird daher die vorstehende Gleichung 





1) Man nehme folgenden einfachen Fall an. In einer Werkstätte seien zwei 
geschickte Arbeiter beschäftigt, die seit Jahren immer zusammen arbeiten und 
ein bestimmtes Produkt — sagen wir täglich 100 Stück — liefern. Der Unter- 
nehmer nun möchte erfahren, welchen Teil des Produktes er jedem der beiden 
Arbeiter zurechnen darf und glaubt, er werde dies am sichersten ermitteln, wenn 
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nicht aufrecht halten können, sondern wird zu der Gleichung 
| N, 140 | 
langen. Und analog liegen die Dinge, wenn man sukzessiv den 
zweiten Akon den Fundus instructus, und den dritten 
Produktivfaktor, die Arbeit, auswechselt.e. Man wird auf diese 
Weise im ersten Falle zu einer Gleichung 
x, t ya + zu = (sagen wir) 85 
und im zweiten Falle zu einer Gleichung 
X; T Ya + zZ; = (eventuell) 110 
gelangen. Und nun versuche man, aus diesen Gleichungen 
Kb yc2 me 400, 
u ty tr 2. =140, 
Kalt ya 24 ==.185, 
Kt var zu me L1O 
die Größe des x, des y und des z zu berechnen! 
er nach dem oben im Text mitgeteilten Rezept den einen der beiden gelibten 
Arbeiter wegnimmt und durch einen minder geübten Menschen ersetzt. Die Folge 
dieser Verfügung wird jedenfalls ein gewisser Ausfall am Produkt sein, es wäre 
aber ein Fehler, wenn man den ganzen Ausfall auf Rechnung des ungeschickten 
Arbeiters setzen wollte. Denn auch der alte geübte Arbeiter wird jetzt weniger 
leisten als bisher, weil er durch den ungeschickten Partner gehindert wird, sich 


in der gewohnten Weise zu betätigen. Während also, solange die beiden ur- 
sprünglichen Arbeiter zusammen arbeiteten, die Gleichung lautete . 


x +-y=:100, 
dürfte sie nach Einstellung des ungeschickten Arbeiters nicht lauten (etwa) 
x -- yı = 80 


sondern x, —+ y, = 80. 
Und wollte der Unternehmer etwa die Gegenprobe anstellen, und würde er an 
Stelle des ungeschickten Arbeiters dem ursprünglichen Arbeiter einen ganz be- 
sonders hervorragenden Mann beigeben, so wird sich die Produktion der beiden 
nunmehrigen Arbeiter wahrscheinlich über 100 hinaus — sagen wir — auf 110 
erhöhen. Man darf aber auch hier wieder nicht annehmen, dass das Plus aus- 
schliesslich auf das Konto des hervorragenden Arbeiters allein zu setzen kommt. 
Man wird vielmehr annehmen müssen, daß nunmehr auch sein Partner zu einer 
höheren Leistung angespornt wird. Die Gleichung wird also auch wieder nicht 
Aauten dürfen 
x + y= 110 
sondern x, + y; = 110. 
Man gelangt also auf diesem Mieze zu drei Gleichungen mit sechs Unbekanuten, 


nämlich: 
x-+y =10%0 
yu ty = 80 
+ty=110, m 


mit denen erst recht nichts anzufangen ist. 
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Das Resultat also ist, daß man jedesmal, wenn man einen Pro- 
duktionsfaktor probeweise durch einen anderen zu ersetzen ver- 
sucht, nicht zu einer neuen Gleichung mit einer neuen bekannten 
Größe, sondern zu einer neuen Gleichung mit drei neuen Unbe- 
kannten gelangt. Anstatt also der Lösung der Aufgabe um einen 
Schritt näherzukommen, entfernt man sich von ihr jedesmal um 
drei Schritte. 


II. Die Grundrente. 


Unter „Grundrente‘ im volkswirtschaftlichen und eigentlichsten 
Sinne des Wortes versteht man denjenigen Teil der Bodenprodukte, 
der nicht auf Rechnung des mitwirkenden Kapitals (des Fundus 
instructus) und nicht auf Rechnung der mitwirkenden Arbeit, 3on- 
dern ausschließlich auf Rechnung des Grundstückes oder der in ihm 
wirkenden Naturkräfte zu setzen kommt. Daß die Größe dieses 
Teiles ziffermäßig nie ermittelt werden kann, wurde an früherer 
Stelle wiederholt hervorgehoben. Im privatwirtschaftlichen Sinne 
versteht man unter Grundrente eigentlich nur denjenigen Teil des 
Pachtschillings, der für die Benützung der Grundstücke an sich, 
also nicht für die Benützung der in die Grundstücke im Laufe der 
Zeit „gesteckten“ Kapitalien (der Meliorationen) gezahlt wird. 
'Selbstverständlich kann dieser Teil des Pachtschillings auch wieder 
niemals ziffermäßig festgestellt werden. Endlich muß — wie schon 
erwähnt — festgehalten werden, daß prinzipiell (ziffermäßig kann 
auch das niemals festgestellt werden) der Pachtschilling immer 
kleiner sein muß als die vorerwähnte eigentliche Grundrente, denn 
der Pächter will doch einen Nutzen für sich erzielen und kann dies 
nicht, wenn er den ganzen Nutzen, den die Grundstücke gewähren, 
an den Grundeigentümer hinauszahlen muß. Im gewöhnlichen 
Sinne des Wortes versteht man unter Grundrente das Einkommen, 
das der Grundbesitzer aus seinen Grundstücken zieht, d. i. also der 
wirkliche oder der mögliche Pachtschilling. | 

Der Begriff der Grundrente konnte begreiflicherweise erst ent- 
stehen, als der Bezug der Grundrente deutlich sichtbar wurde; und 
dies ist dort der Fall, wo der Grundbesitzer sein Landgut verpachtet, 
denn hier tritt es deutlich hervor, daß man aus dem bloßen Besitze 
von Grundstücken (auch wenn man sie nicht selbst bearbeitet) ein 


Einkommen beziehen kann. Das klassische Land der Bodenverpach- 
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tung ist England, und diesem Umstande ist es zuzuschreiben, daß 
die Lehre von der Grundrente in England entstand, und zwar war 
es Ad. Smith, der in seinem Werke zum ersten Male von den 
verschiedenen Einkommenszweigen und damit auch von der Grund- 
rente handelte. Vor Smith haben allerdings schon die Physio- 
kraten die Lehre vom Bodenertrage behandelt. Die — wenn man 
so sagen darf — besondere Produktivkraft des Bodens, der auch 
ohne menschliches Hinzutun Pflanzen hervorbringt und Tiere 
ernährt, mußte sich schließlich auch dem blödesten Auge aufdrängen, 
und so konnte es denn nicht ausbleiben, daß in den Physiokraten 
eine nationalökonomische Schule entstand, welche sich mit der Frage 
der Bodenproduktion ganz besonders befaßte. Die Physiokraten 
. Tassen jedoch die vorliegende Frage bis zu einem gewissen Grade 
mehr vom naturwissenschaftlichen als vom wirtschaftlichen Stand- 
punkte ins Auge; ihnen ging es weniger darum, eine allgemeine 
Lehre vom Einkommen aufzustellen, als vielmehr die besondere 
Produktivkraft des Bodens nachzuweisen, der allein einen Über- 
schuß über die Produktionskosten ergibt, d. h. der bei regelrechter 
Bewirtschaftung mehr produziert, als zur Ernährung des Land- 
wirts, seiner Familie, seines Gesindes und seiner Nutztiere bis zur 
nächsten Ernte erforderlich ist. 

Ad.Smith nun erblickt in der Bodenrente nur einen Monopol- 
gewinn. Smith geht bekanntlich immer von dem z0g. „Ür- 
zustande“ aus, in dem jeder, der Güter produzieren will, nur in den 
Urwald hinauszugehen braucht, in dem er die erforderlichen Stoffe 
einfach einsammelt und holt. Wenn jedoch (sagt er im I. Buch, 
6. Kapitel, 7. Alinea) der gesamte Grund und Boden eines Landes 
ins Privateigentum einzelner übergegangen ist, dann muß der Ar- 
beiter (soll eigentlich heißen der „Gewerbetreibende“), der Güter 
produzieren will und daher gewisse Rohstoffe (Mineralien, Holz, 
sonstige Bodenfrüchte) braucht, die dem Boden entnommen werden 
müssen, zu dem betreffenden Grundbesitzer hingehen. „Er muß 
nun etwas für die Erlaubnis, sie (i. e. die gedachten Rohstoffe) zu 
sammeln, zahlen und dem Grundeigentümer einen Teil dessen ab- 
geben, was er durch seine Arbeit sammelt oder schafft. Dieser An- 
teil, oder, was auf dasselbe hinauskommt, der Preis dieses Anteils 
bildet die Bodenrente. ...“ Damit war die Grundrente richtig und 
in einer ganz ungezwungenen Weise definiert. 
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Die Ricardosche Grundrententheorie. Das ke- 
rühmte Werk Ad. Smiths „Inquiry into the nature and eauses 
of wealth of nations“ erschien 1776. Ein Jahr später (1777) 
erschien in England ein zweites Werk „An inquiry into the nature 
of the corn laws“ von J. Anderson. Im Jahre 1815 (unmittel- 
bar vor dem Erscheinen der Rieardoschen Schrift) erschienen 
zwei weitere Werke: „An inguiry into the nature and progress of 
rent, and the prineiples by which it is regulated“ von Malthus 
und „An essay on the application of capital to land“ von E. West. 
In allen diesen Schriften wurden ähnliche Ideen ausgesprochen, 
wie sie Ricardo vorträgt. In demselben Jahre (1815) erschien 
sodann David Ricardos Schrift „On the influence of a low 
price of corn on the profits of stock“, in welcher er seine Ansichten 
über das Wesen der Grundrente entwickelte. Die hier vorgetragene 
Lehre nahm Ricardo sodann in sein 1817 erschienenes Hand- 
buch der politischen Ökonomie, „Prineiples of political economy 
and taxation“, hinüber. Dem ungeheuren Ansehen, das dieses 
Werk Rieardos genofß, ist es zuzuschreiben, daß die Lehre von 
der Grundrente, ungeachtet sie schon früher von den genannten 
Autoren vorgetragen wurde, noch heute als die „Ricardosche 
Grundrententheorie“ bezeichnet wird. Sie hat zwar so manche 
Anfechtung erfahren, ist aber in der Wissenschaft die herrschende 
geworden und so ziemlich die herrschende geblieben. 

Die Rieardosche Grundrententheorie ist, um es mit einem 
Worte rund herauszusagen, Scholastik, und diesem Umstande ist 
wohl in erster Reihe die weite Verbreitung und das hohe Ansehen 
zuzuschreiben, das diese Theorie erlangt hat. Während nämlich 
Ad. Smith mit seinem nüchternen und praktischen Verstande 
direkt auf den eigentlichen Kern der Grundrente losgeht und das 
Wesen derselben ganz ungezwungener- und richtigerweise im 
Monopolgewinn erblickt, sucht Rieardo dasselbe in dem Unter- 
schiede des Erträgnisses der Grundstücke von dem Erträgnisse des 
sog. Kapital. Wenn man den Gedankengang Rieardos ganz 
verstehen will, muß man sich vergegenwärtigen, daß Ricardo 
von Hause aus Bankier und im Handlungskontor aufgewachsen 
war. Daß einem Menschen, der in seinem Berufsleben fort- 
während nur mit Geld und Wertpapieren zu tun hatte, das Geld 
nicht nur als das Kapital par excellence, sondern überhaupt als 
„das“. Kapital erschien, ist begreiflich. Und da die Staatspapiere 
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alle den gleichen Zins bringen, gleichgültig, ob die einzelne Obli- 
gation diese oder jene Nummer trägt, so mußte es in den Augen 
des Mannes wie ein Axiom feststehen, daß der Zinsfuß der öffent- 
lichen Wertpapiere die Kapitalrente repräsentiere. Nun kam dieser 
Mann aus den engen Räumen seiner Wechselstube sozusagen zum 
ersten Male hinaus vor die Stadttore und sah draußen die grünen- 
den Felder; und als er diese Felder genauer betrachtete, da machte 
er die geradezu verblüffende Entdeckung, daß zwei gleich große 
Felder, die mit dem gleichen Aufwande von „Kapital“ und Arbeit 
bestellt werden, häufig einen ungleichen Ertrag abwerfen. Diese 
Tatsache erschien dem kapitalistisch geschulten Kopfe des Ban- 
kiers, der nur in englischen Konsols zu denken gewohnt war, so 
ganz abnorm und ungewöhnlich, daß Sie einer besonderen Erklärung 
bedurfte. Diese ward auch endlich gefunden: das ungleiche Er- 
trägnis der Grundstücke kann auf keine andere Ursache als auf ihre 
ungleiche natürliche Fruchtbarkeit oder auf ihre verschiedene Lage 
zurückgeführt werden! 

Wäre Ricardo mit offenen Augen und vorurteilsfrei, d.h. 
nicht mit der vorgefaßten und überdies irrigen Meinung, einmal, 
daß der Zinsfuß der Gelddarlehen ein einheitlicher sei, und sodann, 
daß der Darlehenszins „die“ Kapitalrente repräsentiere, an die in 
Rede stehende Frage herangetreten, so hätte er sofort erkennen 
müssen, daß es auch ungleiche Kühe und Schafe gibt, d.h. Kühe 
und Schafe, deren Milch- bzw. Wollertrag ein verschiedener ist, 
daß es kräftigere und minder kräftige, bzw. rascher und weniger 
rasch laufende Pferde gibt, daß es gute und schlechte Pflüge, Web- 
stühle usw., kurz verschieden gute Werkzeuge und Maschinen gibt, 
und daß daher der Ertrag dieser verschieden gearteten Kapitalien 
ein ungleicher ist. Ja, selbst wenn ein Tierzüchter zwei von den- 
selben Eltern abstammende Kälber oder Fohlen in ganz gleicher 
Weise und mit der gleichen Sorgfalt aufzieht, wird er die Erfahrung 
machen, daß es ihm in den seltensten Fällen gelingen wird, zwei 
gleich gute Milchkühe oder zwei gleich rasche oder gleich kräftige 
Pferde zu erzielen, und daher wird sich der Ertrag der zwei gleich 
ebenso ungleich gestalten, wie dort der Ertrag der zwei gleich 
großen, aber ungleich fruchtbaren oder ungleich gelegenen Felder. 
Wer nur ein ganz klein wenig naturwissenschaftlich zu denken 
gewohnt ist, wird sich sagen müssen, daß die ungleiche Fruchtbar- 
keit und damit der ungleiche Ertrag der verschiedenen Grund- 
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stücke gar nichts Wunderbares ist, und daß man umgekehrt weit 
‚mehr darüber staunen müßte, wenn alle Grundstücke auf unserer 
Erde gleich fruchtbar wären, oder wenn alle Kühe oder alle Schafe 
‚der Welt gleich viel und gleich gute Milch bzw. Wolle geben würden. 

Demgemäß definiert denn Ricardo die Grundrente als „‚den- 
jenigen Teil des Erzeugnisses der Erde, welcher dem Grundherrn 
(i. e. seitens des Pächters) für die Benützung der ursprünglichen 
und unzerstörbaren Kräfte des Bodens bezahlt wird“ („Prineiples“, 
Kapitel 2, Alinea 2). Und auch hierin wieder zeigt sich der 
gänzliche Mangel jeglichen naturwissenschaftlichen Denkens bei 
Ricardo. Zunächst ist es eine mißliche Sache, von „ursprüng- 
lichen“ und „unzerstörbaren“ Kräften des Bodens zu sprechen, da 
‘es denn doch nicht ganz unbekannt ist, daß man einen unfrucht- 
baren Boden durch entsprechende Behandlung (Düngung, Ent- 
steinen, Bewässerung, Entwässerung usw.) in fruchtbares Land 
‚verwandeln und daß man umgekehrt auch das fruchtbarste Grund- 
stück durch unvernünftigen Wirtschaftsbetrieb aussaugen und auf 
Dezennien hinaus total ruinieren kann. Wenn aber Rieardo 
darin einen Unterschied zu erblicken meint, daß im Boden gewisse 
Naturkräfte walten und im Kapitale nicht, so hätte er, um sich von 
‚der Unrichtigkeit seiner Meinung zu überzeugen, seinen Blick nur 
‚auf ein beliebiges Schaf zu lenken gebraucht, aus dessen Rücken 
‚oder Haut die Wolle genau in der nämlichen Weise herauswächst, 
wie das Getreide aus dem Felde. Und wirken etwa im Pfluge, in 
‚der Sense, im Hammer, in der Zange, in der Dampfmaschine, kurz 
in allen Werkzeugen und Maschinen, andere als die „ursprüng- 
lichen“ und „unzerstörbaren“ Naturkräfte? DBeiläufig bemerkt, 
erklärt Rieardo den ungleichen Ertrag zweier Grundstücke, die 
ungleiche „Grundrente“ nicht nur aus ihrer ungleichen Fruchtbar- 
keit, sondern ebenso auch aus ihrer ungleich günstigen Lage, und 
‚merkt gar nicht, daß die „Lage“ und die „ursprünglichen und 
unzerstörbaren Naturkräfte“ zwei voneinander himmelweit ver- 
schiedene Dinge sind. Der Mann hatte eben immer nur die Kon- 
sols aus seiner Wechselstube im Auge! 

Um die Entstehung der Grundrente und ihre Existenz so recht 
‚anschaulich zu demonstrieren, schildert Ricardo den Prozeß der 
Besiedelung eines unentdeckten,: unbewohnten Landes. Wenn 
Europäer — so lehrt er — in ein derartiges Land einzudringen 
:beginnen, so finden die ersten Ansiedler herrenlosen Grund im 
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Überflusse; jeder von ihnen wird also so viel Land okkupieren, als 
er bestellen kann, und selbstverständlich wird jeder sich ein mög- 
lichst fruchtbares Grundstück aussuchen, d.h. also mit anderen 
Worten, die ersten Ansiedler werden zunächst den Boden 1. Klasse 
okkupieren. In diesem Stadium kann der Boden noch keine Rente 
abwerfen; es wird keinem dieser Grundeigentümer gelingen, 
einen Pächter für seine Felder zu finden, weil herrenloser Boden 
1. Klasse noch in genügender Menge vorhanden ist und jeder, der 
Landwirtschaft treiben will, die erforderlichen Grundstücke unent- 
geltlich haben kann. Ist jedoch der gesamte Boden 1. Klasse besetzt 
und kommen neue Ansiedler, 30 müssen diese schon Grundstücke 
2. Klasse besetzen, und jetzt zeigt sich die Grundrente Werden 
nämlich die Grundstücke 2. Klasse in der gleichen Weise bestellt, 
wie die 1. Klasse, so zeigt sich’s, daß die Grundstücke 1. Klasse 
wegen ihrer größeren Fruchtbarkeit einen größeren Ertrag ab- 
werfen, d.i. eben die „Bodenrente“. Die Grundstücke 2. Klasse 
geben noch keine ‚„‚Rente“. Ist später der Boden 2. Klasse besetzt _ 
und kommen immer wieder neue Ansiedler, so müssen diese schon 
die Grundstücke 3. Klasse in Kultur nehmen. Nun geben die 
Grundstücke 2. Klasse eine Rente und die der 1. Klasse eine noch 
höhere Rente u. s. f. 

Hätte Ricardo die Gabe besessen, sich nur einigermaßen von 
seinen Wechselstubenanschauungen loszureißen und die Dinge vor- 
urteilsfrei und mit offenen Augen zu betrachten, so hätte er sich 
davon überzeugen können, daß der von ihm geschilderte Vorgang 
bei der Besied@lung eines unbewohnten Landes sein Analogon auf 
allen erdenklichen Gebieten des täglichen Lebens findet, d.h., dab 
die Menschen selbstverständlich jedesmal zunächst nach den vor- 
handenen besten Mitteln zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse 
greifen, und daß daher die betreffenden Güter den höchsten Preis 
erzielen. Sind die Befriedigungsmittel 1. Klasse vergriffen und 
ist der Bedarf noch nicht gedeckt, so kommen die Befriedigungs- 
mittel 2. Klasse an die Reihe und steigen im Preise (und natürlich 
steigen die 1. Klasse noch höher) usw. Wenn beispielsweise an 
einem schönen Sonntage ein beliebter Ausflugsort sehr stark besucht 
ist und plötzlich ein andauernder Regen kommt, so wird begreif- 
licherweise eine sehr lebhafte Nachfrage nach Wagen entstehen, 
welche die Ausflügler nach Hause bringen könnten. Wenn sich 
nun im Ausflugsorte Fuhrwerksbesitzer befinden, so wird sich die 
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Nachfrage zuerst den gedeckten Wagen zuwenden, und die Besitzer 
solcher Wagen werden die höchste „Rente“ aus ihren Vehikeln 
beziehen. Sind die gedeckten Wagen vergriffen, so werden die halb- 
gedeckten an die Reihe kommen, dann die Ricardoschen 
„Grundstücke 3. Klasse“, d. ı. die offenen Wagen, weiter vielleicht 
die vorhandenen Leiterwagen und schließlich eventuell noch die 
ÖOchsenkarren. Mit einem Worte, es wird sich ganz genau der 
gleiche Vorgang abspielen wie in dem Rieardoschen Kolonial- 
lande. Wie man in einem derartigen Vorgange eine besondere 
Eigentümlichkeit der Grundstücke erblicken kann, ist nicht wohl 
zu begreifen. 

Und noch einen dritten Modus wählt Ricardo, um das 
Wesen der Grundrente klar zu veranschaulichen. Nach seiner 
Darstellung entsteht die Rente, wenn in einem Lande die sämt- 
lichen Grundstücke 1. Klasse bereits in Kultur genommen sind, 
und wenn nun — weil die Bevölkerung wächst und die Nachfrage 
nach Bodenprodukten steigt — die Grundstücke 2. Klasse dem 
Pfluge unterworfen werden müssen. Wird nämlich ein Feld 
2. Klasse mit dem gleichen Kapitalaufwande bestellt, wie ein gleich- 
großes, aber fruchtbareres Feld, so zeigt sich’s, daß der bessere 
Boden einen höheren Ertrag abwirft, als der schlechtere. Das 
bessere Grundstück wird beispielsweise einen Ertrag von 100, das 
minder fruchtbare nur einen solchen von 85 abwerfen; in der 
Differenz, in den 15, die das bessere Grundstück mehr abwirft, 
besteht eben die „Rente“. Der gleiche Vorgang zeigt sich nach 
Ricardo, wenn das zweite Kapital in das nämli#the Grundstück 
„gesteckt“ wird. Ein Landwirt bestellt beispielsweise seinen Boden 
1. Klasse mit einem Kapitalaufwande von 1000 und erzielt damit 
einen Ertrag von 100. Steigt nun die Nachfrage nach Boden- 
produkten, so hat unser Landwirt zwei Alternativen vor sich. Er 
könnte eventuell ein zweites, gleichgroßes Grundstück, aber schon 
2. Klasse, auch wieder mit einem Kapitalaufwande von 1000 be- 
stellen und würde von diesem zweiten Grundstücke einen Ertrag 
von 85, zusammen also 100 + 85 = 185, erzielen. Statt dessen aber 
entschließt sich der Mann, das zweite „Kapital“ von 1000 nicht in 
ein zweites, sondern in sein erstes Grundstück zu „stecken“, dieses 
also mit einem Kapitalaufwande nicht von 1000, sondern von 2000 
zu bestellen, — vielleicht, weil der Mann seinen „Ricardo“ nicht 
gelesen hat und hofft, es werde sich der Ertrag infolge des ver- 
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doppelten „Kapital“aufwandes auch verdoppeln und von 100 auf 
200 steigen. Statt dessen steigt aber der Ertrag nur um 85, von 
100 auf 185; also genau der nämliche Vorgang wie im erstgedachten 
Falle. Dort erzielte der Landwirt mit Hilfe des ersten Kapitales 
von- 1000 einen Ertrag von 100, mit dem zweiten Tausender aber 
nur einen Ertrag von 85; hier das nämliche. 

Ricardo hat en einen ganz richtigen Gedanken ausge- 
sprochen, nämlich den, daß man den Ertrag des Bodens nicht ins 
Unendliche steigern a Man kann dem Boden bis zu einem 
gewissen Grade eine größere Ernte abringen, aber die Steigerung 
des Ertrages vollzieht sich nicht in einer arithmetischen, sondern 
in einer abnehmenden Progression. Durch eine Verdoppelung, 
‚Verdreifachung, Vervierfachung usw. des Aufwandes an Kapital 
und Arbeit wird der Ertrag des betreffenden Grundstückes nicht 
von 100 auf 200, 300, 400 usw., also nicht um je 100, sondern nur 
in einer abnehmenden Progression (beispielsweise) von 100 auf 
185, auf 255, auf 310 usw. (d.i. um 85, um 70, um 55 usw.) 
gesteigert. Ri icardo und seine Ananda lehren, daß dies eine 
„Eigentümlichkeit‘ des landwirtschaftlichen ans bilde, denn 
bei der gewerblichen Produktion liege es ja in der Natur der Dinge, 
daß durch eine Verdoppelung, Verdreifachung, Vervierfachung usw. 
des Anlagekapitals das Produktenquantum verdoppelt, verdreifacht, 
vervierfacht usw. werde. Diese Eigentümlichkeit der landwirt- 
schaftlichen Produktion beweise also deutlich, daß die Rente vom 
Grund und Boden ganz anderen Gesetzen unterliege, als die Rente 
vom Kapital; man könne daher das Erträgnis der Grundstücke 
nicht unter den Begriff des „Kapitalzinses“ oder der „Kapital- 
rente“ subsumieren, sondern müsse es in eine besondere Rubrik 
„Grundrente“ einreihen. 

Der vorstehende Gedanke Ricardosist ja, wie gesagt, an sich 
ganz richtig; allein wenn er meint, daß er damit eine ganz beson- 
dere Eigentümlichkeit der Grundstücke entdeckt habe, so beweist 
dies nur neuerdings, daß der Mann durch seine fortwährende Be- 
schäftigung mit Geld und verzinslichen Wertpapieren sich so sehr 
daran gewöhnt hatte, alles durch die Geldbrille zu betrachten, daß er 
total die Fähigkeit verlor (vorausgesetzt, daß er sie jemals besaß), 
die Erscheinungen des täglichen Lebens vorurteilsfrei und mit 
‚offenen Augen zu verfolgen. Der Satz, daß man das Erträgnis eines 
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wenn man dasselbe mit einem doppelten, dreifachen, vierfachen usw. 
Kostenaufwande bestellt, bedeutet nichts anderes, als daß man die 
Leistungsfähigkeit, die Intensität der Leistung eines Grundstückes. 
nicht ins Unendliche steigern kann. Betrachtet man aber die 
Dinge, wie sie sind, so sieht man, daß diese Erscheinung auf 
allen anderen Gebieten wiederkehrt. So kann unstreitig die 
Leistungsfähigkeit eines Pferdes durch reichlicheres und besseres 
Futter, durch eine sorgsamere Wartung des Tieres, durch An- 
wendung eines besseren Geschirres, durch eine verbesserte Kon- 
struktion des Wagens und der Fahrbahn, d. i. also durch einen ge- 
steigerten Kapitalaufwand, bedeutend erhöht werden; aber ins 
Unendliche geht dies nicht. Desgleichen kann die Leistungs- 
fähigkeit einer bestimmten Maschine durch sorgfältige Reinhaltung 
. derselben, durch Anwendung eines besseren Schmiermaterials, durch 
reichlichere Feuerung oder Verwendung eines besseren Heizstoffes, 
also durch einen erhöhten Kapitalaufwand, bis zu einem gewissen 
Grade gesteigert werden. Schließlich aber wird — wenn man des 
Guten zuviel tut — wahrscheinlich der Kessel platzen. Und ver- 
steht man — wie dies Rieardo tut — unter „Kapital“ nur die 
verzinsliche Geldforderung, so liegt es schon ganz und gar auf der 
platten Hand, daß durch eine Vergrößerung der geliehenen Geld- 
summe, also durch eine Vergrößerung des ‚„Geldangebotes“, der 
Zinsfuß — tind dieser bedeutet ja die Intensität der Leistung — 
nicht gesteigert werden kann, 

Auch hier wieder läßt sich Ricardo einen ganz gewaltigen 
Denkfehler zuschulden kommen. Er lest auf der einen Seite 
gewissermaßen zwei Staatsobligationen ä 1000 nebeneinander und 
sieht, daß sie die doppelte Rente abwerfen; er spannt zwei Pferde 
nebeneinander und sieht, daß sie die doppelte Last fortbewegen ; 
er stellt zwei Maschinen nebeneinander und sieht, daß sie das 
doppelte Produktenguantum liefern. Dort aber „steckt“ er zwei 
Kapitalien ä& 1000 in das nämliche Grundstück und wundert sich 
darüber, daß die Ernte sich nicht verdoppelt. Will man konsequent 
sein, so muß man das zweite Kapital ä& 1000 in ein zweites gleich- 
großes und gleichfruchtbares Grundstück „stecken“ und wird dann 
höchstwahrscheinlich die Genugtuung haben, daß die Ernte sich 
verdoppelt. | 

Die Grundrente Rieardos ist — wie die späteren Schrift- 
steller es bezeichnet haben — weiter nichts als eine sog. „Diffe- 
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renzialrente“, d.h. Ricardo wendet seinen ganzen Scharfsinn 
auf, um die für jeden anderen ganz selbstverständliche Tatsache zu 
beweisen, daß die Ernte zweier gleich großer und gleich sorgfältig 
bestellter Felder sich je nach ihrer Fruchtbarkeit verschieden 
gestaltet. Er hätte sich all seine Mühe ersparen können, wenn er 
vorher den ersten besten Bauernjungen von 14 Jahren befragt hätte. 
‚ H.v. Thünen. Ricardo hat, wie erwähnt, neben der 
ungleichen Fruchtbarkeit der Grundstücke auch deren ungleiche 
Lage als Ursache seiner Grundrente bezeichnet. Diesen Gedanken 
hat nochmals H. v. Thünen in seinem bekannten (1826 er- 
schienenen) Werke „Der isolierte Staat“ eingehender erörtert. 
Thünen will zeigen, wie der Standort der verschiedenen land- 
wirtschaftlichen Produktionszweige (Gemüse- und Blumenzucht, 
Getreidebau, Forstwirtschaft, Viehzucht ete.) im Lande durch ihre 
Lage zum Markte bedingt wird. Zu diesem Behufe denkt er sich 
ein von der übrigen Welt ganz abgeschlossenes, kreisrundes, ebenes 
Land, in dessen Mittelpunkte die einzige und zwar große Stadt 
gelegen ist, und zeigt nun, wie die gedachten verschiedenen land- 
wirtschaftlichen Produktionszweige sich je nach der Transport- 
fähigkeit ihrer Erzeugnisse wie kreisförmige Ringe um die Stadt 
als einzigen Absatzort im Lande lagern. In einem dieser. Ringe 
nun wird dasjenige Getreide gebaut werden, welches notwendig 
ist, um die Stadtbevölkerung zu ernähren. Selbstverständlich kann _ 
dieses Getreide nur bis zu einer bestimmten Entfernung von der 
Stadt gebaut werden, weil sonst der ganze Erlös des Getreides auf 
dem städtischen Markte von den Transportkosten verschlungen 
wird. Wächst nun die städtische Bevölkerung und steigt damit der 
Getreidepreis in der Stadt, so werden nun auch entternter gelegene 
Landstriche Getreide zum Verkauf nach der Stadt bringen können. 
Diese entfernteren Landstriche nun werden beim Verkaufe ihres 
Getreides in der Stadt knapp ihre Rechnung finden, während die 


näher gelegenen das ganze Plus des gestiegenen Getreidepreises (die 


Ersparnis an Transportkosten) als „Rente“ in die Tasche stecken 
werden. | | 

Carey und Bastiat leugnen die Existenz einer eigenen 
Grundrente. Sie behaupten nämlich, daß im Laufe der Zeit eine 
so kolossale Menge von Arbeit und Kapital in die einzelnen Grund- 
stücke „gesteckt“ wurde, daß an eine Verzinsung dieser Summen 
aus dem heutigen Erträgnisse der Grundstücke absolut nicht zu 
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denken sei. Wenn also die Grundstücke nicht einmal die Zinsen 
dieser aufgewendeten Kapitalien abzuwerfen vermögen, so sei es 
geradezu lächerlich, anzunehmen, daß sie in der „Grundrente“ noch 
einen Extragewinn über jene Zinsen hinaus einbringen könnten. 
Ein ziffernmäßiger Beweis für die Richtigkeit dieser Behauptung — 
die jedenfalls viel für sich hat — wird sich nie erbringen lassen ; 
allein die Ricardosche Grundrente, d. i. die Tatsache, daß ver- 
schieden fruchtbare Grundstücke eine ungleiche Ernte ergeben 
(naturwissenschaftlich gesprochen, daß verschiedene Kräfte oder 
Ursachen eine ungleiche Wirkung hervorbringen), ist dadurch 
begreiflicherweise nicht aus der Welt geschafft. 

Carey ging noch einen Schritt weiter als Bastiat und 
glaubt der Ricardoschen Grundrente den Todesstoß zu ver- 
setzen, wenn er den Nachweis erbringt, daß die Grundrente nicht 
in der Weise entstanden sein könnte, wie Ricardo meint. Dieser 
lehrt — wie oben dargelegt wurde —, daß Europäer, die in ein 
unbewohntes Land eindringen und dasselbe besiedeln, zunächst die 
fruchtbarsten Grundstücke besetzen und dem Pfluge unterwerfen, 
und daß die Grundrente in dem Maße entsteht und wächst, als die 
späteren Ansiedler genötigt sind, immer schlechtere und schlechtere 
Grundstücke in Kultur zu nehmen. Dem entgegen zeigt Carey, 
daß in Amerika (seinem Heimatlande) gerade der umgekehrte 
Vorgang bei der ersten Besiedelung des Landes beobachtet wurde 
und beobachtet werden mußte. Die fruchtbarsten Ländereien sind 
nämlich die Flußniederungen ; diese aber sind zumeist und waren 
ursprünglich auch in Amerika mit dichtem Urwalde bedeckt und 
überdies zumeist sumpfig und ungesund (Fiebergegenden u. dgl.). 
Gerade diese Gegenden konnten von den ersten Ansiedlern nicht 
besetzt werden, weil die Urbarmachung und Trockenlegung der 
Grundstücke die Kräfte der wenigen Einwanderer überstieg. Diese 
mußten sich also zunächst auf den leichter urbar zu machenden, 
aber auch weit weniger fruchtbaren Höhenzügen ansiedeln; und 
erst als die Zahl der Ansiedler wuchs, konnten sie allmählich in die 
Flußniederungen vordringen und die dort gelegenen Grundstücke 
in Kultur nehmen. Es fand also nicht — wie Ricardo meint — ein 
Übergang zu immer schleehterem und schlechterem, sondern umge- 
kehrt zu immer besserem und besserem Boden statt, und die Foige 
hiervon war, daß die früher in Kultur genommenen Ländereien 
nicht nur keine immerfort steigende „Rente“, sondern im Gegen- 
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teile ein kontinuierlich wachsendes Defizit, eine „Fehlrente‘ gegen- 
über den neuen Grundstücken ergaben. Beiläufig bemerkt, schließt 
sich Rodbertus (in seinem „dritten sozialen Briefe an 
v. Kirchmann“) diesem Teile der Ausführungen Careys an und 
sucht an der Hand historischer Daten zu zeigen, daß seinerzeit auch 
die Besiedelung Europas sich in analoger Weise vollzogen haben 
müsse, 

Carey mag vollständig recht haben; allein wenn er meint, daß 
er damit die Ricardosche Grundrententheorie widerlegt habe, 
so gibt er sich einer gewaltigen Täuschung hin. Der Kern der 
ganzen, von Ricardo mit einem so kolossalen Aufwand an 
‚Worten vorgetragenen Grundrententheorie besteht ja doch nur in 
der schon vorher längst bekannten und gar keines weiteren Beweises 
bedürfenden Tatsache, daß es fruchtbare und unfruchtbare Grund- 
stücke gibt, und daß bei gleich sorgfältiger Bestellung das minder 
fruchtbare Grundstück eine geringere Ernte ergibt, als das frucht- 
barere. Ob dann das bessere Grundstück früher und das schlechtere 
später bestellt wird oder umgekehrt, ist nach dieser Richtung hin 
vollständig gleichgültig; die Differenz in der Ernte (die Rieardo- 
sche „Differenzialrente“) wird in beiden Fällen zutage treten. 

Rodbertus. Ricardo war ein Formalist und Scholastiker 
von reinstem Wasser. In seiner verbohrt kapitalistischen Denk- 
weise waren ihm „Geld“ und „Kapital“ zwei identische Begriffe, 
und da der Zins, den die Staatspapiere tragen, bei jeder einzelnen 
Obligation der nämliche ist, so stand es bei ihm wie ein Axiom 
oder wie ein Dogma fest, einmal, daß der Darlehenszins „die“ 
Kapitalrente und daß diese in allen Fällen die gleiche sei. Nun 
stieß er auf die aller Wechselstubenpraxis hohnsprechende Er- 
scheinung, daß der Ertrag der Felder ein ungleicher ist, und diese 
jedem Bauernjungen längst geläufige Tatsache war für ihn so über- 
wältigend, daß er seine gesamte Geisteskraft aufbieten mußte, um 
mit einem Wust von scholastischer Gelehrsamkeit den Beweis zu 
erbringen, daß die einzelnen Grundstücke von verschiedener natür- 
licher Fruchtbarkeit seien, und daß hierin das Wesen der „Grund- 
rente“ liege. In dieser Äußerlichkeit blieb er stecken; von der 
eigentlichen volkswirtschaftlichen Bedeutung der Grundrente, d.h. 
von der Frage, welche Stellung der Grundbesitzer im volkswirt- 
schaftlichen Prozeß der Güterverteilung (der Verteilung des sog. 
Nationalproduktes) einnimmt, und auf welche Momente die etwaige 
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Stärke older Schwäche der Position des Grundbesitzers zurückzu- 
führen ist, hat der gute Mann auch nicht die leiseste Ahnung; ihm 
genügt die vermeintliche Tatsache, daß die Kapitalrente in allen 
Fällen 4 (o. dgl.) Prozent beträgt und daß das Erträgnis der ein- 
zelnen Grundstücke sich je nach ihrer natürlichen Fruchtbarkeit 
verschieden gestaltet. Die zahlreichen Nachfolger Ricardos kamen 
keinen Schritt weiter vorwärts und begnügten sich damit, die Lehren 
des Meisters einfach zu wiederholen. 

Eine richtige Erklärung des Wesens der Bodenrente findet sich 
bei Rodbertus, der sich an Adam Smith anlehnt. Er 
erblickt das Wesen der Rente nicht in der ganz unwesentlichen 
Tatsache, daß der Pachtschilling für. dieses Grundstück hoch, für 
jenes niedrig ist, sondern in dem wirtschaftlich viel wesentlicheren 
Umstande,. daß der Grundbesitzer aus der bloßen Verpachtung 
seines Bodens ein arbeitsloses Einkommen beziehen kann. Nach 
seiner Meinung (vgl. seinen „Dritten sozialen Brief an v. Kirch- 
mann“ in „Zur Beleuchtung der sozialen Frage“, Berlin 1875, 
S. 77 ff.) besteht die Rente (und zwar sowohl die Grund- als Kapital- 
rente) in einer Ausbeutung des Arbeiters durch den Grund- und 
Kapitalbesitzer, d. i. in dem Umstande, daß der Grundbesitzer 
(bzw. der Kapitalist) sich einen Teil des vom Arbeiter her-. 
gestellten Produktes aneignet. Rodbertus geht — wie bereits 
früher erwähnt wurde — ebenso wie Ad. Smith von der An- 
schauung aus, daß der Handarbeiter derjenige ist, der das Produkt 
hergestellt hat; und da es „selbstverständlich“ ist und „in der’ 
Natur der Dinge liest“, daß „von Rechts wegen“ jedem das Produkt 
seiner Arbeit gehöre, so gehört, streng genommen, das ganze Pro- 
dukt dem Handarbeiter, und es ist eine (mehr oder weniger unge- 
rechte) Verkürzung des Arbeiters, wenn ein Zweiter ihm einen Teil 
des Arbeitsproduktes entzieht. Die Ursache der heutigen Aus 
beutung des Arbeiters ist eine doppelte: eine wirtschaftliche und 
eine juristische. Die wirtschaftliche Ursache besteht darin, daß die 
geteilte und vereinigte Arbeit mehrerer Personen mehr hervor- 
bringt, als zum Lebensunterhalte dieser Personen erforderlich ist, 
30o daß ihnen eventuell dieser Überschuß ohne Gefährdung ihrer 
Existenz von einem Dritten abgenommen werden kann. Die recht- 
liche Ursache der Grundrente besteht darin, daß durch die herr- 
schende Gesetzgebung eben jenem Dritten die Handhabe geboten 
-ist, den vereinigten Arbeitern jenen Überschuß ihres Arbeitz- 
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produktes in aller Form Rechtens abzunehmen. Diese gesetzliche 
Institution war früher die Sklaverei und ist heute das private 
Grund- und Kapitaleigentum. Wo die Sklaverei besteht, ist der 
„Herr“ selbstverständlich der Eigentümer der Sklaven und ihres 
Arbeitsproduktes; von dem letzteren muß er selbstverständlich so 
viel hinwegnehmen, als er zur Erhaltung seiner Sklaven braucht; 
der Überschuß bildet seine „Rente“. - Im Laufe der Zeit hat man 
einsehen gelernt, daß man das nämliche Resultat auch ohne 
Sklaverei durch das Institut des privaten Grund- und Kapital- 
eigentums erreichen kann. Der Besitzlose kann nämlich nur leben, 
wenn er seine Arbeitskraft einem Zweiten verdingt, und dieser 
Zweite wird nach unserer heutigen Gesetzgebung alleiniger Eigen- 
tümer des so hergestellten Arbeitsproduktes. Infolge der unge- 
heuren Konkurrenz unter den Besitzlosen werden diese gezwungen, 
ihre Arbeitsleistung um den möglichst niedrigen Preis, d.i. um das 
 Existenzminimum, zu verkaufen. Der Grund-(Kapital-)besitzer 
dingt die Arbeiter um diesen Preis und behält den ganzen Über- 
schuß der Produktion für sich als „Rente“. Der Bauer, der seinen 
Grund selbst bewirtschaftet, bezieht nach dieser Ans formell 
keine (abgesonderte) „„Rente“, sondern ihm gehört eben der ganze 
und ungeteilte Ertrag seiner Grundstücke und seiner Arbeit. 

Die Rodbertussche Erklärung der Grundrente läuft, wie 
man sieht, in der Hauptsache auf das nämliche hinaus, wie die Er- 
klärung, die Ad. Smith gab. Nach Smith besteht das Wesen 
des privaten (Grund-)Eigentums darin, daß der Grundeigentümer 
seine Grundstücke gewissermaßen absperren und jedem Zweiten 
den Zutritt zu denselben verwehren kann. Kommt nun so ein 
Zweiter zum Grundbesitzer und bittet um die Erlaubnis, das 
Grundstück zu betreten, entweder um es zu bestellen oder um sich 
von dort wild wachsende Pflanzen oder irgendwelche nutzbaren 
Mineralien zu holen, so kann der Grundbesitzer infolge der Insti- 
tution des privaten Eigentums die Erteilung dieser Bewilligung 
von der Entrichtung einer gewissen Abgabe abhängig machen. 
Nach Rodbertus dingt der Grundbesitzer (Kapitalist) den 
Arbeiter und behält von dem Arbeitsprodukt einen Teil für sich 
‚zurück. Nach Ad. Smith setzt sich der Grundbesitzer gewisser- 
maßen an das Eingangstor zu seinen Grundstücken und verlangt 
' von jedem, der das Grundstück benützen will, eine Bezahlung. In 
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beiden Fällen bezieht der Grundbesitzer ein arbeitsloses Einkommen 
aus dem Arbeitsertrage eines anderen. 

| Die Erweiterung des Rentenbegriffes durch 
‘ v. Hermann, Schäffle und v. Mangoldt. Die älteren 
nationalökonomischen Schriftsteller gingen trotz aller gegenteiligen 
Versicherungen immer von der Anschauung aus, daß das Geld das 
eigentliche Kapital sei, und gelangten zu dem (ganz unbewiesenen) 
Resultate, daß der sog. „landesübliche Zinsfuß“ die Kapitalrente 
repräsentiere, d.h. daß der Ertrag des Kapitals überall und in allen 
Fällen der nämliche sei. Auf die Dauer konnte freilich das Axiom 
von der gleichen Höhe des Kapitalerträgnisses nicht unangezweifelt 
bleiben. Klarer denkende Köpfe, die weniger unter dem Banne 
der überkommenen Schulbegriffe standen und die sich speziell von 
dem Vorurteile loszureißen vermochten, daß das Geld das „Kapital“ 
par excellence sei, konnten sich endlich der Wahrnehmung nicht 
verschließen, daß das ungleiche Erträgnis der Grundstücke, das 
Ricardo und seinen Anhängern so viel Kopfzerbrechen verur- 
sacht hatte, nichts Unerhörtes sei, und daß die übrigen „Ein- 
kommenszweige‘‘ — der Kapitalertrag, der Arbeitslohn und der 
Unternehmergewinn — ebenso große oder noch größere Ungleich- 
heiten aufzuweisen haben, wie das Erträgnis der Grundstücke. 
Man nennt dies „die Erweiterung des Rentenbegriffes“ und ver- 
steht unter ‚‚Rente“ in diesem Sinne den überdurchschnittlichen 
Ertrag der Arbeit, des Kapitals oder der Unternehmertätigkeit, 
also dasjenige Plus, welcher der Arbeiter, der Kapitalist oder der 
Unternehmer über den gewöhnlichen Durchschnitt hinaus erzielt. 


Der erste, der den Begriff der Grundrente in diesem Sinne 
„erweiterte“, war vv Hermann in seinen „Staatswissenschaft- 
lichen Untersuchungen“. Allerdings hatte schon Ricardo einen 
Fingerzeig nach dieser Richtung gegeben. Ricardo hatte näm- 
lich auch die „Bergwerksrente‘“ als unter den Begriff seiner 
„Grundrente“ fallend erörtert. Da lag es denn nahe, einen 
Schritt weiterzugehen und das Erträgnis der Wälder, der Wein- 
gärten, der Toorflager, der Wasserkräfte, der Mineralquellen usw. 
unter dem Gesichtswinkel der Grundrententheorie zu betrachten. 
Dies tat denn v. Hermann; er geht aber noch weiter und gelangt 
zu dem Resultate, daß es eine ganze Reihe stehender Kapitale gibt, 
deren Menge aus irgendeinem Grunde (vielleicht auch, weil die 
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bestehenden staatlichen Gesetze oder Institutionen dies nicht ge- 
statten) nicht beliebig vermehrt werden kann, und die daher ihrem 
Besitzer einen Extragewinn, eine „Rente“, abwerfen. 

Noch weiter als vv. Hermann gehen dann Schäffle und 
v. Mangoldt, welche lehren, daß derartige Extragewinne — 
„Renten“ — auf allen Gebieten des Erwerbslebens tagtäglich und 
allerorts entstehen und vorkommen. Die Ursache jedes derartigen 
überdurchschnittlichen Extragewinnes, jeder derartigen ‚‚Rente“, 
ist darin zu suchen, daß der Betreffende sich im Besitze irgendeines 
sıngulären Vorteiles (Bezug eines besonderen oder ungewöhnlich 
billigen Rohstoffes, Verfügung über besonders billige oder besonders 
qualifizierte Arbeitskräfte oder über natürliche Triebkräfte, Besitz 
eines Fabrikationsgeheimnisses oder eines staatlichen Privilegs, 
besondere Tüchtigkeit des Unternehmers, Besitz einer ständigen 
Kundschaft von alters her usw. usw.), also eines gewissen natür- 
lichen oder gesetzlichen Monopols, befindet, welches ihn in die Lage 
versetzt, seine Artikel entweder billiger herzustellen oder teurer, 
oder auch nur leichter oder rascher zu verkaufen als andere Und 
selbstverständlich geht das Bestreben eines jeden wirtschaftenden 
Subjektes dahin, in den Besitz eines derartigen singulären Vor- 
teiles zu gelangen. 


Zur Erkenntnis, daß das Erträgnis des Kapitals ganz ähnliche 
Ungleichheiten aufweist wie das der Grundstücke, hätte man längst 
gelangen müssen, wenn die damaligen Nationalökonomen nicht in 
zwei schwerwiegenden Irrtümern befangen gewesen wären. Der 
eine Irrtum bestand — wie hier unzählige Male hervorgehoben 
werden mußte — darin, daß die Herren bei dem Worte „Kapital“ 
immer nur an das Geld dachten und sich einbildeten, der Kapital- 
ertrag sei in allen Fällen der gleiche und werde durch den landes- 
üblichen Zinsfuß repräsentiert. 


Der zweite Fehler bestand darin, daß die Herren von einer 
unrichtigen Vorstellung von der Preisbildung ausgingen. Sie 
gingen nämlich bei der Frage der Preisbildung nie von der Pro- 
duktion für den Markt aus, sondern hatten immer nur den Mann 
vor Augen, der zum Schneider oder zum Schuhmacher geht, um 
dort einen Rock oder ein Paar Schuhe zu bestellen. Und da sie 
sahen, daß beim Feilschen um den Preis der Gewerbsmann — 
wenn der Kunde ihm einen zu geringen Preis anbot — regelmäßig 
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erklärte, er könne den Rock bzw. die Schuhe um diesen Preis nicht 
liefern, weil ihn die Herstellung des Artikels selbst mehr koste, 
setzte sich bei den damaligen Vertretern unserer Wissenschaft die 
Überzeugur,; fest, daß nur dann produziert werde, wenn vorher 
der Preis vereinbart wurde, und wenn im Preise dem Produzenten 
die Produktionskosten (samt einem entsprechenden Gewinn) voll 
ersetzt werden !). Und da die Herren ferner lehrten, daß der Preis 
derjenigen Artikel, deren Angebot beliebig vermehrt werden kann, 
sich von den Produktionskosten nicht weit entfernen kann (und 
dahin rechneten sie ziemlich alle gewerblichen Produkte), so 
schien es ganz ausgeschlossen, daß bei der gewerblichen Produktion 
besondere Extragewinne erzielt werden können. Oder mit anderen 
Worten: es galt als selbstverständlich, daß der Ertrag des Kapitals 
in allen Fällen ein einheitlicher sei. Daß der Gewerbetreibende 
nicht nur auf Bestellung, sondern ebenso oft ohne vorausgegangene 
Bestellung für den Markt produziert und daß die hierbei erzielten 
Gewinne ein ganz anderes Bild ergeben, blieb damals unbeachtet. 

Diese Einseitigkeit in der Auffassung ist um so auffallender, 
als auf der anderen Seite die Rieardosche Grundrententheorie' 
ein ganz richtiges und klares Bild von der Entstehung der Rente 
gibt. Diese Grundrententheorie geht nämlich davon aus, daß das 
Getreide als ein Artikel des allgemeinen Bedarfes (wir sagen 
heute: als ein Artikel des Welthandels) einen sog. laufenden Preis 
hat, einen Preis, der im Kursblatt der Produktenbörse notiert wird. 
Die Grundstücke nun produzieren je nach ihrer Fruchtbarkeit das 
Getreide mit sehr verschiedenen Produktionskosten. Es gibt 
Grundstücke, deren Produktionskosten so groß sind, daß sie durch 
den Getreidepreis knapp gedeckt werden; diese geben selbstver- 
ständlich keine Rente, und je mehr die Produktionskosten der 
fruchtbareren Grundstücke hinter dem Getreidepreise zurück- 
bleiben, um so größer wird die Rente. Bringt man die sämtlichen 
Grundstücke eines Landesteiles je nach ihrer Fruchtbarkeit in eine 
Reihe, so erhält man folgendes Bild: 


1) Unter Umständen wird der Gewerbetreibende, auch in dem Falle, wenn 
er auf eine vorausgegangene Bestellung hin produziert, bereit sein, den Artikel 
mit Verlust zu liefern, nämlich dann, wenn es sich für ihn darum handelt, sein 
neu begründetes Geschäft oder einen neuen Artikel beim Publikum erst einzu- 
führen, 





Il. Die Grundrente. 477 





Die Linie A B repräsentiert den laufenden Getreidepreis. Die 
Linie AC zeigt die Höhe der Produktionskosten der einzelnen 
Grundstücke G, G,, Gs, G3..., deren RenteR,, R,, R;... um so 
größer ist, je geringer ihre Produktionskosten sind. 

' ‘Ganz das gleiche Bild erhält man, wenn man statt der Grund- 
stücke die jedesmal gleichen gewerblichen Unternehmungen eines 
Landes, aber, wohlgemerkt, nur solche gewerbliche Unternehmungen 
ins Auge faßt, deren Produkte einen laufenden Preis haben. Wenn 
man etwa die sämtlichen Papierfabriken, die sämtlichen Zucker- 
fabriken, die sämtlichen Spinnereien usw. eines Landes je nach 
ihrer Rentabilität in eine Reihe bringt, so wird man finden, daß es 
irgendwelche unter ihnen gibt, deren Produktionskosten knapp 
durch den Preis des Artikels gedeckt werden, die also keinen 
 Extragewinn abwerfen. Dagegen wird man sehen, daß es andere 
Unternehmungen gibt, die über gewisse singuläre Vorteile ver- 
fügen, deren Produktionskosten infolge dieser Vorteile mehr oder 
weniger hinter dem Preise ihres Artikels zurückbleiben und die 
daher einen entsprechenden Extragewinn ergeben. Ob dann der 
betreffende Gewerbetreibende den so erzielten Extragewinn als 
Unternehmergewinn, als Arbeitslohn für seine besonders hervor- 
ragende Tätigkeit als Leiter seines Betriebes oder als Kapitalsertrag 
bezeichnet und dementsprechend bucht, ist gleichgültig. 

Damit soll aber nicht gesagt sein, daß nicht auch dort Extra- 
gewinne erzielt werden können, wo auf Bestellung produziert wird. 
Die älteren Vertreter der nationalökonomischen Wissenschaft 
lehrten bekanntlich, daß der Preis derjenigen Artikel, deren Ange- 
bot beliebig vermehrt werden kann, sich nicht weit von den Pro- 
duktionskosten entfernen kann, und rechneten zu diesen beliebig 
 vermehrbaren Artikeln ziemlich alle gewerblichen Produkte. Sie 
übersahen dabei aber, daß, wie schon an früherer Stelle hervor- 
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gehoben wurde, fast jeder gewerbliche Produzent über irgendein, 
wenn auch bescheidenes, natürliches Monopol verfügt, und daß er, 
diesem Monopol entsprechend, die Preise seiner Artikel mehr oder 
weniger hoch über seine Produktionskosten stellen kann. 

Der eigentliche Kerngedanke der Ricardo- 
öchenGrundrententheorie DieRicardosche Grund- 
rententheorie ist auf die vermeintliche Wahrnehmung zurückzu- 
führen, daß sich das Erträgnis der Grundstücke anders gestaltet, als 
das der Kapitalien. Das ist zwar nicht richtig in dem Sinne, wie 
es Ricardo lehrte; aber die Sache klingt sehr plausibel, und 
infolgedessen wurde die Lehre von der Grundrente zu einem pracht- 
vollen Streitobjekt für die Schulgelehrsamkeit. Der Streit drehte 
sich um die unendlich wichtige Frage, unter welche Benennung das 
Erträgnis der Grundstücke zu subsumieren sei, ob es in die Rubrik 
„Kapitalsertrag“ eingereiht werden dürfe, oder ob es in eine beson- 
dere Schublade mit der Aufschrift „Grundrente“ gelegt werden 
muß. Der Streit wurde mit einem großen Aufwande scholastischer 
Gelehrsamkeit geführt, und wie es in derartigen Fällen immer zu 
ergehen pflegt, so erging es auch hier. Die selbstverständlichsten 
und nebensächlichsten Dinge wurden mit Behagen breitgetreten, an 
dem eigentlichen Kern der Frage aber ging man ahnungslos vorüber. 
Ein Unterschied zwischen den Grundstücken und den sonstigen 
ertraggebenden oder werbenden Vermögenskomplexen liegt nämlich 
tatsächlich vor, aber er blieb entweder unentdeckt oder er wurde 
— wenn er da und dort erwähnt wurde — nicht weiter berück- 
sichtigt. Der Unterschied besteht darin, daß die Menge der 
Grundstücke im Lande eine gegebene ist und weder vermehrt noch 
vermindert werden kann, während die sonstigen werbenden Ver- 
mögenskomplexe (also in der Hauptsache die gewerblichen Unter- 
nehmungen) nach Bedarf vermehrt und vermindert werden können. 
Und hieraus ergeben sich sehr wesentliche Konsequenzen. 

Steigt nämlich in einem ganz besiedelten Lande die Nachfrage 
nach Bodenprodukten, so steigt ihr Preis und damit der Wert der 
Grundstücke; und weil die Menge der Grundstücke nicht vermehrt 
und infolgedessen das Angebot an Bodenprodukten nicht nennens- 
wert vergrößert werden kann, so dauert die Wertsteigerung der 
Bodenprodukte und damit auch die der Grundstücke so lange, als die 
Zunahme der Bevölkerung anhält. Daß dies für die Grundbesitzer 
überaus vorteilhaft ist, bedarf keines weiteren Beweises. Beiläufig 
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bemerkt, war dies die Situation der mitteleuropäischen Landwirt- 
schaft seit dem 30jährigen Kriege bis um die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts, d.h. bis zur Ausbreitung der Eisenbahnen. Die Bevölke- 
rung, die durch den Krieg dezimiert worden war, wuchs seither 
kontinuierlich; eine Zufuhr von Getreide war bei dem damaligen 
Mangel an Straßen ausgeschlossen, und die notwendige Folge 
davon war eine kontinuierliche Wertsteigerung des ländlichen 
Grundbesitzes. 

Steigt hingegen die Nachfrage nach gewerblichen Erzeug- 
nissen, so steigt ihr Preis und damit die Rentabilität der betrefien- 
den Fabriken. Die gestiegene Rentabilität der Fabriken hat aber 
zur Folge, daß die bestehenden Fabriken ihren Betrieb ausdehnen 
und daß neue Fabriken dieser Art entstehen; und die dadurch her- 
vorgerufene Vermehrung des Angebotes bewirkt, daß der Preis der 
in Rede stehenden Artikel wieder heruntergeht, und damit selbst- 
verständlich auch die Rentabilität der fraglichen Fabriken. 

Sinkt umgekehrt der Preis irgendeines gewerblichen Artikels, 
weil sich die Nachfrage von ihm abwendet, so sinkt selbstverständ- 
lich auch die Rentabilität der betreffenden Fabriken. Dieser Rück- 
sang der Rentabilität muß aber schließlich notwendig zur Folge 
haben, daß die fraglichen Fabriken ihren Betrieb freiwillig ein- 
schränken, oder auch, daß ein Teil dieser Fabriken zugrunde geht. 
Dadurch wird das Angebot des fraglichen Artikels verringert und 
sein Preis muß wieder (auf ungefähr seinen früheren Stand) 
steigen, und damit auch die Rentabilität der betreffenden Fabriken. 
Ein drastisches Beispiel dieser Art sind die Zopfperücken. Solange 
diese Haartracht modern war und jeder sog. Herr eine Zopfperücke 
tragen mußte, hatten die Perücken ihren angemessenen Preis und 
existierten so und so viele Perückenmacher. Als dann in der großen 
französischen Revolution diese Mode mit einem Schlage verschwand, 
wurden die Perücken absolut wertlos und unverkäuflich. Die da- 
maligen Perückenmacher selbst sind verschwunden. Wenn aber 
heute ein Schauspieler eine derartige Perücke braucht, 30 muß er 
selbstverständlich den vollen Preis dafür bezahlen. 

Ganz anders hingegen, wenn der Preis der Bodenprodukte 
sinkt, sei es, weil die Bevölkerung sich verringert, sei es, weil 
fremdes, billigeres Getreide auf den Markt kommt. Hatte der Preis- 
rückgang bei gewerblichen Produkten eine Verminderung des An- 
gebotes zur Folge, so ist dies bei der laudwirtschaftlichen Produktion - 
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nicht der Fall. Der Rückeang der Gefreidepreise hat selbstver- 
ständlich zur Folge, daß die Rentabilität der Landgüter. sinkt. Den 
Grundbesitzern geht es schlecht; sie geraten in Schulden, die Land- 
güter werden subhastiert. Aber: das Landgut, das früher einen 
Wert von 100 000 hatte, wird bei der Subhastation um 80 000 ver- 
kauft. Der neue Erwerber, der das Gut um so viel billiger gekauft 
hat, kommt beim Betriebe seiner Landwirtschaft auch bei den 
gesunkenen Getreidepreisen voll auf seine Rechnung. Er schränkt 
also seine Produktion nicht ein und kann sie nicht einschränken, 
weil er, wenn er seine Felder unbebaut liegen ließe, gar keinen 
Ertrag hätte. Gehen die Preise weiter zurück, so wiederholt sich der 
frühere Vorgang; die letzten Erwerber geraten in Schulden, die 
Landgüter werden wieder subhastiert, aber das Landgut, das bei der 
früheren Subhastation um 80 000 verkauft wurde, wird jetzt um 
etwa 60.000 hingegeben. Der Erwerber kommt infolge dieses 
billigen Kaufpreises beim Betriebe der Landwirtschaft wieder auf 
seine Kosten und schränkt demgemäß seine Getreideproduktion 
wieder nicht ein. Dieser Vorgang müßte sich — theoretisch 
betrachtet — so lange wiederholen, bis der Wert der Güter auf Null 
gesunken ist, denn jetzt erst könnte eine Verminderung des Ge- 
treideangebotes eintreten. Dies ungefähr ist die Lage der mittel- 
europäischen Landwirtschaft seit der Mitte des vorigen Jahr- 


hunderts, seit durch die Vervollkommnung der Kommunikations- 


anstalten (Eisenbahnen, Dampfschiffe) das billige Getreide aus Ost- 
europa und aus den überseeischen Ländern auf den west- und mittel- 
europäischen Markt gebracht wird. 

Der Unterschied zwischen Fabrik und Landgut bei rückläufiger 
Konjunktur ist — um es kurz zu sagen — der folgende: In der 
Industrie ein verhältnismäßig kurzes Siechtum, welches den wirt- 
schaftlichen Tod der schwächer organisierten Werke zur Folge hat. 
Sind aber diese einmal hinweggefegt und von der Bildfläche ver- 
schwunden, so stehen die überlebenden Etablissements wieder ebenso 
kräftig da, wie vor der Krise. Bei der Landwirtschaft hingegen 


ein lange andauerndes Siechtum, welches erst dann sein Ende 


erreicht, wenn der Rückgang der Getreidepreise auf irgendeinem 
Niveau zum Stillstand gelangt ist und wenn die Werte der Land- 
güter durch ausgiebige Abschreibungen auf den den niedrigen Ge- 
treidepreisen entsprechenden Betrag herabgesetzt wurden. 
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IN. Das Erträgnis des Kapitals. 


Unter „Kapitalertrag“ oder „Kapitalrente‘ im eigent- 
lichen Sinne des Wortes ist (analog dem eigentlichen Begriffe der 
Grundrente) derjenige ideelle Anteil am Produkt zu verstehen, der 
auf Rechnung der bei der Produktion mitwirkenden Werkzeuge zu 
stehen kommt.. Daß dieser ideelle Anteil hier ebensowenig wie bei 
der Grundrente ziffernmäßig ermittelt werden kann, braucht nicht 
besonders hervorgehoben zu werden. Unter Kapital „zins“ ver- 
steht man das Entgelt, welches für die leihweise Überlassung eines 
Kapitals gezahlt wird, und prinzipiell muß der Kapital,,zins“ 
(ebenso wie im Prinzip der Pachtschilling für Grundstücke 
Niedriger sein muß, als die eigentliche Grund,,rente“) niedriger 
sein als die eigentliche Kapital,,rente“, weil ja doch der Entlehner 
einen Nutzen von dem geliehenen Kapital haben will und denselben 
nicht hätte, wenn er den ganzen Vorteil, den ihm das Kapital 
gewährt, an den Eigentümer hinauszahlen müßte. - Ziffernmäßig 

_ wird sich dies freilich nie nachweisen lassen, und zwar aus dem ein- 
fachen Grunde, weil man die Höhe der eigentlichen Kapital,,rente“ 
nie ziffernmäßig ermitteln kann. 

Die gangbare Lehre hat sich die Sache allerdings sehr 
leicht gemacht. Zunächst handelt sie nie von der eigentlichen 
Kapital,,rente“, nie von dem eigentlichen Kapital,,ertrage‘ im vor- 
stehenden Sinne des Wortes, sondern immer nur vom Kapital,,zins“, 
und zwar, ohne zu merken, daß Zins und Rente zwei prinzipiell 
verschiedene Dinge sind. Zum zweiten spricht sie zwar immer vom 
„Kapital“zins, handelt aber nie von dem Leihzinse für „Produk- 
tionsmittel“, die doch nach der Versicherung aller Autoren das 
eigentliche Kapital sein sollen, sondern immer nur vom Zins für 
geliehene Geldsummen. Drittens klammert sie sich an den „landes- 
üblichen Zinsfuß“, von dem — ohne daß es bewiesen würde — ange- 
nommen und behauptet wird, daß er in,allen Fällen im ganzen 
Lande ein einheitlicher sei, und gelangt auf diese Weise zu dem 
einfachen Resultate, daß der landesübliche Zinsfuß, d. i. also der 
angeblich landesübliche Zins für Gelddarlehen, „die“ Kapitalrente 
bzw. der Kapitalzins sei. 

Der Kern dieser Lehre ist: „Die Grundrente — das ist nun ein- 
mal riehtig —, die gestältet sich je nach der natürlichen Fruchtbar- 
keit der einzelnen Grundstücke verschieden, aber der Kapitalzins, 
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der ist im ganzen Lande ein einheitlicher, ein gleich hoher.“ Der 
Beweis hierfür wurde in einer sehr einfachen Weise erbracht. Be- 
trug nämlich nach der Anschauung jener Autoren der angebliche 
„landesübliche Zinsfuß“ beispielsweise 5 Prozent, und sah man, daß 
der eine Geldverleiher 10, ein zweiter nur 3 Prozent nahm, so hieß 
es: „Der Zins beträgt in beiden Fällen 5 Prozent; der erste nimmt 
allerdings scheinbar 10 Prozent, aber hiervon sind 5 Prozent der 
eigentliche oder ‚reine‘ Zins, und die zweiten 5 Prozent sind die 
Assekuranzprämie, weil der Mann sein Geld offenbar einem 
unsicheren Schuldner geliehen hat. Der zweite Geldverleiher 
nimmt scheinbar nur 3 Prozent, aber das ist eben nur scheinbar; 
eigentlich nimmt der Mann 5 und verzichtet nur auf 2 Prozent, weil 
ihm offenbar irgendeine andere Begünstigung, wie etwa die so- 
fortige Rückzahlung des Darlehens ohne Kündigung o. dgl., von 
seinem Schuldner zugesichert wurde.“ Hatte man zwei Fabriken 
oder sonstige Unternehmungen vor sich, von denen die eine etwa 15, 
die zweite nur 1 Prozent des sog. Anlagekapitals abwarf, so wurde 
gesagt: „Selbstverständlich ist der Kapitalzins in beiden Fällen 
5 Prozent, aber der erste Unternehmer erzielt überdies einen 
Unternehmergewinn von 10 Prozent, und der zweite, nun, der 
arbeitet mit einem Unternehmerverlust von 4 Prozent.“ Und 
handelte es sich um zwei Aktien verschiedener Unternehmungen, 
von denen die eine 15, die zweite nur 1 Prozent Dividende abwarf, 
so lautete die Antwort: „Nun, hier haben wirs schwarz auf weiß, 
daß der Kapitalzins in beiden Fällen 5 Prozent beträgt, denn hier 
im Kursblatte steht es deutlich ; der Kurs der ersten Aktie stellt sich 
auf 300 und der der zweiten nur auf 20.“ Mit einem Worte: der 
Kapitalzins — quod erat demonstrandum — ist immer ein einheit- 
licher und gleich dem landesüblichen Zinsfuße. Wer’s nicht glauben 
will, zahlt einen Groschen Strafe! 

“„ Will man zu einem richtigen Verständnisse der vorliegenden 
Frage gelangen, so wird man unterscheiden müssen. Betrachtet 
man zunächst die eigentliche Kapitalrente oder 
den Kapitalertrag als denjenigen Teil des Produktes, der 
auf Rechnung der bei der Produktion mitwirkenden Werkzeuge zu 
stehen kommt, so ist es selbstverständlich, daß diesen (Natural-) 
Ertrag des Kapitals nur derjenige erlangen kann, der die betreffen- 
den Produktionswerkzeuge in der Hand hat und selbst Güter 
produziert. Daß dieser Naturalertrag des Kapitals (die eigentliche 
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Kapitalrente) unmöglich in allen Fällen gleichgroß sein kann, 
sondern im Gegenteil je nach der Beschaffenheit der einzelnen 
Produktionswerkzeuge sich sehr verschieden gestalten muß, bedarf 
keines weiteren Beweises. Es müßte vielmehr umgekehrt derjenige, 
der die gleiche Höhe des Kapitalertrags behauptet, nachweisen, daß 
die verschiedenen Produktionswerkzeuge alle gleichgut und gleich 
wirksam sind, ein Beweis, der nie und nimmer erbracht werden 
kann. Übrigens braucht derjenige, der die Richtigkeit der vor- 
stehenden Behauptung bezweifelt, nur zwei ungleiche Äxte, eine 
gute und eine schlechte, zur Hand zu nehmen und zu versuchen, mit 
denselben Holz zu behauen. Daß allerdings die Höhe dieses Kapital- 
ertrages niemals ziffernmäßig festgestellt werden kann, wurde 
wiederholt hervorgehoben. 

Was sodann die Frage anbelangt, welche ferneren Momente auf 
die Höhe dieses Kapitalertrages einwirken, wenn der- 
selbe in der heutigen Verkehrswirtschaft in Geld umgesetzt 
werden soll (d. h. also, wenn die Produkte verkauft werden sollen), 
so wird man wohl zugeben müssen, daß Angebot und Nachfrage hier 
eine gewichtige Rolle spielen. Wenn also beispielsweise in einem 
gewissen Umkreise nur eine einzige Mühle existiert, oder wenn dort 
nur ein einziger Schneider, Tischler, Bäcker etc. sein Gewerbe 
betreibt, so wird man annehmen dürfen, daß das fragliche werbende 
Vermögen einen relativ hohen Ertrag abwirft. Wird dann später 
in dem nämlichen Territorium eine zweite gleiche Mühle errichtet, 
oder läßt sich dort ein zweiter Schneider, Tischler, Bäcker etc. 
nieder, so wird infolge des vergrößerten Angebotes der betreffenden 
Produkte das Erträgnis des fraglichen werbenden Vermögens wahr- 
scheinlich etwas sinken. Wenn jedoch die Vertreter der land- 
läufigen Lehre den allgemeinen Satz aufstellen, daß das Erträgnis 
des Kapitals (des werbenden Vermögens) die Tendenz habe, mit der 
Zunahme des allgemeinen Wohlstandes zu sinken, weil eine immer 
größere Masse von Kapital aufgehäuft wird, so begehen sie den 
großen Fehler, daß sie gewisse Tatsachen voreilig generalisieren. 
Der Ertrag des werbenden Vermögens wird nämlich nur dann zum 
Sinken gebracht werden, wenn Kapitalien (werbende Vermögens- 
komplexe) der gleichen Gattung neu hergestellt werden (und auch . 
da nicht immer), nicht aber, wenn die Zahl der werbenden Ver- 
mögenskomplexe einer anderen Gattung vergrößert wird. Wenn 
also — um auf das frühere Beispiel zurückzukommen — in dem 
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betreffenden Territorium eine zweite Mühle errichtet wird, so ist 
wohl anzunehmen, daß dadurch der Ertrag der ersten Mühle ge- 
drückt werden dürfte; auf welche Weise aber das Erträgnis der 
dortigen Schneider- oder Tischlerwerkstätte oder der dortigen Back- 
stube durch die Errichtung der zweiten Mühle geschmälert werden 
soll, ist absolut nicht abzusehen. Es ist vielmehr gerade umgekehrt 
sehr wahrscheinlich, daß der Schneider, der Tischler, der Bäcker etc. 
jetzt mehr verdienen werden als früher, weil das Personal der 
. zweiten Mühle begreiflicherweise auch mit den betreffenden Ge- 
werbeprodukten versorgt werden will. Desgleichen wird sich aller 
Wahrscheinlichkeit nach das Erträgnis der einzigen Mühle heben, 
wenn etwa eine Eisenbahn gebaut wird, welche es der Mühle er- 
möglicht, Korn aus größeren Entfernungen zu beziehen und ihr 
Mehl nach entfernteren Gegenden abzusetzen. Und was speziell die 
Eisenbahn anbelangt, so kann man schon gar nicht behaupten, daß 
durch den Bau einer zweiten Bahn das Erträgnis der ersten 
geschmälert werden muß. Dies wird wohl dann wahrscheinlich 
eintreten, wenn die zweite Bahn eine sog. Konkurrenzlinie ist; 
wenn aber durch die zweite Bahn der ersten größere Mengen von 
Gütern und Reisenden neu zugeführt werden, so wird sich das Er- 
trägnis dieser ersten Bahn nur erhöhen. 

Insofern also, als in einem sog. „jungen und aufstrebenden“ 
Lande die Menge der werbenden Vermögenskomplexe (der gewerb- 
lichen und kaufmännischen Unternehmungen) eine geringere ist, 
als in einem sog. „reichen und vorgeschrittenen“ (oder, wie man 
gern zu sagen pflegt, „in einem mit Kapital gesättigten‘) Lande, 
wird man bis zu einem gewissen Grade mit der landläufigen Lehre 
sagen dürfen, daß im allgemeinen dort das Erträgnis des Kapital: 
(des werbenden Vermögens) höher ist als hier. Die Behauptung 
wird aber immer nur cum grano salis aufzunehmen sein, weil in 
überaus vielen Fällen (man denke nur beispielsweise an die Ren- 
tabilität größerer Vergmügungsetablissements u. dgl. ) das Vorhan- 
densein einer zahlreichen und reichen Bevölkerung die erste 
‚Voraussetzung für das Gedeihen einer Unternehmung bildet. (Man 
versuche es etwa, eine Maschinenreparaturwerkstätte in einer 
Gegend zu errichten, in der sich keine Fabriken vorfinden.) 

Ebenso oberflächlich und widersinnig ist die folgende, von der 
landläufigen Lehre immer wieder vorgetragene Behauptung, daß der 
Ertrag der verschiedenen im Lande, vorhandenen werbenden Ver- 
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mögenskomplexe einem bestimmten Mittelsatze (dem angeblichen 
landesüblichen Zinsfuße) zustrebe, weil es ja selbstverständlich sei, 
daß die Zahl der rentableren Objekte vermehrt und die der unren- 
tablen vermindert werde, bis ein ziemlich gleiches-Erträgnis da wie 
dort erreicht wird. Die Richtigkeit der vorstehenden theoretischen 
Argumentation (aber wohlgemerkt: nur des theoretischen Gedanken- 
ganges) kann ohne weiteres bis zu einem gewissen Grade zugegeben 
werden. Wenn etwa in einem Lande die Zuckerfabriken sehr gut, 
die Papierfabriken hingegen sehr schlecht rentieren, so ist es wohl 
wahrscheinlich, daß die bestehenden Zuckerfabriken vergrößert und 
neue errichtet werden, und ebenso, daß umgekehrt ein Teil der 


Papierfabriken freiwillix den Betrieb einstellen oder zugrunde 


gehen wird, und höchstwahrscheinlich wird dadurch die Rente der 


" Zuckerfabriken etwas gedrückt, die der Papierfabriken etwas ge- 


hoben werden. Allein man muß im höchsten Grade naiv und gut- 
gläubig sein, wenn man wähnt, daß auf diese Weise eine effektive 
Ausgleichung des Gewinnsatzes auf beiden Seiten herbeigeführt 
werden könnte, weil einem derartigen Prozeß der Vermehrung und 
Verminderung größerer Werkanlagen jedesmal die größten Hinder- 
nisse im Wege stehen. 

Zunächst geht's mit der Vermehrung nicht so rasch, weil kein 
vernünftiger Unternehmer so unvorsichtig sein wird, auf die erste 
beste Preissteigerung des betreffenden Artikels hin sein Werk zu 
vergrößern oder ein neues anzulegen. Er wird vielmehr immer 
überlegen, ob die günstige Konjunktur eine bloß vorübergehende 
oder ob sie eine dauernde ist. Noch weit schwieriger ist die Ver-. 
minderung der bestehenden Anlagen. Zunächst wird jeder Unter- 
nehmer geneigt sein, den ersten Preisrückgang seines Artikels für 
eine bloß vorübergehende ungünstige Konjunktur zu halten, und 
so lange als möglich sein Unternehmen im ruhigen Gange erhalten, 
weil er hofft, daß bald bessere Zeiten eintreten werden. Überdies 
ist eine Einschränkung oder gar eine Einstellung des Betriebes 
keine so einfache Sache. Schon eine Betriebseinschränkung ist 
nicht leicht durchzuführen, weil der Unternehmer darauf bedacht 
sein muß, seinen Stamm geschulter Arbeiter nicht zu verlieren; 
eine gänzliche Betriebseinstellung aber bedeutet möglicherweise 
einen größeren Verlust, als der Fortbetrieb des Unternehmens (eine 


Zeitlang) init einem mäßigen: Schaden. Auch von einem Zu- 


sammenbruch einzelner Unternehmungen ist nicht immer eine 
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baldige Besserung der Situation zu erwarten, und zwar aus zwei 
Gründen. Gerät nämlich ein Unternehmer wirklich in Konkurs, 
so ist damit noch lange nicht die Notwendigkeit gegeben, daß der 
Betrieb des Werkes eingestellt wird, denn es ist möglich, daß die 
Gläubiger sich entschließen, den Betrieb fortzuführen; es ist aber 
auch möglich, daß beim exekutiven Verkaufe der Ersteher das Werk 
so billig erwirbt, daß es sich für ihn verlohnt, dasselbe ruhig weiter- 
zuführen. Befindet sich aber. das Unternehmen in den Händen einer 
Aktiengesellschaft, so ist es sehr wohl denkbar, daß der Zu- 
sammenbruch überhaupt nicht erfolst. Ein Privatunternehmer 
nämlich, der aus seinem Unternehmen keinen Gewinn zieht, wird 
wahrscheinlich nach einer Reihe von Jahren zugrunde gehen. Eine 
Aktiengesellschaft hingegen, die keinen Gewinn abwirft, kann — 
wenn sie nur keinen effektiven Verlust hat — jahrelang ihren Be- 
trieb ruhig fortsetzen; die Aktionäre werden zwar die ganze Zeit 
hindurch keine Dividende bekommen, aber schließlich wird sich das 
Blatt vielleicht doch zum Besseren wenden. 

Endlich ist an eine Ausgleichung der Gewinnsätze auch aus dem 
Grunde nicht wohl zu denken, weil — wie oben bei Erörterung des 
sog. „erweiterten Rentenbegriffes“ auseinandergesetzt wurde — 
fast jedes Unternehmen unter irgendwelchen singulären Umständen 
hetrieben wird. 

Ein anderes als der im vorstehenden erörterte. Ertrag der 
werbenden Vermögenskomplexe (der Kapitalertrag) ist der 
Kapitalzins,d.i. der Leihzins, der für die Benützung eines 
fremden werbenden Vermögensobjektes gezahlt wird. Indessen muß 
man auch hier wieder unterscheiden zwischen dem Zins, der für 
die leihweise Benützung der betreffenden werbenden Vermögens- 
objekte selbst gezahlt wird, und zwischen dem Zins für Geld- 
darlehen. Die landläufige Theorie hat beides in einen Topf zu- 
zammengeworfen, ohne die leiseste Ahnung davon zu haben, daß 
beide sehr verschiedene Dinge sind. 

Was nun zunächst den Zins für die leihweise Be 
nützung fremder werbender Vermögensobjekte 
anbelangt, so muß in erster Reihe bemerkt werden, daß der Miete 
(die Paechtung landwirtschaftlicher Objekte kommt hier nicht 
weiter in Betracht, weil sie bereits in dem Abschnitte „‚Grundrente“ 
besprochen wurde) nur eine beschränkte Bedeutung zukommt. Von 
allgemeinerer Tragweite ist eigentlich nur die Vermietung von 
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Wohnungen; einzelne kleine Vermögensobjekte, wie Wagen und 
Pferde, Möbel u. dgl., werden zwar sehr häufig gemietet, aber bei 
den eigentlichen Gewerbeunternehmungen kommt eine Verpachtung 
(wenn man von Hötels, Restaurants, Kaffeehäusern, Apotheken, 
Theatern oder sonstigen Vergnügungsetablissements absieht) nur 
ausnahmsweise vor. Streng genommen ist auch die Vermietung 
von Wohnungen hier auszuscheiden und in das Kapitel „Grund- 
rente‘“ zu verweisen, weil die Höhe des Mietzinses wesentlich von 
der günstigen oder ungünstigen Lage des Hauses beeinflußt wird. 
Über die Momente, welche auf die Höhe des Zinses bestimmend ein- 
wirken, ist nicht viel zu sagen; es sind dies im allgemeinen: An- 
gebot und Nachfrage, ferner auf seiten des Vermieters die Her- 
stellungskosten des fraglichen Vermögensobjektes und auf seiten des 
Mieters der Vorteil, den ihm die Benützung des Objektes gewährt. 
Von einer Ausgleichungstendenz zwischen diesen verschiedenen 
Zinsen, die das Lieblingssteckenpferd der landläufigen Lehre bildet, 
wird man hier am allerwenigsten sprechen können. 

Sodann der Darlehenszins für Geld. Will man den- 
selben richtig verstehen, so muß man sich in erster Reihe von der 
Vorstellung des sog. JlandesüblichenZinsfußes losmachen. 
Die gangbare Lehre hat die Sache immer so dargestellt, wie wenn 
der landesübliche Zins das Eigentliche, das Prius wäre, sö also, als 
ob der landesübliche Zins gewissermaßen die Norm oder Regel für 
alle Darlehen bilden würde; die Regel, von der im einzelnen Falle 
nur abgewichen wird, wenn ein besonderer Grund (wie etwa die 
größere oder geringere Sicherheit des Schuldners o. dgl.) vorliegt. 
Und dies ist selbstverständlich widersinnig. Die Darlehen werden 
jedesmal zwischen zwei isolierten Personen verabredet. In der 
Regel will der Geldgeber einen ziemlich hohen Zins erlangen, der 
Geldnehmer einen möglichst niedrigen bewilligen, und die schließ- 
liche Festsetzung des Zinses erfolgt nach Maßgabe des Verhältnisses 
der wirtschaftlichen Kräfte dieser beiden Personen. Sieht man 
etwas genauer zu, so zeigt sich’s auch tatsächlich, daß die verschie- 
denartigsten Zinsfüße festgesetzt werden. Dies gilt ganz besonders 
von den privaten Darlehen, d. i. von denjenigen Darlehen, die 
zwischen zwei Privatpersonen verabredet werden. Allein auch dort, 
wo man glauben sollte, daß das „große Gesetz“ von Angebot und 
Nachfrage am uneingeschränktesten zur Geltung kommt, wo also 
nach dem beschränkten Untertanenverstande anzunehmen wäre, daß 
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nur ein einheitlicher Zinsfuß herrschen könne, d. i. in der Welt der 
Banken, existiert die allergrößte Mannigfaltigkeit des Zinsfußes. 
Nicht nur, daß die kleinen Banken (die lokalen Kreditgenossen- 
schaften und Vorschußkassen) einen anderen Zinsfuß festsetzen als 
die Mittelbanken, und diese wieder einen anderen Zinsfuß als die 
sroßen zentralen Zettelbanken, sondern jede Bank bestimmt einen 
anderen Zinsfuß für die Geldeinlagen des Publikums und für die 
Darlehen, die sie selbst gewährt. Und hier wieder ist der Zinsfuß 
ein anderer im Wechseleskompte, ein anderer im Lombardgeschäft 
und abermals ein anderer für Hypothekardarlehen. Und selbst 
daran ist noch nicht genug, denn in jedem dieser Geschäfte wird 
seitens der Bank noch überdies die Person des anderen Kontrahenten 
berücksichtigt und dem Herrn X ein günstigerer Zins bewilligt, 
dem Herrn Y dagegen ein ungünstigerer Zins verrechnet. Hinter- 
her kann dann freilich einer kommen, der den Durchschnitt dieser 
verschiedenen Zinsen berechnet, aber dieser so berechnete Durch- 
schnitt kann doch wohl nicht als geltende Regel, als „‚landesüblicher 
Zins“ angesehen werden. Man kann daher eigentlich nur davon 
sprechen, daß in der betreffenden Gegend zurzeit der Zins sich 
zwischen soundso viel Prozent bewegt. 

Die HöhedesZinsfußezsimeinzelnen Falle hängt 
in erster Reihe ab von der Stärke oder Schwäche jedes der beiden 
vertragschließenden Teile, denn jedesmal wird der stärkere Teil 
dem schwächeren die Bedingungen diktieren können. Es bedarf 
keines weiteren Beweises, daß der Bittende der schwächere Teil ist, 
weil er das größere Interesse an dem Zustandekommen des Dar- 
lehens hat; umgekehrt ist der die Bitte Gewährende der stärkere 
Teil im Kampfe. In den meisten Fällen wird allerdings der Dar- 
lehenswerber, d. i. also der Schuldner, der schwächere Teil sein, aber ° 
notwendig ist dies nicht. Die Banken beispielsweise, die Kredit- 
vermittler, d. h. die auf der einen Seite Schuldner und auf der 
anderen Seite Gläubiger sind, lassen sich von beiden Seiten bitten 
und sind daher nach beiden Richtungen hin der stärkere Teil. Sie 
erklären auf der einen Seite, daß sie geneigt sind, vom Publikum 
Geldeinlagen anzunehmen, und weil sie nur ihre Bereitwilligkeit 
und Geneigtheit aussprechen, d. h. weil sie nicht als Bittende, son- 
dern nur als die Bitte Gewährende auftreten, können sie in ihrer 
Eigenschaft als Schuldner ihren Gläubigern, den Geldeinlegern, 
die Bedingungen diktieren und einseitig den Zins festsetzen, den 
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sie bewilligen wollen. Auf der anderen Seite, wo sie die Darlehen 
gewähren, sind sie begreiflicherweise erst recht nicht die Bittenden, 


‚sondern die Gebetenen, und diktieren demgemäß auch hier wieder 


ihren Schuldnern die Bedingungen. 

Die beiden Kontrahenten, der Le und der Dar- 
lehensgeber, müssen sich jedoch als vernünftige Menschen von 
gewissen Erwägungen leiten lassen. Der Darlehensgeber, der wohl 
in der Regel den Wunsch haben wird, möglichst hohe Zinsen zu 
erlangen, wird als vernünftiger Mensch erwägen müssen, einerseits, 
mit welcher Intensität der Darlehenswerber das Darlehen begehrt, 
und wird daher den Bogen nicht gar zu stark spannen dürfen, und 
andererseits, ob nicht etwa andere Geldbesitzer da sind, die das 
Darlehen vielleicht unter billigeren Bedingungen zu gewähren 
geneigt sind. Der Darlehenswerber auf der anderen Seite wird sich 
als vernünftiger Mensch den Zweck vor Augen halten müssen, zu 
dem er das Darlehen braucht, und wird sich daher fragen müssen, 
ob der Vorteil, den er von dem Darlehen erhofft, auch das Opfer 
(den Zins) wert ist, das er bringen muß. Der leichtsinnige 
Schuldenmacher überlegt freilich nicht, und ebensowenig kann 
derjenige viel überlegen, der sich in einer drückenden Notlage 
befindet. Hier also hat der Wucher freies Spiel. Der Geschäfts- 
mann dagegen, der das Darlehen zu Erwerbszwecken aufnimmt — 
und zum Glück überwiegen noch die Produktivkredite —, wird sich 
sagen müssen, daß er auf das Darlehen verzichten muß, wenn er mit 
dem geliehenen Gelde nicht 'mehr verdienen kann, als er an Zinsen 
zahlen soll. 

Man kann also im allgemeinen bis zu einem gewissen Grade 
sagen, daß der Zins für Gelddarlehen bedingt wird durch das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage. Ist das Angebot an verleih- 
baren Geldsummen im Lande groß, so wird der Zinsfuß die Tendenz 
haben, zu sinken, und umgekehrt. Die Nachfrage nach Gelddarlehen 
andererseits hängt ab von der Möglichkeit, mit dem geliehenen Gelde 
zu verdienen; ist diese groß, so wird der Zins hoch sein können, und 
umgekehrt. Wenn daher ein sog. „junges und aufstrebendes“ Land 
noch arm ist an den verschiedenen Handels- und Gewerbebetrieben, 
so wird wohl — wie die landläufige Lehre dies behauptet — noch 
zahlreichen Unternehmern Gelegenheit geboten sein, sich hier zu 
etablieren und viel Geld zu verdienen, und demgemäß wird hier 


. auch der Zinsfuß ein höherer sein. Wenn jedoch die gangbare 
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T'heorie lehrt, daß der landesübliche Zinsfuß ‚‚die“ Kapitalrente 
repräsentiere, so ist dies falsch. Denn erstens gibt es keinen 
„landesüblichen Zinsfuß‘, sondern nur Zinsen von soviel bis zoviel 
Prozent, und jeder Darlehenswerber zahlt einen anderen Zins. 
Zum zweiten muß man vernünftigerweise annehmen, daß der ein- 
zelne Unternehmer (d.h. das Gros derselben) mit dem geliehenen 
Gelde mehr verdient, als er hierfür an Zins zahlen muß. Wieviel 
aber jeder einzelne verdient, das wird der nationalökonomische 
Theoretiker nie ermitteln können. i 

Daß umgekehrt in einem sog. „alten und reichen“ Lande, das 
mit allen erdenklichen Unternehmungen besetzt ist, es schwer sein 
mag, ein neues rentables Unternehmen ins Leben zu rufen, kann 
der landesläufigen Lehre bis zu einem gewissen Grade zugestanden 
werden; wenn aber diese Lehre behauptet, daß die Kapitalrente, 
d.i. der angebliche landesübliche Zinsfuß, mit dem zunehmenden 
Wohlstande des Landes einem steten Sinken unterliege und unter- 
liegen müsse, so ist das eine Behauptung „ins Blaue“, die überdies 
durch die Erfahrung widerlegt ist. Jede große technische Ent- 
deckung oder Erfindung — es zei nur an die Ära der Eisenbahnen 
und jetzt an die Elektrizität erinnert — erschließt die Möglichkeit, 
unzählige hochrentable Unternehmungen ins Leben zu rufen, die 
selbstverständlich eine lebhafte Nachfrage nach verleihbaren Geld- 
summen erzeugt und den Zinsfuß in die Höhe treibt. Es zeigt sich 
also, daß auch in „alten und reichen‘ Ländern, und zwar gerade in 
einer Zeit, in der der sog. Nationalreichtum eine kolossale Steige- 
rung erfährt, der sog. landesübliche Zinzfuß, d. 1. der Zins für die 
verschiedenen Darlehen, eventuell ganz außerordentlich in die Höhe 
getrieben werden kann. In Zeiten einer langsamen wirtschaftlichen 
Entwicklung wird wahrscheinlich der Zinsfuß die Tendenz haben, 
zu sinken; aber da immer wieder Perioden des Auschwunges 
kommen, so wird man auch in sog. alten und reichen Ländern 
immer wieder Perioden eines steigenden Zinsfußes erwarten 
müssen. 

Die Bestandteile des Zinses Der Zins ist, wie 
wiederholt gesagt wurde, das Entgelt für die Überlassung (oder 
Benutzung) eines fremden Vermögens, das dem Erwerbe dient oder 
doch dienen könnte. Da aber im Falle eines Darlehens (wo irgend- 
etwas — wie der Römer sagt — „ex meo tuum fit“) der Darlehens- 
geber ein Vermögen hingibt und sich mit dem bloßen Versprechen 
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des Schuldners begnügt, so ist es evident, daß der Darlehensgeber 
mit der Möglichkeit der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
rechnen muß. Diese Gefahr läßt sich der Gläubiger bezahlen, indem 
er je nach der Kreditwürdigkeit des Schuldners eine bald höhere, 
bald geringere Assekuranzprämie zum Zinse hinzuschlägt und dem- 
gemäß einen etwas höheren Zins fordert. Werden Vermögens- 
objekte in natura vermietet oder verpachtet (Wohnungen, Wagen 
und Pferde ete.), so muß der Vermieter selbstverständlich die Ab- 
nutzung und schließliche Vernutzung dieser Gegenstände in Rech- 
nung ziehen und die hierfür entfallende Quote zum Zins hinzu- 
schlagen. Man pflegt daher zu sagen, daß der Bruttozins enthalte: 
den reinen Zins, eine Assekuranzprämie und eventuell eine Ab- 
nützungs-(Vernützungs-)quote. 
DieBerechtigungdesZinses!). Die Frage nach der 
Berechtigung des Zinses allerdings in einer ganz einseitigen 
Weise formuliert, nämlich als Frage nach der Berechtigung des 
Zinses von Gelddarlehen — hat seit mehr als zwei Jahrtausenden 
fast ununterbrochen die Geister beschäftigt, und man darf wohl 
sagen, daß speziell an dieser Frage sich zuerst das national- 
ökonomische Denken emporgerankt hat. In der ältesten Zeit war 
bekanntlich das Zinsennehmen verboten. Die mosaische Gesetz- 
gebung verbot den Juden das Nehmen von Zinsen bei Darlehen an 
Juden. Ebenso verbot in Rom die lex Genucia (322 v. Chr.) das 
Nehmen von Zinsen zwischen römischen Bürgern, und in gleicher 
‚Weise war bekanntlich das Nehmen von Zinsen nach den Satzungen 
der ältesten christlichen Kirche verboten. Diese ältesten Zinsen- 
verbote erklären sich aus den damaligen einfachen Verhältnissen. 
Darlehen zu Erwerbszwecken kamen in jener Zeit nicht vor; es 
borgte nur derjenige, der sich in einer Notlage befand, und da 
erschien es als unmenschlich und hart, wenn der Gläubiger die Not- 
lage seines Konnationalen oder seines Nebenmenschen ausnützte, 
um von dem Manne Zinsen zu erpressen. Die wirtschaftliche und 
wissenschaftliche Seite der Frage wurde damals noch nicht berührt. 
Aristoteles streift zwar in seiner „Politik“ die Frage und 





1) Eine ausführliche Darstellung bei v. Böhm-Bawerk, Kapital und 
Kapitalzins, 2 Bände, Innsbruck 1884 und 1889. Eine gedrängte Zusammen- 
fassung bei F.Kleinwächter, Das Einkommen und seine Verteilung. Leip- 
zig 1896, 8. 246 ff. | 
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bezeichnet das Nehmen von Zinsen als die „naturwidrigste“ Erwerbs- 
art; allein er begnügt sich mit dieser kurzen Bemerkung. 

Diese ältesten Zinsenverbote konnten nicht aufrechterhalten 
werden, weil sie immer und immer wieder umgangen wurden; die 
Kirche jedoch verharrte auf ihrem Standpunkte und nahm in der 
zweiten Hälfte des Mittelalters den Kampf gegen den Zinswucher 


wieder auf. Die Argumente jedoch, die von den Schriftstellern 


jener Zeit gegen das Zinsennehmen ins Treffen geführt werden, sind 
nicht wissenschaftlicher Natur, sondern den theologischen Schriften 
entnommen. Erst seit dem 12. Jahrhundert beginnen die kirch- 
lichen Schriftsteller Argumente wirtschaftlicher Natur gegen das 
Zinsennehmen vorzubringen. Sieht man jedoch von diversen 
juristischen Spitzfindigkeiten ab, so bleibt als hauptsächlichstes 
Argument nur der Satz übrig, daß das Geld eine tote Sache sei, die 
keine Früchte bringt („nummus nummum parere non postet“), und 
daß es daher widersinnig und widernatürlich sei, Zinsen vem 
(relde zu nehmen. 

Da aber trotzdem immer wieder Zinsen von Gelddarlehen ge- 
nommen wurden, beginnen sei dem 16. Jahrhundert Schriftsteller. 
aufzutauchen, welche den Darlehenszins zu rechtfertigen versuchen. 
Unter diesen ist es namentlich der Reformator Calvin, der die 
Lehre von der Unfruchtbarkeit des Geldes bekämpft. Müßig liegen- 
des Geld zei allerdings eine tote Sache, allein der Schuldner lasse 
eben das Geld nicht tot liegen, sondern verwende es zum Erwerbe, 
und aus diesem Grunde sei es gerechtfertigt, wenn er Zinsen zahlt. 
Noch weiter geht der Niederländer Salmasius (um 1640). Bei 
Pacht- und Mietverträgen — sagt er — findet es jeder ganz selbst- 
verständlich, daß ein Zins gezahlt wird, und doch befindet sich der 
Verpächter oder Vermieter in einer viel günstigeren Situation, weil 
er eine unverbrauchbare Sache hingibt, die sein Eigentum verbleibt, 
und die er beliebig zurückziehen kann. Der Darlehensgeber hin- 
gegen verliert das Eigentum an den geliehenen (,verbrauchbaren‘“) 
Sachen, die in das Eigentum des Schuldners übergehen und von die- 
sem verbraucht werden. Es ist daher nur billig, wenn er vom 
Schuldner hierfür entschädigt wird. Von da ab werden die Ver- 
teidiger des Darlehenszinses immer zahlreicher. 

Die bisher erwähnten Schriftsteller haben immer nur den Dar- 
lehenszins vor Augen und suchen denselben zu rechtfertigen. Die 
nachfolgenden Autoren stellen sich schon auf den eigentlich volks- 
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wirtschaftlichen Standpunkt, sie fragen nicht mehr nach dem Zins 
vom Gelddarlehen, sondern formulieren die Frage richtig: „Woher 
stammt der Gewinn, den der Unternehmer aus dem in seinem Unter- 
nehmen verwendeten Kapitale zieht?“ Die Antworten lauten ver- 
schieden. v. Böhm-Bawerk bringt sie in folgende Gruppen: 

Die farblosen Theorien. Die Begründer sind Turgot und 
Smith. Turgotsagt, der Kapitalist könne für sein Kapital ein 
Grundstück kaufen, das ihm ein arbeitsloses Einkommen abwirft. 
Verwendet er sein Kapital in einem gewerblichen Unternehmen, so 
muß ihm sein Kapital einen Zins tragen, denn geschähe dies nicht, 
so würde er sein Kapital eben der gewerblichen Produktion nicht 
widmen, sondern würde es vorziehen, sich ein Grundstück zu kaufen. 
In ähnlicher Weise lehrt Ad. Smith, daß der Kapitalist einen 
Gewinn von seinem Kapitale haben müsse, weil er dasselbe sonst 
nicht der Gütererzeugung widmen würde. Andererseits verweist 
Smith auf den Umstand, daß der Kapitalist von seinem Kapital 
einen „künftigen Gewinn“ erhofft und aus diesem Grunde auf den 
„gegenwärtigen Genuß‘ seines Kapitals verzichtet. Damit legte 
Smith den Grund zu der späteren sog. Abstinenztheorie. 

Die sog. Produktivitäts- und die Nutzungstheorien. Begründer 
derselben ist J. B. Say, der lehrt, daß dem Kapital (eigentlich 
„dem Produktionswerkzeug“) eine gewisse physische „Produktiv- 
kraft‘ innewohne, und daß ‘das Kapital bei der Gütererzeugung 
gewisse „produktive Dienste‘ leistet bzw. Nutzungen abwirft. Das 
Entgelt hierfür ist der Kapitalzins. 

Die Abstinenztheorie (angedeutet schon von Ad. Smith). 
Der Kapitalzins ist die Entschädigung dafür, daß der Kapitalist auf 
den Genuß seines Kapitals verzichtet, also eine Belohnung für seine 
„Enthaltsarhkeit“. 

Die sog. Arbeitstheorien. Dieselben zerfallen in drei Gruppen. 
Eine Gruppe von Schriftstellern (und zwar namentlich Engländer) 
sagt, die Herstellung eines Kapitals (einer Maschine u. dgl.) kostet 
Arbeit; der Kapitalzins ist der Lohn für diese Arbeit. Eine zweite 
Gruppe (und zwar namentlich Franzosen) lehrt, das Kapital sei 
das Ergebnis der Sparsamkeit. Diese „Arbeit des Ersparens“, die 
eine bedeutende nıoralische oder Willenskraft voraussetzt, will be- 
lohnt sein; ihr Lohn ist der Zins. Eine dritte Gruppe von deutschen 
Schriftstellern (insbesondere Ad. Wagner, Schäffle und die 
sog. Kathedersozialisten) verweist darauf, daß der Kapitalist (Un- 
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ternehmer) die Produktion leitet, also eine volkswirtschaftlich zehr 
notwendige Arbeit leistet, die im Kommunistenstaate von besonderen 
Beamten besorgt werden müßte. Sein Lohn besteht im Zins. 

Die Ausbeutungstheorie (Begründer Rodbertus, Marx 
und Lassalle). Der Kapitalzins ist — wie bereits im voran- 
gehenden Abschnitte (,‚Grundrente‘‘) auseinandergesetzt wurde — 
das Ergebnis einer Ausbeutung des Arbeiters. 

Als Eklektikeı bezeichnet v. Böhm-Bawerk eine Reihe von 
Schriftstellern, die ihre Argumente verschiedenen der hier aufge- 
zählten Theorien entnehmen. 

v. Böhm-Bawerk polemisiert gegen die vorstehend er- 
wähnten Theorien und speziell auch gegen die sog. Produktivitäts- 
und Nutzungstheorien und stellt ihnen seine eigene Erklärung des 
Kapitalzinses gegenüber. Nach seiner Meinung ist der Zins aus 
der Tatsache zu erklären, daß man künftige Güter geringer schätzt 
als die gegenwärtigen, es besteht also der Zins gewissermaßen in 
einem „Heranreifen“ der Zukunftswerte. Daß diese Erklärung 
besonders überzeugend sei, kann man wohl kaum behaupten, und 
dies aus dem Grunde, weil sie auf den Kern der Frage nicht eingeht. 
Daß man ein künftiges Gut geringer schätzt als ein gegenwärtiges, 
soll bereitwilligst zugestanden werden, vernünftigerweise muß man 
sich aber doch sofort fragen: Warum? Warum schätze ich das künf- 
tige Gut geringer und das gegenwärtige höher? Und die Antwort 
kann nicht anders lauten als: Ich schätze das gegenwärtige Gut 
höher, weil ich damit etwas in der Hand habe, was mir Nutzen bringt 
oder doch bringen kann, während ich mit dem künftigen Gute heute 
noch nichts beginnen kann. Das heißt also, wenn man der Sache 
auf den Grund geht, so zeigt sich’s, daß die Böhm-Bawerksche 
Theorie nichts anderes ist als eine der von ihm bekämpften Produk- 
tivitäts- oder Nutzungstheorien. | 

Betrachtet man die Sache mit nüchternen Blicken, so bern 
sich die Frage nach der Berechtigung des Kabıtal in sehr un- 
gezwungener Weise. Wer naturwissenschaftlich zu denken gewohnt 
ist, wird — wenn man die Sache vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt betrachtet — zugeben müssen, daß im Werkzeug die näm- 
lichen Naturkräfte wirken wie im Grund und Boden. Wenn es also 
richtig ist, daß bei jeder Produktion materieller Güter die drei 
Faktoren Natur, Arbeit und Werkzeug zusammenwirken, so muß 
man konsequenterweise zugeben, daß ein Teil der Produkte der 
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Natur, ein zweiter Teil der Arbeit und ein dritter Teil dem Werk- 
zeug zu danken ist. (Daß die Größe dieser Anteile nicht ziffermäßig 
ermittelt werden kann, ändert nichts an der Sache.) Der auf das 
Werkzeug entfallende Teil repräsentiert — wie schon an früherer. 
Stelle hervorgehoben wurde — den Naturalertrag des Kapitals, die 
eigentliche Kapitalsrente.e Nun leben wir bekanntlich heute unter 
einer Rechts- und Gesellschaftsordnung, welche das private Eigen- 
tum nicht nur am Genußvermögen, sondern auch am Grund und 
Boden und an den sonstigen Produktionswerkzeugen (Kapital) ge- 
stattet. Besitzt also jemand Produktionswerkzeuge, so kann er 
jenen Kapitalsertrag für sich behalten ; überläßt er das Produktions- 
werkzeug einem Zweiten zur Benutzung, so verzichtet er auf .diesen 
Vorteil und überläßt ihn dem Zweiten. Es ist somit nur gerecht- 
fertigt, wenn dieser den Eigentümer durch den Zins entschädigt. 
Und zu demselben Resultate gelangt man, wenn man sich auf den 
privatwirtschaftlichen Standpunkt stellt und unter Kapital ein Ver- 
mögen (eine Summe von Werten) versteht, welches dem Erwerbe 
dient oder ihm doch dienen könnte. Besitze ich ein derartiges Ver- 
mögen und überlasse ich es einem Zweiten, so verzichte ich auf jene 
Möglichkeit und überlasse sie diesem Zweiten. Es ist daher nur 
recht und billig, wenn letzterer mich hierfür entschädigt. Mit an- 
deren Worten, man mag die Sache drehen und wenden, wie man will, 
so wird man unter der Herrschaft des privaten Grund- und Kapitals- 
eigentums über den Zins nie hinwegkommen. 

Wucher und Wuchergesetzgebung. Die im vor- 
stehenden erörterte Frage des Zinses, speziell des Darlehenszinses, 
hängt aufs innigste mit der Frage des Darlehenswuchers zusammen. 
Es wird daher angemessen erscheinen, hier den Begriff des Wuchers 
kurz zu untersuchen. Unter Wucher im allgemeinen versteht man 
die unbillige Ausbeutung der Notlage eines Zweiten. Und da man 
sich in verschiedenen Notlagen befinden kann, die jedesmal ausge- 
beutet werden können, so gibt es auch verschiedene Arten des 
Wuchers, wie Korn-, Arbeits, Wohnungs-, Waren-, Darlehens- 
wucher ete. Es ist jedoch evident, daß der Begriff „Wucher“ ein 
außerordentlich dehnbarer ist, weil es ungeheuer schwer ist, im allge- 
meinen festzustellen, was unter „Notlage“ und unter „unbilliger 
Ausbeutung“ dieser Notlage zu verstehen ist. Tatsächlich fällt auch 
die Antwort verschieden aus je nach dem Standpunkte, den man 
einnimmt. . 
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Stellt man sich auf den Standpunkt der Moral oder der Nächsten- 
liebe, so muß es als Darlehenswucher bezeichnet werden, wenn man 
die Notlage eines Zweiten benutzt, um von ihm Zinsen zu erpressen. 
Es kann daher eventuell auch schon als Wucher bezeichnet werden, 
wenn der Gläubiger von jemandem, der sich in einer verzweifelten 
Lage befindet, auch nur ein halbes Prozent Zinsen verlangt. Umge- 
kehrt ist theoretisch der Fall sehr wohl denkbar, daß selbst das For- 
dern von 1000 Prozent noch keinen Wucher repräsentiert, und zwar 
dann, wenn der Darlehenswerber sich in keiner Notlage befindet, 
sondern das Darlehen zu Erwerbszwecken aufnimmt, und wenn er 
(was in der Praxis nicht leicht vorkommen dürfte) die Möglichkeit 
hat, mit dem geliehenen Gelde mehr als 1000 Prozent zu verdienen. 


Stellt man sich auf den Standpunkt der Wirtschaft, so ist es, 


Wucher, wenn der Gläubiger mehr Prozente nimmt, als der Nutzen 
beträgt, den der Schuldner von dem geliehenen Gelde hat, weil da- 
durch die wirtschaftliche Existenz des Schuldners zugrunde gerichtet 
oder doch untergraben wird. Allerdings bleibt bei dieser Definition 


die Frage offen, ob sich der Nutzen, den der Schuldner von der ge- 


liehenen Summe hat, auch jedesmal in Ziffern ausdrücken. läßt. 
(Wieviel Prozent Zinsen z. B. sollen gestattet sein, wenn der 
Schuldner ein Kaufmann ist, der sich in momentaner Zahlungsver- 
legenheit befindet und der durch das Darlehen der Notwendigkeit 
enthoben wird, sich zahlungsunfähig zu erklären ?) 

Diese Schwierigkeit, den Begriff des (strafbaren) Wuchers allge- 


meingültig zu umschreiben, kommt auch in der bezüglichen Gesetz- 


gebung zum Ausdruck. 

Die älteste (vorwiegend kirchliche) Gesetzgebung verbot, wie 
erwähnt, das Zinsennehmen überhaupt aus den oben dargelegten 
Gründen. Ä | 

Die spätere Gesetzgebung gestattete das Nehmen mäßiger Zinsen 
(etwa 5—6 Prozent) und bestrafte nur das Nehmen höherer Zinsen 
als „Wucher‘. Der äußere Grund dieser Bestimmung lag in der 
Erkenntnis, daß ein unbedingtes Zinsenverbot sich nicht durch- 
führen läßt. Der innere Grund dieser Bestimmung war ein dop- 
pelter. Der Gesetzgeber ging einmal von der Anschauung aus, daß 
es nicht als „unbillige Ausbeutung“ bezeichnet werden könne (daß, 
wie man zu sagen pflegt, dem Schuldner noch nicht „das Fell über 
die Ohren gezogen werde“), wenn er sich zur Zahlung „mäßiger“ 
Zinsen (also etwa 5 oder 6 Prozent) verpflichten muß. Zum zweiten 
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nahm der Gesetzgeber an, daß der Schuldner unter den gegebenen 
Verhältnissen mit dem geliehenen Gelde mindestens die gedachten 
(5 oder 6) Prozent verdienen könne, so also, daß er wirtschaftlich 
nicht zugrunde gerichtet werden wird, wenn er diesen Prozentsatz 
zahlen muß. 

Die moderne Gesetzgebung. Die vorstehend erwähnten Wucher- 
gesetze wurden speziell in Deutschland und Österreich in den 60er 
Jahren des 19. Jahrhunderts (in der Zeit der Hochflut des wirt- 
schaftlichen Liberalismus) aufgehoben. Die dadurch geschaffene 
sog. „Wucherfreiheit“ zeitigte aber so sonderbare Blüten, daß die 
gesetzgebenden Faktoren sich schließlich genötigt sahen, doch wieder 
den Begriff des strafbaren Wuchers zu statuieren. Diese neueren 
Gesetze (und zwar zunächst das österreichische Gesetz vom 19. Juli 
1877 für Galizien und die Bukowina, dann das deutsche Reichsgesetz 
vom 24. Mai 1880 und weiter das für ganz Österreich geltende Ge- 
setz vom 28. April 1881) bezeichnen es im allgemeinen als strafbaren 
Wucher, wenn jemand die Notlage, den Leichtsinn oder die Ver- 
standsschwäche o. dgl. eines Zweiten ausbeutet, d. h. also allgemein 
ausgedrückt: die betreffenden Gesetze bestrafen den Wucher, über- 
lassen es aber dem Ermessen des Richters, zu entscheiden, was im 
einzelnen Falle als Wucher angesehen werden soll. 


IV. Das Arheitseinkommen 


Unter Arbeitsertrag versteht man denjenigen Teil des 
Produktes, der auf Rechnung der menschlichen Arbeit zu stehen 
kommt. Daß man denselben ebensowenig ziffernmäßig ermitteln 
kann wie die eigentliche Grundrente und wie die eigentliche Ka- 
pitalrente, versteht sich nach dem, was eben an den bezüglichen 
Stellen gesagt wurde, von selbst. | 

Desgleichen ist daran festzuhalten, daß der Arbeitslohn prinzi- 
piell immer kleiner sein muß als der eigentliche Ertrag der Arbeit, 
weil sonst der Unternehmer keinen Vorteil davon hätte, daß er den 
Arbeiter engagiert hat. (Ob dies im einzelnen Falle auch immer 
zutrifit, ist allerdings eine andere Frage.) 

Formen des Lohnes. Man unterscheidet: 

1. Geld-undNaturallohn. Daß der letztere in der Zeit 
der entwickelten Geldwirschaft relativ immer seltener wird, ist be- 
‚kannt. Es wäre jedoch gefehlt, wenn man annehmen wollte, daß 
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er jemals ganz verschwinden werde, weil das Dazwischentreten des 
Geldes bei Tauschgeschäften immer nur dort eine Erleichterung des 
Verkehrs bedeutet, wo die Tauschbedürfnisse der beiden Parteien 
nicht zusammentreffen. Wo dies aber der Fall ist, würde das Da- 
zwischentreten des Geldes nur eine Erschwerung bedeuten. 

2. Zeit- und Stücklohn. Der Zeitlohn wird nach 
der Arbeitszeit (Jahr, Monat, Woche, Tag) gezahlt und repräsentiert 
daher für den Arbeitenden (wenn er nicht fix angestellt ist) immer 
eine gewisse Versuchung, bei der Arbeit zu tändeln, um auf diese 
Weise seine Einnahme zu vergrößern. Da aber der Mensch so orga- 
nisiert ist, daß er, wenn seine Beschäftigung nicht gar zu widerlich 
oder geisttötend ist, unwillkürlich ein gewisses Interesse an seiner 
Arbeit gewinnt, so kann man sagen, daß der Zeitlohn bis zu einem 
gewissen Grade mehr Garantie für die Qualität als für die Quantität 
der Arbeit gewährt. 

Der Stücklohn wird nach dem Stück oder nach der Einheit 
der Leistung (z. B. nach der Zahl der Kubikmeter des ausgehobenen 
Erdreiches; bei Eisenbahnbediensteten nach der Zahl der durch- 
fahrenen Kilometer u. dgl.) gezahlt. Er gewährt im Gegensatze zum 
Zeitlohn mehr Garantie für die Quantität als für die Qualität der 
Leistung. Da der Stücklohn geeignet ist, die Intensität der Arbeit 
bis aufs äußerste (mitunter sogar auf Kosten der Gesundheit) zu 
steigern, pflegen die Gewerkvereine demselben zu widerstreben. 

Der Gruppenakkord ist ein mit einer Gruppe von Ar- 
beitern vereinbarter Stücklohn und gewährt den Vorteil, daß den 
betreffenden Arbeitern die Verteilung des Lohnes überlassen bleibt. 

Prämien kommen als Nebenverabredungen beim Zeitlohn in 
zweifacher Gestalt vor, als Fleißprämien und als Ersparnisprämien, 
und haben den Zweck, das Interesse des Arbeiters an seiner Arbeit 
zu steigern. 

Tantiemoen neben der fixen Besoldung sind eine Art Gewinn- 
beteiligung des Bediensteten an dem Unternehmen. Selbstverständ- 
lich haben sie nur dort einen Sinn, wo durch die besondere Leistung 
des Betreffenden der Ertrag des Unternehmens erhöht werden kann. 

Diesog. Arbeitsgesellschaft (industrial partnership) 
besteht darin, daß die Arbeiter sich durch Geschäftseinlagen an dem 
Unternehmen beteiligen. Der Gedanke ist an sich ganz schön, hat, 
sich auch in der Praxis in einzelnen Fällen recht gut bewährt, hat. 
aber bisher eine nur sehr geringe Verbreitung gefunden. Erklär-- 
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lich ist dies, denn einmal ist der Arbeiter nur selten in der Lage, daß 
er einen größeren Betrag von seinem Lohne erübrigen kann, und 
überdies ist es für ihn zu riskant, sich an dem Betriebe des Unter- 
nehmens, das ja unter Umständen auch unrentabel werden oder zu- 
sammenbrechen kann, mit seinen mühsam ersparten Groschen zu 
beteiligen. | 

Die Bestimmungsgründe des Lohnes. Die gang- 
bare Lehre hat sich die Beantwortung der Frage nach den Um- 
ständen, welche die Höhe des Lohnes bestimmen, sehr leicht gemacht. 
Der Kern ihres Gedankenganges ist: „Der Arbeitslohn ist der Preis, 
der für die Arbeit gezahlt wird, ergo gilt alles, was vom Preise gilt, 
auch für den Arbeitslohn.“ Und da die Höhe des Preises in erster 
Reihe von Angebot und Nachfrage und in zweiter Reihe von den 
Produktionskosten abhängt, so wurde nun untersucht, welche Mo- 
mente auf die Nachfrage nach Arbeit und auf das Angebot derselben 
einwirken, und sodann, worin die Produktionskosten der Arbeit 
bestehen. 

Was Angebot und Nachfrage anbelangt, wurde in nuce gelehrt: 
Die Nachfrage nach Arbeit steigt, wenn die Geschäfte gut gehen, 
sie verringert sich bei schlechtem Geschäftsgange; damit steigt und 
sinkt der Lohn. Das Angebot ist am größten bei der sog. unqualifi- 
sierten, d. i. bei der gemeinen Handarbeit; es wird um so geringer, 
je schwieriger und kostspieliger die Erlernung der betreffenden Ar- 
beit ist. Aus diesem Grunde ist der Lohn für die qualifizierte Arbeit 
hoch, für die unqualifizierte niedrig. 

Die Produktionskosten der Arbeit bestehen in dem notwendigen 
Lebensunterhalte des Arbeiters und seiner Familie und setzen sich 
aus folgenden Posten zusammen: 

Erstens muß der Arbeiter so viel verdienen, als er braucht, um 
mit seiner Familie (knapp) leben zu können. 

Zweitens muß er die Kosten seiner eigenen Erziehung bis zu 

seinem Eintritt in das erwerbsmäßige Alter wieder hereinbringen, 
_ oder — was dasselbe ist — er muß so viel verdienen, daß er seine 
eigenen Kinder wieder zu Arbeitern erziehen kann, denn kann er 
dies nicht, so wird kein Nachwuchs an Arbeitern vorhanden sein, 
und der Lohn wird durch das verringerte Angebot an „Händen“ bis 
auf diese Höhe (oder auch darüber hinaus) getrieben werden. 

Drittens muß der Arbeiter in normalen Zeiten (d. i. wenn er in 
Beschäftigung steht, so viel verdienen, daß er in den Zeiten unver- 
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schuldeter Beschäftigungslosigkeit (also wenn er krank ist, wenn er 
unverschuldeterweise aus der Arbeit entlassen wurde, oder wenn er 
alt und gebrechlich geworden ist) nicht verhungert. 

Zum Beweise für die Richtigkeit dieser Behauptungen wurde 
jedesmal angeführt, daß der Arbeiter (oder seine Kinder) ver- 
haungern muß, wenn er nieht mindestens soviel verdient. Und ver- 
hungern die Arbeiter, so entsteht Mangel an „Händen“, der dann 
wieder den Lohn auf die gedachte Höhe emportreibt. 

' Endlich kam Ricardo, dem es bei seiner anerkannt seltenen 
Geistesschärfe gelang, das „Gesetz“ des Arbeitslohnes zu entdecken 
und für alle Ewigkeit unabänderlich festzustellen. Er hatte schon 
vorher das nicht minder berühmte „Gesetz“ von der Preisbildung 
entdeckt, das bereits oben eingehend gewürdigt wurde, daß nämlich 
der Preis der sog. beliebig vermehrbaren Güter sich auf die Dauer 
von den Produktionskosten nicht weit entfernen könne. Indem er 
nun dieses „Gesetz“ auf den Arbeitslohn anwendet, lehrt er (,Prin- 
eiples“, V. Kapitel) in nuce: Der Arbeiter kann auf die Dauer nie 
mehr einen als das Existenzminimum (den knappen Lebens- 
unterhalt für sich und seine Familie). Denn verdient der Mann 
weniger, so wird die Arbeiterbevölkerung allmählich aussterben 
(die Arbeiter oder ihre Kinder werden verhungern) und das ver- 
minderte Angebot von Arbeitskräften wird den Lohn in die Höhe 
treiben. Verdienen die Arbeiter mehr als das Existenzminimum, 
so steigt, wie die Erfahrung lehrt, die Zahl der Eheschließungen 
und Geburten, und das vermehrte Angebot von Arbeitskräften 
drückt den Lohn hinunter. 

“ Die vorstehende Argumentation erschien so volbetyers 
und klar, daß sie von aller Welt gläubig hingenommen wurde. 
Speziell das Rieardosche Lohngesetz wurde von zwei einander 
feindlich gegenüberstehenden Parteien — von den besitzenden 
Klassen, den sog. Manchesterleuten, und von den Sozialdemo- 
kraten — aufgegriffen, weil es jeder von ihnen als ungemein brauch- 
bare Waffe gegenüber der anderen Partei erschien. Den besitzen- 
den Klassen war das Ricardosche Lohngesetz überaus willkommen, 
weil sie sich nun in das Gewand der Tugend hüllen und den Ar- 
beitern mit der Miene geistiger N, gewissermaßen zu- 
rufen konnten: ‚Seht, ihr Leute, wie unrecht ihr habet, wenn ihr 
über die ungleiche Verteilung der irdischen Güter klaget. Wenn 
wir wohlhabend sind und ihr arm seid, so ist das unser Verdienst 
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und euere Schuld. Wir sind klug und weise, wir heiraten nicht, 
wenn wir nicht das El vebhende Vermögen oder Einkommen 
haben, und infolgedessen sind auch unsere Kinder nicht mittellos. 
Ihr dagegen seid ein leichtsinniges Volk; sobald euer Lohn nur um 
5 Groschen steigt, habt ihr nichts Eile zu tun, als zu heiraten. 
Jeder von euch setzt mindestens ein Dutzend RR in die Welt, 
die nichts haben, die dann auch wieder Arbeiter werden und durch 


das ungeheuer gesteigerte Angebot von ‚Händen‘ den Lohn auf ein 


Minimum herabdrücken. Wäret ihr ebenso tugendhaft und weise 
wie wir, so würdet ihr nicht heiraten und keine zahlreiche Familie 
in die Welt setzen, das Arbeitsangebot wäre dann ein geringes, der 
Lohn müßte on vartandiich a steigen und ihr wäret 


. materiell ebensogut situiert wie wir.‘ 


Den anekonten andererseits bot das Ricardosche 
Lohngesetz die willkommene Handhabe, um sozusagen die heutige 
Welt aus ihren Angeln zu heben. Wenn wir — so argumentieren 
die Anhänger dieser Partei — durch das Rieardosche Lohn- 


gesetz tatsächlich zu einem elenden Dasein verdammt sind, so ist 


das nur ein Beweis dafür, daß die heutige Rechts- und Gesellschafts- 
ordnung unbedingt”unzulänglich und verwerflich ist, die beseitigt 
werden muß. Die Welt ist groß genug und bietet so viel, daß alle 
Menschen ein glückliches und zufriedenes Dasein führen könnten. 
Wenn trotzdem Millionen Menschen zu einer kummer- und sorgen- 
vollen Existenz verurteilt sind, so ist dies der Existenz des privaten 
Grund- und Kapitaleigentums und des geltenden Erbrechts zuzu- 
schreiben. Diese Institution muß beseitigt, das gemeinsame Eigen- 
tum an den Produktionsmitteln und die gemeinsame Wirtschaft 
bei der Güterproduktion muß eingeführt werden. Selbst Las- 
s5alle war von der Unumstößlichkeit des Rieardoschen Lohn- 
gesetzes so fest überzeugt, daß er von der Herrschaft des „ehernen 
T.oohngesetzes“ sprach, um damit anzudeuten, daß das Lohngesetz 
Rieardos gewissermaßen wie das „eherne Fatum“ der Alten 
über den Lohnarbeitern schwebe und sie für alle Ewigkeit zu einem 
elenden Däsein verdamme. 

Sieht man etwas näher zu, so zeigt sich’s, daß die Argumentation 
der landläufigen Lehre mehr als eine bedenkliche Lücke aufweist. 
Zunächst schon der ewige Hinweis auf Angebot und Nachfrage. 


Daß Angebot und Nachfrage den Preis überhaupt und damit auch 


die Höhe des Lohnes bis zu einem gewissen Grade wesentlich be- 
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einflussen, kann kein vernünftiger Mensch leugnen, aber so ganz 
uneingeschränkt ist die Herrschaft dieses sog. „Gesetzes“ denn doch 
nicht. Einmal kann es dort nicht gelten, wo der Lohn der Arbeit 
ohne Rücksicht auf Angebot und Nachfrage festgesetzt wird, und 
dieses Gebiet ist glücklicherweise kein kleines. Von wenigen Aus 
nahmen (wie mitunter der Berufung von Professoren, dem Einga- 
gement von Künstlern u. dgl.) abgesehen, wird bei den. meisten 
fixen Anstellungen der Lohn (das Gehalt) einseitig vom Arbeit- 
geber (Staat, Provinz, Gemeinde, Stiftungen, Aktiengesellschaften 
u. dgl.) und nicht nach dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage, 
sondern mit Rücksicht auf den Lebensbedarf des Angestellten in 
der betreffenden Stellung festgesetzt. Zum zweiten existieren viel- 
fach behördlich festgesetzte Taxen für gewisse Dienstleistungen 
(für Ärzte, Advokaten, Notare, im Transportgewerbe u. del.). 
Endlich drittens gibt es eine große Zahl von Fällen, in denen (wie 
beispielsweise bei den sog. Honoraren) der Lohn auch wieder nicht 
rach dem Verhältnisse von Angebot und Nachfrage, sondern durch 
das Herkommen und die Sitte bestimmt wird. 

Sodann ist der Satz, daß der Preis durch” Angekot und Nach- 
frage bestimmt wird, überhaupt nur bedingungsweise richtig. Die 
Festsetzung des Preises ist vielmehr — wie dies an früherer Stelle 
nachgewiesen wurde — das Resultat eines Kampfes zwischen den 
beiden vertragschließenden Parteien. In diesem Kampfe sucht 
selbstverständlich jede Partei die Vorteile ihrer Position nach 
Kräften auszunutzen, und der Satz, daß der Preis durch das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage bedingt wird, ist nur insofern 
richtig, als die Stärke oder die Schwäche dieser Position jedes der 
beiden Streitteile durch die jeweilige Gestaltung des Verhältnisses 
von Angebot und Nachfrage wesentlich beeinflußt wird. Dies gilt 
denn auch vom Arbeitslohne. Die Höhe desselben wird im Wege 
eines Kampfes zwischen Arbeitern und Arbeitgebern festgesetzt. 
In diesem Kampfe spielt die Nachfrage nach Arbeitskräften und 
das Angebot derselben eine überaus wichtige Rolle, weil dadurch 
die Position des einen oder des anderen Teiles bald wesentlich ge- 
kräftigt, bald wieder wesentlich geschwächt wird. Aber das Ver- 
hältnis von Angebot und Nachfrage ist nicht das einzige Moment, 
welches hier in Frage kommt. Andere Umstände spielen mit, und 
von diesen soll weiter unten, im VI. Abschnitte des vorliegenden 
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Kapitels („Das Verhältnis der verschiedenen Einkommenszweige”), 
eingehender gehandelt werden. 

Noch viel fragwürdiger ist die Beweiskraft des berühmten R ı- 
eardoschen Lohngesetzes, das man wohl als die Krone des Wider- 
sinnes bezeichnen muß. Dasselbe besteht aus zwei Fundamental- 
sätzen, die beide falsch sind. 

Der erste Fundamentalsatz lautet: Der Arbeitslohn muß min- 
destens so hoch sein, daß er den notwendigen Lebensunterhalt des 
Arbeiters und dessen Familie deckt; denn wenn dem nicht so ist, so 
verhungert der Arbeiter (bzw. verhungern seine Kinder), und das 
verringerte Angebot von Arbeitskräften muß den Lohn wieder 
hinauftreiben. Und dieser Satz, der so klar und zelbstverständlich 
klingt, daß er scheinbar keines weiteren Beweises bedarf, enthält 
' micht weniger als drei Unwahrheiten. 

Einmal ist es nicht wahr, daß der Arbeitslohn in allen Fällen 
mindestens den Lebensunterhalt des Arbeiters decken muß oder, 
mit anderen Worten, daß das Existenzminimum die Untergrenze 
‚des Lohnes bildet, unter welche dieser auf die Dauer nicht hinab- 
sinken kann. Denn wenn der Arbeitende neben seinem Lohne noch 
andere Einkommensquellen hat, aus denen er seinen Lebensunter- 
halt ganz oder teilweise bestreiten kann, so kann der Lohn nicht 
nur tief unter das Existenzminimum und eventuell bis auf Null 
hinabsinken, sondern er kann sogar in eine negative Größe um- 
sehlagen und sich in ein „Daraufzahlen“ verwandeln. An Bei- 
spielen für alle drei Möglichkeiten ist kein Mangel. Die Niedrig- 
keit des Lohnes für literarische Arbeiten ist spriehwörtlich, und 
diese Tatsache ist nur dadurch erklärlich, daß diejenigen Personen, 
die literarisch tätig sind, zumeist oder doch vielfach über andere 
Einkommenzquellen verfügen und daher nicht darauf angewiesen 
sind, von dem Ertrage ihrer Feder zu leben. Ebenso bekannt ist 
das Elend unter den arbeitenden Personen weiblichen Geschlechts. 
Wenn die unglücklichen Näherinnen, Kellnerinnen, die dii mi- 
norum gentium der verschiedenen Theater usw. mit Löhnen vor- 
hebnehmen müssen, von denen sie absolut nicht leben können, so 
ist es leider nur zu bekannt, daß hier seitens der Arbeitgeber auf 
"eine Ergänzung des Fehlbetrages von anderer Seite gerechnet wird. 
Bei unzähligen ‚Praktikanten‘ und ‚„Volontären“ sinkt der Lohn 
auf Null. Bei den Zahlkellnern und Hotelportiers endlich, sowie 
bei vielen Schriftstellern verwandelt sich der Lohn in unzähligen 
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Fällen sogar in ein „Daraufzahlen“, und zwar bei den erstgenannten 
aus dem Grunde, weil der Restaurateur oder Hotelier auf die 
Trinkgelder rechnet, die diesen seinen „Angestellten“ zufließen. 
Wenn daher — wie dies seinerzeit bei der verkehrten englischen 
Armengesetzgebung der Fall war — der Arbeiter eine sog. „Er- 
sänzung“ seines Lohnes aus der Armenkasse des Ortes erhält, wenn 
er vielleicht als alter ausgedienter. Soldat eine kleine Invaliden- 
pension bezieht, wenn er etwa ein Häuschen mit einem kleinen 
‚Gartengrundstück besitzt, wenn er, wie die bedauernswerten Ar- 
beiter in der sog. Konfektionsindustrie, in der toten Saison even- 
tuell einen anderen Erwerb findet, wenn die Frau und die Kinder 
gleichfalls einen kleinen Erwerb haben, oder wenn die Kinder etwa 
gar betteln gehen, so kann, wie die Erfahrung lehrt, der Lohn auch 
auf die Dauer tief unter das Existenzminimum (die sog. „Produk- 
tionskosten‘ der. Arbeit) hinabsinken, ohne daß der Arbeiter nach 
dem Rezepte Ricardos verhungert. 

Zum zweiten geht es mit dem Verhungern nicht 30 rasch, fast 
könnte man sich versucht fühlen zu sagen, „leider“ nicht so rasch. 
'Ginge die Sache so, wie man auf den ersten Blick anzunehmen be- 
reit wäre, daß nämlich bei jedem Rückgange des Lohnes sich sofort 
soundso viele Tausende und Zehntausende von Arbeitern hinlegen 
und verhungern, so könnte man dies noch als ein relatives Glück 
betrachten. Die armen dem Tode Geweihten wären dann wenig- 
stens nach einigen wenigen Tagen von ihren Leiden erlöst, und der 
Lohn der Überlebenden wäre acht Tage später wieder auf seine 
frühere Höhe oder noch darüber hinausgetrieben. Leider aber geht 
die Sache nicht so schnell. Die Ärmsten, deren Lohn nun nicht 
mehr zur Bestreitung des gewohnten Lebensunterhaltes hinreicht, 
inüssen nun zu minderen Lebensmitteln greifen, sie müssen sich 
mit einer ungenügenden Bekleidung begnügen, in noch schlechteren. 
und ungesünderen Wohnungen wohnen, sie müssen häufigere und 
schwerere Erkrankungen erdulden, sie müssen vielleicht ihre Kin- 
der dahinsiechen und sterben sehen, bis sie endlich nach jahrelanger 
Qual der Tod von ihren Leiden erlöst. Dann erst ist die Möglich- 
‚keit geboten, daß der Lohn infolge der Verminderung des Arbeits- 
angebotes wieder in die Höhe gehen kann. 

Drittens. Die Behauptung, daß der Arbeitslohn zum mindesten 
den knappen Lebensbedarf des Arbeiters decken müsse, ist aber 
noch aus einem tiefer liegenden Grunde, von dessen Existenz der: 
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Erfinder des vielberufenen „Lohngesetzes“ auch nicht die leiseste 


Ahnung hatte, falsch. Die Behauptung wäre nämlich nur dann 
richtig, wenn sich der Arbeiterstand nur aus der Nachkommen- 
schaft der Arbeiter rekrutieren würde. Wenn wir heute auf die 
Dauer Pferde haben wollen, so müssen wir allerdines die Pferde, 
die wir im Gebrauche haben, derart behandeln und füttern, daß sie 
sich fortpflanzen können, und selbstverständlich müssen wir die 
Fohlen dieser Pferde auch auffüttern. Das heißt also, wenn die 
Pferde denkende Wesen wären, die ihre eigene Wirtschaft führen, 
so müßten wir jeder Pferdefamilie einen derartigen Lohn, will 
sagen, so viel Futter geben, daß jede ihre Nachkommen aufziehen 
könnte. Wenn jedoch die Dinge derart liegen würden, daß wir nur 
hinauszugehen brauchten in irgendeine nahegelegene Wildnis und 
dort im Handumdrehen mit der geringsten Mühe so viele Pferde 
einfangen könnten, als wir wünschen, so könnten wir unsere armen 
Arbeitspferde bei elendestem Futter geradezu zu Tode plagen und 
hetzen, ohne daß auch nur entfernt ein Mangel an Pferden zu be- 
sorgen wäre. Nun, diese nahegelegene Wildnis mit ihrem uner- 
schöpflichen Pferdebestande ist auf dem Gebiete des Arbeitsmarkts 
tatsächlich vorhanden. Der Arbeiterstand rekrutiert sich nicht 
lediglich aus seiner eigenen Nachkommenschaft, sondern es strömen 
demselben bekanntlich immer neue Elemente, speziell aus anderen 
Bevölkerungskreisen, zu, die seine Reihen kontinuierlich ergänzen. 
Es ist also leider die Möglichkeit gegeben, daß die Arbeiter bei un- 
genügendem Lohne und übermäßiger Arbeit in der qualvollsten: 


Weise direkt zu Tode gemartert werden, ohne daß auch nur die ge- 


ringste Verminderung des Arbeitsangebotes und damit eine Stei- 
gerung des Lohnes einzutreten brauchte. — So weit zu denken, war 
dem klassischesten „Klassiker der Nationalökonomie“ allerdings 
versagt ! 

Wenn möglich noch haarsträubender ist der Widersinn, der in 
dem zweiten Fundamentalsatze des „ehernen“ Lohngesetzes steckt. 
Derselbe lautet, wie erwähnt: Der Arbeiter kann aber auch nie 
mehr verdienen als das Existenzminimum, denn sobald der Lohn 
nur um eine Kleinigkeit darüber hinaussteigt, haben die Leute 
nichts Eiligeres zu tun, als zu heiraten und eine Schar von Kindern 


in die Welt zu setzen, und dann muß der Lohn durch das vergrößerte 


Arbeitsangebot wieder hinuntergedrückt werden. Ricardo. 
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stellt sich also offenbar die Sache in folgender Weise vör: Heute ist 
der Lohn um 5 Groschen gestiegen; infolgedessen begeben sich 
morgen alle unverheirateten Arbeiter des ganzen Landes mit den 
Auserwählten ihrer Herzen zu den verschiedenen Pfarrern, von 
denen die jungen Paare eingesegnet werden. Übermorgen hat jede 
Arbeiterfamilie mindestens ein Dutzend Kinder; diese erscheinen 
‚dann am nächstfolgenden, d. i. also schon am vierten Tage auf dem 
Arbeitsmarkte, wo sie ihre „Hände“ ausbieten, und die Folge davon 
ist selbstverständlich ein entsprechendes Sinken des Lohnes. Daß 
zwischen dem Steigen des Lohnes und beziehungsweise den Ehe- 
schließungen der Arbeiter und dem Erscheinen der jungen Gene- 
ration auf dem Arbeitsmarkte ein Zeitraum von mindestens 16 bis 
18 Jahren liegen muß, das blieb dem ausschließlich börsenmäßig 
geschulten Denkvermögen Rieardos verborgen. Will man aber 
schon um jeden Preis aus den eventuellen Eheschließungen der 
Arbeiter eine Folgerung ziehen, so gelangt man besten Falles zu 
der tiefsinnigen Wahrheit, daß auf eine Zeit höherer Löhne wieder 
‚eine Periode der Depression folgt. 

Das Non plus ultra an Verschrobenheit des Denkens aber leistet 
Ricardo, wenn er die Arbeiter selbst für ihre Lage verantwort- 
lich macht. Der Mann muß offenbar geglaubt haben, daß wir noch 
heute im altindischen oder altägyptischen Kastenstaate leben, in 
dem der Sohn keinen anderen Beruf ergreifen darf als den des 
Vaters. Wer nur einigermaßen denken kann, wird sich die Frage 
vorlegen müssen, ob denn der Arbeiterstand wirklich aussterben 
würde, wenn alle Arbeiter bis auf den letzten Mann den ehelosen 
Stand in der feierlichsten Weise angeloben würden. Und wenn der 
Betreffende die Augen offenhält und die Dinge beobachtet, wie sie 
sich im wirklichen Leben abspielen, so wird er sehen, daß dem Ar- 
beiterstande kontinuierlich neue Elemente aus anderen Berufs- 
ständen zuströmen. Es sind dies in erster Reihe die jüngeren Kin- 
der aus der Landbevölkerung, sodann Angehörige des Handwerker- 
standes, schiffbrüchige Existenzen aus den bemittelten Klassen und 
schließlich die besser veranlagten Elemente aus der Hefe der Be- 
völkerung (Kinder von Landstreichern, Bettlern u. dgl.), die sich 
emporzuarbeiten suchen. Wie man angesichts der Tatsache, d. h. 
wie man angesichts der Tatsache, daß die Arbeiter nur einen Bruch- 
teil, und zwar einen bescheidenen Bruchteil der Gesamtbevölkerung 
‘bilden, sie und nur sie allein für die zu starke Volksvermehrung 
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verantwortlich machen kann — um von den unehelichen Geburten 
sehon ganz zu schweigen —, bleibt unerklärlich. 

Daß ein Mann, dessen gesamtes Denken sich nur im Rahmen 
‚des Kursblattes der Londoner Effektenbörse zu bewegen vermochte, 
dem es wie eine Auflehnung gegen die Naturgesetze erschien, ala 
er die überraschende Entdeckung machte, daß die Felder sich den 
an der Börse herrschenden Anschauungen nicht fügen wollen und 
eigenwillig genug sind, um je nach ihrer natürlichen Beschaffenheit 
‚einen verschiedenen Ertrag abzuwerfen —, daß ein solcher Mann 
eine wissenschaftliche ‚Tat‘ vollbracht zu haben wähnte, als er sein 
famoses „Lohngesetz‘‘ erfand, kann nicht wundernehmen. Worüber 
man aber mit Recht staunen muß, ist, daß ein derartig blühender 
Nonsens überhaupt geglaubt werden konnte und auch heute, nach 
hundert Jahren, zum guten Teile noch geglaubt wird. Noch heute 
wird in fast allen Lehrbüchern der Nationalökonomie den Arbeitern 
die verzuckerte Pille verabreicht, daß es teilweise in „ihrer Macht 
liege“, ihre Lage zu verbessern ; wenn sie nur schön brav sein und 
nicht heiraten wollten, so müßte ihr Lohn schon von selbst steigen! 

d. H. v. Thünens „naturgemäßer Arbeitslohn“. 
Die in Rede stehende sog. „klassische“ Lehre vom Arbeitslohn 
wurde zwar zur herrschenden, sie blieb aber bekannlich nicht unbe- 
‚stritten. Die auf seiten der Arbeiter stehenden Forscher traten 
mit der Forderung hervor, daß dem Arbeiter der ‚volle Arbeits- 

rtrag“ gebühre, und infolgedessen konnte der Streit um den 
„gerechten“ oder „naturgemäßen“ Arbeitslohn nicht zur Ruhe 
kommen. In der Praxis führte dieser Streit zu den verschiedenen 
Versuchen, durch Gründung von Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften, durch die Gewährung von Fleiß- und Ersparnis- 
prämien, durch die Beteiligung der Arbeiter am Gewinn, durch 
Anteilsentlohnung usw. die Lage der Arbeiter günstiger zu gestalten. 
In der Wissenschaft war namentlich der bekannte Schriftsteller 
Joh. Heinr.v. Thünen im 2. Bande seines oft berufenen 
Werkes „Der isolierte Staat in Beziehung auf Landwirtschaft und 
Nationalökonomie“ (Rostock 1850) bestrebt, den „naturgemäßen“, 
d.h. denjenigen Arbeitslohn, der dem Arbeiter von Natur- und 
Rechtswegen gebührt, mit mathematischer Genauigkeit zu ermit- 
ten. (Vgl. vv Komorzynski, „Ihünens naturgemäßer 
Arbeitslohn“ in der österreichischen „Zeitschrift für Volkswirt- 
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schaft, Sozialpolitik und Verwaltung“, 3. Band, 1894, 8.27. De- 
selbst zahlreiche Literaturnachweise. ) 

v. Thünen legt sich die Frage vor, wie nn sich der Aller 
lchn an dem äußersten Rande seines isolierten Staates, d. i. also in 
einer Gegend stellen muß, aus welcher keine landwirtschaftlichen 
Produkte mehr nach dem Markte (d. ı. nach der einzigen, im Mittel- 
punkte dieses Staates gelegenen Stadt) geschickt werden können, 
und wo überdies herrenloses fruchtbares Land im Überflusse vor- 
handen ist. Man braucht übrigens hierzu die ganze Fiktion des 
isolierten Staates nicht, sondern kann einfach die Frage so formu- 
lieren: „Wieviel Lohn muß ein Farmer, der sich irgendwo in einer 
amerikanischen, australischen oder afrikanischen menschenleeren 
Wildnis niedergelassen hat, seinen Arbeitern zahlen, wenn er will, 
'daß die betreffenden Personen in seinen Diensten als Arbeiter 
bleiben und nicht etwa weiter hinausziehen in die Wildnis, wo 
jeder derselben auf eigene Faust ein Stück Land okkupieren und 
urbar machen könnte?“ | 

‘ Zu diesem Behufe nimmt v. Thünen an, daß die betreffenden 
‚Arbeiter sich in zwei Gruppen teilen, die beide nach einem verein- 
barten Plane einverständlich vorgehen. Die eine Gruppe bleibt 
nach wie vor im Dienste des Herrn; die zweite Gruppe zieht hinaus, 
rodet das Land und stellt dort eine Anzahl kleiner Farmen her, in- 
(dem sie die erforderlichen Gebäude errichtet und die notwendigen 
Ackergerätschaften usw. anfertigt. Diese zweite Gruppe von Ar- 
‚beitern (welche die kleinen Farmen errichtet) muß selbstverständ- 
lich während der Zeit, die zur Errichtung der kleinen Farmen 
notwendig ist (also während eines Jahres), von der ersten Gruppe 
(von denjenigen, die Lohnarbeiter geblieben sind) erhalten. wer- 
‘ den, und dies geschieht in der Weise, daß die Angehörigen der 
‚ersten Gruppe einen Teil ihres Lohnes zu diesem Behufe hergeben. 
‚Sind nun die kleinen Farmen hergestellt, so erhält jeder Ange- 
hörige der zweiten Gruppe eine derartige Farm, die er bewirt- 
schaftet. Jetzt sind also beide Gruppen gemeinsame Eigentümer 
dieser kleinen Farmen und teilen sieh in das Erträgnis, und zwar 
in der folgenden Weise: Die Angehörigen der ersten Gruppe (die 
‚Arbeiter geblieben sind) erhalten ihren Lohn, d. i. also wenigstens 
‚ das Existenzminimum = a, und dazu die auf jeden derselben ent- 

fallende Quote aus dem Überschusse der kleinen Farmen = y, also 
zusammen a + y. Jeder Bewirtschafter einer der kleinen Farmen. 
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‚erhält das gleiche, d. i. also auch a + y, oder, mit anderen Worten, 
er muß von dem Ertrage seiner Farm = p abziehen das a + y und 
muß den Überschuß, also p— (a+y), an die Mitglieder der ersten 
Gruppe abliefern. Auf Grund einer ziemlich komplizierten Rech- 
nung ermittelt sodann v. Thünen, daß . 

| aty= Vap. 

: Dieses Vap ist also der „gerechte“ oder „naturgemäße“ Arbeits- 
lohn, den der Arbeiter in jener Gegend und damit im ganzen Lande 
erhalten muß. Thünen war von der Richtigkeit und großen 
Tragweite seines Gedankens so überzeugt und erfüllt, daß er sich 
die Formel Vap auf seinen Grabstein setzen ließ. 

.. Der geschilderte Vorgang ist ein interessanter Beleg für die 
Tatsache, daß häufig ganz vernünftige Leute, wenn sie sich in 
irgendeine Idee festrennen, vollständig die Fähigkeit verlieren, 
nüchtern zu denken. Entkleidet man nämlich den Gedanken 
v. Thünens des mathematischen und sonstigen vermeintlich. 
gelehrten Beiwerks, so lautet die Frage einfach: „Wieviel Lohn 
muß der Farmer, der sich in einer menschenleeren Wildnis an- 
siedelt, seinen Arbeitern zahlen, damit sie ihm nicht davon- 
laufen ?““ — Nun, um diese Frage zu beantworten, bedarf es in der 
Tat keiner höheren Mathematik; unser Farmer kann sich die Ant- 
wort auf einem viel kürzeren und einfacheren Wege holen, indem 
er jeden seiner Arbeiter direkt befragt. Überdies ist es geradezu 
lächerlich, die vorliegende Frage allgemeingültig beantworten zu’ 
wollen, weil die Antwort von der Individualität des Betreffenden 
abhängt. Jeder der gedachten Arbeiter hat die uneingeschränkte 
Möglichkeit, hinauszuziehen in die Wildnis und sich dort selbst: 
eine Farm anzulegen. Dieses Hinausziehen in die Wildnis ist 
aber selbstverständlich ein gewisses Wagestück. Für einen unter- 
nehmungslustigen Menschen hat ein derartiges Wagestück einen 
gewissen Reiz. Soll also der Mann dies unterlassen und ruhig 
weiter Lohnarbeiter bleiben, so wird er wahrscheinlich von unserem 
Farmer einen höheren Lohn verlangen. Ein zweiter Arbeiter ist 
eine ängstlichere Natur; er scheut die Mühe und die Gefahr und. 
wird daher auch bei einem geringeren. Lohne nicht davonlaufen, 
sondern ruhig bei seinem bisherigen Herrn bleiben. Endlich darf 
man sich vielleicht noch die sehr naheliegende Frage erlauben, wozu 
denn eigentlich Thünen sich die Mühe macht, den ganzen Vor- 
'zang hinauszuverlegen an „die Grenze der Kultur“ oder in die 
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menschenleere Wildnis, da sich derselbe doch tagtäglich allerorts- 
mitten in der zivilisiertesten Welt abspielt. Denn jedesmal muß 
der Arbeitgeber seinem Arbeiter so viel geben, als notwendig ist, 
damit ihm dieser nicht davonlaufe, und das ist auch wieder in 
jedem einzelnen Falle eine andere Größe, 

Der Frage nach dem ‚gerechten‘ oder „naturgemäßen“ Arbeits- 
lohn liegt überhaupt ein prinzipieller Fehler zugrunde, d. i. das 
Bestreben, die Höhe des Arbeitslohnes, und nicht nur des Arbeits- 
lohnes, sondern auch der Grund- und der Kapitalrente, auf Heller 
und Pfennig genau ausrechnen zu wollen. Denn dasjenige, worauf 
es speziell beim Arbeitslohne in erster Linie ankommt, ist weit 
weniger die mathematische Genauigkeit, als der Umstand, daß der: 
Arbeiter einen seiner Leistung „angemessenen“ und auskömm- 
lichen Lohn erhalte; das aber ist eine Frage der Billigkeit, der 
Aequitas. Das Bestreben, den dem Arbeiter gebührenden Lohn 
mit mathematischer Genauigkeit zu ermitteln, entsprang überhaupt 
dem Grundcharakter der älteren sog. klassischen, Nationalökonomie, 
die — wie Gustav Cohn gelegentlich sehr zutrefiend be- 
merkt — eine „Nationalökonomie der Börse“ war. Diese älteren 
Vertreter unserer Wissenschaft stellten sich die Sache immer 390 
vor, als wenn die ganze Welt ein einziger großer Börsensaal und das 
ganze menschliche Leben eine ununterbrochene Kette von Börsen- 
geschäften wäre, so daß jeder einzelne nicht nur alles sieht und 
hört und alle Preise kennt, welehe alle anderen fordern und 
bewilligen, sondern daß jeder auch auf Schritt und Tritt seinen 
Vorteil zu wahren bestrebt ist und für jedes gesprochene Wort 
oder für jede Handbewegung die entsprechende Bezahlung fordert. 
Und das ist einfach nicht wahr, denn das ganze private Leben des. 
Menschen ist ein ununterbrochener Protest gegen eine derartige 
Lebensauffassung. Jeder, der nur einigermaßen auskömmlich 
situiert ist, freut sich darüber, wenn er liebe Freunde bei sich 
sehen und eventuell auch bewirten, oder wenn er anderen Men- 
schen eine kleine Gefälligkeit erweisen oder einen Freundschafts- 
dienst leisten kann, und denkt hierbei an gar keine Bezahlung. 

Die Lohnfondstheorie der älteren sog. klassischen 
Nationalökonomie entsprang gleichfalls dem damaligen Bestreben, 
die Höhe des Arbeitslohnes, wenn möglich, ziffermäßig zu ermit- 
teln. Und gleichzeitig sollte durch diese Theorie speziell den 
Arbeitern gegenüber der unumstößliche Beweis erbracht werden, 
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daß die Höhe des Lohnes in einem Lande durch unabänderliche 
„Naturgesetze“ bestimmt werde und daß daher alle Bestrebungen 
der Arbeiter, höhere Löhne zu erzwingen, vollständig scheitern: 
müßten. Der dieser Theorie zugrunde liegende Gedankengang ist 
in Kürze der folgende: 

Jeder, der daran geht, ein Unternehmen ins Leben zu rufen,,. 
muß mit einem bestimmten Geschäftsfonds (,Kapital“) ausgerüstet 
sein und genau überlegen, welchen Teil seines Kapitals er als: 
stehendes (zur Anschaffung eventuell der erforderlichen Grund- 
stücke, der Werkgebäude, der Maschinen, Werkzeuge usw.), welchen 
er als umlaufendes Kapital verwenden kann und darf. Das um- 
laufende Kapital muß auch wieder in zwei Teile zerlegt werden; 
der Mann muß nämlich genau erwägen und berechnen, welchen 
Teil seines umlaufenden Kapitals er zur Anschaffung der erforder- 
lichen Roh- und Hilfstoffe usw. und welchen Teil er zur Löhnung 
der Arbeiter verwenden darf. Gelangt nun der Mann zu dem 
Resultate, daß er x Tausend Mark, Franken usw. zur Bezahlung. 
der aufzunehmenden Arbeiter widmen kann, so bilden diese x Tau- 
send seinen „Lohnfonds“. In der nämlichen Weise muß jeder 
vernünftige und solide Unternehmer vorgehen; es wird also ein 
zweiter Unternehmer zu dem Resultate gelangen, daß er y Tausend 
zur Bezahlung seiner Arbeiter verwenden darf; ein Dritter wird 
seinen „Lohnfonds‘“ mit z Tausend festsetzen usf. Addiert man 
nun diese „Lohnfonds“ aller Unternehmer im ganzen Lande 
(ziffermäßig wird dies allerdings nicht wohl möglich sein), so- 
ergibt sich, daß zurzeit in diesem Lande soundso viel Millionen — 
aber auch nicht ein Pfennig darüber — zur Löhnung der Arbeiter 
(:ährlich, monatlich, wöchentlich, täglich) zur Verfügung stehen. 
Diese Summe repräsentiert also zurzeit den „Lohnfonds“ . dieses 
Landes. Dividiert man diesen sog. Lohnfonds durch die Zahl der 
vorhandenen Arbeiter, so erhält man den auf einen Arbeiter ent- 
fallenden Durchschnittsiohn. Jeder Versuch der Arbeiter, ihren 
Lchn darüber hinaus gewaltsam zu steigern, muß an diesem Rechen- 
exempel scheitern. Soll der Lohn steigen, so muß entweder der 
Dividend (der Lohnfonds) größer oder der Divisor (die Zahl der 
Arbeiter) kleiner werden. — Wieder also das alte Rieardosche 
Lied: „Wenn diese unglückseligen Arbeiter nur etwas weniger 
leichtsinnig sein und nicht so schnell heiraten wollten !“ 

Die Lohnfondstheorie entstand in England, wo sie zum ersten: 
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Male von James Mill in seinem (1821 erschienenen) Werke 
„Elements of Political Economy“ klar formuliert wurde. Allge- 
meine Verbreitung fand sie insbesondere durch John Stuart 
Mill, der sie in seinem „Prineiples of Political Economy“ ver- 
teidigte. Später allerdings widerrief J. St. Mill diese seine An- 
sicht und erklärte die Lohnfondstheorie für irrig; sie ist heute 
von fast allen Schriftstellern verlassen. 

Die Angriffe gegen die Lohnfondstheorie waren, wie die 
Argumentationen der landläufigen Lehre zumeist, die denkbar ver- 
kehrtesten. Sie richteten sich gegen die Behauptung, daß der 
Arbeitslohn aus dem „Kapital“ gezahlt werde; nicht aus dem 
„Kapital“, sondern aus dem ‚Einkommen‘ werden die Arbeiter 
erhalten. Übersehen wurde hierbei, daß der ganze Streit ein Streit 
de lana caprina war, weil die Verteidiger des Lohnfonds an das 
„apital“ des Unternehmers dachten, also vom „Kapital“ im Sinne 
der Privatwirtschaft sprachen, während die Gegner an das 
„Kapital“ im Sinne der Volkswirtschaft dachten und die Behaup 
tung verteidigten, daß der Arbeiter nicht aus dem „National- 
kapital“, sondern aus dem ,„Volkseinkommen‘“ erhalten werde. 
Faßt man die Sache am richtigen Ende an, so zeigt sich’s, daß der 
Lohnfondstheorie ein Körnchen Wahrheit zugrunde liegt, welches 
jedoch in der unglücklichsten Weise zur Geltung zu bringen ver- 
sucht wurde. 

Es wurde oben (in dem Abschnitte „Arbeit‘“) darauf hin- 
gewiesen, daß fast alle Produktion eine kollektive ist, d.h. daß sie 
auf dem harmonischen Zusammenwirken mehrerer Menschen nach 
einem einheitlichen Plane beruht. Sollen aber die Menschen nach 
einem einheitlichen Plane zusammenarbeiten, so müssen sie ge- 
horchen ; man muß also ein Machtmittel in der Hand haben, um die 
Menschen zum Gehorsam zu veranlassen. Das wesentlichste dieser 
Machtmittel ist heute ein Vermögensbesitz, der dem Eigentümer 
‚die Möglichkeit gewährt, sich den Gehorsam dauernd zu erkaufen. 
Nennt man dieses Machtmittel, den Vermögensbesitz, „Kapital“, 
so zeigt sich sofort der Zusammenhang zwischen dem „Kapital“ (in 
diesem Sinne) und dem Arbeitslohn. Soll nämlich eine Unter- 
nchmung ins Leben gerufen werden, so ist die erste Voraussetzung 
hierfür ein entsprechender „Kapitalbesitz“ (in diesem Sinne), 
d.h. ein Vermögensbesitz, der dem Betreffenden gestattet, Arbeiter 
zu engagieren und bis zum Verkaufe der neu hergestellten Pro- 
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dukte zu bezahlen. Insofern also hat die Lohnfondstheorie unbe- 
streitbar recht, denn wenn im ganzen Lande kein derartiger 
„Kapitalbesitz‘“ vorhanden ist, dann ist eben kein „Fonds“ vor- 
handen, aus dem Arbeiter bezahlt werden könnten. Und umge- 
kehrt: Je mehr derartiger Vermögensbesitz im Lande vorhanden 
ist, desto mehr Unternehmungen können ins Leben gerufen, desto 
mehr Arbeiter können engagiert werden, desto höher kann even- 
tuell auch ihr Lohn sein. Die weiteren von den Verteidigern der 
Lolinfondstheorie aufgestellten Behauptungen Bing jedoch aus zwei 
Gründen falsch. 

Die Verteidiger der Lohnfondstheorie lehren bekanntlich, daß 
man den „Durchschnittslohn‘“ des Arbeiters erhalte, wenn man den 
sog. „Lohnfonds“ durch die Zahl der Arbeiter im Lande dividiert, 
und unwillkürlich ziehen sie hieraus den Schluß, daß damit auch 
die Höhe des Lohnes ausgesprochen ist, den der einzelne Arbeiter 
tatsächlich erhält, oder umgekehrt, daß kein Arbeiter im ganzen 
Lande mehr als diesen Lohn erhalten könne. Die guten Herren 
vergessen total, daß dieser „Durchschnittslohn‘“ genau ebensoviel 
oder ebensowenig besagen will, als wenn etwa die Statistiker 
berechnen, daß der Durchschnrittskonsum von Zucker, Fleisch, Bier, 
Wein usw. in diesem Lande zurzeit soundsoviel Kilo oder Liter 


‚pro Kopf beträgt. 


Der zweite, viel größere Fehler der Lohnfondstheorie aber liegt 
darin, daß ie Verteidiger dieser Lehre, wenn sie vom „Lohnfonds“ 
sprechen, immer nur ans Geld denken. Allerdings ist es heute 
allgemein üblich, die Arbeiter, die man braucht, mit Geld zu be- 
zahlen; allein das Geld ist nicht der einzige „Fonds“, aus dem 
man schöpfen kann, wenn man Arbeiter engagieren will. Der 
Grundbesitz (bzw. die Überlassung von Grundstücken zur DBe- 
nützung) ist — wie oben hervorgehoben wurde — ein ebenso wirk- 
sames Mittel, die Menschen zu dauerndem ‚Gehorsam und zu har- 
monischem Zusammenarbeiten zu veranlassen, und tatsächlich 


repräsentieren die mittelalterlichen großen Gutsherrschaften Groß- 


betriebe, die man so mancher heutigen Großunternehmung gleich- 
setzen kann. Ist dem aber so, dann ist jener angebliche, in Geld 
bestehende „Lohnfonds“ nicht der einzige, aus dem Arbeiter 
gelohnt werden können, dann stürzt die seinerzeit so hoch geprie- 
sene „Lohnfondstheorie“ wie ein Kartenhaus in sich selbst zu- 
sammen. 

Kleinwächter, Lehrb, d. Nationalökonomie. 33 
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Die angebliche Ausgleichung der Löhne für 
die verschiedenen Arten der Arbeit gehört gleich- 
falls zum eisernen Inventar der älteren sog. klassischen National- 
ökonomie. Ad. Smith hat sich im 10. Kapitel des I. Buches 
seines Werkes mit der Frage beschäftigt, von welchen Momenten 
die Höhe des Lohnes beeinflußt wird, und bezeichnet als solche die 
fünf nachstehenden: | 

1. die Annehmlichkeit oder Unannehmlichkeit der Beschäfti- 

gung, 

2. die Leichtigkeit (Wohlfeilheit) oder Schwierigkeit (Kost- 

spieligkeit) der Erlernung der- betreffenden Arbeit, 

3. die Regelmäßigkeit ls: Unregelmäßigkeit (etwaige ge- 

zwungene Unterbrechungen) der Arbeit, 
4. das größere oder geringere Vertrauen, das dem Arbeitenden 
entgegengebracht werden muß, 

5. das mit der Arbeit verbundene Risiko. 

Die Nachfolger von Smith, die immer nur die Börse vor 
Augen hatten und stets in dem Glauben befangen waren, daß die 
wirtschaftlichen Vorgänge im täglichen Leben sich mit der näm- 
lichen Präzision abspielen wie an der Börse, griffen die vorstehende 
Ansicht des Meisters auf und zogen daraus den Schluß, daß die 
Ungleichheit der Löhne in den verschiedenen Berufszweigen mehr 
eine scheinbare als eine wirkliche sei, weil sie durch die von 
Smith angedeuteten Momente ausgeglichen werde. Nun, daß 
eine gewisse Tendenz zur Ausgleichung tatsächlich vorhanden ist, 
wird‘ kein Einsichtiger leugnen. Der kontinuierlich zutage 
tretende, relativ starke Andrang zu den fixen Anstellungen (Be- 
amtenstellung) z. B. beweist, daß der Mehrzahl der Menschen das 
sog. „sichere Brot‘ selbst bei geringerem Einkommen erstrebens- 
werter erscheint, als ein höheres, aber unsicheres Einkommen. 
Ebenso bekannt ist es speziell den akademischen Lehrern, daß der 
Andrang der jungen Leute zu den verschiedenen Lehranstalten 
(Fakultäten) periodisch ziemlich starken Schwankungen unter- 
worfen ist, je nachdem dieser oder jener Beruf überfüllt ist oder 
günstigere Aussichten eröffnet. Es wäre jedoch arg gefehlt, wenn 
man annehmen wollte, daß sich das alles auf Heller und Pfennig 
genau ausgleicht, denn die Menschen sind keine Aktien, deren ver- 
schiedenes Erträgnis in ihrem Börsenkurse eh: zum Aus- 
druck gelangt. 
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Begriff. Wie an früherer Stelle bemerkt wurde, entstand 
der Begriff des Unternehmergewinnes an der Hand der Geschäfts- 
bücher des Pächters und des Gewerbetreibenden. Wenn der Mann 
am Schlusse des Jahres wissen will, ob und wieviel er gewonnen 
oder verloren hat, so muß er ein Buch führen und muß in dasselbe 
eintragen, wieviel er an den Grundbesitzer hinauszuzahlen (bzw. 
für seinen eigenen Grundbesitz zu verrechnen) hat, wieviel die 
Jahreszinsen des in das Geschäft eingeschossenen Vermögens 
(„Kapitals“) betragen und wieviel er an Arbeitslohn zu zahlen hat. 
Bleibt ihm dann am Schlusse des Jahres nach Bestreitung dieser 
Auslagen ein Überschuß, so bildet dieser seinen Gewinn, seinen 
„Unternehmergewinn“. Dem landwirtschaftlichen Pächter oder 
dem Gewerbetreibenden ist dieser Begriff ganz geläufig, und ihm 
erscheint der Unternehmergewinn als etwas Selbstverständliches. 

Nicht so einfach war die Sache für die nationalökonomische 
Theorie. Auf der einen Seite allerdings war ‚Unternehmer- 
gewinn“ das erlösende Wort. Die damalige Theorie lehrte bekannt- 
lich, daß der Kapitalzins in allen Fällen der gleiche sei, auf der 
anderen Seite konnte man sich aber der Wahrnehmung nicht ver- 
schließen, daß das Erträgnis der verschiedenen gewerblichen 
Unternehmen ein sehr ungleiches ist. Da kam — ‚wo die Begriffe 
fehlen, da stellt zur rechten Zeit das Wort sich ein“ — das Wort 
„Unternehmergewinn“, und jetzt fiel es den Leuten wie Schuppen 
von den Augen, jetzt war mit einem Male alles ganz klar. Hatte man 
zwei Unternehmungen vor sich, von denen die eine 10 Prozent, die 
andere nur 1 Prozent abwarf, 30 war es ja sc klar, wie zweimal zwei 
‚vier ist, daß der Kapitalsertrag in beiden Fällen 5 o. dgl. Prozent 
beträgt. Im ersten Falle lag eben ein Unternehmergewinn von 
5 Prozent, im zweiten Falle ein Unternehmerverlust von 4 Prozent 
vor, und das Vaterland war gerettet. 

Nicht so leicht dagegen war es, zu erklären, woher der Unter- 
nehmergewinn stammt. Die damalige Theorie lehrte — wie be- 
merkt wurde —: „Der vom Unternehmer gezahlte Pachtschilling 
ist die Grundrente, der vom Unternehmer gezahlte Kapitalzins ist 
der Kapitalertrag, der vom Unternehmer gezahlte Arbeitslohn ist 
der Arbeitsertrag.“ Dann löst sich der für das fertige Produkt 
erzielte Preis auf in Grundrente, Kapitalsertrag und Arbeits- 
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ertrag, und für einen besonderen Unternehmergewinn ist kein 
Platz. Der Unternehmergewinn mußte aber gerettet werden, und 
so entstanden die verschiedenen Theorien über den Unternehmungs- 
gewinn, die sich vergeblich bemühen, das Unmögliche möglich zu 
machen und zu beweisen, daß für den Unternehmergewinn doch 
noch ein Plätzchen vorhanden is. Man kann die Theorien in 
vier Gruppen bringen. (Vgl. Gustav Groß, Die Lehre vom 
Unternehmergewinn, Leipzig 1884, und Vietor Mataja, Der 
Unternehmergewinn, Wien 1884.) 

1. Eine Gruppe von Schriftstellern (Ad. Smith, Ricardo, 
Malthus, Torrens, Mae Oulloch, James Mill, 
Rossi, Kraus, Schlözer, Hermann, Schäffle u.a.) 
betrachtet den Unternehmergewinn als aus dem Kapitale fließend. 
Teilweise haben diese Schriftsteller eine dunkle Ahnung davon, 
daß der Zins für ein geliehenes Kapital denn doch mit der 
Kapitalrente (mit dem eigentlichen Ertrage des Kapitals) nicht 
identisch sein könne, sondern prinzipiell kleiner sein müsse, d.h. 
daß der Unternehmer darauf spekuliere und spekulieren müsse, 
aus dem geliehenen Kapitale mehr herauszuschlagen, als er dem 
Eigentümer an Leihzins zu zahlen hat, und daß diese Differenz 
seinen Unternehmergewinn bilde. | 

2. Eine zweite Gruppe (Samuel Read, J. B. Say, 
Garnier, Courcelle-Seneuil, Eiselen, Rau u.a.) 
erklärt den Unternehmergewinn als aus der Tätigkeit des Unter- 
nehmers fließend. Sie denken an den Unternehmer, der sein Ge- 
schäft selbst leitet und hierbei begreiflicherweise eine größere Sorg- 
falt an den Tag legt, als etwa ein bezahlter Direktor. Das Ergebnis 
dieser Extraleistung ist der Unternehmergewinn. 

3. Eine dritte Gruppe von Schriftstellern (Hufeland, Schön, 
Riedel, vv Thünen, v. Mangoldt, Mithoffu x») wer 
tritt die Anschauung, daß der Unternehmergewinn ein selbstän- 
diger Einkommenszweig sei. Der Unternehmergewinn selbst wird 
von diesen Schriftstellern in verschiedener Weise erklärt. Bald 
wird gesagt, er fließe aus den besonderen Talenten oder den Geistes- 
eigenschaften des Unternehmers; bald sei er als eine aus irgend- 
einem faktischen oder rechtlichen Monopol der fraglichen Unter- 
nehmung (Geschäftsgeheimnis, ‚Erfindungspatent o. dgl.) fließende 
Rente aufzufassen ; wieder andere behaupten, er ergebe sich daraus, 
daß in der betreffenden Branche ein ausnahmsweise geringes An- 
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gebot von „Unternehmerleistungen“ vorhanden sei u. dgl. m. 
Geradezu erheiternd ist die Art und Weise, wie H.v. Mangoldt 
den Unternehmergewinn erklärt. Nach seiner Auffassung setzt 
sich der Unternehmergewinn aus nicht weniger denn vier Bestand- 
teilen zusammen: aus einer Gefahrprämie, aus dem Unternehmer- 
lohn, dem Unternehmerzins und der Unternehmerrente. Die 
Unternehmerrente zerfällt aber wieder in drei Unterarten, näm- 
lich in die Unternehmerlohnrente, die Unternehmerzinsrente und 
die Großunternehmerrente Und weil dies noch nicht genug ist, 
unterscheidet vv. Mangoldt noch überdies eine „Unternehmer- 
rente im engeren Sinne“. — Schade, daß v. Mangoldt hierbei 
stehen blieb; vielleicht wäre es ihm bei einigem Nachdenken doch 
gelungen, noch einige Dutzend feiner Unterscheidungen mehr auf- 
zufinden! 

4. Die Vertreter des sog. wissenschaftlichen Sozialismus endlich 
(Rodbertus, Marx, Lassalle und ihre Anhänger) lehren 
bekanntlich, daß der Unternehmergewinn (und nicht nur dieser, 
sondern ebenso die Grundrente und der Gewinn aus dem Kapital) 
auf die Ausbeutung des Arbeiters zurückzuführen sei, dem eigent- 
lich und von Rechts wegen der sog. „volle Arbeitsertrag‘“ gebühre. 

Der Unternehmergewinn privatwirtschaftlich betrachtet. Hät- 
ten die betreffenden Herren die Gabe besessen, etwas weniger 
theoretisch und ein klein wenig mehr praktisch zu denken, so 
hätten sie zu der Erkenntnis gelangen müssen, daß — wie oben 
wiederholt nachdrücklich betont wurde — der Pachtschilling not- 
wendig kleiner als die eigentliche Grundrente, der Kapitalzins not- 
wendig kleiner als der Kapitalertrag und der Arbeitslohn. not- 
wendig kleiner als der eigentliche Arbeitsertrag sein muß. In 
dieser Differenz besteht der Unternehmergewinn; er wäre aber 
ganz unmöglich, wenn der Unternehmer gezwungen wäre, die volle 
Grundrente, den vollen Kapitalertrag und den vollen Arbeits- 
ertrag hinauszuzahlen. Und nur die Frage entsteht hier, wieso es 
kommt, daß dem Unternehmer die gedachten drei „Produktions- 
faktoren“ um einen geringeren Preis überlassen werden, als er sie 
selbst verwertet. Die Ursache ist eine sehr einfache und liegt darin, 
daß der Unternehmer besser versiert ist, als seine drei Partner. 

Der Unternehmer versteht eben das Geschäft besser, als die ge- 
dachten drei Personen, und ist daher imstande, diese drei Personen 
mit fixen Renten abzufinden und das Risiko des Geschäftes auf sich 


518 V. Kapitel. 


zu nehmen. Die Rechnung ist in allen Fällen die nämliche, ob es 
sich um die Pachtung eines Landgutes o. dgl., um ein Gelddarlehen 
zu Erwerbszwecken oder Arbeitsmiete (locatio — conductio 
operarum) handelt. Der Unternehmer sieht einen Mann, der aus 
seinem Vermögen oder aus seinen Arbeitsleistungen soundso viel 
herauswirtschaftet. Der Unternehmer versteht das Geschäft besser 
. und sagt sich, daß er aus dem Vermögen oder aus den Arbeits- 
leistungen mehr herauswirtschaften wird, und bietet daher dem 
' Betreffenden eine fixe Summe, die aber selbstverständlich niedriger 
ist als der Betrag, den er (der Unternehmer) herauszuwirtschaften 
hofft. Und der andere begnügt sich mit einer niedrigeren Summe, 
weil er der Mühe und Sorge enthoben wird, wie er sein Vermögen 
oder seine Arbeitskraft verwerten soll. 

Der Unternehmergewinn volkswirtschaftlich betrachtet. In 
Utopien müßte die Regierung bestimmen, was und wieviel von 
jeder Sorte produziert werden muß, und selbstverständlich hätte 
die Regierung dafür zu sorgen, daß diese ihre Befehle von den 
Bürgern auch ausgeführt werden. Und um zu zeigen, daß letzteres 
nicht immer leicht fallen dürfte, wurde an früherer Stelle der Fall 
eines Eisenbahnbaues in Utopien als Beispiel zitiert und darauf 
hingewiesen, daß die Regierung dort kein Machtmittel besäße, den 
Bahnbau durchzuführen, wenn die Bürger sich weigern würden, 
die damit verbundene Arbeitslast auf sich zu nehmen. Nun, diese 
beiden Aufgaben, die in Utopien der Regierung zufallen würden, 
die vollführt in der heutigen Volkswirtschaft der Unternehmer. Er 
bestimmt einmal, was und wieviel produziert werden soll, und mit 
seinen blanken Gold- und Silberstücken bringt er im Handum- 
drehen das (in Utopien so schwierige) Kunststück zuwege, daß die 
Leute sich blind seinen Anordnungen fügen und nach seinem Plane 
harmonisch zusammenarbeiten. Dafür, für dieses „Herrsein“, 
gebührt dem Manne ein Lohn, und er bezieht diesen Lohn in der 
heutigen Volkswirtschaft in der Form des Unternehmergewinnes. 
Freilich stammt dieser Unternehmergewinn — wie Rodbertus, 
Marx und Lasalle lehren — zum Teile aus einer Ausbeutung 
der Arbeiter, aber diese Ausbeutung darf darum noch lange nicht 
drückend und ungerecht sein. Rodbertus selbst lehrt, daß 
mehrere Menschen, die nach einem einheitlichen Plane zusammen- 
wirken, viel mehr produzieren, als wenn jeder von ihnen für sich 
und unabhängig von den andern produzieren würde. Bringt also 
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der Unternehmer mit seiner Intelligenz und mit seinem Gelde es 


zuwege, daß die Leute zusammenwirken und so viel mehr produ- 
zieren, so ist es nur gerecht, wenn der Unternehmer hierfür seinen 
Lohn erhält, und es liegt keine Ungerechtigkeit darin, wenn der 
Unternehmer an jenem Superplus an Produktion mit partizipiert 
und einen Teil desselben als Lohn bezieht. 

Die Funktion, die der Unternehmer auf sich nimmt, wird von 
Julius-Wolf (Sozialismus und kapitalistische Gesellschafts- 
ordnung“, Stuttgart 1892, 8.427 ff.) sehr hübsch illustriert, wenn 
er sagt, daß der Unternehmer nicht nur eventuell sein Unter- 
nehmen selbst leitet (notwendig ist dies nicht, denn es kommt oft 
genug vor, daß der Unternehmer sein Unternehmen durch einen 
bestellten Direktor leiten läßt), sondern daß er häufig auch noch 
überdies die Rolle eines „Goldsuchers‘ oder ‚„Schatzgräbers“, eines 
„Pioniers des technischen Fortschrittes“ und eines „Wellen- 
brechers“ übernimmt. Bezüglich der Funktion als „Goldsucher“ 
oder „Schatzgräber“ verweist Wolf insbesondere auf die zahl- 
reichen Bergwerksunternehmer, die oft Tausende und Zehn- 
tausende für Bohrversuche ausgeben, ehe es ihnen gelingt, eine 
abbauwürdige Lagerstätte nutzbarer Mineralien aufzufinden. Als 
„Pioniere des technischen Fortschrittes‘“ bezeichnet er jene Unter- 
nehmer, welche — ähnlich den „Goldsuchern“ oder ,‚Schatz- 
gräbern‘‘ — oft bedeutende Summen daran wagen, um eine neue 
technische Erfindung zu verwerten. „Wellenbrecher“ endlich 
nennt er die Unternehmer, die in schlechten Geschäftszeiten ihr 
Unternehmen mit Schaden weiterbetreiben, bis wieder günstigere 
Zeiten kommen, und in der Zwischenzeit ihre Angestellten über 
Wasser halten. 

Eine von der gangbaren ziemlich abweichende Auffassung von 
dem Wesen des Unternehmergewinnes hat Schumpeter!). Er 
geht davon aus, daß man theoretisch zwischen einer statischen oder 
stationären und einer dynamischen oder in der Entwicklung be- 
griffenen Volkswirtschaft unterscheiden müsse. Eine statische 
Volkswirtschaft ist eine solche, die von Jahr zu Jahr gleiehbleibt. 
Es werden jahraus, jahrein die nämlichen Güter erzeugt, die Pro- 
duktionsmethoden bleiben immer die gleichen und es wird immer 


genau so viel produziert, als die Bevölkerung braucht. Mit anderen 


1) Dr. Josef Schumpeter, Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung 
Leipzig 1912. 
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Worten, das gesamte Wirtschaftsleben spielt sich automatisch ab, 
wie ein Uhrwerk, das einmal in Bewegung gesetzt wurde. In einer 
derartigen Volkswirtschaft, in der sich alles von selbst abwickelt, 
ist begreiflicherweise für einen Unternehmer kein Platz, hier gibt 
es auch keinen Unternehmergewinn. In einer solchen Volkswirt- 
schaft gibt es nach Schumpeter auch keinen eigentlichen Ka- 
pitalisten und demgemäß auch keinen Kapitalszins. 

In dieser Volkswirtschaft taucht plötzlich ein Mann auf, der 
eine kraftvolle Natur ist und Ideen hat, und der Neues, d. h. neue, 
bisher in diesem Lande unbekannte Güter oder bekannte Güter in 
einer neuen Weise produzieren will. Er erwirbt die erforderlichen 
Rohstoffe und Arbeitskräfte, die er ihrer bisherigen Verwendung 
entzieht; er läßt die gewünschten Güter produzieren und bringt 
sie auf den Markt. Entsprechen diese Güter einem Bedürfnisse, 
so wird unser Mann sie gut verkaufen und einen Extragewinn über 
die Produktionskosten hinaus, einen Unternehmergewinn erzielen 
und wird auch in der Lage sein, der Bank, die ihm das erforder- 
liche (Kredit-)Geld zur Verfügung gestellt hat, einen Zins zu 
zahlen. Eine derartige in der Entwicklung (in Bewegung, im 
Vorwärtsschreiten) begriffene Volkswirtschaft ist eine dynamische. 
In dem Maße, als dieses neue Unternehmen sich einlebt und festigt 
und Nachahmung findet, wird es „statisch“ und verschwindet der 
Unternehmergewinn. Nach Schumpeter ist also der Unter- 
nehmergewinn (und der Zins) eine vorübergehende Erscheinung, 
die nur der dynamischen Volkswirtschaft eigen ist, und die in dem 
Maße verschwindet, als das neue Unternehmen sich einlebt und 
anfängt, zum eisernen Inventar der betreffenden Volkswirtschaft 
zu gehören. 


VI, Das Verhältnis der verschiedenen Einkommens- 
zweige zueinander. 


Die Produktion und die sog. Verteilung der Güter vollzieht sich 
in der heutigen Volkswirtschaft — wie hier wiederholt hervorge- 
hoben wurde — in der Weise, daß der Unternehmer im Wege des 
Vertragsabschlusses die Verfügung über die erforderlichen Grund- 
stücke, über das erforderliche Kapital und über die Arbeitskräfte 
erwirbt und nun Güter produzieren läßt, die infolge jener Vertrags- 
abschlüsse nach der geltenden Rechtsordnung in sein Eigentum 


VI. Das Verhältnis der verschiedenen Einkommenszweige zueinander. 591 


übergehen. Aus dem Erlöse seiner Produkte bezahlt er an den 
- Grundbesitzer die „Grundrente“ (richtiger: den Pachtschilling), 
an den sog. Kapitalisten den Zins und an den Arbeiter den Lohn 
(eventuell zahlt er diese Beträge auch an sich selbst). Ein etwa 
übrigbleibender Rest gehört dem Unternehmer und bildet seinen 
„Unternehmergewinn“. Damit ist die Frage nach der relativen 
Höhe dieser vier Einkommenszweige, d. i. die Frage von selbst ge- 
geben, wer relativ mehr, wer relativ weniger bekommt, ob der Un- 
ternehmer, der Grundbesitzer, der sog. Kapitalist oder der Arbeiter. 

Diese Frage wurde denn auch schon von den älteren Vertretern 
unserer Wissenschaft aufgeworfen und zu beantworten versucht. 
Aber da jene Männer durchgehends der Anschauung huldigten, daß 
der Preis durch das sog. „freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte“ 
(d. i. durch „Angebot und Nachfrage‘) mit sozusagen naturgesetz- 
licher Notwendigkeit festgesetzt werde, so waren sie nicht imstande, 
sich zu einem richtigen Verständnisse der vorliegenden Frage 
durchzuringen. Vor dem Popanz ‚Angebot und Nachfrage‘ blieben 
sie regelmäßig respektvoll stehen und wagten sich bestenfalls an 
die schüchterne Beantwortung der Frage, ob und inwiefern eine 
Veränderung in dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage auf 
die Höhe dieser Einkommenszweige einwirke. Z 

Die Lehre Ricardos und John Stuart Mills. 
Schon Ricardo hatte sich die Frage vorgelegt, wie eine Verände- 
rung im Angebot oder in der Nachfrage auf die Höhe der Einkom- 
menszweige zurückwirke; noch eingehender tat dies J. St. Mill. 
Und da die Veränderungen im Angebot und in der Nachfrage !n 
der Regel, d. i. bei wirtschaftlich vorwärtsschreitenden Völkern, 
aus der Zunahme der Bevölkerung, aus der Vermehrung des Ka- 
pitals und aus Verbesserungen im Produktionsprozeß hervorgehen, 
so legt sich Mill die Frage vor, wie diese Momente auf das „Ein- 
kommen“ der Grundbesitzer, der Kapitalisten und der Arbeiter 
zurückwirken. Das Ergebnis seiner Erörterung ist das folgende: 

1. Eine Vermehrung der Bevölkerung bei gleichbleibender Ka- 
pitalmenge und Produktionsweise ist identisch mit einer Vermeh- 
rung des Angebots von „Händen“, also mit einem Sinken des Ar- 
beitslohnes.. Der Rückgang des Arbeitslohnes bedeutet zelbstver- 
ständlich ein Steigen des Kapitalgewinnes. Die Zunahme der Be- 
 völkerung andererseits bedeutet eine steigende Nachfrage nach 
Bodenprodukten, d. h. also ein Steigen der Grundrente. In einem 
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derartigen Falle also geht es den Grundbesitzern und den Kapita- 
listen gut, den Arbeitern hingegen schlecht. 

2. Eine Vermehrung des Kapitals bei gleichbleibender Bevölke- 
rung und Produktionsweise bedeutet eine gesteigerte Nachfrage 
nach Arbeitskräften (denn das neu gebildete Kapital sucht nach 
Verwendung) und damit eine Steigerung des Arbeitslohnes, welch 
letztere umgekehrt eine Verminderung des Kapitalgewinnes reprä- 
sentiert. Andererseits aber wollen die besser gelohnten Arbeiter 
besser leben, und dies repräsentiert eine gesteigerte Nachfrage nach 
Bodenprodukten bzw. eine Steigerung der Grundrente. Das Fazit 
in diesem Falle also ist: Arbeitslohn und Grundrente steigen, der 
Kapitalgewinn vermindert sich. 

3. Eine Vervollkommnung der Produktionsweise bei gleichblei- 
bender Bevölkerung und Kapitalmenge bewirkt eine Vergrößerung 
des Angebotes von Produkten und damit ein Sinken ihres Preises. 
Indes muß man hier unterscheiden: 

a) Betrifft die Vervollkommnung des Produktionsverfahrens 
lediglich die gewerbliche Produktion, so sinkt der Preis der Ge- 
werbeprodukte. Der Geldlohn der Arbeiter und das Geldeinkommen 
der Kapitalisten steigt zwar nicht, aber das Realeinkommen dieser 
beiden Klassen steigt, weil sie nun für ihr Geld mehr Industrie- 
produkte kaufen und daher besser leben können. Die Grundbesitzer 
dagegen profitieren zweimal. Einmal können sie — ebenso wie die 
Arbeiter und die Kapitalisten — für das nämliche Geld jetzt mehr 
Industrieerzeugnisse kaufen als früher, und sodann repräsentiert 
die vergrößerte Produktion von Industrieartikeln eine vermehrte 
Nachfrage nach Bodenprodukten (Rohstoffen) und damit eine 
Steigerung der Grundrente. | 

b) Betrifft die Vervollkommnung des Produktionsverfahrens 
lediglich die landwirtschaftliche Produktion, so bedeutet dies eine 
Vergrößerung des Angebotes von Bodenprodukten und damit ein 
Sinken ihres Preises, d. h. also einen Rückgang der Bodenrente. 
Dagegen profitieren die Arbeiter und die Kapitalisten — deren 
Geldeinkommen allerdings das gleiche bleibt —, weil die Lebens- 
mittel im Preise gesunken sind. 

4. Bewegen sich alle diese Veränderungen in gleicher Richtung 
und in gleichem Grade, so kompensieren sie sich gegenseitig und 
haben lediglich die Wirkung, daß nunmehr auf der nämlichen Bo- 
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denfläehe eine größere Menschenmenge — aber freilich nicht 
besser — als früher leben kann. | 

Die Lehre von Oarey und Bastiat. Nach der An- 
sicht dieser beiden Schriftsteller wird der Wert aller Güter be- 
stimmt durch die Reproduktionskosten derselben, und dies gilt ganz 
besonders von den Produktionswerkzeugen. Die Anfertigung des 
ersten Werkzeuges kostete den Urmenschen weit mehr Anstrengung 
als die des zweiten, und zwar aus dem Grunde, weil bei der Anferti- 
gung des zweiten Werkzeuges das erste schon benutzt wurde und 
die Arbeit erleichtert hat. Aus diesem Grunde kann auch das 
zweite Werkzeug schon vollkommener zein als das erste, und dies 
gilt selbstverständlich von jedem folgenden Werkzeuge. Je bessere 
Werkzeuge aber der Mensch in der Hand hat, um so leichter, um 
so mehr und um so bessere Genußgüter kann er herstellen. Dem- 
gemäß unterliegt denn der (prozentuale) Ertrag des Kapitals nach 
Üarey einem steten Sinken. Das gleiche gilt von der Grund- 
rente, weil ja— wie Üarey lehrt — die Menschen anfänglich den 
mindest ergiebigen Boden in Kultur genommen haben und im Lauf 
der Zeit immer fruchtbarere Böden in Kultur nehmen, so daß der 
Naturalertrag des Bodens (die Menge der Bodenprodukte) konti- 
nuierlich steigt, womit umgekehrt die Bodenrente (in Prozenten 
gerechnet) fortwährend sinkt. 

Der Kern dieser Lehre also ist: Das Nationalprodukt (Carey 
und Bastiat gebrauchen allerdings diesen Ausdruck nicht, son- 
dern sprechen immer nur von der Menge der jährlich hergestellten 
Boden- und Industrieprodukte) wird infolge der fortwährenden 
Vervollkommnung der Maschinen, Werkzeuge usw. von Jahr zu 
Jahr größer. Demgemäß steigt auch kontinuierlich der auf die 
Grundbesitzer und Kapitalisten entfallende Teil dieses National- 
produktes, aber die Quote wird aus den oben angegebenen Gründen 
von Jahr zu Jahr kleiner. Dagegen wächst der auf die Arbeiter 
entfallende Teil nicht nur absolut, sondern auch relativ (die auf 
sie entfallende Quote wird von Jahr zu Jahr größer). 

Das gerade Gegenteil hiervon lehren die Begründer des sog. 
„wissenschaftlichen Sozialismus“, Rodbertus, Marx und 
Lassalle. Speziell nach der Darstellung von Rodbertus 
verhält sich die Sache wie folgt: Der Arbeiter erhält wegen der 
erdrückenden Konkurrenz, die sich die Arbeiter gegenseitig be- 
reiten (wegen des übergroßen Angebots von Arbeitskräften) immer 
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nur das Existenzminimum. Die in jedem industriellen Unter- 


nehmen vereinigten und zusammenarbeitenden Arbeiter produ- 


zieren jedoch viel mehr, als ihr Existenzminimum beträgt, und 
dieser ganze Überschuß an Produkten fließt in die Tasche des Un- 
ternehmers (des Grundbesitzers und des Kapitalisten). Nun wächst 
infolge der steten Vervollkommnung der Maschinen und Werkzeuge 
das Nationalprodukt von Jahr zu Jahr. Da aber die Arbeiter immer 
nur das Existenzminimum erhalten, so fließt der ganze von Jahr 
zu Jahr steigende Überschuß der Produktion den Grundbesitzern 
und Kapitalisten zu. Die Arbeiter erhalten zwar immer das Exi- 
stenzminimum, weil aber das Nationalprodukt immer größer und 
erößer wird, wird die auf die Arbeiter entfallende Quote des Na- 


tionalproduktes von Jahr zu Jahr kleiner. Um so vorteilhafter ge- 


staltet sich die Lage der Grundbesitzer und der Kapitalisten, denn 
der auf sie entfallende Teil des Nationalproduktes wird nicht nur 
absolut, sondern auch relativ immer größer (die auf sie entfallende 
Quote wächst kontinuierlich). 

Betrachtet man die vorstehenden Theorien mit kritischen 
Blicken, so zeigt sich’s, daß sie alle zusammen an einem ganz kolos- 
salen prinzipiellen Mangel leiden, denn es zeigt sich, daß keine der- 
selben das eigentliche Wesen der sog. „Verteilung des Volkseinkom- 
mens“ richtig erfaßt hat. Alle genannten Autoren stellen sich 
nämlich sozusagen auf einen ganz harmlosen und friedlichen Stand- 
punkt und legen sich gewissermaßen die kindlich naive Frage vor: 
„Wie teuer kann denn unter den gegebenen Verhältnissen jede der 
beteiligten Parteien, nämlich der Grundbesitzer, der Kapitalist 
und der Arbeiter (zu denen eventuell als vierter der Unternehmer 
kommt), seine persönliche Mitwirkung oder die Mitwirkung seines 


Vermögensbesitzes bei der Produktion verkaufen‘ Als ob hier 


vier wohlerzogene und friedliebende kleine Mädchen einander 
gegenüberstehen würden, die in der sittsamsten und liebenswürdig- 
sten Weise ihre Puppen, Puppenkleider, Puppenküchengeschirr 
u. dgl. gegeneinander tauschen. In Wirklichkeit liegt hier ein ganz 


wilder Kampf (fast möchte man sagen: eine ganz wüste Rauferei 


und Prügelei) um die gemeinsame Beute vor; ein Kampf, der in der 
Regel nicht (mitunter aber auch tatsächlich) mit Knütteln und 
Messern, wohl aber mit allen Mitteln der Hinterlist, Tücke und 
mit der größten Grausamkeit geführt wird, ein Kampf, in dem die 
im Menschen steckende Bestie mitunter so unverhüllt und vehement 
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hervorbricht, daß oft genug Polizei, Militär, Staatsanwalt und 
Strafrichter aufgeboten werden müssen, um die Kämpfenden in 
die ihnen durch das Gesetz gezogenen Schranken zu verweisen. 
Liegt aber ein derartiger Kampf vor, dann kann man, wenn man 
den Ausgang desselben prognostizieren will, sich nicht auf das an- 
gebliche Gesetz von Angebot und Nachfrage und andere derartige 
schöne Dinge berufen. 

Der zweite Fehler, den zwar die Begründer des sog. wissenschaft- 
lichen Sozialismus vermieden, den aber die älteren Vertreter un- 
serer Wissenschaft begangen haben, liegt darin, daß sie es unter- 
lassen haben, ganz präzis die Frage zu erörtern, wer von den kämp- 
fenden Parteien die stärkere, wer die schwächere Position ein- 
nimmt. Erst wenn man sich über diese Frage klar geworden ist, 
kann man mit einiger Wahrscheinlichkeit über die Chancen des in 
Rede stehenden Kampfes urteilen. 

Was nun zunächst diese zweite Frage anbelangt, so stehen sich 
drei Parteien, die Grundbesitzer, die sog. Kapitalisten und die Ar- 
beiter, gegenüber. (Vom Unternehmer als einer vierten Partei 
kann man absehen, da er in der Praxis zumeist selbst entweder der 
Klasse der Grundbesitzer oder der der Kapitalisten angehört. ) 
Würden sich diese drei Parteien als reine Typen oder Schemen 
derart gegenüberstehen, daß die einen nichts als Grundbesitzer, die 
anderen nichts als Kapitalisten und die dritten nichts als Arbeiter 
wären, so also, daß der Grundbesitzer auch nicht eine Stecknadel 
oder nicht einen baren Heller an Kapital besäße und absolut arbeits- 
unfähig wäre; daß der sog. Kapitalist auch nicht einen Blumen- 
topf voll Erde besitzen könnte und gleichfalls absolut arbeitsunfähig 
wäre; und daß der Arbeiter absolut nichts als seine Arbeitskraft 
besäße; und stünden überdies diese drei Gruppen von Personen als 
fest geschlossene und unbedingt solidarisch auftretende Parteien 
‘einander gegenüber, so wären sie geichstarke und einander eben- 
bürtige Gegner. Sie wären alle drei gleich dringend aufeinander 
angewiesen; der Grundbesitzer könnte von seinem eventuell noch 
so großen Grundbesitz auch nicht eine einzige Erdbeere pflücken 
und genießen. Der sog. Kapitalist zöge aus seinem eventuell noch 
so großen Kapitalbesitz auch nicht einen einzigen Heller Rente, 
und der absolut besitzlose Arbeiter könnte — selbst wenn er ein 
Herkules an Kraft wäre — erst recht verhungern. Würden also 
unter diesen Umständen die gedachten drei Gruppen von Personen 
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zusammentreten, um sich über die Produktion von Gütern zu 
einigen, so müßte jede dieser drei Gruppen den beiden anderen 
Gruppen billige Bedingungen zugestehen, und man könnte an- 
nehmen, daß die Verteilung des gemeinsam erzielten Produktes (des 
Nationalproduktes) eine annähernd gerechte wäre. 

In der Wirklichkeit liegen die Dinge allerdings zumeist anders. 
Der Grundbesitzer besitzt in der Regel außer seinen Grundstücken 
noch das erforderliche Wirtschaftsinventar und kann selbst und mit 
Hilfe seiner Familienangehörigen seine Felder wenigstens teilweise 
bestellen. Er ist also wenigstens vor der Gefahr des Hungertodes 
geschützt. Der sog. Kapitalist besitzt Arbeitsstoffe und Werkzeuge 
- und ist (in der Regel, d. h. wenn er nicht krank oder gebrechlien 
ist) überdies arbeitsfähig; er kann also selbst oder mit Hilfe seiner 
Angehörigen zwar keine Lebensmittel, wohl aber andere Genuß- 
güter produzieren, die er beim Grundbesitzer gegen Lebensmittel 
umtauschen kann. Der Arbeiter dagegen (d. h. die große Masse 
der eigentlichen Arbeiter) befindet sich in der ungünstigten Lage, 
weil er mit seiner bloßen Arbeitskraft auch nicht eine einzige Steck- 
nadel herstellen kann. | 

Der Grundbesitzer nimmt also die stärkste Position ein, denn 
er kann, selbst wenn er auf die Mitwirkung des Kapitalisten und 
des Arbeiters verzichtet, doch wenigstens kümmerlich leben. Über- 
dies ist wenigstens theoretisch der Fall denkbar, daß alle übrigen 
Klassen verhungern müßten, wenn ihnen die Grundbesitzer keine 
Lebensmittel verkaufen wollten. Das heißt mit anderen Worten, 
die Grundbesitzer könnten, wenn sie sich koalieren wollten, die 
übrigen Bevölkerungsklassen in der denkbar grausamsten Weise 
bewuchern, weil sie den gesamten Boden besitzen und es daher 
(selbstverständlich immer nur theoretisch gesprochen) in ihrer 
Macht liegt, die Preise der Lebensmittel beliebig hoch festzusetzen. 

Die sog. Kapitalisten, d. i. die Besitzer des sonstigen Vermögens 
(mit Ausschluß des Grund und Bodens), nehmen die zweitstarke 
Position ein, denn sie können, wenn sie auf die Mitwirkung der 
Arbeiter verzichten, wenigstens eine beschränkte Menge von Ge- 
nußgütern mit ihrer eigenen Arbeitskraft herstellen. Und da sich 
unter den Grundbesitzern immer irgendwelche befinden werden, 
welche den Wunsch haben werden, wenigstens einige Gewerbe- 
erzeugnisse zu besitzen, die das Leben angenehmer gestalten, so 
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werden die Kapitalisten immer irgendwelche Abnehmer für ihre 
gewerblichen Erzeugnisse finden. 

Die schwächste Position ist, wie gesagt, die der Arbeiter, die, 
auf sich allein angewiesen, ohne Grundstücke, ohne Arbeitsstoffe 
und ohne Werkzeuge absolut keine Güter zu produzieren imstande 
sind. Die Begründer des sog. wissenschaftlichen Sozialismus haben 
diese Schwäche der Position der Arbeiter richtig erkannt und auf 
dieselbe ihre Lehre von der Ausbeutung der Arbeiter aufgebaur. 

Es erübrigt somit nur, das Verhältnis der Grundbesitzer gegen- 
über den Kapitalisten klarzustellen. Die älteren Vertreter unserer 
Wissenschaft haben zwar wiederholt den Versuch gemacht, auch 
diese Frage zu beantworten, aber sie vermochten es nicht, sich zu 
voller Klarheit durchzuringen. Sie gelangten einmal bis zu dem 
Satze, daß die Grundrente mit zunehmender Bevölkerung fort- 
während steige, und daß der „Kapitalzins‘“ mit der Zunahme des 
Volkswohlstandes kontinuierlich sinke. Und dieser Satz ist falsch. 
Zum zweiten verirrten sie sich — wie speziell Ricardo — in scıo- 
lastische Erörterungen über die ungleiche Fruchtbarkeit der 
Grundstücke und die angebliche Einheit und Gleichheit des ‚‚Zin- 
ses“ im ganzen Lande u. dgl. m.; kurz, sie verloren sich in lauter 
scholastische Spitzfindigkeiten und kamen vor lauter Stubengelchr- 
samkeit nicht dazu, das eigentliche Wesen des Grundbesitzes einer- 
seits und des sonstigen werbenden Vermögensbesitzes (industrielle 
und kaufmännische Unternehmungen) andererseits richtig zu er- 
fassen. | 

Die Behauptung, daß die Grundrente die Tendenz habe, konti- 
nuierlich zu steigen, ist, wie gesagt, falsch. Indes muß man, um 
gerecht zu sein, zugeben, daß die damaligen Zeitverhältni®se den 
Vertretern dieses Satzes recht gaben. Seit den Verwüstungen, die 
der Dreißigjährige Krieg in Mitteleuropa angerichtet hatte, wuchs 
— wie oben hervorgehoben wurde — die Bevölkerung Europas 
kontinuierlich, und die Folge hiervon war eine stetig steigende 
Nachfrage nach Bodenprodukten und ein kontinuierliches Steigen 
der Grundrente. Seit ungefähr der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
hat sich jedoch das Blatt gewendet, weil seither kontinuierlich stei- 
gende Mengen des billigeren osteuropäischen und überseeischen Ge- 
treides auf den west- und mitteleuropäischen Markt gelangen. Seit 
jener Zeit ist die Krisis der europäischen Landwirtschaft eine per- 
manente, ist der Rückgang der Grundrente in Europa zu einer 
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allgemein anerkannten, von niemandem mehr geleugneten Tatsaclıe 
geworden. Und das Bemerkenswerteste (um nicht zu sagen: das 
Traurigste) an der Tatsache ist, daß wir heute erst am Anfange 
dieser Entwicklung stehen. Denn jetzt beginnt auch Argentinien 
sein Getreide auf den europäischen .Markt zu bringen; wenn dann 
in einiger Zeit die übrigen südamerikanischen Staaten ein gleiches 
tun werden, wenn ferner die neu hergestellte sibirische Eisenbahn 
das ganze südliche Sibirien dem Weltverkehr anschließen wird; 
wenn dann später Australien und der ganze „schwarze Weltteil“ 
Getreide produzieren und auf den Weltmarkt bringen werden, so 
ist das Ende dieses Entwicklungsganges gar nicht abzusehen. Hierzu 
kommt sodann der fernere Umstand, daß wir heute nicht wissen 
können, ob in irgendeiner Zukunft nicht wissenschaftliche Ent- 
deckungen gemacht werden, welche es ermöglichen, das Erträgnis 
der Grundstücke in ungeahnter Weise zu steigern. Vorläufig also 
können wir nichts weiter sagen, als daß Perioden steigender und 
sinkender Grundrente miteinander abzuwechseln scheinen. Sollte 
es den Fortschritten der Ohemie gar gelingen, die betreffenden 
Kohlenstoffverbindungen, d. h. die sog. organischen Körper, auf 
künstlichem Wege darzustellen, so wird man der ganzen Grund- 
rententheorie überhaupt einen Grabstein setzen können, und zwar 
gleichgültig, ob mit der Thünenschen Inschrift „Vap“ oder 
ohne eine solche. 

Daß die Behauptung von dem Sinken des Kapitalzinses mit dem 
Steigen des Volkswohlstandes unrichtig ist, wurde schon oben her- 
vorgehoben. 

Wasssodann den eigentlichen Unterschied zwischen dem Grund- 
besitze und dem sonstigen werbenden Vermögensbesitze anbelangt, 
so ist derselbe nicht entfernt in der ungleichen natürlichen Frucht- 
barkeit und den sonstigen geistreichen Eigentümlichkeiten der 
Grundstücke, die Riecardos Forschergeist entdeckt und der 
dankkeren Mit- und Nachwelt überliefert hat, sondern nach einer 
ganz auderen Richtung hin zu suchen. Der Unterschied liegt ein- 
fach darin, daß der Grund und Boden von der Natur gegeben ist, 
und daß daher seine Menge weder vermehrt noch vermindert wer- 
den kann, während der sonstige werbende Vermögensbesitz (gewerb- 
liche und kaufmännische Unternehmungen) von Menschen ge- 
schaffen und daher — wie man zu sagen pflegt — einer „beliebigen“ 
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Vermehrung oder Verminderung fähig ist. Hierin liegt die Stärke, 
aber auch die Schwäche der einen und der anderen Vermögensform. 

Die weitere Frage, wessen Position die stärkere ist, ob die des 

"Grundbesitzers oder die des sog. Kapitalisten, wurde oben dahin 

beantwortet, daß Licht und Schatten hier ziemlich gleichmäßig ver- 
teilt ist. Bei aufsteigender Konjunktur befinden sich die Grund- 
besitzer in der günstigeren Lage, bei absteigender die sog. Kapita- 
listen» 

Die Behauptung, daß mit dem Steigen des Volkswohlstandes der 
Kapitalzins einem steten Sinken unterliege, ist — wie an früherer 
Stelle gezeigt wurde — falsch. 3 

Zwischen diesen an der Produktion beteiligten Parteien, den 
Grundbesitzern, den Besitzern des sonstigen werbenden Vermögens 

. (den sog. Kapitalisten) und den Arbeitern tobt der Kampf um die 
gemeinsame Beute, d. i. um die Verteilung des Nationalprodukts. 
(Von den Unternehmern als vierter Partei kann man, wie gesagt, 
absehen, weil sie in Wirklichkeit entweder der Partei der Grund- 
besitzer oder der der Kapitalisten angehören, also die gleichen Inter- 
essen verfolgen wie die betreffende Partei.) 

Am intensivsten ist der Kampf zwischen den besitzenden 
Klassen, d. i. den Grundbesitzern und den Kapitalisten, einerseits 
und den Besitzlosen, d. i. den Arbeitern, andererseits. Die beiden 
erstgenannten Klassen finden sich instinktiv zusammen, weil es 
jedesmal für die Stärkeren das bequemste ist, sich zusammenzutun 
und vereint über den oder die Schwächeren herzufallen. Die 
Schwäche der Arbeiter liegt in ihrer Besitzlosigkeit und ihrer Ver- 
einzelung. Wer ausschließlich auf sich selbst angewiesen ist und 
sofort hungern muß, wenn es ihm an diesem Tage nicht gelingt, 
eine Beschäftigung zu finden, der muß allerdings unter dem 
Drucke der Konkurrenz sich den allerhärtesten Lohn- und sonstigen 
Arbeitsbedingungen fügen und ist für den Arbeitgeber (den Grund- 
besitzer oder Kapitalisten) ein überaus willkommenes Ausbeu- 
tungsobjekt. Soll daher den Arbeitern als Klasse geholfen werden, 
so müssen diese beiden Grundursachen ihrer Schwäche beseitigt 
werden. Die Arbeiter — und zwar die englischen voran — haben 
dies denn auch instinktiv richtig herausgefühlt und sich zu Gewerk- 
vereinen zusammengeschlossen. Das Bestreben dieser Gewerk- 
vereine ist demgemäß ein doppeltes. Sie sind einerseits bemüht, 
die Arbeiter jeder Branche zu einer festgeschlossenen, einheitlichen 
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Gruppe zusammenzufassen, um ein solidarisches Vorgehen der 
Arbeiter (speziell der Berufsgenossen) zu erzielen, bzw. umge- 
kehrt, um die Konkurrenz zu beseitigen, die die Arbeiter ich 
gegenseitig bereiten. Zum zweiten sind die Gewerkvereine bestrebt, 
gemeinsame Kassen zu schaffen, aus denen die beschäftigungslosen 
Genossen unterstützt und über Wasser gehalten werden sollen, da- 
mit sie der traurigen (die Gesamtheit der Berufsgenossen schädi- 
genden) Notwendigkeit überhoben seien, ihre Arbeitsleistungen 
bedingungslos um jeden Preis (sozusagen auf offenem Markte) aus- 
bieten zu müssen. | 

Die Arbeiter sind indes bei der Führung ihres Kampfes nicht 
mehr ausschließlich auf die eigene Kraft angewiesen, sie haben 
vielmehr heute einen Bundesgenossen an dem Staate gefunden, der 
sich seiner sozialen Aufgabe bewußt zu werden beginnt. Durch die 
Gesetzgebung über die Arbeit der Kinder, der jugendlichen und der 
weiblichen Arbeiter, über den Normalarbeitstag, eventuell über die 
Sonntagsruhe, sowie über die hygienische Einrichtung der Arbeits- 
räume wird wenigstens teilweise dafür gesorgt, daß die Gesundheit 
des Arbeiters einigermaßen geschützt und geschont wird. Die 
Gesetzgebung über die Arbeiterversicherung (Krankheits-, Unfall-, 
Alters- und Invalidenversicherung, sowie die tastenden Versuche, 
eine Versicherung gegen unverschuldete Arbeitslosigkeit einzu- 
führen) verfolgt den Zweck, dem Arbeiter wenigstens teilweise eine 
ähnliche Stellung zu verschaffen, wie sie der fix angestellte Beamte 
hat. Mag man auch heute von diesem Idealzustande noch sehr weit 
entfernt sein, so muß man doch zugeben, daß er durch die Arbeiter- 
versicherung angestrebt wird, und dies ist von ungeheurer Bedeu- 
tung, weil der fix Angestellte den Schwankungen des Arbeits- 
marktes entrückt ist. Er braucht nicht zu fürchten, daß er für 
seine Person und mit seiner Familie hungern muß, wenn er heute 
‚keine Arbeit findet; und braucht er dies nicht zu befürchten, so ist 
er auch der Notwendigkeit enthoben, seine Arbeitskraft auf dem 
Markte um jeden Preis bedingungslos anzubieten. 

Sodann kommen dem Arbeiter heute zwei andere Umstände zu 
Hilfe. Der eine ist der Übergang der industriellen Betriebe in die 
Hände von Aktiengesellschaften, und die Kartellierung oder Ver- 
trustung ganzer Industriezweige. Das Unbefriedigende in der 
Stellung des heutigen Arbeiters liegt darin, daß er sozusagen nur 
von heute auf morgen angestellt ist und schon morgen an die Luft 
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gesetzt sein kann, wenn sein Dienstgeber für ihn morgen keine Ver- 
wendung hat. Und die Ursache hiervon ist in dem Umstande zu 
suchen, daß unsere ganze industrielle Produktion in den Händen 
von privaten Unternehmern liegt, die bei dem anarchischen Zu- 
stande unsere heutigen Produktion selbst nur von heute auf morgen 
existieren und immer befürchten müssen, daß sie schon morgen von 
einem glücklicheren Nebenbuhler niederkonkurriert werden. Von 
Leuten, die sich selbst in einer so prekären Lage befinden, kann 
man unmöglich verlangen, daß sie ihren eigenen Bediensteten fixe 
Beamtenstellungen geben. Diesen privaten Unternehmern gegen- 
über nehmen schon die Aktiengesellschaften wegen ihres zumeist 
größeren Geschäftsfonds und sonst eine viel gesichertere Stellung 
ein, und tatsächlich macht sich auch die hocherfreuliche Erschei- 
nung — wenn auch vorläufig nur leise — bemerkbar, daß aus dem 
Kreise der etwas besser gestellten (niederen) Bediensteten der 
Aktiengesellschaften und sonstigen Großunternehmungen allmäh- 
lich ein neuer Mittelstand aufzukeimen beginnt. (In Wirklich- 
keit ist es auch gar nicht notwendig, daß der Mensch, um eine aus- 
kömmliche und zufriedene Existenz führen zu können, ein eigenes 
„Vermögen‘ besitze; es genügt eine entsprechende, aber fixe 
Stellung.) Noch leichter wäre es den kartellierten oder gar den 
vertrusteten Industrien, ihren Arbeitern und sonstigen Be- 
diensteten Beamtenstellungen zu geben; aber freilich müßte die 
Staatsgewalt ein entscheidendes Wort da mit dreinreden. 

Der zweite Umstand, der den heutigen Arbeitern zu Hilfe 
kommt, ist, daß bei den Kämpfen zwischen ihnen und den Arbeit- 
gebern (bei Streiks und Aussperrungen) sich die sog. öffentliche 
Meinung oft‘genug auf die Seite der Arbeiter stellt, d.h. daß das 
Publikum für die Arbeiter Partei ergreift, daß es sie mit Geld- 
spenden oder sonst unterstützt, daß hochgestellte und angesehene 
Personen zugunsten der Arbeiter intervenieren und ihnen auf diese 
Weise zum Siege verhelfen. 

Damit soll selbstverständlich nicht gesagt sein, daß die Stellung 
der Arbeiter eine ideale und beneidenswerte sei; aber soviel ist 
wohl unbedingt richtig, daß die Position der Arbeiter durchaus 
nicht allein von „Angebot und Nachfrage“ und ähnlichen angeb- 
lichen wirtschaftlichen „Gesetzen“ abhängt, sondern daß die Ar- 
beiter einen Kampf mit den Arbeitgebern führen, einen Kampf, 
dessen Ausgang wesentlich von dem Verhalten der Arbeiter selbst, 
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von dem Stande der Gesetzgebung und auch davon abhängt, ob die 
Arbeiter eventuell an anderen Bevölkerungsklassen Bundesgenossen 
finden oder nicht. Speziell der Gesetzgebung bleibt auf diesem 
Gebiete noch so manches zu tun übrig. In erster Reihe handelt es 
sich hier darum, daß die gesetzgebenden Faktoren die Gewerk- 
vereine der Arbeiter voll und ganz anerkennen. Die wesentlichste 
Waffe der Arbeiter besteht nicht darin, daß sie nach dem famosen 
Ricardoschen Rezept nicht heiraten, sondern darin, daß sie wie 
ein Mann dastehen und sich weigern, für ungenügende Löhne zu 
arbeiten, d.h. also, daß sie solidarisch auftreten und handeln. Diese 
Sohdarität kann aber nur dann erzielt werden, wenn die Vereini- 
gung alle Arbeiter der betreffenden Branche umfaßt, und wenn der 
Beschluß der Majorität für die Minorität bindend ist. Solange 
aber die Vereinigung der Arbeiter auf dem Prinzip der Freiwillig- 
keit beruht, und solange die Gesetzgebung auf dem halben Stand- 
punkte steht, daß sie die Arbeiterkoalitionen zwar gestattet, aber 
deren Verabredungen oder Beschlüsse für unverbindlich erklärt, 
sind den Arbeitern im Kampfe die Hände gebunden. 

Die beiden anderen Gruppen, die Grundbesitzer und die sog. 
Kapitalisten, beteiligen sich selbstverständlich auch ihrerseits an 
dem Kampfe um die Verteilung des Nationalproduktes, und zwar 
kämpfen sie einmal vereint miteinander gegen die Arbeiter. Sie 
kämpfen mit dreierlei Mitteln. Erstens benutzen sie die immer 
noch mangelnde Solidarität unter den Arbeitern, um diesen mög- 
lichst geringe Löhne zuzugestehen. Zum zweiten vereinigen sie sich 
(die Grundbesitzer allerdings vorläufig noch nicht recht, wohl aber 
die industriellen Unternehmer) ihrerseits zu Kampfgenossen- 
schaften (Gewerkvereine der Unternehmer), um die Vereinigungen 
der Arbeiter zu bekriegen und zu sprengen. Drittens aber — und 
darin liegt wohl ihre Hauptstärke — benutzen sie ihre soziale 
Stellung und ihren Einfluß im Staate und in den gesetzgebenden 
Körperschaften, um dem Zustandekommen einer energischen 
Arbeiterschutzgesetzgebung den möglichsten Widerstand entgegen- 
zusetzen. 

Andererseits fehlt es auch nicht an Beispielen, daß die beiden 
Gruppen der Grundbesitzer und der Kapitalisten, die den Arbei- 
tern gegenüber vereint und geschlossen auftreten, sich gelegentlich 
bei aller Freundschaft gegenseitig in die Haare geraten. Die Ge- 
legenheit hierzu ist auch gar zu verlockend. Die Grundbesitzer 
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befinden sich gegenwärtig infolge der herrschenden Agrarkrisis in 
einer sehr mißlichen Situation, und überdies sind sie nicht einig; 
denn einmal sind sie zu zahlreich, um alle Köpfe unter einen Hut 
zu bringen, und sodann ist die Kluft zwischen den Großgrund- 
besitzern und den Bauern zu groß, als daß sie so leicht überbrückt 
werden könnte. Die industriellen Unternehmer hingegen sind in 
ihren Kartellen und Unternehmerverbänden so ziemlich geeinigt, 
und so kann es denn nicht ausbleiben, daß die sog. Kapitalisten (die - 
gewerblichen und kaufmännischen Unternehmer) die günstige 
Gelegenheit benützen, um aus der Schwäche der Grundbesitzer 
Vorteil zu ziehen. Nur beispielsweise sei hier auf zwei Vorkomm- 
nisse dieser Art hingewiesen. Die Kartelle der industriellen Unter- 
nehmer begnügen sich nicht immer nur damit, die Preise ihrer 
Artikel zu erhöhen, sondern kehren oft genug ihre Spitze gegen die 
Produzenten der Rohstoffe, d. i. also gegen die Grundbesitzer, 
indem sie (wie dies bei den Kartellen der Zuckerfabriken gegen- 
über den Rübenbauern zunweilen vorkommt) die für die Rohstoffe 
zu bewilligenden Preise limitieren. Und wenn heute der Kampf 
der Agrarier gegen den sog. Terminhandel auf der ganzen Linie 
entbrannt ist, so beweist dies auch wieder, daß die Grundbesitzer 
sich ihrer Schwäche gegenüber dem organisierten Getreidehandel 
bewußt zu werden beginnen. Die Grundbesitzer empfinden es be- 
greiflicherweise sehr unangenehm, daß sie gegenüber den Getreide- 
händlern heute der schwächere Teil sind und daß ihnen die Ge- 
treidepreise von den Händlern diktiert werden. (Daß der Kampf 
gegen den sog. Terminhandel sich gegen eine falsche Adresse 
richtet und daß die Mittel zur Abhilfe nach einer anderen Richtung 
hin zu suchen sein dürften, ist für den vorliegenden Zweck gleich- 
gültig. Jedenfalls repräsentieren die Grundbesitzer heute den 
schwächeren Teil im Preiskampfe, und die notwendige Folge hier- 
von ist, daß sie ausgebeutet werden.) | 

Überblickt man das Gesagte, so kann man das Resultat der vor- 
stehenden Erörterung über die Verteilung des Nationalproduktes 
(des „Volkseinkommens“) ungefähr in folgende Sätze zusammen- 
fassen : 

1. Die Grundbesitzer in Europa waren etwa seit der Beendi- 
gung des Dreißigjährigen Krieges bis zur Mitte des 19. Jahr- 
hunderts die weitaus stärkste Partei im Kampfe um die Verteilung 
des Nationalproduktes, und es gelang ihnen — wie die kontinuier- 
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liche Steigerung der sog. Grundrente und die ebenso kontinuier- 
liche Steigerung des Wertes der Landgüter in jener langen Periode 
beweist —, den größten Teil des sog. Volkseinkommens an sich zu 
reißen. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, d. i. seit der Ausbrei- 
tung der Eisenbahner und der Vervollkommnung der sonstigen 
Kommunikations- und Transportanstalten, hat sich jedoch das 
Blatt für die europäischen Grundbesitzer gewendet; sie sind heute 
der Konkurrenz der Getreideproduzenten der übrigen Weltteile 
wehrlos preisgegeben. Der Druck dieser ungünstigen Konstellation 
wird dadurch noch wesentlich verschärft, daß die Grundbesitzer 
nicht geeint als eine geschlossene Partei dastehen und daß eine ein- 
heitliche Organisation derselben wegen ihrer übergroßen Anzahl 
und wegen der unter ihnen bestehenden großen sozialen Unter- 
schiede — Großgrundbesitzer einerseits, Bauern andererseits — 
nicht leicht durchzuführen ist. 

2. Die sog. Kapitalisten, d. i. die gewerblichen und kauf- 
männischen Unternehmer, repräsentieren heute die stärkste Partei, 
und zwar einmal wegen der ungeheuren Bedeutung, welche die 
Industrie und der Handel in der heutigen Volkswirtschaft erlangt 
haben, dann aber, weil diese Unternehmer in ihren zahlreichen 
Vereinigungen (Handels- und Gewerbekammern, Kartellen und 
Trusts, sonstigen Unternehmerverbänden und -vereinen) als ge- 
schlossene Gruppe dastehen und ihre Interessen mit vereinten 
Kräften zu wahren wissen. 

3. Die weitaus schwächste Gruppe waren bis ungefähr über die 
Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus wegen ihrer Besitzlosigkeit und 
ihrer Isolierung die Arbeiter. Seitdem jedoch die Arbeiter in rich- 
tiger Erkenntnis der Ursache ihrer Schwäche angefangen haben, 
sich berufsgenossenschaftlich zu einigen und zu gliedern, seit- 
dem ferner die verschiedenen Staaten angefangen haben, die 
berechtigten Interessen der Arbeiter im Wege der Gesetzgebung zu 
schützen, und seitdem die sog. öffentliche Meinung sich immer 
mehr und mehr auf die Seite der Arbeiter stellt, befindet sich diese 
Gruppe unleugbar in einer erfreulichen aufsteigenden Bewegung, 
die vorausichtlich ihr Ende noch lange nicht erreicht hat. 

4. Bekannt ist es endlich, daß eine gewisse Tendenz vorliegt, 
daß die kleinen Vermögen von den großen aufgesogen werden. 
(Vgl. speziell: Stephen Worms, Das Gesetz der Güterkonzen- 
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tration in der individualistischen Rechts- und Wirtschaftsordnung, 
Jena 1901.) 


VII. Die volkswirtschaftlichen Krisen. 
- Literatur im Artikel „Krisen“ des Handwörterbuchs der Staatswissenschaften. 

Das Wort „Krisis“ bedeutet in der Sprache der (älteren) 
Medizin den entscheidenden Wendepunkt im Verlaufe einer 
Krankheit oder, präziser ausgedrückt, denjenigen Zeitpunkt, in 
welchem der Verlauf einer Krankheit den Höhepunkt überschritten 
hat und konstatiert werden kann, daß eine Wendung zum Besseren 
eingetreten ist. Dieses Wort wurde dann auf das national- 
ökonomische Gebiet übertragen, bedeutet aber hier nicht so sehr den 
Moment einer Wendung zum Besseren, als vielmehr die wirtschaft- 
liche Erkrankung oder Krankheit überhaupt. Wenn man nämlich 
erwägt, daß die heutige Volkswirtschaft einen überaus kompli- 
zierten Organismus repräsentiert, in welchem unzählige Hände 
und Prozesse ineinandergreifen müssen, ehe das Gut aus den 
Händen des Rohproduzenten in fertigem Zustande in die Hände 
der Konsumenten gelangt, wenn man also beispielsweise erwägt, 
daß die rohe Baumwolle von dem Plantagenbesitzer etwa in ° 
Amerika produziert wird, daß sie dann in die Hände eines Lon- 
doner Großhändlers, dann vielleicht in die Hände eines deutschen 
Händlers, von diesem an den Spinner, dann an den Weber, von 
diesem an den Drucker, dann vielleicht wieder an einen Händler, 
von diesem an einen Konfektionär und schließlich erst an den. 
Konsumenten gelangt, wenn man ferner erwägt, daß hierbei ver- 
schiedene Transportanstalten (Eisenbahnen, Dampfschiffe u. dgl.) 
und sonstige Hilfsgewerbe mitwirken mußten, daß auf allen jenen 
Stadien Geld’und wohl auch Kredit notwendig war, um die ver- 
schiedenen Kaufoperationen zu vermitteln usw., so begreift man 
leicht, daß eine empfindliche Störung im wirtschaftlichen Leben 
eintreten muß, wenn auch nur ein einziges Rad dieser überaus 
komplizierten Maschine stockt. 

Jede derartige Stockung, wenn sie weitere Kreise erfaßt und 
drückend empfunden wird, bezeichnet man als Krise, und das 
Wesen derselben besteht jedesmal darin, daß der eine nicht (oder 
nicht preiswürdig) verkaufen oder der andere nicht (oder nicht 

genug) kaufen kann oder will. Die Ursachen dieser Krisen können 
 begreiflicherweise die verschiedensten sein. So lag beispielsweise 


= 
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die Ursache der Baumwollkrisis in den sechziger Jahren des 
19. Jahrhunderts in dem nordamerikanischen Bürgerkriege; die 


Baumwollplantagen in den Südstaaten konnten infolge des Krieges 


nicht ordentlich bewirtschaftet werden oder wurden vielfach zer- 
stört; infolgedessen kam wenig Baumwolle auf den Markt, der 
Preis derselben stieg ins Ungemessene, und die europäischen 
Fabriken konnten nicht produzieren, weil ihnen der Rohstoff 
mangelte. Umgekehrt wurde die heutige, jetzt schon seit 50 Jahren 
währende Agrarkrisis dadurch heraufbeschworen, daß die an frü- 
herer Stelle genannten dünn bevölkerten Länder, die aus verschie- 
denen Ursachen das Getreide billiger produzieren können, als die 
mitteleuropäischen Landwirte, sich dem Getreidebau zugewendet 
haben und riesige Quantitäten billigen Getreides auf den mittel- 
europäischen Markt werfen, so daß die hiesigen Landwirte durch 
diese Konkurrenz geradezu erdrückt werden. Ebenso kann ein 
Wechsel in der Mode oder eine neue Erfindung zu einer Krise 
Anlaß geben, wenn nämlich infolgedessen niemand mehr den bis- 
herigen Artikel kaufen will. Nicht minder kann eine Krisis da- 
durch heraufbeschworen werden, wenn etwa — was heute aller- 
. dings nicht mehr so leicht geschehen kann — Banken in der Sucht, 
möglichst viel zu verdienen, leichtsinnig Kredite gewähren und 
eine zu große Menge von Noten ausgeben, die sie hinterher nicht 
einlösen können. Bricht dann der ganze luftige Bau zusammen 
und sinkt der Wert dieser Noten auf Null, so entsteht auch wieder 
eine allgemeine Stockung, weil niemand ein Geld in der Hand hat, 
mit dem gezahlt werden kann. 

In der Regel beschränkt sich eine Krisis nicht auf denjenigen 
Kreis, in dem sie ausgebrochen ist und den sie eigentlich betrifft, 
sondern sie erfaßt zumeist auch andere Kreise. Die Krisen be- 


ginnen nämlich auf zweifache Weise, entweder mit einem Rück- 


gange oder mit einem Aufschwung der betreffenden Branche. Im 
ersten Falle beginnt es gewissen Produzentenkreisen schlecht zu 
gehen, d.h. sie können ihre Produkte nicht oder nicht zu lohnenden 
Preisen absetzen, sei es, weil der Geschmack des Publikums (die 
Mode) sich geändert hat, sei ee, weil eine neue Erfindung gemacht 
wurde und niemand den veralteten Artikel kaufen will, sei es, weil 


der betreffende Artikel von außen in großen Mengen zu billigen 


Preisen herbeigeschafft wird o.dgl. Der Beginn einer derartigen 
Depression wird von den betreffenden Unternehmern in der Regel 
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nieht gebührend gewürdigt, weil man immer geneigt ist, dies für 
eine vorübergehende Erscheinung anzusehen. Wollen die Ver- 
hältnisse nieht besser werden, so erwacht der Selbsterhaltungstrieb, 
und es wird zumeist zu demjenigen Auskunftsmittel gegriffen, 
welches das nächstliegende ist, nämlich zum Kredit, und zwar in 
den Kreisen der Industrie und des Handels zum kurzsichtigen 
Wechselkredit. Es wird ja immer gehofft, daß die Periode der 
Depression bald vorübergehen wird. Der Kredit hält die Betreffen- 
den eine Zeitlang über Wasser; wenn er aber schließlich nicht 
weiter prolongiert werden kann, bricht alles zusammen, und die 
akute Krisis ist da. 

Im zweiten Falle beginnt die Krisis mit einem Aufschwunge. 
Die Erwerbsgelegenheit ist günstig, sei es, weil die Herstellung 
großer Anlagen (etwa Bau von Eisenbahnen oder Kanälen o. dgl.) 


-in Angriff genommen wird, sei es, weil eine Erfindung von großer 


Tragweite gemacht wurde (Verwertung der elektrischen Kraft usw.), 
sei es aus irgendeinem anderen Grunde. Nun erwacht der Erwerbs- 
trieb; jeder möchte so viel und so rasch verdienen, als nur möglich. 
Es werden also die bestehenden Etablissements vergrößert, neue 
werden angelegt, und da die eigenen Mittel hierzu in der Regel 
nicht ausreichen, wird der Kredit nach Möglichkeit in Anspruch 
genommen. Anfänglich geht alles brillant; es werden ‚Vermögen‘ 
verdient, und die Schulden werden vielleicht zum Teil auch abge- 
zahlt. Da aber die Sache kein Ende nehmen will und immer neue 
Unternehmer auf den Plan treten, die auch viel Geld verdienen 
wollen, so kann es nicht ausbleiben, daß zuviel produziert und der 
Markt überfüllt wird. Will’s nicht mehr recht vorwärtsgehen, so 
wird nun erst recht (wie im vorerwähnten Falle) vem Kredit Ge- 
brauch gemacht, und das Ende vom Liede ist auch wieder der 
„Krach“. 

In beiden Fällen liegt eigentlich und ursprünglich nur eine 
Krisis in den betreffenden Industriezweigen vor; die Krisis bleibt 
jedoch — wie erwähnt — in der Regel hierbei nicht stehen, sondern 
erfaßt auch andere Kreise. Fast jede sog. „Produktionskrisis“ 
hat — wie im vorstehenden gezeigt wurde — zur Folge, daß der 
Kredit nach Tunlichkeit in Anspruch genommen wird. Wird dieser 
dann eingestellt, und brechen vielleicht überdies einige Kredit- 
institute zusammen, weil sie in der Kreditgewährung zu weit ge- 
gangen sind und ihre ausstehenden Forderungen von den ver- 
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krachten Unternehmern nicht hereinbringen können, so gesellt sich 
zu der ursprünglichen „Produktionskrisis“ eine fernere „Kredit“- 
oder „Bankkrisis“. Vollzieht sich die in dem vorerwähnten Falle 
geschilderte Ausdehnung der Produktion (was ja heute so ziemlich 
die Regel ist) in der Weise, daß die bestehenden Unternehmungen 
behufs ihrer Vergrößerung in Aktiengesellschaften umgewandelt 
und daß neue Aktienunternehmungen dieser Art ins Leben gerufen 
werden, und wird auf diese Weise die Masse der Börseneflekten 
(der an der Börse zu handelnden Effekten) ungebührlich ver- 
größert, so daß sie von der Börse nicht rasch genug aufgenommen 
werden können, so kann zur Produktions- und zur Kredit- oder 
Bankkrisis als dritte noch eine besondere „Börsenkrisis“ (wie die 
berüchtigte Wiener vom Jahre 1873) hinzutreten. In gleicher 
Weise kann eine Krisis in einem Produktionszweige auf die Vor- 
produktion zurückwirken und auch dort Krisen hervorrufen. So 
kann z. B. dort, wo Privatbahnen existieren, wenn zu viele Bahnen 
gebaut werden, eine Eisenbahnkrisis heraufbeschworen werden. 
(Beim Staatsbahnsystem ist dies nicht leicht möglich.) Die Eisen- 
bahnkrisis wird aller Wahrscheinlichkeit nach die Lokomotiven- und 
Waggonfabriken, sowie die Schienenwalzwerke usw. zum Stillstande 
verurteilen und kann dort eine Krisis hervorrufen. Diese Krisis 
wird dann weiter auf die Hochöfen, auf die Eisen- und die Kohlen- 
bergwerke zurückwirken usw. usw. 

Seitens der sozialistischen Partei wird oft die Behauptung aus- 
gesprochen, daß die Ursache der heute periodisch immer und immer 
wiederkehrenden Krisen in dem planlosen und „anarchischen‘ Zu- 
stande unserer heutigen individualistisch und kapitalistisch organi- 
sierten Volkswirtschaft zu suchen sei; und wenn man genauer hin- 
sieht, muß man zugeben, daß diese Behauptung einer gewissen Be- 
rechtigung nicht entbehrt. In Utopien etwa würden gewisse 
Kalamitäten ebensogut vorkommen, wie in unserer Volkswirt- 
schaft; Mißernten z. B. wären in Utopien ebenso unvermeidlich, wie 
bei uns; desgleichen könnte die Regierung sich dort irren und von 
dem einen Artikel zuviel, von einem zweiten zuwenig produzieren 
lassen, wie dies in der heutigen Volkswirtschaft so häufig vor- 
kommt; ebenso würden utopische Fabriken, die auf den Bezug aus- 
ländischer Rohstoffe angewiesen sind — genau wie etwa unsere 
Baumwollwarenfabriken während des nordamerikanischen Bürger- 
krieges —, zum Stillstand verurteilt sein, wenn aus irgendeinem 
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Grunde die ausländischen Zufuhren ausbleiben würden u. del. m. 
Allein dasjenige, was bei uns das eigentliche Wesen der Krisis 
bildet, würde in einem kommunistisch organisierten Gemeinwesen, 
in dem die ganze Volkswirtschaft nach einem einheitlichen Plane 
geregelt ist, nicht vorkommen, und aus diesem Grunde wären die 
gedachten Kalamitäten in Utopien eben nur „Kalamitäten“, aber 
keine „Krisen“ im eigentlichen Sinne des Wortes. 

Wenn beispielsweise in unserer heutigen Volkswirtschaft in 
irgendeinem Lande in einem Jahre die Zuckerrübenernte total 
mißraten würde, so würde dies unstreitig eine Krisis für die Zucker- 
fabriken nach sich ziehen, d.h. die Rübenzuckerfabriken wären in 
diesem Jahre zum absoluten Stillstand verurteilt; die Besitzer 
dieser Fabriken würden nicht einen Pfennig verdienen, und ein 
guter Teil derselben bankrottieren, weil die Betreffenden nicht im- 
stande wären, ihre aus früherer Zeit herrührenden Schulden zu 
bezahlen. Unter den Arbeitern würden Not und Elend herrschen, 
weil sie entlassen bzw. nicht engagiert würden. Der Stillstand der 
Zuckerfabriken würde sodann auf diejenigen Maschinenfabriken 
zurückwirken, welche die Maschinen für die Zuckerfabriken liefern ; 
auch diese müßten teilweise feiern und ihre Arbeiter zum Teil ent- 
lassen usw., — kurz, die schönste Krisis wäre da. In Utopien — 
wenn dort die Rübenernte total mißraten wäre — könnte selbstver- 
ständlich in diesem Jahre auch kein Zucker fabriziert werden, und 
die dortigen Zuckerfabriken müßten ebenso feiern, wie unsere 
Fabriken, und der Regierung von Utopien würden hieraus sicher- 
lich nicht geringe Verlegenheiten erwachsen ; aber als eigentliche 
„Krisis“ könnte man diese Kalamität nicht bezeichnen. Zunächst 
gibt es in Utopien keine Zucker,‚fabrikanten“, die durch den Still- 
stand „ihrer‘“ Fabriken einen Schaden erleiden, sondern lediglich 
Beamte, welche den Betrieb der staatlichen Zuckerfabriken leiten, 
und diese Beamten müßten begreiflicherweise ebenso ernährt wer- 
den wie sonst. Desgleichen könnten die in den Zuckerfabriken 
beschäftigten Handarbeiter nicht „entlassen“ und der Not preis- 
gegeben werden, sondern die Regierung von Utopien müßte eben 
das gesamte Personal der Zuckerfabriken in diesem Jahre in anderen 
Produktionszweigen verwenden. Die Leute hätten keinen weiteren 
Schaden, als daß sie — wie alle Utopier in diesem Jahre über- 
haupt — weniger Zucker konsumieren könnten als gewöhnlich. 

Mit anderen Worten: das Drückende oder, wenn man will, das 


540 ‘ V, Kapitel. 


eigentliche Wesen einer sog. „Krisis“ in der heutigen Volkswirt- 
schaft besteht darin, daß die unangenehmen Folgen einer Stockung 
im Produktionsprozesse ausschließlich auf den betreffenden Produ- 
zentenkreisen, d. i. also auf den betreffenden Unternehmern und 
ihren Arbeitern, liegen bleiben, daß die betreffenden Unternehmer 
Vermögensverluste erleiden und vielleicht zugrunde gehen, und 
daß ihre Arbeiter an die Luft gesetzt werden und hungern müssen. 
(Kalamitäten der Konsumenten, wie z. B. eine allgemeine Woh- 
nungsnot o. dgl., bezeichnet man nicht als „Krisis“) In einem 
kommunistisch organisierten Gemeinwesen dagegen würden sich 
die unangenehmen Folgen derartiger unvermeidlicher Kalamitäten 
auf die ganze Bevölkerung verteilen und daher auch leichter ge- 
tragen werden. | | 

Sodann könnten gewisse Krisen in einer nach einem einheit- 
lichen Plane geleiteten Volkswirtschaft überhaupt nicht vorkommen. 
Es wurde vorhin erwähnt, daß durch einen Wechsel der Mode oder 
durch eine neue Erfindung in der heutigen Volkswirtschaft eine 
Krisis hervorgerufen werden kann, wenn alle Welt nur den neuen 
Artikel haben und kein Mensch mehr den früheren haben will. Eine 
derartige Krisis wäre in einem kommunistischen Gemeinwesen 
undenkbar, ebenso wie sie in einer heutigen, planmäßig geleiteten 
Wirtschaft nicht vorkommt. Wenn heute beispielsweise — um bei 
der „Mode“ zu bleiben — in irgendeiner Armee die ‚Mode‘ wech- 
selt, d.h. wenn die Heeresverwaltung sich entschließt, an Stelle der 
bisherigen weißen oder roten Soldatenröcke solche von anderer 


Farbe oder etwa andere Kopfbedeckungen einzuführen, so braucht 


darum der Gesamtheit kein Schaden zu erwachsen. Allerdings 
lagern in den Militärmagazinen soundsoviele Zehntausend der bis- 
herigen weißen oder roten Röcke oder der bisherigen Kopf- 
bedeckungen; allein eine vernünftige Heeresverwaltung wird diese 
nicht hinauswerfen, sondern mit der Einführung der neuen Uni- 
formen oder Kopfbedeckungen warten, bis die alten verbraucht 


sind. Und ebenso wird eine sparsame Hausfrau, die in ihrer Vor- 


ratskammer ein gewisses Quantum von Konserven hat, diese nicht 
hinauswerfen, wenn etwa plötzlich die Herstellung neuer und 
besserer Konserven erfunden wird, sondern sie wird die neuen erst 
dann in Gebrauch nehmen, wenn die alten verbraucht wurden. Nun, 
genau in dieser Weise müßte die Regierung in Utopien vorgehen, 
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und aus diesem Grunde könnte dort eine Krisis als Folge des Auf- 
kommens eines neuen (besseren) Artikels nicht eintreten. 

Die soeben erörterte Frage ist indes von relativ geringer Bedeu- 
tung. Viel fataler gestaltet sich die Sache bei den zwei folgenden 
Arten von Krisen in der heutigen individualistisch und kapitali- 
stisch organisierten Volkswirtschaft. 

Es wurde bereits an früherer Stelle erwähnt, daß der heutige, 
für den sog. Weltmarkt produzierende Großunternehmer vor eine 
absolut unlösbare Aufgabe gestellt ist. Er soll vernünftigerweise 
seine Produktion dem Bedarfe anpassen, aber er kennt erstens 
diesen „Weltbedarf‘“ nicht; er weiß zweitens nicht, wieviel seine 
Berufsgenossen in der ganzen Welt gleichzeitig mit und neben ihm 
produzieren; und er weiß drittens nicht, wie groß die Vorräte an 
seinem Artikel sind, die in den Magazinen der Fabriken, der 
Händler und in den Magazinen oder in den Haushaltungen der 
Konsumenten fertig lagern. Und angesichts dieser drei Unbe- 
kannten soll der Mann nicht zuviel und nicht zuwenig produzieren! 
Der einzige Anhaltspunkt, an den der Produzent sich”klammern 
kann, ist der Preis. Steigt dieser, so ist dies ein Beweis dafür, daß 
Nachfrage nach dem Artikel herrscht, und nun gilt es, so rasch und 
so viel zu produzieren als möglich, um der erste am Platze zu sein 
und von dem günstigen Preise zu profitieren. Weil dies aber jeder 
Produzent der betreffenden Branche tut und tun muß, kann es 
nicht ausbleiben, daß der Markt ın der kürzesten Zeit überfüllt ist. 
Nun sinkt der Preis, die Produkte werden unverkäuflich und es 
' folgen die Bankrotte und die Arbeiterentlassungen, kurz die Krisis 
ist ausgebrochen. In einer nach einem einheitlichen Plane geleiteten 
Wirtschaft, z. B. in der Tabakproduktion in einem Lande des 
 Tabakmonopols, kann derartiges nicht leicht vorkommen, weil die 
Regierung aus ihren Geschäftsbüchern genau ersieht, wie sich der 
Konsum der einzelnen Tabaksorten in den letzten Jahren gestaltet 
hat, ob er sich also bei dieser Sorte gleichbleibt, ob er steigt oder ob 
er abnimmt. Diesen Beobachtungen entsprechend wird die Pro- 
duktion für das nächste Jahr verfügt. ; 

Die in Rede stehende Art von Krisen war in der letzten Zeit so 
ziemlich die hervorstechendste, und ihr gelten zum guten Teile die 
von sozialistischer Seite ausgehenden Anwürfe. Indes ist speziell 
_ dieser. Art von Krisen auch das Gegenmittel auf dem Boden der 
heutigen Wirtschaftsordnungen in den modernen Kartellen und 
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Trusts erwachsen, und die große Bedeutung dieser beiden neuesten 
Blüten des Wirtschaftslebens besteht eben darin, daß sie — und 
zwar mit ziemlichem Erfolge — bestrebt sind, die Produktion dem 
Bedarfe anzupassen. 

Die zweite der in Rede stehenden Krisen ist keine akute, son- 
dern eine sog. „schleichende‘“ Krisis, und besteht in demjenigen, 
was man als „Überkapitalisierung‘ bezeichnet; in einer nach einem 
einheitlichen Plane geleiteten Volkswirtschaft, also etwa in Utopien, 
könnte sich die Regierung nicht darauf beschränken, nur Kleider, 
Lebensmittel, Möbel ete.,, kurz nur Genußgüter durch die Bürger 
herstellen zu lassen, sie müßte selbstverständlich auf das eifrigste 
bestrebt sein, auch das sog. „Nationalkapital“, d. i. die zur Produk- 
tion von Genußgütern erforderlichen Gebäude, Maschinen, Werk- 
zeuge, Gerätschaften ete., nicht nur imstande zu erhalten, sondern 
auch fortwährend neue und verbesserte Anlagen, Maschinen, Werk- 
zeuge etc. durch die Bürger anfertigen zu lassen. In Utopien würde 
jedoch die Regierung planmäßig vorgehen und das „National- 
kapital“ nür so weit vergrößern, als notwendig ist. Dieses Geschäft 
der „Kapitalisierung“ wird in der heutigen Volkswirtschaft von 
denjenigen Personen besorgt, die einen Teil ihrer Geldeinnahmen 
ersparen und kapitalisieren, d. i. also von den „Kapitalisten“. In 
der heutigen Volkswirtschaft ist bekanntlich jeder, der nicht etwa 
ein Vermögen hat oder mit Pensionsberechtigung angestellt ist, 
darauf angewiesen, für die Tage seines Alters oder für seine Frau 
oder für seine Kinder in der Weise vorzusorgen, daß er einen Teil 
seines Einkommens zurücklegt und kapitalisiert, d. h. daß er diese 
Geldsumme (direkt oder indirekt durch Vermittlung einer Bank) 
jemandem gegen Zins leiht, der sie in seinem Geschäftsbetriebe 
(also durch Herstellung von Werkgebäuden, Maschinen, Werk- 
zeugen etc.) zum Erwerbe verwendet. 

„Kapitalisiert“ die Regierung in Utopien, so besteht der Vor- 
gang darin, daß die Bürger, wenn etwa eine Eisenbahn gebaut wer- 
den soll, mehr Erdarbeiten zur Herstellung des Bahnkörpers aus- 
führen, daß sie Stationsgebäude und Brücken bauen, daß sie mehr 
in den Bergwerken arbeiten und Schienen, Lokomotiven, Waggons 
erzeugen müssen etc., und daß infolgedessen vielleicht etwas weniger 
an feineren Lebensmitteln, etwas weniger an Kleidern, Möbeln und 
sonstigen Genußgütern produziert wird. Also mit anderen Worten, 
‘ wenn in Utopien das Nationalkapital vergrößert wird, so müssen 
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die Bürger mehr arbeiten und gleichzeitig etwas knapper leben. 
Nun, der vollständig gleiche Vorgang spielt sich in der heutigen 
Volkswirtschaft ab, nur wird der Vorgang durch das Dazwischen- 
treten des Geldes verschleiert. Soll nämlich „kapitalisiert“ werden, 
3o müssen die Arbeitenden knapper leben, damit die „Kapitalisten“ 
(das schließt selbstverständlich nicht aus, daß ein Arbeiter, der 
etwas erspart, auch ein kleiner „Kapitalist“ wird) mehr bekommen 
und mehr ersparen können. Und da — wie gesagt — in der heu- 
tigen Volkswirtschaft ziemlich jeder bestrebt sein muß, „Kapitalist‘ 
zu werden, s0 geschieht tatsächlich auf dem Gebiete der „Kapitali- 
sierung“ zuviel des Guten, und die Arbeiter bekommen zu wenig. 
Es werden zu viele gewerbliche Unternehmungen ins Leben ge- 
rufen, und da jede derselben ‚verdienen‘ will, so muß sie immer 
neue Genußgüter produzieren; und so gelangen wir heute zu der 
eigentümliehen Erscheinung, daß allerorts gewerbliche Unter- 
nehmungen existieren, daß die Magazine derselben sozusagen bis 
hinauf zum Dache mit den schönsten Genußgütern gefüllt sind, daß 
die letzteren aber unverkäuflich sind, weil die große Masse der Be- 
völkerung, d. i. die eigentliche Arbeiterklasse, zu wenig bekommt 
und daher nicht kaufkräftig ist. Auf der einen Seite also die ge- 
füllten Magazine, auf der anderen Seite die Arbeiter, die nichts von 
den schönen Sachen kaufen können, weil ihr Lohn kaum hinreicht, 
ihren Hunger zu stillen. 

In jeder Volkswirtschaft müssen zunächst Lebensmittel, Klei- 
der ete., d. h. also Genußgüter, produziert, es müssen aber auch Ma- 
schinen, Werkzeuge etc. hergestellt werden, und die große Kunst 
des Wirtschaftens besteht darin, daß die richtige Mitte zwischen 
diesen beiden Zweigen der Produktion eingehalten wird. Wird 
dieses richtige Gleichgewicht gestört, d. h. werden zuviel Genub- 
güter und zuwenig Produktionswerkzeuge hergestellt, so gleicht 
das Volk einem Verschwender; es wird momentan zu gut leben, 
später aber Mangel leiden müssen, weil es an Produktionswerk- 
zeugen zur Herstellung der Genußgüter fehlen wird. Werden um- 
gekehrt zu viele Produktionswerkzeuge hergestellt, so gleicht das 
Volk einem Geizhalse; es werden sich die Magazine mit den schön- 
sten Maschinen und Werkzeugen füllen, die dort vom Rost zer- 
"fressen werden. In diesem Zustande befinden wir uns in der heu- 
tigen „kapitalistischen“ Volkswirtschaft, nur mit dem Unterschiede, 
daß auch noch die Genußgüter in den Magazinen lagern, daß sie 
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aber aus denselben nicht hinausgelangen können, weil einerseits die 


große Masse der Bevölkerung kein Geld hat, sie zu kaufen, und 
andererseits die Unternehmer — wenn sie nicht zugrunde gehen 
wollen — diese Genußgüter doch nicht verschenken können. Sollen 
wir aus dieser lange andauernden „schleichenden“ Krisis heraus- 


kommen, so kann dies nur geschehen, wenn weniger „kapitalisiert“ 


wird und die Arbeiter mehr bekommen, und daher muß im Interesse 
der gesamten Volkswirtschaft alles mit Freuden begrüßt werden, 
was (wie Verkürzung der Arbeitszeit, Arbeiterschutzgesetzgebung, 
Gewerkvereinsbewegung etc.) dazu beiträgt, die Arbeiter materiell 
günstiger zu stellen. Je mehr es ferner gelingt, den in der Land- 
wirtschaft, in den Gewerben und im Handel beschäftigten Personen 
beamtenartige Stellungen mit Pensionsansprüchen zu geben, um 30 
mehr wird der Drang, „zu kapitalisieren“, eingedämmt werden. 

Da die Krisen Störungen in dem regelmäßigen Gange des un- 
endlich komplizierten volkswirtschaftlichen Prozesses sind, so ist es 
begreiflich, daß sie als allgemeine wirtschaftliche Erscheinungen 
erst auftreten konnten, als das wirtschaftliche Leben eben diese 
komplizierte Gestalt annahm, d. ı. also ungefähr seit der Entdeckung 
von Amerika. Im Mittelalter, wo es noch keine ‚Volkswirtschaft, 
sondern lediglich verschiedene „Stadt“- und ‚„Dorf“wirtschaften 
gab, gab es wohl sehr oft bedeutende Kalamitäten (Kriege, Hun- 
gersnöte), aber dies waren eben nur Kalamitäten und keine eigent- 
lichen Krisen, weil sich das ganze Wirtschaftsleben nur auf kleinen 
Gebieten und in ganz engen Kreisen abspielte. 


VI, Die Versicherung. 
Ad. Wagner, Abhandlung „Versicherungswesen“ in Schönbergs Hand- 


buch der politischen Ökonomie. Daselbst zahlreiche Literaturnachweise. — 


Hermann und Karl Brämer, Das Versicherungswesen. Leipzig 1894. Da- 
selbst eine nahezu erschöpfende Bibliographie des Versicherungswesens von 
Dr. P, Lippert. 

Das Wesen einer jeden Versicherung besteht darin, daß ein 
eingetretener Schaden (oder doch ein wirtschaftlicher Nachteil) 
für den davon Betroffenen unfühlbar gemacht werden soll, und dies 


geschieht in der Weise, daß der fragliche Schaden (oder Nachteil) 
in viele kleine Raten zerlegt bzw. auf viele Köpfe verteilt wird. 
Betrachtet man die Sache von der anderen Seite, so kann man sagen, 


daß diejenigen, die von keinem Nachteile betroffen wurden, dem 
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®* Betroffenen den Schaden oder Nachteil ersetzen. Das Wesen der 
Versicherung tritt klarer hervor, wenn man die einzelnen Zweige 
der Versicherung durchgeht. 

Zweige der Versicherung. Das Versicherungsgeschäft 
zerfällt je nach den versicherten Objekten in verschiedene Zweige, 
die sich jedoch in zwei Hauptgruppen zusammenfassen lassen. Es 
werden nämlich Sachen (gegen Beschädigung) versichert oder Per- 
sonen, und hiernach unterscheidet man die Sachversicherung, auch 
„Schädenversicherung‘‘ genannt, und die Personenversicherung, 
die gemeinhin als „Lebensversicherung“ bezeichnet wird. ' 

1. Die Sach-oder sog. Schädenversicherung ke- 

. steht darin, daß dem Betreffenden der Verlust ersetzt werden soll, 
wenn seine Sachen „zufälliger‘weise beschädigt werden. Der 
Schaden muß für den Betroffenen den Charakter eines „Zufalles“ 
haben. Gegen die sonstigen, wenn man so sagen darf, „normalen“ 
oder notwendigen oder voraussichtlichen oder berechenbaren Ver- 
mögensverluste oder -minderungen schützt man sich durch die ge- 
regelte Wirtschaftsführung. Daß mein Haus, meine Möbel, meine 
Kleider, meine Produktionswerkzeuge usw. durch den Gebrauch 
abgenutzt und schließlich vernutzt werden, daß ich einen Ver- 
mögensverlust erleide, wenn ich mein Mittagbrot verzehre, wenn 
ich im Winter mein Zimmer heize, wenn ich am Abend meine 
Lampe anzünde usw., das weiß ich, diesen Vermögensnachteil sehe 
ich voraus und kann den Zeitpunkt seines Eintrittes, sowie seine 
Größe im voraus bestimmen und berechnen. Gegen diese Ver- 
mögensnachteile sichere ich mich durch meine Erwerbstätigkeit und 
meine geregelte Wirtschaftsführung. Ob aber mein Haus oder 
meine sonstigen Effekten abbrennen werden, ob meine Ernte ver- 
hagelt werden wird, ob meine Effekten auf dem Transport Schaden 
leiden werden usw., das weiß ich nicht, d. h. ich kann nicht wissen, 
ob ein derartiger Schaden und wann er eintreten und eventuell, wie 
groß er sein wird. Gegen einen derartigen Schaden kann ich mich 
weder durch angestrengten Fleiß, noch durch eine geregelte Wirt- 
schaftsführung, sondern eben nur durch die „Versicherung“ 
schützen. 

Die Sach- oder Schädenversicherung umfaßt verschiedene 
Zweige. Die bekanntesten und wichtigsten sind: die Feuerversiche- 
rung, die Hagelversicherung, die Viehversicherung (gegen Vieh- 
seuchen), die Seeversicherung (Schiff und Ladung während der 


Kleinwächter, Lehrb. d. Nationalökonomie. 35 


[ 


546 V. Kapitel. 


Reise) und die Transportversicherung (Versicherung der Sachen 
gegen Beschädigung während des Transportes). Hierzu kommen 
sodann verschiedene kleine Versicherungszweige, wie die Versiche- 
rung der großen Spiegelscheiben in den Schaufenstern der eleganten 
Täden, die Versicherung verlosbarer Wertpapiere gegen Verluste 
bei der Verlosung (wenn der kleinste „Treffer“ niedriger ist als 
der Kurs des Papieres), die Versicherung gegen Einbruch, die 
(nicht recht praktisch werden wollende) sog. Hypothekenversiche- 
rung (der Hypothekengläubiger versichert sich gegen die unpünkt- 
liche Zahlung der Zinsen seitens des Schuldners — der Hypotheken- 
gläubiger versichert sich gegen einen etwaigen Schaden bei Rück- 
zahlung der Forderung, speziell im Falle eines Zwangsverkaufes 
der Hypothek), die sog. „Grundstückswertversicherung“ (der 
Schuldner versichert sich gegen eine vorzeitige Kündigung seitens 


des Gläubigers), die Versicherung gegen Schäden an der Wasser- 


‚leitung und durch dieselbe u. dgl. m. Der Kreis der Versicherungs- 


zweige ist selbstverständlich kein geschlossener, und es können täg- 


lich neue Zweige der Versicherung gegen irgendwelche Schäden 
aufkommen. 

Gewisse Schäden werden heute prinzipiell nicht versichert, wie 
beispielsweise die Versicherung von Häusern gegen Kriegsschäden 


oder gegen Erdbeben, die Versicherung gegen Überschwemmungs- 


schäden u. dgl. Der Grund, warum die Versicherungsanstalten der- 
artige Versicherungen nicht übernehmen, liegt darin, daß ein der- 
artiger Schaden sich eventuell über ein ganzes Land oder doch über 
‚einen ganzen Landesteil erstrecken kann und daher für die Ver- 
sicherungsanstalt zu groß werden kann. | 

Das Wesen einer jeden derartigen Sachversicherung besteht, 
wie gesagt, darin, daß der Schaden in viele kleine Raten zerlegt 


bzw. auf viele Köpfe verteilt wird. Wenn also beispielsweise die 


Tatsache statistisch festgestellt wäre, daß jedes Haus binnen hun- 
dert Jahren einmal abbrennt, und wenn der bzw. die aufeinander- 
folgenden Besitzer dieses einen Hauses jährlich den entfallenden 
kleinen Betrag in einer Sparkasse auf Zinseszins anlegen würden, 
so würde dort nach hundert Jahren ein Betrag erliegen, groß genug, 
um den durch den Brand entstandenen Schaden zu decken. Oder 
in anderer Weise: wenn ein Haus abbrennt und dem Besitzer ein 
Schaden von 20 000 Mark erwächst, und wenn nun 2000 Besitzer 
von anderen, nicht abgebrannten Häusern zusammentreten und 
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jeder derselben dem Betroffenen 10 Mark einhändigt, so ist. ihm’ 
der Schaden ersetzt und keiner der 2000 Beisteuernden ist nennens- 
wert ärmer geworden. Da aber (nach der ersten Darstellung) 
niemand sicher ist, daß sein Haus erst nach genau hundert Jahren 
abbrennen wird, oder weil es (nach der zweiten Darstellung) denn 
doch nicht wohl angeht, daß der Abbrändler bei 2000 Hausbesitzern 
herumgeht, um von jedem die 10 Mark einzuheben, und da anderer- 
seits kein Hausbesitzer davor sicher ist, daß bei ihm schon in der 
nächsten Zukunft ein Brand ausbricht, so vereinigen sich die Haus- 
besitzer und bilden durch kleine jährliche Einzahlungen einen 
Fonds, aus dem der durch einen Brand herbeigeführte Schaden I 
 Betreffenden ersetzt werden :oll. | 

2. Die Personen-oder sog. Lebensversicherung 
umfaßt auch wieder eine Reihe verschiedener Zweige, die jedoch 
auch wieder in zwei Gruppen zusammengefaßt werden können, 
nämlich die Renten- und die Kapitalversicherung. 

a) Bei der Rentenversicherung erwirbt der Be-. 
rechtigte den Anspruch auf eine gewisse Rente; die Modalitäten 
können jedoch sehr verschieden sein. 

a) Dieeinfache Leibrente, d. h. gegen Hingabe eines 
sog. Kapitals (einer größeren Summe Geldes, eines Hauses, eines 
Landgutes o. dgl.) erwirbt der Betreffende den Anspruch auf den 
sofortigen Bezug einer lebenslänglichen Rente. Da diese Rente 
eben nur so lange dauert, als der Berechtigte lebt, kann und muß 
sie höher sein als der einfache Darlehenszins. Der Prozentsatz der 
Rente hängt ab von der wahrscheinlichen Lebensdauer des Berech- 
tigten. Privatwirtschaftlich betrachtet, stellt sich nämlich diese 
Art der Leibrente dar als die Aufzehrung eines sog. Kapitals (samt 
Zinsen) binnen einer bestimmten Reihe von Jahren, und da ist es 
Sache der Berechnung, auszumitteln, wieviel Prozent die Leibrente 
beträgt, wenn das sog. Kapital (einen bestimmten, sog. landes- 
üblichen Zinsfuß vorausgesetzt oder zur Grundlage der Berechnung 
genommen) binnen 5, 6, 7, 8, 9, 10 ete. Jahren aufgezehrt sein soll. 
Je weniger Jahre also der Berechtigte aller Wahrscheinlichkeit 
nach zu leben hat, um so höher kann die Rente sein. Die Berech- 
nung der Lebensdauer (der sog. „mittleren Lebensdauer“) des Be- 
rechtigten ist eine Wahrscheinlichkeitsrechnung, und die Grund- 
lage derselben sind die statistisch ermittelten Sterblichkeitstabellen. 

(Die Wahrscheinlichkeit der künftigen Lebensdauer gestaltet sich 
| | 35* 
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selbstverständlich für jeden einzelnen mit jedem Lebensjahre an- 


ders. Ob ein einjähriges Kind das 60. Lebensjahr erleben wird, 
ist begreiflicherweise sehr fraglich, bei einem 59jährigen gesunden 
Menschen hingegen ist es sehr wahrscheinlich, daß er das sechzigste 
Lebensjahr erleben wird. Bei einem 99jährigen ist es jedoch sehr 
fraglich, ob er volle 100 Jahre alt werden wird.) Demgemäß eignet 
sich die einfache Leibrente ganz besonders für ältere Personen, die 
von dem Ertrage ihres bescheidenen Vermögens nur kümmerlich 
existieren könnten, und die den Wunsch haben, den Rest ihres Le- 
bens sorgenfrei zu verbringen. 

Das Wesen dieser Versicherung besteht darin, daß eine Anzahi 
von älteren Personen, die sich in der gedachten Lage befinden, zu- 
sammentreten und sich gewissermaßen gegenseitig zu Erben ein- 


setzen. Der einzelne kann für sich allein die Sache nicht machen. 


Er kann sich nicht sagen: „Ich bin heute soundso alt, habe also noch 
soundso viel Jahre zu leben und werde mein Vermögen (samt 
Zinsen) binnen dieser Zeit allmählich aufzehren.“ Denn wenn er 
das Unglück hat, länger zu leben, so kann er während seiner letzten 
Lebensjahre buchstäblich betteln gehen. Tritt dagegen eine größere 
Zahl von Personen zusammen, so gleichen sich die Zufälligkeiten 
aus; die einen leben länger, aber dafür sind soundso viel andere 
früher gestorben, und die Überlebenden zehren das Vermögen der 
Verstorbenen auf. — Verteilung des Risikos auf viele Köpfe. 

ß) DieTontinen (so genannt nach dem italienischen Arzte 
Lorenzo Tonti, der diese Form der Lebensversicherung um 
die Mitte des 17. Jahrhunderts zuerst in Anregung brachte) sind 
eine Abart der „sofortigen einfachen“ Leibrente und bestehen darin, 
daß mehrere Leibrentenberechtigte sich dahin einigen, daß die 
Rente der Verstorbenen den Überlebenden zuwachsen solle. Eignet 
sich die vorerwähnte „sofortige einfache“ Leibrente vorwiegend 
für alte Personen, so ist die Tontine ganz besonders für Kinder an- 
gezeigt. Wenn beispielsweise ein Vater für sein neugeborenes 
Kind eine Staatsschuldverschreibung über 100 Mark kauft und bei 
irgendeiner Anstalt dauernd erlegt, so hat dieses Kind einen dau- 
ernden Anspruch auf eine Jahresrente von 3 oder 4 Mark erworben, 
also jedenfalls blutwenig. Wenn jedoch etwa 1000 Väter sich zu- 
sammenfinden, von denen jeder für sein in dem nämlichen Jahre 
geborenes Kind eine Staatsobligation über 100 Mark mit dem Bei- 
fügen erlegt, daß diese Obligation einen Teil des gemeinsamen Ver- 


VII. Die Versicherung. 549 


mögens der gedachten ‚„Jahresgesellschaft‘“ der Versicherten bilden 
und daß die Rente der Verstorbenen den Überlebenden zuwachsen 
soll, so ist evident, daß der letzte Überlebende schließlich eine 
Jahresrente von 3—4000 Mark beziehen wird. Und dies formell 
aus einer ursprünglichen Einlage von 100 Mark. 

y) Die aufgeschobene Leibrente. Gegen Erlag 
eines sog. Kapitals oder gegen Zahlung eines jährlichen Beitrages 
(„Prämie“) erwirbt der Berechtigte bei Eintritt eines bestimmten 
Ereignisses (bei Erreichung eines bestimmten Alters oder bei 
früherem Eintritt der Erwerbsunfähigkeit) den Anspruch auf den 
Bezug einer lebenslänglichen Rente; also mit einem Worte „Pen- 
sionsversicherung‘“. Je jünger der Pensions- oder Rentenberech- 
tigte heute ist, und je später der Rentenbezug eintreten soll, um so 
niedriger kann die Einzahlung sein, weil selbstverständlich die 
Wahrscheinlichkeit um so größer wird, daß der Berechtigte vor Er- 
reichung des bestimmten Alters stirbt bzw. daß er die Rente nur 
wenige Jahre hindurch beziehen wird. Das Wesen des Vorganges 
besteht darin, daß die Betreffenden jährlich gewisse Beiträge zahlen 
(bzw. daß sie auf die Zinsen des ursprünglich eingelegten Kapitals 
verzichten, oder daß sie sich einen Abzug von ihrer Besoldung ge- 
fallen lassen), und daß aus diesem „Fonds“ die Pensionen bezahlt 
werden. 

ö) Varianten der aufgeschobenen Leibrente. 
Die aufgeschobene Leibrente kommt namentlich in drei Varianten 
vor: 

00) Die aufgeschobene Leibrente für eine 
zweite Person, und zwar insbesondere in der Form, daß der 
Mann die Einzahlung leistet, damit die Frau im Falle seines Todes 
eine Witwenpension erhalte. Je jünger der Mann und je älter die 
Frau, um so niedriger kann die Einzahlung sein. Ist die Witwen- 
pension derart verabredet, daß die Witwe die Pension nur so lange 
beziehen soll, als sie eben Witwe ist, und daß sie die Pension ver- 
liert, wenn sie zu einer zweiten Ehe schreitet, so kann die Einzah- 
lung sich eventuell weiter ermäßigen. (Eventuelles Wiederaufleben 
der Pension, wenn die Frau zum zweiten Male Witwe wird.) 

ßß) DiekombinierteaufgeschobeneLleibrente, 
d. i. die Versicherung der Leibrente auf etwa zwei Leben (Mann 
und Frau), so daß im Falle des Todes des einen Versicherten der 
Überlebende die Rente weiter bis zu seinem Tode beziehen soll. 
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yy) Die aufgeschobene Zeitrente, und zwar insbe- 


sondere einmal als sog. „Unfallrente“, d. h. der Versicherte soll im 


Falle eines Unfalles oder einer sonstigen Krankheit während der 
Dauer seiner Krankheit bis zu seiner Wiederherstellung eine Rente 
(von soundso viel Mark pro Tag) beziehen. Sodann als Waisen- 
versorgung; der Vater leistet die Einzahlung, damit im Falle seines 
vorzeitigen Todes seine minderjährigen Kinder bis zur erreichten 
Großjährigkeit eine bestimmte Rente erhalten. Gegenwärtig wird 
bekanntlich die Versicherung der Arbeiter gegen Arbeitslosigkeit 
angestrebt, d. h. der Arbeiter soll gegen Leistung gewisser Einzah- 
lungen den Anspruch erlangen, daß ihm im Falle unverschuldeter 
Arbeitslosigkeit und auf die Dauer derselben eine bestimmte Rente 


(pro Tag soundso viel) ausbezahlt werde. Die englischen Gewerk- 


vereine tun dies bekanntlich bis zu einem gewissen Grade, im 
übrigen aber ist diese Art der Versicherung (wegen der geringen 
Zahlungsfähigkeit der Arbeiter und wegen der großen Gefahr des 
Mißbrauches, der geheuchelten Arbeitslosigkeit) mit so ungeheuren 
Schwierigkeiten verbunden, daß sie über das Stadium der Diskus- 


sion und einzelner (schweizerischer) mehr oder weniger mißlun- 


gener Versuche nicht recht hinausgekommen ist. 

b) Bei der sog. Kapitalveraicherung erwirbt der 
Berechtigte den Anspruch, daß ihm bei Eintritt eines bestimmten 
Ereignisses eine bestimmte Geldsumme (ein Kapital) ausgezahlt 
werde. Sie kommt insbesondere in drei Fällen vor: 

a) Die Kapitalversieherung auf den Todes 


fall. Der Versicherte leistet die Einzahlung, und bei Eintritt. 


seines Todes wird die stipulierte Summe einer im voraus be- 
stimmten Person (zumeist den Erben, häufig auch den Gläubigern 
des Verstorbenen) ausgezahlt. Die Versicherung zu Händen eines 
Gläubigers (die häufig nur eine vorübergehende ist) hat selbstver- 
ständlich den Zweck, dem Kredite des Versicherten eine feste Unter- 
lage zu geben. Häufig kommt es vor, daß die Versicherungsanstalten 
dem Versicherten bei Eintritt eines gewissen Alters (Vollendung 
des 80. Lebensjahres) die versicherte Summe auf die Hand aus- 
zahlen, weil der Versicherte bis dahin (mit Berücksichtigung der 
Zinsen) mehr eingezahlt hat, als die versicherte Summe beträgt. 
Die Versicherungsanstalt übernimmt hier die Rolle einer Sparkasse, 
und das Wesen der Versicherung besteht darin, daß die länger 
Lebenden für die früher Verstorbenen aufkommen, d. h. daß wie 
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bei jeder Versicherung die Nichtbetroffenen für die Betroffenen 
zahlen. Entwickelt hat sich diese Form der Versicherung aus den 
bis ins Mittelalter zurückreichenden Beerdigungsbrüderschaften, 
die gegen Leistung gewisser kleiner Beiträge für ein sog. „anstän- 
diges““ Leichenbegängnis ihrer Mitglieder sorgen. 

ß) DieKapitalversicherungaufden Erlebens- 
fall. Dem Vater, der seiner erwachsenen Tochter bei ihrer Ver- 
ehelichung eine Aussteuer und vielleicht überdies eine entsprechende 
Mitgift oder der seinem erwachsenen Sohne eine größere Summe 
geben möchte, damit er sich nun selbst in der Welt forthelfen könne, 
erwächst hieraus selbstverständlich eine gewisse finanzielle Schwie- 
rigkeit; überdies kann der Mann vorher sterben. Diesem Bedürf- 
nisse entsprang die in Rede stehende Versicherungsart (die sog. 
„Aussteuerversicherung“), bei der der Vater die Einzahlung leistet, 
damit dem Kinde bei Vollendung des 18., 20. o. dgl. Lebensjahres 
die versicherte Summe ausgezahlt werde. Die Möglichkeit, daß der 
Vater vorher stirbt und daß dann die Einzahlungen aufhören, 
kompensiert sich mit der Möglichkeit, daß das Kind früher stirbt 
und daß dann die Auszahlung der versicherten Summe unterbleibt. 
Häufig wird hier — selbstverständlich gegen separate Einzahlung — 
ein zweiter Versicherungsvertrag dahingehend abgeschlossen, daß 
im Falle des vorzeitigen Todes des Kindes die geleisteten Einzah- 
lungen dem Vater zurückgestellt werden. 

y) Die Kapitalversicherungaufein sonstiges 
Ereignis, und zwar insbesondere als Versicherung gegen einen 
Unfall (Tod oder Verletzung o. dgl.) während einer Reise. Han- 
delt es sich um die Versicherung gelegentlich einer einmaligen 
Eisenbahnfahrt, so ist die Prämie begreiflicherweise außerordent- 
lich niedrig, derart, daß heute auf vielen Bahnhöfen besondere 
„Versicherungsautomaten“ aufgestellt sind, von denen man gegen 
Einwurf von 20 Pfennigen oder Centimes die Versicherungspolice 
für die betreffende einmalige Fahrt erhält. Hierher gehört auch 
die heute in manchen Ländern häufig vorkommende Versicherung 
mancher Geschäftsleute (Modewarenhandlungen, Theater, Ver- 
gnügungsetablissements u. dgl.) gegen den ihnen aus einer etwaigen 
Landestrauer möglicherweise erwachsenden Gewinnentgang. 

Auch die Zahl dieser Versicherungszweige ist keine geschlossene, 
weil tagtäglich neue Formen und Arten aufkommen können. 

Nur beiläufig sei die Bemerkung gestattet, daß es heute sehr 
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beliebt und modern ist, die Versicherung gegen alle erdenklichen 
Eventualitäten jedem auf das wärmste zu empfehlen, so daß der- 
jenige, der alle diese freundlichen und gut gemeinten Ratschläge 
befolgen wollte, mitunter in die Lage kommen könnte, nicht nur 
seine gesamten Einnahmen, sondern noch etwas darüber in die ver- 
schiedenen Versicherungsanstalten zu tragen. 

Die Technik der Versicherung. Wie im Eingange 
bemerkt wurde, besteht das Wesen jeder Versicherung darin, daß 
— wenn jemand einen Schaden (oder Nachteil) erlitten hat — die 
Mitbürger gewissermaßen zusammentreten und ihm den Schaden 
ersetzen. Und da (wenn die Zahl dieser letzteren genügend groß 
ist) jeder nur einen kleinen Betrag beizusteuern braucht, so wird 
dadurch der Schaden für alle Teile unfühlbar. — Hieraus ergibt 
sich die Technik der Versicherung. 

Wollte man jedesmal warten, bis der einzelne von einem Ver- 
mögensnachteile betroffen würde, und dann erst mit der Sammel- 
büchse herumgehen, so wäre dies ein umständlicher Vorgang, dessen 
Ergebnis überdies unsicher wäre. Es muß also irgend jemand da- 
zwischentreten, demgegenüber sich die Teilnehmer der Versiche- 
rung (die Versicherten) in aller Form Rechtens verpflichten, ihre 
Beiträge (die sog. „Prämien“) einzuhalten. Dieser „Jemand‘“ ist 
die Versicherungsanstalt, und die einzelnen finden sich bereit, jene 
Verpflichtung zur Zahlung der Prämien zu übernehmen, weil jeder 
befürchten muß, daß ihn ein widriger Zufall treffen kann, und 
weiß, daß er durch die Zahlung der Prämie die unangenehmen 


Folgen jenes widrigen Zufalles (soweit sie wirtschaftlicher Natur. 


sind) von sich abwendet. 

Da es sich jedoch bei jedem Unglücksfalle um möglichst rasche 
Hilfeleistung handelt, so kann man, wie gesagt, nicht darauf warten, 
bis der Schaden eingetreten ist, und dann erst die Zahlung der 
Prämien einfordern, sondern die Versicherungsanstalt muß die 
Prämien sofort und regelmäßig einfordern, um daraus einen Fonds 
zu bilden, der groß genug ist, um daraus nicht nur die Schäden sofort 
zu bezahlen, sondern auch die Verwaltungskosten der Anstalt zu 
bestreiten. Da aber die Schäden fortwährend eintreten und sofort 
ersetzt werden müssen, so müßte die Anstalt fortwährend größere 
Beträge aus dem Fonds schöpfen und dann immer erst auf das Ein- 
fließen der Prämienzahlungen warten. Soll daher die Anstalt solid 
verwaltet werden, so muß sie die Prämien so hoch festsetzen, daß 
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erstens die Regiekosten der Anstalt gedeckt werden können, daß 
zweitens der gedachte Fonds als Reservefonds angesammelt und den 
wachsenden Verpflichtungen der Anstalt entsprechend fortwährend 
vergrößert werden kann, und daß drittens die laufenden Schäden 
(wenigstens der Hauptsache nach) aus den stetig einfließenden 
Prämien gedeckt werden können. So also, daß jener Fonds nur 
den Charakter eines Reservefonds hat, der nur ausnahmsweise zur 
Deckung unvorhergesehener Auslagen verwendet werden darf und 
immer wieder auf seine frühere Höhe gebracht werden muß. 

Vorsichtig geleitete Versicherungsanstalten (und das sind heute 
wohl die meisten) geben sich auch hiermit nicht zufrieden, sondern 
schließen ihrerseits wieder mit anderen Versicherungsanstalten 
(mitunter eigens zu diesem Zwecke errichteten sog. „Riückversiche- 
rungsanstalten“) Rückversicherungsverträge ab, derart, daß, wenn 
die Anstalt Schadenersätze von mehr als soundso viel in diesem 
Jahre zu leisten hätte, ihr das Plus von der Anstalt B ersetzt wer- 
den muß. 

Damit ist von selbst die Frage nach der ziffermäßigen Höhe der 
Prämien gegeben, und die Antwort lautet, die Prämien müssen so 
hoch sein, daß aus ihnen die Schäden ersetzt (der gedachte Reserve- 
fonds angesammelt und die Regiekosten bestritten) werden können. 
Das heißt also, es handelt sich für jede Anstalt in erster Linie 
darum, die Größe der jährlich zu leistenden Ersätze, und zwar im 
voraus (weil ja die Prämien im voraus eingehoben werden müssen), 
möglichst genau zu ermitteln. Dies geschieht an der Hand der Er- 
fahrung oder, mit anderen Worten, auf Grund möglichst sorgfältig 
ausgearbeiteter statistischer Tabellen. Die Berechnung bei den 
Versicherungsanstalten ist nämlich eine ununterbrochene Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung, die nur dann ein einigermaßen zuver- 
lässiges Resultat ergeben kann, wenn die betreffenden statistischen 
Daten möglichst umfassend sind, weil nur unter dieser Voraus- 
setzung das sog. statistische „Gesetz der großen Zahl“ zur Geltung 
kommen kann, weil nur bei einer möglichst großen Zahl von Einzel- 
fällen die sog. „Zufälle“ sich ausgleichen und den Charakter regel-. 
- mäßig wiederkehrender Erscheinungen annehmen. 

Bei der Schadenversicherung handelt es sich in erster Reihe 
darum, mit möglichster Sorgfalt zu ermitteln, wie viele Schaden- 
fälle der betreffenden Art, also beispielsweise wie viele Brände hier 
in dieser Gegend jährlich vorzukommen pflegen, wie groß der Ge 


554 V. Kapitel. 


samtschaden jährlich ist, und wie groß der durchsehnittliche Scha- , 
den ist, der auf einen Fall (also beispielsweise auf einen Brand) 
entfällt, weil hieraus der Prozentsatz der Prämie berechnet wird. 
Selbstverständlich kann man sich bei dieser Erhebung nicht etwa 


auf das letztverflossene Jahr beschränken, sondern muß auf eine 
Reihe der vergangenen Jahre zurückgegriffen werden. Bei dieser 
rohen Art der Berechnung kann man jedoch nicht stehenbleiben, 
weil sich die Gefahr im einzelnen Falle verschieden abstuft. Die 
Feuersgefahr ist beispielsweise relativ am geringsten bei einem 
Wohnhause; sie wird größer, wenn in dem Hause ein mit Feuer 


hantierendes Gewerbe, also etwa ein Schmiedegewerbe (Theater 


o. dgl.) betrieben wird; sie ist noch größer bei einer Fabrik mit 
Dampfkesselanlagen ; sie ist am größten bei einer Pulver- oder 
Dynamitfabrik. Allein selbst bei Wohnhäusern ist sie verschieden, 
je nachdem das Haus und insbesondere das Dach aus sog. hartem 
(gemauerte Wände, Ziegel-, Blech- oder Schieferdach) oder . aus 
sog. weichem Material (Holzhaus, Schindel- oder Strohdach) er- 
richtet ist. Sie ist. größer bei aneinanderstoßenden, kleiner bei 


isoliert stehenden Häusern u. dgl. m. (ob eventuell Blitzableiter - 


angebracht sind oder nicht). Sodann ist es für die Versieherung 
von der größten Bedeutung, ob Vorkehrungen zur Verhütung oder 


Bekämpfung der betreffenden Gefahr vorhanden sind, ob also 


beispielsweise hier in dieser Stadt ein geregelter Feuerwehrdienst 
organisiert ist oder nicht. Der technische Ausdruck hierfür ist, es 
müssen sog. „Gefahrenklassen“ aufgestellt und die Prämien hier- 
nach verschieden abgestuft werden. 

Bei der Personen- oder sog. Lebensversicherung bilden — wie 
bereits angedeutet wurde — die möglichst sorgfältig ausgearbeiteten 


Tabellen über die sog. „mittlere Lebensdauer“ der Menschen, und | 


zwar für jede Altersstufe besonders berechnet (also die mittlere 
Lebensdauer eines Einjährigen, eines Zweijährigen, Dreijäh- 
rigen usw.), die Grundlage der Versicherung. Indes genügt es 
nicht, die mittlere Lebensdauer eines xjährigen „Menschen über- 


haupt“ zu ermitteln, weil sich diese je nach dem Geschlechte und 


ganz besonders nach der Körperkonstitution (schwächlich oder 


kräftig), nach der Vermögenslage (der Unbemittelte kann wenig 


oder nichts für die Erhaltung seiner Gesundheit tun), sowie nach 
dem Berufe (aufreibender, gefährlicher Beruf — „Rentner“ an- 


dererseits) verschieden abstuft. Ganz besonders schwer fällt dr 
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Beruf bei der Kranken- und bei der Unfallversicherung der Ar- 
. beiter ins Gewicht. Auch hier also müssen „Gefahrenklassen‘ auf- 
gestellt und ihnen die Prämien angepaßt werden. 

Für die Anstalt ist die Übernahme der Versicherung jedesmal 
ein sog. „Glücks“- oder „gewagter‘ Vertrag, und dieser Vertrag ist 
um so „gewagter“, je kleiner die Zahl der Versicherungen ist. Wer 
etwa ein einziges Haus gegen Feuer versichern wollte, würde ein 
überaus riskantes Geschäft abschließen, denn es kann ihm passieren, 
daß er heute vormittag das Geschäft abschließt und die aus ein paar 
Mark bestehende Prämie in Empfang nimmt, und daß er schon am 
Nachmittage, wenn inzwischen ein Brand ausgebrochen ist, ebenso 
viele Zehntausende als Schadenersatz hinauszuzahlen hat. Das 
Risiko vermindert sich erst mit der großen Zahl, und daher muß 
jede Versicherungsanstalt bestrebt sein, nicht nur möglichst viele 
Versicherungen zu übernehmen, sondern dieselben auch über ein 
möglichst großes Territorium zu verteilen. Es wäre beispielsweise 
ein gewagtes Beginnen, wenn eine Brandschadenversicherungs- 
anstalt sich darauf beschränken wollte (ohne entsprechende Rück- 
versicherung), die Häuser einer einzigen Stadt zu versichern, weil 
eventuell bei einem großen Brande die halbe Stadt abbrennen kann, 
und ein gleiches gilt mutatis mutandis von einer Lebensversiche- 
rungsanstalt. 

Von größter Bedeutung -für jede Anstalt ist die Sicherung 
gegen einen etwaigen Mißbrauch der Versicherung seitens der Ver- 
sicherten. Dies gilt ganz besonders bei der Sach- oder Schaden- 
versicherung. Als Grundsatz gilt hierfür selbstverständlich, daß 
dem Betroffenen zwar der Schaden voll und ganz vergütet werden, 
daß der Mann aber sich auf Kosten der Anstalt nicht bereichern 
soll. Es ist jedoch außerordentlich schwer, hier die richtige Mitte 
zu treffen, weil beide Teile immer einer gewissen Versuchung aus- 
gesetzt sind. Der Versicherte — seine vollste Redlichkeit voraus- 
gesetzt — wird immer geneigt sein, seinen zu versichernden Ver- 
mögensobjekten einen höheren Wert beizulegen und sie möglichst 
„noch“ zu versichern (man nennt dies „Überversicherung“) ; tritt 
dann der Fall des Schadenersatzes ein und wird ihm der ‚ver- 
- sicherte‘‘ Betrag ausgefolgt, so macht er eigentlich ein „gutes Ge- 
 ‚schäft“ auf Kosten der Anstalt. Ist der Mann gar unredlich, ver- 
- sichert er wertlose Objekte absichtlich recht hoch und führt er nach- 

träglich den Schaden selbst herbei (gelegter Brand), so ist die 
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Sache begreiflicherweise noch viel schlimmer. Die Versicherungs- 
anstalt andererseits ist der Versuchung ausgesetzt, die Überver- 
sicherung ohne weiteres zuzulassen, weil sich die Prämien selbst- 
verständlich höher stellen; kommt es dann zur Leistung des Scha- 
denersatzes, so kann sich die Anstalt noch immer auf den Rechts- 
standpunkt stellen und nur den effektiven Schaden vergüten. Der 
Anstalt kann es.aber unter Umständen ganz genehm sein, sogar die 
„überversicherte“ Summe auszuzahlen, wenn sie glaubt, daß sie ein 
derartig ‚„kulantes“ Vergehen (im einzelnen Falle) zu Reklame- 
zwecken ausnutzen kann. Auch bei der Lebensversicherung 
können derartige Mißbräuche leicht vorkommen, und zwar ganz 
besonders im Falle eines Selbstmordes, und bei der Unfallversiche- 
rung (Simulierung schwerer Folgen des Unfalles). Die Versiche- 
rungsanstalten trachten sich gegen derartigen Mißbrauch durch 
möglichst vorsichtige Abfassung des Versicherungsvertrages zu 
schützen ; diese aber gibt vielleicht zu Schikanen seitens der Anstalt 
Anlaß. Mit einem Worte, die in Rede stehende Frage ist jedesmal 
eine sehr heikle. 

Von Bedeutung für die „Technik der Versicherung“ ist ferner 
die Frage, wer die Prämien zu zahlen verpflichtet ist. Im allge- 
meinen gilt hier selbstverständlich der Grundsatz, daß derjenige 
zur Zahlung der Prämien verpflichtet ist, der den Versicherungs- 
vertrag mit der Anstalt abschließt, und dies wird wohl in den mei- 
sten Fällen der „Versicherte“ selbst sein, also beispielsweise der- 
jenige, der seine Sachen gegen Schaden versichert. Es kommt 
jedoch schon hier sehr häufig vor, daß der eine sich zur Zahlung der 
Prämien verpflichtet und daß ein anderer der „Versicherte“ ist, 


und zwar ganz besonders in der Familie, wenn etwa der Mann seine 


Frau oder der Vater seine Kinder versichert. In der neuesten Zeit 


ist jedoch, und zwar bei der Arbeiterversicherung durch das Gesetz, 


der Grundsatz ausgesprochen worden, daß der Arbeitgeber ver- 
pflichtet ist, die Versicherungsprämien für seine Arbeiter (wenig- 
stens teilweise) aus Eigenem zu entriehten. Desgleichen hat sich 


in Deutschland das Reich verpflichtet, zur Alters- und Invaliden- 
versicherung der Arbeiter einen jährlichen Zuschuß zu leisten. 


Damit ist der Grundsatz ausgesprochen, daß derjenige, der die Ar- 
beitskraft eines Menschen ausnutzt, für denselben — während der 
Zeit seiner Krankheit, seines Alters oder seiner sonstigen Arbeits 
unfähigkeit — zu sorgen habe. Die Konsequenz dieses Grundsatzes 
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ist die Verpflichtung des Arbeitgebers, die Versicherungsprämien 
für seine Arbeiter teilweise aus Eigenem zu tragen. | 

Die Betriebs-und Unternehmungsiormen der 
Versicherung. Man unterscheidet drei bzw. vier Formen, 
und, zwar: 

1. Die Versicherungsunternehmung als spekula- 
tives Erwerbsgeschäft. Das Versicherungsgeschäft kann selbstver- 
ständlich wie jeder andere Zweig der wirtschaftlichen Tätigkeit als 
privates Erwerbsgeschäft betrieben werden. Wegen des großen 
Risikos jedoch, und weil ferner die Versicherung (wie angedeutet) 
in der Regel nur im großen betrieben werden kann, werden Ver- 
sicherungsunternehmungen zumeist nur von Gesellschaften, und 
zwar von Aktiengesellschaften, betrieben. Als Einzelunternehmung 
wird von alters her nur die Seeversicherung, und zwar in der Weise 
betrieben, daß die einzelnen Versicherer (selbstverständlich gegen 
Zahlung der Prämie) nur einen Teil von dem Werte des Schiffes 
und der Ladung zur Versicherung übernehmen, so also, daß der 
Reeder, der sein Schiff versichern will, eine Reihe von Versiche- 
rungsverträgen mit mehreren Personen abschließen muß. In dieser 
Form ist der Einzelbetrieb des Versicherungsgeschäftes unbedenk- 
lich, weil der Versicherer das übernommene Risiko mit Rücksicht 
auf seine Leistungsfähigkeit (seine Vermögenskraft) begrenzen 
kann, und weil die Versicherung sich immer nur auf eine einzige 
Reise des Schiffes beschränkt. Überdies verteilt der Versicherer 
sein Risiko auf mehrere Schiffe. 

Für den Versicherten hat die Versicherung bei einer Versiche- 
rungsunternehmung (die Solidität und Leistungsfähigkeit der 
Unternehmung vorausgesetzt) den Vorteil, daß er gegen Zahlung 
seiner fixen Prämie die Sorge für den Ersatz des etwaigen Schadens 
auf andere leistungsfähige Schultern abwälzt, und daß ihn — wenn 
man so sagen darf — die ganze Sache weiter nichts mehr angeht. 

Andererseits hat aber die Versicherung bei einer Erwerbsunter- 
nehmung den Nachteil, daß die Prämien höher sein müssen, weil 
die Unternehmung nicht nur die (oben des näheren auseinander- 
gesetzten) Geschäftsauslagen hereinbringen will, sondern selbstver- 
ständlich bestrebt sein muß, einen Gewinn zu erzielen. Durch 
dieses Streben nach Gewinn werden die Unternehmungen veran- 
laßt, Agenten zur Anwerbung von Versicherten zu bestellen, wo- 
durch begreiflicherweise der Geschäftsbetrieb weiter verteuert wird. 





558 V. Kapitel. | | Re 
2. Die gegenseitige Versicherung. Das Warn 
derselben besteht darin, daß die Verbundenen demjenigen Ge- | 
nossen, der von einem Schaden getroffen wurde, den Schaden er- 
setzen. In ihrer reinsten Gestalt kommt diese Art der Versicherung 
auf dem platten Lande vor, und zwar in der Weise, daß z. B. im 
Falle eines Brandes die Dorfinsassen sich zusammentun, daß sie 
dem Betroffenen die Materialien zum Wiederaufbau des Hauses 
herbeischaffen, daß sie ihm beim Bau des Hauses behilflich sind, 
daß jeder von ihnen etwas beisteuert, um dem Abbrändler die Vor- 
räte an Viktualien zu ersetzen usw. Diese Form der Versicherung 
ist jedenfalls die billigste, weil sie weder irgendwelche Regiekosten 
verursacht, noch irgendeinen Gewinn anstrebt. Allein andererseits 
ist diese einfache Form nur in einem ganz engen Kreise von Nach- | 
barn anwendbar, die miteinander bekannt und befreundet sind. 
Soll die gegenseitige Versicherung in einem weiteren Kreise durch- 
geführt werden, so muß ein ständiges Bureau (eine „Anstalt“) n 
den Mittelpunkt treten, welches die laufenden Agenden besorgt. IR 
Damit sind gewisse „Regieauslagen‘ von selbst gegeben, und diese "% a 
müssen von den Versicherten aufgebracht werden. Sodann hat 
diese Form der Versicherung — wenn sie in ihrer vollen Reinheit 
durchgeführt würde, d. h. wenn man immer erst darauf warten 
wollte, bis der Schaden wirklich eingetreten ist — den Nachteil, 
daß die Beiträge der Versicherten (die Prämien) von Jahr zuJahır 
schwanken. Ergibt sich in einem Jahre gar kein Schaden, sohaben 
die Versicherten (abgesehen von dem Regiekostenbeitrage) für 
dieses Jahr nichts zu zahlen ; kommen große Schäden vor, so können 
die Beiträge drückend werden. Brennt gar — in dem vorer- 
wähnten einfachen Falle — das ganze Dorf ab, so versagt begreif- ie 
licherweise der ganze Apparat der gegenseitigen. Versicherung 
seinen Dienst. A iR 
Infolgedessen wurden die Versicherungsanstalten auf Gegeen- 
seitigkeit (wie bereits oben angedeutet wurde) durch die gemachten 
Erfahrungen dazu gedrängt, äußerlich oder scheinbar vollständig 
die Gestalt der Versicherungsunternehmung anzunehmen... Sie 
müssen also zunächst ein vollständiges und ständiges Bureau, even- 
tuell mit einer großen Zahl von Beamten, errichten und die hieraus 
erwachsenden Regiekosten durch eine entsprechende Erhöhung der 
Prämien aufbringen. Sie können sodann nicht abwarten, bis der 
Schaden wirklich eingetreten ist, und denselben sodann auf die 
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Mitglieder aufteilen, sondern sie müssen — genau wie die spekula- 


tiven Versicherungsunternehmungen — die Prämien im voraus 
einheben und ihre Höhe auf Grund einer durchgeführten Wahr- 


 scheinlichkeitsrechnung derart festsetzen, daß aus denselben nicht 


nur die wahrscheinlichen Schäden und die Regiekosten gedeckt, 
sondern auch der schon früher erwähnte Reservefonds angesammelt 


_ werden kann. Eventuell werden auch die auf Gegenseitigkeit be- 


ruhenden Versicherungsanstalten zu ihrer eigenen Sicherung Rück- 

versicherungsverträge bei anderen Anstalten abschließen müssen. 
Der Unterschied der auf Gegenseitigkeit beruhenden Anstalt 

und der Erwerbsunternehmung kann erst später, wenn die ganze 


‘Sache geordnet ist und die Anstalt gefestigt dasteht, zutage treten 
' und äußert sich in folgenden Momenten. Erstens strebt die auf 


Gegenseitigkeit beruhende Anstalt keinen Gewinn an, und infolge- 
dessen können die Prämien um diesen Betrag niedriger sein. Zum 


zweiten entfällt das Agentenwesen und eventuell auch -unwesen, 
so also, daß die Regie sich etwas billiger gestaltet. Endlich drittens 


kann — aber, wie gesagt, immer erst wenn die Anstalt ganz gefestigt 
dasteht — der Gedanke, daß eigentlich nur der wirkliche Schaden 


auf die Mitglieder aufgeteilt werden soll, in der Weise praktisch 
werden, daß in Jahren mit geringeren Schäden an die Mitglieder 


ein Bonus in der Form am Jahresschlusse verteilt wird, daß dieser 
Bonus von der Prämie des nächsten Jahres in Abrechnung ge- 
bracht wird. 

3. Öffentliche Anstalten. Nicht selten kommt es 
vor, daß das Versicherungsgeschäft von irgendeiner öffentlichen 


" Körperschaft (Gemeinde, Bezirk, Provinz, Staat, Berufsgenossen- 


schaft o. dgl.) in die Hand genommen wird. Es hat dies den großen 
Vorteil, daß das Versicherungsgeschäft in der Hand einer der- 
artigen Körperschaft „mit Rücksicht auf das öffentliche Wohl“, 


also in der gemeinnützigsten Weise betrieben werden kann, weil 
hier alle kleinlichen privaten Rücksichten fortfallen. Und dies 


ist ganz besonders der Fall, wenn etwa seitens der Staatsgewalt der 
Zwang zur Versicherung dekretiert wird. 
4. Eventuell kann als vierte Form des Versicherungsbetriebes 


die sog. „Selbstversicherung“ hier angeführt werden. 
Wenn nämlich jemand (ein reicher Privatmann oder eine große 


Aktiengesellschaft) so viele Objekte besitzt, daß bei ihm die Schä- 


. den den Charakter des Zufalles verlieren und eine gewisse Regel- 
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mäßigkeit annehmen (wenn beispielsweise dem Betreffenden jähr- 
lich oder alle zwei Jahre o. dgl. eines seiner zahlreichen Häuser b- 
brennt), so müßte der Betreffende jährlich so viel an Assekuranz- 
prämien (und wegen der Regiekosten der Anstalt noch etwas dar- 





über) zahlen, als der jährliche Schaden beträgt. Er wird also besser ( 


fahren, wenn er sich bei keiner Anstalt versichert, sondern von 
seinen jedenfalls riesigen Einnahmen regelmäßig denjenigen Be- 
trag zurücklegt, der zur Deckung des Schadens notwendig ist. Man 
nennt dies die Selbstversicherung. 

DieFrageder Zwangsversicherung. Wie bereits 


im Eingange erwähnt wurde, besteht das Wesen jeder Versicherung 


darin, daß diejenigen, die von keiner ungünstigen Eventualität 


betroffen wurden, für die Betroffenen zahlen. Und dies wird von 


niemandem als eine Unbilligkeit empfunden, weil jeder dem „Zu- 
falle“ machtlos gegenübersteht und immer befürchten muß, daß er 


von einem solchen getroffen werden kann. Sodann besteht das 


Wesen der Versicherung darin, daß der Schaden auf möglichst 


viele Köpfe verteilt und demgemäß in möglichst kleine Raten zer- 
legt wird. Aus alledem geht hervor, daß das Versicherungsgeschäft 
am besten gedeiht, wenn es einen möglichst weiten Kreis und mög- 


lichst viele Personen umfaßt. Diese Erwägung hat dazu geführt, 
daß in manchen Staaten gewisse Zweige des Versicherungswesens 


— wie die Feuer-, die Viehversicherung und neuestens die Ar- 


beiterversicherung — obligatorisch eingeführt wurden, d. h. also, 


daß jeder der Betreffenden gegen die bestimmte Eventualität verr 
sichert sein muß. In einem derartigen Falle spricht man vom 
„Kassenzwang“. Besteht ein derartiger Versicherungszwang, oO 
führt die weitere Erwägung, daß die Zersplitterung des Versichee 
rungsgeschäftes auf eine Reihe kleinerer und demgemäß weniger Se 
leistungsfähiger Anstalten durchaus nicht erfreulich und wün- He 


schenswert ist, mit logischer Notwendigkeit (wenigstens in man- 
chen Fällen) zur sog. „Zwangskasse“ oder zum Monopol gewisser 
Versicherungsanstalten, d. h. zur Vorschrift, daß die betreffenden 


Personen, die zur Versicherung verpflichtet sind, sich bei keiner 
anderen ala dieser bestimmten Anstalt (oder dieser Anstalt in dem 


bestimmten Territorium) versichern dürfen. 
























